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I.  ABHANDLUNGEN. 

DIE  VERSTAATLICHUNG  DES  SPEDITIONS- 
WESENS. 

VON 

Dr.  FREIHERR  zu  WEICHS-GLON. 


Man  wird  heute  wohl  kaum  mehr  ernste  Einwände  erfahren, 
wenn  man  behauptet ,  die  Verstaatlichung  des  Eisenbahnwesens 
bedeute  einen  entschiedenen  Fortschritt  in  der  Entwicklung  des 
Verkehrswesens.  Es  liegt  mir  darum  auch  ferne,  alles  das  Treff- 
liche ,  Gediegene  und  Gründliche  zu  wiederholen ,  was  von  An- 
hängern des  Staatsbahnprinzipes  für  dasselbe  vorgebracht  worden 
ist.  Die  Verstaatlichung  des  Verkehrswesens  ist  thatsächlich  ein 
höheres  Stadium  dessen  Entwicklung.  Damit  ist  weder  gesagt, 
dass  dies  für  alle  Arten  von  Verkehrsmitteln  bezw.  Eisenbahnen 
gilt,  noch  dass  die  Verstaatlichung  in  jedem  Momente  ,  nämlich 
unabhängig  von  gegebenen  Verhältnissen  als  die  richtige  Lösung 
zu  bezeichnen  ist.  So  wird  z.  B.  bei  Kleinbahnen  nicht  die  staat- 
liche, sondern  vielmehr  die  genossenschaftliche  Verwaltung  als 
die  geeignetste  anzuerkennen  sein  *),  und  als  fragwürdig  kann  es 
gelten,  ob  eine  Verstaatlichung  des  englischen,  französischen  oder 
nordamerikanischen  Privatbahnnetzes  im  gegenwärtigen  Augen- 
blicke im  Interesse  der  englischen ,  französischen  bezw.  amerika- 
nischen Allgemeinheit  gelegen  wäre ,  welches  Interesse  ja  allein 
bestimmend  ist  für  das  Zeitmass  einer  solchen  Aktion. 

Wenn  auch  heute  in  den  genannten  Ländern  das  Staatsbahn- 

l)  Siehe  meine  Abhandlungen  »Eisenbahn-Genossenschaften«  in  Heft  2  ,  Jahrg. 
1897  der  Vierteljahrsschrift  »Das  Leben«  und  Jahig,  1897  der  »Zeitschrift  des  Vereins 
deutscher  Eisenbahn- Verwaltungen  « . 

Zeitschrift  für  die  gas,  Staatswissensch.   1898.  1.  I 
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prinzip  täglich  an  Anhängerschaft  gewinnt,  so  hat  dies  zunächst, 
gegenüber  der,  Besitz,  Macht  und  Einfluss  in  Händen  habenden 
Gegnerschaft  keinerlei  praktische  Bedeutung.  Aber  so  weit  ist 
man  doch,  dass  man  von  ernster,  nicht  interessierter,  wenn  auch 
gegnerischer  Seite  die  staatlichen  Eisenbahnen  als  höheres  Ent- 
wicklungsstadium anzuerkennen  geneigt  ist.  Die  Einwände,  die 
noch  erhoben  werden,  richten  sich  jedoch  weniger  gegen  das 
Prinzip,  sondern  beziehen  sich  vielmehr  auf  die  einer  Durchführung 
noch  entgegenstehenden  rechtlichen  und  finanziellen  Schwierigkeiten 
in  einzelnen  gegebenen  Fällen,  sowie  auf  die  mitunter  ungünstigen  Er- 
fahrungen, die  in  Staatsbahnländern  gemacht  wurden.  Und  diese  Ein- 
wendungen, auch  die  letztangeführten,  kann  man  nicht  ohne  weiteres 
zurückweisen  und,  wie  dies  auch  häufig  geschieht,  als  tendenziös 
und  falsch  bezeichnen. 

Es  muss  ja  zugestanden  werden  ,  dass  die  staatliche  Eisen- 
bahnverwaltung in  manchen  Ländern  wirklich  grosse  Erfolge  auf- 
zuweisen hat;  man  braucht  nicht  nach  Australien  zu  gehen,  es 
genügt  auch  der  Hinweis  z.  B.  auf  den  preussischen  Staatsbahn- 
betrieb, der  nicht  allein  für  Verzinsung  und  Amortisation  der  an- 
gelegten Kapitalien  aufkommt,  sondern  auch  ganz  erhebliche  Ueber- 
schüsse  zur  Deckung  allgemeiner  staatlicher  Erfordernisse  liefert 
und  dabei  doch  auch  seinen  volkswirtschaftlichen  Aufgaben  in 
vielen  Stücken  nachkommt.  Solche  glänzende  finanzielle  Ergeb- 
nisse dürfen  allerdings  nicht  darüber  täuschen,  dass  der  staatlichen 
Eisenbahnverwaltung  überall,  auch  in  Preussen,  doch  noch  viele 
Mängel  anhaften,  und  man  sich  noch  lange  nicht  auf  jener  Höhe 
der  Entwicklung  befindet,  welche  der  Idee  des  Staatsbahnwesens 
nahe  kommt.  Denn  jedem  Dinge  liegt  eine  Idee  zugrunde,  ein 
Plan,  nach  welchem  es  sich  bei  vollkommenster  Funktion  aus 
seinen  Teilen  aufbaut,  ein  entfernter  idealer  Typus,  dem  jede  Ent- 
wicklung zustrebt,  der  das  Wesen  der  Sache  eigentlich  ausmacht, 
so  bei  allen  anorganischen  und  organischen  Gebilden,  so  bei 
menschlichen  Erzeugnissen  und  Einrichtungen,  und  so  auch  beim 
Staatsbahnwesen. 

Es  ist ,  weil  ja  die  Organisation  jedes  Organismus  sich  mit 
jedem  neuen  Entwicklungsstadium  ändern  muss ,  natürlich  und 
selbstverständlich,  dass,  wenn  der  Uebergang  von  einem  vielleicht 
hochentwickelten  Privatbabnsystem  zum  Staatsbahnsystem  erfolgt 
ist,  dieses  letztere  sich  nicht  gleich  auf  der  Höhe  befinden  kann, 
die    für    eine  Staatsbahnverwaltung    erreichbar    ist    und    erstrebt 
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werden  muss ,  sondern  seiner  besonderen  Eigenheit  nach  einen 
eigenen  Entwicklungsgang  ganz  von  vorne  beginnen  muss.  Und 
da  treten  eben  dann  manche  Schwächen  und  Nachteile  zutage, 
welche  den  Gegnern  als  gute  Angrififspunkte  dienen.  Es  ist  zudem 
nicht  zu  verkennen,  dass  diese  Weiterentwicklung  nur  sehr  lang- 
sam erfolgt ;  die  Staatsbahnen  wollen  in  vielen  Dingen  aus  den 
Kinderschuhen  nicht  herauskommen  und  ihre  Verwaltungen  be- 
treten nicht  selten  Wege,  die  fernab  führen  von  der  Entwicklung 
einem  idealen  Typus  entgegen. 

Das  hat  seine  guten  und  auch  erkennbaren  Gründe.  Es  ist 
bekanntlich  allen  staatlichen  Betrieben  eigentümlich,  dass  sie  schwer- 
fällig und  mit  viel  Umständlichkeit  arbeiten  und  darum  auch  selten 
grosse  wirtschaftliche  Erfolge  aufzuweisen  haben.  Man  bezeichnet 
dies  als  den  Bureaukratismus,  der  thatsächlich  alle  staatlichen  Be- 
triebebeherrscht und  erfüllt  und  in  ihnen  stetig  überhand  nimmt.  Seine 
Wurzeln  mögen  darin  liegen,  dass  man  jeden  staatlichen  Betrieb, 
und  sei  er  auch  höchst  wirtschaftlicher  Natur,  wie  z.  B.  gerade 
der  Betrieb  von  Verkehrsmitteln,  einzugliedern  sucht  in  den  ganzen 
staatHch-bureaukratischen  Apparat,  in  das  bestehende  System  des 
Instanzenzuges  ,  der  aktenmässigen  Behandlung ,  der  Behandlung 
am  grünen  Tisch.  Dazu  kommt  das  diesem  Apparate  eigene 
staatsämtliche  Bewusstsein;  man  steht  einem  öffentlichen  Amte 
vor ,  verwaltet  öffentliche  Gelder.  Dies  erheischt  nach  herge- 
brachter Meinung  den  Ausschluss  des  wirtschaftlich  und  geschäft- 
lich so  wichtigen  und  wertvollen  Prinzips  der  persönlichen  Ver- 
antwortlichkeit in  allen  Zweigen  und  Instanzen  der  Verwaltung 
und  erzeugt  einen  ebenso  kostspieligen  wie  umständlichen  KontroU- 
und  Hyperkontrollapparat.  Dabei  geht  natürlich  jede,  ohnehin 
nicht  gerne  gesehene  Initiative  und  selbständige  Gesinnung  bei 
den  Bediensteten  notwendigerweise  verloren,  und  Hand  in  Hand 
damit  tritt  bei  denselben  die  für  staatliche  Betriebe  typisch  gewordene 
Interesselosigkeit  für  die  Sache,  der  sie  dienen,  ein.  Dies  hat  zur  weiteren 
Folge,  dass  von  einer  thatsächlichen  lebendigen  Mitarbeit  des  Perso- 
nales, das  seine  Obliegenheiten  zwar  formell  pflichttreu,  aber  automa- 
tisch versieht,  keine  Rede  mehr  ist  und  das  Personale  verhältnismässig 
unterwertig  wird ;  nun  müssen  für  die  Arbeit,  die  e  i  n  intelligenter,  inte- 
ressevoller Mann  leistet,  zwei  Minderwertige  angestellt  werden,  was 
natürlich  zu  einer  wachsenden  Verteuerung  der  Verwaltung  führt. 
In  merkwürdigem  Widerspruche  und  Gegensatze  zu  dem  staats- 
bureaukratischen  Ausschlüsse   des  Prinzipes    persönlicher   Verant- 

I* 
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wüiUichkeit  steht  allerdings  die ,  von  der  Privatbahn- Aera  über- 
nommene und  noch  immer  —  wohl  aus  persönlichen  Gründen  — 
sorgsam  beibehaltene,  nahezu  unbeschränkte  und  thatsächlich  ganz 
unkontrollierte  Machtvollkommenheit  einzelner  Personen  auf  dem 
Gebiete  des  Tarifwesens,  also  gerade  auf  einem  Gebiete,  das  für 
den  wirtschaftlichen  Erfolg  von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist. 
Liegt  nun  dieser  schwierige  und  verantwortungsvolle ,  grossen 
Scharfsinn  und  Einblick ,  unbedingte  Unbestechlichkeit  und  ge- 
sunde Rücksichtslosigkeit  erheischende  Geschäftszweig  in  Händen 
eines  unfähigen  oder  schwachmütigen  Mannes —  derlei  kann  ja  vor- 
kommen, —  so  vermag  ein  solcher  Mann  unter  Umständen  eine  unheil- 
volle und  für  den  staatlichen  Haushalt,  die  Entwicklung  des  Verkehrs- 
wesens, verhängnisvolle  Thätigkeit  —  oder  Unthätigkeit  zu  ent- 
falten. Es  besteht  kein  Zweifel,  dass  bei  fortlaufender  Entwick- 
lung des  staatlichen  Verkehrswesens  nicht  zuletzt  an  diesem  Punkte 
wird  eingesetzt  werden  müssen.  Hält  man  diesen,  bei  den  meisten 
Staatsbahnverwaltungen  noch  bestehenden  Zustand  zusammen  mit 
der  geringen  Eignung  der  mitunter  zur  obersten  Leitung  und  auf  die 
wichtigsten  Posten  berufenen  Personen,  sowie  mit  der  früher  be- 
sprochenen und  bis  zu  den  höchsten  Spitzen  reichenden  bureau- 
kratischen  Interesselosigkeit ,  welche  verhindert,  dass  das  Wesen 
der  Dinge,  das  ja  nicht  an  deren  Oberfläche,  sondern  im  Innern 
liegt,  erkannt  wird,  so  wird  man  das  begreifen,  was  thatsächlich  vor 
unsern  Augen  sich  vollzog  und  noch  vollzieht:  Eine  Entwicklung  der 
Staatsbahnverwaltungen  in  einzelnen  Ländern,  welche  diesen  Verwal- 
tungen die  Fähigkeit  raubte,  die  Bedingungen  der  Existenz  und  der 
Entwicklung  des  staatlichen  Verkehrswesens,  und  des  Zusammen- 
wirkens aller,  seiner  Natur  nach  ihm  zugehörigen  Teile,  sowie  die 
diese  Entwicklung  hindernden  und  störenden  Einflüsse  zu  erkennen. 
—  Die  da  und  dort  vorgenommenen  Neuorganisationen,  —  die 
Neuorganisation  der  preussischen  Staatsbahnen  bildet  in  mancher 
Hinsicht  eine  Ausnahme  —  die  nicht  oder  nur  wenig  am  Wesen 
der  Sache  rührten,  können  daher  auch  nicht  als  Etappen  in  der 
Entwicklung  des  Staatsbahnwesens  angesehen  werden.  Man  wird 
ohneweiteres  zugestehen  müssen,  dass  die  Entwicklung  des  Ver- 
kehrswesens nach  der  rein  technischen  Seite  hin  durch  die  staat- 
liche Verwaltung  wohl  gewiss  nicht  gelitten,  sondern  die  letz- 
tere auf  diesem  Gebiete  bedeutende  Leistungen  aufzuweisen 
hat.  Auch  in  praktischer  Sozialpolitik  haben  die  Staatsbahnen 
manches  Nachahmenswerte  geschaffen. 
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Um  so  rückständiger  ist  die  Entwicklung  vielfacli  auf  rein 
wirtschaftlichem  Gebiete  geblieben  u.  zw.  sowohl  hinsichtlich  der 
Ausforschung ,  Ausbildung  und  Pflege  der  lebendigen  Bezieh- 
ungen und  Zusammenhänge  mit  der  Volkswirtschaft  in  allen  deren 
Elementen,  als  auf  dem  Gebiete  des  Transportdienstes  und  Tarif- 
wesens. Hier  hat  die  Entwicklung  mitunter  eine  geradezu  pathologische 
Richtung  eingeschlagen,  was  um  so  bedauerhcher  ist,  als  es  sich 
um  eine  Krankheit  handelt,  die  am  Säckel  der  Steuerzahler  zehrt, 
die  eigentlich  schuldtragenden  Personen  aber  ganz  ruhig  und  un- 
berührt in  ihren  kurulischen  Stühlen  belässt.  Teils  glaubte  man 
einer  Forderung  des  Zeitgeistes  zu  entsprechen,  wenn  man,  einem 
dunklen,  ganz  unklaren  Drange  in  der  eigenen  Brust  folgend,  dem 
falsch  verstandenen  Schlagworte  »gemeinwirtschaftlich«  Zugeständ- 
nisse machte  ,  teils  folgte  man  ,  fernab  von  jeder  Berührung  mit 
den  Niederungen  der  Volkswirtschaft  den  Ratschlägen  und  dem 
Drängen  der  auf  den  Höhen  der  Volkswirtschaft  stehenden  Gross- 
industriellen, Grosshändler,  Grossgrundbesitzer  und  Spediteure, 
teils  hing  man,  unberührt  von  der  thatsächlichen  Entwicklung  auf 
allen  Gebieten ,  am  grünen  Tisch  ersonnenen  Theorien  nach ,  in 
die  man  die  tausendgestaltige  Wirklichkeit  wie  in  ein  Prokrustes- 
bett zwängte,  ferner  war  es  der  Mangel  der  bestehenden  Verwal- 
tungsorganisationen, welche  nicht  auf  geschäftliche  Ziele  gerichtet 
war  und  daher  auch  geschäftlichen  Sinn  und  geschäftliches  Streben 
in  den  Hintergrund  drängte,  grossenteils  endlich  waren  es  Mangel 
an  Verständnis  ,  Einsicht  und  Initiative ,  Ueberfluss  an  Bequem- 
lichkeit ,  bureaukratischer  Gewöhnung  und  Aktenstaub ,  welche 
eine  gesunde,  natürliche,  der  Idee,  dem  gedachten  Plane  einer 
Staatsbahnverwaltung  entsprechende  Entwicklung  verhinderten 
und  wie  mit  einem  undurchdringlichen  Walle  verlegten. 

Auf  diese  Weise  war  es  möglich  geworden,  dass  die  Staats- 
bahnverwaltungen statt  im  Sinne  jener  Entwicklung  ihre  Wirk- 
samkeit immer  mehr  auszudehnen  und  auszufüllen,  sich,  gewisser- 
massen  aus  ihrem  Leibe,  kostbare  Stücke  herausschneiden  Hessen. 
P'indige  Geschäftsleute  hatten  es  bald  heraus,  welche  besonderen 
Gebiete  der  Verkehrsvermittlung  gewinnversprechend  sind  und 
wie  die  Staatsbahnverwaltungen ,  wenn  man  sie  nur  an  ihrem 
schwachen  Punkte,  die  Aussicht  auf  eine  wenn  auch  kleine  A  u  s- 
gab  e  n  Verminderung,  fasst,  leicht  zu  grossen  Zugeständnissen  be- 
reit sind. 

So  steht    man  in  Staatsbahnländern  heute    einer  ganzen 


5  Dr.  Frhr.   zu  Weichs-Glon: 

R  c  i  h  e  von  lukrativen  geschäftlichen  Unternehmungen  gegenüber, 
welche  ihre  Wurzeln  im  Staatsbahnleibe,  in  der  den  Staatsbahnen 
zugehörigen  Aktionssphäre  haben,  aber  Schöpfungen  privatwirt- 
schaftlicher Initiative  sind  und  daher  auch  mit  ihrem  ganzen  und 
recht  bedeutenden  finanziellen  Ergebnisse  den  Staatsbahnen  und 
damit  der  steuerzahlenden  Gesamtheit  verloren  gehen. 

Eine  dieser  Unternehmungen  sind  dieSpediteu  r  ges  ch  äft  e. 

Das  Speditionsgewerbe  hat  sich  aus  dem  früheren  Fuhrge- 
schäft heraus  und  sodann  in  Anlehnung  an  die  Eisenbahnen  ent- 
wickelt. Man  kann  nicht  ohne  weiteres  sagen ,  dass  seine  Ver- 
mittlerfunktion zwischen  Schiff  und  Eisenbahnen  einerseits ,  — 
Einzelwirtschaftern  andererseits  eine  in  allen  Teilen  überflüssige 
oder  gar  volkswirtschaftlich  nachteilige  war.  Es  bestand  ja  keinerlei 
Zwang,  sich  des  Spediteurs  zu  bedienen.  Dass  man  sich  aber 
seiner  bediente  und  willig  die  Vermittelung  bezahlte,  ist  ein  Be- 
weis, dass  das  Speditionsgewerbe  thatsächlich  einem  Bedürfnis  — 
der  Bequemlichkeit  oder  wirklich  geschäftlichen  Interessen  —  ent- 
gegenkam und  die  Bedingungen  für  seine  Existenz  und  Entwick- 
lung thatsächlich  vorhanden  waren  und  sind.  FragHch  ist  nur,  ob 
diese  Vermittlerfunktion,  wenigstens  insoweit,  als  sie  den  Zustreif- 
dienst  betrifft,  nicht  auch  von  den  Eisenbahnen  selbst  hätte  be- 
sorgt werden  können.  Darüber  kann  nun  gar  kein  Zweifel  be- 
stehen ;  denn  unleugbar  gehört  dieser  Dienst  auch  in  die  Aktions- 
sphäre der  Eisenbahn,  und  es  wäre  viel  natürlicher,  einfacher  und 
gewiss  auch  billiger,  wenn  die  Eisenbahn  sich  nicht  auf  die  passive 
Erwartung  der  kommenden  und  der  Abfuhr  der  bereits  beförderten 
Frachten  beschränken,  sondern  auch  Zu-  und  Abfuhr  der  Frachten 
in  direktem  Verkehr  mit  dem  Versender  bezw.  Empfänger  selbst  be- 
sorgen würde.  Jedenfalls  wäre  es  natürlicher,  als  ein  eigenes  Ge- 
werbe dafür  einzuschalten.  Schon  die  Vielheit  der  einzelnen  Betriebe 
in  diesem  Gewerbe  mit  ihren  besonderen  Verwaltungen,  die  vermehrte 
Schreib-  und  Rechnungsarbeit,  die  notwendigerweise  daraus  erwächst, 
Umständhchkeiten  in  der  Manipulation,  Verlangsamung  des  ganzen 
durch  Zwischenhände  geleiteten  Verkehrs ,  Vermehrung  von  An- 
lagen, Lagerräumen,  Geleisen  u.  s.  f.  müssen  zu  einer  Erhöhung 
des  Reibungswiderstandes  in  der  Transportvermittlung  und  da- 
mit auch  zu  einer  Erhöhung  der  Kosten  führen.  Dies  weist 
wohl  aufs  deutUchste  darauf  hin,  dass  das  thatsächliche  Wirkungs- 
gebiet der  Eisenbahn  sich  nicht  auf  die  Schienen  und  den  ein- 
gehegten  Raum  beiderseits    derselben  zu  beschränken  hat ,    son- 
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dern  seiner  Idee  nach  die  Vermittlung  zwischen  Versender  und 
Empfänger,  die  Ausführung  in  Zeit  und  Raum  des  vom  Handel 
bewirkten  Ausgleiches  zwischen  Nachfrage  und  Bedarf  umfasst  *). 
Allerdings  ist  es  historisch  erklärbar,  dass  die  Eisenbahnen 
dieses  ihnen,  wie  gesagt,  zugehörige  Wirkungsgebiet  unbearbeitet 
Hessen,  bezw,  widerstandslos  anderen  überliessen.  Das  Speditions- 
gewerbe von  heute  ist,  wie  schon  erwähnt,  aus  dem  früheren  voreiseu- 
bahnzeitlichen  Fuhrgewerbe  herausgewachsen.  Als  nun  die  Eisen- 
bahnen entstanden  ,  fanden  sie  bereits  ein  organisiertes  und  ent- 
wickeltes Fuhrgewerbe  vor,  das  zwar  einerseits  vor  der  über- 
mächtigen neuen  Konkurrentin  zurückweichen  musste,  sich  anderer- 
seits aber  in  die  neue  Lage  möglichst  hineinzufinden  suchte  und 
begierig  nach  der  Vermittlung  zwischen  Eisenbahn  und  Publikum 
als  Ersatz  für  verloren  Gegangenes  griff.  Die  Eisenbahnen  hatten 
in  ihren  Jugendjahren  genug  mit  sich  selbst,  der  Ueberwindung 
technischer ,  finanzieller  und  administrativer  Schwierigkeiten  zu 
thun,  um  zur  Erkenntnis  kommen  zu  können,  dass  Zu-  und  Abfuhr 
der  Güter  ein  ihnen  zustehendes  Geschäft  seien  ;  und  selbst  wenn 
sie  diese  Erkenntnis  besessen  hätten ,  so  würden  sie  wahrschein- 
lich freiwillig  auf  Ausübung  jener  Thätigkeit  verzichtet  haben,  die 
bei  der  damaligen  schwachen  Verkehrsentwicklnng  sowie  den 
grossen  Lücken  im  Eisenbahnnetze  und  im  Wettbewerb  mit  den 
Fuhrleuten  wohl  wenig  gewinnbringend  erschien.  So  blieb  das 
Gebiet  dem  Speditionsgewerbe  überlassen  und  es  ist  ganz  natür- 
lich, dass  sich  dasselbe  immer  mehr  häuslich  einzurichten  und 
das  nutzbringende  Vermittlergeschäft  auszugestalten  und  auszu- 
dehnen suchte,  sowie  einerseits  von  den  Eisenbahnen,  andererseits 
vom  Publikum  Vorteile  zu  erlangen  trachtete.  »Das  Zurückbleiben 
auf  dem  Felde  der  Frachtvermittlung  ist  da  erklärlich«,  sagt 
Tronmier  in  seinem  Buche  »Eisenbahn- Verkehrswesen«  ,  »wo  in- 
folge grosser  Neugestaltungen  durch  Verstaatlichungen  oder  Zusam- 
menlegen von  Bahnnetzen  zunächst  mit  Aufwendung  aller  Kräfte 
einheitliche  Betriebs-  und  Verwaltungskörper  geschaffen  werden 
mussten;  aber  diejenigen  Eisenbahnen,  welche  in  ruhiger  Entwick- 
lung bisher  weiter  gelebt,   hätten  den  Versuch  machen  und  fest- 


i)  Bezeichnend  für  den  Mangel  an  Erkenntnis  des  inneren  Zusammenhanges  zwi- 
schen Eisenbahnen  und  Speditionswesen  und  dessen  verhängnisvolle  Unterschätzung 
durch  die  Eisenbahnen  und  besonders  die  Staatsbahnen ,  ist  u.  a.  der  Umstand,  dass 
in  der  grossen  ÄöY/'schen  »Encyklopädie  des  Eisenbahnwesens«  die  Schlagworte  »Spe- 
dition«,   »Spediteur«   etc.   gar  nicht  vorkommen! 
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stellen  können,  welchen  Vorteil  sie  selbst  und  das  Publikum  da- 
von haben  würden,  die  »Privatspeditionsspesen«  untereinander  zu 
teilen ;  wie  es  mit  der  Wagenausnützung  für  Stückgut  stände, 
wenn  alles  dieses  in  der  Hand  der  Eisenbahnen  zusammenkäme ; 
wie  endlich  die  Schnelligkeit  der  Beförderung  das  Publikum  be- 
friedigen, der  Verkehr,  auf  den  der  Handel  in  Bezug  auf  Kosten 
und  Lieferzeit  rechnen  kann,    sich    gestalten    und  heben  würde.« 

So  musste  das  Speditionsgewerbe  allenthalben  zu  einer  Ent- 
wicklung gelangen,  die  durch  die  Vermehrung  der  von  den  Eisen- 
bahnen verursachten  Verkehrsbeziehungen ,  Strassenbauten  und 
Städtebildungen,  mit  der  Entwicklung  der  Eisenbahnen  fortschreiten 
musste  und  wohl  auch  in  manchem  volkswirtschaftlich  wohlthätig 
wirkte,  indem  sie  thatsächlichen  Bedürfnissen  Genüge  leistete. 

Diese  P'eststellung  diene  zum  Beweis,  dass  ich  Wert,  Bedeu- 
tung, Nützlichkeit  und  Berechtigung  des  Speditionsgewerbes  sehr 
wohl  erkenne  und  nur  die  Forderung  erhebe,  dass  die  Grenzen 
der  Wirkungsgebiete  von  Eisenbahnen  und  Spediteuren  abgesteckt 
werden. 

Wir  sehen  denn  heute  auch  in  allen  Ländern  eine  grosse 
Zahl  von  Speditionsgeschäften,  welche  in  begreiflichem  Erwerbs- 
triebe und  die  Sachlage  klug  nützend,  ihr  Wirkungsgebiet  bis  zu 
den  Bahnhöfen  und  Schienen,  ja  teilweise  auf  den  Transport  auf 
den  Schienen  selbst  ausdehnten  und  Funktionen  für  sich  in  An- 
spruch nehmen,  die  auszuüben  die  hiezu  eigentlich  Berufenen  gar 
keine  Miene  machen.  Dies  bezieht  sich  in  gleicher  Weise  auf 
Staatsbahnen ,  wie  auf  Privatbahnen.  Nur  in  vereinzelten  Fällen 
erfolgt  bei  letzteren  der  Zu-  und  Abfuhrsdienst  nicht  durch  Spe- 
diteure, sondern  durch  Bahnorgane.  Dann  aber  auch  nicht  eigent- 
lich durch  die  Bahnanstalt  als  solcher,  sondern  mit  Vergebung 
im  Akkord  an  die  Bediensteten  einer  Station.  Die  Erfahrungen, 
die  man  in  diesen  wenigen  Fällen  machte,  sind  durchaus  günstige 
und  für  das  Publikum  wie  für  die  Bahnanstalt  bezw.  die  Akkor- 
danten  befriedigende. 

Da  trat  in  der  Entwicklung  des  Speditionsgew^erbes  eine  be- 
deutungsvolle Wendung  ein.  Nach  jahrelangen  Verhandlungen 
zwischen  den  meist  schon  verstaatlichten  Bahnen  der  deutschen 
Bundesstaaten,  zum  Zwecke  der  Vereinheitlichung  des  Eisenbahn- 
tarifwesens, kam  endlich  1878  der  sog.  deutsche  Reformtarif  zu 
Stande.  Eine  seiner  wesentlichsten  Eigentümlichkeiten  besteht  in 
der  Errichtung   einer  »Allgemeinen  Wagenladungsklasse«  und  den 
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grossen  Unterschieden  zwischen  den  Sätzen  für  Stückgut  und  un- 
vollständigen Wagenladungen  einerseits,  für  volle  Wagenladungen 
andererseits.  Dieser  grosse  Unterschied  bildet  den  Anreiz ,  die 
Tragfähigkeit  eines  Wagens  durch  Zusammenladung  verschieden- 
artiger Güter  auszunützen  und  damit  entweder  den  Frachtsatz  für 
volle  Wagenladungen  der  allgemeinen  Tarif  klasse  zu  erzielen,  oder 
gar  den  des  Ausnahmetarifes  für  Ladungen,  falls  es  gelingt,  Güter 
der  gleichen  Gattung  zu  einer  vollen  Ladung  zu  vereinigen. 

Der  Gütertarif  von  1878  ermunterte  also  zur  Bildung  von  Sam- 
melgut, weil  auf  diese  Weise  eine  wesentliche  Herabminderung 
der  Beförderungskosten  zu  erwarten  stand  und  es  ist  erklärlich, 
wenn  die  Deutsche  Geschäftswelt  den  grösstmöghchen  Vorteil 
aus  diesem  Umstände  zu  ziehen  bestrebt  war.  Selten  kann  aber 
der  Kaufmann  allein  eine  Sammelgutladung  zusammenbringen;  er 
verschickt  seine  Ware  nach  allen  Richtungen  und  es  fehlt  ihm 
für  die  Empfangnahme  und  Wiederweiterbeförderung  der  Waren 
an  den  nötigen  Agenten.  Deshalb  ist,  weil  bahnseits  ein  Sammel- 
dienst weder  eingerichtet  war  noch  ist,  ein  Vermittler  unentbehr- 
lich und  so  hat  der  Sammelladungsverkehr  einen  besonderen  Ge- 
schäftszweig gross  gezogen ,  welcher  aus  dem  bei  den  Beförde- 
rungskosten erzielten  Nutzen  sich  lebensfähig  erhält  und  auch  dem 
Versender  noch  einen  Vorteil  gestattet. 

Diese  Art  des  Speditionsgewerbes  zählt  von  demselben  Tage 
ab,  wo  der  erwähnte  Gütertarif  in  Kraft  trat.  Schon  vor  dem  amt- 
lich als  Einführungstag  des  neuen  Tarifes  angegebenen  i.  Januar 
1878  war  die  Bildung  von  Gesellschaften  für  den  Sammelgutver- 
kehr eine  vollendete  Thatsache  und  zahlreiche  Mitteilungen  in  den 
Zeitungen  unterrichteten  das  Publikum  von  den  lästigen  Beding- 
ungen, welche  es  bahnseitig  beim  gewöhnlichen  Stückgutverkehr 
zu  erwarten  hätte  und  von  den  Vorteilen,  welche  bei  Inanspruch- 
nahme der  Sammelgutspediteure  zu  erlangen  sein  würden. 

Die  zu  der  Zeit  der  Einführung  des  Reformtarifes  von  den 
Speditionsfirmen  aufgegebenen  Tarife  gewährten  dem  Versender  — 
verglichen  mit  dem  Gewinn  des  Spediteurs  ■ —  nur  einen  recht 
bescheidenen  Nutzen.  So  z.  B.  kostete  ^)  die  Beförderung  von  Stück- 
gut von  Aachen  nach  Berlin  durch  Vermittelung  des  Spediteurs 
60  M.  für  die  Tonne,  gegen  71,30  M.  nach  dem  bahnamtlichen 
Stückguttarif,    während  der  Spediteur  selbst    für  die  Beförderung 

i)  Siehe  auch  »Zeitung  des  Vereines  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen«  Nr.  74 
und  75.  Jahrg.   1S90. 


I Q  Dr.   Frhr.  zu  Weichs-Glon  : 

in  Wagenladungen  nach  dem  5000  kg-Tarif  nur  44,20  M. ,  nach 
dem  10  000  kg-Satz  sogar  nur  39  M.  zahlte.  Der  Nutzen  des  Spe- 
diteurs betrug  also  im  ersten  Fall  16  M.,  im  zweiten  21  M.,  wäh- 
rend dem  Versender  nur  1 1  M.  gutgebracht  wurden ,  obgleich 
dem  letzteren  auch  noch  das  Rollgeld  und  erhebliche  Versiche- 
rungsprämien zufielen. 

So  gering  der  Anteil  des  Publikums  auch  blieb,  so  bestand 
aber  doch  ein  wirklicher  Nutzen,  den  der  Versender  sich  nicht 
anders,  als  durch  den  vermittelnden  Spediteur  verschafifen  konnte. 
Die  Spediteure  hatten  von  Anfang  an  eine  gute  Kundschaft.  Da- 
durch konnten  sie  ihren  Transporten  eine  gewisse  Regelmässigkeit 
geben,  die  Lagerung  in  den  Speichern  verkürzen  und  namentlich 
den  Vorteil  erlangen,  die  Güter  in  Wagen  von  10  t  Tragkraft  zu 
befördern.  Die  beiden  ersten  Punkte  kamen  dem  Versender  zu- 
gute, der  dritte  Punkt  erhöhte  wesentlich  den  Nutzen  des  Spedi- 
teurs ,  alle  zusammen  waren  geeignet ,  dem  Sammelgutgeschäft 
einen  förderlichen  Aufschwung  zu  geben. 

Dazu  half  noch  ein  anderes.  »Die  geringe  Neigung  der  Eisen- 
bahnen, den  von  der  Post  nicht  vermittelten  Einzelverkehr  an  sich 
zu  ziehen  und  selbst  zu  vermitteln,  hat  gleichfalls  mitgewirkt,  das 
Spediteur-Sammelwesen  überall  da  zu  zeitigen,  wo  eine  lohnende, 
ausgiebige  Thätigkeit  bezüglich  dieses  Teiles  des  Kleinverkehres 
sich  entfalten  lässt;  den  mageren  Rest  hat  man  den  Eisenbahnen 
gelassen.  Auf  diese  Weise  ist  ein  verkehrsrechtlich  zweifellos  nicht 
gewollter  Zustand  ungleicher  Wirkung  der  gesetzlich  bestehenden 
Tarife  für  das  Publikum,  und  für  die  Eisenbahnen  ein  von  ihnen 
selbst  begünstigter  Wettbewerb  ernsterer  Natur  als  der  durch  die 
Post  entstanden.  Das  Privatsammelwesen  ist  zu  einer  Macht  an- 
gewachsen und,  soweit  sichs  um  festländische,  einschliesslich  der 
englischen  und  schwedischen  Sendungen  handelt,  wohl  der  we- 
sentlichste Grund,  dass  bahnseitig  die  Frage  einer,  der  Post  in 
ihren  Wirkungen  gleichkommenden  Neuordnung  der  Einzelgutbe- 
förderung nicht  zur  Lösung  gekommen  ist:  die  hohen  Stückgut- 
sätze, die  Schwierigkeit  der  Berechnung  und  Behandlung,  sind 
der  Sammelindustrie  günstig,  auch  wenn  die  Leistungen  weit  hinter 
dem  Masse  der  für  heutige  Verhältnisse  zu  fordernden  Beschleu- 
nigung zurückbleiben  und  die  »Spesenrechnungen«  den  Beweis 
liefern ,  dass  die  Ersparnisse  nichts  bedeuten  —  aber  wer  kennt 
den  Stückgutpreis,  um  vergleichen  zu  können?«  (Tromuier,  »Das 
Eisenbahn-Verkehrswesen«). 
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So  musste  sich,  wie  gesagt,  bei  fortschreitender  Entvvickking 
der  Verkebrsintensität  und  des  Verkehrsnetzes  bei  gleichzeitigem 
Stillstande  der  Entwicklung  der  staatlichen  Eisenbahnverwaltung 
in  geschäftlicher  Hinsicht,  natürlich  auch  das  Speditionsgeschäft 
beständig  vermehren  und  erweitern  und  Ulridi  (Das  Eiseubahn- 
tarifwesen)  konnte  schon  1886  berichten,  dass  die  Einführung  der 
allgemeinen  Wagenladungsklasse  eine  in  Norddeutschland  bis  da- 
hin unbekannte ,  bedeutende  Ausdehnung  des  Sammelverkehrs 
der  Spediteure  zur  Folge  hatte.  Aber  nicht  allein  in  Norddeutsch- 
land ,  sondern  bald  in  ganz  Deutschland  konnte  dies  bemerkt 
werden,  und  als  auch  Oesterreich  auf  seinen  Staatsbahnen  den  Sam- 
melgütertarif einführte,  auch  zahlreiche  Privatbahnen  sich  dazu  her- 
beiliessen,  und  später  noch  Russland  und  Rumänien  dazu  kamen,  da 
hatten  die  Spediteure  ein  weites  Feld  für  ihre  Sammelthätigkeit.  Und 
bei  .dem  Widerspruche-  zwischen  der  stetigen  Vermehrung  der 
Klassifikationsverzeichnisse  und  der  Anregung  zur  Bildung  von 
Sammelladungen  durch  Vermittler,  —  da  war  und  ist  denn  der 
gewandte  Fürsprech,  der  Spediteur,  als  Berater  und  Unternehmer 
zur  notwendigen  Ergänzung  der  Eisenbahnleitung  geworden  — 
und  als  solcher  anerkannt. 

Bei  einem  so  ausserordentlich  einträglichen  und  besonders 
auch  sicheren  Geschäfte  konnte  der  Wettbewerb  nicht  ausbleiben. 
Die  Geschäfte  für  den  Sammelgutverkehr  vermehrten  sich  und 
machten  sich  Tarifkriege.  Einige  Zeit  hatte  das  Publikum  Nutzen 
davon,  die  Tarife  der  Spediteure  giengen  wesentlich  herab.  Aber 
dieses  Vergnügen  nahm  bald  ein  Ende.  Die  kapitalkräftigsten 
Firmen  machten  die  andern  kampfunfähig  und  erhöhten  darauf 
ihre  Transportsätze.  Die  Geschäfte  aber,  welche  sich  in  diesem 
Kampf  als  gleich  kräftig  erwiesen  hatten,  traten  mit  den  älteren 
zu  einem  Syndikat  zusammen.  Solche  Syndikate  bildeten  sich  zu- 
nächst in  allen  grösseren  Städten. 

Um  die  Bedeutung  dieser  Vereinigungen  besser  zu  veran- 
schaulichen, den  darin  herrschenden  Geist  zu  zeigen,  erscheint  es 
nützlich,  einige  Auszüge  aus  den  Satzungen  des  Berliner  Syndi- 
kats vom  Jahre  1890  zu  geben,  welches  den  bestverwalteten  Ring 
von  30    grossen  Speditionshäusern  bildet. 

§  I.  Zweck  der  Vereinigung  ist,  für  die  verschiedenen,  von 
den  Berliner  Speditionshäusern  ausgeführten  Geschäfte  Mindest- 
gebühren festzusetzen,  welche  von  keinem  Mitgliede  bei  Vermei- 
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diiiii^  ».Icr  iiachfolL^cndcn  Strafen  unterboten  werden  dürfen  (folgen 
die  Strat'bestimmungen). 

§  2.  Die  diesen  Mindestbeträgen  unterliegenden  Verrichtungen 
sind  :  a)  Transporte  aller  Art,  b)  Rollfuhren  aller  Art,  c)  alle  an- 
deren nicht  unter  a  und  b  fallenden  Leistungen,  sofern  diese  nicht 
ausdrücklich  in  den  Vereinssatzungen  ausgeschlossen  sind. 

§  5.  Die  Festsetzung  der  Mindestgebühren  auf  der  in  den 
§§  3  und  4  gegebenen  Grundlage  liegt  einem  Tarifausschuss  ob, 
der  auch  ermächtigt  ist,  für  eine  bestimmte  Leistung  bezw.  eine 
gegebene  Transportbeziehung  Ausnahmspreise  zu  bestimmen,  so- 
fern die  Festsetzung  derartiger  Sätze  als  im  allgemeinen  Interesse 
der  Speditionshäuser  liegend  anerkannt  wird.  Gegen  die  Entschei- 
dung des  Tarifausschusses  steht  die  Berufung  an  den  Aufsichts- 
rat zu,  welcher  aus  Mitgliedern  des  Verwaltungsrates,  des  Syn- 
dikats und  zwei  Mitgliedern  der  Vereinigung  Berliner  Spediteure 
gebildet  wird. 

§  6.  Der  Tarifausschuss  umfasst  fünf  Mitglieder.  Zwei  ge- 
hören dem  Verein  Berliner  Spediteure  und  der  Berliner  Speditions- 
und Lagerhaus-Gesellschaft  an,  die  übrigen  drei  werden  aus  der 
Zahl  der  anderen  Spediteure  gewählt. 

Der  Generalsekretär  des  Syndikats  ist  auch  Sekretär  des  Tarif- 
ausschusses. 

§  9.  Wenn  ein  Mitglied  für  eine  nicht  im  Tarif  des  Syndikats 
vorgesehene  Leistung  oder  Verkehrsbeziehung  eine  Gebühr  ein- 
geführt hat,  ist  dasselbe  verpflichtet,  unverzügHch  den  angewen- 
deten Tarif  dem  Generalsekretär  mitzuteilen.  Letzterer  unterrichtet 
seinerseits  sämtliche  Mitglieder  über  die  neue  Tariffestsetzung, 
sofern  letztere  nicht  durch  den  Tarifausschuss  als  den  Vereins- 
satzungen widersprechend,  abgeändert  worden  ist.  Dann  wird  die 
so  festgesetzte  Gebühr  vom  Tage  der  Bekanntmachung  ab  für 
alle  Mitglieder  massgebend. 

§  19.  Zuwiderhandlungen  gegen  das  gegenwärtige  Ueberein- 
kommen  unterliegen  der  Prüfung  durch  ein  Schiedsgericht,  welches 
für  jeden  einzelnen  Fall  zusammentritt.  Ein  Mitglied  ernennt  der 
Verwaltungsrat  oder  der  Kläger,  das  andere  der  Beklagte.  Wird 
eine  Einigung  unter  den  Schiedsrichtern  nicht  erzielt,  so  ernennt 
der  Verwaltungsrat  ein  drittes  Mitglied. 

Alle  Mitglieder  unterwerfen  sich  bezüglich  aller  auf  die  Ver- 
einssatzungen Bezug  habenden  Fälle  diesem  Schiedsgericht. 

§  22.    Jedes  Mitglied    ist    bei  Vermeidung    einer    Strafe    von 
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20 — looo  M.  verpflichtet,  von  jeder  zu  seiner  Kenntnis  kommenden 
Uebertretung  der  Vereinssatzungen  dem  Verwaltungsrat  Anzeige 
zu  machen. 

§  23.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vereinssatzungen  werden 
wie  folgt  bestraft:  a)  für  jede  nachweisbar  absichtlich  begangene 
Uebertretung  5000  M.,  b)  für  jede  andere  Uebertretung  nach  Er- 
messen des  Schiedsgerichtes  20 — lOOO  M. 

§  27.  Um  die  Zahlung  der  in  den  vorhergehenden  Paragraphen 
angeführten  Abgaben  sicher  zu  stellen,  hat  jedes  Mitglied  bei  der 
Kasse  des  Syndikats    eine  Kaution    von   5000  M.   zu  hinterlegen. 

Mit  der  Bildung  von  Syndikaten  in  einzelnen  Orten  war  aber 
die  Entwicklung  nicht  abgeschlossen.  Die  Spediteure  von  ganz 
Deutschland  und  Oesterreich  traten  zu  je  einem  Verband  zusam- 
men. Die  deutschen  Spediteure  bildeten  den  »Verein  Deutscher 
Spediteure«,  die  österreichischen  den  »Verband  Oesterreichischer 
Spediteure«.  Zweck  dieser  Vereinigungen  ist  die  Wahrung  der 
den  Spediteurstand  berührenden  Interessen  und  Beratung,  sowie 
Beschlussfassung  über  die  damit  zusammenhängenden  Fragen. 
Spediteure ,  die  unter  dem  Selbstkostenpreis  (d.  h.  den  fixierten 
Mindestsätzen)  arbeiten,  »sind  als  nicht  anständige  Konkurrenten 
zu  betrachten«  (§  26  der  Statuten  des  Vereins  Deutscher  Spedi- 
teure) und  werden,  ebenso  wie  Spediteure,  welche  die  Interessen 
des  Vereins  schädigen,  nach  den  Statuten  der  genannten  Ver- 
einigungen ausgeschlossen. 

Das  Bezeichnende  an  dieser  Entwicklung  ist ,  dass  sie  in 
Staatsbahnländern  vor  sich  gegangen  ist !  Hiemit  ist  wohl 
auch  der  thatsächliche  Nachweis  für  die  Richtigkeit  der  eingangs 
gegebenen  Erklärung  und  zugleich  auch  der  Nachweis  erbracht, 
dass  die  bestehenden  Verkehrseinrichtungen  der  Eisenbahnen  un- 
zureichend und  ungenügend  zur  Befriedigung  der  heutigen  Bedürf- 
nisse sein  müssen. 

Die  Zahl  der  Spediteure  und  der  Umfang  ihrer  Thätigkeit 
bezüglich  des  nationalen  wie  aussernationalen  Verkehrs  von  Schiene 
zu  Schiene,  einschliesslich  der  angegliederten  Dampferlinien  bilden 
den  Masstab  für  die  Beurteilung  dieser  durch  Nichtentwicklung 
der  Eisenbahneinrichtungen  entstandenen  Lücke. 

Wie  man  sieht,  sind  die  Vorschriften  der  Spediteurverbände 
sehr  streng.  In  einigen  Paragraphen  wird  selbst  der  Fall  vorge- 
sehen, dass  ein  Mitglied,  sei  es  durch  eine  Mittelsperson  ,  sei  es 
durch  Rückvercfütuncfen,  versuchen  könnte,  sich  den   Vereinsvor- 
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Schriften  zu  entziehen,  um  bilh'gcre  Angebote  machen  und  dadurcli 
den  grössten  Teil  der  Kundschaft  an  sich  ziehen  zu  können. 

Dank  dieser  Vorsicht  haben  die  den  Syndikaten  der  Sammel- 
gut-Spediteure angehörenden  Firmen  jede  Konkurrenz  lahm  ge- 
legt. Abgesehen  von  der  Leichtigkeit,  ihre  Tarife  nach  Belieben 
zu  wählen,  gewähren  diese  Ringe  einen  anderen  höchst  wichtigen 
Vorteil,  unvollständige  Ladungen  leicht  zu  ergänzen.  Täglich  wird 
bei  den  Syndikatsfirmen  eines  Ortes  eine  Liste  in  Umlauf  gesetzt, 
auf  welcher  genau  angegeben  ist,  welche  Güter,  für  welche  Rich- 
tungen und  bei  welcher  Firma  dieselben  aufgegeben  sind.  Die  Firma, 
welche  die  grösste  Menge  aufzuweisen  hat,  erhält  die  bezüglichen 
Transporte  der  übrigen  Spediteure  zugeteilt  und  bildet  die  vollen 
Wagenladungen.  Der  Nutzen  wird  nach  Massgabe  des  aufgege- 
benen Gewichtes  auf  jede  Firma  verteilt. 

Bei  dieser  Organisation  ist  es  selten ,  dass  sich  keine  lO  t 
Ladung  zusammenfindet,  um  so  seltener,  als  man  unbedenklich 
die  Ware  einige  Tage  auf  dem  Speicher  liegen  lässt ,  wenn  man 
annehmen  kann,  dass  nach  dieser  Frist  eine  volle  Ladung  zustande 
gebracht  sein  wird.  In  grossen  Städten  ist  daher  eine  Sammelgut- 
ladung von  nur   5  t  eine  Ausnahme. 

In  den  meisten  Orten  richten  die  Spediteure  ihre  Lagerräume 
auf  den  Bahnhöfen  selbst  ein.  Diese  Geschäftserleichterung  bleibt 
zwar  mehr  oder  weniger  von  dem  guten  Willen  der  Eiseubahnver- 
waltungen  abhängig.  Nichtsdestoweniger  erlangen  die  Spediteure  in 
der  Regel  günstige  Plätze  auf  den  Stationen.  Bald  treffen  sie  ihre 
Einrichtungen  ganz  auf  eigene  Kosten,  bald  werden  ihnen  Räume 
bahnseitig  vermietet.  Gewöhnlich  bestehen  die  Anlagen  aus  Maga- 
zinen oder  Schuppen  oder  oft  auch  nur  aus  einer  kleinen  be- 
deckten Ladebühne,  welche  einerseits  am  Geleise,  andererseits 
an  der  Zufuhrstrasse  liegt. 

Sind  die  Güter  angesammelt  und  in  die  Speicher  gebracht, 
so  beginnt  das  Sortieren.  Der  Spediteur  trifft  die  Auswahl  nach 
seinem  Ermessen  und  übergiebt  geschlossene  Ladungen  an  die 
Bahnverwaltung.  Der  Spediteur  sucht  sich  natürlich  solche  Wagen 
zu  verschaffen ,  welche  den  grössten  Rauminhalt  gewähren.  In 
dieser  Beziehung  ist  er  oft  von  dem  guten  Willen  der  unteren 
Bahnbeamten  abhängig,  die  dann  selbst  nicht  selten  in  eine  freund- 
schaftliche Abhängigkeit  geraten.  Im  allgemeinen  werden  offene 
Wagen  vorgezogen,  weil  sie,  mit  Decken  überspannt,  mehr  Güter 
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auf/.unehtnen  vermögen,  als  bedeckte.  Diese  Decken,  welche  der 
Spediteur  sich  selbst  beschafift,  machen  sich  bald  bezahlt. 

Einige  grosse  Firmen  haben  sich  Spezialwagen  bauen  lassen, 
dreiachsige  Wagen  von   12  und  mehr  Tonnen  Tragfähigkeit. 

Das  Schreibwerk  v^ird  in  folgender  Weise  behandelt.  Die 
zu  jeder  Einzelsendung  gehörigen  Frachtbriefe  werden  ladungs- 
weise in  einen  Umschlag  gebracht  und  dann  durch  die  Post  an 
den  befreundeten  Spediteur  der  Zielstation  geschickt.  Für  die 
Bahnverwaltung  wird  ein  einziger  Frachtbrief  bezw.  Begleitschein 
über  eine  volle  »Sammelgutladung«  ausgestellt.  Der  Spediteur 
braucht  also  nur  eine  Karte  zu  schreiben.  Jedenfalls  ein  höchst 
einfaches  Verfahren. 

Es  ist  natürlich  und  verständlich,  dass  in  den  Reihen  derje- 
nigen , ,  mit  deren  Wissen ,  Willen  und  Unterstützung  das  Spedi- 
tionswesen so  grossen  Aufschwung  genommen  hat,  so  mancher 
Verteidiger  und  Anwalt  desselben  erstand,  der  bestrebt  war,  et- 
waigen Zweiflern  die  Vorteile  der  Spediteure  auseinanderzusetzen. 

Diese  Vorteile  lassen  sich  zumeist  unschwer  als  teilweise  ein- 
gebildete, teilweise  als  auch  durch  die  Bahnanstalt  selbst  erreich- 
bare erweisen.  Es  ist  daher  eigentlich  weniger  das  Gewicht  der 
für  die  Spediteure  ins  Treffen  geführten  Gründe,  das  auf  das  all- 
gemeine Urteil  der  Nichtfachwelt  und  mehr  noch  der  Fachwelt 
bestimmend  wirkt,  als  vielmehr  das  Gewicht  und  die  Autorität 
der  Persönlichkeiten,  welche  sich  solche  Fürsprache  leisten. 

So  spricht  sich  Franz  Ulrich  in  seinem  bekannten  Werke 
»Das  Eisenbahntarifwesen«  im  allgemeinen  für  die  Spediteure  aus 
und  hebt  deren  Nützlichkeit  und  Vorteile  für  die  Eisenbahnen 
hervor ,  weil  der  Spediteur  eine  Menge  Arbeiten  verrichtet ,  die 
die  Eisenbahn  nicht  übernimmt  und  nicht  wohl  übernehmen  kann, 
und  welche  ebensowenig  zum  Geschäft  der  Versender  gehören. 
»P2s  ist  daher  die  Benutzung  des  Spediteurs  sei- 
tens der  Industrie  und  des  Handels  lediglich 
eine  Folge  der  Arbeitsteilung  auf  den  höheren 
Ku  Itu  r  stu  fen.«   (!) 

Rank  schreibt  diesen  Satz  in  seinem  grossen  Werke  »Das 
Eisenbahntarifwesen«   ungeprüft  nach. 

Da  dieser  Satz  den  Anschein  erweckt,  als  sei  er  der  Aus- 
druck tiefen  Einblickes  in  das  Wesen  der  Dinge  und  löse  die 
Frage  nach  höheren  Gesichtspunkten,  so  ist  es  wohl  nötig,  sich 
etwas  näher  damit  zu  beschäftieen. 
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13as  Wesen  der  Arbeitsteilung,  der  Arbeitszerlegung,  wie  sie 
thatsächlich  bei  kulturellem  Fortschritt,  Entwicklung  der  Wirt- 
schaft und  Technik  und  immer  vermehrter  und  gesteigerter  Dienst- 
barmachung  und  Ausnützung  der  Naturkräfte  in  Erscheinung  tritt, 
liegt  in  der  zweckmässigen  Arbeitsverwendung,  in  der  Organisa- 
tion des  modernen  Produktionsprozesses ,  der  ganz  vom  Kapital 
ergriffen  ist.  Diese  zweckmässige ,  d.  h.  auf  den  Zweck  des 
grössten  wirtschaftlichen  Effektes  gerichtete  Ar- 
beitsverwendung  geschieht  durch  Zerlegung,  also  Teilung  aller  in 
einem  Produktionsprozesse  nötigen  Arbeit  in  ihre  einfachsten  Ele- 
mente. Die  schwere  Arbeit  wird  von  der  leichten ,  die  mecha- 
nische von  der  geistigen  ,  die  qualifizierte  von  der  rohen  Arbeit 
geschieden.  Das  ist  das  Wesen  der  Arbeitsteilung!  Dadurch 
gelangt  man  zu  einem  System  aufeinander  folgender  Verrichtungen 
und  wird  in  den  Stand  gesetzt ,  Kräfte  der  verschiedensten  Art, 
neben-,  über-  und  durcheinander  zu  beschäftigen.  In  gegenseitiger 
Ueber-  und  Unterordnung  werden  diese  verschiedenartigen  Kräfte 
Arbeiten ,  Leistungen  zu  einer  wohldisziplinierten  Körper- 
schaft zusammengefasst,  in  einem  Betriebe  ver- 
einigt und  mit  einem  vielgliederigen  Apparate  mechanischer 
und  geistiger  Hilfs-  und  Arbeitsmittel  ausgestattet. 

Das  ist  das  Wesen  der  Arbeitsteilung,  welche  in  eminentem 
Masse  die  Leistungsfähigkeit  steigert  und  die  schwersten  Auf- 
gaben überwältigt. 

Nicht  aber  darin  besteht,  wie  Ulrich,  Ranke  u.  a.  wohl  in  un- 
bedachter Weise  mit  Anwendung  auf  die  Spediteure  behaupten,  die 
Arbeitsteilung  mit  ihrer  kulturellen  Bedeutung,  dass  man  Aufgaben, 
für  deren  Bewältigung  man  sich  unfähig  fühlt,  oder  die  bestehenden 
Verwaltungs-  und  Betriebsorganisationen  nicht  ausreichen,  oder  zu 
deren  Bewältigung  man  vielleicht  auch  zu  bequem  und  zu  wenig 
mutig  ist,  oder  endlich  zu  wenig  strenges  Verantwortlichkeitsgefühl 
besitzt  —  von  andern  erfüllen  lässt  und  dadurch  das  Gegenteil 
von  dem  bewirkt,  was  rationelle  Arbeitsteilung  immer  bewirkt  und 
bewirken  muss,  nämlich  statt  eines  gesteigerten  wirtschaftlichen 
Erfolges ,  wie  er  sich  im  Reinerträgnis  ausdrückt ,  einen  wirt- 
schaftlichen Misserfolg,  wie  er  sich  in  dem  Defizit  der 
einen  Staatsbahnverwaltung,  in  dem  überflüssiger  Weise  geschmä- 
lerten Erträgnisse  der  andern  Staatsbahnverwaltung  ausdrückt.  Ja, 
es  liegt  hier  sogar  eine  Verkehrung  des  Begriffes  der  Arbeits- 
teilung vor.    In  ähnlicher  Weise  könnte   man    behaupten,    es  sei 
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»Arbeitsteilung«  ,  wenn  die  Leinwand  in  tausenden  von  kleinen  Be- 
trieben auf  Handwebestühlen,  statt  in  einigen  Fabriken  erzeugt  wird. 

In  der  versuchten  Erklärung,  das  Speditionswesen  sei  nichts 
anderes  als  die  notwendige  Folge  der  Arbeitsteilung,  liegt  aber 
weiters  auch  das  Zugeständnis  des  Vorhandenseins  von  dem 
Publikum  erhebhch  scheinenden  Schwierigkeiten  im  Verkehr  mit 
den  Eisenbahnen. 

Dieses  Hervorkehren  des  Prinzipes  der  Arbeitsteilung  zur 
Verteidigung  des  Speditionswesens  klingt  übrigens  aus  dem  Munde 
von  Eisenbahnfachmännern  um  so  eigentümlicher,  als  dieses  Prinzip 
auf  manchen  Gebieten  des  Eisenbahnbetriebes,  wo  seine  Anwen- 
dung zu  ökonomischen  Erfolgen  führen  würde,  so  z.  B.  beim  Zugs- 
verkehr nicht  zur  Geltung  gelangt. 

Auf  andere  V  ort  eile  des  Speditionswesens  für  Eisenbahnen 
und  Volkswirtschaft  weist  Ulrich  auf  Seite  156  seines  Buches  hin: 
»Für  die  Eisenbahnen  selbst  ist  aber  das  Sammeln  der  Stück- 
güter zu  Wagenladungen  seitens  der  Spediteure  eher  (!)  vorteil- 
haft, weil  im  allgemeinen  die  Selbstkosten  der  Stückgutbeförde- 
rung sehr  hoch  sind  und  diese  einen  weit  geringeren  Ueberschuss 
ergiebt,  als  bei  der  Beförderung  von  Wagenladungen  herauskommt. 
Denn  bei  der  Stückgutbeförderung  ist  vor  allem  schon  die  Expe- 
ditions-, Lade-  und  Rangierarbeit  ganz  erheblich  grösser  als  bei 
Wagenladungen.  Letztere  verladen  und  entladen  gewöhnlich  die 
Versender  und  Empfänger,  ohne  dass  das  Gut  wie  Stückgut  über 
den  Güterboden  geht.  Auch  werden  sie  in  der  Regel  unterwegs 
nicht  umgeladen,  wodurch  auch  Rangierarbeit  erspart  wird.  Zu 
einer  Wagenladung  gehört  ein  Frachtbrief,  während,  wenn  die 
Sammelladung  als  Stückgut  aufgegeben  wird,  vielleicht  20 — 100 
Frachtbriefe  statt  eines  zu  expedieren  und  zu  verrechnen  sind. 
Es  wird  also  durch  Aufgabe  der  Stückgüter  als  Wagenladungen 
bedeutend  an  Arbeit  und  Personal  gespart,  und,  wenn  dieselbe 
auf  gewissen  Stationen  in  grösserem  Umfange  erfolgt ,  auch  an 
Güterschuppen   und  Geleisanlagen. 

Wenn  aber  zugleich  durch  die  Sammelladungen  auch  billigere 
Beförderung  für  das  Publikum  geschaffen  wird ,  was  thatsächlich 
geschieht,  da  sonst  das  Stückgut  nicht  als  Sammelladung  aufge- 
geben werden  würde,  so  ist  nicht  einzusehen,  was  gegen  diese 
Thätigkeit  der  Spediteure  einzuwenden  ist.« 

Uebrigens  hat  nach  Ulrich  die  Erfahrung  bewiesen,  dass  die 
Thätigkeit    der  Spediteure    bei    weitem    nicht    den  Umfang  ange- 
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nomincji  hat,  wie  man  glaubte,  vielmehr  im  Verhältnis  zu  dem  Stück- 
gutverkehr im  ganzen  nicht  von  erheblicher  Bedeutung  ist.  Das 
sind  allerdings  nur  die  Erfahrungen,  die  Ulrich  bis  zum  Jahre 
1886  gesammelt  hat ;  heute  würde  er  wohl  ganz  anders  sprechen. 

Scholtz,  »Die  preussischen  Eisenbahnen  in  Rücksicht  auf  das 
Tarifwesen«  tritt  in  ähnlicher  Weise   für  die  Spediteure  ein : 

»Erfahrungsgemäss  erfordert  der  Stückgutverkehr  grosse  Lager- 
räume, umständliche  Manipulation  bei  der  Abfertigung,  besondere 
Vorkehrungen  auf  dem  Transporte,  viel  Wagenraum,  ausserge- 
wöhnliche  Sorgfalt  u.  dgl,  m.,  und  jede  Eisenbahn  wird  danach 
streben  müssen,  die  ihr  hiedurch  erwachsenden  Weitläufigkeiten 
und  Behinderungen,  welche  den  grossen  Eisenbahnverkehr  in  seiner 
Entfaltung  nur  allzusehr  zu  stören  geeignet  sind,  auf  eine  Zwischen- 
instanz im  Prinzip  der  Arbeitsteilung,  also  einen  Spediteur  etc. 
u.  zw.  dadurch  abzuwälzen,  dass  sie  mindestens  für  dieselben  Güter 
in  Wagenladungen  aufgegeben  erheblich  billigere  Tarifsätze  in 
Anwendung  bringt,  als  wenn  sie  im  Stückgutverkehr  und  -Tarif 
zum  Transport  gelangen.« 

Rank  (Das  Eisenbahntarifwesen  S.  249  ff.)  unternimmt  es  gleich-, 
falls,  die  Grösse  des  Vorteiles  zu  erforschen,  welche  den  Eisenbahnen 
durch  den  Sammeldienst  der  Spediteure  erwachsen.  Er  gelangt 
nun  allerdings  zu  dem  Ergebnis ,  dass  der  Nutzen  für  die  Bahn- 
verwaltung ein  immerhin  beschränkter  sei,  weil  der  über- 
wiegende Teil  der  Güter  ohnehin,  seiner  Natur  nach,  ohne  Zwang 
in  vollen  Wagenladungen  befördert  werde  ,  und  andererseits  ein 
Teil  der  Stückgüter  auch  trotz  Zwang,  bezw.  Anreiz  zum  Sammeln, 
nicht  in  Wagenladungen  befördert  wird.  Trotzdem  kommt  aber 
Rank,  nachdem  er  in  teilweise  unzutreffender  und  jedenfalls  un- 
zureichender Weise  verschiedene,  für  und  wider  den  Sammelver- 
kehr sprechende  Gründe  anführt,  zum  Schlüsse,  dass  die  Gründe, 
welche  gegen  die  Begünstigung  des  Sammelverkehrs  sprechen, 
nicht  schwer  genug  wiegen,  um  eine  Verzichtleistung  der  Eisen- 
bahn auf  eine  die  thunlichste  Ausnützung  des  Wagenraumes  an- 
strebende Begünstigung  empfehlenswert  erscheinen  zu  lassen.  Das 
nenne  ich  eine  —  vielleicht  mit  Rücksicht  auf  den  bei  seiner 
eigenen  Verwaltung  (Ö.  N.  W.  B.)  und  bei  den  österreichischen 
Staatsbahnen  bestehenden  Sammeldienst  —  vorsichtige  Ausdrucks- 
weise.   Leider  aber  lässt  sie   einen  tieferen  BHck  vermissen. 

In  viel  lebhafterer  und  energischerer  Weise  als  die  zurück- 
haltenden Fachmänner    es    thun ,     tritt   in  Nr.   81  Jahrg.   1890   der 
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»Zeitung  des  V.  D.  E.  V.«  M.  Warscliauer,  ein  Mitglied  der  Spe- 
ditionsbranche für  die  Sache  der  Spediteure,  also  für  die  eigene 
Sache  ein.  Nachdem  er  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  die  Spe- 
diteure höchstens  Vs  der  Frachtersparnis  des  Sammelguttarifes 
in  die  Tasche  stecken  und  nicht  ^/i2,  wie  der  französische  Fach- 
mann Maftge  in  seinen,  in  Nr.  74  und  75  der  gleichen  Zeitung 
von  Kolle  veröffentlichten  Enthüllungen  berechnet,  schreibt  er : 

»Um  diese  Frage  endgültig  beurteilen  zu  können ,  müsste 
nämlich  festgestellt  werden ,  ob  die  Eisenbahnverwaltungen  aus 
diesem  so  sehr  angegriffenen  Tarifsystem  nicht  einen  derartigen 
Gewinn  zogen,  dass  das  für  das  Publikum  verloren  gegangene  '/s 
reichlich  ausgeglichen  wird.  Hierfür  den  statistischen  amtlichen 
Zahlennachweis  zu  liefern ,  dürfte  allerdings  sehr  schwer  fallen ; 
annähernd  wenigstens  lässt  sich  eine  Idee  hiervon  geben.  Es 
müsste  vor  allem  festgestellt  werden,  wie  viele  rechnerische  Arbeit 
den  Verwaltungen  durch  Gruppierung  so  vieler  Stückgüter  in  ver- 
hältnismässig wenige  Ladungen  erspart  wurde,  —  ferner  bei  wie 
vielen  Versendungen  seit  Bestehen  des  Reformtarifes  die  Bahnen 
anstatt  halber  und  viertel  Ladungen ,  die  stets  einen  effektiven 
Verlust  darstellen,  ganze,  komplette,  voll  ausgenutzte  Wagen  trans- 
portierten ?  Ich  will  durchaus  nicht  bestreiten ,  dass  die  Verwal- 
tungen durch  ein  entsprechendes  Tarifsystem,  das  sich  allerdings 
dem  jetzt  bestehenden  Sammelladungsverkehr  der  Spediteure  an- 
passen müsste ,  das  gleiche  und  besseres  leisten  könnten  ') ,  — 
die  Thatsache  bleibt  jedoch  bestehen ,  dass  seit  Einführung  des 
Reformtarifes  die  Zahl  der  voll  ausgenutzten  Wagen  in  ungeahnter 
Weise  gestiegen  ist.  Der  einzelne  Versender  wird  mit  Unruhe  er- 
füllt, wenn  er  hört,  dass  die  Spediteure  Vs  oder  gar  Vi  2  der  Fracht- 
ersparnis einstreichen ;  es  wird  jedoch  ohne  Schwierigkeit  zuge- 
geben werden,  dass  jeder  finanzielle  Vorteil,  der  der  Gesamtheit 
zufällt  und  direkt  aus  dem  bestehenden  System  resultiert,  als  eine 
Existenzberechtigung  mehr  eben  dieses  Systems  angesehen  werden 
muss.  Allerdings  ist  es  mir,  wie  bereits  gesagt,  nicht  möglich, 
diesen  der  Gesamtheit  der  deutschen  Versender  zugeflossenen 
Gewinn  in  Zahlen  darzustellen.  Dass  er  jedoch  nicht  unbedeutend 
ist,  mag  folgende  Berechnung  zeigen.  Berlin  expediert  durchschnitt- 
lich im  Jahr  250  Sammelladungen  nach  München,  Jede  dieser 
Ladungen  enthält  durchschnittlich  mindestens  70  einzelne  Spedi- 
tionen, also  im  ganzen  15  500  Ladungen,  die,  falls  Sammelladungen 

l)  Ein  wertvolles  Zugeständnis  aus  dem   Munde  eines  Spediteurs! 


20  Or.   Frhr.   zu  Weichs-Glon  : 

nicht  gestattet  wären,  in  Berlin  einzeln  aufgegeben,  übernommen, 
kartiert,  verrechnet,  revidiert  und  auf  die  einzelnen  dabei  betei- 
ligten Verwaltungen  verteilt  werden  müssten.  Nimmt  man  nun 
die  Gesamtzahl  der  jährlich  in  Deutschland  abgefertigten  Sammel- 
ladungen auf  lOOOO  an,  von  denen  jede  wieder  70  Einzelsen- 
dungen enthält,  so  ergiebt  sich  hieraus,  dass  die  rechnerische  Ar- 
beit der  Verwaltungen  sich  auf  10  000  Speditionen  beschränkte, 
anstatt  sich  auf  700  000  auszudehnen.  Sollte  dies  keinen  sehr  we- 
sentlichen Gewinn  an  Zeit  und  Arbeit  darstellen  ?  Wenn  dann 
ferner  in  Berücksichtigung  gezogen  wird,  dass  die  Bahnen  anstatt 
dieser  ihnen  komplett  übergebenen  10  000  Sammelladungen  mit 
ihrem  eigenen  Personal  die  700  000  Einzelspeditionen  hätten  ver- 
laden müssen,  dass  sie  ferner,  anstatt  lOOOO  voll  ausgenutzte 
Wagen  zu  transportieren,  aus  den  700000  Einzelsendungen  höch- 
stens 60  000  (ich  nehme  hierbei  absichtlich  die  denkbar  niedrigste 
Zahl  an)  mehr  oder  weniger  komplette  Ladungen  hätte  transpor- 
tieren müssen ,  welcher  Verlust  würde  sich  wohl  durch  die  Mit- 
schleppung so  vielen  unausgenulzten  Fahrmateriales  ergeben  haben  ? 
Und  wie  viele  Waagen  hätten  die  Verwaltungen  mehr  anschaffen 
und  laufen  lassen  müssen,  nachdem  es  doch  eine  bekannte  That- 
sache  ist,  dass  wir  in  Deutschland  einen  Ueberfluss  an  Fahrmaterial 
trotz  des  Reformtarifes  und  der  Sammelladungen  nicht  besitzen  ! 
Aber  noch  eins !  Jedermann,  der  das  Sammelladungsgeschäft 
kennt,  weiss  ,  dass  die  Spediteure  den  Verwaltungen  die  Rekla- 
mationen des  Publikums  für  Verspätungen,  Beschädigungen,  Ver- 
luste u.  s.  w.  bei  Gütern,  die  in  Sammelladung  verladen  werden, 
vollständig  abnehmen.  Für  die  700000  Speditionen  also,  die  jähr- 
lich als  Sammelgut  zur  Beförderung  gelangen,  hatten  die  Bahnen 
keinerlei  Reklamationen  zu  erledigen,  keinerlei  Entschädigungen 
für  Verluste,  Verspätungen,  Beschädigungen,  Fehlversand  zu  be- 
zahlen ,  da  bekanntlich  die  Verantwortlichkeit  für  die  Sammel- 
ladungen und  deren  Inhalt  den  Spediteuren  gemäss  den  Deutschen 
Eisenbahnreglements  zufällt.  Man  nehme  z.  B.  700  000  gewöhn- 
liche Stückgutsendungen,  d.  h.  solche,  die  die  Bahnen  als  Stück- 
gut erhalten  und  versandt  haben ,  und  sage  mir ,  welche  Summe 
von  Arbeit  die  durch  diese  Einzelspeditionen  hervorgerufenen 
Reklamationen  den  Verwaltungen  verursachten  und  welche  Summe 
von  Entschädigungen  die  Verwaltungen  für  700  000  Einzelseu- 
duugen  für  das  Jahr  in  Lieferfristüberschreitungen,  Beschädigungen, 
Verlusten  u.  s.  w.  zu  zahlen  hatten  ? 
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Wenn  aber  der  Herr  Verfasser  (Mange ,  s.  o.)  des  zitierten 
Artikels  eine  Mehrausgabe  von  3880000  M.,  die  in  Wirklichkeit 
fast  um  die  Hälfte  zu  ermässigen  ist,  um  den  wirklichen  That- 
sachen  zu  entsprechen,  zu  Lasten  des  gegenwärtigen  Reformtarifes 
schrieb,  so  wird  es  gewiss  gestattet  sein,  die  Ersparnisse  an  Ma- 
terial, Beamten,  Entschädigungen  u.  s.  w.,  die  eine  direkte  Folge 
dieses  Systemes  sind,  zugunsten  desselben  zu  notieren. 

Dass  übrigens  jedes  System  Schattenseiten  besitzt  und  an- 
greifbar ist,  ist  eine  zu  bekannte  Thatsache  ,  als  dass  man  ver- 
suchen könnte ,  das  gegenwärtige  Tarifsystem  als  das  non  plus 
ultra  menschlicher  Weisheit  hinzustellen.  Nicht  dem  gegenwär- 
tigen System,  denn  um  dasselbe  handelt  es  sich  im  Grunde  nicht, 
sondern  der  Sache  einer  verständigen  Tarifpolitik  im  allgemeinen 
wäre  gedient,  wenn  oben  angedeutete  Ersparnisse  an  Beamten, 
Material  und  Entschädigungen  zahlenmässig  festgestellt  und  publi- 
ziert werden  würden ,  was  ja  nur  von  selten  der  berufenen  Ver- 
treter des  Deutschen  Eisenbahnwesens  geschehen  könnte.  Eins, 
scheint  mir ,  ergiebt  sich  bei  den  vielfachen  Augriffen  auf  das 
gegenwärtige  Tarifsystem  vor  allem  :  Man  hielt  —  oder  man  hält 
noch  —  die  Teilung  der  Arbeit  für  ein  wichtiges  volkswirtschaft- 
liches Prinzip.  (Natürlich  wieder  die  Arbeitsteilung!)  Vielleicht 
hat  sich  dasselbe ,  wie  so  vieles  andere ,  überlebt !  Wenigstens 
müsste  man  es  glauben,  wenn  man  die  immer  mehr  sich  ausbrei- 
tende Tendenz,  den  Zwischenhändler  und  Vermittler  zu  bekämpfen, 
beobachtet.  Gewiss  hat  es  an  und  für  sich  sowohl  für  den  Pro- 
duzenten als  Konsumenten  etwas  Verlockendes,  den  direkten  Ver- 
kehr mit  einander  zu  suchen  und  den  Gewinn  des  Vermittlers  für 
sich  zu  behalten ,  wenn  wir  nicht  auf  dieser  Welt  alle  zugleich 
Konsumenten  und  Produzenten  wären  und  eine  Eliminierung  des 
Vermittlers  nicht  ein  Anwachsen  des  Nationalwohlstandes,  sondern 
eine  Verschiebung  desselben  zu  Gunsten  des  Grossproduzenten 
ergeben  würde.  In  unserem  speziellen  Falle  findet  innerhalb  des 
gegenwärtigen  Tarifsystems  eine  Teilung  der  Arbeit  zwischen 
Eisenbahnen  und  Spediteuren  statt ,  die  bisher  entschieden  die 
Leistungsfähigkeit  der  Bahnen  gesteigert  hat.  In  seinem  beschei- 
denen Wirkungskreise  übernimmt  der  Spediteur  so  zu  sagen  die 
Vorarbeiten,  er  erleichtert  der  Bahn  die  Ausführung  des  Trans- 
portes und  wird  in  bewusster  Weise  ein  Förderer  des  eigentlichen 
Exportgeschäftes ,  indem  er  dem  kleineren  und  mittleren  Fabri- 
kanten durch   niedrige  Frachtsätze,   Verzollungen,  Auskünfte  und 
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Vcrmitteluiig  bei  Streitsachen  u.  s.  w.  die  Möglichkeit  bietet,  mit 
seinen  grossen  Konkurrenten  gleichen  Schritt  zu  halten.  Der  Be- 
trag, den  das  deutsche  Publikum  für  seine  Transporte  mehr  aus- 
giebt,  ist  also  kein  Defizit,  kein  Verlust,  sondern  kehrt  in  anderer 
Form,  als  Rückzahlung  an  die  Verwaltungen  u.  s.  w.  wieder.« 

Soweit  die  Vorteile,  die  jedoch,  wie  wir  nun  sehen  werden, 
zum  grossen  Teile  eingebildet  sind. 

Zweifellos  erleiden  die  Eisenbahnen  einen  empfindlichen  Ent- 
gang an  Einnahmen  und  müssen  ihn  schon  des ,  dem  Sammel- 
dienst der  Spediteure  bezw.  dem  ermässigten  Sammelguttarif  zu- 
grunde liegenden  Prinzipes  wegen  erleiden. 

So  sagt  Ulrich,  der  sich  in  seinem  Buche  zugunsten  der 
Spediteure  ausspricht:  »Von  den  Gegnern  des  Wagenraumtarifs 
wird  demselben  vorgeworfen,  dass  er  auf  die  Rentabilität  der 
Eisenbahnen  ungünstig  einwirke  und  die  Erzielung  des  höchst- 
möglichen Reinertrages  nicht  zulasse.  Dieser  Einwand  ist 
richtig  und  beweist,  dass  der  Raumtarif  für  das  privatwirtschaft- 
Hche  System  unbrauchbar  ist.«  Diese  Worte  beziehen  sich  aller- 
dings auf  den  reinen  Wagenraumtarif.  Aber  es  wird  damit  zu- 
gestanden, dass  jede  Abweichung  von  der  Wertklassifikation  zu- 
gunsten des  Raumtarifes  im  Wege  tarifarischer  Begünstigung  eine 
Beeinträchtigung  des  Reinertrages  bedeutet. 

Wie  gross  dieser  Einnahmenentgang  der  Eisenbahnen  ist, 
der  durch  die  Beförderung  der  von  Spediteuren  gesammelten  Stück- 
güter zu  Wagenladungssätzen  statt  zum  Stückguttarife,  verursacht 
wird,  entzieht  sich  mangels  einer  geeigneten  Statistik  der  sicheren 
Berechnung;  er  lässt  sich  nur  schätzen. 

Die  Schrift  »Der  deutsche  Eisenbahngütertarif«  (1882)  schätzt 
z.  B.  pro  1879,  also  ein  Jahr  nach  Inslebentreten  des  deutschen 
Reformtarifes,  allein  im  Bezirk  der  Bergisch-Märkischen  Stationen 
Düsseldorf,  Elberfeld,  Barmen  und  Hagen  den  Einnahmenentgang 
der  Eisenbahnen  auf  i  030  000  Mark. 

Ti'ommer,  »Das  Eisenbahn- Verkehrswesen«,  sagt:  »Die  Lei- 
stungen der  Sammelindustrie  für  Vermittlung  dieses  Verkehrsan- 
teiles sind  gegenüber  den  von  den  Eisenbahnen  zu  erreichenden 
Erfolgen  unterwertig;  die  Einnahmen  dagegen  nach 
Millionen  zu  schätzen,  die  sich  aus  der  Nutzung  der 
Tarifbestimmungen  und  den  »Spesen«  zusammensetzen,  durch 
welche  die  Versender  sich  von  den  unmittelbaren  Beziehungen  zu 
den  Verkehrsanstalten  frei  machen.« 
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Mange  (Z.  d.  V.  D.  E.V.  Nr.  75,  Jahrg.  90)  schätzt  den  Ent- 
gang für  Deutschland  im  Jahre  1888  also  vor  fast  zehn  Jahren,  auf 
Grund  einer  ziemlich  zuverlässigen  Rechnung  auf  6  63  ooooMark! 
Seit  damals  hat  sich  jedoch  der  Sammelgutverkehr  auf  den  deut- 
schen Bahnen  vervielfacht  und  dementsprechend  natürlich  auch 
die  Verlustsumme. 

In  jedem  Falle  geht  man  sicher,  wenn  man  diesen  jährlichen 
Verlust  sowohl  für  die  deutschen  wie  für  die  österreichischen 
Staatsbahnen  nach  vielen  Millionen  beziffert ! 

Allerdings  fällt  nicht  die  ganze  Frachtersparnis  bezw.  der 
Frachtverlust  der  Eisenbahnen  in  die  Hände  der  S  p  e  d  i  t  e  u  r  e; 
einen  Teil  derselben  müssen  diese  an  die  Versender,  Fabrikanten, 
Händler  etc.  als  Lockspeise  abgeben.  Die  Grösse  des  An- 
teiles der  Spediteure  ist  örtlich  und  zeitlich  nicht  gleich 
und  richtet  sich  einerseits  nach  der  Höhe  der  Frachtdififerenzen 
selbst,  nach  den  verschiedenen  Verkehrsrelationen,  geschäftlichen 
Konjunkturen  und  vor  allem  danach,  ob  und  in  welchem  Umfange 
Vereinbarungen  und  Verbände  unter  den  Spediteuren  eines  Ortes 
oder  Landes  bestehen.  Wo  sie  sich  Konkurrenz  machen ,  dort 
sind  natürlich  die  Zugeständnisse  an  das  Publikum  grössere.  Mange 
schätzt  den  Spediteur- Anteil  im  Jahre  1890,  also  zu  einer  Zeit, 
wo  nur  vereinzelte  Konventionen  bestanden,  auf  Vi  2  der  Fracht- 
ersparnis. Dagegen  nimmt  natürlich  der  früher  erwähnte  Sprecher 
der  Spediteure,  M.  WarscJiaiier  Stellung,  der  behauptet,  dass  die 
Spediteure  mitunter  die  ganze  Frachtersparnis ,  in  der  Mehrzahl 
den  weitaus  grössten  Teil,  den  Versandfirmen  anbieten,  im  Durch- 
schnitte jedoch  sich  kaum  mehr,  ja  höchstens  Vs  aus  der  Gewinn- 
verteilung für  die  Spediteure  ergeben  dürfte.  Nach  WarscJiauer 
ist  es  überhaupt  ein  recht  miserables  Geschäft,  das  sich  kaum 
lohnt.    Geben  wir  ihm  selbst  nochmals  das  Wort: 

»Ich  gestatte  mir  noch  die  Frage  zu  erörtern,  ob  eine  Ge- 
winnverteilung von  ^'s  an  den  Spediteur  und  ^/s  an  den  Versender 
eine  unbillige  Bereicherung  der  ersteren  darstellt.  Nehmen  wir 
jedoch  einen  Augenblick  an  —  ich  muss  es  nochmals  als  nicht 
den  Thatsachen  entsprechend  bezeichnen  —  dass  der  Gewinn  an 
Frachtdififerenz  zu  gleichen  Teilen  zwischen  Spediteur  und  Ver- 
sender verteilt  werde,  so  hoffe  ich,  es  werden  die  folgenden  Aus- 
führungen ergeben,  dass  auch  ein  solcher  Gewinnanteil  nicht  zu 
hoch  gegriffen  wäre.  Man  berücksichtige,  welches  grosse  Kapital 
die  Spediteure  vor    allem  zu    ihrem  Betriebe  verwenden    müssen, 
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welches  Risiko  allein  die  Unterhaltung  eines  zahlreichen  Fuhr- 
parkes mit  sich  bringt ,  man  berücksichtige  ferner,  dass  das  ver- 
ehrliche Publikum,  das  bei  der  Bahn  alle  Frachten  und  Zölle  stets 
sofort  und  bar  bezahlen  muss,  den  Spediteur  erst  nach  2 — 3  Mo- 
naten, in  vielen,  ja  den  meisten  Fällen  noch  später  —  in  manchen 
Fällen  gar  nicht,  nämlich  bei  den  leider  nicht  allzu  seltenen  Fallisse- 
ments —  zu  befriedigen  gewöhnt  ist ,  man  berücksichtige  ,  dass 
dem  Publikum  die  ganze  zeitraubende  Arbeit  der  Ausfertigung 
der  Frachtbriefe  und  Deklarationen,  des  Heraussuchens  der  vor- 
teilhaftesten Tarife  und  Routen,  die  namentlich  bei  Auslands- 
sendungen sehr  in  Betracht  kommen,  erspart,  man  berücksichtige 
die  in  den  letzten  Jahren  um  60 — 70  Proz.  gestiegenen  Futter- 
preise, die  Steigerung  der  Löhne ,  Mieten,  Gehälter  u.  s.  w.  und 
man  wird  sich  bei  einigem  guten  Willen  überzeugen ,  dass 
die  Lage  des  Spediteurs  keine  so  idyUische  ist ,  wie  so  vielfach 
angenommen  wird.«     Die  armen  Spediteure! 

Es  wird  natürlich  niemanden  geben ,  der  so  naiv  ist ,  diese 
Begründung  ernst  zu  nehmen;  denn  jedermann  weiss,  dass  die 
Spediteure  sich  sowohl  das  geschäftliche  Risiko  wie  alle  ihre  Fuhr- 
leistungen, Schreib-  und  sonstigen  Regieauslagen  per  Heller  und 
Pfennig  vom  Publikum  ersetzen  lassen  und  darüber  hinaus  noch 
hohe  Zinsen  für  das  in  ihrem  Unternehmen  angelegte,  durchaus  nicht 
besonders  grosse  Kapital,  sowie  in  verdeckter  Form  auch  die  Ver- 
zugszinsen bei  Kreditierungen  bezahlen  lassen.  Keineswegs  aber 
suchen  sie  die  Regiekosten  ihrer  Betriebe  durch  die  Frachtdiffe- 
renzen hereinzubringen ;  sie  ziehen  es  vielmehr  vor,  diese  Fracht- 
ersparnisse ungeschmälert  in  die  Tasche  zu  stecken  und  sind  na- 
türlich auch  bestrebt,  dieselben  bezw.  ihre  Anteile  daran  möglichst 
hoch  zu  gestalten.  Es  gelingt  ihnen  dies  umso  leichter,  als  heute 
die  Spediteure  fast  durchweg  in  Kartellverbänden  stehen,  inner- 
halb welcher  Mindestsätze  festgesetzt  sind,  unter  die  keiner  bei 
schwerer  Strafe  herabgehen  darf,  und  die  an  sich  schon  auf  un- 
gefähr die  Hälfte  der  Frachtdifferenzen  kalkuliert  sind.  Nun 
darf  aber  der  Spediteur  über  die  von  der  Vereinigung  vorge- 
schriebenen Sätze  hinausgehen,  und  das  wird  er  thun ,  so 
oft  er  kann,  d.  h.  so  oft  als  er  nicht  zu  befürchten  braucht,  der 
betreffende  Transport  werde  ihm  bei  höherer  Forderung  entgehen. 

Unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  geht  man  daher  kaum 
fehl,  wenn  man  den  Anteil  der  Spediteure  auf  durchschnittlich 
^h  der  B-rachtersparnis  beziffert. 
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Allerdings  kommt  es,  wie  ja  auch  bei  Industrie-Kartellen,  wo 
ebenfalls  die  Grossen  den  Hauptvorteil  ziehen,  auch  bei  den  Spe- 
diteur-Konventionen manchmal  vor,  dass  Dissidenten  das  Joch 
der  Konvention  zu  sprengen  und  durch  einen  revolutionären  Akt 
selbst  zur  Herrschaft  zu  kommen  suchen.  Solche  Fälle  gewähren 
dann  interessante  Einblicke.  So  bringt  z.  B.  Tronimer  unter  »Selbst- 
kritik der  Spediteure«  nachstehenden,  der  Handelszeitung  des 
Berliner  T.B.  vom  i8.  Jan.  1895  entnommene  Mitteilungen  in 
seinem  Buche  »Das  Eisenbahnverkehrswesen«  :  »Aus  der  BerHner 
Speditionsbranche.  Wir  erhalten  heute  die  folgenden  Zuschriften 
aus  den  Kreisen  derjenigen  Spediteure,  die  für  die  Verlängerung 
der  Konvention  eintraten  und,  nachdem  diese  gescheitert  ist,  eine 
Konkurrenz  gegen  die  Berhner  Paketfahrt-Ges.  begründen  wollen, 
von  der  die  Verlängerung  in  erster  Reihe  bekämpft  wurde.  Die 
Zuschriften  lauten : 

I.  »Im  BerHner  Speditions-Gewerbe  treten  seit  Beginn  des 
neuen  Jahres  Erscheinungen  zu  Tage,  welche  wohl  von  vielen  als 
erfreuliche,  zum  mindesten  als  für  jeden  Gewerbetreibenden  Vor- 
teil verheissende  angesehen  werden,  die  aber  bei  näherer  Beleuch- 
tung jedem  vorsichtigen  Geschäftsmanne  die  Pflicht  nahe  legen, 
sich  zu  vergewissern,  ob  der  Spediteur,  dem  er  einen  Teil  seines 
Vermögens  ohne  Sicherheit  von  Seiten  des  Spediteurs  übergiebt, 
eines  solchen  Vertrauens  würdig  ist. 

»Das  Vorgehen  der  dissentierenden  Firmen  erscheint  um  so 
unerklärlicher,  als  dieselben  nur  annähernd  ein  Fünftel  des  ge- 
samten durch  die  bisherigen  gemeinsamen  Verladestellen  expe- 
dierten Güterquantums  besassen  und  somit  nicht  die  erste  Be- 
dingung zu  einer  regelmässig  prompten  Verladung  erfüllt  war.  Auch 
hatte  sich  die  Vereinigung  sofort  nach  dem  erklärten  Austritt  der 
wenigen  Firmen  neu  konstruiert  und  die  Verladestellen  auf  den 
Berliner  Bahnhöfen  für  die  neue  Vereinigung  gesichert.  Ohne 
solche  Verladestellen  —  Güterboden  mit  Anschlussgeleisen  auf 
den  Bahnhöfen  —  ist  aber  nur  die  Verladung  unter  freiem  Himmel, 
also  ohne  jeden  Schutz  gegen  die  Unbilden  der  Witterung,  ohne 
ausreichende  Kontrolle  etc.  möglich. 

»Jene  dissentierenden  Firmen  sind  nunmehr  darauf  angewiesen, 
die  Nachteile  möglichst  auszugleichen;  sie  glauben,  dieses  Ziel 
durch  billigere  Offerten  erreichen  zu  können.  Die  weit  stärkere 
Gegenpartei  hat  dieses  Vorgehen  durch  gleichzeitige  Ermässigung 
der  Frachten  erfolglos  gremacht,   darauf  weiteres  Werfen  der  Preise 
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durch  die  Dissentierenden  und  so  fort.  Heute ,  wenig  mehr  als 
zwei  Wochen  nach  Beginn  dieses  Kampfes ,  hat  derselbe  bereits 
eine  Schärfe  angenommen,  die  ihm  den  Charakter  eines  Vernich- 
tungskampfes aufdrückt.  Und  in  der  That,  es  werden  Existenzen 
vernichtet ;  denn  dass  der  Spediteur,  welcher  für  Frachten  Preise 
anbietet,  die  erheblich  niedriger  sind  als  die  von  ihm  an  die  Eisen- 
bahn zu  zahlenden,  der  Leistungen  unentgeltlich  anbietet  und  aus- 
führt ,  durch  die  ihm  bedeutende  Kosten  an  Mieten ,  Löhnen, 
Futter  etc.  erwachsen,  bei  solchen  Geschäften  nicht  reicher  werden 
kann,  ist  klar.  Es  wird  denn  auch  unter  den  Spediteuren  ofifen 
ausgesprochen:  Es  ist  ein  Kampf  auf  Leben  und  Tod;  wer  die 
grossen  Verluste  am  längsten  tragen  kann,  bleibt  Sieger. 

»Auf  den  ersten  Blick  könnte  es  scheinen,  als  ob  die  sich 
der  Spediteure  bedienenden  Gewerbetreibenden  bei  diesem  Ver- 
nichtungskampf den  Tertius  gaudens  abgeben ,  als  ob  sie  daraus 
nur  Vorteil  ziehen  könnten.  Aber  diese  ungesunden  Verhältnisse 
haben  auch  Schattenseiten  und  zwar  recht  dunkle. 

»Zunächst  ist  zu  befürchten,  dass  durch  die  unausbleiblichen 
mangelhaften  Verladungen  der  schwächeren  Partei  der  Sammel- 
ladungsverkehr wieder  wie  vor  Jahren  in  Verruf  geraten  und  die 
bisherigen  Frachtvorteile,  welche  bisher  den  Verkehr  erleichterten, 
ja  manches  Geschäft  erst  ermöglichten ,  den  Gewerbetreibenden 
verloren  gehen  werden. 

»Dann  aber  —  und  hierin  liegt  eine  grosse  Gefahr  für  den 
Spediteurstand  —  wird  und  muss  sich  jeder  Geschäftsmann  die 
Frage  vorlegen :  Wie  ist  es  möglich,  dass  mein  Spediteur  an  den 
Frachten,  die  ich  ihm  zahle,  nicht  verdient,  ja  teilweise  bares  Geld 
zulegt  und  trotzdem  mir  so  viele  andere  Leistungen  fast  oder  ganz 
unentgeltlich  ausführt }  Auf  irgend  eine  Weise  muss  mein  Spedi- 
teur doch  an  mir  verdienen ;  denn  aus  Liebe  zu  mir  macht  er 
doch  nicht  nur  verlustbringende  Geschäfte.  Offen  und  ehrlich  ist 
mein  Spediteur  doch  wohl  nicht ,  denn  er  verschafft  sich  einen 
heimlichen  Nutzen,  der  ihn  für  die  offenen  Verluste  entschädigt.  Aus 
solchen,  vielleicht  nicht  immer  unbegründeten  Reflexionen  entsteht 
Misstrauen  erst  gegen  einzelne,  schliesslich  gegen  einen  ganzen 
Stand ,  der  auf  Vertrauen  mehr  als  viele  andere  angewiesen 
ist,  und 

y>Last  not  least:  kaum  einem  Kunden  schenkt  der  Gewerbe- 
treibende einen  so  weitgehenden  Kredit ,  wie  seinem  Spediteur ; 
ihm  vertraut  er  einen  Teil,  häufig  einen  grossen  Teil  seines  Ver- 
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mögens  an;  seit  vielen  Jahren  hat  der  Kaufmannsstand  kaum 
jemals  Anlass  gehabt,  sich  nach  der  Bonität  seines  Spediteurs  zu 
erkundigen ;  es  ist  dem  Kaufmann  wohl  überhaupt  nicht  mehr 
der  Gedanke  aufgestiegen :  ist  mein  Spediteur  auch  unbedingt 
sicher  für  die  grossen  Werte,  die  ich  ihm  anvertraue?  kann  ich 
mich  unbedingt  darauf  verlassen,  dass  mein  Spediteur  gegen  Feuers- 
und andere  Gefahren  so  ausreichend  und  bei  solcher  Gesellschaft 
versichert  ist ,  dass  er  und  mittelbar  ich  selbst  keine  Gefahren 
laufen  ?  Wird  mein  Spediteur ,  wenn  die  Notwendigkeit  an  ihn 
herantritt,  mich  für  einen  Verlust ,  gleichviel  ob  durch  Diebstahl 
oder  aus  anderem  Anlass  ,  zu  entschädigen  ,  hiezu  imstande  oder 
gewillt  sein? 

»Mehr  als  bisher  ist  also  Vorsicht  in  der  Auswahl  des  Spedi- 
teurs zu  empfehlen.  Mögen  die  Geschäftsleute  angesichts  der  im 
Speditionsgewerbe  herrschenden  Zustände  das  alte  Sprichwort 
nicht  vergessen :  »Trau,  schau  —  wem  ?« 

2.  »Die  Folgen  der  Auflösung  der  Konvention,  die  unter  den 
Berliner  Spediteuren  langjährig  bestand ,  lassen  sich  jetzt  schon 
klarer  übersehen ;  der  dadurch  verursachte  Konkurrenzkampf  ist 
bereits  in  ein  Stadium  getreten ,  das  zunächst  den  vollständigen 
Ruin  der  weniger  kapitalkräftigen  Speditionsfirmen  über  kurz  oder 
lang  befürchten  lässt,  im  weiteren  aber  auch  eine  derartige  Lahm- 
legung der  gesamten  Speditionsbranche  im  Gefolge  haben  muss, 
dass  über  die  beteiligten  Frachtpreise  hinaus  eine  erhebliche  Schä- 
digung der  allgemeinen  Berliner  kaufmännischen  Verkehrsinteressen 
mit  Sicherheit  zu  erwarten  steht.  Die  Konvention  hatte  nicht  nur 
den  Zweck,  welcher  von  der  gegnerischen  Seite  jetzt  stets  in  den 
Vordergrund  gestellt  wird,  eine  einheitliche  Normierung  der  Preise 
herbeizuführen,  sondern  —  und  hierin  Hegt  der  die  allgemeinen 
Interessen  berührende  Schwerpunkt  —  durch  eine  gemeinsame 
Verbindung  und  Nutzbarmachung  aller  Kräfte  eine  Leistungsfähig- 
keit innerhalb  der  Branche  zu  schaffen,  welche  geeignet  war,  die 
berechtigten  und  durch  die  Verhältnisse  bedingten  Wünsche  der 
Berliner  Kaufmannschaft  zu  erfüllen.  Lediglich  diesem  Umstände 
ist  denn  auch  unter  der  Herrschaft  der  Konvention  die  bedeu- 
tende Entwicklung  der  von  Berlin  aus  unterhaltenen  Sammel- 
ladungsverkehre nach  dem  In-  und  Auslande  zuzuschreiben,  und 
gerade  hierbei  wird  die  Zersplitterung  der  Güterquantitäten  durch 
die  nunmehr  konkurrierenden  Verladegelegenheiten  zweier  Parteien, 
sowie  die  Schwächung  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  in- 
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folge  thatsächlicher  Herabsetzung  der  Preise  durchweg  unter  die 
Selbstkosten  sich  zum  Nachteil  aller  Interessenten  ganz  besonders 
fühlbar  machen.« 

Dazu  bemerkt  dann  Trommer: 

»So  weit  die  eine  Gruppe  der  Spediteure ;  was  werden  die 
»Dissidenten«  erst  zu  sagen  haben  ?  was  der  Handel  ?  was  die 
Eisenbahnen  ? 

Endlich,  wer  zahlt  die  Zeche,  da  doch  die  »Dissidenten«  schwer- 
lich zu  solchen  geworden,  lediglich  um  sich  selbst  zu  vernichten  ? 

Bisher  wollen  sich  diese  Spediteure  angeblich  mit  Vs  des 
Frachtunterschiedes  zwischen  Einzelgut  und  Wagenladung  begnügt 
und  ^3  den  eigentlichen  Frachtzahlern  zugewendet  haben !  Da 
die  Spediteure  dem  Handel  das  Misstrauen  als  geboten  bezeichnen, 
darf  man  an  dem  obigen  vielleicht  ebenfalls  bescheiden  zweifeln. 
Die  Eisenbahnen  werden  diesen  Mahnruf  zum  Misstrauen  als  An- 
leitung zur  allseitigen  Schätzung  der  Bedeutung  dieser  Frage 
ernstlich  in  Betracht  zu  ziehen  haben  ! 

Ist  das,  was  man  da  schildert,  lauterer  oder  unlauterer  Wett- 
bewerb? Solltees  nicht  Aufgabe  der  Verkehrsanstalten  sein,  sich 
und  den  Handel   von    solcher  Mitarbeit    unabhängig  zu  machen? 

An  Erfahrungen  und  überzeugenden  Auseinandersetzungen, 
um  zu  einem  Urteil  zu  kommen,  war  wahrlich  kein  Mangel,  und 
es  scheint  mir ,  als  haben  thatsächlich  nichts  weiter  als  dieses 
Vorkommnis  und  diese  Bekenntnisse  gefehlt,  um  den  letzten  Zweifel 
über  das  Bedenkliche  der  Privateinmischung  zu  beseitigen  und 
^■>last  not  least«  die  Frage :  »Trau  ,  schau  —  wem  ?«  endgültig  zur 
Zufriedenheit  der  wirklich  Beteiligten,  Bevölkerung  und  Eisen- 
bahnen durch  Ausschluss  der  Vermittler,  Selbstübernahme  des 
Sammeldienstes  zu  beantworten  und  so  dieser  Abhängigkeit,  diesem 
Hindernis  jeder  gesunden  Weiterentwicklung  des  namhaften  Einzel- 
gutverkehres ein  Ende  zu  machen.« 

Auf  den  Anteil  an  den  Frachtersparnissen  im  Sammelgüter- 
dienste ist  aber  der  Gewinn  der  Spediteure  in  ihrem  Geschäfte 
mit  Eisenbahn  und  Publikum  keineswegs  beschränkt.  Da  ist  zu- 
nächst das  Rollgeld,  das  nicht  nur  die  Auslagen  für  Ab-  und 
Zufuhr,  sondern  auch  alle  sonstigen  Regiekosten  und  darüber  hinaus 
einen  entsprechenden  Gewinn  zu  decken  hat.  Dieses  Rollgeld  ist 
gleichfalls  konventionell  in  den  Mindest  sätzen  festgesetzt  und 
bildet    einen    sehr    erheblichen  Teil    des  Einkommens    der  Spedi- 


Die  Verstaatlichung    des  Speditionswesens.  20 

teure,  die  sich  ausbedingen,  alle  als  Sammelgut  beförderten  Stück- 
güter zuzurollen. 

Dann  ist  die  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  g  e  b  ü  h  r ;  die  Spediteure 
berechnen  für  die  Versicherung  der  Güter  eine  Prämie ,  welche 
2— 3mal  so  gross  ist,  wie  die  von  den  Eisenbahnen  nach  dem 
angegebenen  Werte  der  Güter  berechnete  Gebühr ;  sie  begründen 
diese  hohe  Prämie  mit  den  angeblich  vermehrten  Gefahren, 
denen  die  Güter  durch  ihre  Behandlung,  die  Lagerung  in  den 
Speichern  etc.  ausgesetzt  sind. 

Alle  sonstigen  Nebenkosten,  als  z.  B.  für  Verwiegungen,  Krahn- 
gebühren  u.  s.  w.  müssen  mindestens  so  hoch  gegriffen 
werden ,  als  sie  von  der  Bahnverwaltung  angesetzt  werden.  Es 
gilt  überhaupt  der,  auch  in  den  Statuten  ausgesprochene  Grund- 
satz, dass  keine  Leistung  unentgeltlich  geschehen  und  keine  Rück- 
vergütung oder  sonstige  Entschädigung  dem  Versender  gewährt 
werden  darf. 

Diese  Spesen  sind  im  ganzen  so  hoch,  dass  den  Versendern 
t  h  a  t  s  ä  c  h  1  i  c  h  nur  ein  ganz  geringer,  gewöhnlich  sogar  nur  einge- 
bildeter Vorteil  zugute  kommt.  Angeblich  haben  sie  einen  Anteil 
von  Vs — Vö  der  Frachtersparnis;  die  »Spesen«  übersteigen 
aber  häufig  nicht  unwesentlich  diesen  Anteil ,  so  dass  der  that- 
sächliche  Vorteil  in  der  Regel  ziffermässig  gar  nicht  mehr  aus- 
zuweisen ist  und  nur  in  der  Bequemlichkeit  liegt  ,  die  ganze  mit 
der  Versendung  verknüpfte  Arbeit  nicht  selbst  oder  durch  eigene 
Bedienstete  leisten  zu  müssen. 

Ein  weiteres  Geschäft  der  Spediteure  liegt  darin,  dass  sie  als 
Verzollungsbevollmächtigte  der  Parteien  fungieren. 
Dieser  Geschäftszweig  blüht  natürlich  besonders  bei  den  Grenz- 
spediteuren. 

P'erner  seien  erwähnt  die  Geschäfte  mit  den  Möbeltrans- 
port w  ä  g  e  n  ,  für  die  derartig  hohe  Mieten  eingehoben  werden, 
dass  diese  Wägen  bereits  nach  einem  halben,  längstens  aber 
nach    einem  Jahre  amortisiert  zu  sein  pflegen ! 

Die  Spediteure  fungieren  endlich  auch  als  Auskunfteien 
und  Agenten  verschiedener  Verkehrsunternehmungen  zu  Wasser 
und  zu  Lande,  für  welche  sie  den  Fahrkarten- Verkauf  gegen  gute 
Provisionen  besorgen. 

Nicht  selten  werden  mit  den  Speditionsgeschäften  auch  W  e  c  h  s- 
1er-  und  Bank  geschäfte,  sowie  Versichern  ngs-  Agenturen 
verbunden. 


^Q  Dr.  Frlir.  zu  Wcichs-Glon  : 

Dass  diese  Thätigkeiten  dem  Publikum  in  irgend  einer  Weise 
Vorteile  bieten,  ist  nicht  zu  leugnen  und  wird  eben  dadurch  be- 
wiesen, dass  eben  das  Publikum  die  vermittelnde  Thätigkeit  der 
Spediteure  thatsächlich  und  zwar  in  immer  grösserem  Masse  in 
Anspruch  nimmt ,  was  einerseits  durch  Gewöhnung ,  andererseits 
durch  das  Geschäftsgeschick  der  Spediteure  und  endlich  durch 
das  Geschäftsungeschick  der  Eisenbahnverwaltungen  bewirkt  wird. 
Aber  diese  Vorteile,  welche  die  selbstverständliche  Existenzbe- 
dingung jedes  geschäftlichen  Unternehmens  bilden ,  dürfen  den 
Spediteuren  nicht  als  ein  Verdienst  angerechnet  werden ;  denn 
nicht  um  dieser  fremden  Vorteile ,  sondern  nur  um  des  eigenen 
Geschäftsgewinnes  willen  betreiben  die  Spediteure  ihr  Geschäft, 
und  dieses  Geschäft  liegt  darin ,  in  dem  Räume  zwischen  Eisen- 
bahnen und  Publikum  den  ersteren  möglichst  viele  und  grosse 
Zugeständnisse  abzuringen  und  dem  letzteren  möglichst  hohe  Preise 
anzurechnen.  Und  dass  die  Spediteure  diese  ihrem  Geschäfte 
zu  Grunde  liegende  Idee  richtig  erfasst  und  auch  geschickt  in 
die  Wirklichkeit  umzusetzen  verstanden  haben,  darüber  wird  wohl 
bei  allen  einigermassen  mit  den  Verhältnissen  vertrauten  Personen 
kein  Zweifel  bestehen  können. 

Aber  von  einem  Gewinn  der  Volkswirtschaft  durch 
die  Spediteure  darf  man  vernünftiger  Weise  nicht  sprechen.  Die 
Gütererzeugung  und  Gütervermehrung,  die  Vergrösserung  des  So- 
zialkapitals wird  durch  das  Speditionswesen  nicht  im  geringsten 
beeinflusst;  wegen  der  Spediteure,  bezw.  durch  ihre  Vermittler- 
thätigkeit  wird  nicht  i  kg  mehr  oder  weniger  erzeugt.  Aber  auch 
den  Reibungswiderstand,  den  die  in  Verkehr  gesetzten  Güter  zu  über- 
winden haben,  vermindern  sie  nicht  im  mindesten  ;  diese  merkwürdige 
»Arbeitsteilung«  ist  nichts  anderes,  als  dass  sich  eine  neue  profit- 
gierige Zwischenhand  in  den    ganzen  Verkehrsprozess  einschiebt. 

Auch  soll  noch  betont  werden,  dass  das,  was  dem  Publikum 
angenehm  und  bequem  ist,  zwar  ein  Vorteil  für  die  Volkswirt- 
schaft sein  kann,  aber  nicht  immer  sein  m  u  s  s. 

Wie  es  sich  mit  dem  Vorteile  verhält,  den  die  Spediteure 
den  Eisenbahnen  durch  die  Sammlung  von  Gütern  und  die  Bildung 
von  Wagenladungen  verschaffen,  haben  wir  gesehen.  Dieser  Vor- 
teil wird  mit  einer,  ausser  jedem  Verhältnisse  stehenden  Einbusse 
an  Einnahmen  bezahlt. 

Was  nun  einen  andern  besonders  gerühmten  Vorteil  anbe- 
langt,   den  Gewinn    der  Eisenbahnen    an  Zeit    und  Arbeit    durch 
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Wegfall  zahlreicher  Verrechnungsdokumente ,  so  verhält  es  sich 
damit  ähnlich ;  auch  dieser  Vorteil  ist  nicht  so  gross,  als  der  An- 
schein zu  erwecken  gesucht  wird.  Er  besteht  überhaupt  nur  dann, 
wenn  Versender  und  Empfänger  des  Gutes  in  der  Abgangs-  bezw. 
Zielstation  der  Sammelladung  wohnen;  müssen  aber  die  Güter, 
was  häufig  der  Fall  ist,  von  umliegenden  Stationen  erst  zur  Sam- 
melstation und  von  der  Zielstation  des  Sammelwagens  erst  wieder 
nach  der  Adressstation  des  Gutes  geschickt  werden,  so  verkehrt 
sich  der  angegebene  Vorteil  sofort  in  einen  Nachteil ,  weil  nun 
die  Bahnanstalt  gezwungen  ist,  zweimal  Verrechnungsdoku- 
mente auszustellen :  für  den  Transport  zur  Sammelstation  und  für 
den  Transport  von  der  Zielstation  des  Sammelwagens  aus,  während 
sie  bei  direkter  Beförderung  des  Einzelgutes  nur  ein  Dokument 
auszustellen  gehabt  hätte.  Gegenüber  der  Hervorhebung  dieses 
Vorteiles  lässt  sich  übrigens  noch  darauf  verweisen,  dass  wenn  es 
den  Spediteuren  wirklich  gelingt,  eine  wesentliche  Verminderung 
des  Schreibgeschäftes  herbeizuführen,  hier  offenbar  ein  Mangel  in 
der  Organisation  des  Transportdienstes  der  Eisenbahnen  vorliegt; 
denn  es  ist  nicht  einzusehen  ,  dass  das  ,  was  die  Spediteure  zu- 
wege bringen,  nicht  auch  die  Eisenbahnen  in  irgend  einer  Weise 
sollten  leisten  können.  Darauf  wird  noch  zurückgekommen  werden. 
Und  die  unumgänglich  nötige  Schreibarbeit  lassen  sich  ja  die  Spe- 
diteure vom  Publikum  genau  bezahlen;  das  dürften  die  Eisen- 
bahnen auch  noch  treffen. 

Was  den  Vorteil  betrifft ,  dass  den  Eisenbahnen  durch  die 
Spediteure  Reklamationen  und  Entschädigungen  für  Verlust,  Be- 
schädigung, Verspätung  und  Fehlversand  erspart  werden,  so  liegt 
es  wohl  ebenfalls  in  der  Hand  der  Eisenbahnen ,  durch  entspre- 
chende Organisation  des  Transportdienstes  und  Vereinfachung  des 
Tarifwesens,  diesen  Nachteilen  ohne  Hilfe  der  Spediteure  mög- 
lichst auszuweichen ;  im  übrigen  aber  könnten  sich  die  Eisenbahnen 
ebenso  wie  die  Spediteure  durch  höhere  Versicherungsprämien 
schadlos  halten. 

Endlich  der  letzte  Vorteil,  dass  die  Spediteure  den  Eisen- 
bahnen die  vielen  Umständlichkeiten ,  Gefahren  und  Kosten  er- 
sparen, die  mit  dem  Stückgutverkehr  verbunden  sind.  Das  ist  der 
BequemHchkeitsstandpunkt  der,  allem  g  e  s  c  h  ä  ft  1  i  c  h  e  n  Be- 
triebe abholden  Bureaukraten !  Ja  —  jedes  Geschäft  hat  eben 
seine  Lasten !  Da  helfen  nur  zwei  Dinge :  Diese  Lasten  durch 
entsprechende  Organisation  des  Geschäftsbetriebes  zu  vermindern, 
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und  für  die  vollbrachten  Leistungen  entsprechende  Gegenleistungen 
einzufordern,  —  genau  so,  wie  es  die  geschäftskundigen  Spediteure 
machen,  welche  nicht  anstehen,  sich  für  die  Arbeit  des  Sammeins, 
ZuroUens,  Lagerns,  Verladens  etc.,  die  ja  auch  für  sie  eine  Last 
ist,  und  die  wie  jede  Arbeit  Unlustgefühle  hervorruft,  vom  Publi- 
kum bezahlen  zu  lassen. 

So  sieht  es  also  mit  den  Vorteilen  aus,  welche  die  Spedi- 
teure den  Eisenbahnen  bieten  ! 

Diesen  Vorteilen  steht  aber  eine  Reihe  von  effektiven  Nach- 
teilen gegenüber,  die  sich  aus  dem  den  Spediteuren  übertrage- 
nen Sammeldienst  und  aus  dem  Speditionswesen  überhaupt  für  die 
Eisenbahnen  wie  für  das  Volk  und  dessen  Wirtschaft  ergeben. 

Die  anonyme,  von  einem  Praktiker  verfasste  Schrift  »Der 
deutsche  Eisenbahngütertarif«  (1882)  sagt  gleichfalls  »Gerade  durch 
das  Sammelverfahren  nehmen  die  Kosten  des  Stückguttransportes 
für  die  Eisenbahn  infolge  der  geringeren  Frequenz  und  der  damit 
verbundenen  schlechteren  Ausnützung  der  Transportmittel  und 
häufigeren  Umladungen  während  des  Transportes  bedeutend  zu.« 

Indem  also  die  Eisenbahnen  auf  der  einen  Seite,  um  bessere 
VVagenausnutzung  und  verminderte  Transport-  und  Manipulations- 
arbeit zu  erzielen,  Millionen  an  private  Vermittler  zahlen,  bewirken 
sie  auf  der  andern  Seite  eine  desto  schlechtere  Wagenausnützung 
und  vermehrte  Manipulation  mit  der  grossen  Menge  der  von  den 
Spediteuren  nicht  gesammelten  Stückgüter. 

Als  Nachteil  ist  ferner  zu  bezeichnen  das  viele  unnütze  Hin- 
und  Hersenden,  der  Zeitverlust  durch  Warten  auf  Vervollständi- 
gung der  Ladung  und  die  dadurch  verlangsamte  Beförderung.  Es 
sind  Fälle  bekannt,  wo  Güter  von  Bombay  nach  Triest  und  New- 
York  nach  Bremen  kürzere  Zeit  brauchten  als  von  Wien  nach 
Triest  bezw.  Berlin  nach  Bremen  mit  Inanspruchnahme  des  Spe- 
diteurs. Dass  dies  für  manche  Transporte  gleichgiltig  ist,  beseitigt 
natürlich  nicht  den  Nachteil  für  viele  andere. 

Zu  ernstem  Einwand  giebt  auch  der  Umstand  Anlass  ,  dass 
der  Sammelgutverkehr  nur  für  grössere  Plätze  geeignet  ist ,  und 
diese  gegenüber  den  kleineren  Orten  bevorzugt.  Allerdings  können 
die  Güter  von  den  kleineren  Orten  nach  den  grösseren  geschickt 
werden,  um  von  da  als  Sammelladung  weiter  zu  gehen ;  aber  im 
wesentlichen  sind  es  doch  die  grossen  Städte,  welchen  diese  ein- 
seitige und  durch  nichts  zu  begründende  bezw.  zu  rechtfertigende 
Bevorzugung  zuteil  wird,    welche  zugleich  mit    anderen  Faktoren 
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unseres  Wirtschaftssystems  /Air  immer  grösseren  Konzentration 
hinwirkt.  UlricJi  und  Rank  bezeichnen  diese  von  ihnen  zugege- 
bene Bevorzugung  als  etwas,  was  man  eben  hinnehmen  müsse, 
weil  es  eine  »naturgmässe«  Folge  der  Konzentration  der 
grossen  Städte  sei !  Diese  Behauptung  bildet  ein  schönes  Gegen- 
stück zur  »Arbeitsteilung«.  Hienach  wäre  es  also  geradezu  eine 
Handlung  wider  die  Natur ,  wenn  man  den  Sammelguttarif  auf- 
heben würde  ? 

Es  werden  aber  noch  weitere  wirtschaftlich  schädliche  und 
Willkürlichkeiten  hervorrufende  Ungleichheiten  bewirkt ,  indem 
häufig  der  vom  Spediteur  diktierte  Tarif  zwischen  zwei  Orten  we- 
sentlich verschieden  ist,  je  nachdem  der  Transport  in  der  einen 
oder  andern  Richtung  vor  sich  geht. 

Noch  ist  zu  bedenken,  dass  das  Geld,  das  für  den  Vermitt- 
lungsdienst der  Spediteure  gezahlt  wird ,  eine  unproduktive  Ver- 
wendung findet,  indem  es  für  eine  zum  grossen  Teile  überflüssige 
Dienstleistung  hingegeben  und  damit  thatsächlich  produktiver  Ver- 
wendung entzogen  wird.  Nun  könnte  man  einwenden,  dass  dies 
Geld  auch  bei  staatlichem  Speditionsdienste  gezahlt  werden 
würde ;  allerdings,  aber  dann  kommt  es  als  vermehrte  Einnahme 
der  staatlichen  Eisenbahnen  der  Gesamtheit  des  steuerzahlenden 
Volkes  wieder  zugute,  wogegen  heute  die  vielen  Millionen  Fracht- 
nachlass  an  die  Spediteure  sich  thatsächlich  als  Zahlungen  aus  dem 
Steuersäckel  und  damit  als  Vergeudung  der  Steuerkraft  des  Volkes 
erweisen. 

Die  bisherigen  Erörterungen  Hessen  erkennen,  dass  die  Ge- 
samtheit der  steuerzahlenden  Bevölkerung  durch  die  private  Fracht- 
vermittlung in  mehrfacher  Weise  empfindliche  Schädigung  erleidet : 
Vor  allem  durch  die  Einbusse  an  Einnahmen,  welche  die  Staats- 
bahnen infolge  der  Sammelgütertarife  erleiden,  sodann  durch  den 
Entgang  an  Einnahmen  infolge  des  freiwilligen  Verzichtes  der 
Staatsbahnen  auf  Versehung  des  Frachtenvermittlungsdienstes. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  es  möglich  sei,  diese  Nachteile  zu  be- 
heben und  wenn  ja,  in  welcher  Weise,  durch  welche  Einrichtungen 
dies  erfolgen  kann. 

Die  Möglichkeit  einer  Behebung  an  sich  ist  wohl  am  sichersten 
dadurch  erwiesen,  dass  Russland,  das  in  seiner  Verkehrspolitik  so 
manche  kühne  Vorstösse  aufzuweisen  hat,  das  Speditionswesen  that- 
sächlich verstaatlichte ;  man  geht  in  Russland  eben  daran ,  die 
privaten  Spediteure  gänzHch  aus  dem  geschäftlichen  Leben  zu  ver- 
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drängen  und  durch  Organe  der  Eisenbahnen  zu  ersetzen.  Was  in 
Russland  möglich  ist,  kann  für  Deutschland-Oesterreich  nicht  un- 
möglich sein.  Wenn  sich  russische  Verhältnisse  selbstverständlich 
auch  nicht  ohneweiteres  auf  mitteleuropäische  übertragen  lassen,  so 
kann  es  sich  hier  doch  nur  um  Verschiedenheit  in  den  anzuwenden- 
den Mitteln,  nicht  aber  um  das  Wesen  der  Sache  handeln. 

Es  soll  nachstehend  versucht  werden,  die  Mittel  zu  erörtern 
und  klarzulegen,  die  zur  Erreichung  des  angegebenen  Zieles  führen 
können. 

Man  wird,  ohne  zu  einer  Durchbrechung  des  Wertklassifika- 
tionssystems durch  Gewährung  billigerer  Tarifsätze  für  Wagen- 
ladungen gegenüber  den  Stückgütern  greifen  zu  müssen,  also  trotz 
Gleichhaltung  der  Tarif-Einheitssätze  dennoch  nicht  auf  die  Vor- 
teile guter  Wagenausnutzung  und  Aufgabe  in  Wagenladungen  ver- 
zichten müssen.  Nur  muss  eben  der  Anreiz,  Wagenladungen  und 
nicht  Einzelgüter  aufzugeben ,  dadurch  bewirkt  werden ,  dass  für 
die  thatsächlich  hohen  Kosten  der  Auf-  und  Abladung,  Umladung, 
der  umständlichen  Manipulation,  des  Erfordernisses  grosser  Lager- 
räume, der  besonderen  Vorkehrungen  beim  Transport  und  endlich 
mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  minderer  Platzausnutzung,  also  ver- 
mehrter toter  Leistung,  höhere  Auf-  und  Abladegebühren  pro 
loo  kg  mit  höheren  Mindestgebühren  berechnet  werden.  Diese 
Gebühren  entfallen  logischer-  und  gerechterweise  dann,  wenn  der 
Versender  die  Verladung  selbst  und  zwar  in  einem  Wagen  bis 
zu  dessen  vollständiger  Ausnutzung  ohne  vorherige  Aufbewahrung 
in  Lagerräumen  der  Bahn  besorgt,  bezw.  der  Empfänger  die  Ent- 
ladung selbst  vornimmt.  Diese  Differenz  wird  gross  genug  sein, 
bezw.  kann  gross  genug  gestaltet  werden,  um  ohne  Verletzung 
des  Werttarifes  einen  Anreiz  für  die  Bildung  von  Wagenladungen 
zu  geben  ;  sie  wird  aber  zu  klein  sein,  um  es  dritten  Personen  zu 
ermöglichen,  durch  eine  ganze  überflüssige  Vermittlung  Gewinn 
zu  schöpfen.  Das  Gesagte  bezieht  sich  auf  die  Wagenladungs- 
bildung und  den  Raumtarif  im  allgemeinen.  Was  aber  im  beson- 
deren die  aus  Stückgütern  verschiedener  Versender  und  Empfänger 
gebildeten  Wagenladungen  und  die  sie  heute  durch  Vermittlung 
der  Spediteure  ermöglichenden  Sammelladungstarife  betrifft ,  so 
darf  man  wohl  mit  aller  Bestimmtheit  behaupten,  es  werde  einer 
geschäftstüchtigen  Verwaltung  ohne  besondere  Schwierigkeiten  ge- 
lingen ,  einen  Sammeldienst  zu  organisieren ,  der  an  Erfolg  hin- 
sichtlich   Wagenausnutzung    den    durch   Hilfe    der   Spediteure  er- 
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zielten  Erfolg  noch  weit  übertrifift.  Es  werden  zu  diesem  Zwecke 
gewisseStationen  eines  Bahnnetzes  als  Sammelstationen 
für  bestimmte  Bahnlinien  und  Zielstationen  zu  bestimmen  sein ;  die 
Stückgüter  laufen  nun,  je  nach  ihrer  Bestimmung,  bei  der  nächsten 
in  ihrer  Reiseroute  liegenden  Sammelstation  ein  und  werden 
daselbst  nach  Zielstationen  oder  weiterliegenden  Sammelstationen 
entfernterer  Bahnlinien  in  direkte,  mit  Gütereilzügen  laufende  Wägen 
verladen.  Es  wird  um  so  leichter  geHngen,  auf  diese  Weise  volle 
Stückgut-Wagenladungen  zu  gewinnen,  als  hiezu  nicht  nur  der 
Teil,  der  heute  den  Spediteuren  für  Sammelladungen  zukommt, 
verwendet  wird,  sondern  nahezu  die  gesamte  Menge  der  beför- 
derten Stückgüter. 

Eine  ganz  wesentliche  Steigerung  würde  der  bezügliche  Erfolg 
erfahren,  wenn  man  endlich  daran  schreiten  würde,  einen  Eisen - 
bahnpaketdienst  ins  Leben  zu  rufen,  bezw.  den  Paketdienst 
von  der  Post  an  die  Eisenbahn  zu  übertragen.  Diese  hochwich- 
tige Frage  kann  hier  nur  angedeutet  werden. 

Und  die  verhältnismässig  geringe  Menge  von  Stückgütern, 
die  mit  Lieferzeit- Versicherung  befördert  wird,  könnte  durch  eine 
vollkommen  billige  und  gerechtfertigte  ganz  bedeutende  Erhöhung 
der  Lieferfrist- Versicherungsprämie  des  weitern  eingeschränkt 
werden  ;  übrigens  besteht  kaum  die  Gefahr  einer  Lieferfristüber- 
schreitung bei  derartig  organisiertem  Sammeldienst,  da  man  einer- 
seits viel  rascher  die  zu  einer  Wagenladung  nötigen  Stückgüter- 
mengen angesammelt  haben  wird,  und  andererseits  die  beladenen 
Wägen  mit  den  Gütereilzügen  direkte  und  mit  grösserer  Geschwin- 
digkeit befördert  werden. 

Das  dem  Wagenraumtarif  im  allgemeinen ,  also  auch  dem 
Sammelgütertarif  zugrunde  liegende  Bestreben,  durch  bessere  Aus- 
nützung der  Wägen  die  tote  Leistung  zu  vermindern  und  dadurch 
die  Eigenkosten  des  Betriebes  sowohl  absolut,  —  durch  Beför- 
derung einer  geringeren  Zahl  nicht  ausgenützter  Wägen  —  wie 
relativ  —  im  Verhältnis  zu  der  beförderten  Gütermenge  —  herab- 
zusetzen, ist  ja  an  sich  gewiss  geschäftsmännisch  gedacht.  Aber 
ganz  zweifellos  nicht  geschäftsmännisch  ist  es,  jene  Vorteile  durch 
eine  Verminderung  der  Einnahmen  herbeiführen  zu  wollen ,  wie 
dies  durch  die  ausserordentlich  verbilligten  Tarife  für  Sammel- 
ladungen geschieht;  es  ist  dies  um  so  weniger  geschäftsmännisch, 
als ,  wie  schon  früher  erwähnt ,  der  Preis  ,  der  mit  dieser  Tarif- 
herabsetzung für  jenen  Vorteil  gezahlt  wird,   viel  zu  hoch   ist,  der 
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Einnahmenentgang  die  Ausgabenverminderung  möglicherweise,  ja 
wahrscheinlicherweise  übersteigt,  zum  mindesten  aufhebt  und  unter 
allen  Umständen  beeinträchtigt.    Ein  solcher  Vorgang  ist  endlich 
deshalb  ganz  ungeschäftsmännisch,  weil  sich  jene  erstrebten  Vor- 
teile erzielen  lassen,  ohne  dafür  ein  Opfer  an  den  Einnahmen  zu 
bringen.    Denn  wie  gezeigt  wurde,  lässt  sich  durch  eine  entspre- 
chende Organisation  des  Sammeldienstes  durch  die  bahnämtlichen 
Organe  ganz  sicher  ein  noch  grösserer  Erfolg  desselben  erzielen, 
als  durch  die  Vermittelung  der  Spediteure.    Nimmt  dergestalt  die 
staatliche  Verwaltung  die  Sache    selbst  in   eine  starke  Hand ,  so 
kann  sie  in  dieser  Hinsicht  der  privaten  Spediteure  gänzlich  ent- 
raten.    Sie  besorgt  dann  die  ihr  vorteilhaften  Leistungen  des  Sam- 
mclgutdienstes  und  der  Wagenausnützung  selbst,  und  macht  auch, 
indem  sie  volle  Tarife  einhebt,  mit  sich  selbst  das  Geschäft,  das 
früher  der  Spediteur    mit    ihr  gemacht  hat.    Und    dieses    letztere 
ohnedies  sehr  gewinnreiche  Geschäft,  das  viele  hunderte  von  Spe- 
diteuren in  wenigen  Jahren  zu  reichen  Leuten  machte,  kann  eine 
kluge  Verwaltung,  eine  Verwaltung,  die  im  Bewusstsein  ihrer  Ver- 
antwortung gegenüber  der  Gesamtheit  und  geschäftssinnig  darauf 
bedacht  ist,  das  Erträgnis  der  ihr   anvertrauten  Unternehmung  zu 
steigern ,   noch  erträgnisreicher  gestalten ,    indem  sie  in  durchaus 
billiger ,    gerechtfertigter  und  der  Natur    der  Transportleistungen 
bei  Stückgütern  entsprechender  Weise  eine  Erhöhung  der  Neben- 
gebühren und    der  Prämien    für  Lieferzeit-Versicherung    eintreten 
lässt,  ganz  abgesehen  von  einer  Erhöhung  des  Tarifes  für  Stück- 
güter überhaupt. 

Dieser  Sammeldienst  der  Eisenbahnen  würde  eine  weitere 
wesentliche  Förderung  dadurch  erfahren,  wenn  nach  Beseitigung 
der  heutigen  vielfach  ungesunden  Tarifwirtschaft,  welche  derartige 
Massnahmen  allerdings  nicht  gestattet,  die  direkte  Abferti- 
gung von  Gütern  von  allen  Stationen  nach  allen  Stationen  inner- 
halb Deutschlands  bezw.  Oesterreichs  eingeführt  würde.  Dadurch 
würden  einerseits  die  Eisenbahnen  durch  Entfallen  von  Umkartie- 
rungen  manches  Schreibgeschäft  ersparen,  andererseits  aber  würde 
die  Vermittlerthätigkeit  der  Spediteure ,  soweit  wenigstens  der 
ganze  inländische  Verkehr  in  Frage  kommt,  gänzlich  überflüssig 
werden. 

Versendet  doch  die  Post  fast  nach  der  ganzen  Welt  direkt,  mit 
Benützung  eines  einzigen  Frachtdokumentes  Pakete,  und  gleiches 
sollte  den  Eisenbahnen,    zunächst   wenigstens    im  Inlandverkehre 
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nicht  möglich  sein  ?  Man  wird  einwenden ,  bei  der  Post  werde 
dies  ermöglicht  durch  den  Zonentarif,  bezw.  das  Porto,  sowie 
durch  die  Einheitlichkeit  der  Verwaltung  innerhalb  der  einzelnen 
Länder  und  der  Organisation  des  Postdienstes  durch  den  Welt- 
postverein. Diese  Einwendungen  sind  natürlich  ganz  und  gar  hin- 
fällig; der  menschliche  Geist  hat  schwerere  Aufgaben  zu  lösen 
gehabt,  als  die,  wie  ein  solcher  bereits  bei  der  Post  bestehender 
direkter  Verkehr  mit  wirtschaftlich  grösstem  Erfolge  auch  bei  den 
Eisenbahnen  einzurichten  ist.  Die  Lösung  ist  sogar  sehr  einfach. 
Uebrigens  sind  uns  auch  darin  die  halbasiatischen  Russen  vorange- 
gangen:  Durch  Einführung  des  internen  russischen  Lokaltarifes,  der 
nebenbei  gesagt,  vernünftigerweise  einen  Unterschied  zwischen 
Stückgut  und  Wagenladungen  nicht  kennt ,  wird  durch  direkte 
Tarife  für  alle  Güter  und  alle  Relationen  die  direkte  Abfertigung 
nach  allen  Richtungen  ermöglicht.  Diese  Bildung  einheitlicher, 
direkter  Tarife  war  ein  Hauptschlag  gegen  das  Speditionswesen, 
dessen  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Gütersammlung  damit  ge- 
hemmt oder  besser  gesagt ,    vollends    unmöglich  gemacht  wurde. 

Was  nun  den  Rolldienst  der  Spediteure  anbelangt,  der,  wie 
nachgewiesen  wurde,  insoweit  in  den  Wirkungsbereich  der  Bahnen 
gehört,  als  es  sich  um  Zu-  und  Abfuhr  von  mit  der  Bahn  zu  be- 
fördernden bezw.  beförderten  Güter  handelt,  so  kann  wohl  auch 
kein  Zweifel  bestehen,  dass  die  Bahnen  diesen  lukrativen  Geschäfts- 
zweig selbst  betreiben  könnten.  Einerseits  zeigt  uns  ja  die  Post 
mit  ihrem  Paketzustelldienst,  dass  die  staatlichen  Verkehrsanstalten 
solchen  Aufgaben  selbst  heute,  also  trotz  Bureaukratismus,  ge- 
wachsen sind  ,  und  dann  ist  es  wieder  Russland ,  das  uns  auch 
darin  beispielgebend  vorangegangen  ist.  So  schreibt  A.  Trnozka 
in  Nr.  20  Jahrg.  1897  der  »Zeitschrift  für  Eisenbahnen  und'Dampf- 
schiffahrt«  : 

»Um  die  Zufuhr  der  Güter  in  den  einzelnen  Plätzen  durch 
Privatspediteure  überflüssig  zu  machen ,  führten  die  meisten  der 
russischen  Eisenbahnen  in  den  Städten  und  Industrieplätzen  einen 
Fuhrwerksdienst  ein,  der  sich  mit  der  Ab-  und  Zufuhr  aller  Güter 
befasst.  Selbst  schwerwiegende  und  schwertransportable  Güter 
werden  von  den  Stadtkomptoiren  der  einzelnen  Bahnen  vom  Hause 
zur  Bahn  oder  umgekehrt  von  der  Bahn  zum  Domicile  zugeführt. 
Ja ,  die  Agitation  der  russischen  Eisenbahnen  reicht  noch  viel 
weiter,  und  dieselben  haben  in  den  bedeutenderen  Orten  Russ- 
lands,  die  von  ihren  Linien  nicht  berührt  werden,  ihre  Agenturen 
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uikI  das  Bestreben  dieser  Bahnen  reicht  bis  zur  Errichtung  von 
Vertretungen  auf  ausländischen  Plätzen  hinaus.  Es  ist  daher  die 
Benützung  eines  Privatspediteurs  im  internen  russischen  Verkehre 
zur  Ueberflüssigkeit  geworden  und  es  beschäftigen  sich  auch  in 
Wirklichkeit  mit  diesem  Verkehre  nur  zwei  russische  Transport- 
gesellschaften, deren  Thätigkeit  lediglich  auf  die  Assekuranzbe- 
vorschussung und  Lagerung  der  Güter  beschränkt  ist.« 

Endlich  ist  noch  des  Ersatzes  zu  gedenken ,  den  die  Eisen- 
bahnen dafür  suchen  müssen,  dass  mit  Aufhebung  des  privaten  Sam- 
meldienstes auch  die  Ersparnis  an  Schreib-  und  Rechen- 
geschäften entfällt,  welche  heute  thatsächlich  durch  die  Spedi- 
teure bewirkt  wurde.  Hier  sei  vor  allem  auf  die  Postbegleitadressen 
hingewiesen,  welche  als  Frachtdokumente  für  den  umfangreichen 
und  mit  grosser  Sicherheit,  sowie  wenig  Verlusten  ausgeführten 
Postpaketdienst  vollkommen  genügen  und  sich  trefflich  bewährt 
haben.  Es  ist  gar  nicht  einzusehen,  warum  die  Eisenbahnen  nicht 
schon  längst,  wenn  auch  nur  für  den  internen  Stückgut-  und  Eil- 
gutdienst, auf  dieses  Frachtdokument  gegriffen  haben.  Sie  werden 
wohl  dazu  greifen  müssen  ,  wenn  sie  ,  was  über  kurz  oder  lang 
eintreffen  muss,  den  Paketbeförderungsdienst  von  der  Postanstalt 
in  die  eigenen  Hände  übernehmen  und  sie  sich  auch  dieses,  ohne- 
hin ihnen  zugehörige  Wirkungsgebiet  zurückerobern. 

Durch  Verallgemeinerung  der  in  ihrer  Anlage  etwas  abzu- 
ändernden Begleitadresse  würde  nahezu  das  ganze  mit  Ausferti- 
gung der  Verrechnungs-  und  Begleitdokumente  verbundene  Schreib- 
geschäft dem  Publikum  selbst  übertragen  und  dadurch  eine  Er- 
sparnis an  Arbeit  bewirkt,  welche  sich  auf  den  ganzen  Stück- 
gut- und  Eilgutdienst  bezieht,  also  von  ungleich  grösserer  Bedeu- 
tung wäre,  als  die  von  den  Spediteuren  herbeigeführte.  Es  würde 
damit  den  Benutzern  der  Eisenbahn  ein  Arbeitsanteil  überwiesen, 
dessen  Bewältigung  die  Eisenbahnen  heute  trotz  einem  Heere  von 
Beamten  nicht  zu  leisten  vermögen  ,  ohne  durch  Anwachsen  der 
Hilfskräfte  noch  schwerfälliger,  oder  aber  durch  immer  weitere 
Entwicklung  des  Spediteurwesens  von  diesem  noch  abhängiger 
zu  werden. 

Endüch  sei  noch  erwähnt ,  dass  die  Eisenbahnen  auch  die 
Vermittlung  der  zollamtlichen  Behandlung  der  Güter, 
die  heute  gleichfalls  in  Händen  der  Spediteure  ruht,  übernehmen 
müssten. 

Durch  die  Zurückweisung  der  Spediteure   als  Verzollungsbe- 
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vollmächtigte  der  Parteien  könnte  die  bahnamtliche  Vertretung 
bei  der  Uebereinstimmung  der  Begleitschriften  eine  überaus  wirk- 
same Kontrolle  zu  Nutz  und  Frommen  der  richtigen  Frachten- 
erhebung und  des  geschäftlichen  Wohlanstandes  mühelos  ausüben. 

Die  Uebernahme  des  Speditionswesens  durch  die  Eisenbahnen 
erweist  sich  sohin  als  im  allgemeinen  für  die  letzteren  sowohl,  wie  für 
dieVolkswirtschaft  als  wirtschaftlich  sehr  vorteilhaft;  die  Uebernahme 
des  Speditionswesens  speziell  durch  die  Staatsbahnen  ist  jedoch 
geradezu  eine  staatsfinanzielle  Notwendigkeit.  Diese  Ver- 
staatlichung des  Speditionswesens  ist  um  so  wichtiger,  weil  grossen- 
teils  durch  Mithilfe  der  Speditions-Industrie  das  Fortbestehen  der 
veralteten  Formen  ermöglicht  und  die  Weiterentwicklung  des 
Verkehrswesens  behindert  wird.  Die  gegenwärtigen  Staatsbahn- 
verwaltungen lassen  jedoch  einen  sicheren  Erfolg  der  Ver- 
staatlichung des  Speditionswesens  nicht  voraussagen.  Um  diesen 
Erfolg  bestimmt  zu  erreichen,  würde  eine  teilweise  Neugestaltung 
der  Organisation  der  Staatsbahnverwaltungen  vorangehen  müssen. 
Diese  Neuorganisation  dürfte  aber  nicht  nach  Muster  der  der 
jüngsten  Zeit  angehörenden  und  teilweise  wenig  geglückten  Neu- 
organisationen der  Staatsbahnverwaltungen  verschiedener  Länder 
erfolgen. 

Wie  weit  über  die  angegebenen  Thätigkeiten  hinaus  sich  die 
Verstaatlichung  des  Speditionswesens  wird  noch  auszudehnen  ha- 
ben, kann  nur  die  Praxis  erweisen.  Es  wird  sich  dann  zeigen,  welche 
Teile  des  Vermittlungsgeschäftes  besser  den  Spediteuren  zu  über- 
lassen sein  werden,  und  auf  welches  Wirkungsgebiet  sich  diese  zu 
beschränken  haben.  Jedenfalls  wird  ihre  Zahl  eine  ganz  wesent- 
liche Verminderung  erfahren. 

Die  in  der  Spediteurbranche  angestellten  Bediensteten  werden 
jedoch  nur  zu  kleinem  Teile  Nachteile  erleiden,  weil  der  grössere 
Teil  von  den  staatlichen  Speditionsbureaux  übernommen  werden 
dürfte. 
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I.  Einleitung. 

a.  Theoretische  Erörterung  des  Problems. 

Unter  den  verschiedenen  Einzelfragen,  aus  denen  sich  die 
Währungsfrage  zusammensetzt,  gehört  das  Problem  der 
»V  a  1  u  t  adi  ff  ere  nz  en«  zu  denjenigen,  die  zwar  Gegenstand  einer 
eingehenden  theoretischen  Erörterung  gewesen  sind,  zu  deren  befrie- 
digender Beantwortung  aber  das  bisher  beigebrachte  statistische  und 
historische  Material  bei  weitem  nicht  ausreicht.  Die  Mangelhaftig- 
keit dieses  Materials  ist  um  so  mehr  zu  bedauern,  als  die  theoretische 
Erörterung  der  Wirkung  der  Valutadifferenzen  auf  den  auswär- 
tigen Handel  verhältnismässig  wenig  Schwierigkeiten  bereitet,  und 
thatsächlich  über  den  Hauptpunkt  Uebereinstimmung  aller  Fach- 
leute erzielt  ist,  jedoch  Schwierigkeiten  jeder  Art  sich  zeigen,  so- 
bald man  untersucht,  wie  der  Einfluss  der  Valutadifferenzen  sich 
im  Einzelfall  im  freundlichen  oder  feindhchen  Zusammentreffen 
mit  anderen  wirtschaftlichen  Kräften  gestaltet,  und  alle  so  auf- 
tauchenden Fragen  nur  auf  Grundlage  einer  sorgfältigen  Beob- 
achtung der  Thatsachen  beantwortet  werden  können. 

Die  folgende  Untersuchung  bezweckt,  durch  Sammlung  und 
Bearbeitung  des  auf  die  Valutadifferenzen  bezüglichen  Materials 
in  einem  der  wichtigsten  hier  in  Betracht  kommenden  Länder, 
Indien,  die  Resultate  der  deduktiven  Methode  zu    prüfen    und 
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ZU  erganzen  und  so  der  Theorie  der  Valutadifferenzen  eine  sicherere 
Grundlage  zu  geben. 

Dass  das  Sinken  der  Valuta  eines  Landes  die  Tendenz  hat, 
das  Land  in  seiner  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  Weltmärkte  zu 
stärken,  vorausgesetzt,  dass  die  Preise  und  dieLöhne 
in  dem  Lande  dieselben  bleiben  oder  nicht  in  dem- 
selben Verhältnis  steigen,  wie  die  Valuta  sinkt, 
ist  nicht  zu  bezweifeln  und  wird  auch  in  der  That  von  den  An- 
hängern der  Gold-  wie  der  Doppelwährung  anerkannt.  Man  pflegt 
in  treffender  Weise  zu  sagen,  das  Sinken  der  Valuta  wirke  wie 
eine  Exportprämie  und  wie  ein   Schutzzoll. 

So  weit  herrscht  Uebereinstimmung  ').  Um  so  heftiger  ent- 
brennt dann  aber  der  Streit  über  die  Voraussetzungen.  Darf  man 
vernünftigerweise  voraussetzen,  dass  die  Preise  und  Löhne  bei 
sinkender  Valuta  gleich  bleiben  oder  nur  geringer  steigen,  als  die 
Valuta  sinkt  ? 

Die  einen  bestreiten  dies.  Ihre  Beweisführung  ist  folgende: 
Zugegeben,  dass  die  Exporteure  anfangs  grosse  Gewinne 
machen,  so  kann  diese  Thatsache  kein  Geheimnis  bleiben.  Mehr 
Kapital  wird  sich  auf  den  Exporthandel  werfen  ;  so  steigt  die 
Nachfrage  nach  den  Exportartikeln,  und  dies  bringt  den  Inlands- 
preis derselben  gleichfalls  zum  Steigen.  Die  Produzenten  derselben 
werden  höhere  Preise  erzielen,  ihre  Produktion  ausdehnen  und  so 
mehr  Arbeiter  beschäftigen  müssen.  Die  gesteigerte  Nachfrage 
nach  diesen  wird  die  Löhne  in  der  P2xportbranche  steigern. 

Andererseits  ist  der  Import  von  ausländischen  Produkten  er- 
schwert. So  werden  die  einheimischen  Produzenten  der  Import- 
artikel eine  grössere  Nachfrage  als  vorher  zu  befriedigen  haben; 
sie  können  ihre  Preise  erhöhen  und  werden  ihre  Produktion  aus- 
dehnen. Auch  hier  wird  die  Nachfrage  nach  mehr  Arbeitern  eine 
Lohnsteigerung  herbeiführen.  Die  Importartikel ,  welche  nicht 
im  Lande  selbst  hergestellt  werden  können,  müssen  gleichfalls 
im  Preise  steigen,  wenn  ihre  Einfuhr  sich  noch  lohnen  soll. 

Auch  die  nur  im  Lande  selbst  produzierten  und  kon- 
sumierten Waren  müssen  teurer  werden,  da  die  Nachfrage  nach 
ihnen  infolge  der  Lohnerhöhung  in  den  Export-  und  Import- 
branchen steigt,  und  ihre  Herstellungskosten  sich  vergrössern ; 
denn  die  Arbeiter  der  Export-  und  Importbranchen  müssen  anderen 


I)  Ich  sehe    hier  von  K.  Ellstätter  ab ,    dessen    gegenteilige  Meinung    in  höchst 
oberflächlicher  Weise  begründet  ist.    Vgl.  unten  S.  46. 
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Industrien  entzogen  werden,  was  zur  Folge  hat,  dass  in  den  letz- 
teren das  Angebot  von  Arbeitskräften  abnimmt,  worauf  die  Löhne 
steigen  müssen. 

Eine  allgemeine  Preis-  und  Lohnsteigerung  ist 
also  die  Folge,  eine  Steigerung  natürlich  nicht  in  iiifinitum,  son- 
dern bis  zu  dem  Punkte,  wo  der  Durchschnittsgewinn  und  der 
Durchschnittslohn  in  den  einzelnen  Zweigen  der  Industrie  wieder 
ihre  normale  dem  Grade  des  Sinkens  der  Valuta  entsprechende 
Höhe  erreicht  haben,  oder  wo,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  das 
Gleichgewicht  wieder  hergestellt  ist. 

Damit  hat  sich  die  Anpassung  der  Preise  und  Löhne  an 
den  geminderten  Wert  des  Landesgeldes  vollzogen  ;  und  die  aus- 
fuhrfördernde und  einfuhrhemmende  Wirkung  der  Valutadifferenz 
hört  auf. 

Die  logische  Richtigkeit  dieser  Deduktion  wird  von  den  Geg- 
nern, die  sich  meistens  im  bi  m  et  a  lli  s  tis  che  n  Lager  befinden, 
nicht  bestritten,  aber  sie  behaupten,  das  sei  eben  nur  in  der 
»Theorie«   so,   in  der  Praxis  mache  sich  alles  ganz  anders. 

Sarkastisch  bemerkte  z.  B.  ein  so  erfahrener  Finanzmann  wie 
Herr  Goschen  gegenüber  einer  Deputation  von  Bimetallisten  aus 
Manchester,  die  indische  Rupie  habe  sich  nicht  so  benommen, 
wie  sie  sich  nach  den  Gesetzen  der  politischen  Oeko- 
nomie  hätte  benehmen  sollen.  »Sie  ist  unverändert  geblieben, 
während  sie  den  Preisen  des  Silbers  in  andern  Ländern  hätte 
folgen  sollen;  der  Eigensinn  der  Rupie  hat  die  Schwierig- 
keiten zum  grossen  Teil  verursacht«  ■"). 

Der  Kardinalfehler  soll  der  sein,  dass  man  in  jener  Deduk- 
tion mit  dem  abstrakten  Kapitalisten,  dem  abstrakten  Arbeiter 
und  einer  idealen  Anpassungsfähigkeit  rechnet,  nicht  aber  mit 
den  konkreten  Menschen  und  realen  Verhältnissen  jener  Länder, 
welche  hier  in  Betracht  kommen,  namentlich  jener  grossen  alten 
asiatischen  Reiche  wie  China,  Japan  und  Indien;  der  »Theoretiker« 
setze  eine  Beweglichkeit  des  Kapitals  und  der  Arbeiter  voraus, 
die  selbst  in  der  modernen  Zivilisation  nicht  erreicht,  und  in  jenen 
Ländern  Asiens,  die  ganz  und  gar  unter  der  Herrschaft  der 
»Gewohnheit«   ständen,  nicht  im  entferntesten  anzutreffen  sei. 

»Nichts  ereignet  sich«,  sagt  R.  Barclay,  einer  der  talentvoll- 
sten enghschen  Bimetallisten,  »um  das  Vertrauen  zu  erschüttern, 
welches  die  Hunderte  von  MilHonen  der  Bevölkerung  der  Erde 
i)  Vgl.  R.  Barclay,  The  Silver  question  and  the  Gold  question,  1894  p.  102. 
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im  Osten,  die  noch  Silber  gebrauchen,  in  seine  Kraft  als  Geld 
setzen«  *). 

Aehnlich  schreibt  Prof.  NicJiolson  ^) :  »Für  die  grosse  Masse 
sanfter  Hindus  bedeutet  die  Entwertung  des  Silbers  einfach  ein 
Steigen  des  Goldpreises;  sie  bedeutet,  dass  dieselben  mehr  als 
früher  für  Schmucksachen  aus  diesem  Metalle  oder  für  kleine 
Barren,  welche  sie  horten  wollen,  zu  geben  haben«. 

Dieser  Glaube  an  die  Starrheit  und  Unbeweglich- 
keit  der  asiatischen  Zivilisation  ist  so  allgemein  ver- 
breitet, dass  man  schon  den  blossen  Hinweis  auf  die  Verschieden- 
heit der  Kulturverhältnisse  nicht  selten  als  eine  genügende  Wider- 
legung des  »Theoretikers«  betrachtete. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  eine  Erörterung  über  so  allge- 
meine Begriffe  wie  die  Beweglichkeit  oder  Unbeweghchkeit  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  jener  asiatischen  Länder  wenig  Licht 
auf  den  vorliegenden  Streitpunkt  zu  werfen  vermag.  Hier  kann 
nur  eine  sorgfältige  Einzeluntersuchung  der  Preis-  und 
Lohnverhältnisse  in  den  betreffenden  Staaten  Aufklärung  ver- 
schaffen. Ob  und  in  welchem  Grade  sich  die  Anpassung  der 
Preise  und  Löhne  an  den  gesunkenen  Wert  des  Geldes  vollzieht, 
kann  in  befriedigender  Weise  nur  a  posteriori,  auf  Grundlage 
eines  umfassenden  statistischen  Materials,  das  die 
Preisbewegung  während  des  betreffenden  Zeitabschnittes  wieder- 
spiegelt, festgestellt  werden.  Eine  solche  Spezialuntersu- 
chung derPreis-undLohn  Verhältnisse  inlndien  seit 
dem  für  das  Silber  so  verhängnisvollen  Jahre  1873  ist  der  Gegen- 
stand der  vorliegenden  Abhandlung. 

Das  Thema  kann  folgendermassen  formuliert  werden :  Hat 
sich  die  Kaufkraft  der  indischen  Courant münze, 
der  Rupie,  seit  dem  Jahre  1873  verändert,  ist  sie 
gestiegen  oder  gefallen,  und  wie  weit  ist  die  Ver- 
änderung ihrer  Kaufkraft  dem  Schwanken  des  Sil- 
berpreises zuzuschreiben? 

Es  ist  nicht  das  erste  Mal,  dass  der  Versuch  unternommen 
wird,  diese  Fragen  auf  Grundlage  von  statistischem  Material  zu 
beantworten ;  aber  diese  früheren  Versuche  waren  immer  sehr 
unvollkommen  ;  meistens  war  das  statistische  Material  ungenügend ; 
und  sehr  oft  verraten  jene  Arbeiten,    dass    sie    nicht    si7ie  ira  et 


i)  ib.  p.  106. 

2)  J.  Sh.  Nicholson,  A  treatise  011  Money.  1895  p.  204. 
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sUidio  geschrieben,  sondern  im  Interesse  dieser  oder  jener  Partei, 
in  grosser  Hast,  um  etwas  zu  »beweisen«,  abgefasst  sind.  Aber 
auch  die  ersten  Autoritäten  auf  dem  Gebiete  des  Währungswesens 
gründen  ihre  Folgerungen  nicht  selten  auf  ein  durchaus  unzuläng- 
liches Material.  Die  Vergleichung  verhältnismässig  weniger  Preis- 
und  Lohnangaben  führte  z.  B.  Prof.  Lexis  noch  im  Jahre  1895  zu 
folgendem  Urteil  ');  »Es  ist  wohl  bekannt,  dass  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  der  280  Millionen  Indiens  sich  zum  grossen 
Teil  noch  auf  einer  sehr  niedrigen  Stufe  befindet,  dass  eine  pri- 
mitive Wirtschaftweise  noch  vorwiegt,  dass  das  Edelmetall,  wel- 
ches in  das  Land  gebracht  worden,  zum  grossen,  vielleicht  zum 
grössten  Teile  gehortet  wird,  und  dass  deshalb  die  lange  fortge- 
setzte Prägung  von  80  bis  90  Millionen  Rupien  pro  Jahr  sicher- 
lich keine  entsprechen  deSteigerung  derPreise 
derlnlandsprodukte  undderLöhne  verursacht  hat«  **). 
Unvermeidlicherweise  muss  sich  diese  Untersuchung  der  Preis- 
und  Lohnverhältnisse  Indiens  innerhalb  bescheidener  Schranken 
halten  ^).  So  interessant  und  nützlich  es  wäre,  den  Einfluss  des 
Schwankens  der  Valuta  von  Tag  zu  Tag,  von  Monat  zu  Monat 
oder  auch  nur  von  Jahr  zu  Jahr  festzustellen,  so  schwierig,  ja 
unmöglich  ist  dies.  Wer  vermöchte  alle  die  Ursachen ,  welche 
das  Schwanken  der  Preise  in  einer  bestimmten  Zeit  hervorrufen, 
zu  übersehen  und  zu  bewerten ;  wer  vermöchte  eine  von  ihnen, 
wie  hier  z.  B.  die  Valutadifferenz,  genügend  zu  isolieren,  um  ihre 
Wirkung  mit  Genauigkeit  erkennen  zu  können  ?  In  erster  Linie 
hängen  die  Preise  von  den  Produktions-  und  Konsumtionsbe- 
dingungen ab.  Nicht  selten  wird  selbst  ein  bedeutender  Druck, 
den    eine  Kraft    auf  die  Preisbildung    ausübt,    durch  den  Gegen- 


i)  W.  Lexis,  Econonüc  Journal  1895  P-  536.  —  Die  Zahl  80  —  90  Millionen  ist 
wohl  etwas  zu  hoch  gegriffen;  70— 80  Millionen  dürfte  richtiger  sein.  Vgl.  die  Münz- 
statistik S.      I. 

2)  Von  dem  Aufsatze  Atkijisun's  über  »Silberpreise  in  Indien«  in  der  diesjährigen 
(1897)  Märznummer  des  »Journal  of  the  Royal  Statistical  Society«  habe  ich  erst  nach 
Abschluss  der  vorliegenden  Abhandlung  Kenntnis  erhalten.  Jedoch  konnte  ich  diesen 
wertvollen  statistischen  Beitrag  zur  Erkenntnis  der  Preisbewegung  in  Indien  noch  nach- 
träglich in   meiner  Arbeit  berücksichtigen. 

3)  Die  Frage,  von  welchen  Ursachen  die  Valutadifferenz  selbst  hervorgerufen  wird, 
kommt  hier  nicht  in  Betracht.  Jedoch  sei  an  dieser  Stelle  auf  den  Aufsatz  Helfferich's, 
in  Schmoller's  Jahrbuch  (XXI.  Jahrgang,  2.  Heft,  S.  i — 57)  verwiesen,  indem  die 
Wechselbeziehungen  zwischen  Aussenhandel  und  Valutaschwankungen  in  scharfsinniger 
Weise  erörtert  werden. 
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druck  einer  anderen  Kraft  aufgehoben.  Oft  erwarten  wir  z.  B. 
infolge  des  Sinkens  des  Wechselkurses  eine  Preiserhöhung  oder 
die  Steigerung  der  Ausfuhr  einer  Ware,  und  müssen  das  Gegen- 
teil konstatieren,  weil  gleichzeitig  in  den  Produktions-  oder  Kon- 
sumtionsverhältnissen der  betreffenden  Ware  eine  Aenderung  ein- 
getreten ist.  Thöricht  wäre  es  natürlich,  in  einem  solchen  Falle 
das  Vorhandensein  einer  dieser  Kräfte,  deren  Wirkung  durch  eine 
stärkere  Gegenkraft  aufgehoben  wurde,  zu  leugnen  '). 

In  der  vorliegenden  Abhandlung  beschränke  ich  mich  im  we- 
sentlichen auf  die  Darstellung  der  Preisbewegung  in  Indien,  wie 
sie  innerhalb  der  Jahre  1871  bis  1895  erfolgte  und  sich  aus  dem 
vorliegenden  statistischen  Material  erkennen  lässt.  Dabei  wird 
sich  die  Hauptaufmerksamkeit  auf  die  ersten  und  die  letzten  Jahre 
dieses  Zeitabschnitts  richten.  Die  Vergleichung  des  Preisniveaus 
zu  Anfang  der  70er  Jahre  mit  demjenigen,  welches  wir  20  Jahre 
später  in  Indien  vorfinden,  ist  die  Hauptaufgabe  dieser  Arbeit. 

b.  Das  statistische  und  historische  Material. 

Das  statistische  Material,  welches  der  Untersuchung  zu  Grunde 
gelegt  werden  soll,  ist  reichhaltig.  Es  besteht  hauptsächlich  aus 
Veröffentlichungen  des  statistischen  Bureaus  der  indischen  Re- 
gierung; an  der  Spitze  dieses  Bureaus  steht  Herr  jf.  E.  GConnor, 
dessen  Tüchtigkeit  und  Gewissenhaftigkeit  allgemein  gerühmt  wird. 
Die  Zuverlässigkeit  der  betreffenden  statistischen  Angaben  über 
Indien  ist,  soweit  mir  bekannt,  von  keiner  Seite  angezweifelt  worden. 

Die  Hauptquelle  ist  ein  indisches  300  grosse,  meist  engbe- 
druckte Seiten  enthaltendes  Blaubuch,  »Preise  und  Löhne  in  In- 
dien«. Dasselbe  giebt  zuerst  auf  72  Seiten  die  jährlichen  lokalen 
Kleinhandelspreise  der  wichtigsten  Getreidesorten  und  des 
Salzes  in  den  Jahren  1861  bis  1895  ^"i  z.  B.  sind  da  die  Reis- 
preise von  204  Märkten  citiert.  Ferner  enthält  das  Blaubuch  wei- 
tere jährliche  Kleinhandelspreise  von  Getreide,  Fleisch,  Eiern, 
Milch,  Butter,  Kartoffeln,  Brot  und  Tabak  in  ausgewählten  Di- 
strikten in  den  Jahren  1855  bis  1895.  Darauf  folgen  auf  25  Seiten 
die  halbjährlichen  Grosshandelspreise  der  wichtigsten  Im- 
port- und  Exportartikel  Indiens  von  1843  bis  1896  in  den  Haupt- 

i)  Diesen  Fehler  begeht  z.  B.  Ellsiätter ,  der,  weil  er  keine  Parallelbewegung 
zwischen  dem  Sinken  der  indischen  Valuta  und  der  Steigerung  des  Weizenexports  aus 
Indien  entdecken  kann,  den  die  Ausfuhr  stimulierenden  Einfluss  der  Valutaentwertung 
einfach  leugnet.    Vgl.  S.  47  seines  Buches. 


Die  Kaufkraft  der  Rupie.  47 

häfen  des  Landes,  und  weitere  Angaben  über  Grosshandelspreise 
im  Innern  Indiens  auf  8  Seiten.  Die  letzten  45  Seiten  des  Blau- 
buches enthalten  Lohn  angaben.  Den  absoluten  Zahlen  folgt 
meistens  eine  Umrechnung  derselben  in  relative  und  eine  vor- 
treffliche übersichtliche  Gruppierung  derselben. 

Daneben  kommen  noch  andere  amtliche  Veröffentlicliungen 
der  indischen  und  englischen  Regierung  in  Betracht,  namentlich 
die  Handelsberichte,  die  Berichte  der  englischen  Kommissionen 
zur  Untersuchung  der  Währungsverhältnisse  und  die  Berichte  über 
den   »materiellen  und  moraHschen  Fortschritt«  Indiens. 

Sieht  man  davon  ab,  dass  sich  die  amtlichen  Publikationen 
z.  T.  auf  Berichte  von  Kaufleuten  und  kaufmännischen  Organi- 
sationen stützen,  so  scheinen  keine  einigermassen  wichtigen  pri- 
vaten Veröffentlichungen  über  die  Preise  und  Löhne  in  Indien 
zu  existieren. 

Atkinsons  statistische  Angaben  sind  z.  T.  dem  Blaubuch  »Prices 
and  Wages«  entnommen,  z,  T.  scheinen  sie  auf  einer  selbstän- 
digen Bearbeitung  des  Materials  zu  beruhen,  das  den  Publikationen 
dieses  Blaubuchs  zu  Grunde  liegt;  namentlich  scheint  Atkinson 
die  Angaben  der  Preislisten  von  Bombay,  Calcutta  und  Madras 
in  anderer  Weise  benutzt  zu  haben  als  der  amtliche  Bericht;  denn 
die  Zahlen,  die  offenbar  aus  derselben  Quelle  stammen,  weichen 
oft  von  einander  ab  (vgl.  unten  S.  jy  und  80).  Worauf  die  Ver- 
schiedenheit beruht,  lässt  sich  aus  Atkinsons  Arbeit  nicht  ersehen. 
Es  ist  Atkinson  auch  gelungen,  sich  von  Privatpersonen  einiges 
neue  Material  zu  verschaffen. 

Meine  statistischen  Angaben  über  Preise  und  Löhne  sind, 
sofern  nicht  das  Gegenteil  bemerkt  ist,  sämtlich  dem  Blaubuch 
»Prices  and  Wages«  entnommen.  Ich  habe  es  für  überflüssig  ge- 
halten, bei  jedem  Citat  die  Seite  des  Blaubuchs  anzugeben;  denn 
dasselbe  ist  so  übersichtlich  geordnet,  dass  jede  Zahl  unschwer 
aufgefunden   werden  kann. 

c.  Kurze  Uebersicht  der  indischen  Wirtschafts- 
geschichte seit  1871. 

Ein  kurzer  Ueberblick  über  die  wichtigsten  Ereignisse  der 
Wirtschaftsgeschichte  Indiens  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten wird  das  Verständnis  der  allgemeinen  Preisbewegung 
in  diesem  Lande  erleichtern,  namentlich  die  Ursachen  einiger  auf- 
fallender  Preisschwankungen  erkennbar  machen. 
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Auch  dürfte  es  sich  empfehlen,  dieser  Abhandlung  die  War- 
nung vor  hastigen  Verallgemeinerungen  vorausz.u- 
schicken,  mit  welcher  die  indische  Regierung  ihre  Berichte  oft 
einzuleiten  für  nötig  hält:  »Indien  ist  nicht  ein  einzelnes  Land 
mit  einer  gleichartigen  Bevölkerung.  In  Wahrheit  ist  Indien  eine 
Zusammenhäufung  von  Ländern  von  ganz  verschiedener  physi- 
scher Beschafifenheit.  Es  umfasst  eine  Anzahl  von  Völkern,  die 
viele  Sprachen  sprechen,  vielerlei  Glaubensbekenntnisse  haben, 
verschiedene  Sitten  beobachten  und  sich  auf  einer  sehr  verschie- 
denen Kulturhöhe  befinden.  Daher  ist  es  schwer,  von  Indien 
korrekterweise  als  von  einem  Ganzen  zu  sprechen,  und  Behaup- 
tungen, die  für  einige  Provinzen  ganz  zutreffend  sein  mögen,  trefifen 
für  andere  Provinzen  und  Landesteile  nicht  zu«  '). 

Von  der  grössten  Wichtigkeit  für  den  auswärtigen  Handel 
Indiens  war  die  im  Jahre  1869  erfolgte  Er  ö  ff  n  u  n  g  des  Suez- 
kanals, welche  die  Seereise  zwischen  Europa  und  Indien  be- 
deutend verkürzte  und  so  die  Frachten  verbilligte. 

In  gleicher  Weise  sind  die  V  e  r  k  e  h  r  s  m  i  1 1  e  1  im  Innern 
Indiens  vervollkommnet  worden.  Neue  Wege  und  Brücken 
sind  gebaut,  Kanäle  angelegt,  die  Häfen  verbessert  und  nament- 
lich die  Eisenbahnen  stark  vermehrt  worden.  Die  fortgesetzte 
Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  zeigt  sich  in  folgenden  Zahlen. 
Die  Länge  der  Eisenbahnen  betrug 


187 1            5080   Meilen 

1886 

13  398  Meüen 

1876           6837 

1891 

17576        » 

1881            9895         » 

1894 

18852        » 

Der    auswärtige 

Handel    Indiens    hat    während    der 

letzten  Jahrzehnte    einen 

grossen  Aufschwung   genommen.     Der 

Wert  der  Ein-  und  Ausfuhr  betrug  durchschnittlich: 

Einfuhr 

Ausfuhr 

1869/70—1873/74 

41  301  100  Rx. 

57  842  995  Rx. 

1874/75—1878/79 

48  221  855       5. 

63134626     » 

1879/80—1883/84 

61  813  743      » 

80  410  066     » 

1884/85—1888/89 

75134300      » 

90  277  643     » 

1889/90—1893/94 

88695933      » 

108  667  097     » 

1894/95  : 

83  HO  200     » 

116  139  850     » 

1895/96: 

82675380      »^) 

118  495  441     »  *) 

i)  Anfang  des  »Memors 

mdum«   von  1889. 

2)  Die  Zahlen  sind  dem  indischen  Blaubuch  »Financial  and  commercial  Statistics 
for  British  India«  entnommen ;  nur  die  Zahlen  von  1895/96  entstammen  dem  englischen 
Blaubuch  Statement  of  the  Trade  of  British  India.  Ich  erwähne  dies,  weil  die  Zahlen 
der  beiden  amtlichen  Berichte  nicht  genau  übereinstimmen. 
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Auf  die  Pflege  von  Landwirtschaft  und  Viehzucht 
ist  besondere  Sorgfalt  verwandt  worden.  »Seit  1870  ist  in  jeder 
Provinz  Indiens  eine  öffenthche  Behörde  eingerichtet  worden, 
welche  bei  Zeiten  Erntenachrichten  sammelt  und  verbreitet,  Muster- 
und  Versuchswirtschaften  überwacht  und  Ratschläge  erteilt,  neue 
landwirtschaftliche  Erfindungen  einführt,  neue  Sorten  erprobt  und 
im  Begriffe  ist.  Schulen  zum  Unterricht  in  der  landwirtschaftlichen 
Chemie  und  Wissenschaft  einzurichten.  Diese  Behörden  haben 
junge  gebildete  Indier  nach  Europa  gesandt,  um  dieselben  dort 
in  landwirtschaftlichen  Lehranstalten  studieren  zu  lassen«  ^). 

Die  grösste  Schwierigkeit  bereitet  in  vielen  Teilen  Indiens 
die  Bewässerung.  Diese  erfolgt  jetzt  dank  der  grossen  An- 
strengungen der  Regierung  zur  Verhütung  von  Hungersnöten  an 
sehr  vielen  Orten  künstlich.  1893  betrug  die  Länge  der  Bewässe- 
rungskanäle etwa  40  000  Meilen.  Etwa  ein  Siebentel  der  ganzen 
bebauten  Fläche  Indiens  kann  künstlich  bewässert  werden. 

Auch  die  Industrie  hat  seit  1870  einen  grossen  Aufschwung 
genommen,  namentlich  die  Textilindustrie  und  der  Kohlenbergbau. 
Die  Zahl  der  indischen  Baumwollfabriken  stieg  z.  B.  von  58  im 
Jahre  1878/79  auf  144  im  Jahre  1894/95 ,  die  Zahl  der  Spindeln 
innerhalb   derselben  Zeit  von  1436464  auf  3  711  669. 

Die  Verteilung  der  Bevölkerung  auf  die  einzelnen  Be- 
rufszweige ist  erst  in  der  letzten  Volkszählung,  vom  Jahre  1891, 
einigermassen  zuverlässig  ermittelt  worden.  1881  konnte  man  noch 
von  über  139  Millionen  Einwohnern  nicht  den  Beruf  angeben; 
man  rechnete  zu  diesen  Beruflosen  einen  grossen  Teil  der  weib- 
hchen  Bevölkerung.  1891  reduzierte  sich  die  Zahl  dieser  Kategorie, 
»independent  including  unspecified«,  auf  6330942. 

Die  Gesamtbevölkerung  betrug  287  353239  Personen.  Davon 
entfielen  auf 

die  Landwirtschaft  175  373  459 

»Arbeiter«  ^)  25  474  133 

die  Industrie  47  594  511 

den  Handel  8  638  485 

den  häuslichen  Dienst  11  219  951 

die  liberalen  Berufe  (inkl.  Beamte)     12  576  341 
Aus    dieser  Uebersicht   geht  hervor,    dass    die   1  a  n  d  w  i  r  t- 


i)  Memorandum  1889  p.  25. 

2)  Die  »Arbeiter«  sind  ebenfalls  zur  Landwirtschaft  zu  rechnen. 
Zeitschrift  für  die  gas.  Staatswissensch.   1898.   i.  2. 
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s  ch  aftl  i  c  h  e  Produktion  in  Indien  die  bei  weitem  wich- 
tigste ist.  Die  Bewegung  der  Preise  landwirtschaftlicher  Pro- 
dukte und  der  Löhne  der  Landarbeiter  verdient  daher  in  erster 
Linie  unsere  Aufmerksamkeit. 

Gleichfalls  erhellt  hieraus  die  ungeheure  Wichtigkeit  des  Aus- 
falls der  Ernten.  Infolge  von  Missernten  brach  seit  187 1  in 
Indien  dreimal  eine  grosse  Hungersnot  aus,  die  sich  jedoch  in 
keinem  Fall  auf  das  ganze  Gebiet  erstreckte.  Die  erste  herrschte 
1873/74  in  Bengalen ,  den  Nordwestprovinzen  und  in  Ondh  ,  die 
zweite,  die  schlimmste  seit  langer  Zeit,  von  1876  bis  1879  in  den 
Provinzen  Madras,  Bombay,  Mysore,  Hyderabad,  Centralindien, 
den  Nordwestprovinzen  und  im  Punjab  ').  Dann  folgte  eine  lange 
Periode  guter  Ernten ,  bis  1896  die  dritte  Hungersnot  ausbrach, 
über  die  jedoch  noch  nicht  genügendes  statistisches  Material  vor- 
liegt, und  die  wir  deshalb  noch  nicht  berücksichtigen  können. 

Unter  Kriegsnot  hatte  Indien  seit  1871  wenig  zu  leiden ; 
die  englische  Regierung  führte  nur  einige  Grenzkriege,  von  1878 
bis  1880  in  Afghanistan  und  1885/86  in  Burma. 

Die  durchschnittlichen  Wechselkurse  von  187 1  bis  1895 
waren  folgende  :   die  Rupie  galt 


I87I 

23V4   d. 

1872 

23V2     » 

1873 

22V8    » 

1874 

22V8     » 

1875 

21^/4    » 

1876 

20«/l6       » 

1877 

2 1  ^/a       » 

1878 

2  0^/1 6       » 

1879 

19^^/16     » 

1880 

20V3 

1881 

19'/* 

1882 

20'/s 

1883 
1884 
1885 
1886 

I9V6 
19-/ 
18^6 

17"/ 

1887 
1888 

17^/3 
16^"/ 

1889 

i6'ls 

1890 

l8^V32 

189I 

i7'/s. 

1892 

15  74 

1893 

I5V64 

1894 

I3V. 

1895 

13^/32 

Setzt  man  die  Zahl  von  1873  als  100,  so  sank  der  durch- 
schnittliche Wechselkurs  von  100  im  Jahrfünft  1871 — 75  auf  65  im 
Jahrfünft  1891 — 95.  Die  Kaufkraft  der  Rupie  auf  dem 
Weltmarkte  nahm  also  um  35%   ab. 

Der  Preis  des  Silbers  fiel  in  demselbenZeit- 
r  au  m  von  loo  auf  60,  also  u  m  40  "/o. 

Bis  zur  Schliessung  der  indischen  Münze  im 
Jahre  1893  hatten  die  Rupie  und  das  Silber  fast  genau  dieselbe 
Kaufkraft.  Erst  die  Aufhebung  der  freien  Silberprägung  verlieh 
dem  gemünzten  Silber,  der  Rupie,  einen  höheren  Wert,  als  das 
Barrensilber  besass. 


i)  Hunter,   The  Indian  Empire  p.   542. 
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Die  Münzen 

ausprägu 

n  g    hatte    im  g 

^nzen    in  Indien 

folgenden  Umfang: 

Gold 

Silber 

Kupfer 

1860/61— 1864/65 

404  396  Rx. 

43350473  Rx. 

I  064  986  Rx. 

1865/66—1869/70 

170579     » 

36  619  781      » 

529484    » 

1870/71-1874/75 

80  882     » 

14  656  411      » 

167  667    » 

1875/76—1879/80 

47  601      » 

42  469  404      » 

515  118    » 

1880/81— 1884/85 

77  784     » 

22402040      » 

377885    » 

1885/86—1889/90 

68  246     » 

41  553  941     » 

674797    » 

1890/91— 1894/95 

24  801      » 

36316069     » 

725348    » 

Die  Zahlen  des  Jahrzehnts  1860 — 70  sind  hier  mitangeführt, 
um  eine  Vergleichung  zu  ermöglichen.  Es  zeigt  sich,  dass  zwar 
eine  starke  Abnahme  der  Goldausmünzung,  aber  keineswegs  ein 
Anschwellen  der  Prägung  von  Silber  münzen 
stattgefunden  hat,  wie  viele  anzunehmen  scheinen.  Die  Silber- 
ausmünzung  war  in  dem  Jahrzehnt  1860 — 70  bedeutend  grösser 
als  in  dem  folgenden  Jahrzehnt;  sie  stieg  von  1880  bis  1890  wie- 
der ,  erreichte  aber  nicht  die  frühere  Höhe ;  auch  in  dem  fol- 
genden Jahrfünft  war  sie  nicht  halb  so  gross  wie  in  dem  ersten 
Jahrzehnt.  —  Freilich  kann  man  die  Zahlen  auch  anders  grup- 
pieren und  dann  eine  Zunahme  der  Silberausprägung  konstatieren. 
Man  prägte  nämlich 

1865/66—1874/75  51  Millionen  Rx. 

1875/76—1884/85  65  »  » 

1885/86—1894/95  78  »  » 

Die  übrigen  Angaben  über  das  Einschmelzen,  Horten,  Ver- 
lieren U.S.W,  von  Rupien  sind  höchst  unsicher;  und  die  Berech- 
nung der  Gesamtzirkulation  scheint  mir  daher  so  gut  wie 
unmöglich  zu  sein.  Es  ist  äusserst  gewagt,  aus  so  unvollkomme- 
nen Angaben  Schlüsse  zu  ziehen.  Ich  berücksichtige  daher  bei 
meiner  Untersuchung  der  Preisbewegung  den  Umfang  der  Zirku- 
lation gar  nicht. 

II.   Darstellung  der  Preisbewegung. 
,  a.    Allgemeine    Vorbemerkung. 

Bei  der  Vergleichung  des  Preisniveaus  verschiedener  Zeit- 
abschnitte sollen,  soweit  es  möglich  und  praktisch  ist,  Verallge- 
meinerungen, welche  die  Klarheit  des  Bildes  trüben,  vermieden 
werden.  Soweit  es  das  vorliegende  Material  erlaubt,  werde  ich 
die  Frage,  ob  sich  das  Preisniveau  innerhalb  der  in  Betracht  kom- 
menden 25  Jahre  gehoben  hat,  für  jede   wichtige  Ware  g  e- 

4* 
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sondert  zu  beantworten  suchen;  um  so  leichter  wird  sich  dann 
erkennen  lassen,  auf  welcherlei  Ursachen  die  Preisschwankungen 
im  grossen  und  ganzen  zurückzuführen  sind. 

Zunächst  wäre  zu  erörtern ,  welche  Zeitabschnitte 
sich  zu  einer  Vergleichung   am  besten  eignen. 

Am  nächsten  liegt  wohl  der  Gedanke,  den  Durchschnittspreis 
des  Jahres  1873,  in  welchem  die  Hauptveränderungen  der  Münz- 
gesetzgebung stattfanden,  mit  dem  der  letzten  Jahre  zu  verglei- 
chen. Allein  hiergegen  spricht  die  Erwägung,  dass  bei  der  Bil- 
dung des  Durchschnittspreises  eines  Jahres  der  Zufall  ein  zu 
freies  Spiel  hat.  Ein  richtigeres  Bild  ergiebt  sich,  wenn  man 
mehrere  Jahre  in  Betracht  zieht,  namentlich  bei  Waren,  deren 
Preis  vom  Ernteausfall  abhängt. 

Gerade  beim  Jahre  1873  ist  besondere  Vorsicht  geboten ;  es 
war  ein  Krisenjahr  in  Europa  und  Amerika  und  ein  Jahr  der 
Hungersnot  in  vielen  Gegenden  Indiens. 

Es  empfiehlt  sich  daher,  einen  grösseren  Zeitraum, 
etwa  5  Jahre,  in  Betracht  zu  ziehen.  Ich  wähle,  dem  Beispiele 
des  indischen  statistischen  Bureaus  folgend,  den  Durchschnitts- 
preis der  fünf  Jahre  1871 — 75  als  Vergleichsgegenstand;  in  den 
meisten  Fällen  gebe  ich  auch  die  entsprechenden  Ziffern  der  fol- 
genden Jahrfünfte  an  ;  und  dann  wendet  sich  naturgemäss  unser 
Hauptinteresse  dem  letzten  Zeitraum,  1891 — 95,  zu. 

Störend  bleibt  die  Hungersnot  von  1873/74  auf  jeden  Fall. 
Um  ihren  Einfluss  auf  die  Hebung  des  Preisniveaus  der  Jahre 
1871 — 75  nicht  aus  dem  Auge  zu  verlieren,  werde  ich  die  Pro- 
vinzen, die  damals  von  Missernten  heimgesucht  wurden,  mit  einem 
besonderen  Zeichen  versehen,  da  das  Preisniveau  dieser  Gruppe 
abnorm  hoch  sein  muss. 

Die  Frage,  ob  das  Preisniveau  zur  Zeit  der  Aenderungen  in 
der  Münzgesetzgebung  höher  oder  niedriger  erscheint,  je  nachdem 
wir  die  Durchschnittspreise  von  1873  oder  von  1871—75  als  lOO 
setzen,  lässt  sich  nicht  allgemein  beantworten;  an  manchen  Orten 
erscheint  das  Niveau  von  1871 — 75  höher,  an  anderen  niedriger. 
Setzen  wir  die  Reis-  und  Weizenpreise  im  Jahre  1873  als  100,  so 
war  der  Durchschnittspreis  von  Reis  und  Weizen  auf  den  Haupt- 
märkten Indiens  während  1871 — 75  : 


Reis 

Weizen 

Reis 

Weizen 

in  *Calcutta 

82 

84 

in  *Backerganj 

123 

_ 

»  *Patna 

88 

82 

»  *Cawnpore 

84 

»  *Rangpur 

104 

89 

»  *Fyzabad 

— 

82 

Die  Kaufkraft  der  Rupie.  53 


Reis 

Weizen 

Reis 

Weize 

in  *Meerut 
>>  Delhi 
»  Amritsar 

91 

93 

102 

in  Bellary 
»  Bombay 
»  Ahmadabad 

92 

102 
106 

»  Rawalpindi 
»  Karachi 

— 

89 
113 

»  Jubbulpore 
»  Madras 

III 

89 

»  Belgaum 
»  Ahmadnagar 
>  Nagpur 
»  Raipur 

95 
III 

97 
108 

lOI 

96 

»  Salem 
»  Rangoon 
»  Toungoo 

100 

98 

112 

— 

Nur  die  sieben  erstgenannten  Städte  liegen  in  den  von  Miss- 
ernten betroffenen  Provinzen.  Die  Zahlen  lassen  keine  allgemeine 
Regel  erkennen ,  was  sich  z.  T.  daraus  erklären  mag ,  dass  an 
vielen  Orten   1874  das  schlimmere  Jahr  war. 

Zu  bedauern  ist,  dass  die  statistischen  Angaben  über  das 
Jahr  1871  grosse  Lücken  aufweisen ;  ob  infolge  dieser  Mängel  das 
Preisniveau  als  gehoben  oder  gesenkt  erscheint,  lässt  sich  nicht 
erkennen. 

Bei  der  Prüfung  der  Zahlen  des  Zeitraums  von  1876 — 80  hat 
man  sich  beständig  zu  erinnern,  dass  von  1876 — 79  in  Indien  jene 
furchtbare  Hungersnot  herrschte,  welche  die  Nahrungsmittelpreise 
auf  eine  ganz  ungewöhnliche  Höhe  trieb. 

Das  Jahrfünft  1891 — 95  ist  ein  Zeitraum,  der  keine  ausserge- 
wöhnlichen  Schwankungen  im  Ausfall  der  Ernten  aufweist.  Jedoch 
fällt  in  die  Mitte  dieser  Periode  ein  störendes  Ereignis,  die  Schlies- 
sung der  indischen  Münze,  wodurch  die  Kaufkraft  der  Rupie  ge- 
steigert und  mithin  das  Preisniveau  gesenkt  werden  niusste. 

Der  Uebersichtlichkeit  wegen  bediene  ich  mich  im  allgemeinen 
nur  der  Verhältniszahlen;  nur  ausnahmsweise,  zur  Erläuterung 
von  Einzelpunkten,  sollen  die  absoluten  Zahlen  angegeben  werden. 

Bei  allen  Waren,  über  deren  Preise  wir  reichliche  Lokalan- 
gaben besitzen,  habe  ich  mich  bemüht,  die  Produktionsge- 
biete von  den  übrigen  zu  sondern.  In  diesen  Fällen 
bilde  ich  drei  Gruppen:  die  erste  enthält  die  Gebiete,  wo 
die  betreffende  Ware  hauptsächlich  produziert  wird;  die  zweite 
umfasst  die  Gegenden  mit  geringerer  Produktion,  die  dritte  end- 
lich die  Gebiete,  wo  die  Ware  wenig  oder  gar  nicht  erzeugt  wird. 

Nach  diesen  auf  alle  Waren  bezüglichen  Bemerkungen  können 
wir  zur  Betrachtung  der  Preisbewegung  einer  jeden  einzelnen  Ware 
übersehen. 
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b.  P  r  e  i  s  s  t  a  t  i  s  t  i  k  der  einzelnen  Waren. 
I.  Reis. 

Dem  Reis  widmet  die  indische  Preisstatistik  ihre  Hauptauf- 
merksamkeit, und  mit  Recht.  Der  Reis  ist  das  wichtigste 
Produkt  Indiens  und  gehört  zu  den  Hauptausfuhrartikeln 
des  Landes.  In  den  letzten  Jahren  bildete  das  mit 
Reis  bebaute  Land  etwa  30  Proz.  der  unter  Kul- 
tur befindlichen  Bodenfläche.  Der  Reis  verlangt  ein 
warmes  und  feuchtes  Klima  und  gedeiht  daher  nur  in  gewissen 
Gegenden  Indiens ;  er  wächst  hauptsächlich  in  Bengalen,  Nieder- 
Burma,  Assam,  Sind,  in  den  Küstendistrikten  von  Bombay  und 
Madras,  in  Coorg,  Oudh  und  in  den  Zentralprovinzen, 

Jedoch  ist  er  kein  allgemeines  Nahrungsmittel 
in  Indien;  nur  etwa    Vs  der  Bevölkerung  nährt  sich  von  Reis. 

Die  Durchschnittsernte  beträgt  jährlich  ca.  28  Millionen  Ton- 
nen; von  diesen  werden  etwa  1,7  Mill.  Tonnen  nach  anderen  Län- 
dern verschifft.  Der  Wert  dieser  Ausfuhr  betrug  in  der  letzten 
Zeit  durchschnittlich  etwa  12  Proz,  der  Gesamtausfuhr  Indiens. 

Man  hört  öfter  die  Behauptung,  der  Reis  sei  eine  Art  Mono- 
pol Indiens.  Dies  ist  jedoch  nur  insofern  richtig,  als  die  Haupt- 
masse des  aus  Indien  stammenden  Reises  von  einer  bestimmten 
Qualität  ist,  die  in  anderen  Ländern  nicht  vorkommt;  der  indische 
Reis  eignet  sich  besonders  gut  zu  Destillationszwecken  und  ist 
billiger  als  die  anderen  Sorten  ').  Von  dem  Reis,  der  auf  den 
Weltmarkt  kommt,  liefert  Indien  nur  etwa  die  Hälfte;  der  Rest 
stammt  aus  China,  Japan,  Siam  und  Cochinchina. 

Die  indische  Statistik  unterscheidet  »gewöhnlichen«  Reis  und 
solchen  bester  Qualität. 

a)  Kleinhandelspreise. 

Die  Kleinhandelspreise  des  gewöhnlichen  Reises  sind 
nach  Provinzen  geordnet;  jede  Provinz  ist  in  Bezirke  eingeteilt; 
über  einen  jeden  von  diesen  liegen  durchschnittlich  5  bis  6  Ziffern 
vor.    Ich  citiere  hier  nur  die  Durchschnittsziffern  der  Bezirke. 

Gruppe  I.  In  den  Provinzen,  welche  Reis  produzieren,  war 
die  Preisbewegung  folgende : 

1871—75      1876—80 
Burma  i  100  121 
2            »                 131 

i)  Atkinson,  Silver  Prices  in  India  p.  102. 


31-85 

1886-90 

1891—95 

112 

138 

147 

119 

124 

129 
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1871-75 

1876—80 

1881—85 

1886-90 

1891-95 

Burma 

3 

100 

159 

136 

153 

157 

4 

» 

154 

140 

136 

166 

Assam 

I 

» 

148 

"3 

146 

185 

2 

» 

129 

106 

106 

138 

*Bengalen 

I 

» 

139 

lOI 

128 

161 

2 

» 

121 

99 

108 

138 

3 

» 

115 

98 

HO 

145 

4 

» 

117 

115 

124 

178 

5 

» 

149 

112 

141 

167 

6 

» 

100 

96 

113 

149 

Zentralprovinzen  2 

» 

114 

99 

128 

133 

3 

» 

132 

lOI 

204 

•    228 

Sind 

» 

129 

98 

123 

146 

Madras 

I 

» 

128 

97 

102 

120 

2 

» 

153 

105 

113 

141 

4 

» 

154 

126 

147 

158 

5 

» 

148 

115 

127 

144 

6 

» 

147 

102 

115 

145 

Coorg 

» 

142 

96 

107 

146 

Mysore 

» 

142 

III 

114 

145 

*Oudh 

2 

» 

114 

lOI 

113 

127 

*Nordwestprov. 

I 

» 

102 

96 

HO 

125 

5 

» 

110 

105 

113 

133 

In  allen  Provinzen,  die  Reis  erzeugen,  hat  sich  also  das  Niveau 
der  Kleinhandelspreise  ausnahmslos  gehoben,  in  manchen  so- 
gar sehr  bedeutend.  Sehen  v^'ir  von  den  Hungerpreisen  des  zweiten 
Jahrfünfts  ab,  so  lässt  sich  fast  durchweg  ein  stetes  Steigen 
der  Preise  konstatieren. 

Die  Preise  der  durch  keinerlei  Missernten  gestörten  Jahre 
1891—95  sind  zum  grossen  Teil  höher  als  die  Hungerpreise  von 
1876 — 80;   die  Differenz  ist  oft  sehr  beträchtlich. 

Die  enorme  Preissteigerung  im  dritten  Distrikt  der  Zentral- 
provinzen erklärt  sich  wohl  daraus,  dass  vor  dem  Jahre  1880  dort 
keine  Bahnverbindung  bestand.  Dann  baute  man  die  Linie  Nagpur- 
Bengalen,  die  1885  nur  149  Meilen,  1890  aber  bereits  über  800 
Meilen  lang  war  und  den  Zentralprovinzen  den  Calcuttaer  Markt 
eröffnete.  Mittlerweile  war  auch  der  Anschluss  nach  der  West- 
küste erreicht  worden. 

Gruppe  II  und  III.  In  den  wenig  oder  nicht  Reis  produzie- 
renden  Ländern  waren  die  Preise  folgende  : 
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t87i— 75 

1876—80 

1881 — 85 

1886—90 

1891—95 

*Noidwestprov 

.      2 

lOO 

105 

101 

113 

126 

3 

» 

112 

108 

119 

131 

4 

» 

lOI 

96 

96 

99 

*Oudh 

I 

» 

112 

104 

116 

122 

Zentralprov. 

I 

» 

123 

100 

123 

125 

Madras 

3 

» 

139 

107 

104 

127 

7 

» 

128 

92 

104 

126 

Rajputana 

I 

» 

99 

88 

94 

103 

2 

» 

128 

109 

98 

109 

Zentral-Indien 

» 

HO 

87 

91 

90 

Punjab 

I 

» 

124 

112 

118 

122 

2 

» 

III 

102 

107 

108 

3 

» 

105 

100 

100 

106 

4 

» 

113 

102 

III 

119 

5 

» 

109 

91 

87 

X08 

6 

» 

III 

87 

91 

94 

Bombay 

I 

» 

126 

99 

109 

115 

2 

» 

129 

lOI 

HO 

113 

3 

» 

121 

93 

105 

104 

4 

» 

121 

93 

109 

105 

5 

» 

112 

96 

112 

132 

Berar 

» 

122 

103 

118 

124 

Hyderabad 

» 

127 

HO 

113 

118 

Hier  ist  das 

Steigen  der 

Preise  nicht  so  au; 

ffallend;  in 

einigen 

Distrikten  sind  dieselben  sogar  gesunken. 

Was  die  Eingeborenenstaaten,  die  unter  dem  Namen  Rajpu- 
tana und  Zentral-Indien  zusammengefasst  werden,  betrifft,  so  ver- 
dient bemerkt  zu  werden,  dass  die  Preisangaben  dort  in  der  ersten 
Periode  sehr  mangelhaft  sind ;  die  Verhältniszahlen  sind  daher 
nicht  viel  wert.  Die  wirklichen  Preise  sind  in  jenen  Staaten  be- 
deutend höher  als  in  den  Provinzen,  wo  ein  starkes  Steigen  der 
Preise  stattfand.  Für  die  Rupie  erhielt  man  z.  B.  von  1891 — 95 
in  den  beiden  Bezirken  von  Rajputana  nur  8,86  und  "j^y  Ser,  in 
Zentral-Indien  9,42,  im  6.  Bezirk  des  Punjab  9,49  Ser,  während 
man  in  Burma,  auf  dem  Hauptmarkte  Rangoon,  13,6  Ser,  im  Delta 
des  Ganges  13,24,  im  Orissadistrikt  sogar  fast  17  Ser  erhielt.  So 
erklärt  sich  das  Fallen  oder  nur  geringe  Steigen  der  Preise  in 
dieser  Gruppe  von  Provinzen  wohl  daraus,  dass  in  denselben  vor 
25  Jahren  aussergewöhnlich  hohe  Preise  herrschten,  dass  diese 
entlegenen  Gegenden  inzwischen  durch  die  Vervollkommnung  der 
Verkehrsmittel    mit  den  reisproduzierenden  Provinzen  in  Verbin- 
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dung-  gebracht  worden,    und  dass  der  hier  stark  gestiegene  Reis 
auf  jenen  Märkten  noch  billig  erschien. 

Die  indische  Statistik  greift  eine  Anzahl  der  wichtigsten 
Märkte  heraus,  um  an  ihnen  die  Preisbewegung  noch  einmal 
darzustellen ;  jeder  vertritt  einen  Landstrich,  wo  Reis  in  grossen 
Massen  produziert  und  konsumiert  wird.  Hier  ist  der  Durch- 
schnittspreis von  1873  als  100  gesetzt.  Die  Verhältniszahlen  sind 
folgende : 


*Calcutta 

*Patna 

*Rangpur 

*Backerganj 

Nagpur 

Raipur  ^) 

Bellary 

Madras 

Salem 

Rangoon 

Toungoo 

DerPreis  ist  also  a  1 1  g  e  m  e  i  n  g  e  s  t  i  e  g  e  n  ,  am 
wenigsten  auf  den  bekanntesten  Reismärkten 
Rangoon,  Patna  und  Calcutta. 

Weitere  Angaben  besitzen  wir  über  die  Preise  von  Reis 
bester  Qualität  in  einzelnen  Distrikten  der  Provinzen  Bom- 
bay, Sind,  Rajputana  und  Zentral-Indien.  Von  diesen  gehört,  wie 
wir  sahen,  nur  Sind  zu  den  Provinzen,  die  Reis  produzieren.  Setzt 
man  den  Durchschnittspreis  von  1871 — 75  als  lOO,  so  ist  der 
Durchschnittspreis  von  189 1 — 95  in 

Bombay 97 

Sind 113 

Zentral-Indien  und  Rajputana      loi 

ß)  Grosshandelspreise. 

Die  Grosshandelspreise  zeigen  eine  gleichartige  Bewegung  wie 


I87I 
bis 

1876 

bis 

I88I 

bis 

1886 

bis 

1891 

bis 

Differenz 
zwischen 
1891-95  " 
1871-75 

1875 

1880 

1885 

1890 

1895 

82 

104 

90 

81 

109 

+      27 

88 

105 

97 

97 

107 

+      19 

104 

125 

128 

127 

180 

+     76 

123 

169 

125 

161 

202 

+    79 

95 

124 

100 

147 

148 

+    53 

III 

152 

125 

210 

233 

+  122 

92 

138 

99 

99 

125 

+    33 

III 

158 

106 

119 

146 

+    35 

100 

175 

115 

122 

157 

+    57 

98 

107 

98 

106 

106 

+      8 

112 

166 

177 

231 

205 

+    93 

i)  Den  Markt  von  Raipur,  der  eine  ganz  anormale  Preisentwicklung  aufweist, 
stellt  Wernicke  (Conrad's  Jahrbücher.  i8g6.  S.  431)  dem  Markte  von  Calcutta  gegen- 
über, als  wäre  Raipur  typisch  für  das  Innere  Indiens !  Charakteristisch  für  W.'%  flüch- 
tige Arbeit !    Vgl.  auch  den  Weizenpreis  von  Raipur  auf  S.  62. 
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die  Kleinhandelspreise.     Hier  kennen   wir   folgende  Hauptzahlen : 
Die  Reispreise  waren,  der  Preis  von  1873  als  100  gesetzt,  in 


1871 

1876 

I88I 

1886 

1891 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

Differenz 

1875 

1880 

1885 

1890 

1895 

'Calcutta:  moonghy 

115 

148 

104 

124 

165 

+   50 

»           ballam 

115 

154 

122 

134 

165 

+   50 

langoon :  ngatsain 

97 

126 

122 

133 

142 

+  45 

»           ngakyouk 

113 

157 

15^ 

164 

178 

+  55 

Es  fand  also  in  den  25jahren  einSteigen  von 
etwa  50  Pro  z.  statt.  Vergleicht  man  mit  dieser  stark  auf- 
steigenden Bewegung  der  Silber-  bez.  Rupienpreise  von  Reis  die 
Bewegung  des  Goldpreises  der  Ware  auf  dem 
Londoner  Markte,  so  zeigt  sich  eine  grosse  Verschieden- 
heit. In  London  fiel  nämlich  der  Reispreis  von  98  in  den  Jahren 
1871 — 75   auf  90  in  den  Jahren  1891—95. 

Weitere  Angaben  über  Reispreise  enthalten  die  Berichte  des 
Kommissariats  für  die  Truppenverpflegung  in  Nordindien.  Hier 
wird  zwischen  Reis  bester  Qualität  und  solchem  >für  eingeborene 
Truppen«  unterschieden.  Die  Angaben  reichen  nicht  weiter  zurück 
als  bis  1875/76.  Die  Durchschnittszififer  dieses  Jahres  ist  als  100 
gesetzt.  Ein  Vergleich  der  Durchschnittsziffern  der  Jahre  1875/76 
bis  79/80  und  1890/91—94/95   giebt  folgendes  Resultat: 


Reis 

bester 

Qual 

i  t  ä  t : 

1875/76—1879/80 

1890/91  —  1894/95 

Differenz 

I.  Calcutta 

97 

98 

+      I 

Benares 

132 

130 

—       2 

Allahabad 

106 

106 

0 

Bareli 

82 

75 

—     7 

II.  Lucknow 

109 

99 

—     7 

Cawnpore 

127 

132 

+     5 

Meerut 

102 

102 

0 

Agra 

86 

81 

-     5 

[II.  Ambala 

80 

83 

+     3 

Labore 

116 

132 

+  12 

Rawalpindi 

75 

62 

-  13 

Multan 

95 

87 

-     8 

Peshawar 

109 

91 

-  18 

Reis  für 

eingeborene 

Trupp 

e  n  : 

1875/76—1879/80 

1890/91  — 1894/95 

Differenz 

I.  Calcutta 

125 

120 

—     5 

Benares 

126 

126 

0 

Reis  fü 

1875/76—1879/80 

Allahabad 

99 

Bareli 

113 

II.  Lucknow 

160 

Cawnpore 

— 

Meerut 

143 

Agra 

108 

III.  Ambala 

113 

Labore 

141 

Rawalpindi 

109 

Multan 

153 

Peshawar 

147 
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ngeborene  Truppen: 

1890/91  — 1894/95  üifferenz 

109 

91 
190 


+ 

10 

— 

22 

+ 

30 

+ 

13 

— 

22 

156 

86 

123*  (unsicher)  -f  10 

131                        —  10 

82                        —  27 

124                        —  29 

146*  (unsicher)    —  r 

In  die  erste  Epoche  fiel  die  schreckliche  Zeit  der  Missernten. 
Es  zeigt  sich  in  diesen  Zahlen,  dass  die  Preise  des  letzten 
Jahrfünfts  den  Hungerpreisen  des  ersten  sehr^nahe 
kommen.  In  einer  Reihe  von  Fällen  ist  dies  Maximum  nicht 
ganz  erreicht,  in  anderen  ist  es  aber  sogar  überschritten. 

2.  W  e  i  z  e  n. 

Der  Weizen  ist  der  Exportartikel  Indiens,  welcher  Europa 
am  meisten  interessiert.  Er  wächst  in  einem  kälteren  und  trocke- 
neren Klima  als  der  Reis,  findet  sich  daher  wenig  mit  diesem  zu- 
sammen angebaut ;  er  ist  das  Hauptprodukt  des  Punjab  und  vieler 
Distrikte  in  den  Nordwest-  und  Zentralprovinzen  sowie  in  Oudh. 
Etwa  10  Proz.  der  angebauten  Bodenfläche  Indiens 
liefern  Weizen;  der  Reis  nahm,  wie  wir  sahen,  einen  dreimal 
so  grossen  Raum  in  Anspruch. 

Indien  ist  ein  schwacher  Konkurrent  auf  dem  internationalen 
Weizenmarkte  ;  denn  der  indische  Weizen  ist  minderwertig  und 
kommt  nur  dann  auf  den  Weltmarkt,  wenn  andere  Länder  Miss- 
ernten zu  verzeichnen  haben  und  die  Nachfrage  nicht  befriedigen 
können  '). 

Ueber  die  Zunahme  der  indischen  W  e  i  z  en  a  u  s  fu  hr 
herrschen  vielfach  falsche  Vorstellungen.  Im  grossen  Massstabe 
begann  der  Weizenexport  erst  etwa  im  Jahre  188 1,  wo  nahezu 
20  Millionen  Cwt.  verschifft  wurden  ''*).  Diese  Zahl  ist  seitdem  nur 
in  4  Jahren  1883,  1885,  1886  und  1891  überschritten  worden;  in  den 


i)  Vgl.  Atkinsoti  1.  c.  p.  102. 

2)  Vgl.  O'Coniior's  Berichte    in    den    letzten  Jahrgängen    des  Blaubuchs    »Trade 
of  British  India«. 
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lo  Übrigen  Jahren  war  der  Export  geringer,  in  manchen  bedeutend 
geringer.  Die  Ausfuhr  des  Jahres  1891/92  war  ganz  abnorm  gross, 
weil  in  diesem  Jahr  Russland  und  andere  europäische  Staaten  unter 
schlimmen  Missernten  zu  leiden  hatten,  worauf  die  Getreidehändler 
massenhaft  Weizen  aus  Indien  kommen  Hessen.  Die  Zahlen  sind 
folgende :    Die  Weizenausfuhr  betrug  (Millionen  Cwt.) 


1870/71 

0,2 

1879/80 

2,2 

1888/89 

17.6 

1871/72 

0,6 

1880/81 

7,4 

1889/90 

13,8 

1872/73 

0,4 

1881/82 

20,0 

1890/91 

14.3 

1873/74 

1,8 

1882/83 

14,1 

1891/92 

30,3 

1874/75 

i>i 

1883/84 

21,0 

1892/93 

15,0 

1875/76 

2,5 

1884/85 

15.8 

1893/94 

12,2 

1876/77 

5.6 

1885/86 

21,1 

1894/95 

6.9 

1877/78 

6,4 

1886/87 

22,3 

1895/96 

10,0 

1878/79 

1,1 

1887/88 

13,5 

a)  Kleinhandelspreise. 

Die  nach  Provinzen  und  Bezirken  geordneten  Kleinhandels- 
preise des  Weizens  sind  in  den  weizenproduzierenden  Provinzen 
folgende : 


I. 

I 

871—75 

1876 — 80 

1881—85 

1886—90 

1891—95 

Nordwestprov. 

I 

100 

97 

88 

109 

124 

2 

» 

102 

88 

HO 

119 

3 

112 

107 

129 

131 

97 

89 

108 

127 

108 

III 

124 

133 

*Oudh 

106 

97 

118 

^33 

109 

100 

121 

141 

Punjab 

124 

III 

130 

130 

121 

100 

131 

128 

116 

102 

124 

125 

127 

100 

129 

132 

114 

93 

118 

120 

119 

107 

134 

125 

Zentralprov. 

142 

lOI 

141 

127 

130 

99 

133 

160 

3 

117 

109 

168 

218 

*Bengalen 

7 

107 

99 

HO 

128 

8 

107 

lOI 

108 

127 

Die  Preise    in  den 

wenig  Weizen   produzierenden 

Provinze 

sind  folgende 

II. 

1871—75 

1876—80 

1881—85 

1886—90 

1891—95 

Assam 

I 

100 

102 

95 

103 

132 

2 

» 

117 

97 

109 

141 
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871—75 

1876—80 

1881—85 

1886—90 

1891-95 

Sind 

100 

128 

114 

128 

118 

*Bengalen 

I 

» 

116 

103 

107 

129 

2 

» 

109 

100 

107 

119 

3 

112 

lOI 

107 

125 

4 

108 

102 

102 

126 

5 

HO 

96 

104 

119 

6 

108 

97 

103 

129 

Rajputana 

2 

119 

lOI 

118 

120 

Berar 

^33 

86 

107 

126 

Hyderabad 

133 

82 

99 

n8 

Bombay 

I 

126 

96 

lOI 

108 

2 

153 

84 

99 

107 

3 

142 

96 

112 

108 

4 

123 

92 

106 

104 

5 

132 

91 

108 

112 

III,  (Provinzen  ohne  Weizenproduktion) 

Burma 

100 

85 

82 

114 

III 

Rajputana 

I 

» 

107 

90 

107 

106 

Zentral- Indien 

» 

116 

79 

102 

103 

Mysore 

» 

124 

84 

86 

94 

Coorg 

» 

135 

96 

90 

lOI 

Der  Weizen  ist  also  auch  bedeutend  im  Preise 
gestiegen,  wenn  auch  nicht  so  sehr  wie  der  Reis. 

Auch  beim  Weizen  zeigt  sich,  dass  an  den  Orten,  wo  die 
Preisveränderung  am  geringsten  gewesen  ist,  die  absoluten  Preise 
bedeutend  höher  sind  als  in  den  Provinzen,  wo  die  Preissteigerung 
ganz  allgemein  ist.  In  Mysore  und  Coorg  erhielt  man  1891 — 95 
im  Durchschnitt  nur  9,84,  bez.  8,29  Ser  für  die  Rupie,  im  Punjab 
dagegen  etwa  17  Ser,  in  anderen  Weizen  produzierenden  Provinzen 
etwa  15  Ser. 

Der  Statistik  der  wichtigsten  Märkte  entnehme  ich  folgende 
Zahlen  (1873  :  100) : 


1871 

1876 

1881 

1886 

1891 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

Differenz 

1875 

1880 

1885 

iSgo 

1895 

*Fatna 

82 

90 

77 

88 

96 

+     14 

*Cawnpore 

84 

99 

82 

99 

106 

+     22 

*Fyzabad 

82 

93 

81 

99 

108' 

+     26 

*Meerut 

91 

112 

102 

124 

128 

+    37 

Delhi 

93 

112 

96 

117 

117 

+    24 

Amritsar 

102 

131 

lOI 

132 

144 

4-   42 

Rawalpindi 

89 

119 

86 

109 

113 

+    24 
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1871 

1876 

1881 

1886 

1891 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

Differenz 

1875 

1880 

1885 

1890 

1895 

Jubbulpoie 

89 

127 

95 

126 

142 

+    53 

Nagpur 

lOI 

137 

102 

127 

149 

+    48 

Raipur 

96 

155 

138 

191 

249 

+  153 

:.  Calcutta 

84 

87 

79 

84 

95 

+    II 

Rangpur 

89 

100 

93 

92 

121 

+    32 

Karachi 

113 

152 

114 

132 

127 

+    14 

Belgaum 

97 

152 

68 

74 

91 

-      6 

Bombay 

102 

143 

107 

T16 

114 

+    12 

Ahmadnagar 

108 

186 

119 

136 

132 

+    24 

Ahmadabad 

106 

136 

95 

116 

113 

+      7 

Ein    starkes 

Stei 

gen    d 

es    W 

e  i  z  e  n  p 

r  e  is  e  s 

ist    hier 

unverkennbar.  Bemerkenswert  ist  auch  hier,  dass  in  den  Haupt- 
häfen Bombay,  Karachi  und  Calcutta  die  Preis- 
steigerung geringer  ist. 

Setzen  wir  den  Preis  von  Weizen  »erster  QuaUtät«  in  den 
Jahren  1871 — 75  als  100,  so  stieg  derselbe  in  den  wenig  Weizen 
produzierenden  Provinzen 

Bombay auf  103  in  dem  Jahrfünft  1891 — 95 

Sind »     109    »       »  »  » 

Zentral-Indien   u.  Rajputana     »     loi    »       »  »  » 

ß)   Grosshandelspreise. 

Die  Grosshandelspreise  von  Weizen  weisen  in  den  Seehäfen 
folgende  Schwankungen  auf; 

1871—75 

*Calcutta  85 

Bombay  I.  Sorte     79 

»       IL      »         86 

Hier  ist  die  Preissteigerung  nur  gering. 

Viel  bedeutender  erscheint   dieselbe    aber,    wenn    wir    nach 

den  Angaben  der  nordindischen  Militärbehörde  die  Hungerpreise 

der  Periode    1875/76 — 79/80   mit    den    Preisen    der    letzten    Jahre 

vergleichen.  Die  letzteren  sind  an  den  meisten  Orten  erheblich 

höher  als  die   ersteren.     Die  Verhältniszahlen  sind  folgende  : 

I. 


1876—80 

1881  —85 

1886—90 

1891-95 

Differenz 

94 

84 

83 

90 

+      5 

108 

77 

94 

104 

+   25 

105 

88 

87 

89 

+      3 

1875/76— li 

879,80 

1890/g 

11-1894/95 

Differem 

Benares 

137 

159 

+    22 

Allahabad 

138 

164 

+    26 

Lucknow 

153 

186 

+  33 

Bareli 

139 

161 

+  22 

890/91  —  1894/95 

Differenz 

i65 

+    21 

147 

+    20 

155 

+    22 

157 

+    36 

209 

+  44 

129 

+     2 

144 

—   12 

120 

—   12 

103 

—  10 

bgesehen, 

alle 

im  Innern 
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1875/76  —  1879/80 

Cawnpore  144 

Meerut  127 

Agra  133 

Ambala  121 

Rawalpindi  165 

Multan  127 

Peshawar  156 

Labore  132 

II.  Calcutta  113 

Diese  Preise  gelten,  von  Calcutta  abgesehen,  alle 
Indiens. 

Vergleicht  man ,  um  einen  charakteristischen  Einzelfall  her- 
vorzuheben, die  Weizenpreise  von  Rawalpindi  mit  den  ent- 
sprechenden Reispreisen  in  der  früheren  Tabelle ,  so  finden  wir 
beim  Weizen  ein  starkes  Steigen  im  Preise,  beim  Reis  ein  starkes 
Fallen.  Des  Rätsels  Lösung  besteht  darin,  dass  in  dem  Distrikt 
Rawalpindi  eine  starke  Weizenproduktion  herrscht,  während  Reis 
dorthin  importiert  werden    muss. 

In  London  fiel  der  Weizenpreis  von  93  im  Jahrfünft 
1871 — 75   auf  48  in  den  Jahren  1891  —  95. 

3.   Gerste. 

Die  Gerste  gedeiht  im  allgemeinen  auf  demselben  Boden  wie 
der  Weizen;  sie  wird  wie  dieser  hauptsächlich  im  Punjab,  in  den 
Nordwestprovinzen,  in  Oudh  und  wohl  auch  in  Bengalen  erzeugt. 
Jedoch  ist  ihre  Produktion  weit  weniger  wichtig.  Nur  ein  ge- 
ringer Teil,  noch  nicht  2  Proz.,  der  bestellten  Bodenfläche  trägt 
Gerste.     Ausgeführt  wird  diese  Getreideart  fast  gar  nicht. 

a)   Kleinhandelspreise. 


Gruppe  I. 

I 

87: 

1-75 

1876—80 

1881—85 

1886-90 

1891-95 

*Nordwestprovinzen 

I 

100 

90 

81 

107 

121 

2 

» 

93 

84 

107 

"3 

3 

» 

109 

103 

121 

118 

4 

» 

90 

79 

107 

129 

5 

» 

108 

lOI 

122 

131 

*Oudh 

I 

» 

97 

90 

114 

128 

2 

» 

98 

95 

118 

138 

Punjab 

I 

» 

III 

103 

132 

120 

2 

» 

117 

94 

124 

115 
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1871—75 

1876—80 

1881—85 

1886—90 

1891—95 

Piinjab 

3 

100 

114 

lOI 

125 

118 

4 

» 

120 

94 

125 

127 

5 

» 

120 

83 

104 

HO 

6 

» 

131 

107 

133 

125 

*Bengalen 

I 

» 

112 

98 

113 

134 

2 

» 

117 

lOI 

102 

144 

3 

» 

lOI 

102 

94 

113 

4 

» 

93 

97 

III 

159 

5 

» 

III 

98 

115 

140 

6 

» 

94 

83 

104 

125 

Gruppe  II 

u.  III. 

Mysore 

100 

128 

88 

97 

117 

Coorg 

» 

138 

91 

lOI 

118 

Rajputana 

I 

» 

108 

91 

108 

99 

2 

» 

106 

94 

108 

106 

Zentral-In 

dien 

» 

95 

80 

97 

81 

Die  Preissteigerung  ist  der  beim  Weizen  beob- 
achteten ahn  lieh. 

Dasselbe  Resultat  ergibt  sich  bei  Vergleichung  der  Preise 
auf  den  wichtigsten  Gerstemärkten ;  alle  diese  liegen  in  den  Gerste 
produzierenden  Provinzen.     Die  Preise  sind  folgende  (1873:100): 


1871—75 

1876—80 

1881—85 

1886—90 

1891—95 

Differenz 

*Patna 

91 

100 

83 

lOI 

112 

+  21 

*Cawnpore 

86 

89 

74 

96 

103 

+  17 

*Fyzabad 

82 

86 

74 

93 

102 

+  20 

*Meerut 

93 

114 

lOI 

120 

125 

+  32 

Delhi 

94 

109 

95 

121 

114 

+  20 

Amritsar 

107 

138 

102 

143 

147 

+  40 

Rawalpindi 

96 

133 

78 

97 

lOI 

+    5 

Der  Preis  der  Gerste  stieg,  bez.  fiel  von  100  in  den  Jahren 
1871 — 75  in  den  wenig  oder  nicht  Gerste  produzierenden  Provinzen 

Bombay auf  104  in  den  Jahren  1891 — 95 

Sind »     116    »     »  »  » 

Zentral-Indien  und  Rajputana       »       97     »     »  »  » 

ß)  Grosshandelspreise. 

Die  Durchschnittspreise,  welche  die  Militärbehörde  für  Gerste 
»zur  Fütterung  von  Vieh«  zahlte,  stehen  im  letzten  Jahrfünft  durch- 
schnittlich höher  als  in  den  Jahren  1875/76 — 79/80,  trotzdem  in 
diese  Zeit  jene   furchtbare  Hungersnot  fällt.  Die  angeführten  Orte 
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liegen  sämtlich  in  den  Provinzen,  wo  Gerste  produziert  wird.    Die 
Preisschwankungen  waren  folgende  : 

1875/76—1879/80 
Calcutta  102 

Benares  138 


Allahabad 


140 


iSg 

0/91— 1894/95 

Differenz 

114 

+  12 

170 

+  32 

166 

+  26 

174 

+  29 

178 

+  31 

175 

+  30 

143 

+  15 

123 

+    4 

135 

+  13 

129 

+    5 

135 

-    3 

127 

+    9 

128 

-38 

Lucknow  145 

Bareh  147 

Cawnpore  145 

Meerut  128 

Agra  119 

Ambala  122 

Labore  124 

Rawalpindi  138 

Multan  118 

Peshawar  166 

Dass  Peshawar  einen  starken  Preisrückgang  aufweist,  er- 
klärt sich  daraus,  dass  im  Jahre  1879  der  Preis  der  Gerste  dort 
von  100  im  Jahre  1876  auf  401  stieg,  eine  ganz  beispiellose  Höhe 
und  ein  Ausnahmefall. 

4.  J  a  w  a  r  oder  C  h  o  1  u  m  (Sorghum  vulgare). 

Das  Jawar  ist  eine  für  Indien  äusserst  wichtige  Ge- 
treideart. Es  wird  in  demselben  Umfange  angebaut  wie  der 
Weizen,  nimmt  also  etwa  10  Proz.  der  bebauten  Fläche 
ein.  Es  wächst  in  den  trockeneren  Gegenden  des  tropischen 
Indiens,  namentlich  in  Madras,  Bombay,  Berar  und  Sind,  aber  auch 
im  Punjab,  in  den  Zentralprovinzen  und  vielen  anderen  Gegenden 
Indiens.  Nach  fremden  Ländern  wird  Jawar  nur  in  beschränktem 
Masse  verschifft. 

Die  Preisangaben  über  das  Jawar  betreffen  nur  den  Kleinhandel. 


Gruppe  I. 

1871—75 

1876—80 

1881—85 

1886—90 

1891—95 

Dmbay 

I 

lOO 

^33 

91 

99 

114 

2 

» 

162 

92 

IIO 

116 

3 

» 

169 

109 

124 

121 

4 

» 

127 

98 

I20 

116 

5 

» 

142 

I02 

132 

123 

adras 

I 

» 

184 

108 

119 

154 

2 

» 

156 

83 

93 

n8 

3 

» 

148 

102 

115 

134 

4 

» 

165 

102 

114 

147 

5 

» 

161 

90 

107 

156 

Zeitschrift  für  die 

ges.  Staatswissensch. 
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1871—75 

1876 — 80 

1881—85 

1886—90 

1891—95 

Berar 

100 

165 

115 

150 

169 

Sind 

» 

153 

105 

123 

122 

Zentralprovinzen 

I 

» 

146 

102 

134 

143 

2 

» 

115 

80 

133 

151 

Hyderabad 

» 

152 

95 

112 

134 

Mysore 

» 

175 

115 

104 

136 

Gruppe  II. 

*Nordwestprov. 

I 

» 

92 

76 

III 

118 

2 

» 

90 

80 

108 

109 

3 

» 

103 

92 

115 

105 

4 

» 

106 

88 

119 

120 

*Oudh 

I 

» 

94 

84 

121 

126 

2 

» 

95 

79 

125 

132 

Punjab 

I 

» 

III 

98 

137 

130 

2 

» 

117 

90 

125 

121 

3 

» 

112 

HO 

122 

108 

4 

» 

123 

91 

132 

133 

5 

» 

120 

78 

109 

HO 

6 

» 

136 

104 

137 

124 

Gruppe  III. 

Rajputana 

I 

» 

100 

86 

104 

92 

2 

» 

92 

85 

97 

94 

Zentral-Indien 

» 

106 

76 

96 

92 

♦Bengalen 

I 

» 

78 

69 

83 

82 

2 

» 

88 

80 

117 

133 

Zu  welcher  Gruppe  die  beiden  Bezirke  Bengalens  gehören, 
konnte  ich  nicht  erfahren  ;  die  Statistik  der  Provinz  Bengalen  ist 
überhaupt  sehr  mangelhaft. 

Die  Jawarpreise  sind  ganz  bedeutend  gestiegen; 
jedoch  weisen  die  einzelnen  Provinzen  nicht  so  grosse  Unterschiede 
auf  wie  z.  B.  in  den  Reispreisen.  Dies  mag  z.  T.  daran  Hegen, 
dass  das  Jawar  in  mehr  Gegenden  von  Indien  heimisch  ist  wie 
der  Reis,  dass  also  die  Verbilligung  des  Transports 
keinen  so  grossen  Einfluss  auf  die  Preise  ausüben  konnte,  z.  T. 
aber  auch  daran,  dass  genügende  Information  behufs  Klassi- 
fizierung der  Provinzen  und  Distrikte  beim  Jawar  nicht  so  leicht 
zu  erhalten  war  wie  beim  Reis. 

Die  Statistik  der  wichtigsten  Märkte  zeigt  folgende  starke 
Preissteigerung  (1873:100): 

1871 — 75      1876—80     1881—85     1886—90     1891—95     Differenz 
I.  Bellary  87  178  74  84  107         +  20 

Salem  79  173  87  90  122         -|-  43 


71-75 

1876-80 

1881—85 

1886— go 

1891-95 

Differenz 

113 

165 

n8 

132 

135 

H-  22 

89 

98 

76 

105 

103 

+  14 

III 

131 

102 

132 

130 

+  19 

98 

121 

lOI 

131 

113 

+  15 

I20 

148 

108 

163 

172 

+  52 

92 

131 

80 

114 

104 

+  12 

lOO 

M3 

100 

138 

150 

+  50 

88 

94 

74 

129 

126 

+  38 
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t87: 
Karachi 
IL  *Ca\vnpore 
*Meerut 
Delhi 
Amritsar 
Rawalpindi 
Nagpur 
*Fyzabad 

Die  Jawarpreise  waren  im  Jahrfünft  1891/95  von  100  in  den 
Jahren  1871—75 

in  Bombay  auf  112  gestiegen 

»  Sind  '     119         » 

»   Zentral-Indien  u.  Rajputana     »      95  gefallen. 

Bombay  und  Sind  gehören,  wie  wir  sahen,  zu  den  Produk- 
tionsgebieten von  Jawar,   Centralindien  und  Rajputana  nicht. 

5.  Bajra  oder  Cumbu  (Pennisetum  Typhoideum). 

Das  Bajra  ist  eine  dem  Jawar  verwandte  Getreideart  und 
wächst  in  denselben  Gegenden  wie  dieses.  Es  bedeckt  etwa 
5  Proz.  des  bebauten  Landes  in  Indien,  also  halb  soviel  wie 
Jawar  oder  Weizen.  Jawar  und  Bajra  gelten  als  das 
Hauptnahrungsmittel  der  Indier.  Die  Ausfuhr  von  Bajra 
ist  nicht  beträchtlich. 

Auch  hier  kennen  wir  nur  die  Kleinhandelspreise,  welche  im 
allgemeinen  dieselbe  aufsteigende  Bew  e  gung  zeigen  wi  e 
die  des  Jawar. 


Gruppe  I. 

1871—75 

1876—80 

1881—85 

1886 — 90 

1891—95 

Bombay 

I 

100 

140 

lOI 

109 

113 

2 

» 

159 

94 

112 

116 

3 

» 

164 

1X2 

127 

120 

4 

» 

129 

105 

117 

120 

5 

» 

160 

98 

129 

119 

Sind 

» 

156 

HO 

132 

138 

Madras 

I 

» 

152 

94 

107 

137 

2 

» 

159 

93 

98 

137 

3 

» 

132 

109 

113 

114 

4 

» 

169 

104 

112 

146 

5 

» 

154 

94 

107 

144 

6 

» 

157 

100 

127 

179 

Berar 

^■' 

162 

103 

131 

5* 

154 
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1871-75 

1876—80 

1881—85 

1886  —  90 

1891  —  95 

Hyderabad 

» 

158 

97 

121 

134 

Punjab 

I 

» 

1 1 1 

103 

138 

144 

2 

» 

120 

97 

142 

136 

3 

» 

1 10 

100 

81 

119 

4 

» 

118 

96 

132 

140 

5 

>■> 

125 

85 

129 

130 

6 

» 

131 

103 

143 

137 

Gruppe  IL 

Zentralprovinzen 

» 

153 

q6 

119 

122 

*Oudh 

I 

» 

97 

83 

121 

130 

2 

» 

104 

84 

112 

122 

*Nordwestprovinzen  i 

» 

91 

75 

102 

112 

2 

» 

91 

82 

HO 

114 

3 

» 

105 

97 

120 

117 

4 

» 

73 

69 

97 

— 

5 

» 

108 

92 

IIQ 

131 

Gruppe  III. 

Rajputana 

I 

» 

103 

89 

113 

103 

2 

» 

93 

90 

105 

104 

Zentral-Indien 

» 

107 

80 

98 

91 

Die  Märktestatistik  zeigt 

folgende  Preissteigerung  (1873:100): 

i! 

B71— 75 

1876 — 80     1881 — 85 

1886 — 90 

1891—95 

Differenz 

I.  Delhi 

lOI 

114 

100 

127 

117 

+  16 

Amritsar 

116 

131 

114 

173 

187 

+  71 

Rawalpindi 

89 

134 

81 

116 

118 

+  29 

Karachi 

123 

199 

129 

152 

151 

H-28 

Belgaum 

93 

142 

85 

89 

94 

+  I 

Ahmadnagar 

118 

204 

128 

^52 

140 

+  22 

Bombay 

105 

141 

102 

118 

120 

+  15 

Ahmadabad 

109 

153 

III 

127 

124 

+  16 

Salem 

93 

186 

100 

lOI 

132 

+  39 

II.  *Cawnpore 

88 

103 

76 

103 

105 

+  18 

*Fyzabad 

97 

102 

79 

107 

HO 

+  13 

*Meerut 

loS 

129 

HO 

133 

140 

+  35 

Hier  lässt  sich  nicht  behaupten,  dass  die  Preissteigerung  in 
den  Haupthäfen,  Bombay  und  Karachi,  auffallend  gering  sei, 
wie  wir  das  beim  Reis  und  Weizen  konstatierten ;  auch  der  Jawar- 
preis  zeigte  keine  Tendenz  dieser  Art. 

Die  Bajrapreise  waren  im  Jahrfünft  1891 — 95  von  100  in  den 
Jahren  1871—75  in 
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Bombay auf  107  gestiegen 

Sind »123         » 

Zentral-Indien  und  Rajputana       »       94  gefallen. 
Die  ersten  beiden  Provinzen  produzieren  Bajra,    die    letzten 
beiden  nicht. 

6.   Ragi  oder  Marua  (Eleusine  coracana). 

Das  Ragi  bildet  das  Hauptnahrungsmittel  der  nie- 
deren Feldarbeiterklasse,  namentlich  im  Dekkan.  Es  ist 
von  geringerer  Wichtigkeit ;  die  Ragikultur  erstreckt  sich 
auf  etwa  1,5  Proz.  der  bebauten  Fläche.  Die  Ausfuhr  von  Ragi 
ist  nicht  nennenswert. 

Die  Kleinhandelspreise  zeigen  folgende  Bewegung: 


Gruppe  I, 

1871—75 

1876—80 

1881-85 

1886—90 

1891-95 

Madras 

I 

100 

205 

115 

123 

^65 

2 

» 

167 

94 

94 

127 

3 

» 

151 

112 

136 

143 

4 

» 

150 

lOI 

113 

133 

5 

» 

172 

98 

108 

149 

6 

» 

169 

99 

116 

165 

Bombay 

I 

» 

153 

112 

107 

122 

2 

» 

157 

105 

115 

129 

3 

» 

191 

120 

146 

145 

4 

» 

164 

143 

163 

158 

Hyderabad 

» 

192 

120 

144 

136 

Mysore 

» 

213 

137 

118 

158 

Gruppe  IL 

Oudh 

I 

» 

105 

93 

III 

132 

2 

» 

81 

97 

105 

116 

Coorg 

» 

177 

121 

96 

126 

Bengalen 

I 

» 

94 

94 

98 

118 

2 

» 

107 

96 

110 

129 

Die  Preise  sind  also  stark  gestiegen.  Dasselbe  Re- 
sultat ergiebt  sich  aus  der  folgenden  Märktestatistik: 

1871 — 75     1876—80     1881 — 85     1886 — 90     1891—95     Differenz 
Bellary  97  226  107  104  144  +  47 

Madras  iio  184  99  102  141  +  31 

Salem  88  217  102  102  143  +  55 

Eine  sich  auf  andere  Angaben  stützende  Statistik  zeigt,  dass 
der  Durchschnittspreis  von  Raggi  in  der  Proyinz  Bombay  von 
100  in  den  Jahren  1871 — 75  auf  132  in  den  Jahren  1891 — 95  stieg. 
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7.  Mais. 

Der  Mais  spielt  in  Indien  keine  sehr  wichtige  Rolle;  nur  etwa 
1,5  Proz.  des  bestellten  Landes  erzeugen  Mais,  Er  gehört  nicht 
zu  den  Exportartikeln. 

Die  statistischen  Angaben  über  die  Maispreise  sind  wenig 
umfangreich.  Zahlen  über  wichtige  Produktionsgebiete  wie  z.  B. 
den  Punjab  und  den  Nordwestprovinzen  fehlen  gänzlich.  Die 
folgenden  Kleinhandelspreise  beziehen  sich  auf  Provinzen .  wo 
wenig  oder  kein  Mais  produziert  wird  : 

Gruppe  III.  1871—75     1876—80    1881-85     1886-90     1891—95 

Assam  100  44  23  46  38 

Rajputana  100  109  87  loi  92 

Zentralindien  100  93  85  91  90 

Bombay  100  —  —  97  92 

In  Bengalen    ist    die    Maisproduktion  sehr   beträchtlich;    die 
Preisbewegung  war  dort  folgende : 
*Bengalen  i  100  83  67  S6  92 

2  )  97  loi  115  147 

3  *  89  72  96  115 

4  »  94  76  106  121 
Das  Material  ist  nicht  reichhaltig  genug,  um  die  Fällung  eines 

Urteils  zu  gestatten;  wenn  man  aber  bedenkt,  dass  die  niedrigen 
Verhältniszahlen  alle  zur  Gruppe  III  gehören,  so  scheint  es,  dass 
der  Mais  von  der  allgemeinen  Regel  keine  Ausnahme  macht, 
d.  h.  wie  die  anderen  Getreidearten  im  Durchschnitt  im  Preise 
gestiegen  ist. 

8.  G  r  a  m  (Cicer  arietinum). 
Das  Gram  steht  auf  der  Grenze  zwischen  Getreide  und  Hülsen- 
früchten ;  man  bezeichnet  es  als  eine  Art  Kichererbse.  Es  wird 
als  Nahrungsmittel  und  zur  Fütterung  von  Pferden  verwandt.  Es 
wird  in  grossen  Massen  produziert;  die  Gramkultur 
umfasst  etwa  4  Proz.  der  bestellten  Bodenfläche  Indiens.  Das 
Gram  wird  auch  teilweise  exportiert. 

a)  Kleinhandelspreise. 


Gruppe  I. 

1871—75 

1876-80 

1881—85 

1886—90 

1891-95 

*Nordwestprov. 

I 

100 

105 

87 

102 

116 

2 

» 

107 

88 

lOI 

HO 

3 

» 

112 

105 

108 

105 

4 

» 

lOI 

83 

97 

116 

5 

» 

113 

105 

112 

114 
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[871-75 

1876—80 

1881 — 85 

1886  —  90 

1891—95 

*Oudh 

I 

100 

110 

100 

194 

115 

2 

» 

103 

95 

102 

114 

Punjab 

I 

» 

III 

98 

119 

III 

2 

» 

117 

95 

116 

III 

3 

» 

108 

99 

105 

100 

4 

» 

117 

94 

116 

115 

5 

» 

158 

99 

122 

121 

6 

» 

117 

97 

126 

107 

Mysore 

» 

155 

91 

219 

247 

Gruppe  II. 

Zentralprovinzen 

I 

100 

121 

83 

III 

117 

2 

» 

122 

85 

125 

148 

3 

» 

105 

106 

169 

188 

Berar 

;♦ 

126 

81 

HO 

120 

*Bengalen 

I 

» 

117 

92 

105 

117 

2 

» 

119 

99 

100 

115 

3 

» 

114 

95 

97 

118 

4 

» 

124 

106 

100 

113 

5 

» 

132 

107 

121 

130 

6 

» 

103 

92 

104 

117 

7 

» 

1x6 

93 

107 

127 

8 

» 

III 

93 

102 

121 

Hyderabad 

» 

125 

82 

102 

118 

Coorg 

» 

161 

99 

114 

150 

Gruppe  III. 

Bombay 

I 

100 

109 

79 

90 

98 

2 

» 

127 

79 

90 

lOI 

3 

» 

126 

83 

107 

III 

4 

» 

118 

86 

107 

97 

5 

» 

112 

71 

100 

93 

Sind 

» 

126 

92 

117 

105 

Rajputana 

I 

» 

109 

90 

lOI 

91 

2 

» 

95 

85 

100 

92 

Zentralindien 

» 

102 

72 

87 

87 

Burma 

I 

» 

142 

105 

120 

121 

2 

» 

91 

87 

115 

114 

3 

» 

170 

^33 

169 

158 

4 

» 

117 

86 

83 

92 

Assam 

I 

» 

112 

93 

lOI 

123 

2 

» 

109 

87 

84 

96 

Die    Stei 

ger  u 

1  ng    d 

er    Gram  preise    ist 

durch- 

schnittlich  nicht  so  erheblich;    häufiger   als    bei  den 
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oben    betrachteten    Getreidearten  ist  die   Verhältniszahl  unter  loo 
gesunken. 

Die  Statistik  der  Hauptmärkte  zeigt  dasselbe  Bild  (1873  :  lOO) : 

1871—75     1876—80     1881—85     1886—90     1891—95     Differenz 


I.  *Ca\vnpore 

92 

114 

80 

94 

103 

+  11 

*Fyzabad 

92 

104 

79 

88 

96 

+    4 

*Meerut 

99 

125 

103 

114 

114 

+  15 

Delhi 

104 

119 

103 

io8 

105 

+    I 

Amritsar 

HO 

129 

92 

120 

124 

+  14 

Rawalpindi 

96 

170 

96 

113 

114 

+  18 

II.  Jubbulpore 

86 

127 

77 

112 

124 

+  38 

Nagpur 

97 

136 

85 

107 

112 

+  15 

Raipur 

104 

158 

127 

187 

198 

+  94 

III.  Karachi 

96 

119 

83 

96 

93 

""    3 

ß)  Grosshandelspreise. 

Die  Preise,  welche  die  nordindische  Militärverwaltung  für  Gram 
zu  zahlen  hatte,  veränderten  sich  folgendermassen  (1875/76:100): 


Gram  i.  Qualität 

Gram  2.  Qualität 

1875/76 

1890/91 

1875/76 

1890/91 

bis 

bis 

Differenz 

bis 

bis 

Differen 

1879/80 

1894/95 

1879/80 

1894/95 

Calcutta 

138 

136 

—     2 

132 

134 

+      2 

Benares 

157 

145 

—  12 

153 

145 

-    8 

Allahabad 

167 

160 

-    7 

160 

164 

+    4 

Lucknow 

173 

172 

—    I 

169 

163 

—    6 

Bareli 

163 

186 

+  23 

159 

172 

+  13 

Cawnpore 

159 

163 

+    4 

150 

158 

+    8 

Meerut 

142 

137 

-    5 

139 

141 

+    2 

Agra 

146 

137 

-    9 

150 

146 

—    4 

Ambala 

158 

150 

-    8 

160 

164 

-h    4 

Labore 

132 

^33 

+    I 

130 

133 

+    3 

Rawalpindi 

200 

171 

-29 

195 

164 

-41 

Multan 

125 

127 

+    2 

124 

129 

+    5 

Peshawar 

223 

159 

-64 

209 

159 

—  50 

Abgesehen  von  den  Distrikten  Rawalpindi  und  Peshawar, 
die  fast  immer  eine  Ausnahmestellung  einnahmen,  kamen  die  Preise 
des  letzten  Jahrfünfts    den   Hungerpreisen   des   ersten  sehr   nahe. 

9.  Hülsenfrüchte. 

Die  Produktion  von  Hülsenfrüchten  ist,  selbst  wenn  man  das  Gram 
nicht  mitrechnet,  von  grosser  Wichtigkeit.  Hülsenfrüchte 
werden  auf  etwa    15   Proz.   der  angebauten  Boden- 
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fläche  Indiens  erzeugt.     In  beschränktem  Masse  werden 
sie  auch  exportiert. 

Genauere  Angaben  über  Kleinhandelspreise  besitzen  wir  nur 
für  eine  Erbsenart,  Arhar  oder  Th  u  r  (Cajanus  indicus).  In 
welchen  Gegenden  diese  Frucht  besonders  angebaut  wird,  konnte 
ich  nicht  erfahren;  ich  zitiere  daher  die  Zahlen  in  der  Reihen- 
folge der  indischen  Statistik : 


1871—75 

1876-80 

1881-85 

1886—90 

1891—95 

*Nordwestprovinzen 

I 

100 

92 

79 

73 

80 

2 

» 

106 

80 

75 

80 

3 

» 

III 

100 

86 

92 

4 

» 

91 

80 

82 

96 

5 

» 

112 

95 

78 

90 

Rajputana 

» 

104 

59 

61 

61 

Zentralindien 

» 

131 

83 

70 

53 

Sind 

» 

112 

92 

98 

105 

Bombay 

I 

» 

124 

88 

100 

84 

2 

» 

165 

105 

III 

lOI 

3 

» 

148 

109 

105 

76 

4 

» 

126 

lOI 

117 

84 

Berar 

;> 

99 

99 

152 

206 

Hyderabad 

» 

130 

84 

91 

80 

Mysore 

•» 

113 

77 

84 

94 

Im  allgemeinen  zeigen  diese  Zahlen  einen  Preisfall  an.  Sie 
sind  aber  so  dürftig,  dass  wir  aus  ihnen  nur  mit  grösster  Vorsicht 
Schlüsse  ziehen  können.  Es  fehlen  Angaben  über  den  Punjab, 
Oudh,  Bengalen,  Madras  und  die  Zentralprovinzen,  also  über  die 
wichtigsten  Landesteile. 

Ferner  haben  wir  unvollkommene  Angaben  über  die  Klein- 
handelspreise einer  anderen  Hülsenfrucht,  des  Mung  Dal.  Die 
Zahlen  des  letzten  Jahrfünfts  fehlen.  Die  Preisbewegung  war  hier 
folgende : 


Bombay 

Sind 

Zentral- Indien  und  Rajputana 


1871-75 
100 
100 
100 


1886—90 
107 
122 
110 


Grosshandelspreise. 

Sehr  ausführlich  sind  die  Angaben  der  nordindischen  Militär- 
behörde über  die  Preise  verschiedener  Hülsenfrüchte.  Leider  be- 
ginnen sie  erst  mit  dem  Jahre  1875/76,  dessen  Preiszififern   als  100 
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gerechnet 

sind.    Die 

Verhältniszahlen 

des  ersten 

und  des 

letzte 

Jahrfünfts 

sind  folgende: 

A  r  h  a  I 

(cajanus 

indicus) 

M  u  n  g  D 

il  (phaseoh 

is  mung 

1875/76 

1890/91 

1875/76 

1890/91 

bis 

bis 

Differenz 

bis 

bis 

Differen 

1879/80 

1894/95 

1879/80 

1894/95 

Calcutta 

123 

125 

+      2 

126 

113 

-13 

Benares 

Ij2 

132 

0 

139 

136 

—    3 

Allahabad 

^54 

166 

+  12 

163 

163 

0 

Lucknow 

155 

160 

+    5 

157 

165 

+    8 

Bareli 

130 

141 

+  11 

137 

149 

+  12 

Cawnpore 

162 

179 

+  17 

151 

149 

—  12 

Meerut 

162 

155 

-    7 

143 

157 

+  14 

Agra 

215 

246 

+  31 

156 

182 

+  26 

Ambala 

134 

134 

0 

126 

122 

+    6 

Lahore 

121 

125 

+    4 

161 

159 

—    2 

Rawalpindi 

154 

112 

—  42 

200 

143 

-57 

Multan 

114 

113 

—    I 

152 

150 

—    2 

Peshawar 

183 

^33 

-50 

206 

125 

—  81 

M 

asur  (Linse) 

C  h  e  n  a  r 

(cicer  arietinum)  ') 

Calcutta 

128 

172 

+  44 

— 

— 

— 

Benares 

150 

153 

+    3 

151 

144 

-    7 

Allahabad 

147 

159 

+  12 

147 

139 

-    8 

Lucknow 

157 

182 

+  25 

170 

182 

+  12 

Bareli 

136 

146 

+  10 

155 

166 

+  11 

Cawnpore 

151 

158 

+    7 

164 

150 

-  14 

Meerut 

139 

164 

+  25 

140 

135 

-   5 

Agra 

133 

145 

+  12 

142 

125 

-17 

Ambala 

147 

130 

—  17 

149 

138 

—  II 

Lahore 

132 

141 

+    9 

130 

127 

-    3 

Rawalpini 

143 

126 

—  17 

198 

150 

-48 

Multan 

119 

109 

—  10 

143 

139 

—    4 

Peshawar 

206 

160 

-46 

189 

131 

-58 

Da  die  Durchschnittszahlen  der  Jahre  1877 — 79  auffallend 
hoch  sind,  so  können  wir  wohl  daraus  schliessen,  dass  auch  die 
Hülsenfrüchte  schlimme  Missernten  zu  verzeichnen  hatten.  Wir 
dürfen  daher  auch  hier  den  Durchschnittspreis  von  1875/76 — 79/80 
als  einen  Hungerpreis  bezeichnen  und  aus  der  Thatsache,  dass 
dieser  Preis  von  dem  des  letzten  Jahrfünfts  an  vielen  Orten  über- 
troffen wird,  schliessen,  dass  sich  das  normale  Preisniveau 
bedeutend  gehoben  hat. 


i)  Derselbe  botanische  Name  findet  sich  für  das  Gram  angegeben. 
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Eine  scheinbare  Ausnahme  machen  nur  Rawalpindi  und  Pe- 
shawar;  in  Wahrheit  eignen  sich  diese  Orte  nicht  zum  Vergleiche, 
weil  in  ihnen  die  Preise  am  Ende  des  ersten  Jahrfünfts  auf  eine 
ganz  abnorme  Höhe,  bis  fast  400,  hinaufgetrieben  wurden,  um  im 
nächsten  Jahrfünft  zeitweise  unter  100  zu  sinken. 

Die  hier  zitierten  Grosshandelspreise  ergänzen  z.  T.  das  aus 
den  Kleinhandelspreisen  gewonnene  Bild,  Sie  beziehen  sich  teil- 
weise auf  Provinzen ,  die  in  der  ersten  Statistik  nicht  vertreten 
waren,  wie  der  Punjab  und  Bengalen. 

Der  Gesamteindruck,  den  ich  erhalte,  ist  der,  dass  sich  auch 
bei  den  Hülsenfrüchten  das  Preisniveau  nicht  un- 
bedeutend gehoben  hat. 

10.  Mehl  und  Brot. 
Im  Zusammenhang  mit  den  Getreidearten  und  Hülsenfrüchten 
mögen  an  dieser  Stelle  die  Mehl-  und  Brotpreise  betrachtet  werden. 
Wir  besitzen  die  Angaben  der  nordindischen  Militärbehörde  über 
die  Preise  von  »Atta«,  einer  Mehlart,  die  für  die  eingeborenen  Trup- 
pen angekauft  wird.  Die  Preisbewegung  ist  folgende  (1875/76:  100): 
1875/76 — 1879/80  1890/91— 1894/95  Differenz 


Calcutta 

119 

124 

+    5 

Benares 

^33 

176 

+  43 

Allahabad 

133 

196 

+  63 

Lucknow 

148 

178 

+  30 

Bareli 

^33 

172 

+  39 

Cawnpore 

140 

188 

+  48 

Meerut 

^33 

163 

+  30 

Agra 

131 

165 

+  34 

Ambala 

118 

129 

+  11 

Lahore 

118 

135 

+  17 

Rawalpindi 

163 

186 

+  23 

Multan 

124 

120 

—    4 

Peshawar 

157 

145 

—  12 

Der  Vergleich  der  Preise  des  letzten  Jahrfünfts  mit  den  Hunger- 
preisen des  ersten  weist  also  wieder  eine  starke  Preissteige- 
rung auf. 

Der  Preis  des  Weizenmehls  ist  seit  1875  in  Bombay,  Sind, 
Central-Indien  und  Rajputana  gestiegen. 

Der  Brotpreis  fiel  von   lOO  im  Jahrfünft  1871—75  in 

Bombay auf  92  in  den  Jahren  1891 — 95 

Sind »     75    »     »     "     »  » 

Zentralindien    u.  Rajputana       »     97    »     »  »  f 


'^Q  Dr.    Taul   Arndt: 


II.  Kart  off  el  n. 


Der  Kleinhandelspreis  von  Kartoffeln  betrug  in 

1871 — 75  1891 — 95  Differenz 

Bombay 100  122  +  22 

Sind 100  87  —  13 

Zentralindien  und  Rajputana  100  59  —  41 

Der  Grosshandelspreis  derselben  fiel  während  derselben  Zeit 
in  Calcutta  von  141  auf  104,  eine  Preisbewegung,  welche  auf  Rech- 
nung der  Missernte  von  1874  zu  schreiben  ist,  die  den  Durch- 
schnittspreis des  ersten  Jahrfünfts  stark  in  die  Höhe  trieb. 

12.    Tierische  Produkte. 

Ueber  die  Preise  von  Fleisch,  Eiern,  Butter  (Ghi)  u.  dergl. 
enthält  die  indische  Statistik  nur  spärliche  Angaben.  Dies  erklärt 
sich  wohl  daraus,  dass  der  Konsum  animalischer  Produkte  im 
indischen  Haushalt  eine  sehr  geringe  Rolle  spielt.  Die  grosse 
Mehrzahl  der  Bewohner  Indiens  enthält  sich,  z.  T.  aus  religiösen 
Gründen,  des  Fleischgenusses. 

Der  Reichtum  Indiens  an  gezähmten  Tieren  ist  verhältnis- 
mässig gering,  verglichen  mit  dem  Deutschlands,  dessen  Ein- 
wohnerzahl ungefähr   Ve   der  indischen  beträgt.     Es  besassen 

Pferde  Rindvieh  Schafe  u.  Ziegen 

Indien  (1893/94)      2,5  Mill.(incl.  Esel  etc.)     98  Mill.  (incl.  Büffel  etc.)  37  Mill. 

Deutschland  (1892)  3,8     i-  17,6     »  16,7   » 

Setzen  wir  die  Kleinhandelspreise  der  Jahre  1871 — 75  als  100, 
so  war  das  Preisniveau  in  den  Jahren  1891 — 95  folgendes: 


Bombay 

Sind 

Zentralindien  und  Rajputana 

Rindfleisch 

86 

150 

106 

Hammelfleisch 

lOI 

132 

99 

Geflügel 

103 

129 

84 

Eier 

110 

120 

75 

Ghi  bester  Qualität 

119 

129 

118 

Milch 

112 

128 

126 

Der  Grosshandelspreis  des  Ghi  s  stieg  in  Calcutta  von  94  in 
den  Jahren  1871 — 75  auf  loi  in  den  Jahren  1891—95. 

Ausführlicher  sind  die  Angaben  über  die  Preise  des  Büffel- 
Ghis,  welche  die  Militärverwaltung  von  1875  bis  1895  zahlte.  Ein 
Vergleich  der  Durchschnittspreise  von  1875/76—79/80  und  1890/91 
— 94/95   ergiebt  folgendes  (1875/76:  loo). 
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Calcutta 

Benares 

Allahabad 

Lucknow 

Bareli 

Cawpore 

Meerut 

Agra 

Ambala 

Labore 

Rawalpindi 

Multan 

Peshawar 


1875/76 
bis 

1879/80 
112 
107 
107 
III 
IOC 

116 

107 

HO 
HO 
103 
118 
104 
114 


•ste  Qualität 
1890/91 

bis 

1894/95 

118 


127 

137 

128 

135 
144 

137 
134 
137 

125 

127 
136 


Differenz 

-f  6 
-f  20 
+  30 
+  17 
+  35 


Zwei  te  Qualität 
1875/76       1890/91 
bis 
1894/95 
117 
129 
132 
133 


+  28 
+  30 
+  24 
+  27 
+  22 
+  37 
+  23 
+  22 


Ueber  die  Preise    des  Rinder-Ghis 
gaben  (1875/76:   100): 

Erste  Qualität 
1875/76       1890/91 

Differenz. 


bis 
1879/80 
112 
108 
108 

113 
103 
116 

108 

HO 
109 
107 
121 
104 
117 

haben 


Differenz 


+ 


139 
141 
136 

135 
131 

158 
125 
143 


+   21 
+   26 


wir    folgende  An- 


bis 

1879/80 

Lucknow 

113 

Bareli 

104 

Ambala 

HO 

Zweite  Qualität 

1875/76       1890/91 

bis 

1894/95 

132 

126 


bis 

1879/80 

III 

HO 


Differenz 


+  21 

+  21 

-f  21 

Stark 


bis 
1894/95 

131  +    18 
120  '\-    16 

132  +    22  HO  131 

Die  Preise  des  Ghis  sind  also  ausnahinslos,  z.  T.  stark,  g  e- 
sti  ege  n. 

Der  Grosshandelspreis  von  Häuten  vvi  es  folgende  Aende- 
rungen  auf  (1873  :   100) : 

1871-75  1876— 801881— 85  1886— 90  1891—95     Differenz 
Rind  (Calcutta)  96  96  99  81         101*  +     5 

Ziege  (Madras)  104         109         134         129         143  -|-  39 

Schaf  (Madras)  102         119         129         127         146  -f-  44 

Da  Atkinsons  Zahlen  vollständiger  als  die  des  Blaubuchs  sind, 
so  eitlere  ich  dieselben  hier  noch  besonders.  Nach  denselben 
war  die  Preisbewegung  folgende  (1871  :   100): 


iS 

71—75  76—80  81—85 

86-90  91-95 

Diff. 

Rohe  Häute,  Büffel  (Calcutta) 

112 

lOI 

107 

90 

83 

-29 

»           »        Rind            » 

100 

75 

91 

72 

86 

—  14 

»           »        Ziege           » 

lOI 

HO 

114 

137 

181 

+  80 

Gegerbte  Häute,  Rind  (Madras) 

98 

95 

104 

97 

103 

+    5 

»             »      Ziege       » 

95 

92 

95 

108 

120 

+  25 

»             »      Schaf      » 

88 

91 

102 

102 

120 

+  32 

78 


Dr.  Paul  Arndt; 


Die  statistischen  Angaben  über  animalische  Produkte  sind 
nicht  zahlreich  genug,  um  eine  unanfechtbare  Verallgemeinerung 
zu  gestatten.  Jedoch  scheint  auch  hier  eine  nicht  unbe- 
deutende Preissteigerung  stattgefunden  zu  haben.  Wie 
wir  sahen,  nehmen  Central-Indien  und  Rajputana  meistens  eine 
Sonderstellung  ein,  was  sich  wohl  aus  der  Entlegenheit  und  kli- 
matischen Beschaffenheit  dieser  Gegenden  erklärt.  In  Rajputana 
licet  bekanntlich  die  indische  Wüste. 


13.  Salz. 

Das  Salz  ist  ein  Importartikel;  jedoch  ist  auch  die  Salzpro- 
duktion in  Indien  nicht  unbeträchtlich.  Das  Salz  wird  in  verschie- 
denen Provinzen  gewonnen,  so  namentlich  in  Rajputana  und  Sind, 
wo  sich  grosse  Salzseen  und  Salzsümpfe  befinden,  ferner  an  der 
Meeresküste  in  Bombay  und  Madras,  und  endlich  aus  Salzberg- 
werken im  äussersten  Nordosten  des  Punjab,  bei  Peshawar. 

Die  Salzpreise  in  diesen  Distrikten  bewegten  sich  folgender- 
massen : 


18 

71-75 

1876-80 

1881-S5 

1886-90 

1891-95 

Rajputana 

I 

100 

141 

216 

226 

240 

2 

» 

155 

395 

348 

381 

Zentral-Indien 

» 

144 

157 

154 

156 

Sind 

» 

184 

297 

338 

354 

Bombay 

I 

» 

127 

128 

136 

143 

2 

» 

118 

117 

119 

119 

3 

» 

110 

99 

106 

III 

4 

» 

112 

125 

130 

140 

5 

» 

71 

103 

106 

72 

Madras 

I 

» 

127 

117 

117 

128 

2 

» 

124 

108 

117 

126 

3 

» 

119 

117 

134 

143 

4 

» 

125 

121 

^33 

^39 

5 

» 

118 

120 

129 

133 

6 

» 

117 

III 

131 

138 

7 

» 

110 

102 

III 

119 

Mysore 

» 

123 

116 

124 

121 

Coorg 

» 

125 

110 

103 

III 

Hyderabad 

» 

104 

99 

106 

112 

Peshawar 

» 

116 

130 

124 

128 

In  den  Provinzen, 

,    welche  kein 

Salz  produzieren. 

stellt  sich 

die  Preisbewegung 

fol 

gendermassen 

dar: 
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1871—75 

1876—80 

1881—85 

1886—90 

1891-95 

Assam 

I          100 

98 

76 

80 

83 

2            » 

96 

72 

76 

78 

Bengalen 

I            » 

96 

73 

79 

84 

2            » 

94 

73 

79 

81 

3             » 

92 

71 

76 

80 

4            » 

92 

67 

70 

76 

5            » 

87 

74 

84 

85 

6            » 

91 

72 

75 

72 

7            » 

92 

69 

73 

73 

8 

92 

69 

70 

70 

Nordwestprov. 

I            » 

89 

75 

70 

74 

2            » 

93 

80 

78 

82 

3            » 

95 

81 

80 

85 

4            » 

89 

73 

65 

69 

5 

96 

78 

78 

84 

Oudh 

I            » 

88 

75 

69 

72 

2            » 

91 

73 

69 

73 

Punjab 

I            » 

102 

79 

77 

83 

2            » 

91 

71 

73 

77 

3 

86 

68 

70 

74 

4            » 

91 

69 

70 

75 

5 

98 

73 

73 

78 

6            » 

55 

46 

53 

57 

Zentralprov. 

I            » 

85 

76 

81 

84 

2            » 

86 

74 

75 

79 

3 

82 

76 

75 

77 

Berar 

88 

78 

81 

85 

Eine  Sonderstellung  nimmt  Burma  ein. 

Hier  war  die  Preis 

egung  folgenc 

le: 

1871—75    1876—80 

881-85 

1886—90 

1891-95 

Burma     i 

100 

III 

145 

167 

214 

2 

» 

106 

106 

125 

155 

3 

» 

III 

112 

146 

174 

4 

» 

lOI 

108 

126 

206 

Der  amtliche  Bericht  bemerkt  zur  Statistik  der  Salzpreise  : 
»Im  allgemeinen  sind  die  Preise  da  merklich  gestiegen,  wo 
Salz  produziert  wird,  und  da  gefallen,  wo  es  impor- 
tiert wird,  natürlich  mit  Ausnahme  von  Nieder-Burma  und 
auch,  wie  es  scheint,  vom  Dekkan«  ^). 


Progress  and  condition  of  India  1894  p.  267. 


80  Dr.  Paul  Arndt; 

In  Burma  wurde  1875  eine  Salzsteuer  eingeführt,  und  1887 
erhöhte  man  dieselbe  beträchtlich. 

Auch  sonst  ist  bei  der  Vergleichung  der  Salzpreise  die  grösste 
Vorsicht  geboten.  In  vielen  Provinzen  wird  eine  hohe 
Salzsteuer  erhoben,  die  noch  dazu  oft  wechselt.  Die 
Variationen  von  Provinz  zu  Provinz  und  von  Jahr  zu  Jahr  sind  so 
gross,  dass  es  nicht  möglich  ist,  ihre  Wirkung  in  dieser  gedrängten 
Uebersicht  darzustellen. 

Es  sei  nur  noch  erwähnt,  dass  sich  die  enorme  Preissteige- 
rung in  Rajputana  z.  T.  daraus  erklärt,  dass  dort  seit  dem  Jahre 
1878  eine  sehr  hohe  Salzsteuer  erhoben  wird. 

14.  Zucke  r. 

Der  Zucker  ist  sowohl  ein  Ein-  wie  ein  Ausfuhrartikel  Indiens. 
Der  Westen  Indiens  eignet  sich  nicht  zur  Zuckerkultur  und  em- 
pfängt seinen  Zucker  von  Mauritius,  wo  die  Zuckerplantagen  den 
wichtigsten  Produktionszweig  bilden.  Der  in  Nordindien  erzeugte 
Zucker  kann  nach  den  englisch-ostindischen  Handelsberichten  mit 
dem  von  Mauritius  nicht  konkurrieren,  weil  die  Landfracht  zu  teuer  ist. 

Die  Kultur  von  Zuckerrohr  nahm  1891/92  etwa  1,5  Proz.  des 
bebauten  Bodens  Indiens  ein. 

Die  Zuckereinfuhr  (in  Bombay)  ist  ungefähr  doppelt  so  gross 
wie  die  Zuckerausfuhr  (aus  Calcutta).  Die  erstere  betrug  in  den 
letzten  Jahren  stark  2  Millionen  Cwt.,  die  letztere  etwas  über  eine 
Million  ;  dem  Werte  nach  bildete  die  Zuckerausfuhr  noch  nicht 
ganz  I  Proz.  der  Gesamtausfuhr  Indiens. 

Die  Preisbewegung  war  nach  dem  Blaubuch  »Prices  and 
Wages«  folgende  (1873:    loo): 

1871  —75  1876—80  1881—85  1886—90  1891—95     Differenz 
Importierter  Zucker  95  99  88  71  73  — 22 

Exportierter         »        I.       87  91  91*         80*         88  +1 

IL       91         108         113*       HO         121  -h  30 

Die  Angaben  sind  lückenhaft.  Ich  füge  daher  Atkinsons  Zahlen 
bei;  Atkinson  hat  die  Lücken  in  den  Preislisten  durch  Erkundi- 
gungen bei  einer  Firma  ausgefüllt;  ausserdem  giebt  er  noch  die 
Preise  von  zwei  Sorten  Rohzucker  in  Madras  an.  Die  Preisbe- 
wegung war  nach  seinen  Angaben  folgende  (1871  :  100): 

1871-75  1876—80  1881—85  1886—90  1891—95  Differenz 

Raff.  Zucker    I.         92             99             97  91  94             -f-  2 

II.        94           105           104  98  loi             -t"  7 

Rohzucker        I.         94           114             99  97  102             -j-  8 

II.       107           137           118  115  III             -j-  4 
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Die  amtlichen  Berichte  erwähnen,  dass  in  der  Zuckerindustrie 
Indiens  technische  Fortschritte  zu  verzeichnen  sind;  man  hätte 
demnach  ein  Fallen  des  Zuckerpreises  erwarten  sollen. 

Der  Preis  des  Zuckers  von  Manilla  sank  auf  dem  Londoner 
Markt  von  loo  in  den  Jahren  1873 — yj  auf  47  in  den  Jahren  1892 — 96; 

Nach  dem  Economist  sank  der  Zuckerpreis  in  London  von 
75  im  Jahrfünft  1871 — 75  auf  35  in  den  Jahren  1891—95. 

15.  Thee. 

Der  Thee  wird  fast  nur  für  den  Export  produziert.  Im 
Jahre  1894/95  betrug  die  Theeausfuhr  133  Millionen  Ibs,  der  in- 
ländische Konsum  nur  4V2  Millionen.  Die  Konkurrenz  Ceylons 
und  Chinas  ist  sehr  stark.  Jedoch  zeigt  die  stetige  Vergrösserung 
des  Theeexports  Indiens,  dass  sich  derselbe  wohl  lohnen  muss. 
Der  Export  betrug 

1869/70      13  Millionen  Ibs  1884/85       65  MilUonen  Ibs 

74/75      21         -^  »  89/90     106         •»  » 

79/80      38         »  »  94/95     133         »  » 

Die  Preisbewegung  war  folgende  (1873:100): 

1871—75  1876—80  1881—85  1886—90  1891—95  Differenz 

Pekoe,  fine             117  135  115             78            78  —  39 

Souchong,  fair       109  94  69             54            50  —  59 

Congou,  common  127  104  74             67             64  —  63 

Hier  liegt  also  ein  ganz  entschiedener  Preisfall 
vor;  der  Preis  des  Thees  ist  ungefähr  um  50  Proz. 
gesunken. 

Nach  dem  Economist  sank  der  Preis  des  Congoo-Thees  in 
London  von  102  in  den  Jahren  1871 — 75  auf  64  in  den  Jahren 
1891 — 95,  also  weniger  als  in  Calcutta ;  indessen  ist  es  gerade 
beim  Thee  ungemein  schwer,  ohne  genaue  Kenntnis  der  ver- 
schiedenen Sorten  Vergleiche  anzustellen. 

Die  indische  Statistik  stellt  einen  Pekoe-Thee,  dessen  Preis 
in  Calcutta  in  dem  Zeitraum  von  102  auf  70  fiel,  einem  chine- 
sischen Souchong-Thee  gegenüber,  dessen  Preis  in  London  von 
100  auf  44  sank.  Hier  ist  der  Preisfall  in  London  stärker. 
Die  Differenzen  betragen  32  und  56.  Das  Blaubuch  betrachtet 
offenbar  dieses  Beispiel  als  typisch. 

16.  Opium. 

Die  Opiumproduktion  Indiens  ist  nicht  frei.  Die  Regierung 
überwacht  dieselbe ;  sie  hat  das  Opium  zu  einem  H  a  u  p  t  s  t  e  u  e  r- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  i8g8.  t.  2.  6 
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Objekt  gemacht.  Die  Steuer  ist  nicht  einheitlich;  ihr 
Betrag  ändert  sich  oft  von  Jahr  zu  Jahr.  Die  Preisbewegung  ist 
daher  eine  künsthch  beeinflusste.  Sie  ergiebt  folgendes  Bild 
(1873  :  100) : 

1871—75    1876—80    1881—85    1886—90     1891—95       Differenz 
Calcutta  100  94  99  87  91  —     9 

Bombay  105  119  105  97  95  —  10 

Diese  Zahlen  weisen  ein  Sinken  des  Preises  auf. 
Ein  anderes  Ergebnis  zeigt  sich ,  wenn  man  den  Preis  des 
Rohmaterials  des  Opiums  ins  Auge  fasst.  1870/71  erhielt 
der  Produzent  des  betreffenden  Mohnsamens  4V2  Rupie  per  Ser, 
dann  6  Jahre  lang  5  Rupien ;  darauf  sank'  der  Preis  wieder  3  bis 
4  Jahre  auf  4V2,  hielt  sich  dann  bis  1893/94  in  der  Höhe  von  5 
und  stieg  im  Jahre  1894/95  auf  6  Rupien.  Mit  anderen  Worten, 
der  Durchschnittspreis  lOO  der  Jahre  1870/71 — 74/75  stieg  auf 
106  in  den  Jahren   1890/91 — 94/95. 

17.  Sämereien. 

Die  Ausfuhr  von  Sämereien  ist  ein  sehr  wichtiger  Bestand- 
teil, in  den  letzten  Jahren  10 — 14  Proz. ,  der  Gesamtausfuhr  In- 
diens. Ihr  Wert  übertrifft  in  manchen  Jahren  den 
der  Reisaus  fuhr. 

Wir  besitzen  folgende  Angaben  über  Preise  von  Sämereien 
(1873  :  100) : 

1871—75  1876—80  1S81— 85  1886—90  1891—95  Differenz 

Lein  (Calcutta)  107         104  95         104         117         +10 

»     (Bombay)  98         103  97         104         119         -f-  21 

Raps  (Calcutta)  loi         102  93  90         102*       -f      i 

Mohn  (Calcutta)  92  91  82  82         loi         +     9 

Diesem  verhältnismässig  schwachen  Steigen 
im  Silberpreise  entspricht  ein  starker  Fall  im 
Goldpreise  auf  dem  Londoner  Markt.  Hier  sank 
der  Preis  des  Leinsamens  von  97  im  ersten  Jahrfünft  auf  66  im 
letzten,  der  des  Rapssamens  von  96  auf  59 ;  die  Preisdifferenzen 
sind  31  und  37. 

18.  Oel. 

Unter  den  vielen  Sorten  Oel,  welche  Indien  erzeugt,  kennen 
wir  die  Preise  von  Ricinus-,  Senf-  und  Kokosnussöl.  Ricinusöl  ist 
ein  nicht  unwichtiger  Exportartikel. 
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Die  Grosshandelspreise  dieser  Waren  zeigen  folgende  Ver- 
änderungen (1873 : 100): 

1871—75    1876—80     1881—85    1886—90    1891—95    Differenz 
Ricinusöl  loi  105  83  91  109         -\~     8 

Senföl  86  87  95  82  80—6 

Kokosnussöl  iii  134  120  104  loi         —  10 

19.  Holz. 

Uie  indische  Statistik  führt  die  Preise  von  Brennholz  und 
Bambus  in  Calcutta  an. 

Die  Preisbewegung  war  folgende  (1873:100): 

1871—75    1876—80    1S81 — 85     1886—90    1891—95    Differenz 
Brennholz  99  135  121  123  123         +24 

Bambus  124  134  126  130  134         -J-  10 

Es  sind  also  diese  Holzpreise  gestiegen. 

Die  Preise  des  Rangooner  Teakholzes  bewegten  sich  nach 
A  t  k  i  n  s  o  n  folgendermassen  (187 1  :  100) : 

1871—75         1876-80  1881  —  85  1886—90  1891—95  Differenz 

103  86  112  106  103  o 

20.  Kohle. 

Die  Kohle  wird  zum  Teil  importiert,  zum  Teil  aus  indischen 
Bergwerken  gewonnen.  Die  Kohleneinfuhr  ist  trotz  der  wach- 
senden Bedeutung  des  indischen  Bergbaus  in  den  letzten  20  Jahren 
beständig  gestiegen,  wenn  auch  nur  langsam;  sie  betrug  823000 
Tonnen  im  Jahre  1894/95.  Die  indische  Kohlengewinnung  war 
aber  über  dreimal  so  gross.  Sie  betrug  2820000  Tonnen  in 
demselben  Jahre ,  während  Anfang  der  80er  Jahre  jährlich  etwa 
eine  Million  gewonnen  wurde.  In  den  letzten  Jahren  hat  Indien 
sogar  begonnen,  Kohlen  zu  exportieren.  Die  indische  Kohle  ist 
nicht  von  so  guter  Qualität  wie  die  enghsche^). 

Das  Blaubuch  »Prices  and  Wages«  verzeichnet  nur  die  Preise 
von  importierter  aus  Wales  stammender  Kohle;  dieselben 
zeigen  eine  fallende  Bewegung: 

1871  —  75         1876—80         18S1— 85        1886—90         1891  —  95  Differenz 

85  73  61  66  60  —   25 

A  t  k  i  n  s  o  n  hat  von  der  Bengal  Goal  Gompany  auch  An- 
gaben über  die  Preise  indischer  Kohle  erhalten.  Er  setzt  den 
Preis  von  1871  als  100.  Hier  zeigt  sich  folgende  gleichfalls 
fallende  Preisbewegung  : 

i)  Atkinsott  1.  c.  p.   103. 

6* 
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1871-75 

87 

1876— So 

55 

1881—85         1886—90 
52                     51 

1891-95 
53 

Differenz 

—  34 

84 


21.  Steine. 

Die  Preise  der  Ziegelsteine  und  des  Kalksteins  in  Calcutta 
bewegten  sich  folgendermassen  : 

1871—75  1876  —  80  1881—85  1886—90  1891—95  Differenz 

Ziegelsteine  i,  Qualität    100          89          82  82           88  —  12 

»           2.          »         100          93           89  89          87  — 13 

»           3.          »         100         100         100  100         100  o 

Kalkstein                             104         104           97  79           78  —  26 

22.  Salpeter. 

Der  Salpeter  gehört  zu  den  Exportartikeln  Indiens;  die  Sal- 
peterausfuhr weist  keine  grossen  Schwankungen  auf;  dem  Werte 
nach  bildet  sie  etwa  '/2  Proz.  der  Gesamtausfuhr  Indiens. 

Die  Grosshandelspreise  des  Salpeters  bewegten  sich  in  Cal- 
cutta folgendermassen  (1873:  lOO)  : 

1871—75        1876—80        1881—85         1886—90        1891—95  Differenz 

95  83  82  83  97  +2 

Der  Durchschnittspreis  von  1873 — "]"]  ist  in  Calcutta  86,  der 
von  1892 — 96  lOl  ;  die  Differenz  zwischen  diesen  Preisen  beträgt 
also   15. 

Setzt  man  den  Preis  des  englischen  Salpeters  in  London 
von  1873 — JJ  als  100,  so  sank  der  Preis  auf  89,  also  um  11  Proz., 
in  den  Jahren  1892  —  96. 

Wieder  zeigt  sich,  dass  dem  Sinken  der  Kaufkraft 
der  Rupie  ein  Steigen  der  Kaufkraft  des  Goldes 
entspricht. 

23.  Metalle. 

Indien  ist  reich  an  Eisen  und  Kupfer.  Jedoch  werden  diese 
Metalle  meistens  noch  in  ganz  primitiver  Weise  produziert.  Infolge- 
dessen bildet  die  Metalleinfuhr  einen  wichtigen  Bestandteil,  etwa 
8  Proz.,  des  indischen  Imports ;   der  Hauptartikel  ist  Eisen. 

Ausser  Preisangaben  über  Kupfer  und  Eisen  besitzen 
wir  noch  solche  über  Zink.  Letzteres  Metall  wird  in  Indien 
nicht  produziert. 

Die  Grosshandelspreise  dieser  Importartikel  sind  folgende 
(1873:100): 
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1871—75  1876—80  1881—85  1886  —  90  1891-  95  Differenz 

Kupfer  (sheathing)         91  88  78  76  79  — 12 

»       (braziers)  91  88  78  76  75  —  16 

Eisen  85  67  61  62  85  o 

Zink  105         129  88         118         155  +5° 

In  London  sank  nach  dem  Economist  der  Kupferpreis  von 
100  in  den  Jahren  1871 — 75  auf  56  in  den  Jahren  1891 — 95  ;  der 
Preisfall  betrug  also  in  London  44,  in  Calcutta  12,  bezw.   16. 

Der  Eisenpreis  sank  während  derselben  Zeit  nach  dem  Eco- 
nomist in  London  von  126  auf  ^j ;  die  Differenz  ist  49  ^). 

24.  Seide. 

Die  Seide  ist  sowohl  ein  Import-  wie  ein  Exportartikel  In- 
diens. Die  Einfuhr,  welche  hauptsächlich  aus  China  und  Japan 
stammt,  ist  seit  20  Jahren  ungefähr  doppelt  so  gross  wie  die 
Ausfuhr.  Der  Seideexport,  Rohmaterial  und  Fabrikate  zusammen- 
gerechnet, beträgt  nicht  ganz  i  Proz.  des  Totaiexports  Indiens. 

Die  Preisbewegung  des  Rohmaterials  war  folgende : 


1871—75  1876—80  1881—85  1886—90 

1891—95 

Differenz 

Exportierte 

Seide  i.       92 

76 

73 

82 

72 

—   20 

» 

» 

2.       94 

81 

71 

84 

74* 

—    20 

» 

» 

3-       90 

74 

65* 

79 

67 

-   23 

» 

» 

4.       90 

74 

71 

82 

70 

—    20 

Importierte 

» 

100 

103 

143 

162 

147 

+  47 

Der  Prei 

sfallder 

exr 

)ortiertenS 

e  i  d  e  is 

t  eben 

so    unverkennbar w 
portierten. 

Auch  hier  lässt  sich  eine  stärkere  Steigerung  der 
Kaufkraft  des  Goldes  feststellen;  denn  der  Preis  der 
(italienischen)  Seide  sank  in  London')  von  94  in  den  Jahren 
1871 — 75  auf  51   in  den  Jahren  91 — 95. 

25.  Baumwolle. 
Im    auswärtigen    Handel     Indiens    spielt    die 

i)  Die  Londoner  Preise  erreichten  zwar  im  ersten  Jahrfünft  (1871 — 75)  zeitweise 
eine  abnorme  Höhe;  aber  der  Preissteigerung  von  Exportartikeln  in  London  folgte 
meistens  sofort  eine  solche  auf  dem  Markt  in  Calcutta,  so  dass  eine  Vergleichung  der 
beiden  Märkte  nicht  fehlerhaft  ist.  Jedoch  scheint  die  Eisenspekulation  auf  den  in- 
dischen Märkten  nicht  so  gross  gewesen  zu  sein  wie  auf  den  europäischen.  Vergl. 
auch   S.   loi. 
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Baumwolle,    wenn    man    den  Wert  des   Rohmaterials  und  der 
Fabrikate  zusammenrechnet,  die  Hauptrolle. 

Die  Import-  und  Exportzahlen  (Millionen  Rx)  sind  folgende : 


Im 

port 

Exi 

)  0  r  t 

Fabrikate 

Rohmaterial 

Fabrikate 

Rohmaterial 

1870/71 

19,0 

p 

1.4 

19.5 

1871/72 

17,5 

i 

1,2 

21,3 

1872/73 

17,2 

P> 

1,4 

14,0 

1873/74 

17,8 

p 

1,6 

13.2 

1874/75 

19-4 

? 

1,6 

15.3 

1875/76 

19,2 

? 

1,7 

^3'3 

1876/77 

18,7 

> 

1.9 

II.7 

1877/78 

20,2 

0,13 

2,3 

9,4 

1878/79 

16,9 

0,16 

2,6 

7.9 

1879/80 

19.7 

0,21 

2,7 

II, I 

1880/81 

26,6 

0,15 

3.1 

13.2 

1881/82 

24,0 

0,10 

3'3 

14,9 

1882/83 

24.8 

0,10 

4,0 

16,1 

1883/84 

25,1 

0,10 

4.3 

14.4 

1884/85 

24.6 

0,16 

4,6 

13,3 

1885/86 

24.3 

0,18 

5.1 

10,8 

1886/87 

29,2 

0,12 

5,9 

13.5 

1887/88 

27.5 

0,13 

6,9 

14,4 

1888/89 

31.5 

0,15 

8,2 

15,0 

1889/90 

29,0 

0,27 

8,6 

18,7 

1890/91 

31.0 

0,19 

9.5 

16,5 

1891/92 

28,7 

0,18 

9,0 

10,8 

1892/93 

25.7 

0,26 

9,9 

12,7 

1893/94 

32,4 

0,22 

8,0 

^3>3 

1894/95 

32,7 

0,20 

9.4 

8.7 

1895/96  25,8  14,1 

Ungefähr  4  Proz.  der  bestellten  Bodenfläche 
Indiens  waren  in  den  letzten  Jahren  der  Baumwollenkultur 
gewidmet.  Die  Baumwolle  wächst  in  den  meisten  Provinzen  In- 
diens, hauptsächlich  in  Bombay,  aber  auch  in  grosser  Menge  in 
Berar,  Hyderabad ,  Madras,  Oudh,  dem  Punjab  und  den  Nord- 
westprovinzen. 

Die  jährliche  Durch  sc  hnittsernte  betrug 

1868/69 — 1872/73  2176000  Ballen  (400  Ibs) 

1873/74 — 1877/78  1944000        » 

1878/79 — 1882/83  2096000        » 

1883/84—1887/88  2523000        » 

1888/89 — 1892/93  2979000        » 

1893/94 — 1895/96  2  982  000        » 


Die  Kaufkraft  der  Rupie.  87 

Von  dieser  Erntemenge  wurde  in  den  letzten  Jahren  durch- 
schnittlich kn  ap  p  die  Hälfte  exportiert,  die  andere  Hälfte 
also  in  Indien  selbst  verarbeitet.  Schon  früher  ist  auf  das  Wachs- 
tum  der  indischen  Baumwollindustrie  hingewiesen 
worden. 

Dem  Blaubuch  »Prices  and  Wages«  zufolge  zeigt  der  Preis 
der  Baumwolle  (Rohmaterial)  folgende  Aenderungen  (1873 :  lOO) : 

1871-75     1876—80     1881—85     1886—90     1891—95     Differenz 
broach  87  86  88  90  84  —  3 

dhollera  97  98  94  97  90  —  7 

Ein  anderer  amtlicher  Bericht  (Trade  of  British  India,  1890/91 
bis  94/95  p.  42)  Hefert  folgende  Durchschnittspreise  der  drei 
»führenden«   Baumwollsorten  (per  784  Ibs) : 

1872 — 76 

1877-81 

1882—86 

1887—91 

1892—95 
Der    Silberpreis    des 
geringes  Schwanken; 
einige  Prozent  gefallen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  Goldpreis.  Der- 
selbe fiel  in  London  von  97  in  den  Jahren  187 1 — 75  auf  46 
in  den  Jahren  1891/95,  also  um  mehr  als   50  Proz. 

Von  Baumwollfabrikaten  besitzen  wir  sowohl  Preisan- 
gaben indischer  Produkte ,  die  von  Bombay  exportiert  wurden, 
als  auch  enghscher  Produkte,  die  nach  Calcutta  importiert  wor- 
den waren. 


Rupien 

Proz. 

210 

100 

205 

98 

195 

93 

215 

102 

195 

93 

^ohma 

terials    zeigt    also  nur  e  i  n 

n    den 

letzten 

Jahren    ist  er  u  m 

Die  Preis 

bewegung 

war  folj 

jende  {li 

^73 :  100) : 

1871-75 

1876—80 

1881—85 

1886—90 

i8g 

1-95 

Differenz 

Exp.  Garn 

90* 

91 

77 

74 

70 

—  20 

»     Zeug 

93* 

83 

81 

77 

79 

—  14 

Imp.  Garn  i 

93 

83 

77 

71 

69 

—  24 

»         »2 

105 

83 

62 

57 

60 

—  45 

»         »      3 

97 

92 

92 

81 

77 

—  20 

»     Zeug 

93 

79 

78 

80 

73 

—  20 

Exportierte  wie  importierte  Baumwollwaren  weisen  also  einen 
entschiedenen  Preisfall  auf. 

In  London  fiel  nach  dem  Economist  die  erste  importierte 
Garnsorte  von   100  in  den  Jahren  1871—75   auf  58  in  den  Jahren 
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1891 — 95,  also  um  42  Proz, ;  der  Preis  von  baumwollenem  Zeug 
fiel  in  derselben  Zeit  in  London  von  120  auf  81;  die  Differenz 
beträgt  hier  39. 

26.  Wolle. 

Die  Wolle  wird  sowohl  im  verarbeiteten  wie  unverarbeiteten 
Zustande  importiert  und  exportiert.  Jedoch  ist  die  Wichtigkeit 
des  Artikels  Wolle  in  der  indischen  Volkswirtschaft  bei  weitem 
nicht  so  gross  wie  die  der  Baumwolle. 

Der  Wert  von  Ein-  und  Ausfuhr  betrug  (Millionen  Rx) 


I  m  p 

0  r  t 

Exp. 

3  rt 

Rohmaterial 

Fabrikate 

Rohmaterial 

Fabrikate 

1870/71 

o»o5 

&,6 

0,7 

0.15 

1871/72 

0,04 

0,5 

0,9 

0,20 

1872/73 

0,05 

0.7 

0,9 

0.35 

1873/74 

0,04 

0.7 

1,0 

0,23 

1874/75 

0,04 

0,6 

1,0 

0,21 

1875/76 

0,05 

0,9 

l.i 

0,22 

1876/77 

0,05 

0,8 

l.i 

0,23 

1877/78 

0,06 

1,0 

1,0 

0,22 

1878/79 

0,06 

1,0 

1,1 

0,20 

1879/80 

0,09 

1,0 

1,2 

0,16 

1880/81 

0,07 

1-5 

1,2 

0,23 

1881/82 

0,08 

1.3 

1,0 

0,23 

1882/83 

0,07 

1)1 

1,0 

0,18 

1883/84 

1,07 

1,4 

1,0 

0,16 

1884/85 

0,06 

1.3 

1,0 

0,15 

1885/86 

0,08 

1.5 

1,2 

0,12 

1886/87 

0,08 

1-7 

1.3 

0,13 

1887/88 

0,09 

1,8 

1.5 

0,17 

1888/89 

0,12 

1.7 

1,6 

0,20 

1889/90 

0,14 

1,6 

1,8 

0,18 

1890/91 

0,12 

2,0 

1,6 

0,17 

1891/92 

0,12 

1.9 

1,6 

0,17 

1892/93 

0,13 

1.7 

1.7 

0,18 

1893/94 

0,14 

2,0 

1.7 

0,22 

1894/95 

0,13 

1.7 

2,0 

0,22 

Diese  Statistik  betrifft  nicht  nur  den  Seehandel ;  der  Wolle- 
import aus  dem  Innern  Asiens  nach  Indien  ist  nicht  unbedeutend. 

Die  Exportpreise  von  unverarbeiteter  Wolle  zeigten  folgende 
Bewegung  (1873  :  100) : 
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1S71— 75      1876— So     1881-85     1886—90     1891-95     Differenz 
Bombay  81  64  100  79  68  —  13 

Karachi  83  72  73  76  72  —  11 

Sie  fielen  also,  wenn  auch  nicht  sehr  stark. 

In  London  dagegen  sank  nach  dem  Economist  der  Preis 
der  Wolle  von  133  in  den  Jahren  1871 — 75  auf  95  in  den  Jahren 
1891 — 95  ;  die  Differenz  beträgt  38. 

27.  J  ut  e. 

Die  Jute  gehört  zu  den  wichtigsten  Export- 
artikeln Indiens.  Sie  wird  als  Rohmaterial  und  in  ver- 
arbeitetem Zustande  ausgeführt.  Der  Export  weist  ein  starkes 
Anwachsen  auf;  er  betrug 

laterial  Fabrikate 

(Mill.  Rx.) 


Rohmaterial 

Fabrikate 

1869/70 

2,0 

0,21 

1874/75 

3-2 

0,24 

1879/80 

4»4 

1,2 

1884/85 

4,7 

1,5 

1889/90 

8,6 

2,8 

1894/95 

10,6 

4,2 

Die  Jutekultur  nahm  1891/92  etwas  mehr  als  i  Proz.  der  be- 
bauten Bodenfläche  Indiens  in  Anspruch;  sie  ist  im  wesentlichen 
auf  Bengalen  beschränkt. 

Die  Preise  des  Rohmaterials  weisen  eine  starke 
Steigerung  auf;  die  verarbeitete  Jute  hat  sich  weniger 
verteuert. 

Die  Preise  bewegten  sich  folgendermassen  (1873:  loo): 

1871—75  1876— So  1881—85  1S86— 90  1891-95  Differenz 

Rohmaterial,  besser         128            152         132           163  194        |- 66 

»     gewöhnlich        122            144         123           153  185       4-63 

Säcke                                  103              93         105           HO  113        f  10 

In  der  Gegenüberstellung  von  Preisen  in  der  indischen  Sta- 
tistik stieg  der  Jutepreis  in  Calcutta  von  117  im  ersten  Jahr- 
fünft auf  147  im  letzten ;  in  London  dagegen  fiel  er  von 
100  auf  83. 

28.  Indigo. 

Die  Indigoausfuhr  ist  eine  ziemlich  stetige  geblieben  ;  ihr 
Wert  betrug  in  den  letzten  15  Jahren  durchschnittlich  etwa  4 
Millionen  Rx,  also  4 — 5   Proz.  der  Gesamtausfuhr. 

Zur  Hälfte  wird  der  Indigo  in  Bengalen  erzeugt  ;  ein  weiteres 
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Viertel  stammt  aus  Madras,    und  der  Rest  aus  dem  Punjab  und 
den  Nordwestprovinzen. 

Der  Indigopreis  zeigt  folgende  Bewegung  (1873  :  loo) : 
1871—75         1876—80         1881—85         1886—90         1891—95         Differenz 
112  103  HO  86  97  —  15 

Der  Durchschnittspreis  von  1873 — JJ  ist  104,  der  von  1892 — 96 
lOi ;  die  entsprechenden  Goldpreise  waren  in  London  100  und  87. 
Der  Preisfall  des  Indigos  ist  also  in  London 
grösser  als  in  Calcutta.    Die  Differenz  ist  jedoch  nur  10. 

29.  Lac  k. 

Die  Lackausfuhr  ist  seit  1877/78  bedeutend  gestiegen.  Ihr 
Wert  betrug 

1877/78  0,33  Millionen  Rx. 

1885/86  0,59  »  » 

1890/91  0,78  »  » 

1895/96  1,8  »  » 

Die  Preise  des  Lacks  weisen  die  grösstenSchwankungen 
auf.     Die  Durchschnittspreise  sind  folgende : 

1871  —  75     1876—80     1881—85     1886—90     1891—95     Differenz 

1.  Qual.  119  88  90  77  115  —  4 

2.  Qual.  119  83  83  65  112  —  7 

Die  jährlichen  Durchschnittspreise  schwanken  z.  B.  bei  dem 
Lack  2.  Qualität 

im  ersten  Jahrfünft  zwischen  77  und  187 

»  zweiten         »              »  44     »     157 

»  dritten          »              »  53      »     113 

»  vierten          t>              »  46     »       91 

»  letzten          »              »  67      »     164 

Ein  richtiges  Verständnis  dieser  Preisbewegung  ist  daher  be- 
sonders schwer  zu  erlangen. 

Die  Durchschnittspreise  des  Jahrfünfts  1873  —  77  waren  in 
Calcutta  121  und  118;  1892 — 96  waren  sie  auf  131  und  128, 
also  in  beiden  Fällen  um  10,  gestiegen,  während  die  Vergleichung 
der  Jahrfünfte  1871 — 75  und  1891 — 95  ein  schwaches  Fallen  aufwies. 

In  London  fiel  der  Lackpreis  von  100  in  den  Jahren 
1873 — ']']  auf  76  in  den  Jahren  1892—96. 

c.  Ergebnis. 

Das  augenfälligste  Resultat  dieser  Betrachtung  indischer  Preise 
ist  die  Erkenntnis,  dass  die  Annahme  der  Stabilität  der 
Preise  in  Indien  eine  höchst  irrige  ist ;  es  ist  kaum  denk- 
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bar,  dass  diejenigen,  welche  an  diese  Fabel  glauben,  jemals  eine 
indische  Preisliste  in  der  Hand  gehabt  haben.  Aus  der  Statistik 
der  Preise  Indiens  geht  nicht  im  mindesten  hervor,  dass  dieselben 
sich  den  wechselnden  Produktions-  und  Konsumtionsbedingungen 
sowie  den  Schwankungen  des  Geldwerts  langsamer  oder  unvoll- 
kommener anpassten  als  die  Preise  in  Europa. 

Was  die  Grosshandelspreise  derindischen  Im- 
port- und  Exportwaren  betrifft,  so  hat  wohl  niemand  im 
Ernste  an  ihre  Unbeweglichkeit  geglaubt.  Aber  auch  die  I  n- 
landspreisederWaren,  welch  ehauptsächlichvon 
Eingeborenen  produziertundkonsumiert  werden, 
zeigten  sich  als  den  grössten  Schwankungen 
unterworfen. 

Die  Schwankungen  waren  sogar  in  früheren  Jahr- 
zehnten, als  die  Indier  noch  mehr  sich  selbst  überlassen  waren, 
bedeutend  grösser  als  in  der  letzten  Zeit,  nachdem  die 
Europäer  dort  für  ordentliche  Verkehrsmittel  gesorgt  haben. 

In  der  That  ist  eine  der  Hauptthatsachen,  die  bei  einer  Betrach- 
tung der  Preisbewegung  in  Indien  hervorgehoben  zu  werden  ver- 
dienen, die  Nivellierung  der  Preise,  die  naturgemässe 
Folge  der  Verbesserung  der  Verkehrsmittel;  denn  die  Vermeh- 
rung der  Eisenbahnen,  Wasserstrassen  u.  s.  w.  vergrössert  in  den 
Produktionsgebieten  die  Nachfrage ,  in  den  Konsumtionsgebieten 
das  Angebot,  lässt  daher  in  ersteren  die  Preise  steigen,  in  letzteren 
fallen  ,  und  gleicht  so  die  Preisdifferenzen  in  den  verschiedenen 
Gebieten  aus. 

Einige  Beispiele  mögen  zur  Illustration  dienen. 

Folgende  Preisschwankungen  lassen  sich  in  den  Jahren  1863, 
einem  Jahr  mit  normaler  Ernte,  1873,  einem  Jahr,  in  dem  teil- 
weise Hungersnot  herrschte,  und  1895,  einem  Normaljahr,  in  den 
indischen  Märkten,  über  die  das  Blaubuch  »Prices  and  Wages« 
vollständige  Angaben  liefert,  etwa  180  betreffend  Reis  und  etwa 
140  betreffend  Weizen ,    feststellen :    Für  eine  Rupie  erhielt  man 

Reis  Weiz  en 

min.  max.  min.  max. 

1863  7,23  bis  67,5  Ser  4,2    bis  61       Ser 

1873  8,07     »    45,97   »  8,2     »     42,27    » 

1895  7>77     »    22,5     »  7,93  »     22,25    » 

Dies  sind  Preisschwankungen ,  die  sich  auf  das  ganze 
Land  beziehen. 
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Greift  man  einige  beliebige  Städte  heraus,  so  findet  man, 
dass  auch  in  demselben  Orte  nicht  mehr  so  heftige  Preis- 
schwankungen stattfinden  wie  früher.    Für  die  Rupie  erhielt  man 


1861—70 

1886—95 

in  Agra           10      — 17>75  Ser 

8     —12,06  Ser  Reis 

»  Amritsar       9      — 19,17     » 

9,42 — 12,58     »       » 

»  Bellary         6      — 13,3       » 

9,22 — 13,7       »       » 

»  Calcutta      11,4  — 19>55    » 

9,98—17,93     »       » 

»  Raipur        12      — 70         » 

13.95—21,76     »       » 

»  Rangoon    11,07 — 16,61     » 

10,52—15          »       » 

Die  geringste  Veränderung  zeigt  sich  natürlich  in  den  alten 
Hafen-  und  Hauptstapelplätzen  wie  Calcutta  und  Rangoon ,  wo 
sich  schon  in  früheren  Jahrzehnten  die  verschiedenen  Preise 
leichter  ausglichen.  — 

Unter  den  Waren,  deren  Preisbewegung  wir  im  einzelnen 
untersuchten,  lassen  sich  die  verschiedenen  Getreidearten 
und  Hülsenfrüchte  zu  einer  besonderen  Gruppe  vereinigen, 
sie  verdienen  als  die  Hauptnahrungs  mittel  der  indischen 
Bevölkerung  eine  besondere  Betrachtung. 

Wir  sahen,  dass  die  Preise  dieser  Produkte  fast  ausnahmslos 
stark  gestiegen  sind. 

Welches  können  die  Ursachen  dieser  Steigerung 
sein?  Ist  sie  in  den  Produktions-  o  d  e  r  K  o  n  s  u  m  t  i  on  s- 
verhältnissen  der  betreffenden  Waren  oder  in  der 
Veränderung  des  Geldwertes  begründet? 

Dass  sich  die  Produktionsbedingungen  des  Getreides 
und  der  Hülsenfrüchte  sonderhch  geändert  hätten,  wird  nirgends 
erwähnt.  Soweit  die  Regierung  mit  ihren  Bemühungen,  die  Ein- 
geborenen landwirtschaftlich  zu  schulen  und  den  Ackerbau  im 
allgemeinen  zu  heben,  Erfolg  gehabt  hat,  würde  dies  die  Tendenz 
haben ,  die  Produktivität  des  Ackerbaus  zu  steigern  und  so  die 
Produkte  zu  verbilligen.  Auch  ist  wohl  kaum  zu  bezweifeln, 
dass  die  englischen  Kapitalisten  ,  welche  in  Indien  z.  B.  W^eizen 
für  den  Export  produzierten,  dabei  verbesserte  Methoden  ange- 
wendet und  so  die  Produktionskosten  des  Getreides  vermindert 
haben,  wodurch  ein  Fallen  der  Preise  ermöglicht  wurde.  Die 
amtlichen  Berichte  enthalten  Andeutungen  dieser  Art. 

Dass  der  Mangel  an  kulturfähigem  Lande  die 
Preise  der  wichtigsten  Nahrungsmittel  in  die  Höhe  getrieben 
habe,  ist  nicht  anzunehmen.    Nicht  einmal  die  Hälfte  des  indischen 
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Landes  ist  unter  Kultur  ^) ;  in  der  amtlichen  Statistik  wird  etwa 
ein  Siebentel  von  Indien  als  bestellbar,  aber  nicht  bestellt  be- 
zeichnet; und  vom  bestellten  Boden  liegen  noch  etwa  10  Proz. 
alljährlich  brach.  Die  Bevölkerung  hat  also  noch  genug  Raum 
sich  auszudehnen,  ohne  dass  die  Lebensmittelpreise  steigen  müssten. 
—  Die  Notwendigkeit ,  schlechtere  Böden  zu  bebauen, 
könnte  die  Nahrungsmittel  etwas  verteuert  haben ;  ob  und 
inwieweit  eine  solche  Notwendigkeit  in  Indien  vorliegt,  entzieht 
sich  jeder  Berechnung. 

Die  Absatzgebiete  indischen  Getreides  haben  sich  un- 
zweifelhaft vermehrt.  Zunächst  i  m  L  a  n  d  e  selbst ;  'die  Vergrösse- 
rung  des  Eisenbahnnetzes  und  die  Vermehrung  der  Wasserstrassen 
hat  den  Getreideproduzenten  die  Beschickung  vieler  neuer  Märkte 
in  Indien  ermöglicht,  bezw.  erleichtert.  Ceteris  paribus  würde 
diese  Ausdehnung  der  Absatzgebiete  zu  einem  Sinken  der  Preise 
der  betreffenden  Waren  in  den  Gegenden ,  wohin  sie  gebracht 
werden,  und  zu  einer  Preissteigerung  in  den  Produktionsgebieten 
führen  müssen.  Wir  stellten  jedoch  fest,  dass  die  Getreidepreise 
fast  nirgendswo  gefallen,  vielmehr  in  den  Importgebieten  meistens 
schwach  gestiegen  oder  gleich  geblieben ,  in  den  Produktions- 
gebieten dagegen  stark  in  die  Höhe  gegangen  sind.  Diese  Wahr- 
nehmung bestätigt  zunächst  natürlich,  dass  die  Ausdehnung  des 
Verkehrs  jene  eben  beschriebene  Wirkung  gehabt  hat,  sie  be- 
zeugt aber  auch  das  Vorhandensein  einer  starken 
Kraft,  welche  das  Preisniveau  allgemein  ge- 
hoben hat. 

Die  Zunahme  des  Konsums  indischer  Getreidesorten  i  m 
A  u  s  1  a  n  d  e  kann  diese  Wirkung  nicht  gehabt  haben.  Denn  dei' 
Export  von  indischem  Reis  und  Weizen,  den  einzigen  nennens- 
werten Ausfuhrartikeln,  hat  in  den  letzten  15—20  Jahren  nicht 
so  stark  zugenommen ,  um  die  Preise  dauernd  in  bemerklicher 
Weise  beeinflussen  zu  können.  Ausserdem  beträgt  die  Ausfuhr 
von  Reis  ja  nur  einen  kleinen  Teil,  etwa  Vie,  der  indischen  Reis- 
ernte. Die  Weizenausfuhr  betrug  nach  Atkinson  1893  nur  etwa 
6  Proz.  der  Weizenernte  Indiens  ^). 

Welche  andere  Ursache  bliebe  da  übrig  zur  Erklärung  der 
Preissteigerung  der  wichtigsten  Nahrungsmittel  als  die  E  n  t- 
wertung  des  indischen  Geldes?     Die  bedeutende  Ab- 

i)  Vgl,  »Condition  and  Progress«   during  1894/95. 
2)  Atkinson  1.  c.  p.  116. 
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nähme  der  Kaufkraft  der  Rupie  infolge  der  Silberentwertung 
ist  nicht  zu  leugnen,  sofern  man  nicht  eine  andere  Ursache  nam- 
haft machen  kann,  welche  eine  so  starke  Preissteigerung  herbei- 
geführt hat.  Eine  solche  ist  bis  jetzt  nicht  genannt  worden ;  und 
es  wäre  wunderbar,  wenn  sie  sich  so  lange  den  Augen  der  Forscher 
entzogen  haben  könnte. 

Der  Silberpreis  fiel,  wie  oben  bemerkt,  von  loo  in  dem  Jahr- 
fünft 1871 — 75  auf  60  in  dem  Jahrfünft  1891 — 95,  also  um  40  Proz. 
Der  Rupienkurs  folgte  bis  1893  fast  genau  dem  Silberkurs  ;  seit- 
dem stand  er  infolge  der  Schliessung  der  indischen  Münze  etwas 
höher ;  der  Fall  des  Rupienkurses  betrug ,  wie  wir  oben  berech- 
neten, 35  Proz.  Hat  sich  also  das  Sinken  des  Rupienwertes  in 
seinem  Einfluss  auf  die  Preise  im  ganzen  Umfange  be- 
merkbar gemacht,  so  muss  ceteris  paribus  ein  Steigen  der  Ge- 
treidepreise um  etwa  35  Proz.  stattgefunden  haben.  Dass  die 
Entwertung  der  Rupie  diese  Wirkung  gehabt  hat,  wird  man,  wenn 
man  die  (oben  erwähnten  auf  den  Produktions-  und  Absatzver- 
hältnissen beruhenden)  Hilfs-  und  Gegenwirkungen  berücksichtigt, 
nach  Prüfung  der  indischen  Preisstatistik  wohl  bejahen  dürfen. 

Soweit  uns  das  mangelhafte  Material  ein  Urteil  erlaubt,  scheint 
es,  dass  man  bei  einer  Betrachtung  der  indischen  Preise  a  n  i  ma- 
lischer Produkte  auf  demselben  Wege  zu  derselben  Folge- 
rung gelangen  würde. 

Mit  dieser  allgemeinen  Bejahung  der  Frage  nach  der 
»Anpassung«  der  indischen  Preise  an  den  gesunkenen  Geldwert 
muss  man  sich  nach  meiner  Ansicht  begnügen.  Ich  halte  es  für 
verfehlt,  eine  genauere  »Indexziffer«  für  die  »Nahrungsmittel« 
(wie  auch  für  die  sonstigen  »Rohprodukte«  und  »Fabrikate«)  zu 
berechnen,  wie  es  Atkinson  gethan  hat^).  Es  ist  einfach 
unmöglich,  eine  für  ganz  Indien  typische  Ziffer  auf- 
zufinden. Die  Fülle  der  Angaben,  die  wir  über  die  Preise  der 
verschiedenen  Nahrungsmittel  in  den  einzelnen  Landesteilen  be- 
sitzen ,  ist  äusserst  lehrreich ;  beim  aufmerksamen  Prüfen  der 
Einzelangaben  zeigen  sich  die  allgemeinen  Bewegungstendenzen 
überaus  klar.  Aber  eine  Vereinfachung  der  Untersuchung  durch 
Aufstellung  einer  Durchschnittszififer  wäre  nur  eine  scheinbare ; 
denn  ein  Verständnis  der  Durchschnittszififer  lässt  sich  doch  nur 
durch  ein  Zurückgehen  auf  die  Einzelheiten,  aus  denen  sie  ab- 
geleitet wurde,  erreichen.    Woher  soll  man  aber  die  Durchschnitts- 

l)  S.  genauer  unten  S.   103  f. 
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Ziffer  nehmen  ?  Freilich,  wenn  man  nur  eine  Preisangabe  über 
eine  Ware  besitzt,  wie  das  oft  der  Fall  ist,  so  ist  man  geneigt, 
aus  der  Not  eine  Tugend  zu  machen  und  die  eine  Ziffer  als 
typisch  hinzustellen.  Wie  aber,  wenn  man,  wie  hier  beim  Reis, 
mehr  als  200  ganz  abweichende  Preisangaben  vor  sich  hat? 
Welche  ist  hier  typisch?  Atkinson  entnimmt  seine  Zahlen  »der 
Provinz  oder  den  Provinzen,  in  denen  das  Produktionsgebiet 
der  betreffenden  Ware  am  grössten  ist«  ^).  Wir  sahen  aber,  dass 
in  den  Produktionsgebieten  immer  eine  andere  Preisbewegung 
stattgefunden  hat  als  in  den  blossen  Absatzgebieten.  Die  Preis- 
steigerung war  dort  immer  am  grössten.  Wie  können  diese  Zahlen 
daher  als  typisch  gelten!  Bei  dieser  Methode  muss  das  allgemeine 
Preisniveau  daher  höher  erscheinen,  als  es  ist.  Es  scheint  mir 
kein  Verfahren  zur  Erlangung  einer  Durchschnittsziffer  zu  geben, 
das  nicht  anfechtbar  wäre.  — 

Bei  der  Erörterung  über  die  Preise  der  wichtigsten  Nahrungs- 
mittel war  es  möglich,  ohne  dem  Vorwurf  allzu  grosser  Unge- 
nauigkeit  ausgesetzt  zu  sein ,  alle  einzelnen  Preise  zusammenzu- 
fassen und  vom  Preise  der  Nahrungsmittel  wie  von  einem  einheit- 
lichen zu  sprechen,  weil  die  Preisbewegung  aller  einzelnen  Arten 
gleichförmig  war. 

Bei  den  übrigen  Waren  ist  eine  solche  Ver- 
allgemeinerung ausgeschlossen.  Einzelne  von  diesen 
Waren,  wie  Jute,  Sämereien,  Zink,  Salpeter  und  Holz,  sind  im 
Preise  gestiegen;  andere,  wie  Eisen,  Lack  und  Baumwolle  kosten 
mit  geringen  Abweichungen  noch  gerade  so  viel  wie  vor  20  Jahren ; 
wieder  andere,  wie  Thee,  Indigo,  Wolle,  Baumwollenwaren,  Kupfer 
und  Kohle  sind  im  Preise  gefallen.  Manchmal  weisen  verschiedene 
Arten  derselben  Ware  eine  Verschiedenheit  in  der  Preisbewegung 
auf;  so  war  es  z.  B.  beim  Zucker  und  der  Seide. 

Wie  mannigfaltig  aber  auch  die  Preisbewegung 
gewesen  sein  mag,  ein  charakteristisches  Merkmal 
ist  allen  diesen  Warenpreisen  gemeinsam:  die  rela- 
tive Ziffer,  welche  den  in  den  20  Jahren  veränderten 
Preis  bezeichnet,  ist  in  der  indischen  Statistik  bei 
jeder  einzelnen  Ware  höher  als  in  der  Londoner 
Statistik. 

Ist  die  Ware  in  Indien   stark    gestiegen,    wie  z.   B.  die  Jute, 


i)  Atkinson  1.  c.  p. 
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SO  hat  sich  ihr  Preis  in  London  nicht  so  sehr  erhöht,  oder  er 
ist  derselbe  geblieben,  vielleicht  sogar  etwas  zurückgegangen. 

Hat  sich  der  Preis  einer  Ware  in  Indien  wenig  oder  nicht 
verändert,  wie  der  der  Baumwolle,  so  konstatieren  wir  einen 
starken  Preisfall  in  London. 

Ist  endlich  der  indische  Preis  gefallen,  wie  z.  B.  der  des 
Thees,  so  hat  gleichzeitig  ein  noch  stärkerer  Preisfall  in  London 
stattgefunden. 

Das  Blaubuch  »Prices  and  Wages«  nimmt  eine  Gegenüber- 
stellung von  Londoner  und  Calcuttaer  Preisen  vor.  Ich  habe  die 
Zahlen  schon  oben  angeführt  und  auch  dem  »Economist«  zur 
Vergleichung  einige  Angaben  entnommen.  Reis  und  Weizen  führe 
ich  noch  einmal  mit  an ,  obgleich  dieselben  zur  ersten  Gruppe 
gehören.     In  den  20  Jahren  stieg  bez.  fiel  der  Preis  von 


ir 

.  Calc 

utta 

in  London 

Weizen 

von 

85 

auf 

86 

von 

93 

auf  48 

Reis 

» 

107 

» 

155 

» 

98 

>     90 

Baumwolle 

» 

97 

» 

90 

» 

97 

»     46 

Baumwollgarn 

» 

93 

» 

69 

» 

100 

»     58 

Baumwolltuch 
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93 

» 

73 

» 
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»     81 

Thee 

» 
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» 

70 

» 

100 

»     44 

Seide 

» 

90 

» 

80 

» 

94 

»     51 
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» 
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» 
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» 

100 

.    83 

Leinsaat 

» 

98 

» 

114 

» 

97 

y>     66 

Rapssaat 

» 

96 

» 

96 

» 

96 

»    59 

Kupfer 

» 

91 

» 

J79 
I75 

» 

100 

»    56 

Eisen 

» 

85 

» 

85 

* 

126 

»    77 

Die  D  i  f  f  e  r  e  n  z  zwischen  der  Londoner  und  indischen  Preis- 
bewegung ist  in  dieser  Monographie  allein  von  Wichtigkeit.  Die 
Beantwortung  der  Frage,  wie  sich  das  gemeinsame  Element, 
z.  B.  der  gemeinsame  Preisfall  einer  Ware  in  London  wie  in 
Calcutta  erklärt,  ist,  so  interessant  sie  auch  im  übrigen  sein  mag, 
hier  unerheblich.  Ob  sich  die  Produktionskosten  einer  Ware  ver- 
ringert haben,  wie  dies  meistens  der  Fall  gewesen  zu  sein  scheint, 
wie  beim  Kupfer,  der  Baumwolle,  dem  Thee,  dem  Zucker,  der 
Kohle,  den  Textilwaren  u.  s.  w.,  oder  ob  die  Ware,  vielleicht 
infolge  der  Erfindung  von  Surrogaten,  wie  z.  B.  der  Indigo,  nicht 
mehr  einen  so  grossen  Absatz  hat  wie  früher,  ob  diese  Ursachen 
oder  andere  die  Preise  in  beiden  Ländern  zum  Weichen  gebracht 
haben,  ist  hier  nicht  meine  Aufgabe  zu  untersuchen. 
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Wie  erklären  sich  aber  die  U  n  te  r  s  c  hi  e  d  e  in  der  Preis- 
bewegung ? 

Es  gibt  wohl  nur  zwei  Ursachen,  die  einen  dauern- 
den Unterschied  zwischen  den  Preisen  des  Calcuttaer  und  Lon- 
doner Marktes ,  welche  in  steter  Wechselbeziehung  stehen ,  er- 
zeugen können,  eine  Aenderung  derTransportkosten 
und  eine  Aenderung  des  Geldwerts. 

Prüfen  wir  zunächst  den  Einfluss  der  V  e  r  b  i  1 1  i  g  u  ng  der 
Seefracht.  Wenn  der  Warentransport  billiger  wurde,  so 
mussten  die  Preise  indischer  Waren  in  London  sinken ; 
trat  gleichzeitig  z.  B.  infolge  einer  Verminderung  der  Produktions- 
kosten ein  Preisfall  ein,  so  ist  die  Gesamtwirkung,  dass  der  Preis- 
fall in  London  stärker  ist  als  in  Calcutta.  In  Cal- 
cutta  sank  der  Preis  infolge  der  Produktionserleichterung  vielleicht 
von  lOO  auf  90,  in  London  infolge  der  Transportverbilligung  und 
der  Produktionserleichterung  von  lOO  auf  80.  Freilich  hätten 
dann  auch  die  Preise  englischer  Waren  in  Calcutta  tiefer 
sinken  müssen  als  in  London.  Die  erstere  Wirkung  ist  einge- 
treten, die  letztere  nicht.  Und  doch  kann  es  nicht  dem  mindesten 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  Verbilligung  der  Fracht  die  Tendenz 
gehabt  hat,  die  Preise  englischer  Waren  in  Calcutta,  ceteris  pa- 
ribus,  zum  Sinken  zu  bringen. 

Die  Wirkung  dieser  Kraft  muss  also  durch  eine  starke 
Gegenkraft  aufgehoben  worden  sein. 

Ehe  ich  auf  diese  eingehe,  will  ich  versuchen,  die  Grösse 
des  Einflusses  der  Frachtverbilligung  auf  die  eng- 
lischen und  indischen  Preise  annähernd  festzustellen. 

Die  Seedampferfrachten  (via  Suez-Kanal)  betrugen  zwischen 
Bombay  und  Liverpool  für  Baumwolle  per  Tonne  (40  Kubik- 
fuss)  in  der  ersten  Woche  des  betreffenden  Monats :  ^) 


Januar 

Ap 

ril 

Ju 

li 

sh.     d. 

sh. 

d. 

sh. 

d. 

1872 

63-     9 

48. 

9 

46. 

3 

1873 

66.     3 

57. 

6 

42. 

6 

1874 

60,     0 

SS- 

0 

Si- 

3 

1875 

47.     6 

SS- 

0 

40. 

0 

i)  Trade  of  British  India  1890/91 — 1894/95  p.  42.  —  Die  Angaben  reichen  nicht 
weiter  zurück;  es  ist  daher  nicht  möglich,  die  Frachten  vor  1872  zur  Vergleichung 
heranzuziehen,  um  festzustellen,  ob  die  Frachten  von  1872 — 74  nicht  abnorm  hoch 
waren,  wie  vermutet  werden  kann. 
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1876 
i877 
1878 
1879 
1880 
i88i 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
i888 
1889 
1890 
1891 
1892 

1893 
1894 

1895 

Nach  einem  Bericht    der  Handelskammer   von   Manchester  ') 
betrugen    die  Kosten    des    Transports    von    Baumwolle    von 
Bombay  nach  Liverpool  per  1,17  Ib  Rohmaterial: 
1872:  1)392  d. 

1887:  0,54      » 

und  die  Kosten  des  Transports    von  Garn   von  Manchester  nach 
Bombay  per  Ib  Garn: 

1872:  0,985  d. 

1887 :  0,49      » 

Im  ersten  Falle  betrug  die  Frachtverbilligung  56  Proz.,  im 
zweiten   50  Proz. 

Ein  BHck  auf  die  Frachtsätze  zeigt,  dass  sie  sich  nach  1887 
noch  weiter  verbilligt  haben.  Die  Verbilligung  seit  Anfang  der 
70er  Jahre  wird  etwa  60 — 70  Proz.  betragen. 

Nun  betrug  der  Durchschnittspreis  der  Baumwolle  (Mid-Up- 
lands)  in  Liverpool  1872 — 76  etwa  8,25  d  per  Ib ;  demnach  be- 
trug der  Preis  von  1,17  Ib  9,65  d.  ;  1,392  d,  d.  h.  die  Fracht  von 
1,17  Ib,  sind  aber  etwa  14  Proz.  von  9,65  d.  Etwa  14  Proz.  des 
Preises  der  Baumwolle    waren    also  Anfang    der    70er  Jahre    auf 
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Januar 
sh.     d. 

April 
sh.     d. 

43- 

9 

37-     6 

46. 

3 

3Ö.     3 

30. 

0 

22.     6 

22. 

6 

23-     9 

41. 

3 

45-     0 

35- 

0 

33-     9 

36. 

3 

32.     6 

35- 

0 

33-     9 

23- 

9 

23-     9 

25- 

0 

25.     0 

18. 

9 

22.     6 

20. 

0 

23-     9 

18. 

9 

19.     6 

25- 

0 

21.     0 

20. 

0 

21.     0 

16. 

9 

26.     6 

21. 

3 

16.     6 

15. 

0 

14.     6 

17- 

6 

20.     0 

17- 

6 

17.     0 

Juli 

sh. 

d. 

51- 

3 

36. 

3 

15- 

0 

25. 

0 

32. 

6 

35- 

0 

25- 

0 

26. 

3 

26. 

3 

20. 

0 

19. 

3 

22. 

6 

18. 

9 

20. 

0 

15. 

6 

20. 

0 

13. 

9 

16. 

3 

17- 

6 

15- 

0 

l)  Bombay  and  Lancashire  Cotton  Spinning  Inquiry  i8S8  p.  362. 
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Rechnung  der  Fracht  zu  schreiben.  Wenn  nun  die  Frachtsätze 
um  etwa  70  Proz.  gefallen  sind,  so  folgt  daraus,  dass  das  Sinken 
des  Preises  der  Baumwolle,  welches  sich  aus  der  Verbilligung 
der  Frachten  erklärt,  etwa  ^lo  von  14  Proz.  oder  rund  10  Proz. 
beträgt. 

Bei  Baumwollgarnen  und  Baumwollstoffen  wird 
der  Prozentsatz,  der  auf  die  Fracht  kommt,  geringer  sein,  weil 
diese  Produkte  verhältnismässig  weniger  Raum  einnehmen  als  das 
Rohmaterial.  Je  feiner  das  Fabrikat  ist,  desto  ge- 
ringer wird  der  Einfluss  der  Frachtverbilligung 
auf  die  Preisbildung  sein.  Nach  dem  »Economist«  war 
der  Durchschnittspreis  des  Baumwollgarns  in  den  Jahren  1871 — 75 
per  Ib  13  ^/s  d;  hiervon  kamen  auf  die  Fracht  0,985  d  oder  stark 
7  Proz.  Die  Verbilligung  der  Ware  infolge  der  Frachtermässigung 
wird  also  etwa  4  Proz.  betragen. 

Die  Kosten  des  Weizen transports  aus  dem  Innern 
Indiens  nach  Bombay  und  von  hier  nach  England  verminderten 
sich  folgendermassen : 

Fracht  (per  quarter) 
Jubbulpore  nach  Bombay  ^ 

sh.    d. 
1873  9.     8 

1874—77  7.      4 

1878—82  6.     4 

1883-87  5.     4 

(4V.  J.) 

Die  Seefracht   fiel    also   von    13  sh   im  Jahre    1873    auf  4  sh 
9  d  in  den  Jahren  1883 — 87  oder  um  etwa  62  Proz.  ^). 
Von   1885 — 1893  fand  ein  weiterer  Fall  statt. 
Die    Ozeanfracht    für    Getreide    betrug    von  Indien   nach 

1889 
12,4 

7.5 
7-7 

Die  Berechnung  ist  in  pence  per  bushel  (60  Ibs)  ^). 
Nach  einem  indischen  Handelsberichte  betrug  1886  die  Fracht 
von 


y  na 

ch  Englar 

d         zusammen 

sh. 

d. 

sh.     d. 

13- 

0 

22.      8 

10. 

9 

18.      I 

7- 

0 

13-     4 

4- 

9 

10.      I 

England 

von 

1885 

1886 

1887 

1888 

Calcutta 

12,5 

9.9 

10,3 

10,9 

Madras 

12,3 

10,3 

11,0 

II, I 

Bombay 

8,0 

6,8 

6,5 

6,5 

Karachi 

8,1 

6,3 

6.3 

6,9 

1890 

1891 

1892 

1893 

10,3 

10,9 

9,1 

8,4 

II, I 

10,9 

9-5 

8,8 

6,2 

7,3 

5,6 

5-3 

6,4 

7-5 

5-7 

5,6 

i)  Second  report  of  the  R.  Commission  appointed  etc.   i8S8  p.   252. 
2)  Crawford,  Journal  of  the  R.   Stat.  Soc.  vol.   58  p.   96. 
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Weizen  24  Proz.  des  Calcuttaer  Preises 

Reis  20      »  »            »                 » 

Leinsaat  14      »  »           »                 » 

Jute  13      »  »            »                 » 

Baumwolle         4V2  »  »            »                 *  ^). 

Der  Durchschnittspreis  des  Weizens  betrug  58  sh  8  d  per 
quarter  in  England ;  davon  kamen  13  sh  oder  etwa  22  Proz.  auf 
die  Seefracht.  Betrug  die  Frachtverbilligung  nun  etwa  70  Proz., 
so  folgt  daraus,  dass  infolge  der  Frachtersparnis  der  Weizenpreis 
um  rund  1 5  Proz.  sinken  konnte.  Die  Fracht  des  Weizens  von 
Amerika  nach  Europa  verbilligte  sich  in  gleicher  Weise.  Fasst 
man  also  die  überseeische  Konkurrenz  ins  Auge,  so  scheint  es, 
dass  der  Preisfall  des  Weizens  in  London  zu  einem  nicht  geringen 
Teile  der  Transportverbilligung  zuzuschreiben  ist.  Aehnlich  ist  es 
beim  Reis. 

Indessen  sind  die  Zahlen  bei  weitem  nicht  hoch  genug,  um 
zu  ermöglichen,  dass  man  den  tieferen  Preisfall  in  London  auf 
die  Erniedrigung  der  Frachtsätze  zurückführt. 

Der  Unterschied  der  Preisbewegung  in  Lon- 
don undCalcutta  muss  also  in  den  Währungs- 
verhältnissen begründet  sein. 

In  der  That  ist  es  wohl  bekannt,  dass  dem  Schwanken  des 
indischen  Wechselkurses  ein  beständiges  Schwanken  der  Preise 
der  Grosshandelsartikel  entspricht.  Bei  den  wichtigeren  Waren, 
wie  z.  B.  bei  der  Baumwolle,  erfolgt  die  Anpassung  meist  u  n  - 
mittelbar  mit  Hilfe  des  Telegraphen  2). 

In  Indien  vollzieht  sich  die  Anpassung  oft  so,  dass  die  Kauf- 
leute in  Zirkularen  ihren  Kunden  mitteilen,  sie  seien  wegen 
des  Fallens  des  Wechselkurses  genötigt ,  die  Preise  der  Waren 
zu  erhöhen, 

D  er  U  n  te  r  schie  d  zwischen  der  Preisbewegung 
in  London  undCalcutta  muss  bei  den  indischenEx- 
portwaren  grösser,  bei  den  indischen  Importwaren 
kleiner  erscheinen.  Denn  bei  indischen  Waren,  die  nach 
London  gehen,  wird  der  Unterschied  der  Calcuttaer  und  Londoner 
Preise,  der  auf  der  Geldentwertung  beruht,  durch  die  Transport- 
verbilligung vergrössert,  bei  den  englischen  Waren,  die  nach  Indien 
gehen,  ebenso  verringert. 

i)  Trade  of  British  India  1881/82  to  1885/86  p.   LV. 
2)  Trade  of  Lancashire  Cotton  Spinning  Inquiry  p,   364. 
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In  jedem  einzelnen  Falle  lässt  sich  dies  zwar  nicht  zahlen- 
mässig  nachweisen,  da  andere  Faktoren,  z.  B.  die  Konkurrenz 
fremder  Länder,  mitwirken  und  die  Klarheit  des  Bildes  verwischen. 
Auch  lässt  sich  manchmal  ein  Vergleich  kaum  anstellen,  weil  die 
Londoner  Statistik  Preise  von  Waren  anderer  Qualität  angibt  als 
die  indische  Statistik,  oder  weil  die  Durchschnittszahlen  anders 
berechnet  sind.  Jedoch  ist  die  Tendenz  bei  den  wichtigsten  Waren, 
über  die  wir  Angaben  besitzen,  unverkennbar. 

Beispielsweise  waren  die  Differenzen  zwischen  den  Preisen 
der  Jahre  1871 — 75  und  1891—95,  und  der  Unterschied  zwischen 
diesen  Differenzen: 


in  London 

in  Calcutta 

Differenz 

bei  Baumwolle 

—    51 

-     7 

44 

»    Reis 

—      8 

+   48 

56 

»    Weizen 

—  45 

+      I 

46 

»    Jute 

—  17 

+   30 

47 

»    Leinsaat 

—  31 

+   16 

47 

»    Rapssaat 

—  37 

0 

37 

dagegen 

bei  Baumwollgarn 

—  42 

-    24 

18 

»    Baumwolltuch 

—  39 

—   20 

19 

»    Kupfer 

—  44 

I    -     12 

32 

»         » 

—  44 

II    -     16 

28 

im  Gegensatz  hierzu 

ist  z.  B. 

bei  Eisen 

—  49 

0 

49 

»     Then 

-  56 

-    32 

24 

die    Tendenz    nicht 

erkennbar. 

Eisen    gehört    zu 

den    Import 

artikeln ;  wir  hätten  daher  einen  geringeren  Unterschied  erwartet. 
Umgekehrt  hätte  bei  dem  Exportartikel  Thee  die  Differenz  grösser 
sein  müssen.  Indessen  erklärt  sich  der  tiefe  Preisfall  des  Eisens 
in  London  aus  der  starken  Spekulation,  die  1873  und  1874  in 
Europa  den  Eisenpreis  abnorm  in  die  Höhe  trieb  ;  und  das  tiefe 
Sinken  des  Theepreises  in  Indien  trotz  der  Entwertung  des  Silbers 
hat  wohl  seine  Ursache  darin,  dass  in  dem  ersten  Jahrfünft  die 
Theeproduktion  in  Indien  noch  wenig  entwickelt  war,  auf  dem 
Londoner  Markt  dagegen  schon  eine  lebhafte  Konkurrenz  der 
Theeproduzenten  herrschte. 

Die  angegebenen  Zahlen  sind  keine  genauen  Berechnungen 
von  Prozenten;  die  Berechnung  begann  manchmal  über,  manch- 
mal unter  100.  Aber  das  Gesamtbild,  das  sie  ergeben,  wird  durch 
solche  Ungenauigkeiten  nicht  verändert. 
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Subtrahieren  wir  nun  bei  den  indischen  Exportartikehi  den 
Anteil,  der  auf  die  Frachtverbilhgung  kommt,  und  addieren  wir 
denselben  bei  den  Importartikeln,  so  finden  wir,  dass  der  Fall 
der  Warenpreise,  welchen  wir  der  Frachtverbilligung  nicht  zu- 
schreiben können,  in  London  25 — 45  Proz.  grösser  gewesen  ist 
als  in  Calcutta.  Bedenkt  man  dann,  dass  das  indische  Silbergeld 
sich  in  derselben  Zeit  um  35  Proz.  entwertete,  so  dürfte  es  schwer 
sein,  den  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  diesen 
Thatsachen  zu  leugnen.  Mit  anderen  Worten:  die  Warenpreise 
haben  sich  in  Indien  dem  gefallenen  Geldwerte  an- 
gepasst. 

Im  grossen  und  ganzen  dürfen  wir  aus  dieser  Betrachtung 
der  wichtigsten  Warenpreise  schliessen,  dass  sich  die  Kauf- 
kraft der  Rupie  in  Indien  in  demselben  Masse  ver- 
mindert hat  wie  in  Europa,  und  nur  um  einige  Pro- 
zent weniger  als  die  Kaufkraft  des  Silbers  auf  dem 
Weltmarkt. 

Die  Abnahme  der  Kaufkraft  der  Rupie  ist  nicht 
immer  eine  absolute,  aber  durchweg  eine  relative. 

Wie  oft  auch  diese  Thatsache  durch  das  Eingreifen  anderer 
Faktoren  verdunkelt  sein  mag,  eine  nähere  Untersuchung  zeigt 
immer,  dass  die  Rupie  kein  mit  mysteriösen  Eigenschaften  be- 
haftetes »Geld  in  abstracto«,  sondern  wirkliches  Silber  ist, 
und  dass  ihre  Kaufkraft  den  Wertschwankungen  des  Silbers  folgen 
muss.  Auch  die  Aufhebung  der  freien  Silberprägung  in  Indien 
lässt  die  Abhängigkeit  des  Rupienkurses  vom  Silberkurs  fortbe- 
stehen, wenn  auch  die  Wirkung  des  einen  auf  den  andern  nicht 
mehr  eine  ganz  unmittelbare  ist. 

Was  von  den  Waren  im  allgemeinen  gilt,  sollte  auch  für  die 
Ware  menschliche  Arbeitskraft  zutreffend  sein.  Da 
aber  dieser  Ware  ganz  besondere  Eigenschaften  zugeschrieben 
werden,  und  die  Rupie  sich  mit  Bezug  auf  dieselbe  ausserordent- 
lich »eigensinnig«  benehmen  soll,  widme  ich  den  indischen  Löhnen 
noch  eine  besondere  Betrachtung. 


Zuvor  sei  es  mir  jedoch   gestattet,    noch  kurz  die  Atkinson- 
sche  Darstellung  der  Preisbewegung  in  Indien  zu  kritisieren. 

Auf  Grundlage    des   Materials  ,    welches    Atkinsoft    veröffent- 
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licht  hat,  kommt  man  im  wesentlichen  zu  demselben  Resultat  wie 
in  der  vorHegenden  Abhandlung. 

Atkinson  wählte,  wie  schon  oben  bemerkt  wurde,  die  Methode 
der  sog.  Indexziffern  zur  Darstellung  der  Preisbewegung  in 
Indien.  Seine  allgemeine  Indexziffer  ist  der  Durchschnitt  von 
100  Ziffern.  Von  diesen  entfallen  60  auf  »Nahrungsmittel«,  29 
auf  »Rohprodukte«   und  ii   auf  »Fabrikate«. 

Jeder  einzelnen  Ware  hat  Atkinson  einen  ihrer  Wichtig- 
keit möglichst  entsprechenden  Einfluss  eingeräumt,  z.  B.  dem 
Reis  30  Ziffern,  dem  Weizen  5,  dem  Jawar  3,  der  Baumwolle  5. 
Damit  hat  er  einen  der  Hauptmängel  der  gewöhnlichen  Index- 
ziffern zu  beseitigen  versucht.  Jedoch  wird  man  auch  so  seine 
Durchschnittszahlen  nur  mit  grosser  Vorsicht  benutzen 
können.  Atkinson  stellt  nämlich  Gross-  und  Kleinhandelspreise 
und  die  Preise  an  verschiedenen  Orten  ohne  weiteres  neben  ein- 
ander und  berechnet  dann  die  Durchschnittsziffern.  Ferner  be- 
rücksichtigt er  nur  die  Getreidepreise  der  Produktionsge- 
biete, was  bereits  oben  kritisiert  wurde,  und  lässt  die  Preise  von 
Importwaren  ganz  aus ;  infolgedessen  wird  natürhch  das  Steigen 
der  Indexziffern  ein  stärkeres  sein ,  als  wenn  der  Einfluss  der 
Transportverbilligung  zu  Lande  und  zu  Wasser  auch  zur  Gel- 
tung käme. 

Diese  Vernachlässigung  der  individuellen  Mo- 
ni e  n  t  e  hat  alle  Nachteile  von  Verallgemeinerungen  im  Gefolge, 
die  namentlich  in  den  populären  Währungsschriften  zu  Tage  treten. 
Viele  interessante  Thatsachen,  die  sich  aus  der  Beobachtung  der 
Unterschiede  der  Preisbewegung  der  einzelnen  Waren  ergeben, 
bleiben  so  ganz  unberücksichtigt. 

Trotz  aller  dieser  Mängel  verdienen  Atkinson' s  Zahlen ,  die 
hoch  über  früheren  Veröffentlichungen  dieser  Art,  z.  B.  denen 
Robertsons  ^)  stehen,  durchaus  Anerkennung  und  Beachtung. 

Ich  eitlere  hier  Atkinson  s  Indexziffern  der  Rupienpreise  der 
Nahrungsmittel,  der  Rohprodukte ,  der  Fabrikate  und  der  100 
Waren  zusammen.  Der  letzteren  Indexziffer  ist  die  Ziffer  der 
entsprechenden  Silberpreise  beigefügt,  die  erst  seit  1893  wesent- 
Hch  von  den  Rupienpreisen  abweichen.  Die  Preise  von  1871  sind 
als  100  gesetzt. 


i)  Journal  of  the  Society  of  Arts  1894  vol.  42  p.  356. 
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Nahrungsmittel 

Rohprodukte 

Fabrikate 

Tota 

Izi 

ffern 

(Rupie) 

(Rupie) 

(Rupie 

) 

(Rupie) 

(Silber) 

iSyi 

IOC 

100 

100 

100 

100 

1872 

106 

104 

99 

105 

105 

1873 

112 

100 

94 

107 

107 

1874 

125 

104 

99 

116 

1x6 

1875 

108 

97 

94 

103 

103 

1876 

115 

99 

83 

107 

107 

1877 

166 

103 

85 

138 

138 

1878 

181 

103 

87 

148 

148 

1879 

160 

105 

89 

135 

135 

1880 

126 

109 

97 

117 

117 

1881 

109 

104 

96 

106 

106 

1882 

109 

lOI 

91 

1^5 

105 

1883 

112 

lOI 

91 

106 

106 

1884 

125 

lor 

86 

114 

114 

1885 

125 

99 

80 

113 

113 

1886 

120 

IOC 

85 

IIO 

HO 

1887 

120 

102 

90 

III 

III 

1888 

130 

107 

94 

119 

119 

1889 

136 

112 

102 

125 

125 

1890 

138 

109 

96 

125 

125 

1891 

144 

107 

94 

128 

127 

1892 

161 

116 

97 

141 

141 

1893 

153 

118 

106 

138 

151 

1894 

141 

119 

109 

141 

158 

1895 

132 

126 

III 

128 

149 

Vergleichen  wir 

die  Perioden  1871- 

-75  ur 

d  1891 

-9  = 

,  SO  er- 

alten 

wir  nach  Atkinson  folgendes  Ergebnis  : 

1871-75 

1891-95 

Differenz 

Nahrungsmittel 

HO 

146 

+   36 

Rohprodukte 

lOI 

117 

+ 

16 

Fabrikate 

97 

103 

+ 

6 

Totalziffer  (Rup 

e)           106 

133 

+ 

27 

Totalziffer  (Silber)          106 

145 

+ 

39 

Wie  viele  Momente  bei  der  Interpretation  dieser  Zahlen 
berücksichtigt  werden  müssen ,  dürfte  sich  aus  meinen  obigen 
Ausführungen  ergeben. 

III.  Darstellung  der  Lohnbewegung. 

a.    Allgemeine    Vorbemerkung. 

Von  den  Löhnen  wird  ziemlich  allgemein  behauptet,  dass 
sie  sich  am  schwersten  und    langsamsten    den   verän- 
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derten  Preisverliältnissen  anpassen.  Man  spricht  ge- 
wöhnlich von  notwendigen  Lohnkämpfen  und  weist  dann  in  diesem 
Spezialfälle  darauf  hin,  wie  mangelhaft  die  indischen  Arbeiter  or- 
ganisiert und  auf  Lohnkämpfe  vorbereitet  seien.  Daraus  wird 
geschlossen,  dass  die  Löhne  in  Indien  kaum  gestiegen  sein  können. 

Die  amtlichen  statistischen  Angaben  über  indische  Löhne 
sind  ziemlich  reichhaltig,  jedoch  wenig  übersichtlich.  Allerdings 
ist  bei  Vergleichung  der  Löhne  ganz  besondere  Vorsicht  geboten  ; 
rasche  Verallgemeinerungen  führen  hier  ausserordentlich  leicht  in 
die  Irre.  Die  Durchschnittszahlen  sind  hier  nur  in  ganz  beschränktem 
Massstabe  zu  gebrauchen.  Ich  werde  weiter  unten  auf  Beispiele 
von  möglichen  Irrtümern  hinweisen. 

Ehe  ich  Zahlenangaben  mache,  dürfte  es  sich  empfehlen,  sich 
die  Frage  vorzulegen,  wie  sich  dieLöhne  gestaltet  haben 
müssten,  wenn  sich  dieselben  den  veränderten 
Preisverhältnissen  angepasst  hätten. 

Die  Vorstellungen  hierüber  scheinen  mir  sehr  der  Korrektur 
zu  bedürfen.  Lexis  z.  B.  behauptet,  dass  sich  die  Löhne  allge- 
mein um  den  ganzen  Betrag  der  Silberentwertung,  also  um  etwa 
36  Proz.,  gehoben  haben  müssten,  falls  die  Anpassung  erfolgt 
wäre  ^).  In  demselben  Sinne  sagt  Kantor otuicz:  »Wären  die  Löhne 
in  demselben  Verhältnis  gestiegen ,  wie  der  Silberpreis  in  den 
Jahren  1887/91  gegen  Gold  gesunken  ist,  hätten  sie  36  Proz.  höher 
stehen  müssen  als  1873«  ^). 

So  wenig  dieser  Satz  dem  Wortlaute  nach  zu  bezweifeln  ist, 
so  beruht  er  doch  auf  einem  ganz  falschen  Gedankengange. 

Was  verstehen  wir  unter  Anpassung  der  Löhne? 
Nichts  anderes,  als  dass  der  Arbeiter  für  seinen  Lohn  unter  den 
veränderten  Verhältnissen  ebensoviel  Waren  von  gleicher  Qualität 
erhalten  kann  wie  früher,  oder,  mit  anderen  Worten,  dass  seine 
Lebenshaltung  nicht  heruntergedrückt  wird.  Anpassung  bedeutet 
hier  Anpassung  an  alle  für  den  Arbeiter  in  Betracht  kommen- 
den Warenpreise,  nicht  nur  an  den  Silberpreis.  Die  Warenpreise 
hängen  aber  von  vielen  Faktoren  ab,    nicht   nur  vom  Geldwerte. 

Wie  wir  sahen,  haben  sich  die  Warenpreise,  obwohl  sie  sich 
der  Entwertung  des  Silbergeldes  angepasst  haben  ,  nicht  überall 
absolut  gehoben,  weil  entgegengesetzte  Kräfte  die  Wirkung  der 
Geldentwertung  neutralisierten ;    an    manchen  Orten    stiegen    da- 

i)  Lexis,  Economic  Journal  1895   p.   537. 
2)  Kantorozuicz,  Rubelkurs  S.  12. 
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gegen  infolge  der  Mitwirkung  anderer  Faktoren  die  Preise  höher, 
als  sich  aus  der  Entwertung  des  Geldes  erklären  Hess. 

Wir  können  daher  kein  gleichmässiges  Stei- 
gen der  Löhne  erwarten. 

Wenn  wir  nur  an  die  Preise  der  v/ichtigsten  Nahrungsmittel 
denken,  und  die  Anpassung  an  diese  erfolgen  sollte ,  so  müssen 
die  Löhne  an  vielen  Orten  stark  gestiegen  sein ;  an  anderen 
brauchte  die  Lohnerhöhung  nur  gering  zu  sein ;  und  in  einer  An- 
zahl von  Orten  brauchte  der  Lohn  gar  nicht  zu  steigen  oder 
konnte  sogar  sinken. 

Zieht  man  ferner  in  Betracht,  dass  die  Preise  wichtiger  anderer 
Waren  wie  der  baumwollenen  Fabrikate ,  der  Wolle ,  der  Seide, 
des  Zuckers,  des  Thees,  des  Kupfers,  der  Kohle  und  der  von 
ihnen  abhängigen  Produkte  absolut  gefallen  sind,  im  Innern  Indiens 
wegen  der  Verbilligung  der  Landfrachten  bei  den  Importartikeln 
noch  mehr  als  in  den  Seehäfen,  so  wird  man  hierin  eine  Tendenz 
bemerken,  welche  der  Lohnsteigerung  entgegen- 
wirkt. Von  den  im  Preise  gestiegenen  Waren  dieser  Art,  wie 
Jute,  Salpeter,  Zink  und  Ricinusöl,  sind  nur  wenige  Konsumartikel 
der  Arbeiter. 

Auch  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Hauptnahrungs- 
mittel Reis,  Weizen  und  Jawar  eine  ganz  verschiedene  Bodenbe- 
schaffenheit und  Temperatur  verlangen,  also  nicht  in  derselben 
Gegend  gedeihen  können.  Daher  ist  wohl  zu  vermuten,  dass  in- 
folge der  Verkehrserleichterung  das  starke  Steigen  einer  Getreide- 
art in  einer  Gegend  von  dem  schwachen  Steigen  oder  sogar 
Sinken  anderer  ebenso  wichtiger  Getreidearten  begleitet  sein  mag. 

Aus  Erwägungen  dieser  Art  messe  ich  dem  nachstehenden 
Lohnsummarium  »für  alle  Distrikte«,  das  man  gewöhnlich 
citiert  findet,  wenig  Wert  bei. 

Löhne 
b)  Stallknechte 
R. 

6.  7-  3 
6.  7-  3 
6.  II.  II 
6.15.    8 

Wegen  der  überwiegenden  Bedeutung  der  Nahrungsmittel, 
die  meistens  ein  absolutes  Steigen  im  Preise  aufweisen,  müssen 
wir  an  den  meisten  Orten  eine  Lohnerhöhung  erwarten. 


a)  ländl.  Arbeiter 

R.                          «/o 

1873-76 

6.  II.    I          100 

1877—81 

6.    7.  II           97 

1882—86 

6.    8.    8           97,7 

1887—91 

7.    I.    8         106,1 

ite 

c) 

gelernter  Arbeiter 

7o 

R. 

°/o 

100 

14. 

9.      2 

100 

100 

14. 

II.  II 

101,2 

104.5 

15- 

II.  10 

108 

108,1 

16. 

14.    5 

116 
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Bestätigt  die  amtliche  Lohnstatistik  diese  Erwartung? 

Vor  Beantwortung  dieser  Frage  ist  es  von  der  höchsten 
Wichtigkeit ,  sich  klarzumachen ,  dass  die  Lohnstatistik ,  selbst 
wenn  sie  ganz  vollkommen  wäre,  was  natürlich  unmöglich  ist,  auf 
keinen  Fall  diese  Frage  erschöpfend  beantworten  kann,  aus  dem 
einfachen  Grunde,  weil  die  Löhne  in  sehr  vielen  Distrikten  gar 
nicht  in  Geld  berechnet  werden ;  mit  anderen  Worten,  in  vielen 
Gegenden  Indiens  besteht  das  System  der  Natu  r  allöhnung  ^). 

Die  amtlichen  Berichte  machen  auf  diese  wichtige  Thatsache 
häufig  aufmerksam.  »In  den  me  i  st  en  ländlichen  Distrikten  em- 
pfangen die  Feldarbeiter  ihre  Löhne  in  der  Gestalt  von  Korn  und 
anderen  Lebensmitteln ,  mit  Geschenken  von  Kleidungsstücken, 
wenn  sie  auf  ein  Jahr  oder  längere  Zeit  beschäftigt  werden.  Da- 
her bringt  ihnen  die  Steigerung  derNahrungsmitte  1- 
preise  keinen  Nachteil ,  und  in  einigen  Teilen  Indiens  hat  die 
Nachfrage  nach  Arbeitern,  wie  der  Bericht  über  die  Lage  der- 
selben erwähnt,  sogar  zu  einer  Erhöhung  der  Löhne  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  geführt«^).  In  Geld  erhalten  die  ländlichen  Ar- 
beiter »nur  in  der  Nähe  von  Städten  und  an  anderen  exceptionellen 
Orten«  ihren  Lohn.  Die  gewöhnlichen  Dorfliandwerker,  wie  Zim- 
merleute und  Schmiede,  empfangen  gleichfalls  ihre  Bezahlung  in 
natura.  Die  provinziellen  Berichte  enthalten  zahlreiche  Berichte 
über  diese  Naturallöhnung,  welche  offenbar  in  der  denkbar  ein- 
fachsten Weise  ermöglicht ,  dass  die  Löhne  sich  den  ver- 
änderten Lebensmittelpreisen  anpassen. 

Es  bleibt  also  nur  noch  die  verhältnismässig  kleinere  Anzahl 
von  Fällen  übrig,  in  welchen  der  Lohn  in  G  e  1  d  ausgezahlt  wird. 

b.  L  o  h  n  s  t  a  t  i  s  t  i  k. 

Zunächst  gebe  ich  eine  Uebersicht  der  wirklichen  Löhne, 
wie  sie  nach  dem  Blaubuch  »Prices  and  Wages«  in  den  verschie- 
denen Provinzen  und  Distrikten  Indiens  in  den  beiden  Jahren 
1873  und  1895  gezahlt  wurden,  und  berechne,  ob  die  Lohnbe- 
wegung eine  auf-  oder  absteigende  gewesen  ist.  Die  Gruppe 
»gelernte  Arbeiter«  umfasst  »gewöhnliche  Maurer ,  Zimmerleute 
oder  Schmiede.« 


i)  Ob  und  in  welchem  Masse  in  der  amtlichen  Statistik  Naturallöhne  in  Gekl- 
löhne  umgerechnet  worden  sind ,  ein  höchst  bedenkliches  Verfahren  ,  lässt  sich  aus 
den  Lohnangaben  nicht  ersehen. 

2)  Moral  and  material  progress  1894  p.  437. 
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Das  Ergebnis  ist :  Der  Lohn  ist 

gleich 
°        °  geblieben 

der  ländlichen  Arbeiter  in       46  9 

»     Stallknechte  »49  10 

»     gelernten  Arbeiter      »        50  6 

Die  relative  Lohnbewegung  an  den  wichtig 
sten  Orten  illustriert  die  indische  Statistik  folgendermassen 
(Lohn  von  1873  gleich  100). 


gefallen 

17 

Fällen 

15 

» 

18 

» 

1873-77 

76-80 

81-85 

86  —  90 

91-95 

Diff. 

Lohn  91 — 95 

Patna 

100 

ICD 

107 

130 

129 

+  29 

4,5  R. 

Rangpur 

103 

123 

136 

133 

125 

+  22 

6,9    » 

Backerganj 

100 

IOC 

100 

103 

104 

+    4 

7,8    » 

Cawnpore 

lOI 

102 

lOI 

HO 

112 

+  11 

4,2    » 

Fyzabad 

83 

78 

70 

70 

70 

-13 

2,81  » 

Meerut 

109 

III 

113 

122 

122 

+  13 

5,5    » 

Delhi 

93 

89 

91 

103 

107 

+  14 

6        » 

Amritsar 

99 

100 

100 

HO 

117 

+  18 

7       » 

Rawalpindi 

105 

123 

145 

116 

118 

+  13 

6,52  » 

Karachi 

90 

88 

90 

121 

116 

+  26 

14,5    » 

Belgaum 

98 

91 

88 

86 

91 

-    7 

6,8    » 

Ahmadnagar 

114 

112 

141 

160 

164 

+  50 

7,7    » 

Bombay 

105 

106 

117 

122 

122 

+  17 

II        » 

Ahmadabad 

lOI 

113 

121 

123 

HO 

+    9 

6,7    » 

Jubbulpore 

HO 

125 

115 

90 

95 

-15 

3,8    » 

Nagpur 

80 

80 

88 

84 

88 

+    8 

4,4     » 

Raipur 

126 

^33 

136 

138 

167 

+  41 

5,02  » 

Bellary 

HO 

HO 

102 

126 

151 

+  41 

6,06  » 

Madras 

92 

88 

83 

92 

100 

+    8 

6       » 

Salem 

ICO 

104 

92 

141 

147 

+  47 

3,68  » 

Rangoon 

119 

166 

143 

127 

115 

—    4 

13,8    » 

Toungoo 

95 

73 

75 

92 

94 

—    I 

14,2    » 

Gelernte  Ai 

b  ei  t er 

Calcutta 

152 

152 

144 

177 

175 

+  23 

15,3    » 

Patna 

100 

100 

103 

HO 

105 

+    5 

6,9    » 

Rangpur 

107 

^33 

154 

155 

251 

+  144 

22       » 

Backerganj 

98 

99 

100 

III 

107 

+    9 

12,3    » 

Cawnpore 

100 

100 

114 

^33 

114 

+  14 

8,54  » 

Fyzabad 

99 

102 

104 

105 

105 

+    6 

8,43  » 

Meerut 

102 

104 

102 

125 

133 

+  31 

12        » 

Delhi 

106 

117 

106 

125 

123 

+  17 

12,25  » 

Amritsar 

lOI 

104 

lOI 

114 

114 

+  13 

14,5     » 

Rawalpindi 

103 

108 

1-6 

118 

189 

-{-S6 

22,78  » 
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1873    77 

76-80 

81-85 

86-90 

91—9! 

Diff. 

Lohn  91—95 

Karachi 

109 

104 

121 

156 

142 

+  33 

32         » 

Belgaum 

100 

92 

89 

84 

80 

—  20 

16,53  » 

Ahmadnagar 

103 

100 

lOI 

134 

126 

+  23 

21,22    » 

Bombay 

98 

97 

104 

103 

93 

—    5 

34,75  » 

Ahmadabad 

108 

122 

122 

108 

95 

-  13 

18,75  » 

Jubbulpore 

lOI 

lOI 

99 

80 

83 

—  18 

12,47  » 

Nagpur 

118 

123 

120 

125 

125 

+    7 

15       * 

Raipur 

84 

100 

140 

T08 

128 

+  44 

14,1    » 

Bellary 

88 

80 

95 

100 

127 

+  39 

19,12  » 

Madras 

92 

83 

97 

97 

103 

-hii 

14,47  * 

Salem 

117 

117 

109 

102 

89 

—  28 

12,03  » 

Rangoon 

lOI 

88 

71 

74 

74 

—  27 

31,5    » 

Toungoo 

100 

125 

187 

210 

145 

+  45 

29       » 

Den  relativen  Zahlen  habe  ich  die  absolute  Lohnhöhe 
in  den  Jahren  1891 — 95  hinzugefügt.  Da  zeigt  sich  z.  B.,  dass 
in  Bombay  und  Rangoon,  wo  eine  relative  Minderung  der  Löhne 
gelernter  Arbeiter  eingetreten  ist,  die  Löhne  absolut  am  höchsten 
stehen ;  dasselbe  gilt  von  Rangoon  und  Toungoo  mit  Bezug  auf 
ländliche  Arbeiter.  Dort  ist  offenbar  im  ersten  Jahrfünft  der  Lohn, 
wahrscheinlich  wegen  Arbeitermangel,  abnorm  hoch  gewesen. 
Wie  irrig  würden  hier  Verallgemeinerungen  sein ! 

Einer  Lohn  Steigerung  hatten  sich  beide  Klassen  von 
Arbeitern  in  17,  aber  nicht  genau  denselben,  Fällen  zu  erfreuen; 
der  Lohn  der  Landarbeiter  fand  sich  in  5,  der  der  gelernten  Ar- 
beiter in  6  Fällen  vermindert. 

Eine  Parallelbewegung  von  Getreidepreisen  und 
Löhnen  habe  ich  hier  nicht  von  Fall  zu  Fall  konstatieren 
können ;  das  ist  auch  nicht  verwunderlich,  da  ja  die  Löhne  nicht 
allein  vom  Getreidepreise  abhängen,  sondern  sich  aus  dem  Zu- 
sammenwirken vieler  Faktoren  ergaben ,  die  sich  hier  unserer 
Kenntnis  entziehen. 

Indessen  hielt  ich  es  für  interessant,  die  Lohnbewegung 
in  den  29  Städten  Indiens,  welche  über  looooo  Ein- 
wohner besitzen,  darzustellen,  weil  oft  geglaubt  wird ,  dass 
die  Wahrscheinlichkeit  einer  Lohnsteigerung  in  den  bedeutendsten 
Verkehrszentren  am  grössten  ist. 

Die  Städte  sind  nach  ihrer  Einwohnerzahl  geordnet. 

Die  Verhältniszahlen  sind  folgende  (1873 :   100) : 
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Löhne  ländlicher 

Arbeiter 

Löhne 

gelernter 

Arbeiter 

1873-77 

91-95 

Differenz 

i873-7i 

91-95 

Differenz 

Bombay 

105 

122 

+    17 

98 

93 

—    5 

Calcutta 

— 

— 

152 

175 

+  23 

Madras 

92 

100 

+    8 

92 

103 

+  " 

Hyderabad 

106 

88 

—  18 

98 

125 

H-  57 

Lucknow 

100 

108 

+     8 

94 

156 

+  62 

Benares 

— 

— 

— 

— 

Delhi 

93 

107 

+  14 

106 

123 

+  17 

Mandalay 

— 

— 

— 

— 

Cawnpore 

lOI 

112 

4-  II 

100 

114 

+  14 

Bangalore 

100 

125 

+  25 

100 

114 

+  H 

Rangoon 

119 

115 

—    4 

lOI 

74 

—  27 

Labore 

— 

— 

— 

— 

Allahabad 

100 

98 

—     2 

103 

117 

+  14 

Agra 

102 

104 

+     2 

85 

73 

—  12 

Patna 

100 

125 

4-  29 

100 

105 

+    5 

Poona 

— 

— 

— 

Jaipur 

100 

62 

-38 

IOC 

102 

+    2 

Ahmadabad 

lOI 

110 

-^  9 

108 

95 

—  13 

Amritsar 

99 

117 

+  18 

lOI 

114 

+  13 

Bareli 

98 

113 

+  15 

91 

102 

+  11 

Meerut 

109 

122 

+  13 

102 

^33 

+  31 

Srinagar 

— 

— 

— 

— 

Nagpur 

80 

88 

4-    8 

118 

125 

+    7 

Howrah 

— 

— 

— 

— 

Baroda 

96 

79 

— 17 

108 

108 

0 

Surat 

129 

95 

—  34      - 

93 

129 

+  36 

Karachi 

90 

116 

+  26 

109 

142 

+  33 

Gwalior 

100 

131 

+  31 

IOC 

104 

+     4 

Es  scheint  mir  unmöglich  zu  sein,  in  diesen  Zahlen 
eine  Regel  zu  entdecken.  In  den  weitaus  meisten 
Fällen,  15  unter  21  und  17  unter  22,  hat  eine  Lohnstei- 
gerung stattgefunden.  Aber  die  L  o  h  n  m  i  n  d  e  r  u  n  g  e  n 
finden  sich  sowohl  in  den  grössten,  wie  in  kleineren  Städten,  in 
den  Seehäfen  wie  in  den  Binnenstädten,  im  Norden  wie  im  Süden 
Indiens. 

Zur  Vervollständigung  der  Uebersicht  über  die  Lohnverhält- 
nisse mögen  noch  einige  weitere  statistische  Angaben  mitgeteilt 
werden. 

Die  Gehälter  der  untersten  Klasse  indischer  Post- 
beamten waren  in  den  Jahren  1875  und  1895,  bez.  im  letzten 
Jahre,  über  das  wir  Angaben  besitzen,  folgende: 

/Zeitschrift  für  Jie  ges    Sta.itswissensch.    1898.    i.   2.  O 
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1875  1895 

Bengalen                                   5     R.  6,25  R.  -f 

5      »  6,5      »  + 

5      *  5         »  o 

4      »  5         »  + 

3.5   »  5         »  + 

4      »  4         »  o 

Oudh  u.  Nordwestprov.        4      »  5         »  + 

4      »  5         »  + 

4  »  4         »  o 
Punjab                                     5      »  5>5      »  + 

5  »  5         »  o 
5      »  5        »  o 

5  »  5        »  o 
Sind                                         6      »  7         »  + 

7      »  7         »  o 

Bombay                                    7       »  7         '■^  o 

7       »  7         »  o 

Zentralprovinzen                     5       5  6         »  -}" 

6,5    »  7         »  + 

6  »  6        »  o 
Mysore                                      6      »  5>5      »  — 

Es  fand  ein  Steigen  in  10,  ein  Sinken  in  einem  Falle  statt; 
in  den  übrigen  10  Fällen  blieb  die  Bezahlung  dieselbe. 

Ein  viel  stärkeres  Steigen  weist  die  Bewegung  der  Gehälter 
der  Briefträger  auf;    die  Bezahlung    erhöhte    sich  in  35  von 

38  Fällen,  z.  T.  beträchtlich;  in  den  übrigen  drei  Fällen  sank  sie. 
Die  absoluten  Zahlen  sind  folgende: 

Assam 
Bengalen 


Nordvvestprovinzen 

Oudh 
Rajputana 


1875 

1895 

10      R. 

13    R. 

+ 

IG            » 

11,5  » 

+ 

12,3        » 

12,7  » 

+ 

9.5     » 

12,2 » 

+ 

7.8     . 

8       » 

+ 

7.5     » 

9       » 

+ 

7.5     » 

9       » 

+ 

8,25  » 

8,9    » 

+ 

8,25  » 

8,7     » 

+ 

8,25  » 

8,1     » 

— 

8,25  » 

8,2    » 

— 

8,25  » 

8.3    » 

+ 

8,25   » 

9       » 

+ 

8,25  » 

9.5    '^ 

+ 
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1875 

189. 

) 

Zentral-Indien 

8,8     » 

IG 

» 

+ 

8,25  » 

9.5 

» 

+ 

7        » 

8 

» 

+ 

Punjab 

8,5     » 

9.7 

» 

+ 

8,5     » 

10 

» 

+ 

7,25   » 

8.5 

» 

+ 

Sind 

10,5     » 

13 

» 

4- 

9        » 

10,5 

» 

+ 

Bombay 

26,9     » 

15 

» 

— 

9        » 

10 

» 

+ 

9        » 

10 

» 

+ 

9        » 

10 

» 

+ 

II        » 

12,4 

» 

4- 

9        » 

IG 

» 

+ 

Zentralprovinzen 

8        » 
8        » 

9.4 
9.4 

» 

+ 
+ 

8        » 

9.3 

» 

+ 

7        » 

9    . 

» 

+ 

Hyderabad 

8        » 

9 

» 

+ 

Madras 

12,3     » 

13.2 

» 

+ 

8,4     » 

10 

» 

+ 

6,5     » 

7.7 

» 

+ 

8       » 

9 

» 

+ 

8       » 

9.5 

» 

+ 

Die   Löhne   von 

E  i  s  e  n  b  a 

tinar  heitern 

betrugen    in 

Mir- 

zapur  und  Labore  monatlich  : 

M  i  r  z  a  p  u  r 

1871- 

-75 

1891- 

95 

Schmiede 

max. 

10,8 

R. 

11,8 

R. 

+ 

Zimmerleute 

max. 

9.6 

» 

11,8 

» 

+ 

Permanent-way  mistries 

max. 

15-6 

» 

23.6 

» 

+ 

»                   » 

min. 

7>7 

» 

6,6 

» 

khallasies  and  keymen 

max. 

5 

» 

5.5 

» 

+ 

»            »            » 

min. 

4,1 

» 

4 

» 

— 

Labore 

Fitters 

12,11 

R. 

15,82 

R. 

+ 

Zimmerleute 

13.15 

» 

15.73 

» 

+ 

Ungelernte  Arbeiter 

5.11 

» 

6,99 

» 

+ 

Die  Kanalarbeiterl  ohne  betrugen  pro  Tag 

inOrissa  1871  —  75  1891—95 

a.  Zimmerleute  4,7  annas  7  annas 

Steinhauer  4,6       »  5       » 
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in   O  r  i  s  s  a 

1871-75 

1891-95 

Ungelernte  Arbeiter: 

Männer 

2,2  annas 

2,75  annas 

+ 

Frauen 

1,5      » 

2           » 

+ 

Knaben 

1,45    » 

1,75       » 

+ 

b.  Zimmerleute 

4,1       » 

5-05       » 

+ 

Maurer 

4,8      » 

4,12       » 

— 

Schmiede 

3,9      » 

7,5 

+ 

Ungelernte  Arbeiter: 

Männer 

2,5      » 

2,7        » 

+ 

Knaben 

1,5      » 

1,5        » 

0 

Frauen 

1,4      » 

1,4        » 

0 

in  Roorkee 

Gelernte  Arbeiter 

0,29    » 

0,29      * 

0 

Ungelernte  Arbeiter 

0,15    » 

0, 1 6       > 

+ 

In  der  R  e  g  i  e  r  u  n 

^sdruckere  i 

zu  Calcutta  erhielten  die 

1871—75 

1891-95 

Setzer 

20,48  R. 

21,45  R- 

+ 

Drucker 

9-59  » 

11,7     ■> 

+ 

Buchbinder 

6,82  » 

11,9     » 

+ 

In  einer  Papierfabrik  in  Bengalen  wurden  folgende  Mo 

natslöhne  gezahlt : 

1871-75 

1891—95 

Kulis 

6,5    R. 

6,5    R. 

0 

Maschinisten 

17       » 

17        » 

0 

Knaben 

3,25  >-> 

3.25   * 

0 

Frauen 

4,5    * 

4,5     » 

0 

Maurer 

10,4    » 

14,2     » 

+ 

vicemen 

17-2    » 

16       » 

— 

Schmiede 

11,8    » 

13,15  » 

+ 

Zimmerleute 

17,4    » 

15,9     » 

Heizer 

7,1     » 

8        » 

-Y- 

In  einer  B  r  a  u  e  r  e 

i  im  Punjab  erhielten  die  Arbeiter 

monat 

lieh  folgende  Löhne  ; 

1873-77 

1891-95 

Hauptküfer 

22,4    R. 

22,1     R. 

— 

Küfer 

12,74    » 

14,53    » 

+ 

Schmiede 

13,11    » 

21,56    » 

+ 

Maurer 

14,14    » 

16,78        ^> 

+ 

Kulis  (leichte  Arbeit) 

6,62    » 

6,5      . 

— 

»      (schwere  Arbeit) 

6,8      » 

6.5      * 

— 

Hauptmälzer 

7,2      » 

8,4      . 

+ 

Mälzer  (Kulis) 

6,3      - 

6,9      » 

+ 

Die  Kaufkraft  der  Rupie.  ny 

Die  Britisch-Indische  D  ampfschiffahrtsgesellschaft 
endlich  bezahlte  folgende  Monatslöhne: 


in  Bombay 

1871-75 

1891—95 

Zimmerleute 

45  R. 

50    R. 

+ 

Serangs,  Deck 

35    » 

35    » 

0 

Lascars 

15    » 

15    * 

0 

in  C  a  1  c  u  1 1  a 

Zimmerleute 

45    » 

50     » 

+ 

Serangs,  Deck 

35    » 

35     » 

0 

Lascars 

17    » 

16,6  . 

— 

Die  indische  Statistik  enthält  noch  mehr  Lohnangaben,  die 
aber  meistens  nicht  bis  zum  Anfang  der  70er  Jahre  zurückreichen. 
Dieselben  vervollständigen  nur  das  erhaltene  Bild,  ohne  es  zu  ändern. 

c.   Ergebnis. 

In  den  meisten  Fällen  Hess  sich  ein  Steigen 
der  Löhne  feststellen,  das  oft  nicht  unbeträchtlich 
war;  in  anderen  blieben  die  Löhne  unverändert;  in 
einer  Minderheit  von  Fällen  sanken  sie. 

Muss  man  aus  diesen  Thatsachen  schliessen,  dass  der  Fall 
des  Rupienkurses  der  arbeitenden  Klasse  Indiens  schäd- 
lich gewesen  ist?  Die  Königl.  Währungskommission  in  England 
schloss,  dass  es  so  gewesen  sein  »muss«,  wenn,  »wie  die  Er- 
fahrung zeigt«,  sich  die  Löhne  langsamer  als  die  Warenpreise 
Veränderungen  im  Werte  des  Währungsmetalls  anpassen  ^)- 

Dass  die  Erfahrung  dies  in  Indien  gezeigt  habe,  kann  ich 
nicht  zugeben.  Die  Sachverständigen  oder  Berichterstatter 
schliessen  dies,  soweit  mir  bekannt,  entweder  aus  wenigen  Einzel- 
beobachtungen, meistens  aber  einfach  a  priori  :  »es  muss  so  ge- 
wesen sein«,  »natürlich«,  »wahrscheinlich«  und  dgl.  Andererseits 
sind  aber  Berichte  über  Lohnsteigerungen  in  den  amtlichen  Publi- 
kationen sehr  zahlreich. 

Die  Löhne  brauchten  jedoch,  wie  oben  erörtert,  gar 
nicht  überall  zu  steigen,  um  sich  deninsSchwanken 
gebrachten  Preisen  anzupassen;  in  vielen  Gegenden 
konnte  die  Lohnerhöhung  geringfügig  sein,  da  sich  die  Preise  ab- 
solut nur  wenig  hoben  ;  ja  sogar  Lohnminderungen  widersprechen 
der  Regel  nicht. 

Diesen  Erwartungen  entsprach  das  allerdings  unvollendete 
i)  Report  of  the  Indian  Currency  Committee  p.    14  (1893). 
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und  oft  undeutliche  Bild,  welches  das  statistische  Material  ent- 
rollte ,  so  vollkommen ,  wie  dies  bei  komplizierten  sozialen  Er- 
scheinungen möglich  ist.  Individuelle  Abweichungen  von  der  all- 
gemeinen Regel  bleiben  auf  diesem  Gebiete  nie  aus,  verändern 
aber  das  Gesamtbild  nicht;  es  ist  natürlich  unmöglich,  die  Spezial- 
ursachen  aller  individuellen  Abweichungen  aufzudecken. 

Das  vorliegendeMaterial  scheintdieTheorie 
zu  bestätigen,  dass  die  Löhne  sich  den  Verän- 
derungen  im  Werte   des  Landesgeldes   anpassen. 

Allerdings  kann  man  sich  darüber  keiner  Illusion  hingeben, 
dass  es  sich  hier  nur  um  Vermutungen  und  Wahrscheinlichkeits- 
berechnungen handelt.  Die  indische  Lohnstatistik  ist  noch  so 
unvollkommen,  dass  die  positive  Ausbeute  einer  Durchforschung 
derselben  notwendigerweise  nur  eine  dürftige  sein  kann.  Mag 
man  von  der  Zuverlässigkeit  der  Unterbeamten,  welche  die  Lohn- 
daten sammeln,  eine  noch  so  optimistische  Auffassung  haben, 
jedenfalls  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  eine  weitgehende  Skepsis 
gerechtfertigt  ist,  wenn  man  ei  nheitlicheAn  gaben  über 
die  Löhne  ganzer  Kategorien  von  Arbeitern,  wie  der 
»ländlichen  Arbeiter«  und  »gelernten  Arbeiter«  erhält.  Bei  der 
Berechnung  eines  solchen  durchschnittlichen  Lohnes  hat 
die  Willkür  freies  Spiel. 

Andererseits  ist  zu  betonen,  dass  die  gegenteilige  Be- 
hauptung, die  indischen  Löhne  wären  stabil  und  besässen  jene 
Anpassungsfähigkeit  nicht,  absolut  haltlos  ist.  Das  bis  jetzt 
bekannte  Material  deutet  daraufhin,  dass  in  Indien  jene  Anpassung 
erfolgt  ist,  und  solange  nicht  sehr  viel  neues  Material  beigebracht 
wird,  aus  dem  sich  das  Gegenteil  ergibt,  wird  man  hieran  fest- 
halten müssen. 


Die  Betrachtung  des  Endergebnisses  der  Lohnbewegung 
scheint  zu  zeigen,  dass  die  Löhne  in  ihrer  Anpassung 
an  die  relativeEntwertung  der  Rupie  nicht  hin- 
ter den  Warenpreisen  zurückgeblieben  sind. 

Es  wäre  vorschnell,  hieraus  etwa  schliessen  zu  wollen,  dass 
sich  die  Anpassung  der  Löhne  ebenso  schnell  vollzieht  wie 
die  der  Warenpreise.  Jedenfalls  aber  rechtfertigt  das  Resultat 
dieser  Untersuchung  Zweifek^^egenüber  der  gegenteiligen  Auffassung. 

Das  Tempo  der  Anpassung  sollte  jedoch  nicht  zum  Gegen- 
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Stand  dieser  Untersuchung  gemacht  werden.  Das  vorhandene 
Material  scheint  mir  mit  Bezug  auf  Indien  nicht  im  entferntesten 
zur  Lösung  dieses  Problems  auszureichen.  Die  Anpassungsge- 
schwindigkeit ist  jedenfalls  fast  bei  jeder  Ware  und  in  jedem  Er- 
werbszweige eine  verschiedene ;  die  Feststellung  derselben  kann 
nur  das  Ergebnis  zahlloser  mit  peinlichster  Sorgfalt  vorgenommener 
Einzelbeobachtungen  sein. 

Wir  mussten  uns  hier  mit  der  Betrachtung  des  Anfangs- 
und des  Endstadiums  der  Preis-  und  Lohnbe- 
wegung begnügen.  Da  aber  konnten  wir  feststellen  ,  d  a  s  s 
jene  Bewegung  in  Indien  thatsächlich  stattge- 
funden hat,  was  noch  immer  viele  leugnen,  und  dass  die 
Preise  und  wahrscheinlich  auch  die  Löhne  im 
wesentlichen  ihr  Ziel,  sich  der  Entwertung  des 
Währungs  metalles  anzupassen,  erreicht  haben. 

DieRupiehat  sich  also  keineswegs  als  »eigen- 
sinnig« erwiesen;  abgesehen  von  der  Wertsteigerung  der 
Rupie  infolge  der  Schhessung  der  indischen  Münze  ist  d  i  e  K  a  u  f- 
kraft  der  Rupie  in  demselben  Masse  gesunken 
wie  die  des  Silbers  im  allgemeinen. 

Die  volkswirtschaftliche  Wissenschaft ,  welche  voraussagte, 
dass  die  Anpassung  der  indischen  Preise  und  Löhne  an  den  ver- 
änderten Geldwert  vor  sich  gehen  müsse,  steht  in  dieser  Hinsicht 
glänzend  gerechtfertigt  da. 
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DIE  GEWINNBETEILIGUNG, 

IHR  EINFLUSS  AUF   DEN   UNTERNEHMERGEWINN 

UND  AUF  DIE  BEZIEHUNGEN  ZWISCHEN  ARBEITER 

UND  ARBEITGEBER. 

VON 

Dr.   RUDOLF    EINHAUSER 

KECHTSPBÄKTIKANT    IN    NEUBUKG    A.   D.  D. 


Einleitung. 

Der  Gedanke  der  Gewinnbeteiligung  als  soziales  Reformpro- 
jekt ist  ziemlich  alt.  Seit  mehr  denn  einem  halben  Jahrhundert 
pflegt  unter  denjenigen  Massnahmen,  mittels  deren  eine  friedliche 
Evolution  der  modernen  Klassenkämpfe,  namentlich  innerhalb  der 
Industrie,  erreicht  werden  könne,  die  Beteiligung  der  Arbeiter 
am  Gewinn  der  Unternehmer  genannt  zu  werden.  Schon  anfangs 
der  30er  Jahre  dieses  Jahrhunderts  empfahl  der  englische  Oeko- 
nomist  B  ab  bage  ^)  das  neue  Lohnsystem  und  seit  diesen  Tagen 
hat  es  bis  heute  eine  Schar  von  überzeugten  und  eifrigen  An- 
hängern aus  den  Reihen  der  Nationalökonomen,  Unternehmer  und 
Philanthropen  um  seine  Fahnen  gesammelt.  Freilich,  vielleicht  kein 
Vorschlag  hat  den  Wandel  der  Gunst  so  sehr  erfahren,  wie  die 
Gewinnbeteiligung.  Während  ihr  heute  namentlich  die  Wissen- 
schaft zumeist  ziemlich  kühl  gegenüber  steht,  hat  es  einmal  eine 
Zeit  gegeben,  da  sie  die  Sympathieen  und  die  Hoffnungen  der 
ganzen  Welt,  soweit  sie  sich  mit  sozialen  Problemen  beschäftigte, 
erregt  hat. 

Es  war  das  Ende  der  60er  Jahre,  als  die  Herren  Briggs 
in  England    in    ihren  Whitwooder    Kohlengruben    die    Gewinnbe- 

i)  In  seiner  Schrift:  On  the  Economy  of  Machinery  and  Manufacturers,  1832. 
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teiligung  einführten  und  erklärten,  damit  ein  Zeitalter  der  heftigsten 
Arbeitskämpfe  zu  einem  glücklichen  Abschluss  gebracht  zu  haben, 
unter  dem  lauten  Beifall  der  Politiker  und  Theoretiker  aus  den 
verschiedensten  Lagern,  von  John  Stuart  Mill  undFawcett, 
Louis  Blanc,  dem  Grafen  von  Paris,  Holyoake  undLoyd 
Jones,  Ludlow,  Thomas  Hughes,  Frederic  Harrison 
und  Macdonald.  Damals  hatte  die  Popularität  des  Systems, 
ja  die  Begeisterung  für  dasselbe  ihren  Höhepunkt  erreicht.  Vor 
einer  glänzenden  Gesellschaft  besprach  1867  der  Vorstand  des 
Königl.  preussischen  statistischen  Bureaus,  Ernst  Engel,  das 
neue  System  und  schloss  mit  den  Worten  :  »Die  soziale  P'rage 
ist  keine  Frage  mehr,  ihre  Lösung  darf  als  erfolgt  betrachtet 
werden.«  Aber  dieser  populäre  Glanz  verblich  mit  einem  Male, 
als  1872  das  System  der  Herren  Briggs  und  gleichzeitig  die 
Versuche  des  Berliner  Messingfabrikanten  Borchert  und  der 
Newyorker  Wagenbauer  Brewster  &  Co.,  mit  denen  die  Ge- 
winnbeteiligung auf  deutschen  und  amerikanischen  Boden  ver- 
pflanzt worden  war,  zusammenbrachen.  Und  nicht  nur  das  In- 
teresse des  grossen  Publikums,  das  lediglich  von  der  Thatsache 
des  Fehlschlagens  oder  höchstens  von  einseitigen  Darstellungen 
der  näheren  Umstände  Kenntnis  nahm ,  wandte  sich  damit  vom 
System  ab ,  auch  der  Glaube  der  Nationalökonomen ,  die  den 
Thatbestand  näher  kennen  lernten,  hatte  damit  einen  argen  Stoss 
erlitten  *).  Indess  irrte  sich,  wer  damals  den  Gedanken  der  Ge- 
winnbeteiligung für  tot  hielt.  Den  verunglückten  Versuchen  folgte 
eine  Reihe  neuer.  Wir  geben  im  Folgenden  auf  Grund  der  amt- 
lichen englischen  Publikationen  ^)  die  Zahlen  für  die  Entwicklung 
der  Gewinnbeteiligungsbewegung  in  England  °) : 

T  1,     j       V   r-u  Anzahl  der  P'  i  r  m  e  n  : 

Jahr  der  Einfuhrunsr  :  ,    .     „     ^  „.      , 

•'  ^  wieder  aufgegeben:  noch  in  Kraft:  lotal: 

1829  I  —  I 

1865  4  _  4 


i)  S.  über  diesen  Fall  unten  im  speziellen  Teil  des  I.  Kapitels. 

2)  Schloss,  Report  on  Profit-sharing ;  Board  of  trade ,  Labour  department  1S94, 
London,  S.  134.  Labour  Gazette,  July  1895  S.  207,  July  1896  S.  20S ,  September 
1896  S.  275.  (Ein  Fall  der  hier  erwähnten  Gewinnbeteiligungsfälle  scheidet  aus 
s.  S.  129). 

3)  Der  Verfasser  des  englischen  Parlnientsberichts  hält  es  indes  für  ziemlich  aus- 
gemacht, dass  eine  beträchtliche  Anzahl  von  wiederaufgegebenen  oder  noch  existie- 
renden Gewinnbeteiligungsfällen  nicht  zur  Kenntnis  des  englischen  Arbeitsamts  ge- 
kommen sind  (Report  S.  162). 
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Jahr  der  Einführung : 


866 
867 
868 
869 
870 
871 
872 

873 
874 
876 
878 
880 
881 
882 
883 
884 
885 
886 
887 
888 


Anzahl  der  Firmen 
wieder  aufgegeben : 

5 
3 
I 


892 
893 
894 
895 
896 


in  Kraft: 

Total : 

I 

6 

— 

3 
j 

I 

I 
I 
2 



— 

4 

I 

3 

2 

2 

2 

2 

I 

2 

2 

2 

I 

2 

I 

3 

3 

3 

I 

3 

6 

6 

5 

7 

6 

6 

16 

19 

21 

32 

14 

16 

II 

15 

5 

5 

5 

5 

6 

6 

2 

2 

Total 


52 


105 


157 


Die  Zahl  der  in'  englischen  Gewinnbeteiligungs-Firmen  be- 
schäftigten Arbeiter,  soweit  hierüber  Nachrichten  vorliegen, 
schwankte  1895/6  zwischen  23947  und  26187. 

Die  Zahlen  von  anderen  Ländern  sind  nicht  genau  bekannt, 
immerhin  dürfte  die  Zahl  der  Gewinnbeteiligungs-Firmen  Frank- 
reichs, der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  der  übrigen 
Länder  zusammen  die  Zahl  der  englischen  Firmen  noch  um  ein 
Erkleckliches  übertreffen. 

Freilich,  trotz  dieses  relativen  Fortschreitens  der  Bewegung 
nimmt  sich  die  Gewinnbeteiligung  auf  dem  ungeheuren  Gebiet 
der  grossen  sozialen  Strömungen  immer  noch  wie  ein  sehr  be- 
scheidenes Bächlein  aus.  Aber  ihre  Anhänger  glauben,  »dass 
das  Bächlein  eine  grosse  Zahl  befruchtender  Keime  und  Kräfte 
mit  sich  führe  und  dass  die  Zeit  kommen  werde,  wo  die  wilden 
Gewässer  verlaufen  und  das  Bächlein  nun  berufen    sei ,   den   zer- 
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rissenen,  aufgewühlten  Boden  wieder  zu  ebnen  und  fruchtbar  zu 
machen«  ^). 

Die  Gewinnbeteiligung  ist  die  Hoffnung  derer,  die  mit  Stan- 
ley Jevons  sagen:  »Industrial  divisions  should  be  perpendicu- 
lar,  not  horizontal«,  nicht  in  der  Organisation  von  Arbeiter  zu 
Arbeiter  und  Unternehmer  zu  Unternehmer  müsse  die  Lösung 
der  Klassenkämpfe  gesucht  werden,  sondern  in  der  Bindung  der 
Interessen  der  Arbeiter  an  die  Interessen  des  sie  beschäftigenden 
individuellen  Unternehmens;  in  ihren  Augen  ist  die  Gewinnbe- 
teiligung der  beste  Gewerkverein,  der  alle  Lohnkämpfe,  Streiks 
und  Aussperrungen  mit  den  Summen  verlorenen  Vermögens  und 
aufgespeicherter  Erbitterung  entbehrlich  macht. 

In  der  Gewinnbeteiligung  erblicken  Viele  die  naturgemässe 
Fortsetzung  der  alten  Geschichte  der  Emanzipation  der  Arbeit 
und  die  nächste  zu  erreichende  Stufe  der  Verflechtung  der  In- 
teressen des  Arbeiters  mit  denen  seiner  Arbeit.  Die  Gewinnbe- 
teiligung ist  die  Hoffnung  von  Vielen ,  die  vom  zertrümmerten 
Ideal  der  Produktivgenossenschaft  kommend,  den  Sieg  der  koo- 
perativen Idee  von  langsamem  Fortschritt  der  Entwicklung  er- 
warten. 

In  dieser  aller  Augen  erhebt  die  Gewinnbeteiligung  die  Ar- 
beit zu  einer  höheren  Würde,  der  Angestellte  arbeitet  für  sich 
und  seine  Kooperativgenossen,  nicht  mehr  für  einen  Mietherrn. 
Seine  Lebensthätigkeit  bekommt  einen  freieren ,  edleren  Inhalt, 
Vom  Unternehmer  trennt  ihn  nicht  mehr  die  grosse  Interessen- 
kluft zwischen  dem  Verkäufer  und  Käufer  der  Ware  Arbeit ;  er 
wird  sein  Mitarbeiter,  aber  ohne  doch  im  geringsten  in  seine 
Autorität  einzugreifen. 

Aus  dem  eben  Gesagten  ergibt  sich  auch  sofort,  in  welchem 
Lager  die  hauptsächlichen  Gegner  der  Gewinnbeteiligung  zu  suchen 
sind:  die  Freunde  der  Gewerkvereinsbewegung  stehen  dem  System 
skeptisch  gegenüber.  Nichtsdestoweniger  lässt  sich  nicht  be- 
haupten, dass  die  Gewerkvereine  selber ,  speziell  die  englischen, 
der  Gewinnbeteiligung  als  solcher  feindselig  gegenüber  stünden. 
Im  allgemeinen  ist  ihre  Haltung  vielmehr  eine  vorsichtig  zurück- 
haltende und  es  fehlt  auch  sogar  nicht  an  freundlichen  Stimmen 
der  Anerkennung. 

Indes,  es  ist  für  den  Fortschritt  des  Systems  zunächst  weni- 
ger von  Belang,  ob  es  hier  auf  Sympathieen  oder  dort  auf  Anti- 

i)  Schmoller,  Zur  Sozial-  und  Geweibepolitik  der  Gegenwart,  Leipzig  1890  S.  459. 
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pathieen  stösst ;  wichtig  ist  vielmehr  vor  allem  die  Frage,  ob  das 
System  nur  in  einer  Beziehung  hält,  was  seine  Freunde  von  ihm 
erwarten :  ob  es  ein  vorzügliches  Lohnsystem  ist.  Wenn  in  der 
That  die  Gewinnanteile  nicht  aus  der  Tasche  des  Unternehmers 
fliessen,  sondern  aus  einem  infolge  des  Systems  erst  erzeugten 
Mehrgewinn  ,  wenn  der  Unternehmer  daher  vom  System  in  der 
Regel  noch  profitiert  und  dieser  Erfolg  auch  dort  eintritt,  wo  die 
fleisssteigernden  Akkordlöhne  längst  eingeführt  sind:  dann  ist 
hiemit  in  der  That  die  Grundlage  für  eine  weite  Verbreitung  der 
Gewinnbeteiligung  gegeben. 

Freilich,  wenn  die  Gewinnbeteiligung  als  Lohnsystem  Fiasko 
erlitte,  könnten  auch  ihre  Anhänger  nur  mehr  geringe  Hoffnung 
für  ihre  allgemeine  Einführung  hegen.  Denn  die  Zahl  der  Unter- 
nehmer würde  stets  gering  sein,  die  sich  bloss  aus  Gründen  der 
»Gerechtigkeit«,  aus  blosser  Begeisterung  für  die  Kooperatividee 
zur  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  verstehen  würden. 

Auch  würde  ein  Fiasko  der  Gewinnbeteiligung  als  Lohnsy- 
stem nichts  weniger  bedeuten,  als:  die  Gewinnbeteiligung  ist  un- 
fähig ,  dem  Arbeiter  ein  eigenes  Interesse  an  seiner  Arbeit  zu 
geben,  seine  Leistungen  über  die  der  vertragsmässig  gemieteten 
Arbeit  hinaus  zu  heben:  es  würde  den  Bankerott  der  Gewinnbe- 
teiligung als  Kooperativsystem  in  seiner  wichtigsten  Beziehung 
bedeuten. 

Die  Vorzüglichkeit  der  Gewinnbeteiligung  als  Lohnsystem 
ist  —  das  wird  von  beiden  Seiten  anerkannt  —  in  grossem  Um- 
fange nicht  nur  Basis  zukünftiger  Erfolge,  sondern  Prüfstein  ihres 
inneren  Wertes.  Sie  soll  daher  den  hauptsächlichen  Gegenstand 
der  nachfolgenden  Untersuchung  bilden. 

Im  weiteren  soll  die  Einwirkung  der  Gewinnbeteiligung  auf 
die  Beziehungen  zwischen  Unternehmer  uudArbeiter  erörtert  werden. 

I.   Kapitel. 
Die  Gewinnbeteiligung  als  Lohnsystem. 

Einfluss  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Arbeitsleistung  und 
Stabilität  der  Angestellten. 

Eine  wissenschaftliche  Untersuchung  der  Gewinnbeteiligung  als  Lohnsystem  hat 
bereits  Dr.  Hemrich  Frommer  in  seinem  Buche  »Die  Gewinnbeteiligung«  —  Schmoller'% 
staatswissenschaftliche  Forschungen  1886  —  gegeben.  Seitdem  hat  sich  das  Ma- 
terial verfünffacht. 


Die   Gewinnbeteiligung  etc.  125 

Froj/mier's  Verdienst  ist  ein  doppclLds:  einmal  hat  er  als  Erster  das  als  Ge- 
winnbeteiligung überlieferte  Material  reinlich  geschieden  nach  Fällen,  in  denen  Ge- 
winnbeteiligung, und  solchen,  in  denen  andere  Lohnsysteme  vorliegen.  Sodann  hat 
er  die  einzelnen  Fälle  nach  den  Gründen  des  Misserfolgs  oder  Erfolgs  einer  kriti- 
schen Prüfung  unterzogen. 

Obwohl  Frommer  zu  einem  wesentlich  negativen  Resultat  gekommen  ist,  ist  die 
»scharfe  und  präzise  Analyse«  der  einzelnen  Fälle  selbst  von  warmen  Anhängern 
des  Systems,  soviel  mir  bekannt ,  nie  angefochten  worden.  Vielmehr  pflegt  von 
diesen  seine  Untersuchung  im  Allgemeinen  vorsichtig  umgangen  zu  werden. 

Und  doch  hat  Frofumer  ein  —  nachdem  er  es  kritisch  gesiebt  hatte  —  nur 
ziemlich  kleines  Material  (27  Fälle)  vorgelegen ;  und  es  muss  anerkannt  werden, 
dass  dieser  Umstand  die  von  ihm  aus  eben  diesem  Material  gezogenen  Schlüsse 
eines  apodiktischen  Charakters  entkleidet  und  ergänzungsfähig  macht.  Wir  möchten, 
was  wir  meinen,  an  Folgendem  veranschaulichen: 

Aus  der  Landwirtschaft  sind  Frommer  4  Fälle  vorgelegen  ,  aus  denen  er  für 
das  Gebiet  der  Landwirtschaft  folgende  Sätze  ableitet  (S.  73  ff.)  (Das  Gesamter- 
gebnis, zu  dem  Frommer  auf  Grund  sämtlicher  ihm  vorliegenden  Fälle  gekommen, 
siehe  übrigens  unten  am  Ende  des  I.  Kapitels.)  : 

i)  dass  »in  allen  Betrieben  ,  deren  Erfolg  vor  allem  grossen  Schwankungen  in- 
folge der  besonderen  Bedeutung  der  Witterung  oder  grossen  Schwankungen  der 
Preise  ausgesetzt  ist ,  die  Aussicht  auf  eine  Beteiligung  an  diesem  unsicheren  Ge- 
winn kein  ausreichendes  Reizmittel  ist ,  um  die  Arbeiter  sowohl  dauernd  dem  Be- 
trieb zu  erhalten  als  auch  sie  zu  qualitativ  oder  quantitativ  besseren  Leistungen 
anzutreiben ;« 

sowie  ferner,  dass  die  Gewinnbeteiligung  auch  abgesehen  von  diesen  Momenten 
2>ara  erfolgreichsten  da  erscheint ,  wo  die  Leistungen  der  Arbeiter  für  den  Erfolg 
des  gesamten  Unternehmens  weit  schwerer  in  die  Wagschale  fallen,  als  die  Leitung 
des  Ganzen;« 

2)  »dass  eine  für  den  Erfolg  der  Gewinnbeteiligung  sehr  bedeutsame  Mass- 
nahme ist:  eine  Abstufung  der  Prozentsätze  der  Beteiligung  je  nach  der  Verant- 
wortlichkeit der  Stellung  des  einzelnen  Arbeiters  in  dem  gesamten  Betriebe;« 

3)  dass  sich  die  »Steigerung  der  Tüchtigkeit  der  Leistungen  der  Arbeiter  als 
abhängig  erweist  von  der  Grösse  des  Bonus  ,  der  unter  sie  verteilt  wird  und  der 
Mehreinnahmen,  die  ihnen  dadurch  zuteil  werden«  ; 

4)  dass  die  Unmittelbarkeit ,  mit  der  den  Arbeitern  die  durch  die  Gewinnbe- 
teiligung bewirkte  Steigerung  ihrer  Einnahmen  zu  teil  wird,  von  grosser  Bedeutung 
für  den  wirtschaftlichen  Erfolg  ist ; 

und  endlich  schliesst  er  aus  der  Vergleichung  dieser  vier  Fälle  mit  bei  an- 
deren Lohnmethoden  gemachten  Erfahrungen, 

5)  dass  da,  »wo  es  vorzüglich  auf  den  Fleiss  ankommt,  der  Stücklohn  ein  weit 
mächtigerer  Sporn  ist  als  die  Gewinnbeteiligung.« 

6)  »Wo  es  sich  besonders  um  die  Erzielung  höherer  Sorgfalt  handelt ,  da  er- 
weisen sich  die  Einzel-Brutto-Tantiemen  und  die  Produktions-  oder  Güteprämien 
als  stärkerer  Antrieb  aus  den  gleichen  Gründen.« 

Frommer  kommt  daher,  für  das  Gebiet  der  Landwirtschaft,  zu  dem  Schluss : 
>Es  bleibt  also  nur  eine  ganz  beschränkte  Sphäre  der  Gewinnbeteiligung  übrig, 
nämlich  für  die  Personen  in  verantwortlicher  leitender  Stellung,    die  einerseits  we- 
der nach  Stück  noch  nach  Prämien  gelohnt  werden  können,  andrerseits  Ueberblick 


126  l^^""-   Riiflolf  Kinliaur.er: 

und  Bildung  genug  besitzen,  um  zu  erkennen,  dass  der  Ertrag  des  Ganzen  von  der 
Erfüllung  ihrer  Pflichten  beeinflusst  wird.« 

Die  Anhänger  der  Gewinnbeteiligung  könnten  mit  Recht  sagen,  dass,  um  diesen 
6  oder  7  Sätzen  und  dem  Schlussresultat  eine  allgemeine  Bedeutung  zu  geben,  das 
Material  von  4  Fällen  nicht  ausreicht.  Allein  Frommer  wollte  in  ihnen  lediglich 
das  zusammenfassen  ,  was  sich  aus  dem  ihm  vorliegenden  Materiale  ergab.  Wer 
damit  nicht  zufrieden  war,  hätte  die  Aufgabe  gehabt,  sie  durch  Beibringung  neuen 
Materials  mit  entgegengesetzten  Erfahrungen  zu  entkräften.  Kritisches  Zusammen- 
tragen neuen  Materials  und  kritische  Bearbeitung  desselben  wäre  offenbar  die  Auf- 
gabe derjenigen  Schriftsteller  gewesen,  die  Fronimer's  Ergebnisse,  trotzdem  sie  seine 
wissenschaftliche  Methode  anerkannten,  nicht  acceptieren  zu  können  glaubten. 

Indes  ist  dies  nicht  geschehen.  Beim  Zusammentragen  des  Materials  hat  man 
nicht  nur  all'  den  alten  Ballast ,  der  durch  Frommer  aus  dem  Schiiflein  der  Ge- 
winnbeteiligung hinausgeworfen  schien  ,  wieder  hereingeschleppt,  sondern  hat  auch 
bei  der  Sammlung  neuen  Materials  mit  grosser  Weitherzigkeit  alle  möglichen  an- 
deren Entlohnungsmethoden  und  Gratifikationssysteme  neben  der  Gewinnbeteiligung 
unkritisch  neben  einander  aufgestapelt.  Ein  Schriftsteller  meint  allerdings:  »Was 
meiner  Definition  an  wissenschaftlicher  Genauigkeit  abgeht ,  gewinnt  sie  an  prakti- 
scher Brauchbarkeit.« 

Wir  meinen  aber  ,  wissenschaftliche  Prägnanz  eines  Begriffes  ist  die  Basis  aller 
praktischen  Verwendbarkeit.  —  Ebensowenig  ist  irgendwo  von  systematischer  Ver- 
wertung des  Materials  die  Rede ;  dabei  wäre  das  Material  allerdings  sofort  in  Ge- 
winnbeteiligung und  in  andere  Lohnsysteme  auseinandergefallen. 

i.  Der  Gegenstand  der  Untersuchung. 

Im  Nachfolgenden  behandeln  wir  die  Gewinnbeteiligung  als 
Lohnproblem  ,  daher  die  Anwendung  des  Systems  auf  die  ge- 
wöhnlichen Angestellten  industrieller ,  landwirtschaftlicher  und 
kaufmännischer  Unternehmungen.  Von  der  Gewinnbeteiligung 
höherer  Angestellter  in  verantwortlicheren  Posten  wird  daher  nicht 
mehr  als  beispielsweise  die  Rede  sein.  Dass  Reisende  ,  Buch- 
halter ,  Beamte  einer  Versicherungsgesellschaft ,  Direktoren  einer 
Aktiengesellschaft  am  Gewinn  beteiligt  sind ,  ist  eine  alte  Ein- 
richtung, deren  Vorzüglichkeit  von  keiner  Seite  bestritten  wird. 
Hier  interessiert  uns  lediglich,  ob  die  Gewinnbeteiligung  geeignet 
ist,  die  Lohnfrage  für  die  gewöhnlichen  Angestellten  günstig  zu 
beeinflussen,  ob  sie  diesen,  die  nicht  durch  ihre  verantwortliche 
Stellung  in  der  Lage  sind,  den  Gewinn  des  Unternehmens  in  her- 
vorragender Weise  zu  fördern  oder  zu  gefährden,  ein  egoistisches 
Interesse  an  ihrer  Arbeit  zu  geben  vermag,  ob  sie  fähig  ist ,  die 
grosse  Masse  der  Beschäftigten,  deren  gegensätzliche  Stellung  zu 
ihren  Arbeitgebern  man  beklagt,  zur  Höhe  kooperativer  Arbeits- 
genossen zu  erheben. 

Wir  handeln    von    der    Gewinnbeteiligung   der    in    einem  Be- 
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triebe  Beschäftigten  und  fragen  uns ,  bis  zu  welchem  Grad  und 
unter  welchen  Bedingungen  es  möglich  ist ,  die  Interessen  des 
Arbeiters  mit  denen  der  Arbeit  und  des  Unternehmers  zu  ver- 
flechten, dadurch,  dass  der  Arbeiter  neben  seinem  Lohn  am  Ge- 
winn des  Unternehmers  beteiligt  wird.  Wir  reden  also  von  Ge- 
winnbeteiligung der  Arbeit,  nicht  des  Kapitals;  und  zwar  von 
Gewinnbeteiligung  des  Kapitals  (also  Dividendenbezug)  auch  dann 
nicht,  wenn  dasselbe  in  Händen  von  Angestellten  ist.  Denn  hier 
ist  der  Angestellte  eben  vor  allem  als  Kapi  talis  t  am  Unter- 
nehmen interessiert  und  sind  also  die  thatsächlichen  und  psycho- 
logischen Voraussetzungen  für  sein  Interesse  an  der  Arbeit  we- 
sentlich andere  als  dort,  wo  er  lediglich  als  beschäftigter  Arbeiter 
einen  Gewinnanteil  bekommt.  Hier  ist  es  nicht  der  Betrieb  eines 
Anderen,  an  dem  der  Arbeiter-Aktionär  interessiert  werden  soll, 
sondern  ein  Betrieb,  dessen  Miteigentümer  er  ist ,  und  er  ist  an 
ihm  nicht  interessiert  durch  mehr  oder  minder  grosse  Jahreszu- 
lagen —  die  ,  selbst  wenn  sie  ausbleiben  ,  ihn  nicht  um  einen 
Pfennig  ärmer,  nur  nicht  reicher  machen  — ,  sondern  durch  sein 
Vermögen  ,  das  im  Geschäft  steckt ,  weshalb  ihn  geringe  Divi- 
denden und  Verlustjahre  zum  armen  Mann  machen  können. 

Schon  allein  aus  diesem  Grunde,  weil  die  Kapitalbeteiligung 
der  Angestellten  (industrial  partnership)  völlig  andere  psycholo- 
gische Voraussetzungen  schafft  als  Gewinnbeteiligung,  bleibt  sie 
im  Nachfolgenden  für  uns  ausser  Betracht. 

Wir  reden  von  Gewinnbeteiligung  der  Arbeit,  aber  nicht 
von  irgend  welchen  Prämiensystemen,  Gratifikationsgewohnheiten, 
bei  denen  also  die  Höhe  des  »Bonus«  nicht  vom  Reingewinn  ab- 
hängig ist ;  der  Unterschied  zwischen  letzteren  Entlohnungsme- 
thoden und  der  Gewinnbeteiligung  ist  eben  der ,  dass  das  eine- 
mal der  Angestellte  am  Gewinn  des  Unternehmens  beteiligt,  das 
anderemal  daran  unbeteiligt  ist  ^). 


l)  Vgl.  Sc/iloss,  Report:  profit-sharing  »a  voluntary  agreement  by  virtue  ofwhich 
an  employee  receives  a  share,  fixed  beforehand,  in  the  profits  of  an  undertaking«  (S.  2) ; 
Internat.  Gewinnbeteiligungskongress  1889,  Coinpte  rendu  in  extenso,  Paris,  Chaix, 
S.  267 ;  ff.  Frommer,  die  Gewinnbeteiligung,  Leipzig  1886  S.   54  u.  s.  w. 

Vom  Reingewinn  hängt  der  Bonus  rieht  ab,  wenn  sein  Verhältnis  zu  demselben 
nicht  vorher  bestimmt,  fix,  sondern  alle  Jahre  beliebig  anders  bestimmt  wird.  In 
diesem  Fall  hängt  er  eben  vom  Belieben  des  Unternehmers  ab.  Von  Gewinnbeteili- 
gung, auch  »uneigentlicher«  ,  ist  hier  keine  Rede ,  weil  der  Zusammenhang  zwischen 
Arbeitsleistung  und  Gewinnanteil  völlig  durchbrochen  ist.  Die  psychologischen  Voraus- 
setzungen solcher  Gratifikationen  sind   wieder  völlig  andere    als  bei  der  Gewinnbetei- 
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II.  Das  Material  der  Untersuchung. 

I .    Report    o  n    p  r  o  f  i  t  s  h  a  r  i  n  g  ,      b  y    D.    F.    Schloss, 
Board  o  f  T  r  a  d  c  ,  L  a  b  o  u  r  Department,  1894. 


lignng.  Bei  der  Gewinnbeteiligung  muss  der  Angestellte,  wenn  er  einen  möglichst 
hohen  Bonus  bekommen  will ,  möglichst  günstig  den  Gewinn  effektiv  beeinflussen ; 
beim  Gratifikationssystem  muss  er  sich  das  möglichste  Wohlwollen  des  Unternehmers 
erwerben  und  erhalten.    Das  Eine  ist  etwas  ganz  anderes  als  das  Andere. 

Einige  Schriftsteller  subsumieren  allerdings  unter  Gewinnbeteiligung  alle  mög- 
lichen Fälle  von  Prämiensystemen,  Qualitäts-  und  Quantitätsprämien,  Ersparnisprämien, 
ferner  Gratifikationen  und  Jegher  in  seinem  »Bericht  an  Herrn  Bundesrat  Emil  Frey 
über  die  Frage  der  Beteiligung  der  Arbeiter  und  Angestellten  in  den  Regiewerkstätten 
des  Militärdepartements  an  dem  Betriebsergebnisse  <?  (Zürich  1892)  »nimmt  für  den  Be- 
griff der  Gewinnbeteiligung  alle  jene  Fälle  in  Anspruch,  in  denen  aus  dem  »Gewinn« 
bezw,  »Betriebsüberschuss«  Mittel  zu  Anstalten  und  Einrichtungen  verfügbar  gemacht 
werden,  die  dem  Einzelnen  oder  der  Gesamtheit  der  Arbeiter  und  Angestellten  der 
betreffenden  Unternehmer  über  die  ihnen  zukommende  Lohnentschädigung  hinaus  zu 
gute  kommen.«  Es  wird  bei  dieser  weiten  »Fassung  des  Begriffs«  allerdings  wenige 
Firmen  geben,  die  keine  Gewinnbeteiligung  üben.  Denn  jede  Firma,  die  alljährlich 
eine  Summe  an  die  Krankenkasse  der  Arbeiter  abführt,  beteiligt  ihre  Angestellten 
nach  der  Meinung  yeghcr's  u.  a.  offenbar  am  Gewinn,  ebenso  übt  jeder  Unternehmer 
Gewinnbeteiligung,  der  seinen  Arbeitern  Weihnachtsgeschenke  zu  machen  pflegt.  Und 
es  ist  von  hier  aus  nur  mehr  ein  Schritt  zur  weiteren  Behauptung,  dass  auch  in  einer 
einfachen  Alterszulage,  ja  Lohnerhöhung,  ebenfalls  »Gewinnbeteiligung«  gelegen  ist. 
L'nd  in  der  That  ist  dieser  Schritt  auch  schon  gethan  worden.  So  erzählt  Gilman- 
Katscher  in  »Die  Teilung  des  Geschäftsgewinnes  zwischen  Unternehmern  und  Ange- 
stellten« S.  99  :  »Der  Besitzer  des  grossen  Blattes  Public  Ledger  in  Philadelphia,  Herr 
G.  W.  Childs,  hat  ein  lehrreiches  (!)  und  vortreffliches  Beteiligungssystem  geschaffen, 
das  er  ohne  alle  festen,  bindenden  Bestimmungen  praktisch  durchführt. 

Zunächst  zahlt  er  den  Beamten  bessere  Gehälter  als  irgend  ein  anderer  Un- 
ternehmer in  der  Brüderstadt.  Die  Setzer  erhalten  um  5  Cents  pro  1000  m  über  den 
offiziellen  Tarifsatz  hinaus,  wodurch  ihnen  eine  Lohnsteigerung  von  mehr  als  lo  Proz. 
erwächst.  Die  Leute  bekommen  im  Sommer  Ferial- ,  im  Winter  Feiertags-Geldge- 
schenke, in  Krankheitsfällen  bis  zur  Genesung  den  vollen  Lohn  und  im  Alter  Ruhe- 
gehälter, die  nicht  selten  die  Höhe  des  ganzen  Jahresverdienstes  erreichen.  Auch  son- 
stiger Vorteile  erfreuen  sie  sich  im  Dienste  Child's.« 

Nach  alledem  nimmt  es  uns  Wunder ,  dass  die  Schriftsteller,  die  die  Gewinnbe- 
teiligung so  weit  fassen,  nicht  schon  längst  ein  viel  einfacheres  Verfahren  für  die  Samm- 
lung von  Material  eingeschlagen  haben :  sie  brauchten  nur  jene  Firmen  zu  eruieren, 
die  in  jeder  Branche  die  schlechtesten  Löhne  zahlen,  alle  übrigen  sind  offenbar  Ge- 
winnbeteiligungsfirmen ! 

Und  doch  thun  wir  diesen  Autoren  unrecht,  wenn  wir  glaubten,  dass  sie  in  allen 
Beziehungen  diese  Firmen  als  Gewinnbeteiligungsfirmen  anerkennen.  Oder  sollten  sie 
wirklich  glauben,  dass  > Gewinnanteile  ohne  vorher  fixiertes  Verhältnis  zum  Gewinn« 
vulgo  (Neujahrs-  oder  andere)  Geschenke  den  »Forderungen  der  Gerechtigkeit  am 
besten  entsprechen«  [vgl.  Gilman-Katscher  S.  330)  dem  Naturrecht  und  der  Billigkeit 
konform  seien   [Ch.  Robert,   Le  Contrat  de  Participalion,   Paris  1889  S.    13),   sollte  die 


Die  Gewinnbeteiligung  etc.  I2Q 

Ein  nach  wissenschaftlichen  Grundsätzen  gearbeiteter  Parla- 
mentsbericht üher  die  Anwendungsfälle  der  Gewinnbeteiligung  in 
England. 

Eine  Ausscheidung  derjenigen  Fälle,  in  denen  keine  Gewinn- 
beteiligung vorliegt,  kann  hier  unterbleiben,  da  der  Verfasser, 
wo  er  solche  beispielsweise  heranzieht ,  diesen  Umstand  selbst 
bemerkt. 

Indess  ist  hier  irrtümlich  als  Gewinnbeteiligung  aufgeführt: 
John  Barbour  &  Co.,  Schloss  Report  S.  107. 

Wie  sich  aus  dem  mir  gewordenen  Mitteilungen  der  Unter- 
nehmer ergibt,  erhielt  jeder  Angestellte  bei  den  5  Halbjahres- 
verteilungen der  Jahre  1891 — 1893  je  einen  Lohnzuschlag  gleich 
dem  Lohn  von  vierzehn  Tagen. 

2.  a)  La  Participation  aux  benefices.  Par  V. 
Bö/i9uert,  traduit  et  mis  ajourpary^.  Trovibert ,  Paris, 
Chaix  1888. 

Dieses  Buch  enthält  die  ausführlichsten  Nachrichten  der 
neueren  Literatur  über  die  älteren  französischen  Gewinnbeteiligungs- 
fälle, daneben  auch  nichtfranzösische  Versuche.  Da  fast  sämt- 
liche hier  aufgeführten  Fälle  auch  im  sogleich  zu  besprechenden 
Buch  von  Gilman-Katscher  Aufnahme  gefunden  haben,  wird  die 
Sichtung  des  Materials  bei  der  Besprechung  dieses  Buches 
erfolgen. 

Nur  folgende  Fälle  des  Buches,  die  nicht  Gewinnbeteiligungs- 
fälle sind,  fehlen  bei  Gilman-Katscher. 

Nr.  9.     S  trömann  und  Larsen.    (Es    handelt    sich  um  Kapitalbeteiligung.) 
Nr.  17.   Gutswirtschaft  auf  Pfal  z  h  ill  -  Bittbu  rg  und 
Nr.  18.    Alten  ho  f.     In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  nur    um  Halbpachtver- 
hältnisse. 

Nr.  21.    R  a  1  a  h  i  n  e.     Auch  hier  liegt  kein  Arbeitsverhältnis  vor,   sondern  die 
Verpachtung  des  Guts  an  eine  Genossenschaft  von  Arbeitern. 

3.  A^.  P.  Gilman  ^  die  Teilung  des  Geschäfts- 
gewinns zwischen  Unternehmern  und  Angestellten. 


Sitte  I  Proz.  Lohnzuschläge  (oder  Lohnabzüge?)  alljährlich  in  die  Krankenkasse  abzu- 
führen, wirklich  eine  Vorbereitung  der  Produktivgenossenschaft  sein  (Ch.  Robert  44), 
sollten  wirklich  Dienstaltersprämien  die  Wirkung  haben ,  die  Arbeiter  aus  Mietlingen 
zu  Arbeitsgenossen  zu  machen  {Gilman-Katscher  S.  335),  die  Lohnfrage  in  befriedi- 
gender Weise  zu  lösen  {Gilman-Katscher  X),  sollte  dies  alles,  sowie  ferner  die  ver- 
schiedensten Arbeitsprämien  wirklich  erst  ein  halbes  Jahrhundert  alt  sein,  von  Leclaire 
eingeführt  {Gilman-Katscher  IX),  in  Deutschland  bloss  in  18  Häusern  und  in  Oester- 
reich  in  i  Haus  im  Schwang  sein  (ibidem  X)  ? 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1898    1.  2.  Q 
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Deutsche    Bearbeitung    von    Leopold    Katsclier,    Leipzig 
1891^). 

Von  den  hier  erwähnten  Fällen  stellen  sich  als  keine  Ge- 
winnbeteiligung dar  —  abgesehen  von  den  englischen 
A  n  w  e  n  d  u  n  g  s  f  ä  1 1  e  n  '^) : 

Abadie  et  Co.;  S.  84.  Die  Bemessung  der  Individualanteile  ist  hier  durch- 
aus diskretionär  (Trombert  Guide  pratique  pour  l'application  de  la  Participation  ^) 
S.  125). 

L'A  b  e  i  11  e  ,    vS.  234.     Ebenso. 

Adler  Georg,  S.  85.  Der  ^Gewinnanteil«  ist  nicht  im  Voraus  bestimmt, 
d.  h.  es  handelt  sich  um  Gratifikationen. 

A  u  b  e  r  t  ,  E.  S.  105.    Beteiligung  am  Bruttoerlös  der  Druckaufträge. 

Besselievre  Charles,  S.  123.  »Die  Höhe  des  Gesamtanteils  wird  von 
der  Firma  bestimmt*  anscheinend  also  diskretionär. 

Bonniot-Pouget;  S.  166.  Wie  Gilman-Katscher  selbst  bemerken ,  ist 
das  »Beteiligungsverfahren«  keine  eigentliche  Gewinnbeteiligung ,  es  handelt  sich 
vielmehr  um  eine  Art  von  Lohnzuschlägen  und  Ersparnisprämien. 

Boston    Herald;  S.  260.  Der  Gewinnanteil  ist  nicht  im  voraus  bestimmt. 

B  r  i  e  r  e  et  F  i  1  s  ,  H. ;  S,  96.  Wie  Gilmann-Katscher  selbst  bemerken,  han- 
delt es  sich  hier  um  Verkaufstantiemen. 

Brunn  bei  Fehrbellin;    S.   230.     Halbpartwirtschaft. 

Caillard  Freres;  S.  147  »schreiben  alljährlich  einen  nicht  feststehenden 
Teil  des  Geschäftsnutzens  .  .  ,  gut.« 

Dolge  Alfred    S.  130.  (gainsharing,  nicht  profitsharing)  *). 

Fabrique  d'apparels  electriques  S.  153.  Wie  sich  aus  Böhmertl 
S.  102  zu  ergeben  scheint,  ist  auch  der  Gesamtbonus  nicht  fix ;  jedenfalls  bemessen 
sich  die  Individualanteile  diskretionär. 

La  Fonciere;  S.  236  Gratifikationssystem. 

Fauquet  Octave,  Oissel;  S.  122.  Der  Gesamtbonus  beträgt  zwar 
»durchschnittlich«  5  Proz.  des  Geschäftsgewinns  ,  jedoch  werden  die  Individualan- 
teile »auf  der  Grundlage  der  Verwendbarkeit  zuerkannt.« 

G  e  i  1  i  n  g  e  r  ,  G  e  b  r. ;    S.  265  Gratifikationssystem. 

G  i  II  e  t    e  t  F  i  1  s  ;    S.  125  ebenso. 

Globe  Tobacco  Co.;  S.  194.  Die  Firma  führt  vierteljährlich  i  Proz.  der 
Bruttoeinnahmen  behufs  Verteilung  an  ihre  Angestellten  an  den  Zweigverein  Detroit 
der  Knights  of  labor  ab. 

Hannapier  and  Co.;  S.  191.     Gratifikationssystem. 

Haute-Seine  Bugsiergesellschaft;  S.  217.     » Anfänglich«  betrug 


i)  Das  Buch  ist  von  zwei  sehr  warmen  Anhängern  des  Participationsgedankens 
geschrieben  und  erhält  dadurch  einen  besonderen  Reiz  und  Wert ;  indem  es  die  Hoff- 
nungen, die  in  diesen  Kreisen  an  das  System  geknüpft  werden,  am  klarsten  und  kon- 
sequentesten ausdrückt. 

2)  Bezüglich  dieser  vgl.  den  sub  i  citierten  Parlamentsbericht. 

3)  Paris,  Chaix  1892. 

4)  S.  unten  im  IV.  Abschnitt:  »Gesamtergebnis«. 
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der  Bonus  10  Proz.  des  Reingewinns  ;    jetzt  aber    wird    der  Betrag    jedes  Jahr  dis- 
kretionär festgesetzt. 

Hofbauamt    Schwerin;    S.   272.     Es    handelt  sich  um  Gruppenakkord. 

Keller    Gebrüder;  S.  264.     Es  handelt  sich  um  Gratifikationen. 

Kröber  Adolf;  S.  288.     Ebenso. 

Lombart,    Chocolaterie;    S.  190.     Ebenso. 

MameetFils;    S.  96.     Es    handelt  sich  um  Verkaufstantiemen. 

Masson  Gustave;  S.  95.     Ebenso. 

Mechanische  Baumwollspinnerei  und  Weberei  zu  Kauf- 
b  e  u  r  e  n  ;  S.  262.     Es  handelt  sich  um  Gratifikationen  und  Arbeitsprämien. 

Mermod  Freres,  Sainte-Croix  Katscher.  S.  198.  (Siehe  vor  allem  Trom- 
bert  1896  S.   133.) 

Zwar  ist  der  Gesamtbonus  ein  fixer  Prozentsatz  der  Gewinne ;  indess  ist  die 
Bemessung  der  Individualanteile  zu  einem  grossen  Teil  diskretionär:  vor  allem  ist 
es  dem  beliebigen  Ermessen  der  Unternehmer  überlassen,  welcher  Teil  des  Ge- 
samtbonus den  Partizipanten  unmittelbar  zufallen  soll  und  welcher  Teil  in  die  »Unter- 
stützungskasse« abgeführt  werden  soll.  Es  ist  dies  auch  in  der  Praxis ,  wie  aus 
den  mir  gewordenen  Mitteilungen  hervorgeht  ,  ganz  beliebig  gehandhabt  worden  '). 
Der  den  Partizipanten  unmittelbar  zugewendete  Teil  aber  wird  ferner  aufgeteilt, 
»indem  in  Betracht  gezogen  wird« 

i)  Anciennetät  und  geleistete  Dienste, 

3)  Lohnhöhe. 

Also  auch  da  spielt  —  mangels  aller  anderen  Regeln  —  das  Ermessen  eine  Rolle. 

J.  Morton  Brown  and  Co.,  Norristown,  Pennsylvanien ;  S.  129.  Es  handelt 
sich  um  abgestufte  Dienstalterszulagen,  die  in  ihrer  Höhe  sich  nach  Länge  der 
Dienstzeit  und  Höhe  der  Lohnbezüge  richten. 

Newyorker  Staatszeitung;  S.  99.     Lohnzuschläge. 

Page  Belting  Company  zu  Concord,  Nordamerika;  S.  169. 
Sowohl  die  Auswahl  der  Partizipanten  als  besonders  die  Bemessung  der  Individual- 
anteile ist  diskretionär. 

Peace  Dale  Manufacturing  Company,  Peace  Dale;  S.  126. 
»Die  Bestimmung  der  Anteilsumme  soll  der  Firma  vorbehalten  bleiben  und  sich 
nach  dem  Geschäftsgang  richten.« 

PernodFils,  inPontalier  (Frankreich)  und  Co  uvet  (Schweiz); 
S.  190.  Die  Firma  zahlt  in  eine  Pensionskassa  alljährlich  »einen  nicht  feststehen- 
den Teil  des  Geschäftsertrags«   ein. 

La  Phenix;  S.  237.  Die  Angestellten  sind  an  den  Prämieneinnahmen,  nicht 
aber  am  Gewinn  beteiligt. 

P  i  a  t ;  S.  145.     Es  handelt  sich  um  Gratifikationen. 

Protopopow'  sehe  Wachskerzenfabrik  in  Moskau;  S.  184. 
Mindestens  die  Bemessung  der  Individualanteile  ist  diskretionär. 

Public  L  edger;  S.  99.     S.  oben  C.  128  Anm. 

Rand,  Macnally  and  Co.,  Chicago;  S.  97.  Es  handelt  sich  um  er- 
leichterte Kapitalbeteiligung. 


i)  Die  den  Participanten  einerseits,  der  Unterstützungskassa  andrerseits  zugewie- 
senen Beträge  waren  in  Prozenten  der  Löhne  ausgedrückt  in  den  Jahren  1888  -  95 : 
II  (8  1/2),  9  1/4  (3),  8  1/4  (i  1/4),  6  1/2  (I  3/4),   7  1/4  (3),  6  3/4  (2  1/4),  5  (3),  5  (2)  Proz. 
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Raulino  u.  Comp.;  S.  192.  »Die  Firma  hält  eine  Beteiligung  am  Rein- 
gewinn in  ihrem  Betrieb  für  unthunlich ;  es  werden  daher  von  den  Bruttoeinnahmen 
zunächst  die  Betriebsausgaben  ,  Abschreibungen  und  vierprozentigen  Kapitalzinsen 
abgerechnet;  von  dem  Wert  der  dann  verbleibenden  Jahreserzeugung  wird  je  nach 
Umständen  ein  Drittel  oder  ein  Viertel  den  Arbeitern  überwiesen.« 

Reymond,  H. ;  S.  272.    Es  handelt  sich  um  Gratifikationen. 

Rivoire  et  Carret,  Lyon;  S.  191.  Die  Höhe   des  Anteils  ist  nicht  fix. 

Rolland  Gosselin;  S.  235.  Die  Firma  richtet  sich  bei  Feststellung  ihres 
Jahresbeitrags  (zur  Beamtenkasse)  nach  dem  jeweiligen  Geschäftsergebnis,  anscheinend 
also  ohne  feste  Regeln. 

Rumford  Chemical  Works  in  Providence,  Vereinigte 
Staaten;  S.  184.  »Prämiensystem  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Geschäfts- 
ertrags.« 

Samuelson  James;  S.  478.     Kapitalbeteiligung. 

Schaeffer,  Lalance  u.  Co.,  Lutterbach-Pfastadt  (Elsas  s) 
S.   HO.     Die  Firma  bestimmt  den  Betrag  des  Gesamtanteils  jedes  Jahr  von  neuem. 

,Schlöglmühl'-Papierfabriks-Aktiengesellschaft;  S.  85.  Der  Bonus 
ist  ein  dem  Geschäftsgang  angemessener  Teil  des  Jahresgewinns;  auch  die  Indivi- 
dualanteile sind  offenbar  diskretionär. 

Schweizer  Pferdebahn  Gesellschaft;  S.  217.  Die  Kutscher  und 
SchafiFner  sind  am  Bruttoertrag  ihres  Wagens  beteiligt. 

Societe  anonyme  de  tissus  de  laine  des  Vosges;  S.  119.  Es 
ist  zwar  der  Gesamtbonus  ein  fixer  Prozentsatz  des  Reingewinns;  indes  war  bis 
1889  über  die  Zuwendung  nichts  weiter  bestimmt ,  als  dass  er  »zur  Speisung  eines 
Gratifikationsfonds,  andrerseits  zur  Schaffung  verschiedener  Wohlfahrtseinrichtungen« 
diente ;  seit  1889  wird  er  baar  ausbezahlt  »nach  Massgabe  der  Dienstzeit,  des  Fleisses 
und  der  Tüchtigkeit;   auch  die  Nüchternheit  kommt  in  Betracht«   also  diskretionär. 

Societe  anonyme  des  usines  de  Mazieres;  S.  147.  >Die  Höhe 
des  jährlichen  Bonus  ist  nicht  geregelt.« 

SpringfieldFoundry  Company,  Springfield  Mass.;  S.  160. 
»Die  Festsetzung  des  Prozentsatzes  des  Gesamtanteils  wurde  der  Direktion  vorbe- 
halten«, also  handelt  es  sich  um  Gratifikationen. 

Stein  fels    Friedrich;     S.   180.     Gratifikationssystem. 

I.  W.  Tufts,  Boston;  S.  162.  Es  besteht  ein  gegenseitiger  Hilfsverein, 
in  den  die  Firma  i  Proz.  des  Lohnbudgets  beisteuert ;  die  Angestellten  können  bis 
zu  1000  Dollars  ihre  Ersparnisse  loprozentig  bei  der  Firma  anlegen. 

Verkaufsgeschäft  in  Massachusetts;  S.  287.  Gratifikationen- 
system. 

Ungenannte  Fabrik  in  Boston;  S.  282.     Ebenso. 
Vernes  et  Gie;  S.   235,     Hier    liegt  dasselbe  Gratifikationssystem  vor  wie 
bei  Rolland  Gosselin. 

Wanamaker,  John;  S.  225.  Die  Individualanteile  und  wahrscheinlich 
auch  der  Gesamtbonus  werden  diskretionär  bemessen. 

Yale  and  Town  Manufakturing  Comp.,  Stamford;  S.  163.  Die 
Arbeiter  erhalten  einen  Teil  des  durch  verringerte  Arbeitskosten  hervorgebrachten 
Gewinns,  soweit  sie  an  dieser  Verringerung  selbst  beteiligt  waren.  Von  den  Rein- 
gewinnen des  Geschäfts  sind  diese  Bezüge  ganz  unabhängig.  (Gainsharing ,  nicht 
Profit-sharing.) 
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Ferner  hat,  wie  sich  aus  mir  brieflich  gewordenen  Mit- 
teilungen ergibt,  keine  Gewinnbeteiligung  bestanden  bei: 

J.  S.  Schmidt,  Erfurt;  S.  217.  Es  sind  nur  einige  wenige  in  verantwort- 
lichen Stellungen  befindliche  Personen  am  Gewinn  beteiligt,  im  übrigen  aber  be- 
steht ein  sehr  fein  ausgebildetes  Prämiensystem. 

Scott  and  Holstein,  Duluth;  S.  210.  —  InderDocierBakeryCo. 
S.  210,  ist  die  Gewinnbeteiligung,  wie  mir  die  Gesellschaft  schreibt,  nur  einmal  als 
Projekt  diskutiert,  aber   nie   eingeführt   worden. 

Endlich  musste  ausser  Betracht  bleiben 

H.  von  Brück  Söhne,  Krefeld;  S.  260.  Die  Arbeiter  wussten  hier 
nichts  davon,  dass  eine  »Gewinnbeteiligung«  d.  h.  eine  Gratifikation  nach  festen 
Prozentsätzen  stattfindet.  Damit  existierte  für  sie  eben  keine  Gewinnbeteiligung, 
sondern  ein  Gratifikationssystem. 

4)  Les  Applications  de  laParticipation  aux 
benefices,  par  A.  Trombert,  Paris,  Chaix  1896;  Fort- 
setzung des  sub  2)  genannten  Buches  *)  ^). 

Folgende  Fälle  dieses  Buches,  die  in  den  bisher  besprochenen 
drei  anderen  Sammlungen  nicht  aufgeführt  sind,  sind  keine  Ge- 
winnbeteiligungsfälle : 

Nr.  146,  Scheurer-Rott.  Es  hat  zwar  der  Gesaratbonus  eine  fixe  Pro- 
portion zum  Gewinn ;  er  fliesst  jedoch  in  die  verschiedensten  Kassen,  aus  denen  die 
Zuwendungen    nicht    nach    festen  Regeln,    sondern    diskretionär    erfolgen. 

Nr.  147.  Seydoux,  Sieber  et  Cie.  Die  Individualanteile  bemessen  sich 
diskretionär. 

Um  Gratifikationen  handelt  es  sich  ferner  bei : 

Nr.  154.  Thomas  freres. 

Nr.  155.   Edouard  Ledere. 

Nr.  156.   Muller  et  Roger. 

Nr.  165.  Emile  Meynadier. 

Nr.  167.  Schwab  et  Cie. 

Nr.  182.  Henri  Boissiere. 

Nr.  183.  2.  Domaine  de  Paban. 

5)  Holländische  Musterstätten  persönlicher 
Fürsorge  von  Arbeitgebern  für  ihre  Angehöri- 
gen   von    Dr.   J.    C.  Eringaard.     Delft   1896. 

i)  und  mit  diesem  fortlaufend  nummeriert. 

2)  enthält  die  im  Bulletin  de  la  Participation  aux  bönefices,  Paris  1890 -1895 
erschienenen  Berichte  über  Gewinnbeteiligungcfälle,  namentlich  französische,  einheitlich 
redigiert.  Wenn  Frommer  zu  beklagen  hatte,  dass  im  Bulletin  de  la  Participation  aux 
benefices,  herausgegeben  von  der  Pariser  »Societe  pour  l'etude  pratique  de  la  Parti- 
cipation«, sich  wenig  planmässig  gesammeltes  Thatsachenmaterial  finde,  so  ist  in  den 
neueren  Jahrgängen  hierin  ein  sehr  günstiger  Wandel  eingetreten.  Die  in  den  Jahr- 
gängen 1890 — 1895  erschienenen  und  wie  erwähnt  in  den  »Applications«  gesammelten 
Berichte  über  Gewinnbeteiligungsfälle  sind  in  ihrer  planmässigen  Anlage  und  ihren  er- 
schöpfenden, ins  konkrete   Detail  gehenden  Schilderungen  mustergiltig. 
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Keine  Gewinnbeteiligung  liegt  vor  bei  der  Maschinenfabrik  der  Gebr. 
S  t  o  r  k  u.  Co.  S.  103  ff.  Wie  der  Berichterstatter  selbst  richtig  hervorhebt,  ist  das 
von  der  Firma  »Gewinnbeteiligung«  genannte  Bonussystem  lediglich  ein  Prämien- 
system ,  da  zwar  der  Gesamtbonus  ein  fixer  Prozentsatz  des  Gewinns ,  die  weitere 
Verteilung  jedoch  offenbar  diskretionär  ist. 

»Ein  Teil  wird  .  .  .  von  Zeit  zu  Zeit  zu  nützlichen  Zwecken  im  Interesse  des 
Personals  verwendet,  der  grösste  Teil  der  Pensionskasse  zugewiesen.« 

Bierbrauerei  undEssigfabrik»De  gekroondeVolk«, Aktien- 
gesellschaft, vorm.  Van  Vallenhoven  u.  Co.  S.  113  ff.  Es  bemessen 
sich  hier  die  Individualanteile  —  wie  es  scheint  auch  der  Gesamtbonus  —  ganz 
diskretionär,  also  Gratifikationssystem,  nicht  Gewinnbeteiligung. 

6)  Der  Arbeiterfreund.  Vierteljahresschrift, 
Berlin;  herausgegeben  von  (Gneist  u  n  d)  Bd]imei't.  1 892. 
Keine  Gewinnbeteiligung  liegt  vor  bei 

Philipp  H.  Waterlow  and  Sons,  Lim.  S.  47ff.  (Es  handelt  sich  hier 
um  ein  Gratifikationssystem,  das  infolgedessen  auch  in  den  Veröffentlichungen  des 
englischen  Arbeitsamts  über  Gewinnbeteiligung  keinen  Platz  gefunden  hat.) 

1893,  DieAbhandlung:  »Erfahrungen  ameri- 
kanischerFirmen  mit  Gewinnbeteiligung,  Spar- 
und  A  r  b  e  i  t  s  -  P  r  ä  m  i  e  n»  ist  ein  wörtlicher  Ausdruck  der 
entsprechenden  Partieen  des  Gilman-Katscher'schen  Buches. 

7)  Labour  Gazette  July  1896.  S.  208. 

Jolly  and  Son,  Bath. 

Es  handelt  sich  hier  nicht  um  Gewinnbeteiligung,  sondern  um  ein  Gratifika- 
tionssystem; das  ergibt  sich  aus  folgenden  Konstatierungen,  die  mir  die  Herren 
Jolly  u.  Son  (Oktober  1896)  gemacht  haben:  Zwar  ist  der  Bonus  ein  fixer  Prozent- 
satz des  Bruttogewinns ,  indess  ist  die  Verteilung  eine  gratifikationsmässige :  »Wir 
haben  ihn  zu  verschiedenen  Zeiten  in  verschiedener  Weise  zugewandt.«  »Wir  haben 
z.  B.  15  Proz.  oder  20  Proz.  gewissen  Sektionen  oder  Departements,  die  gut  gear- 
beitet haben,  zugewandt ,  und  2  Proz,  oder  5  Proz.  solchen  Sektionen ,  die  minder 
gut  gearbeitet  und  eine  oder  zweimal  die  Angestellten  einer  gewissen  Sektion  ganz 
ausgeschlossen.«    j>Derartige  Abweichungen  wurden  vorher  nicht  angekündigt.« 

Von  den  übrigen  in  diesen  Quellen  aufgeführten  Fällen 
mussten  aus  besonderen  Gründen  im  nächsten  Kapitel  ausser 
Betracht  bleiben : 

Fox  Bros,  and  Co.  (Schloss,  Report  S.  33.) 

Der  Unternehmer  nimmt  hier  Deposita  seiner  Arbeiter  entgegen  und  verzins- 
sie  mit  dem  Minimum  von  4  1/2  und  dem  Maximum  von  10  Prozent.  Die  Minimal- 
verzinsung ist  keine  Beschränkung,  sondern  die  Basis  der  Gewinnbeteiligung ;  ohne 
diese  läge  Kapitalbeteiligung  vor;  dagegen  bildet  der  Maxiraalzins  eine  Verstüm- 
melung des  Systems,  das  dadurch  seine  Verwertbarkeit  für  den  speziellen  Teil  der 
Untersuchung  verliert. 

Union  Mining  Company,  (Gilman-Katscher  S.  284). 

Es  ist  hier  die  ganze  Geschichte  der  Gewinnbeteiligung  mit  Konflikten  zwischen 
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Arbeitgebern  und  Angestellten  ausgefüllt,  über  die  nur  der  einseitige  Bericht  einer 
Partei  vorliegt.  Im  Uebrigen  dauerte  der  ganze  Versuch  nur  zwei  Halbjahre. 

Dasselbe  ergibt  sich  aus  den  mir  gütig  gewordenen  Mitteilungen  des  Herrn 
A.  Broquart  (Trombert,  Les  applications  S.  168)  über  seinen  Gewinnbeteiligungs- 
versuch (i./I.   1890  —  30./XII.  1895.) 

Auch  hier  stand  mir  nur  die  Auffassung  der  einen  Partei  zur  Verfügung,  wes- 
halb auch  dieser  Fall  ausgeschieden  werden  musste. 

In  einer  Reihe  von  Fällen  liegt  neben  Gewinnbeteiligung 
Kapitalbeteiligung  vor;  diese  Fälle,  soweit  nicht  das  ins  Geschäft 
gesteckte  Vermögen  der  Angestellten  von  zu  geringer  Bedeutung 
war,  müssen  ebenfalls  bei  der  nachfolgenden  Untersuchung  ausser 
Betracht  bleiben,  da  es  unmöglich  ist  zu  bestimmen,  wie  viel 
von  den  hinsichthch  des  Arbeitseifers  etc.  erzielten  Wirkungen 
auf  das  Konto  der  Kapitalbeteiligung  und  auf  das  Konto  der  Ge- 
winnbeteiligung kommt,  hier  uns  aber  lediglich  die  Wirksamkeit 
der  Gewinnbeteiligung  interessiert  ^)  ^). 

Es  sind  das  folgende  Fälle : 

i)  Gilman-Katscher , 
Redouly  et  Cie.,  (ancienne  maison  Leclaire)  S.  65. 
Papeterie  Co-operative  d'Angouleme  S.  75. 
Dequenne  et  Cie.  (Godin)  S.  137. 
Nelson  Manufacturing  Co.    S.  156. 
La  Providence  (Dorge-Heuze)  S.  164. 
Billon  et  Isaac  S.  194. 
Magasins  au  Bon  Marche  S.  230. 

2)  Eringaard,  Holländische  Musterstätten. 
Imprimerie  Van  Marken. 

3)  Schloss  Report. 

Cassell,   Petter  and  Galpin  S.  50. 
Wra.  Thomson  and  Sons  S,  66. 
Brownfields  Guild  Pottery  S.  120. 

Nicht  zu  verwerten  war  endlich  : 
Van  Marken,    Nederlandsch  e  Gist    and  Spir  it  usfabr  ie  k  (Katscher- 
Gilman  S.  188,  Eriiigaard,)  nicht  nur,    weil  hier  die  Gewinnbeteiligung  nur  ein  Teil 
eines  Systems  grossartiger  Wohlfahrtseinrichtungen  ist,  sondern  vor  allem,  weil  hier 


i)  Diese  ratio  fiel  in  einem  Fall  bei  dem  trotz  Kapitalbeteiligung  und  Gewinn- 
beteiligung keine  positiven  Erfolge  eingetreten  sind,  weg;  da  die  Kapitalbeteiligung 
selbstverständlich  die  Wirksamkeit  der  Gewinnbeteiligung  nur  zu  erhöhen  oder  zu 
steigern,   nicht  aber  aufzuheben  vermag. 

2)  In  allen  diesen  Fällen,  mit  einer  Ausnahme ,  war  noch  dazu  die  Kapital- 
beteiligung das  Mittel ,  das  ganze  Geschäft  in  die  Hände  der  Angestellten  überzu- 
führen; dieses  —  teils  schon  erreichte,  teils  angestrebte  —  Ziel  der  Produktivgenos- 
senschaft musste  in  ganz  besonderem  Maasse  die  Leistungen  der  Angestellten  be- 
einflussen. 
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die  Lohnmethoden  in  beständigem  Flusse  sind ,  so  dass  eine  Ausscheidung  der 
spezifischen  Gewinnbeteiligungswirkungen  unmöglich  ist,  auch  nirgends  versucht 
wurde,  sowie  Agricultural  and  Horticultural  Association  (Sckloss 
Report  S.  44),  da  hier  die  Nachrichten  über  die  Wirksamkeit  eines  Arbeitsprämiensy- 
stems und  der  Gewinnbeteiligung  ')  ineinander  fliessen. 

Ausser  Betracht  blieben  ferner  alle  jene  Fälle,  in  denen  die 
Gewinnbeteiligung  praktisch  nicht  bestand,  weil  es  nie  zu  einer 
Bonusverteilung  (infolge  mangelnder  Gewinne)  kam. 

In  einer  sehr  grossen  Anzahl  der  übrigen  Fälle  sind  die  vor- 
liegenden Berichte  unzureichend. 

In  einer  Reihe  von  Fällen  ist  lediglich  bekannt,  dass  »Ge- 
winnbeteiligung« bezw.  ein  »Anteilssystem«  besteht. 

In  einer  grossen  Anzahl  Fälle  fehlen  alle  Nachrichten  über 
die  Resultate  oder  (zumeist  »und«)  alle  Nachrichten  über  die 
konkreten  Bedingungen  der  Wirksamkeit  des  Systems  (Natur  des 
Unternehmens,  Organisation  der  Gewinnbeteiligung  ^),  finanzielle 
Bedeutung  des  Bonus)  oder  sind  die  Nachrichten  in  dieser  Be- 
ziehung ungenügend  '). 

Wo  eine  Ergänzung  der  Nachrichten  möglich  schien,  habe 
ich  eine  solche  versucht*);  nicht  immer  ist  es  mir  gelungen. 

Wo  wichtige  Fragen  eines  oder  mehrerer  früherer  Frage- 
steller unbeantwortet  blieben,  habe  ich  ^)  eine  weitere  Frage- 
stellung überhaupt  unterlassen.  Im  übrigen  haben  sich  meine 
Fragen,  nächst  der  nach  den  neueren  Resultaten,  bezogen  auf: 
die  Möglichkeit  der  Angestellten,  den  Gewinn  zu  beeinflussen, 
die  Natur  ihrer  Arbeit,  die  Art  ihrer  Entlohnung,  die  Schwank- 
ungen der  Gewinnanteile  in  den  einzelnen  Jahren,   ferner  auf  die 

i)  Nur  die  Arbeiter  in  den  Produktionswerkstätten  sind,  wie  nebenbei  bemerkt 
werden  mag,  am  Gewinn  beteiligt,  für  die  Angestellten  des  Verkaufshauses  dagegen 
besteht  ein  Prämiensystem  (gainsharing). 

2)  In  sehr  vielen  Fällen  muss  es  deshalb  auch  als  zweifelhaft  gelten,  ob  über- 
haupt Gewinnbeteiligung  vorliegt. 

3)  Dabei  bemerke  ich,  dass  mir  die  Protokolle  der  zur  Untersuchung  der  fran- 
zösischen Gewinnbeteiligungsfälle  veranstalteten  offiziellen  »Enquete  extraparlamentaire« 
von  1883  nicht  vorgelegen  sind;  alles  hieraus  brauchbare  Material  ist  indess  von 
»H.  Frommer,  die  Gewinnbeteiligung",  Leipzig  1886,  zusammengetragen  worden,  dessen 
kritische  Materialsichtung  selbst  von  Anhängern  der  Gewinnbeteiligung,  soviel  mir 
bekannt,  nicht  angefochten  worden  ist.  Dagegen  stand  mir  zur  Verfügung  der  »Rap- 
port de  M.  Charles    Robert«,    Weltausstellung    1889,    Economic    sociale,    Section  II. 

4)  Ausgenommen  jene  Fälle,  in  denen  das  System  erst  1894  oder  1895  zur  Ein- 
führung gelangte,  da,  wie  die  Erfahrung  zeigt  (s.  spezieller  Teil),  die  Erfahrungen 
der  ersten  Jahre  sehr  oft  durch  die  späteren  Erfahrungen  dauernd  desavouiert  werden. 

5)  nach  einigen  vergeblichen  Stichproben. 
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Beziehungen  der  Firma  und  der  Angestellten  zu  Gevverkvereinen 
vor  und  seit  Einführung  der  Gewinnbeteiligung. 

Als  für  unsere   Untersuchung    verwertbares  Material  ergeben 
sich  demnach  folgende  Fälle  : 


III.  Spezieller  Teil. 

A.    Industrie. 

a)  Die  einzelnen  Auwendungsfälle. 

1.  Maschinenindustrie. 

(1893)  ')  Brush  Electrical  Engineering  Company,  Limited  [Sc/i/oss  Report^) 
S  122).  Gesellschaft  für  Elektrischen  Maschinenbau.  London,  Edinburgh,  Manchester, 
Newcastle-on-Tyne,  Sidney  and  Melbourne.    loio  Angestellte. 

1895I96  geschah  90  Proz.  der  Arbeit  im  Zeitlohn,  6  Proz.  im  Stücklohn  und 
4  Proz.  in  Ueberzeitarbeit.  Prämien  und  andere  Entlohnungsmethoden  kommen  nur 
in  ganz  minimalem  Umfang  vor  ^). 

»Von  Gewerkvereinen  hat  sich  die  Arbeiterschaft  im  ganzen  freigehalten  und 
die  Gesellschaft  ist  nie  mit  der  Aufmerksamkeit  dieser  Föderationen  belästigt  worden«*). 

Der  Bonus  beträgt  10  Proz.  des  Reingewinns  und  wird  jährlich  von  den  Rech- 
nungsrevisoren der  Gesellschaft  verifiziert. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  während  des  vorausge- 
gangenen Jahres  verdienten  Löhnen. 

Die  Auszahlung  erfolgt  zur  Hälfte  in  eine  Postsparkasse  oder  anerkannte  Bank, 
die  andere  Hälfte  fliesst  in  eine  Alterskassa  (in  die  auf  Wunsch  auch  die  erste 
Hälfte  gelegt  wird),  in  der  das  Geld  zu  3  Proz.  verzinst  liegen  bleibt  bis  nach  zu- 
rückgelegtem 60.  Lebensjahr  oder  25.  Dienstjahr  ^). 

Bei  Verlassen  der  Arbeit  wird  nach  sechsmonatiger  Kündigung  der  volle  An- 
teil der  Alterskassa  baar  ausbezahlt^). 

Berechtigt  zur  Partizipation  ist ,  wer  seit  zwei  Jahren  in  der  Beschäftigung  der 
Gesellschaft  steht,  zur  Zufriedenheit  seiner  Vorgesetzten  gearbeitet  hat  und  von  der 


i)  Die  eingeklammerten  Jahreszahlen  an  der  Spitze  jeden  Falles  bedeuten  das 
Datum  der  Einführung  der  Gewinnbeteiligung. 

2)  8.  oben  S.  12S. 

3)  4)  Brief. 

5)  Beim  Tode  eines  Berechtigten  kann  dieser  Bonus -Anteil  von  den  (von  der 
Firma  ernannten)  Vertrauensmännern  ,  auf  deren  Namen  die  Anteile  der  Alterskasse 
angelegt  sind,  entweder  den  Erben  oder  der  hinterbliebenen  Familie  zugewendet 
werden.  Auch  kann  er  von  denselben  im  Falle  besonderen  Notstandes  diskretionär 
zu  dessen  Linderung  verwendet  werden. 

6)  Ueber  den  Bonus  vor  der  Auszahlung  zu  verfügen,  ist  gegenüber  der  Gesell- 
schaft rechtlich  unwirksam. 
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Direktion  besonders  nominiert  wird.  Das  letztere  widerfährt  vorerst,  solange  das 
System  über  die  Anfangsstadien  noch  nicht  hinaus  ist,  nur  einer  beschränkten  Anzahl. 
Obwohl  ')  daher  die  Mehrheit  der  (mehr  als  tausend)  Angestellten  schon  5, 
10  und  12  Jahre  von  der  Gesellschaft  beschäftigt  ist,  wurden  bis  jetzt  erst  am  Ge- 
winn beteiligt 

1893  163  Angestellte 

1S94  190  > 

1895  190  » 

nämlich   die  in  verantwortlichen  Posten  befindlichen  oder  solche,    die    es  aus  sonst 
einem  besonderen  Grunde  verdienten. 

Unter  den  190  Partizipanten  des  Jahres  1S95  befanden  sich  143  im  Wochen- 
lohn Stehende  aus  allen  Klassen  und  Berufsarten  der  Arbeiterschaft  und  47  Be- 
amte mit  Monatsgehältern. 

Der  Bonus  betrug  in  Prozenten  der  Löhne: 

Froz. 


1893 

12 

1894 

10 

1895 

2V2 

1896 

— 

Resultate: 

Oktober  1896  schrieb  mir  Herr   C.  Broadhurst,  Sekretär  der  Gesellschaft: 

»Inwieweit  unser  Gewinnbeteiligungsschema  den  Effekt  hatte,  bewussten  Mehr- 
eifer seitens  der  Angestellten  hervorzurufen,  mit  dem  Resultat  einer  quantitativ  und 
qualitativ  besseren  Arbeitsleistung,  ist  nicht  leicht  zu  entscheiden.  Eine  grosse  Or- 
ganisation und  eine  Industrie  wie  der  Elektrische  Maschinenbau  unterliegt  beträcht- 
lichen Schwankungen  und  einer  natürlichen  Ausdehnung,  was  wiederholte  Modifi- 
kationen in  der  Konstruktion  der  Apparate  und  eine  schmiegsame  Politik,  die  sich 
den  beständig  wechselnden  Anforderungen  eines  so  jungen  Industriezweiges  anzu- 
passen versteht,   voraussetzt. 

»Wir  glauben,  es  kann  kein  Zweifel  herrschen  über  die  wohlthätige  Emwirkung 
unseres  Beteiligungsschemas  auf  die  Beziehungen  zwischen  Geschäftsleitung  und 
Partizipanten ,  mit  anderen  Worten :  wir  halten  für  den  wesentlichen  Effekt  des 
Schemas  die  Schaffung  eines  Solidaritätsgefühls  zwischen  allen  Partizipanten  und 
dabei  eine  Schwächung  jenes  Antagonismus,  der  zwischen  Kapital  und  Arbeit  besteht. 

»Wie  weit  das  Schema  thatsächlich  die  Dividenden  der  Aktionäre  gekürzt  hat, 
ist  aus  den  oben  erwähnten  Gründen  nicht  leicht  zu  bestimmen,  aber  wir  können 
sagen,  dass  der  gegenwärtige  Eindruck  entschieden  dafür  spricht,  das  System  bei- 
zubehalten und  so  rasch  und  vollständig  als  möglich  auszudehnen.« 

(1891)  Petillat,  Vichy-les-Bains  (Trombert  1896  2)  S.  174).  Spezialfabrik  für 
Maschinen ,  Geräte  und  Werkzeuge  der  Landwirtschaft,  Gärtnerei  und  Winzerei ; 
Eisengiesserei  und  Kupfergiesserei,  Konstruktionswerkstätten. 

82  Arbeiter  und  zwar:  2  »Angestellte«,  i  Magazinwächter,  16  Schmiede,  12 
Schlosser,  11  Former,  7  Adjustier  er,  3  Tischler,  3  Kupferschmiede,  3  Maler,  2  Stell- 
macher, 2  Drechsler,  2  Lochbohrer,  2  Schleisser,  i  Hobler,  i  Zeichner,  i  Säger, 
I  Fuhrmann,  i  Heizer,  10  Handlanger  und  i  Schlosserlehrling. 

Das  Personal    war    bis    zur  Einführung    der  Gewinnbeteiligung  im  Akkord  ent- 


1)  Hiefdr  und  für  alles  Folgende:  Brief. 

2)  S.  oben  S.  133. 
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lohnt.  Während  der  Dauer  der  Gewinnbeteiligung  war   es  im  Zeitlohn  (Stundenlohn) 
beschäftigt. 

Der  Stundensatz  war  der  ortsübliche:   0,25  fr,   bis  0,50  fr. 

Die  Arbeitszeit  betrug  11  Stunden  im  Sommer,   und  10  im  Winter. 

Es  werden  alle  Maschinenteile  auf  Vorrat  gefertigt,  so  dass  bei  einem  Verkauf 
nur  die  Zusammenstellung  zu  erfolgen  braucht. 

Bonusberechnung :  Vom  Gewinn  werden  zuerst  abgezogen :  5  Proz.  Kapital- 
zinsen, 2  Proz.  des  Wertes  der  Baulichkeiten,  5  Proz.  des  Werts  der  Maschinen; 
endlich  8000  fr.  Gehalt  für  die  4  an  der  Geschäftsleitung  beteiligten  Mitglieder  der 
Familie  Petillat. 

Der  nunmehr  verbleibende  Ueberschuss  wird  zwischen  Firma  und  Partizipanten 
nach  dem  Verhältnis  des  Kapitals  zur  Summe  der  Löhne  aufgeteilt. 

Von  dem  so  bestimmten  Bonus  gehen  als  Gratifikationen  20  Proz.  ')  an  den 
ersten  Beamten  und  die  Werkstättenchefs  und  20  Proz.  an  diejenigen  Arbeiter,  die 
auf  einer  in  den  Fabrikräumen  hängenden  Ehrentafel  das  ganze  Jahr  über  den 
ersten  Platz  —  vom  Chef  zuerkannt  —  behauptet  haben,  und  endlich  5  Proz.  an 
diejenigen,  die  den  zweiten  Platz  der  Ehrentafel  einnehmen. 

Die  übrigen  55  Proz.  gehen  an  die  sämtlichen  »Partizipanten«  ,  d.  h.  an  alle 
mindestens  18  Jahre  alten  Arbeiter,  die  auf  Grund  einer  dreimonatigen  Beschäftigung 
und  auf  Grund  eines  Gutachtens  der  Generalversammlung  der  bisherigen  Partizi- 
panten vom  Chef  zugelassen  worden  sind  ^). 

Die  Verteilung  dieser  55  Proz.  erfolgt  proportional  den  Löhnen;  diese  Summe 
stellt  demnach  den  Bonus  dar. 

Die  Auszahlung  erfolgt  zur  Hälfte  baar;  die  andere  Hälfte  wird  für  jeden 
Partizipanten  separat  in  eine  auf  verschiedenen  sonstigen  Wegen  3)  gespeiste  (1890 
gegründete)  Pensionskasse  gelegt,  aus  der  nach  15  Dienst-  oder  50  Lebensjahren 
lebenslängliche  Pensionen  im  Betrage  von  100    bis  1200  fr.    gezahlt    werden  sollen. 

Wer  vor  Rechnungsabschluss  das  Haus  freiwillig  verlässt,  verliert  sein  Anrecht 
auf  den  fällig  gewordenen  Bonus-Anteil  der  drei  letzten  Monate.     Wer ,    ehe    er    3 
Dienstjahre  hinter  sich  hat,  freiwillig  geht,    verliert  dazu  jeden  Anspruch  auf  Zah- 
lungen aus  der  Pensionskasse.  ** 
Resultate: 

1892  schrieb   die  Firma: 

»Seit  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  lassen  wir  nicht  mehr  im  Akkord  ar- 
beiten :  der  Arbeiter,  der  nach  dem  Stück  entlohnt  wurde ,  suchte  quantitativ  das 
Möglichste  zu  leisten  und  ruinierte  lieber  die  ersten  Materialien,  die  ihm  anvertraut 
waren;  er  kümmerte  sich  auch  nicht  im  germgsten  weder  für  sich  noch  für  seinen 
Nachbarn  um  allenfallsige  Mittel  und  Wege,  seine  Arbeitsleistung  zu  verbessern. 
Unsre  Arbeiter  hingen  trotz  unsrer  Fürsorge    nicht  am  Haus  und  wir  mussten  sehr 

l)  In  Trombert  S.  175  findet  sich  hierüber  eine  abweichende  Angabe,  die  die 
Verteilung  jener  ersten  20  Prozent  nicht  berücksichtigt;  vgl.  aber  das  Reglement 
Art.   8  Abs.   2  der  Table  d'Honneur. 

2)  Die  Arbeiter  haben  das  Recht,  einen  Handelsrichter  des  Arrondissements  mit 
der  Controlle  über  die  Bonusberechnung  zu  betrauen;  demselben  stehen  die  Bücher 
14  Tage  lang  vom  jährlichen  Rechnungs-Abschluss  ab  offen. 

3)  u.  a.  auch  durch  die  Bezahlung  einer  Viertelstunde    täglicher  Ueberzeitarbeit. 
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oft  den  Verdruss  erleben ,    sie  ohne  allen  Grund    und    fast  immer  ohne  uns  zu  be- 
nachrichtigen fortgehen  zu  sehen  —  sie  sahen  in  uns  nur  ihre  Feinde. 

Heute  ist  das  ganz  anders :  nicht  allein  die  Arbeit  geschieht  besser  und 
schneller,  sondern  der  Arbeiter  ist  mit  den  Materialien  sparsamer  geworden,  er  ge- 
braucht seinen  Verstand,  um  die  Werkzeuge  zu  vervollkommnen,  um  in  einer  Weise 
zu  Werke  zu  gehen,  wie  sie  die  besten  Resultate  verspricht ,  man  überwacht  sich 
gegenseitig  und  so  entspringt  ein  förmlicher  Wetteifer.  So  habe  ich  täglich  die 
Genugthuung  zu  sehen,  wie  Arbeiter,  die  ich  für  weniger  intelligent  gehalten  hätte, 
mir  helfen,  um  oft  wertvolle  Methoden  zur  Verbesserung  unserer  ausgedehnten  und 
mannigfaltigen  Fabrikation  ausfindig  zu  machen.« 

Es  wird  erwähnt,  dass  die  Arbeiter  anfänglich  Misstrauen  gegen  das  System 
hatten.     Dasselbe  war  indess  bald  verschwunden. 

»Seit  letztem  Jahr  ist  unsere  Produktion  merklich  gewachsen  und  verbessert 
worden. 

Die  gleichgiltigsten  Arbeiter  haben  mehr  Inceresse  bekommen,  sind  entgegen- 
kommender, stabiler  geworden,  mit  einem  Wort  sind  unsre  Freunde  geworden.« 

Es  wurde  als  Bonus  (d.  h.  als  die  obigen  55  Proz.  der  gesamten  zur  Ver- 
teilung gelangenden  Summe)  verteilt  *) 

1893 :     21 43  F.  20  C.  unter  2  i  Partizipanten 
1894;     3874    >>    —    »       V       27 
1895:     2827     »    30    »       »       35 

1895  kam  das  Gewinnbeteiligungssystem  zu  ende');  über  die  Gründe  des  Auf- 
gebens schrieb  mir  Herr  Petillat: 

»Die  Gewinnbeteiligung  hat  nicht  alle  die  Resultate  gehabt,  die  wir  erwarteten; 
sie  hat  uns  wohl  vor  Streiks  gesichert  und  wir  haben  uns  einen  guten  Kern  von 
Arbeitern  konserviert,  aber  die  Gleichgiltigkeit  der  meisten  Arbeiter  hat  uns  ge- 
zwungen, die  Arbeit  wieder  nach  dem  Akkord  aufzunehmen,  das  ist  das  einzige 
Mittel  zu  einer  grösseren  Produktion  zu  kommen  und  dadurch  Gewinn  zu  realisieren. 

Für  die  Zukunft  werde  ich  daher  bei  der  Verteilung  des  Gewinnanteils  die  von 
jedem  geleistete  Arbeit  und  entwickelte  Intelligenz,  bei  den  Werkstättenchefs  eben- 
so als  bei  den  Arbeitern  und  Angestellten,  in  Rechnung  ziehen,  das  ist  das  einzig 
Praktische.« 

Herr  Petillat  gibt  hierauf  die  oben  angeführten  Zahlen  über  die  Höhe  des  Ge- 
winnanteils und  fährt  fort : 

aMit  einem  Wort,  die  Opfer,  die  wir  gebracht,  sind  von  den  meisten  nicht  be- 
griffen worden.« 

(1887)  Ross  and  Duncan  ,  Whitefield  Works  ,  Govan  bei  Glasgow  {Schloss 
Report  S.  71).  Maschinenbauer  und  Kesselraacher.  Die  Zahl  der  Angestellten  va- 
riiert ;  im  Oktober  1893  waren  es  220,  im  Oktober  1896  ')  300.  Die  Löhne  repräsen- 
tieren ungefähr  ein  Drittel  der  Produktionskosten  •).  Sämtliche  300  Angestellte  em- 
pfangen Zeitlöhne  '). 

Der  erste  Versuch,  Gewinnbeteiligung  einzuführen,  aus  dem  Jahre  1887,  schei- 
terte nach  anderthalb  Jahren.  Die  Arbeiter  blickten  auf  das  System  mit  Miss- 
trauen ;  sie  sahen  darin  ein  Mittel,  die  Solidarität  der  Angestellten  zu  zerstören  und 
ein  gegenseitiges  Spionagesystem  an  ihre  Stelle  zu  setzen. 

Schon  ende  1889  wurde  ein  neuer  Versuch  gemacht :   Beamte  und  Werkmeister 


I)  Brief, 
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erhalten   diskretionäre  Zuwendungen,   die  Arbeiter  dagegen   sind  am  Gewinn  beteiligt. 

Der  Bonus  hängt  von  der  Höhe  des  nach  Bezahlung  4  i  aprozentiger  Kapital- 
zinsen verbleibenden  Ueberschusses  ab. 

Die   Individualanteile  berechnen   sich  proportional  den  normalen  Löhnen. 

Lehrlinge  sind  von  der  Partizipation  ausgeschlossen  und  erhalten  Gratifi- 
kationen. Von  den  erwachsenen  Arbeitern  sind  nur  die  seit  mindestens  18  Monaten 
Beschäftigten  beteiligt. 

Die  Art  und  Weise,  wie  der  Bonus  in  den  Genuss  der  Anteilsberechtigten  ge- 
langt, wird  durch  einen  Majoritätsbeschluss  der  Partizipanten  jedes  Jahr  aufs  Neue 
bestimmt.  Er  kann  baar  ausbezahlt  oder  ganz  teilweise  einer  von  den  Ange- 
stellten erhaltenen  und  von  der  Firma  subventionierten  Unterstützungskasse  zuge- 
führt werden  ^). 

1890— 1893  (incl.)  betrug  der  Bonus  1,3  Proz.  der  normalen  Löhne  der  Par- 
tizipanten.    Bis  1896    schwankte  er  zwischen  1/4  und  einem  ganzen  Wochenlohn  2). 

In  Verbindung  mit  der  Gewinnbeteiligung  existiert  ein  Joint  committee ,  d.  h. 
eine  von  der  Firma  und  den  Angestellten  beschickte ,  monatlich  zusammentretende 
Delegation. 

»In  diesen  Zusammenkünften«,  berichtet  ein  älterer  Gesellschafter,  »sitzen  Ge- 
sellschafter, Beamte,  Vorarbeiter,  Delegierte  der  einzelnen  Werkstätten  und  die  Be- 
amten der  Hilfsgesellschaft,  die  die  Unterstützungskassa  verwaltet. 

»Hier  werden  alle  Fragen  von  allgemeinem  Interesse  beraten,  die  die  Geschäfts- 
leitung betreffen:  Ausstellungsbelobigungen,  Klagen  von  Kunden,  Transport-Verluste, 
die  Einwirkung  von  Tarifen  auf  das  Gewerbe ,  Verbesserungen  in  den  Fabrikations- 
Methoden,  Reservefonds,  Auslagen  für  neue  Vorrichtungen,  Ausdehnung  des  Ge- 
schäfts, Verhältniszahl  der  Lehrlinge  und  Arbeiter,  Behandlung  der  Lehrlinge,  Be- 
lohnungen für  Erfindungen  etc.  etc.  Das  Interesse  und  Verständnis  hiefür  ist  oft 
sehr  dankenswert.« 

Die  meisten  der  Angestellten  sind  Gewerkvereinler,  ebenso  gehört  die  Firma 
einem  Unternehmer-Verein  an''}. 

Resultate: 

1894  schrieben   die  Herren  /^oss  and   Duncan: 

»Wir  sind  ganz  zufrieden ,  dass  unsere  Gewinnbeteiligungsversuche  und  die 
Konferenzen  mit  den  Arbeitern  einen  besseren  und  harmonischeren  Geist  in  unsre 
Werke  gebracht  haben.  Die  Beziehungen  sind  im  allgemeinen  sehr  herzlich,  obwohl 
wir  nicht  behaupten  können ,  von  kleinen  Differenzen  zu  verschiedenen  Zeiten 
frei  zu  sein.« 

1896  schrieben  mir  die  Unternehmer  mit  Bezug  auf  die  oben  erwähnte  That- 
sache,  dass  die  meisten  Arbeiter  und  die  Unternehmer  Berufsorganisationen  ange- 
hören: »Von  Zeit  zu  Zeit  geraten  sich  die  Organisationen  in  die  Haare  und  Strikes 
und  Aussperrungen   sind    die  Folge.     Bis   jetzt  haben    wir   noch  kein  Einigungsamt.« 

»Im  allgemeinen  ist  der  Effekt  der  Gewinnbeteiligung  die  Förderung  eines  guten 


1)  Z.  B.  entschieden  sich  1894  die  Angestellten  für  nur  teilweise  Baarauszahlung 
und  teilweise  Zuwendung  an  eine  Hilfskasse,  wobei  ihnen  allerdings  eine  grössere 
Summe  in  Aussicht  gestellt  war,  als  wenn  alles  baar  bezahlt  worden  wäre.  (Labour 
Commission,   Sitting  as  a  Whole  qu.   5944  (ßushill)). 

2)  Brief. 
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Willens  in  den  Werken,    und    es    wird  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Vermeidung  von 
Zeit-  und  Materialverschwendung  gelenkt.« 

(1890.)  Halle'sche  Maschinenfabrik  und  Eisengiesserei.  (Trombert  1896 
S.  225.)  Mascliinenfal)rik ,  Eisengiesserei,  daneben  noch  Kessel-  und  Kupferschmie- 
derei und  Modelltischlerei').     1895/96:  600 — 700  Angestellte'). 

Die  Löhne  und  Gehälter  betragen  ca.  41  Proz.  der  gesamten  Produktionskosten  '^). 

Auf  4  Stückarbeiter  kommt  durchschnittlich  i  »Lohnarbeiter« ;  die  Letzteren 
sind  fast  ausschliesslich  nur  Hilfsarbeiter,  Hofleute,    Kesselheizer  und  dergl.  Leute  '). 

Für  die  Angestellten  »besteht  die  Möglichkeit,  den  Gewinn  des  Etablissements 
wesentlich  zu  beeinflussen. 

»Sind  sie  fleissig,  sind  sie  bemüht,  nur  ausgezeichnete  und  akkurate  Arbeit  zu 
liefern,  gehen  sie  mit  dem  Material  sparsam  um  und  dulden  sie  auch  von  Seite  ihrer 
Mitarbeiter  keine  Unordnung,  so  werden  sie  durch  solche  Bestrebungen  zur  Blüthe 
des  Geschäftes  ausserordentlich  beitragen  und  im  stände  sein,  den  Gewinn  desselben 
ausserordentlich  zu  vermehren. 

»Wenn  auch  viele  Arbeiten  mit  Maschinen  gemacht  werden,  so  bedürfen  diese 
Maschinen  doch  wieder  geschickter  Hände,  um  mit  ihnen  Tüchtiges  zu  leisten.  Eigent- 
lich mechanische  Arbeit  gibt  es  bei  uns  nicht,  denn  von  der  Intelligenz  und  der 
Geschicklichkeit  des  die  Maschine  bedienenden  Arbeiters  hängt  die  Leistung  der 
Maschine  wesentlich  ab.  Ein  geschickler  Dreher  z.  B.  liefert  mit  derselben  Drehbank 
viel  und  ausgezeichnete  Arbeit,  während  ein  ungeschickter  wenig  leistet  und  was  er 
leistet,  kann  ausserdem  noch  unbrauchbar  sein ;  deshalb  steht  bei  uns  auch  die 
Handarbeit  nicht  im  Gegensatz  zu  der  Arbeit  der  Bedienung  der  Maschinen  ;  die 
Thätigkeit  der  blossen  Beaufsichtigung  der  Maschinen  spielt  eine  ganz  geringe  Rolle«  '). 

Bonusberechnung:  Es  erhalten  pro  Prozent  Aktiendividende  : 
Angestellte  ^)  mit  3  Jahren  Dienstzeit     3  Mark 
.)  )>    2       „  „2      ,, 

,,  mit  weniger  als  I  Jahr      ,,  V»       ,, 

Die  Auszahlung  erfolgt  jährHch  beim  Rechnungsabschluss  und  baar. 

Bis  1889  hatte  die  Fabrik  jährlich  ca.  15  bis  20,000  M.  Gratifikationen  verteilt 
die  Weihnachtsgeschenke  (nach  Dienstalter  abgestuft)  wurden  auch  seither  noch  bei- 
behalten (in  der  Höhe  von  5 — 6000  M.) 

Im  übrigen  aber  wurde  statt  des  Gratifikationssystems  die  Gewinnbeteiligung 
eingeführt  »im  Einverständnis  mit  der  Arbeiterdeputation,  die  darüber  verhandelt  hat, 
an  Stelle  weiterer  allgemeiner  Lohnerhöhungen«  "•). 

Wer  vor  dem  i.  Juli,  d.  i.  vor  dem  Rechnungsabschluss  entlassen  wird  wegen 
Mangels  an  Arbeit  oder  notwendiger  Einschränkung  der  Arbeiterzahl,  erhält,  wenn 
er  wenigstens  6  Monate  beschäftigt  war  und  sich  gut  geführt  hat,  einen  seiner  Be- 
schäftigungszeit proportionalen  Teil  des  Bonus. 

>Wer  wegen  Unbrauchbarkeit  oder  Unfleisses  oder  wegen   ungehörigen  Betragens 


i)   Brief. 

2)  Brief;    1895    wurden   an  Löhnen   706,861  M.,    an    Gehältern    incl.  Tantiemen 
935,495  M.  gezahlt ;  die  gesamten  Produktionskosten  betrugen  2,302,741  M. 

3)  Lehrlinge  sind  nicht  beteiligt;  bleiben  sie  aber  nach  Beendigung  ihrer  Lehr- 
zeit in  der  Fabrik,  so  wird  ihnen  i  Jahr  Lehrzeit  angerechnet. 

4)  Aus    dem  Cirkular,    mit    dem    die  Unternehmer    die  Einführung  der  Gewinn- 
beteiligung bekarmt  gaben. 
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aus  der  Arbeit  entlassen  wird,  oder  wer  die  Arbeit  freiwillig  verlässt,  wer  mit  Ar- 
beitseinstellung drobt  oder  andere  dazu  zu  verleiten  sucht,  wer  streikt,  oder  von  der 
Arbeit  eigenmächtig  wegbleibt  oder  sich  andere  grobe  üngehörigkeiten  zu  Schulden 
kommen  lässt,  verliert  dadurch  jeden  Anspruch  auf  die  Tantieme*  ')  (=  Gewinnanteil). 

»Der  Vorstand  der  Halle'schen  Maschinenfabrik  wird  aus  eigenem  Antriebe  be- 
müht bleiben,  die  Löhne  resp.  die  Arbeitsverdienste  der  Arbeiter  der  Halle'schen 
Maschinenfabrik  ebenso  hoch  wie  die  anderer  hiesiger  Maschinenfabriken  und  mög- 
lichst noch  etwas  höher  zu  halten,  um  sich  die  fleissigsten  und  tüchtigsten  Arbeiter 
heranzuziehen  und  sich  dieselben  dauernd  zu  erhalten  '). 

»Werden  ')  aber  von  Seiten  der  Arbeiter  gemeinsame  Schritte  unternommen,  um 
allgemeine  Lohnerhöhungen  für  die  gesamte  Arbeiterschaft  oder  für  einzelne  Werk- 
stätten zu  erzwingen ,  so  erlischt  damit  jeder  Anspruch  auf  Tantiemen  entweder  für 
alle  Arbeiter  oder  mindestens  für  diejenigen  Werkstätten,  welche  die  Lohnerhöhungen 
haben  erzwingen  wollen.« 

Bis  1896  wurden  an   500  —  650  Mann   310,000  M.  als  Bonus  verteilt^). 

1889 — 1896  hat  der  Bonus   7V2   bis  10  Proz.   der  Löhne  betragen'-']. 

Partizipanten  mit  dreijähriger  Dienstzeit  erhielten 

1890 :       96  Mark  1894 :      108  Mark 

1891  :     105       ,,  1895 :      112       ,, 

1892:     105       „  1896:     12S       ,,*) 

1893:      105       „ 

1890  erhielt  nicht  ganz  die  Hälfte  der  damals  beschäftigten  Arbeiter  den  höchsten 
Satz  ;  1893  waren  es  nahezu  drei  Viertel. 

Resultate: 

November  1896  schrieb  mir  der  Direktor  der  Fabrik,   Herr  R.  Riedel: 

»Seit  der  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  wird  seitens  der  einzelnen  Arbeiter 
mehr  und  bessere  Arbeit  geleistet,  weil  eine  grössere  Stabilität^)  in  unsrer  Arbeiter- 
schaft eingetreten  ist,  und  der  Stamm  guter ,  geschulter  Leute  sich  fortwährend  ver- 
grössert  hat,  da  die  durch  die  Gewinnbeteiligung  besser  gestellten  Arbeiter  naturge- 
mäss  nur  sehr  ungern  von  uns  weggehen.  Der  nachteilige  Wechsel  der  Arbeiterschaft 
hat  sich  deshalb  sehr  verringert. 

»Wieweit  auch  mehr  an  Material  gespart  wird,  und  die  Maschinen  mehr  geschont 
werden ,  ist  sehr  schwer  zu  sagen ;  wir  würden  wenigstens  nicht  in  der  Lage  sein, 
dies  durch  Zahlen  zu  belegen.  Die  Werkführer  müssen  darauf  ein  aufmerksames 
Auge  haben ;  sie  sind  aber  in  der  Lage,  einen  kräftigeren  Druck  auf  die  Arbeiter  in 
dieser  Beziehung  auszuüben,  weil  sie  es  nicht  zu  fürchten  brauchen ,  dass  bei  Ertei- 
lung von  Verweisen  die  Arbeiter  sofort  bereit  sind,  die  Arbeit  zu  verlassen.« 

2.  Anbringangsgewerbe. 

(1863)  Boureiff.  Paris.  (Frommer*)  S.  94.  Gilman-Katscher ^)  S.  174.)  Unter- 
nehmer für  Gasanlagen. 

i)  Aus  dem  Cu-kular,  mit  dem  die  Unternehmer  die  Einführung  der  Gewinnbe- 
teiligung bekannt  gaben. 

2)  Brief. 

3)  Wie  schon  oben  erwähnt,  betrug  1890  bei  der  ersten  Bonusverteilung  die 
Zahl  der  Angestellten  mit  dreijähriger  Dienstzeit  die  Hälfte,  1893  nahezu  drei  Viertel 
des  Personals. 

4)  S.  oben  S.  124.  5)  S.  oben   S.  129. 
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Die  Bonusberechnung  ist  folgende :  Herr  Boureiff  bekommt  von  seinen  Kunden 
die  Summen,  die  er  zur  Bezahlung  der  Materialien  (Gasuhren,  Eisenröhren,  Blei  etc.) 
und  Arbeitslöhne  braucht,  vorgestreckt.  Nach  Beendigung  der  Arbeit  stellt  er 
Rechnung  gemäss  dem  Tarif  der  Stadt  Paris  und  überlässt  als  Entschädigung  für 
das  vorgestreckte  Kapital  dem  Kunden  50  Proz.  der  Differenz  zwischen  wirklichen 
Kosten  und  Rechnung.  Die  übrigen  50  Proz.  teilt  er  zwischen  sich  und  seinen 
Leuten  zu  gleichen  Teilen ;  d.  h.  der  Bonus  beträgt  ein  Viertel  der  Differenz  zwi- 
schen der  tarifmässigen  Summe  und  den  wirklichen  Unkosten. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  nach  festen  Prinzipien ,  anscheinend  pro- 
portional den  Löhnen. 

Ueber  die  finanzielle  Bedeutung  dieses  Bonus  ist  bekannt,  dass  sich  beide  Teile 
sehr  gut  stehen;  so  betrugen  in  einem  Falle  die  Kosten  127  Francs,  die  Einnahmen 
283  Fr.,  das  bedeutete  30  Proz.  Lohnzuschlag  für  die  Arbeiter,  28  Proz.  Nachlass 
für  die  Kunden  und  15  Proz.  Nutzen  für  den  Unternehmer,  der  keinen  Pfennig  Kapi- 
tal vorzuschiessen  hatte. 

R  e  s  u  1  täte: 

Auf  Grund  einer  20jährigen  Erfahrung  sprach  sich  Herr  Boureiff  1883  vor  der 
damals  tagenden  französischen   Commission  extraparlamentaire  *)    sehr    befriedigt    aus : 

Die  Arbeiter  arbeiten  rasch  und  gut ;  gut  besonders  auch  deswegen,  um  nach- 
herige Reparaturen,  die  umständlich  sind,  zu  vermeiden. 

Arbeiter,  die  Herr  Boureiff  ohne  Gewinnbeteiligung  beschäftigt,  leisten  dreimal  so  wenig. 

Es  bleiben  im  Gefolge  des  Systems  ferner  Streiks  aus. 

(1872)  (Goffinon)  Barbas,  Tassart  et  Balas,  Paris.  (Böhmert-Trombert  ^) 
S.  577  -ff.  u.  Frommer  S.  107,  Gilman  -  Katscher  S.  170).  Fabrik  für  Bleiarbeiten, 
Dachdeckerei,  Werkstätte  für  hygienische  Apparate. 

120  Angestellte  (Dachdecker ,  Zinn-  und  Bleigiesser ,  Drechsler ,  Hahnmacher, 
Justierer  u.  s.  w.). 

Die^lben  werden  teils  im  Tagelohn,  teils  im  Stücklohn  beschäftigt,  sie  erreichen 
pro  Tag  3,75 — 9,50  Fr.     (Lehrlinge  anfangs  2  Fr.) 

Der  Bonus  stellt  5  Proz.  des  Reinertrags,  (seit  1880)  nach  Vorwegnahme  von 
10  Proz.  für  den  Reservefonds,  dar. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen,  wobei  den 
Akkordarbeitern  nur  ein  gewöhnlicher  Tagelohn  angerechnet  wird^). 

Die  Auszahlung  erfolgt  (seit  1882)  zur  Hälfte  baar  ;  die  andere  Hälfte  wird  mit 
5  Prozent  verzinst  kapitalisiert  und  erst  nach  20  Dienst-  oder  50  Lebensjahren 
ausbezahlt*). 

Berechtigt  ist:  wer  Aufnahme  in  die  Arbeiterelite  (noyau)  erlangt  hat.  Dieselbe 
geschieht  auf  Vorschlag  des  Arbeiterausschusses  ^)  durch  den  Chef  des  Geschäftes  und 
setzt  eine  mindestens  3jährige  Dienstzeit  voraus  ®). 


i)  die  eine  offizielle  Enquete    über    die    französischen  Anwendungsfälle  von  Ge- 
winnbeteiligung zu  führen  hatte.     (S.  darüber  H.  Frommer^ 

2)  S.  oben  S.   129. 

3)  damit  sie  nicht  die  Arbeit  ihrer  Hilfsarbeiter  einrechnen  können. 

4)  Sind  Kinder  da,    so    verbleibt  das  Kapital     der  Familie  und   der  Berechtigte 
erlangt  nur  den  Zinsgenuss. 

5)  gebildet  durch  die  2   ältesten   Beamten  und   die  3   ältesten  Arbeiter. 

6)  Der  betreffende  Kanditat    muss    sich    um     die  Aufnahme    bewerben    und    die 
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Die  Lehrlinge  werden  vom  i  Januar  des  Jalires ,  in  das  die  Beendigung  ihrer 
Dienstzeit  fällt,  zum  Bonus  zugelassen. 

Ausserdem  ernennt  der  Chef  aspirants  participants ,  wobei  eine  18  monatige 
Thätigkeit  vorausgesetzt  ist:  Dieselben  erwerben  dadurch  die  Mitgliedschaft  an  der 
Hilfs-  und  Unfallkassa  der  Fabrik  und  erhalten  vom  Arbeiterausschuss  Gratifikationen 
aus  der  Gewinnquote.      In  der   Regel  avancieren   die  aspirants  p.  zu  participants. 

Wer  vor  20  Dienst-  oder  50  Lebensjahren  die  Fabrik  verlässt  oder  wegen 
schwerer  Verfehlungen  entlassen  wird,   geht  seines   Guthabens  verlustig  ')  -). 

Seit  1883   wird  die  Bonusberechnung  von  einem   amtlichen  Revisor  verifiziert. 

1883  gab  es  unter  120  Beamten  und  Arbeitern  58  participants  und  aspirants 
participants. 

1872— 1883  wurden  85,700  Fr.  als  Bonus  verteilt  bezw.  angelegt  =  10 V2  Proz. 
der   Löhne. 

Resultate: 

1884  schrieb  Herr  Goffinon :  »Die  Resultate  sind  noch  nicht  diejenigen,  wie  ich  sie 
erwarte;   das  erkenne  ich  ohne  weiteres  an ;   aber  ich  wundere  mich  darüber  gar  nicht.« 

Herr  Goffinon  erwähnt  dann,  dass  zwei  grosse  Schwierigkeiten  zu  beseitigen 
waren,  einmal  das  Misstrauen  gegen  die  Ehrlichkeit  des  beabsichtigten  Gewinn- 
beteiligungssystems, ferner  das  Misstrauen   gegen   die  Dauer  des  Experiments. 

»Diese  Schwierigkeiten  sind  allmählich  im  Lauf  der  zwölf  Jahre  überwunden  worden. 

So  können  wir  konstatieren :  grösseres  Geschäftsinteresse  der  Leute,  grössere 
Stabilität,  mehr  Sparsamkeit  mit  dem  Material  (statt  wie  früher  ein  kleines  Stück 
Zinn  aus  einer  ganzen  Platte  herauszuschneiden,  suchen  sie  es  jetzt  aus  den  Abfällen 
zu  gewinnen.  Früher  rechnete  man  für  Abnutzung  von  Tauwerk,  Leitern  und 
Schweisseisen  8 — 10,000  Fr.,  seit  der  Gewinnbeteiligung  5000  Fr.) ;  mehr  Achtsamkeit 
und  hierin  auch  Kontrolle  der  Mitarbeiter  ;  die  Leute  vervollkommnen  sich  in  ihrem 
Handwerk,  lassen  sich  die  Arbeit  angelegen  sein  und  bemühen  sich  endlich  durch 
Akkuratesse,  gute  Arbeit  und  gute  Haltung  den  Kunden  zufrieden  zu  stellen.« 

3.  Textilindustrie. 

(1887)  J.  Nayrolles,  Paris  (Trombert  1S96  S.  41)  Stickereigeschäft. 

Dieses  Geschäft  war  bis  vor  wenigen  Jahren  eine  Filiale  der  Möbelstoff-  Fabrik 
A.  Catteau  in  Roubaix,  eines  der  ältesten  und  bedeutendsten  Etablissements  des 
französichen  Nordens.  Dasselbe  beschäftigt  fast  600  Arbeiter  und  fabriziert  glatte 
und  gemusterte  Möbelstoffe  in  Seide,  Schafwolle,  Baumwolle,  Leinen,  Jutte. 

Das  Pariser  Zweiggeschäft  war  von  Anfang  an  nicht  lediglich  eine  Verkaufs- 
filiale, sondern  es  hatte  auch  gewisse  Stoffe,  die  von  Roubaix  kamen,  erst  zu  färben, 
zu  pressen  und  zu  besticken. 

Im  Jahre  1882  begann  Herr  Nayrolles,  der  an  der  Spitze  des  Geschäfts  seit  1868 
steht,  durch  einige  Fagonniers  Nähkissen,  Teppiche,  Vorhänge  und  Portieren  besticken 
zu  lassen.  Die  Arbeit  bestand  darin,  mit  einem  (unechten)  Goldfaden  die  Conturen 
der  Zeichnungen  zu  fassen ,    um    ihnen   eine  plastische    und  farbenprächtige   Wirkung 


Prüfung  seiner  moralischen    und    materiellen  Verhältnisse  und  insbesondere  seiner  ge- 
werblichen Befähigung  durch  zwei  vom  Arbeiterausschuss  ernannte  Paten  bestehen, 
i)  Dasselbe  fällt  den   Anteilen   der  übrigen  zu. 

2)  Nur  Lehrlinge  erhalten   i  Jahr  Dispens,   um  ihre   »tour  de  France«   zu  machen, 
was  in  ihrem  und  der  Fabrik  Interesse  liegt. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1898.  12.  lO 
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zu  verleihen.  Diese  Artikel  wurden  sehr  geschätzt  und  fanden  in  Frankreich  ,  in 
England  und  besonders  in  Amerika  anfangs  einen  grossen  und  wachsenden  Absatz. 
Aber  bald  lies  die  Nachfrage  in  ebenso  raschem  Maasse  nach.  In  den  an  die 
Fagonniers  gezahlten  Löhnen  drückt  sich  diese  Entwicklung  prägnant  aus: 

1882  50,000  Fr.  1885     120,000  Fr. 

1883  110,000  Fr.  1886       58,000  Fr. 

1884  152,000  Fr. 

Die  Angestellten  hatten  1886  nur  mehr  halbe  Tage  zu  arbeiten. 

»Diesen  Rückgang  der  Nachfrage  führte  Herr  NayroUes  auf  die  monotone 
Gleichförmigkeit  der  Stickereien  zurück.  Der  Erfolg  von  Phantasieartikeln  erfordert 
eine  grosse  Abwechslung.  Nun  blieb  aber,  soviel  man  auch  die  Zeichnung  verän- 
derte, der  Effekt  der  Stickerei  immer  der  gleiche.  In  jedem  Atelier  hatte  eine  und 
dieselbe  Aufseherin  die  Muster  zu  vergleichen,  die  von  den  Arbeiterinnen  in  einer 
rigoros  bemessenen  Frist  hergestellt  wurden.  Sehr  oft  übermüdet,  konnte  die 
Stickerin  zu  ihrer  Arbeit  keinen  eigenen  Gedanken  mitbringen.  Ausserdem  hatte  sie 
strikt  die  sich  in  der  herkömmlichen  Routine  bewegenden  Aufträge  der  Fabrik  zu 
Roubaix  zu  befolgen.« 

Herr  NayroUes  ging  daher  daran,  den  ganzen  Arbeitsbetrieb  von  Grund  auf 
umzugestalten  und  errichtete  im  Einverständnis  mit  dem  Chef  der  Fabrik  zu  Roubaix, 
die  unter  diesen  Umständen  die  Fabrikation  von  Stickereigeweben  hatte  bedeutend 
einschränken  müssen,  eine  eigene  Stickereiwerkstätte,  getrennt  von  dem  bisher  damit 
verbundenen  Verkaufshaus  M. 

Um  einen  Erfolg  zu  erreichen,  sagte  sich  Herr  NayroUes,  müsse  er  dreierlei 
erstreben : 

1)  Eine  rigorose  Einschränkung  der  Produktionskosten, 

2)  eine  beständige  Vervollkommnung  der  Arbeit, 

3)  ein  möglichst  grosses  Maass  guten  Willens  seitens  der  Arbeiterinnen. 

Herr  NayroUes  mietete  daher  vor  allem  ein  ausgezeichnet  gelegenes  Lokal,  das 
Erweiterungen  und  Verwendung  von  Motoren  gestattete,  und  stattete  es  mit  8  Stick- 
maschinen aus.  Besondere  Sorgfalt  wandte  er  auf  die  Auswahl  der  Arbeiterinnen  ; 
sie  hatten  genügend  Kenntnisse,  um  die  üblichen  Stickereien  machen  zu  können, 
und  waren  jung  genug,  um  später  schwierigere  Arbeiten  übernehmen  zu  können. 
Beim  Engagement  wurde  den  8  Stickerinnen  neben  dem  Lohn,  der  sich  auf  der  Höhe 
des  bisher  von  ihnen  bezogenen  halten  sollte,  ein  Viertel  des  Geschäftsgewinns  ver- 
sprochen und  ihnen  auseinandergesetzt,  einen  wie  grossen  Einfluss  sie  auf  den  Ge- 
winn üben  könnten. 

Das  neue  Atelier  wurde  Ende  1886  eröffnet.  Eine  der  8  Damen  wurde  mit  den 
Obliegenheiten  einer  Werkmeisterin  betraut  und  hatte  zu  dirigieren  und  die  Aufträge 
aus  dem  Verkaufshaus  entgegenzunehmen  und  zu  verteilen.  Dies  alles  nahm  sie  etwa 
2  Stunden  täglich  in  Anspruch,  so  dass  sie  die  übrige  Zeit  an  der  Maschine  zu- 
bringen konnte. 

Um  eine  möglichst  reichhaltige  und  geschmackvolle  Auswahl  von  Mustern  zu 
erlangen ,  organisierte  Herr  NayroUes  unter  den  sämtlichen  Stickerinnen  einen  Wett- 
bewerb. Statt  mit  dem  bis  dorthin  gebräuchlichen  einen  Goldfaden  wurde  nun  mit 
5 — 6  Nuancen  gearbeitet.     Der  Anfang  war  ein   sehr  schwieriger ,    die  Arbeiterinnen 


i)  d.  h.  die  Fabrik  Roubaix  besass  nunmehr  eine  eigene  Stickereiwerkstätte  und 
ein  eigenes  Verkaufshaus  in  Paris. 
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hatten  wenig  Selbstvertrauen,  allein  es  glückte.  Die  Arbeiten  bekamen  einen  neuen 
A.spekt,  schlugen  ein  und  es  regnete  Aufträge  ;  bald  mussten  7  neue  Maschinen  ge- 
kauft und   die  Zahl   der  Arbeiterinnen  um   10  vermehrt  werden. 

Herr  NayroUes  war  mit  seinen  Stickerinnen  zufrieden  ;  sie  arbeiteten  mit  Hin- 
gebung und  mit  Vergnügen.  Gleichwohl  fehlte  es  noch  am  »heiligen  Feuer  der 
Begeisterung«.  So  entschloss  sich  Herr  Nayrolles  schon  nach  dem  ersten  Halbjahr 
eine  Gewinnverteilung  vorzunehmen. 

Die  Organisation  der  Gewinnbeteiligung  ist  die  folgende : 

Der  Bonus  ist  ein  Viertel  des  Gewinnes,  d.  h.  der  Differenz  zwischen  Pro- 
duktionskosten und  den  dem  Verkaufshaus  berechneten  Preisen  ').  In  den  Pro- 
duktionskosten sind  10  Proz.  Amortisation  der  Einrichtung  inbegriffen.  Participations- 
berechtigt  ist  jede  Stickerin,  die  irgendeinmal  seit  der  letzten  Bonusverteilung,  sei  es 
auch  noch  so  kurze  Zeit,  im  Geschäft  gearbeitet  und  nicht  freiwillig  die  Arbeit 
niedergelegt  hat  oder  wegen  schwerer  Verfehlungen  oder  wiederholter  Abwesenheit 
entlassen  wurde.  Die  Bemessung  der  Einzel anteile  erfolgt  auf  Grund  der  von  jeder  Einzel- 
nen effektiv  geleisteten  Arbeit.  An  jedem  Samstag  legt  jede  Stickerin  bei  der  Lohnaus- 
zahlung Arbeitszettel  vor,  die  nach  einem  vereinbarten  Maassstabe  die  geleistete  Ar- 
beit ziffernmässig  ausdrücken.  Hat  eine  Stickerin  gegen  ihren  Willen  Zeit  verloren, 
so  wird  ihr  dies  eingerechnet.  Die  »erste  Arbeiterin«  in  jedem  Atelier  —  mit  der 
Ausdehnung  des  Geschäfts  sind  es  deren  mehrere  geworden  — ,  die  die  Arbeit  ihrer 
Kolleginnen  zu  überwachen  hat,  bekommt  zur  Entschädigung  für  die  dadurch  erlit- 
tenen Zeitverluste  einen  10 prozentigen  Zuschlag;  es  ist  also  ihr  Interesse,  für  die 
Ueberwachung  und  Korrektur  anderer  Arbeiten  nur  die  eben  unumgänglich  notwendige 
Zeit  zu  brauchen.  Die  Direktrice  —  es  ist  auch  eine  solche  mit  der  Ausdehn- 
ung des  Geschäfts  nötig  geworden  —  erhält  einen  Gehalt  gleich  dem  Tagelohn  der 
bestbezahlten  Stickerin  und  den  Gewinnanteil  der  best  bedachten  »ersten  Arbeiterin«. 
So  ist  es  ihr  Interesse,  die  Produktion  möglichst  zu  erhöhen. 

Die  Einzelanteile  werden  bar  ausbezahlt.    Es  betrug  der  Bonus  im 

1.  Halbjahr  1887     1840  Fr.  bei   15  Stickerinnen 

2.  ,,  ,,        2800    ,,      ,,     20  ,, 

1.  ,,  1888     3600    ,,     ,,     24 

2.  ,.  „        4250    ,,     ,,     27  ,, 

1.  ,,  1889     4450    ,,     ,,     28  ,, 

2.  „  „        5550    „     ,.     29 

Die  ältesten  acht  Stickerinnen  empfingen  an  Lohn  und  Bonus  1887— 1889  die  in 
der  Tabelle  auf  S.  148  und   149  verzeichneten  Beträge. 

Wie  man  sieht,   ist  trotz  des  wachsenden  Gewinnanteils  auch  der  Lohn   beständig 
gestiegen. 

Resultate: 
Die  erste  Bonusverteilung  machte  einen  sehr  grossen  Eindruck  auf  die  Stickerinnen 
»Vom  nächsten  Tage  ab«,  sagte  Herr  Nayrolles,    »verfügte  ich   über  eine  Muster- 
werkstätte.    Der  nächste  Wettbewerb    war    einer  der  bemerkenswertesten,    es  regnete 
Aufträge,    ich  musste  neue  Maschinen  kaufen    und  zum  ersten  Mal  mein  Atelier  ver- 

grössern.     Am  Ende    des    zweiten  Jahres    hatten    wir eine  Musterauswahl 

von  150  neuen  Nuancen,    davon  40  aus  feinen  Metallfäden,    was  uns  die  Ausführung 


l)  Diese  Berechnung  erfolgt  so,  dass  der  Preis,  zu  dem  der  betreffende  Artikel 
vom  Verkaufshaus  zuletzt  verkauft  worden  ist,  als  wahrscheinlicher  Verkaufspreis  zu 
Grunde  gelegt  wird ;  es  muss  ferner  das  Verkaufshaus  noch  Profit  am  Artikel 
machen  können. 
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A 

B 

C 

Monats- 

Gewinn- 

Tag- 

Gewinn- 

Tag- 

Gewinn- 

lohn 

anteil 

lohn 

anteil 

lohn 

anteil 

Fr.    c. 

Fr.     c. 

Fr.   c. 

Fr.      c. 

Fr.   c. 

Fr.     c. 

1887,    I.   Halbjahr    .      .      . 

125  — 

220  80 

6     — 

220  80 

5     25 

220  80 

»2.           «      .     .      .      . 

150  — 

280  — 

6     — 

252  — 

5     50 

252  — 

1888,    I.           V      .      .      .      . 

166  65 

300  - 

6     - 

300  - 

6     — 

300  — 

»2.              »       .       .       .       . 

166  65 

261  10 

6     - 

259  15 

6     — 

245  75 

1889,    I.             »       .       .       .       . 

175  - 

269  90 

6     - 

269  90 

6     — 

233  40 

i>         2.              »       .       .       .       . 

175  - 

327  — 
I  658  80 

7     - 

327  — 
1  628  85 

7     — 

284  - 

zusammen 

I  535  95 

der  manigfaltigsten  und  schwierigsten  Arbeiten  gestattete;  es  entstand  gewissermassen 
eine  neue  Industrie.« 

Der  finanzielle  Erfolg  drückt  sich  in  den  schon  oben  angegebenen  Ziffern  der 
Bonusbeträge  aus.  1890  beschäftigte  das  Geschäft  40—50  Arbeiterinnen  an  35 
Maschinen.  Die  hier  fertig  gestellten  Stickereien  sind  nach  dem  Urteil  eines  Jury- 
mitgliedes der  Pariser  Weltausstellung  1889  imerreichbar  und  brauchen  keine  Kon- 
kurrenz zu  fürchten.  Nach  manchem  anfänglichen  Missgriffe  ist  die  Arbeit  seitdem 
in  beinahe  sichtbarer  Vervollkommnung  begriffen  ;  von  mehr  als  dreitausend  Stück, 
die  in  den  ersten  Jahren  die  Werkstätte  verliessen,  wurde  nicht  ein  einziges  zurück- 
gewiesen. 

Die  Gewinnbeteiligung  war  nach  den  Worten  des  Herrn  Nayrolles  ein  mächtiger 
Hebel  bei  dieser  Entwicklung.  Die  Arbeiterinnen  lieben  ihre  Beschäftigung,  sind 
stolz  auf  ihr  Etablissement  und  legen  ihr  Bestes  an  Phantasie,  Geschmack  und  penibler 
Ausführung  in  ihre   Arbeit. 

Die  Stabilität  ist  eine  sehr  grosse ,  die  Beziehungen  zwischen  den  Stickerinnen 
untereinander  und  mit   der  Direktion  ausgezeichnet. 

Noch  mag  erwähnt  werden,  dass  die  rationelle  Verwendung  der  Gewinnanteile 
das  besondere  Lob  des  Herrn  Nayrolles  findet.  Sie  geschieht  in  erster  Linie  im 
Interesse  des  meist  schwer  belasteten  Familienbudgetes ;  seit  der  dritten  Bonusverteil- 
ung knüpft  sich  daran  auch  stets  eine  oder  zwei  Heiraten,  aber  meist  ohne  dass  die 
Betreffenden  das   Geschäft  verliessen. 

(1873— 1880).  John  Thomasson  and  Son  ,  Bolton  ,  (Schloss  Report  S.  46) 
Baumwollspinnerei. 

160  Personen  sind  beschäftigt  (darunter  die  Hälfte  Kinder)  ;  bezugsberechtigt 
waren  die  Erwachsenen. 

Die  meisten  Arbeiter  waren  im  Stücklohn  beschäftigt. 

Vom  Gewinn  gehen  5  Proz.  Kapitalzinsen  ab  ,  ein  fixer  Prozentsatz  des  Ueber- 
schusses  wird  als  Bonus  verteilt.  Die  Individualanteile  richteten  sich  nach  den 
Individuallöhnen. 

Die  Auzahlung  erfolgte  halbjährlich  und  bar. 

Es  betrug  der  Bonus  in  den  einzelnen  Jahren:  s'/a  d  pro  Pfund  Lohn,  378  d, 
3,87  d,  2,43  d,  0,92  d.  1,52  d,  null;  das  macht  im  Durchschnitt  0,9  Proz.  der  Löhne. 
Resultate:    »null.« 

(1882.)     Dognin,   Lyon.     Tüll-  und  Spitzenfabrik. 

1000  Angestellte '),  darunter  800  weibliche. 


[)  Hauptquelle  für  die  Organisation  des  Geschäfts:  Trombert   1896  S.   127  ff. 
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D 

E 

F 

G 

H 

Tag- 
lohn 

Gewinn- 
anteil 

Tag- 
lohn 

Gewinn- 
anteil 

Tag- 
lohn 

Gewinn- 
anteil 

Tag- 
lohn 

Gewinn- 
anteil 

Tag- 
lohn 

Gewinn- 
anteil 

Fr.   c. 

3  50 

4  50 

5  — 

5  — 

6  — 

7  — 

Fr.     c. 
184  - 
252  95 
267  90 

258  75 
265  60 
327  — 

Fr.    c. 
4     — 

4  50 

5  - 

5  - 

6  - 

7  - 

Fr.      c. 
169  80 
201   05 

263  45 
258  75 
265  60 
298  — 
i~456^' 

Fr.    c. 

3  50 

4  50 
4     50 

4  50 

5  — 
5     — 

Fr.     c. 
142  — 
138  05 
141    35 
191   75 
201  35 
264  - 
I  078  50 

Fr.    c. 
4     — 

4  sc 

5  — 
5  - 
5     — 

Fr.  c. 
165  - 
167  90 
169  10 
175  85 
145  75 
221  — 

I  044  60 

Fr.  c. 
3     — 

3  75 

4  - 
4  25 
4  50 
4     50 

Fr.      c. 

95  — 
119  40 
109  15 
"5  65 
"3  85 
159  — 

I  556  20 

712  05 

Der  Lohn  variiert  zwischen  4  und  7  Fr.  für  die  männlichen  und  zwischen 
Fr.  0.80  und  2  Fr.   75    für  die  weiblichen  Arbeiter. 

Das  Haus  beschäftigt  12  Reisende,  25 — 30  Ladner  und  Comniis,  ausserdem  eine 
schwankende  Ziffer  von  Stickerinnen  und  Spitzenausbesserinnen. 

Die  verschiedenartigen  Arbeiten,  die  in  diesem  Etablissement  verrichtet  werden, 
haben  sehr  wenig  Gemeinsames  und  Bindendes.  Man  beschäftigt  Monteure  für  die 
Konstruktion  und  die  Reparatur  der  Werkstühle  und  Kartenschläger  für  die  Vor- 
bereitung der  Zeichnungen,  Spulerinnen  und  Spitzenausbesserinnen. 

Im  reinen  Zeitlohn  beschäftigt  sind  etwa  10  Proz.  des  ganzen  Personals*),  näm- 
lich die  Mechaniker,    die  Heizer  und  die   vorübergehend  beschäftigten  Fabrikarbeiter. 

Im  Allgemeinen  sind  die  Angesteliten,  die  zumeist  einen  fixen  Minimallohn  be- 
ziehen, durch  die  Entlohnung  an  ihrer  Arbeit  interessiert  :  an  der  Zahl  der  in  die 
Tinktur  getauchten  Stücke,  der  Quantität  der  von  der  Abteilung  abgelieferten  Waaren, 
der  Ersparnis  an  den  wichtigsten  Materialien,  der  Schnelligkeit  in  der  Vollendung 
der  Arbeit. 

Die  Prämien  der  Werkführer  berechnen  sich  nach  dem  Grad  der  Prämienwürdig- 
keit  und  Vortreflflichkeit  der  verschiedenen  ihnen  unterstellten  Leistungen. 

In  der  Verkaufsabteilung  sind  alle,  auch  die  Schreibergehülfen  u.  s.  w.  durch 
besondere  Provisionen  an  den  Ergebnissen  des  Verkaufs  interessiert. 

Der  Bonus  ist  ein  fixer  Prozentsatz  des  Reingewinns*)  und  wird  für  die  einzelnen 
Abteilungen,  nämlich  die  Verkaufsabteilung,  die  Zeichenwerkstätte  und  die  Fabrik- 
abteilung gesondert  berechnet. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  nach  der  Länge  der  Beschäftigungszeit  und 
nach  der  Höhe  des  Lohns  (incl.  Prämien  und  Tantiemen)  *).  Die  Angestellten  sind 
nämlich  unter  dem  Gesichtspunkt  ihrer  Anciennetät  in  sieben  Gruppen  geteilt  und  die 
Ziffer  des  Jahreslohnes  multipliziert  mit  der  Ziffer  der  Anciennetätsgruppe  ergibt  den 
Divisor,  mit  dem   der  Einzelne  sich  in  den  Gesamtbonus   teilt. 


Es  umfasst ') 

Angestellte  n 

it 

Die   I. 
2. 
3- 
4- 
5. 
6. 
7- 

Gruppe 

0 — I  Jahr  Dienstzeit 
2—4  Jahren 

5-9       ., 

10-14         u 

15  —  19          n 
20  —  29          ,, 

30                ,,           n   wnd  darüber. 

Die  Auszahlung  des  Bonus 

erfolgte 

bis    1893   '"   Spark 

assenscheinen  oder. 
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gewünscht,    bar,    seit    1893    nur    noch    in   Sparkassenscheinen    oder    in  Scheinen    der 
Caisse  nationale  des  retraites '). 

Die  Bonusbeträge  machten  aus 
für  die   l.  Gruppe  : 


a)  im  Durchschnitt  der  ersten  6  Jahre 
0,90  bis  1,25  Proz.  der  Löhne 


2. 

1,30    »    2,60 

3- 

2,70    >.    3,95 

4. 

3.60    =>    5,25 

5- 

4,65     »    6,50 

6. 

5>45     ■"    7,80 

7. 

6,35    *    9.20 

Im  Folgenden ')  geben  wir  für  das  Jahr  1896  und  zwar  für  jede  der  beiden 
Werkstätten  (Zeichenatelier  und  Fabrikwerkstätte)  besonders  a)  die  Höhe  der  Löhne, 
b)  die  Höhe  des  Bonus  in  absoluten  Ziffern,  c)  dieselbe  in  Prozentziffern  der  Löhne, 
d)  die  Zahl  der  Arbeiter  und  e)  dieselbe  in  Prozentziffern  der  Gesamtzahl  aller  Ar- 
beiter der  betreffenden  Werkstätte.  Alles  für  jede  Anciennetätsgruppe : 
Atelier  A. 
in  "/()  des 
Lohnes 
0,85 
1,70 
2,60 

3o5 
4,20 

5.1 
5.9 
Atelier  B. 

1,33 

2,95 
4,40 
5,00 
7,30 
8,75 
10,2  I 

Die  Zahlen  für  1882  sind  hievon  nur  wenig  verschieden.  ') 

Die  Angestellten  des  Hauses  Dognin  haben  freie  Doktor-  und  Apothekerrechnung. 
Resultate: 

(1891?)  schrieb  Herr  August  Isaac,  Associ6  des  Hauses  Dognin^): 

»Für  das  Opfer,  das  das  Haus  jährlich  durch  das  Abtreten  eines  Gewinnanteils 
bringt,  wird  es  entschädigt  besonders  durch  die  grösste  Stabilität  des  Personals, 
durch  dessen  fortschreitende  intellectuelle  und  moralische  Hebung  und  durch  die 
Fortdauer  der  guten  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern,  bei  aller 
Strenge  der  Disciplin.« 

Oktober  1896  schrieb  mir  Herr  Isaac: 

»Das  Resultat  war  weder  bessere  Arbeit,  noch  mehr  Arbeit.     In  dieser  Beziehung 


Lohn 

Bonus 

jruppe 

fr. 

fr. 

I. 

4585 

38,50 

II. 

7515 

127 

III. 

17175 

438 

IV. 

3300 

"3 

V. 

8355 

356 

VL 

6905 

353 

VII. 

10  170 

609 

I. 

8365 

119,50 

II. 

14030 

411,50 

III. 

29435 

1302,50 

IV. 

9  620 

561,50 

V. 

II  845 

876,50 

VI. 

12325 

1084,50 

VII. 

2505 

256,50 

Zahl  der 

in   "/o  der 

Arbeiter 

Gesamtziffer 

6 

14 

7 

16,25 

12 

28 

2 

4,75 

5 

11,25 

4 

9,5 

7 

16,25 

15 

27,35 

8 

14.50 

15 

27,35 

5 

9,00 

6 

I  1,00 

5 

9,00 

I 

1,50 

i)  Brief. 

2)  Trombert  1S96,  S. 


12S,  Bulletin  (s.  oben  S.  133  Anm.)  1891  S.  255. 
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ist   das  Resultat  null.     Die  Stal^ilitcät  hat  die  Tendenz  sich   zu  befestigen  und   die  Be- 
ziehungen mit  den  Arbeitern  sind  gut,  im  allgemeinen.« 

vWir  haben  vom  System  keinen  finanziellen  Nutzen  gehabt«  Im  Gegenteil 
mache  es  Kosten. 

Herr  Isaac  beschreibt  des  weiteren  den  oben  geschilderten  Modus  der  Auszahlung 
des  Bonus  und  erwähnt,  dass  das  Resultat  eine  Entwicklung  des  Sparsinns  ist. 

»Wir  erhoffen  von  diesem  System,  dass  es  in  der  Zukunft  unsren  guten  Arbei- 
tern allmählich  einen  materiellen  Rückhalt  für  ihre  alten  Tage  geben  wird  und  dass 
wir  uns  die  Summen  ersparen  ,  die  wir  augenblicklich  alten  Arbeitern ,  die  nicht  zu 
sparen  gewusst  haben,  zu  geben  gezwungen  sind  .  .  . 

>Mit  einem  Wort,  der  Vorteil  des  Systems  ist  der,  dass  jährlich  unter  die  Leute 
eine  Summe  gelangt,  desto  grösser,  je  älter  sie  werden,  die  ihnen  Ausgaben  über  die 
Deckung  ihrer  Existenzbedürfnisse  hinaus  erlaubt  und  seit  wir  den  Bonus  in  die  caisse 
nationale  des  retraites  legen,  hoffen  wir,  dass  die  Leute  von  unsrem  Haus  in  ihren 
alten  Tagen  vor  dem  Elend  geschützt  sind.« 

(1884)  Perrott  and  Perrott ,  London.  {Schloss  Report  S.  58)  Packer  ,  Tuch- 
wirker, Zubereiter  und  Appretierer,  Spediteure. 

Sämtliche  Angestellte  stehen  im  Zeitlohn  '),  Arbeitsprämien  gibt  es  nicht.  Es 
sind  100  —  105  Angestellte  beschäftigt.  Beteiligt  sind  alle  über  18  Jahre  alten  Ange- 
stellten und  die  Lehrlinge. 

Der  Berechnung  des  Bonus  wurde  bis  1893  die  als  Durchschnittsgewinn  der  drei 
Jahre  1881  — 1883  ermittelte  Summe  zu  gründe  gelegt:  die  Hälfte  des  diese  Summe 
übersteigenden  Reingewinns  wurde  als  Bonus  verteilt. 

Seit  dem  Jahre  1893,  mit  der  Umwandlung  des  Geschäfts  in  eine  Aktiengesell- 
schaft, ist  der  Modus  der  Berechnung  ein  anderer:  auf  die  Summe  der  ausgezahlten 
Löhne  entfällt  nunmehr  die  gleiche  Dividende,  wie  auf  das  Kapital.  Jedoch  erhält 
das  Kapital  unter  allen  Umständen  eine  Mindestdividende  von  5  Proz. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Individuallöhnen. 

Die  Auszahlung  erfolgt  nur  zur  Hälfte  bar,  die  andere  Hälfte  muss  bei  der 
Firma  zu  2V2  Proz.  verzinslich  angelegt  werden  und  wird  bei  Verlassen  der  Arbeit 
ausbezahlt '). 

1885—92  betrug  der  Bonus  im  Durchschnitt  11,3  Proz.  der  Löhne;  dabei  machte 
er  in  den  einzelnen  Jahren  beträchtliche  Schwankungen  durch  '). 
Resultate: 

Wir  lesen  bei  Schloss : 

»Besonders  bei  den  jüngeren  und  intelligenteren  Arbeitern  zeigte  sich  ein  be- 
merkenswerter Unterschied  in  Haltung  und  Gebahren.  Einvernehmen  und  Eifer  er- 
fuhren eine  Förderung.  So  ermöglichte  es  die  Aufopferung  der  gesamten  Arbeiter- 
schaft gelegentlich  eines  Brandes  im  Jahre  1893,  das  Geschäft,  trotzdem  die  Waaren- 
schuppen  zerstört  worden  waren,  ohne  jede  Unterbrechung  und  ohne  jeden  Kunden- 
verlust weiter  zu  führen.« 

Ferner  wird  Sorgfalt  und  Sparsinn  im  Gebrauch  des  Materials  berichtet.  Im 
ersten  Jahr  nach  der  Einführung  des  Systems  wurden  in  der  Gasrechnung  50  Pfund 
erspart. 

1893  betrug  der  Bonus  6  Proz.  der  Löhne,    1894  und   1895  j^   5  Prozent '). 

Auch  im  Oktober  1896  bestätigten  mir  die  Herren  Perrott  and  Perrott,  dass  die 
günstigen  Wirkungen  der  Gewinnbeteiligung  auf  Eifer,   Interesse  und  Sparsamkeit  an- 

l)  Brief. 
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gedauert  haben.  Jedoch  besorgen  sie,  dass  in  künftigen  Jahren  die  Stabilität  der 
Arbeiterschaft  verschwinden  werden,  wenn  die  deponierten  Beträge  so  hoch  geworden 
seien,  um  die  Partizipanten  zu  veranlassen,  behufs  der  Behebung  der  Guthaben  aus 
der  Arbeit  zu  treten. 

»Unsere  Leute  können  durch  sorgfältige  Arbeit  die  Gewinnste  beeinflussen; 
der  geschäftliche  Erfolg  ist  zu  einem  guten  Teil  von  ihren  individuellen  Anstrengungen 
abhängig;  indes  sind  sie  immer  unter  guten  Vorarbeitern  gestanden  und  unser  Ge- 
winn ist  seit  der  Einführung  der   Gewinnbeteiligung  nicht  viel  grösser  geworden  « 

4.  Bekleidungsindustrie. 

(1891)  R.  H.  and  S.  Rogers  ,  London  und  Coleraine,  Irland  [Schloss  Report 
S.  iii).     Hemden-  und  Kragen-Fabrik,  dressers. 

1500  Angestellte  ;  davon  sind  nur  etwa  100  am  Gewinn  beteiligt ;  nämlich  nur 
die  im  Wochen  oder  Monatlohn  Beschäftigten,  d.  h.*)  die  Vorarbeiter  und  Vor- 
arbeiterinnen bei  den  Zuschneidern,  die  Reisenden,  die  Verkäufer,  die  Waarenhaus- 
Angestellten,  Commis,   Portiers  u.  s.  w. 

Alle  Stückarbeiter  sind  ausgeschlossen,  also  die  Maschinenarbeiter,  Knopfloch- 
macher etc. 

Bonusberechnung  :  Es  wurde  der  Durchschnitts-Reingewinn  von  8  Jahren  ermit- 
telt und  derselbe  in  Prozenten  der  Verkäufe  ausgedrückt.  Als  Reingewinn  galt  hie- 
bei  der  verbleibende  Ueberschuss  nach  Abrechnung  der  5  prozentigen  ')  Kapitalzinsen, 
Entwertung  der  Gebäude  und  Arbeitsmaschinen,  zweifelhafter  Schuldenaustände  u.  s.  w. 
Betrug  nun  der  hienach  verbleibende  Reingewinn  beispielsweise  5  Proz.  von  den 
Verkäufen  jener  8  Jahre,  so  wurden  etwa  4'/2  Proz.,  also  ein  unter  dem  Durchschnitt 
liegender  Prozentsatz  als  Reservatgewinn  angenommen  und  dem  Bonussystem  zu 
Grunde  gelegt:  Aller  Ueberschuss  über  jenen  Reservatgewinn  sollte  den  Partizipanten 
als  Bonus  zu  gute  kommen. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen. 

Die  Auszahlung  erfolgte  bar. 

Der  »Reservatgewinn <t  ist  den  Partizipanten  nicht  bekannt.  Auch  haben  sich 
die  Unternehmer  vorbehalten,  »sonst  eine  Summe,  die  als  angezeigt  erachtet  wird,« 
als  Bonus  zu  verteilen.  Indes  ist  trotz  dieses  diskretionären  Vorbehalts  die  Praxis 
der  Bonusberechnung  seit  dem  Bestehen  des  Systems  eine  fixe  geblieben'). 

Die  Bonusanteile  können  zu  5  Proz.  verzinslich  bei  der  Firma  angelegt  werden. 

Die  Partizipanten  stehen,  wie  erwähnt,  alle  im  Zeitlohn. 

Der  Bonus  betrug ') 

1892 :    4  Prozent  der  Löhne 

1893:      5  .-  n  n 

1894:    3 
1895:    5 

Resultate: 
In  Schloss'  Bericht  lesen  wir  :  »Wir  sind  höchst  befriedigt«  schreibt  die  Firma, 
»von  dem  bisher  erreichten  Resultat;  die  Gewinnbeteiligung  fördert  den  Wetteifer 
und  das  Einvernehmen.  Die  Reibungen  zwischen  den  einzelnen  Werkstätten  haben 
aufgehört,  da  alle  für  das  gemeinsame  Interesse  arbeiten  und  eine  langsame  und  schlam- 
pige Hand  wird  sehr  bald  von  den  anderen  zu  grösserem  Fleisse  angespornt.  Die  Ver- 
käufer bekommen  jetzt  bessere  Preise  für  die  Waren ;  alle  Aufträge  werden  viel  sorg- 

i)  Brief. 
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sanier  zu  prompter  und  korrekter  Ausführung  gebracht ;  und  ganz  besonders  und  vor 
allem:  die  Verschwendung  mit  dem  Rohmaterial  ist  sehr  bedeutend  zurückgegangen; 
diese  Verschwendung  war  eine  grosse  Verlustquelle  in  unserem  Geschäft,  und  wenn 
wir  die  Gewinne  grösser  als  je  zuvor  finden,  führen  wir  das  auf  diesen  Umstand  zurück. 

Wir  finden  auch,  unsere  Hände  verlassen  uns  nicht  mehr  wie  früher  und  werden 
durch  Anerbieten  anderer  Firmen  nicht  versucht,  uns  um  eine  kleine  Lohnerhöhung 
zu  verlassen;  dies  ist  sehr  wichtig,  da  ein  Wechsel  im  Personal  stets  mehr  oder  min- 
der einen  Verlust  bedeutet.« 

September  1896  schrieben  mir  die  Unternehmer:  »Wir  denken,  dass  der  Mehr- 
profit in  hohem  Masse  von  der  Ersparnis  am  Rohmaterial  stammt,  da  die  Zuschneider 
mehr  Sorgfalt  darauf  verwenden,  möglichst  viel  aus  dem  Stoff  herauszubekommen  .  .  . 
Wir  haben  bis  jetzt  noch  nie  das  Arrangement  bedauert.« 

(1888)  W.  Rowntree  and  Sons,  Scarborough.  (Sc/i/oss  Report  S.  77.)  Kon- 
fektionsgeschäft.     130—140  Angestellte*). 

Es  wird  nicht  viel  produziert;  die  Löhne  inkl.  der  Herstellungskosten  der  selbst 
produzierten  Artikel  machen  zusammen  etwa  17   Proz.   der   Verkäufe  aus*). 

Der  Bonus  ist  ein  Fünftel  des  »Reingewinns«. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen  ;  ausser  Ansatz 
bleiben  hiebei  Prämien,   Ueberzeitbezahlung  und  andere  variable  Posten. 

Die  Auszahlung  erfolgt  zur  Hälfte  bar,  die  andre  Hälfte  fliesst  in  eine  Alters- 
kasse, aus  der  erst  nach  einer  25jährigen  Beschäftigung  im  Unternehmen  oder  nach 
Erreichung  von  65  Lebensjahren  das  Guthaben  gezogen  werden  kann ;  beim  Tod 
des  Berechtigten  fällt  es  an  die  Erben.  Bei  Verheiratung  eines  Mädchens  kann  es 
als  Ganzes  herausgezogen  werden.  Durch  Verlassen  der  Arbeit  wird  es  nicht  ver- 
wirkt, aber  auch  nicht  früher  fällig.      Das   Guthaben   wird  mit  4  Proz.   verzinst. 

Es  betrug  der  Bonus 

1S90 — 93     4  Prozent  der  Löhne 
1S94')  '/2   Wochenlohn 

1895»)  1V2 

1896 1)  1V2 

Die  meisten  Angestellten  sind  im  Laden  und  in  den  Werkstätten  (mit  Kleider- 
machen etc.)  beschäftigt.  Nur  20  etwa  sind  gelernte  Arbeiter,  weshalb  Streiks  keine 
praktische  Frage  sind. 

Sämtliche  Angestellte  stehen  im  Zeitlohn  *)  (Wochen-,   Monats-,  Jahreslohn). 

Resultate: 

In  Sckloss'  Bericht  lesen  wir:  »Wir  denken«,  schreibt  die  Firma,  rdas  System 
ist  von  Wert  gewesen  mit  Bezug  auf  die  Vermehrung  von  Eifer  und  Energie.« 

Ebenso  schrieben  mir  die  Unternehmer  Oktober  1896 : 

»Wir  denken,  unser  System  hat  auf  die  Vermehrung  des  Eifers  und  der  Arbeits- 
kraft (efficiency)  förderlich  eingewirkt.« 

5.  Wagenbau. 

(1881.)  Holmes  and  Co.,  London,  Derby,  Sheffield  und  Lichfield.  {Schloss 
Report  S.  53.) 

Wagenbauer,     Das  System  ist  in  Kraft  in   Lichfield,     Durchschnitthch  17  Ange- 

i)  Brief, 
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stellte.  Die  Angestellten  sind  sämtlich  in  Zeitlöhnen  (Tageslöhnen)  beschäftigt *). 
Die  Löhne  betragen  ein  Drittel  der  Produktionskosten-). 

Bonusberechnung :  Vom  Gewinn  werden  abgezogen  i.  Kapitalzinsen,  2.  eine  fixe 
Summe.  Der  Bonus  ist  ein  Prozentsatz  des  diesen  fixen  »Reservatgewinn«  über- 
schiessenden  Betrages.  Dieser  Prozentsatz  wächst  mit  der  Höhe  des  Gewinns  in  fol- 
gender Weise: 

Beläuft  sich  der  Ueberschuss  auf  i  Proz.  der  für  die  obenerwähnten  zwei  Abzüge 
berechneten  Summe,  so  erhalten  die  Arbeiter  davon  '/.i;  bei  2  Proz.  ein  Drittel; 
bei  3  Proz.  und  mehr  die  Hälfte. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen ;  dabei  wird  der 
Gehalt  des  Geschäftsleiters  doppelt  gerechnet  (seine  Tantiemen  bleiben  ausser  Ansatz^. 

Auf  schriftliches  Verlangen  von  6  Arbeitern  müssen  die  Berechnungen  einem 
vereideten  Rechnungs-Revisor  vorgelegt  werden. 

95  Proz.  des  Bonus  werden  bar  ausbezahlt;  5  Proz.  fliessen  in  eine  Kranken- 
kasse; der  Unternehmer  steuert  zu  dieser  Kasse  einen  Betrag  gleich  2,5  Proz.  des 
Bonus  bei. 

Diese  Krankenkasse  wird  verwaltet  von  einem  Vertrauensmann  der  Gesellschaft 
und  einem  Vertrauensmann  der  Arbeiter. 

Durch  Verlassen  der  Arbeit  erlischt  jedes  Recht  auf  Krankenunterstützung. 

Der  Bonus  hat  1882 — 93  durchschnittlich  2,1  Proz.  der  Löhne  ausgemacht.  ,,Die 
Wagenbauindustrie  unterliegt  sehr  heftigen  Schwankungen;  im  einen  Jahr  steigt  der 
Bonus  auf  die  Höhe  von  2  Wochenlöhnen,  ein  anderes  Jahr  sinkt  er  auf  den  Betrag 
von  I  oder  2  Tageslöhnen;  innerhalb  der  letzten  3  Jahre  (1893,  1894,  1895)  konnte 
infolge  schlechten  Geschäftsganges  gar  kein  Bonus  zur  Auszahlung  gelangen"  -J. 

Resultate: 

Vor  der  Labour  -  Commission^)  bezeugte  die  Gesellschaft,  dass  das  System  im 
ganzen  befriedigend  sei.  In  Sckloss'  Bericht  schreibt  Ch.  Holmes:  »Ich  liebe  das 
System:  Wir  haben,  soviel  ich  weiss,  immer  gut  gearbeitet  und  nie  einen  Streik  oder 
Disput  seit  oder  vor  der  Einführung  des  Bonussystems  gehabt.« 

Oktober  1896  schrieb  mir  Herr  Holmes: 

»Ich  glaube  nicht,  dass  infolge  des  Bonussystems  irgend  eine  Aenderung  in  der 
Summe  der  geleisteten  Arbeit  eingetreten  ist  und  ....  finde ,  die  Arbeit  an  irgend 
einem  in  Bestellung  gegebenen  Wagen  ist  ziemlich  dieselbe  in  allen  No/mes'schen 
Werken. 

Wenn  wir  in  Lichfield  im  Sommer  drei  Wagen  mehr  als  sonst  verkaufen,  haben 
wir  einen  guten  Profit  und  folglich  einen  guten  Bonus;  verkaufen  wir  andrerseits 
weniger  als  sonst,  so  ist  unser  Lager  vermehrt,  aber  der  Bonus  fällt  aus,  obgleich 
die  Leute  genau  so  gut  das  Jahr  über  gearbeitet  haben  wie  in  den  anderen  Jahren.« 

(1870)  Brewster  and  Cie.,  New-York.  {Böhmert  Nr.  34,  Böhmert-Trombert 
S.  363,   S.  697.)     Wagenfabrik.     200  Angestellte. 

Bonus :  10  Proz.  des  Gewinns  (ohne  dass  hie  von  die  Kapitalzinsen  abgezogen  ge- 
wesen wären). 


i)  Brief;   dies  war  der  Grund,  warum  gerade  im  Lichfielder  Werke  die  Gewinn- 
beteiligung probeweise  eingeführt  wurde. 

2)  Brief. 

3)  Answers  to  Schedules  of  Questions,   Group  C,  p.  694,  citiert  bei  Schloss. 
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Individualanteile:   proportional  den  Löhnen. 

Berechtigt  :   Die  von  der  Arbeiterschaft  selbst  dazu  Bezeichneten. 

Die  Arbeiter  hatten  Kontrolle  der  Bonusberechnung,  ferner  massgebenden  Ein- 
fluss  auf  die  Löhne  *)  und  die  ganze  Arbeitsordnung,  waren  dagegen  von  der  Ge- 
schäftsleitung absolut  ausgeschlossen. 

Der  Bonus  betrug  pro  erstes  Halbjahr  1870;  3600  Dollars,   pro  1871  8200  Dollars. 

Die  einzelnen  Anteile  in  den  6  Monaten  des  Jahres  1870  (durchschnittlich  20 
bis  40)  schwankten  zwischen  5  und  52  Dollars  und  betrugen  im  Durchschnitt  3V2 
Prozent  der  Löhne. 

Resultate: 

Als  die  Herren  Brewster  die  Gewinnbeteiligung  einführten,  »standen  sie  an  der 
Spitze  eines  soliden,  gut  rentierenden  und  täglich  sich  weiter  ausdehnenden  Geschäfts«. 

Ueber  die  Wirkungen  der  Gewinnbeteiligung  nun  heisst  es  :  Die  Arbeit  wurde 
besser.     Die  Verluste  jeder  Art  infolge  grösserer  Sorgsamkeit  geringer. 

Obwohl  formell  eine  Lohnerhöhung  fast  unbedingt  in  die  Hand  der  Arbeiter 
gegeben  war,  ward  nie  von  dieser  Möglichkeit  Gebrauch  gemacht.  Die  Arbeiter  er- 
liessen  so  strenge  Regeln  betr.  die  Fabrikdisziplin,  wie  sie  die  Firma  nie  hätte  zu 
erlassen  gewagt. 

Die  Herren  Brewster  u.  Co.  betrieben  ihr  Geschäft  mit  weniger  Mühe,  mehr 
Vergnügen  und  mit  mehr  Gewinn  als  in  irgend  einer  anderen   Geschäftsperiode. 

Trotz  dieser  Erfolge  scheiterte  das  System  noch  im  Jahre  1872. 

In  dieses  Jahr  fiel  die  Achtstundenbewegung  in  Nordamerika,  der  sich  das 
Brewster'sche  Personal  anschloss.  Da  die  Firma  den  Achtstundentag  nicht  bewilligte, 
streikte  das  Personal,  worauf  das  Gewinnbeteiligungschema  zurückgezogen  wurde. 

6.  Chemische  Industriell. 

(1889)    South  Metropolitan  Gas  Company,  London.   (Sc/iloss  Report   S.  83.) 
Die  Gesellschaft  beschäftigt  im  Winter  ca.  3900   und    im  Sommer  ca.   3000  Ar- 
beiter.    Das  Personal  lässt  sich^)  in  drei  Klassen  einteilen: 

1.  Die  »Hofarbeiter«  (yardmen),  die  nur  nvt  Hacke  und  Schaufel  umgehen, 

2.  die  fitters ,  die  die  Gasleitungen  in  Strassen  und  Häusern  anlegen ,  dazu  die 
Zimmerleute,  Schmiede,  Maurer,  Kanalarbeiter;  endlich 

3.  die  stokers  oder  Retortenmänner  ^)  *). 

Diese  stokers  werden  im  Sommer  teilweise  als  Hofarbeiter  oder  fitters  behalten 
und  umgekehrt  avancieren  von  diesen  manclie  zu  stokers. 

Während  die  Arbeit  der  Hofarbeiter  eine  ganz  ungelernte  ist,  können  die  stokers 
nicht  als  völlig  ungelernte  Arbeiter  gelten,  da  ein  Hofarbeiter  ,  um  stoker  zu  werden, 
unter  sachgemässer  Anleitung  zwei  oder  drei  Wochen,  ohne  eine  solche  aber  Mo- 
nate braucht. 


i)  Wenn  die  Arbeiterversammlung  mit  Zweidrittel- Majorität  zweimal  den  Beschluss 
einer  Lohnerhöhung  fasste,  so  musste  dem  stattgegeben  werden. 

2)  Royal  Commission  on  Labour  (1892) ;  Digest  of  tlie  Evidence  Group  C 
(Livesey)   question  26  696. 

3)  Die  Entwicklung  des  Gases  aus  der  Kohle  geschieht  in  Retorten,  16,  18  oder 
20  engl.  Fuss  langen  Kammern  aus  gebranntem  feuerfestem  Thon;  die  stokers  haben 
den  Carbonisierungsprozess  der  Kohle ,  wenn  sie  in  die  erhitzte  Retorte  (mittels 
Schaufel)  gefüllt  ist,  zu  überwachen  und  zu  leiten.    (S.  Glossary  zu  Group  C.  Vol.  III.) 

4)  Dazu  Lampenanzünder  etc. 


j  eg  Dr.  Rudolf  Einliauser  : 

Es  wird  sehr  wenig  im  Stück  gearbeitet ;  Prämien  existieren  fast  gar  nicht  *). 

Im  Rechnungsabschlüsse  vom  30.  Juni  1896  betrugen  i)  die  Kohlenrechnung 
33,3  Prozent  der  Totalalausgabe  und 
69,7  Prozent  der  Produktionskosten  des  Gases, 
die   Löhne  für  carbonizing  betrugen 

7,9   Prozent  der  Totalausgaben   und 
14,9  Prozent  der  Produktionskosten  des  Gases. 

Die  Gewinnbeteiligung  des  ganzen  Personals  datiert  seit  1889  -).  Sie  war  der 
Gesellschaft  das  Mittel ,  jedenfalls  der  Anlass,  die  Macht  des  neuentstandenen  Ge- 
werkvereins der  Retortenmänner  zu  brechen. 

Der  Hergang  ist  kurz  folgender : 

Die  Retortenmänner  waren  bis  1889  ohne  Organisation  gewesen  ^).  In  diesem 
Jahr,  da  die  Welle  der  Achtstundentagbewegung  über  England  schlug,  fand  die  erste 
Gründung  der  »National  Union  of  Gas  Workers  und  General  Labourers  of  Great 
Britain  and  Ireland«  statt.  In  den  ersten  Monaten  ihres  Bestehens  zählte  sie  schon 
circa  45  OOO  Mitglieder  *)  darunter  40  000  Retortenmänner.  Die  junge  kräftige  Or- 
ganisation schritt  von  Sieg  zu  Sieg.  Lohnerhöhungen ,  namentlich  aber  Verkürzung 
der  Arbeitszeit,  wurden  beinahe  in  allen  Städten  des  Königreichs  ohne  Widerspruch, 
d.  h.   ohne  dass  es  zu  Strikes  und  Aussperrungen  gekommen  wäre,   durchgesetzt. 

Auch  die  Soulh  Metropolitan  Gas  Company  entsprach  dem  Verlangen  nach 
Herabsetzung  der  Arbeitszeit  und  führte  statt  der  doppelten  12  -  Stundenschicht  der 
Retortenmänner  eine  dreifache  8-Stundenschicht  ein  ^) ;  gleichzeitig  trat  eine  kleine 
Lohnerhöhung   ein. 

Indes  kam  diese  neue  Entwicklung  der  Dinge  der  Gesellschaft  und  ihrem  Prä- 
sidenten, Herrn  Livesey,  keineswegs  gelegen. 

In  aller  Stille  traf  die  Gesellschaft  umfassende  Vorbereitungen  zu  einem  Streik, 
bezw.  einer  Aussperrung^),  und  begann  den  Forderungen  der  Arbeiterorganisation 
einen,  wie  es  schien,  prinzipiellen  Widerstand  entgegenzusetzen.  Es  wurde  nämlich 
damals  in  den  übrigen  Londoner  Gasanstalten  am  Sonntag  voll  gearbeitet.  Um  diese 
Sonntagsarbeit  aufhören  zu  machen,  stellte  der  Gewerkverein  der  Retortenmänner  an 
sämtliche  Londoner  Gasanstalten  das  Verlangen,  nach  doppelter  Bezahlung  der  Sonn- 
tagsarbeit,  statt  der  bisher  üblichen  ein-  und  einhalbfachen.  Obwohl  nun  gegen- 
über der  South  Metropolitan  Gas  Company  die  Forderung  fast  gar  keine  praktische 
Bedeutung  hatte,  da  hier  nur  höchst  selten  Sonntagsarbeit  stattfand,  hier  also  nur 
von  prinzipieller  Wichtigkeit  war,  wurde  sie  von  selten  der  Gesellschaft  bekämpft 
und  dann  nur  unter  Protest  bewilligt.  Dagegen  wurden  offene  Stellen-Inserate  an  die 
Zeitungen  der  Provinz  versandt,  die  auf  telegraphische  Anweisung  eingerückt  werden 
sollten,  Agenten  nach  verschiedenen  Plätzen  gesandt,  um  Erkundigungen  über  passen- 
des Ersatzpersonal  einzuziehen,  viele  Hundert  Betten  und  Bettzeug  von  Auswanderungs- 

1)  Brief. 

2)  Seit  1885  sind  die  Beamten  und  Vorarbeiter  am  Gewinn  beteiligt. 

3)  Die  Gesellschaft  hatte  bis  1889  keine  ernstlichen  Streitigkeiten  mit  ihren  Ar- 
beitern. Lediglich  im  August  1889  fand  ein  Streik  der  Kohlenträger  statt,  die  mit 
den  streikenden  Dockarbeitern  gemeinsame  Sache  machten. 

4)  Evidence  C,  qu.   23  933  (Ward). 

5)  ib.  26  789  (Livesey). 

6)  ib.  26832—26834  (Livesey),  23717  ff.,  23796—23805  (Blackburn)  und 
26  709  (Livesey), 
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lustigen  angekauft,  Barackenmaterial  in  Bestellung  gegeben  und  alles  für  einen  grossen 
Streik  vorbereitet,   ohne  dass  die  Arbeiter  von  diesen  Vorbereitungen  Kenntnis  bekamen. 

Da,  im  letzten  Moment  vor  Ausbruch  des  Kampfes,  tauchte  die  Gewinnbeteili- 
gung auf.  Es  mag  dahin  gestellt  bleiben,  ob  die  Gesellschaft  darin  den  Anlass 
suchte,  den  ihr  unvermeidlich  dünkenden  Kampf  mit  dem  Gewerkverein  herbeizu- 
führen, oder  ob  sie  in  ihr  ein  Mittel  sah ,  diesen  Kampf  überflüssig  zu  machen  und 
durch  die  Gewinnbeteiligung  die  Retortenmänner  friedlich  ihrer  Organisation  zu  ent- 
fremden dachte  —  jedenfalls  Hess  das  vorgeschlagene  Schema  keinen  Zweifel  darüber, 
dass   die  Spitze  gegen  den  Gewerkverein  gerichtet  war. 

Das  Schema  war  nämlich  folgendes:  Die  Dividende  der  Aktionäre  der  S.  M. 
G.  Co.  ist  durch  Parlamentsakte  festgelegt  und  zwar  auf  Grund  einer  gleitenden  Skala, 
die  mit  den  Gaspreisen  parallel  läuft.  Je  billiger  die  Gesellschaft  das  Gas  an  die 
Konsumenten  abgibt,   desto  höhere  Dividenden  darf  sie  zahlen. 

Der  Standard  Preis  ist  3  s.  6  d.  für  1000  Fuss;  solange  das  Gas  diesen  Preis 
innehat  oder  überschreitet,  dürfen  10  Proz.  Dividende  bezahlt  werden.  Für  jeden 
Penny,   um  den  der  Gaspreis  unter  3  s.  6  d.  sinkt,   darf  '/+  Proz.  mehr  gezahlt  werden. 

Hieran  knüpfte  das  Gewinnbeteiligungsprojekt  an:  Die  Skala  der  Dividenden 
der  Angestellten ,  der  Bonusbeträge  ,  sollte  ebenfalls  parallel  mit  den  Gas- 
preisen laufen  und  zwar  in  dieser  Skala  der  Standard  Preis  2  s.  8  d.  (Damals,  als 
die  Gewinnbeteiligung  vorgeschlagen  wurde,  stand  der  Gaspreis  auf  2  s.  3  d.)  Für 
jeden  Penny,  um  den  der  Gaspreis  unter  2  s.  8  d.  sinkt,  sollte  i  Proz.  der  I.öhne 
als  Bonus  ausbezahlt  werden. 

Diesen  Bonus  und  ferner  zum  Einstand  jene  Summe,  die  als  Bonus  in  den  drei 
vorhergehenden  Jahren  verfallen  wäre  (das  machte  9  Proz.  der  Löhne  eines  Jahres), 
sollten  nun  diejenigen  erhalten,  die  einen  schriftlichen  Vertrag  mit  der  Gesellschaft 
unterzeichneten.  In  diesen  Vertrag  verpflichtete  sich  der  Betreffende  auf  12  Monate 
in  der  Beschäftigung  der  Gesellschaft  zu  bleiben,  und  die  Gesellschaft  verpflichtete 
sich,  ihn  12  Monate  zu  beschäftigen  und  beide  Teile  verbanden  sich  innerhalb  dieser 
Zeit,   keine  Aenderungen  in  den  Lohnbedingungen  zu  verlangen. 

Weiter  war  vorgesehen  ,  dass  der  Bonus  während  des  ersten  Jahres  nur  ausbe- 
zahlt werde,  falls  der  Berechtigte  sterben  sollte,  während  der  ersten  5  Jahre  ausser- 
dem nur,  wenn  der  Betreffende  pensionsberechtigt  oder  den  Dienst  der  Gesellschaft 
verlassen  würde.  Bis  zu  diesen  Terminen  sollten  die  Beträge  zu  4  Proz.  verzinslich 
bei  der  Gesellschaft  angelegt  werden 

Diese  deponierten  Beträge  sollten  verfallen :  im  Falle  eines  Streiks  oder  wissent- 
licher Schädigung  der  Gesellschaft. 

Um  die  Bedeutung  dieses  Projekts  für  die  organisierten  Arbeiter  recht  zu  wür- 
digen, muss  man  bedenken,  dass  die  Gesellschaft  durch  nichts  gezwungen  war,  die 
Verträge,  mit  denen  sich  ihre  Angestellten  auf  12  Monate  banden,  alle  an  einem 
Tage  abzuschliessen ;  in  der  That  hat  sie  auch  die  Anfangstermine  der  Verträge  über 
mehrere  Wochen  hin  verteilt;  d.  h.  wenn  die  Arbeiter  aus  irgend  einem  Grunde 
streiken  wollten,  dauerte  es  mehrere  Wochen,  bis  sämtliche  ausser  Arbeit  standen. 
Dazu  kommt,  dass  ohne  Kündigung  zu  streiken  bei  Gasarbeitern  kriminell,  eventuell 
mit  Gefängnisstrafe,  geahndet  wird. 

Der  Vertrag  enthielt  weiter  eine  Klausel,  dass  der  betr.  Unterzeichner  in  jeder 
beliebigen  Stellung  und  zu  den  dieser  Stellung  entsprechenden  Lohnsätzen  beschäftigt 
werden  könne,  also  ein   Gasbereiter  als  Kohlenträger  u.   s.   w.  *), 

i)   ib.   23837  (Blackburn). 


158 


Dr.  Rudolf  Einhausei 


Am  30.  Oktober  wurde  das  Projekt  den  Arbeitern  vorgelegt,  wobei  bemerkt 
wurde,  dass  die  Gesellschaft  denjenigen,  die  den  Vertrag  unterzeichnen,  im  Vorzug 
vor  Anderen  Beschäftigung  geben  werde  *) ;  innerhalb  einer  Woche  hatten  1000 
Nichtunionisten  diese  Gewinnbeteiligungsverträge  unterzeichnet,  während  sich  die  Ge- 
werkvereinler  streng  ablehnend  verhielten.  Unter  einem  Teil  der  Arbeiterschaft  er- 
regte auch  der  Umstand  Unzufriedenheit,  dass  ein  grosser  Teil  der  Angestellten  über- 
haupt von  der  Möglichkeit  einer  Beteiligung  ausgeschlossen  war,  alle  !- Winter- 
leute" nämlich,  die  im  Sommer  keine  Beschäftigung  bei  der  Gesellschaft  hatten. 
Infolge  dieser  Ausstellungen  fühlte  sich  die  Gesellschaft  bewogen,  zweierlei  Aender- 
ungen  am  Original  -  Schema  vorzunehmen.  Einmal  liess  die  die  Klausel  fallen,  dass 
im  Fall  eines  Streiks  die  hinterlegten  Beträge  verfallen  sollen,  ferner  ermöglichte  sie 
den  Winterarbeitern  die  Beteiligung,  sofern  diese  sich  schriftlich  verpflichteten,  3  Mo- 
nate unter  den  oben  erwähnten  Bedingungen  bei  der  Gesellschaft  zu  arbeiten  und 
im  nächsten  Winter  wiederzukommen  und  endlich  wurde  gestattet,  den  jährlichen 
Bonus  nach  Schluss  des  Finanzjahres  bar  herauszuziehen.  Die  Gewerkvereinler  hiel- 
ten selbstverständlich    auch    in    dieser  Form  die  Gewinnbeteiligung  für  unannehmbar. 

Bald  kam  es  zum  Bruche.  In  den  Vauxhall  -  Werken  der  S.  M.  G.  Co.  unter- 
zeichneten drei  Unionisten  die  Gewinnbeteiligungsverträge  und  traten  aus  ihrem  Ge- 
werkverein aus.  Nun  bestand  in  Vauxhall  seit  September  1889  ein  Uebereinkommen 
zwischen  der  Gesellschaft  und  den  dem  Gewerkverein  angehörigen  Retortenmännern, 
wonach  die  Gewerkvereinler  nicht  gezwungen  werden  sollten,  mit  Nichtunionisten  zu- 
sammen in  einem  )^GangT,  d.  h.  einer  Gruppe  von  Arbeitern,  zu  arbeiten,  sobald 
nur  fesststehe ,  dass  die  Betreffenden  dem  Gewerkverein  nicht  beitreten  werden-). 
Dementsprechend  verlangten  die  Gewerkvereinler  die  Anwendung  dieser  Bestimmung 
auf  die  drei  Unterzeichner  des  Gewinnbeteiligungsvertrages ,  die  ihre  Mitgliedskarte 
zerrissen  hatten  und  auch  aufhörten,  Beiträge  zur  Vereinskasse  zu  zahlen. 

Dies  hätte  praktisch  die  Entfernung  aus  dem  Retorlenhause  bedeutet,  da  sämt- 
liche Retortenmänner  Mitglieder  des  Gewerkvereins  waren. 

Nun  stammte  jenes  Uebereinkommen  aus  einer  Zeit,  da  erst  ein  Teil  der  Retorten- 
männer ihrem  Gewerkverein  angehörten.  Damals  betonte  Herr  Livesey  ausdrücklich, 
dass  man  zwar  Unionisten  nicht  zwingen  werde,  am  selben  »Gang«  mit  Nicht- 
unionisten zu  arbeiten,  da  die  vorauszusehenden  Häckeleien  und  Schikanen  ja  auch 
das  Interesse  der  Arbeit  gefährdet  hätten,  dass  die  Unionisten  aber  natürlich  nicht 
die  Entfernung  von  Nichtunionisten  aus  dem  Retortenhaus  verlangen  könnten  ^). 
Mittlerweile  waren  aber  sämtliche  Retortenmänner  ihrem  Gewerkverein  beigetreten 
und  so  konnten  beide  Teile  mit  einem  gewissen  Recht  ihre  Stellung  auf  die  wört- 
lichen Bestimmungen  jenes  Uebereinkommens  stützen,  die  Gewerkvereinler,  indem  sie 
die  Entfernung  jener  drei  Unterzeichner  aus  dem  Retortenhaus  verlangten  und  die 
Gesellschaft,  indem  sie  dieselbe  verweigerte.  Auf  den  ersten  abschlägigen  Bescheid 
hin  erklärten  sich  die  Retortenmänner  sämtlicher  6  Gaswerke  der  S.  M.  G.  Co.  soli- 
darisch und  verlangten  Entfernung  jener  drei  Leute  aus  dem  Retortenhaus  »und« 
Abschaffung  der  Gewinnbeteiligung.  Zwei  Tage  später  erklärten  sie:  »und«  sei  fehler- 
haft statt  >oder<r  geschrieben  worden,  und  wiederholten  diese  Alternativforderung. 
Das    Verlangen    wurde    abgeschlagen    und    2005    Mann,    sämtliche    Retortenmänner, 


i)  ib.  23  848  (Blackburn). 

2)  ib.  28  113— 28115  (Gardner  und  Livesey). 

3)  26  799  (Livesey). 
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reichten  am  5.  Dezember  die  Kündigung  ein.  —  Gegenüber  gegenteiligen 
Darstellungen  muss  betont  werden,  dass  dieForderungsich 
immer  nur  auf  die  Entfernung  der  3  Gewerkverein  1er  bezog, 
die  die  Bonusverträge  unterzeichnet  hatten  —  nie  auf  die  Ent- 
lassung der  1000  Nichtunionisten,  die  schon  innerhalb  des  6. — 20.  November  die 
Verträge  unterzeichnet  hatten ')  und  dass  sich  die  Forderung  bezogen  hat  auf  die 
Entfernung  der  drei  Gewerkvereinler ,  nicht  aus  der  Beschäftigung  der  Gesellschaft, 
sondern  aus  dem  lediglich  mit  Gewerkvereinsmitgliedern  besetzten  Retortenhaus  -'). 


1)  ib.  26,857  (Livesey).  Hierin  bedarf  auch  der  Bericht  in  Schloss'  Report  eine 
Richtigstellung.  Es  ist  ganz  unrichtig,  dass  die  Gewerkvereinler  die  Entlassung  der 
1000  Nichtunionisten   verlangt    hätten.     Die  betreffenden  Schriftstücke  sind  folgende: 

»Dies  zur  Bestätigung,  dass  einstimmig  auf  dem  Meeting  beschlossen  wurde,  dass 
die  Leute  in  Vauxhall  ermächtigt  sind,  ihre  Kündigung  einzureichen ,  wenn  der 
Ingenieur  nicht  C.  Beadle ,  J.  Harvey  und  J.  Kerr  vom  Retortenhaus  entfernt.  Im 
Auftrag  der  Versammlung.  W.  Thorne.  ^  (ib.  25102,  Livesey.)  Dieser  Brief  lief 
bei  der  Gesellschaft  am  2.  Dezember  ein.  Am  4.  Dezember  lief  als  nächstes  Schrift- 
stück (inzwischen  war  nichts  verhandelt,  nur  der  abschlägige  Bescheid  erteilt  worden) 
(ib.  26874 — 26  875))  folgendes  Schreiben  ein:  »An  Herrn  George  Livesey,  Präsidenten 
des  Verwaltungsrats  der  South  Metropolitan  Gas  Company.  Die  folgende  Resolution 
ging  am  Delegiertenmeeting  der  Gasarbeiterunion  am  4.  Dezember  durch  :  Dass  nach 
der  Meinung  dieses  Delegiertenmeetings,  das  die  Leute  der  Gasarbeiterunion  repräsen- 
tiert, das  Vorgehen  der  South  Metropolitan  Gas  Company:  uns  zu  zwingen,  mit 
Leuten  zu  arbeiten,  die  das  Bonusschema  (von  Herrn  G.  Livesey)  unterzeichnet  haben, 
die  wir  als  blacklegs  unsres  Vereins  betrachten,  —  von  uns  als  ungerecht,  unbillig 
verurteilt  wird  und  ihm  entgegengetreten  werden  muss  und  dass  sämtliche  Leute  in 
den  South  Metropolitan  Gasvvorks  berechtigt  sind  ,  sofort  ihre  Kündigung  zu  geben, 
bis  dasselbe  abgeschafft  und  die  erwähnten  Leute  von  den  Werken  entfernt  sind, 
und  dass  eine  Abschrift  den  Direktoren  zugesandt  werden  soll.«  Das  Schriftstück 
ist  von  der  Exekutive   unterzeichnet. 

Mit  aller  nur  wünschenswerten  Deutlichkeit  sind  hier  als  die  zu  Entfernenden 
die  3  Unterzeichner,  die  blacklegs  (die  »erwähnten  Leute«)  bezeichnet.  Die  Auf- 
fassung von  Herrn  Livesey,  dass  unter  den  »erwähnten  Leuten«  die  1000  Nicht- 
unionisten verstanden  gewesen  seien,  ist  eine  völlig  irrige.  Vgl.  neben  den  verschie- 
denen Zeugenaussagen  der  Gewerkvereinsbeamten  namentlich  Herrn  Liveseys  eigenen 
Brief  an  die  Times  vom  4.  Dezember  1889.  (Das  Datum  3.  Dez.  (26  877)  ist  un- 
richtig, vgl.  Inhaltsangabe  des  Briefes :  •->  Ich  gab  dann  eine  Abschrift  des  eben  ver- 
lesenen Briefes«  —  das  ist  der  Brief  vom  4.  Dez.  (26875  und  26877)  vgl.  auch: 
»Das  war  am  Mittwoch«  (nämlich  die  Absendung  des  Briefes  an  die  Times)  also  am 
4.  Dez.  (26875  und  26  S77).)     In   diesem  Timesbrief  heisst  es: 

«  ....  die  Opposition  der  Gewerkvereinsführer  hat  nun  in  dem  heute  erhal- 
tenen Briefe«  —  der  an  der  Spitze  des  Times-Briefes,  wie  gesagt,  abgedruckt  ist  — 
»ihren  Gipfelpunkt  erreicht.  Diese  Männer,  von  denen  sie  sagen,  dasS 
sie  gezwungen  seien,  mit  ihnen  zusammenzuarbeiten,  sind  Mit- 
glieder ihrer  eigenen  Union  .   .   .<r 

2)  »Ich  vermute,  sie  würden  zufrieden  gewesen  sein,  wenn  sie«  —  die  drei  Unter- 
zeichner —  vin  den  Hof  entfernt  worden  wären.«  (Livesey  in  Bezug  auf  den  ersten 
Brief  der  Gewerkvereinler  —    27077). 
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Von  da  ab  nahm  der  Streik  seinen  Lauf.  Die  alten  Arbeiter  verliessen  am 
12.  Dezember  ihre  Plätze  und  die  neuen,  aus  allen  Teilen  des  Landes  geworben, 
rückten  unter  dem  Schutze  von  nahezu  3000  Polizisten  ein.  Am  4.  Februar  1890  kam  der 
Streik  formell  zum  Ende ;  die  Gesellschaft  verpdiclitete  sich,  in  die  noch  offenen 
Plätze  die  alten  Arbeiter  im  Vorzug  vor  fremden  aufzunehmen  '),  dieselben  mussten 
jedoch  auf  die  Mitgliedschaft  zum  Gewerkverein  verzichten  *).  Praktisch  bedeutete 
auch  dieses  Entgegenkommen  nur  wenig ,  da  fast  alle  Plätze  der  Streikenden  längst 
besetzt  waren.  Der  Streik  hatte  mit  einer  schweren  Niederlage  der  organisierten  Ar- 
beiter, besser  gesagt  mit  ihrer  Verdrängung  aus  den  Gaswerken  geendet  *). 

Eine  weitere  Folge  des  Streiks  war,  dass  auf  3  von  den  6  Gaswerken  der  Ge- 
sellschaft die  dreifache  Achtstundenschicht  durch  die  doppelte  Elfstundenschicht  er- 
setzt wurde  ^)  und  zwar,  wie  behauptet  wird,  auf  Wunsch  des  betreffenden  Personals. — 

Das  Gewinnbeteiligungschema,  das  Ende  1889  auf  fast  sämtliche  Angestellte  der 
Gesellschaft  Anwendung  fand,  enthielt  also  nicht  mehr  die  Streikklausel  und  sah  die 
Möglichkeit  vor,  den  Bonus  jährlich  bar  herauszuziehen  oder  4prozentig  bei  der 
Gesellschaft  anzulegen,  im  übrigen  enthielt  der  Gewinnbeteiligungsvertrag  alle  sonsti- 
gen oben  erwähnten  Bestimmungen ,  daneben  die  Erklärung ,  keinem  Gewerkverein 
anzugehören  ^). 

1894  trat  neben  dies  alte  Schema,  das  bestehen  blieb,  ein  zweites.  Für  die- 
jenigen ,  die  sich  mit  der  baren  Auszahlung  des  halben  Bonus  begnügten,  sollte  der 
nunmehr  auf  einer  günstigeren  Skala  berechnet  werden :  Für  jeden  Penny ,  um  den 
der  Gaspreis  unter  2  s.  8  d.  sinkt,  sollte,  solange  er  nicht  2  s.  2  d.  erreicht,  statt 
des  bisherigen  i  Proz.  der  Löhne  1^/2  Prozent  als  Bonus  gegeben  werden;  diejenige 
Hälfte  des  Bonus,  die  nicht  bar  ausbezahlt  wurde,  sollte  5  proz.  bei  der  Gesellschaft 
angelegt  werden,  solang  bis  die  Summe  ausreicht,  einen  Gesellschaftsanteil  auf  den 
Namen  des  Betreffenden  zu  kaufen. 

Während  die  übrigen  Angestellten  zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  Schema 
wählen  konnten,  war  das  neue  Schema  für  die  »Winterleute«   obligatorisch. 

Ausserdem  wurde  noch  ein  Komite  vorgesehen,  zusammengesetzt  aus  dem  Präsi- 
denten des  Verwaltungsrates  (Herrn  Livesey),  17  vom  Verwaltungsrat  und  18  von  den 
gewinnbeteiligten  Angestellten  gewählten  Mitgliedern.  Dasselbe  hat  entscheidende 
Stimme  in  Fragen  der  Gewinnbeteiligung  und  beratende  in  sonstigen  Angelegenheiten. 
Ohne  Genehmigung  dieses  Komites  kann  das  Gewinnbeteiligungschema  weder  abge- 
schafft noch  geändert  werden. 

Es  betrug  der  Bonus  in  Prozenten  der  Löhne'') 

1S90  5   Proz.  1894  4      Proz. 

189 1  5       »  1895  6  » 

1892  3       »  1896  7V2     » 

1893  3      » 

Von  der  Möglichkeit,  ihr  Geld  bei  der  Gesellschaft  anzulegen,  haben  bis  Juni  1896 
2600  Angestellte  Gebrauch    gemacht*),    die    ca.    70000  Pfund    anlegten,    davon   die 


i)  ib.  26898  (Livesey). 

2)  26  901  und  36  903  (Livesey). 

3)  Herr  Livesey  inquiriert  indes  hierüber  nicht,  hat  auch  nichts  dagegen,  wenn 
sich  Leute  doch  Gewerkvereinen  anschliessen  und  glaubt  auch,  dass  welche  dabei 
sind.      »Die  Leute  haben  volle  Freiheit,  zu  thun,  was  sie  wollen.«      (Livesey  26  915-) 

4)  Brief. 
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Hälfte  zu  4  Prozent  verzinslich    und   jederzeit    kündbar  ,    die  Hälfte  in  Gesellschafts- 
Anteilen  '). 

Resultate: 

In  Schloss'  Bericht  finden  wir  eine  sehr  anerkennende  Besprechung  der  Resultate 
aus  Herrn  Livesey's  Munde;  derselbe  bemerkt:  »Ich  konstatiere  ohne  Zaudern,  dass 
die  Gesellschaft  den  ganzen  Betrag  —  40  000  Pfund  — ,  den  sie  bisher  als  Bonus  ge- 
zahlt hat,  zurückbekommen  hat.« 

November  1896  schrieb  mir  Herr  Livesey: 

»Die  Leute  arbeiten  fröhlichen  Muts  und  leisten  bessere  Arbeit  als  die  Leute  in 
anderen  Londoner  Gasgesellschaften,  die  dieselben  Löhne  bekommen.  Wir  finden, 
dass  uns  die  Arbeit  des  stoking  infolge  von  Kohlenersparnissen  5 — 10  Proz.  weniger 
als  in  anderen   Gasgesellschaften  ohne  Gewinnbeteiligung  kostet '"')  '*). 

»Eine  grosse  Anzahl  der  Leute  nimmt  wirkliches  Interesse  an  der  Gesellschaft 
und  ist  bestrebt,  durch  Ersparnisse  am  Material  und  Verbesserung  der  Arbeitsmethoden 
ihr  Gedeihen  zu  fördern. 

»Natürlich  gibt  es  auch  solche,  die  vom  System  nicht  beeinflusst  worden  sind 
und  sich  um  die  Gesellschaft  nur  insoweit  bekümmern ,  als  sie  etwas  von  ihr  profi- 
tieren können,  aber  denen  steht  eine  grosse  Zahl  Anderer  gegenüber,  die  ein  wachsen- 
des Interesse  am  Wohlergehen  des  Unternehmens  nehmen.  Wir  können  nicht  er- 
warten, dass  gemietete  Lohnverdiener,  wie  es  alle  vor  7  Jahren  waren,  alle  auf  ein- 
mal ein  höheres  Niveau  erreichen ,  aber  der  Geist  der  Zusammengehörigkeit  ist  im 
Wachsen  und  die  schon  erwähnten  guten  Resultate  dauern  in  vollem  Umfange  bis 
heute  fort.« 

Herr  Livesey  erwähnt  noch,  dass  in  zwei  oder  drei  Jahren  die  Zahl  der  Arbeiter- 
Aktionäre  2500  betragen  wird,  und  dass  bis  dahin  die  Bestimmung  der  1896  er- 
lassenen South  Metropolitan  Gas  Act  sec.  19  in  Kraft  treten  wird,  die  der  Gesellschaft 
gestattet,   den  Arbeiter-Aktionären  im  Direktorium   eine  Vertretung  einzuräumen*). 

(1894)  Crystal  Palace  District  Gas  Company,  London.  {Schloss  Report 
S.  126.) 

Die  Gesellschaft  beschäftigt  im  Sommer  ca.   350,  im  Winter  ca.  500  Angestellte. 

Fast  sämtliche  Angestellte  sind  im  Zeitlohn  beschäftigt ;  Prämien  gibt  es  nicht  ^). 

Es  betrugen  *)  bei  Abschluss  des  Finanzhalbjahres  1896  die  Löhne  (für  carbonizing) 
16,4  Proz.  der  Produktionskosten  des  Gases 
io,i    Proz.  der  gesamten  Ausgaben. 

Die  Kohlenrechnung  betrug 

65   Proz.   der  Produktionskosten  des   Gases  und 
40  Proz.  der  gesamten  Ausgaben. 

Bonusberechnung:   Die    Höhe  der   Dividenden  ist   gesetzlich    durch  eine  gleitende 

1)  Brief 

2)  Die  Löhne   für  carl^onizing  einer  Tonne  kostete  1895 

in  der  Gas  Light  and  Coke  Co.         3  s.  4,51  d. 
in  der  Commercial  Gas  Co.  3  s.   5,24  d. 

in  der  South   Metropolitan  Gas  Co.    2  s.   4,56  d.    (Brief.) 

3)  Die  Kohlenersparnisse  werden  in  Zeiten  steigender  Kohlenpreise  für  den 
tinanziellen  Gewinn    natürlich   besonders   wichtig.      (Ev.   26933  —  5.) 

4)  sobald  die  Arbeiter  40  000  Pfund  Gesellschaftsaktien  besitzen  (Labour  Gazette 
Sept.   1896  S.   275). 

Zeitschrift  fiir  die  ges.   Staatswissensch.    1898.    1.   2.  H 


102  ^^-   Rudolf  Einhauser: 

Skala  fixiert,  die  den  Gaspreisen  parallel  läuft,  d.  h.  je  billiger  die  Gesellschaft  das 
Gas  an  die  Konsumenten  abgibt,  desto  mehr  darf  sie  Dividende  verteilen.  Solange 
sich  nämlich  der  Preis  zwischen  3  s.  2  d.  und  2  s.  10  d.  per  1000  Kubikfuss  bewegt, 
ist  die  Dividende  dieselbe  (5  Proz.)*);  für  jeden  Penny,  um  den  der  Gaspreis  unter 
2  s.  10  d.  fällt  oder  über  3  s.  2  d.  steigt,  erhöht  bezw.  vermindert  sich  die  Divi- 
dende um  */8  Proz.,  um  2  s.  6  d. 

Auch  der  Bonus  bewegt  sich  auf  einer  gleitenden  Skala,  die  den  Gaspreisen  und 
somit  den  Dividendenziffern  parallel  läuft.  Der  Ausgangspunkt  dieser  Skala  ist  ein  Preis 
von  3  s.  für  1000  Kubikfuss  Gas.  Hier  wird  noch  kein  Bonus  bezahlt.  Für  jeden 
Penny ,  um  den  der  Gaspreis  unter  3  s.  sinkt ,  wird  dagegen  ein  Prozent  des  jähr- 
lichen Lohn-  und  Gehaltsbudgets  als  Bonus  verteilt.  Sinkt  der  Preis  unter  2  s.  6  d., 
so  beträgt  der  Bonuszuschlag  für  jeden  Penny  Preisreduktion  */2  Proz.  der  Löhne 
und  Gehälter-). 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  während  des  Jahres  bezw. 
des  Winters  verdienten  Löhnen.  Ueberzeit  bleibt  ausser  Ansatz;  bei  Stückarbeitern 
wird  der  Lohnbetrag  zu  Grunde  gelegt,  den  sie  als  Zeitlohnarbeiter  verdient  hätten. 
Durch  Krankheit  verursachte  Abwesenheit  unter  zwei  Monaten  wird  nicht  in  Betracht 
gezogen  =>). 

Am  Gewinn  beteiligt  sind  nur  solche  Beamten  und  Arbeiter,  die  schriftliche 
Kontrakte  eingehen  und  sich  in  dieser  verpflichten,  eine  bestimmte  Zeit  bei  der  Ge- 
sellschaft zu  bleiben*).  Einzelnen  kann  wegen  Gleich giltigkeit  und  Lässigkeit  etc. 
das  Recht  zur  Eingehung  dieser  Gewinnbeteiligungskontrakte  von  den  Direktoren 
versagt  werden  ;  im  Unterschied  zur  South  Metropolitan  Gas  Company  können  auch 
jene  Winterarbeiter  derartige  Kontrakte  zeichnen,  die  sich  nicht  verpflichten,  im 
nächsten  Winter  wieder  zu  kommen.  Dagegen  erhalten  diese  dann  nur  -'/s  des  an- 
deren Falles  ihnen  zukommenden  Bonus. 

Der  Bonus  wird  bei  denjenigen  Winterarbeitern,  die  sich  für  den  nächsten  Winter 
nicht  mehr  binden,  ganz  bar  ausbezahlt.  Die  übrigen  Partizipanten  bekommen  nur 
die  Hälfte  bar;  die  andere  Hälfte  wird  zu  5  Proz.  ^)  verzinslich  angelegt.  Erreichen 
die    so    deponierten    Summen    den    Marktpreis    einer    Fünfpfundaktie,    so    wird    den 


Bonus  in  "/o  "^er  Löhne: 


3 
4 
5 
6 

6V2 
7 

7V2 


0 

Brief. 

2) 

Es  ergibt  sich 

demnach 

folgende 

Skala 

Gaspreis  per 

1000  Kubikfuss: 

3  s. 

0  d. 

2   » 

II   » 

2   » 

10   » 

2   » 

9  ' 

2   » 

8  » 

2   ä. 

7  » 

2    » 

6  » 

2   » 

5  » 

2   » 

4  » 

2   » 

3  * 

3)  Siehe  die  Gewinnbeteiligungsstatuten  der  Gesellschaft  S. 

4)  Minimum  ist  drei  Monate  (Brief). 

5)  Statuten  S.   5. 
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Deponenten  eine  solche  ausgeantwortet.    Diese  Aktien  sind  jederzeit  verkäuflich ')") ''). 

Ein  gemischtes  Komite  —  aus  Delegierten  der  Gesellschaft  und  der  Partizipanten  — 
hat  die  Verwaltung  der  deponierten  Gelder  ■•). 

Ein  Verbot,  der  Gas  Workers  Union  oder  sonst  einem  Gewerkverein  anzuge- 
hören, wie  es  bei  der  South  Metropolitan  Gas  Company  wenigstens  nominell  in 
Kraft  ist,  besteht  hier  nicht.  Dagegen  befolgt  die  Gesellschaft  dieselbe  Praxis,  die 
Kontraktzeit  mit  den  Leuten  verschieden  ausgehen  zu  lassen;  die  Endigungstermine 
verteilen  sich  auf  mehrere  Wochen. 

Im  Juni  1895  waren  496  Arbeiter  und  Beamte  Partizipanten ;  im  Juni  1896 
waren  es  497  *). 

Von  diesen  waren   1895   15   und   1896  12   Leute  Stückarbeiter  ■'). 

Der  Bonus  betrug  1895  1365  J"  16  s.  o  d.  und  1896  1843  ci"  8  s.  2  d,,  d.  h.  1895 
4  Proz.  und   1896  5  Proz.  der  Löhne  ^). 

Resultate: 

«Was  Verbesserungen  in  der  Qualität  oder  Quantität  der  Arbeit  betrifft«,  schrieb 
mir  September  1896  der  Ingenieur  der  Gesellschaft,  Herr  Charles  Candon,  »so  kann 
ich  nicht  sagen,  dass  ich  davon  etwas  bemerkt  hätte.  Die  Masse  unsrer  Leute  sind 
gute  Arbeiter  und  sind  es  immer  gewesen.« 

»Ich  bedaure,  dass  die  Gewinnbeteiligung  nicht  soweit  geht,  die  Leute  dazu  zu 
bringen ,  dass  sie  an  ihrer  Arbeit  mehr  Interesse  nehmen.  Sie  scheinen  das  Prinzip 
der  Gewinnbeteiligung  nicht  annähernd  so  gut  zu  verstehen,  als  das,  möglichst  wenig 
Arbeit  zu  thun  und  möglichst  viel  Lohn  dafür  herauszuschlagen. 

Einige  wenige  Leute  mögen  zur  Gas  Workers  Union  gehören,  indessen  hören 
wir  jedenfalls  nie  etwas  davon   und  ich   inquiriere  darüber  auch  nicht.« 

(1872)  Fabriques  de  Produits  Chimiques  de  Thann  et  de  Mulhouse, 
früher  Karl  Kestner.  Thann  (Elsass).  (Böhmert  II  S.  134  ff.  Bök/iiert-Trombert, 
S.  372  ff.) 

360 — 380  Arbeiter.  Dieselben  stehen  teils  im  Tagelohn,  teils  im  Stücklohn  und 
Gruppenakkord.  Handarbeit  spielt  gegenüber  der  Arbeit  an  der  Maschine  die  über- 
wiegende Rolle"). 

Die  Löhne  repräsentieren  ca.    10  Proz.  des  Wertes  der  Produkte. 

Der  Bonus  beträgt  10  Proz.  des  Reingewinns,  d.  h.  des  nach  Abzug  von  10  Proz.  für 
den  Reservefonds  und  5  Prozent  Zinsen  des  Aktienkapitals  verbleibenden  Ueberschusses . 

Die  Individualanteile  bemessen  sich  auf  der  doppelt  en  Grundlage  der  Höhe  des 
Lohnes  und  der  Länge  der  Dienstzeit. 

Der  Bonus  beträgt  nämlich  zunächst  für  Angestellte  mit  i — 5  Jahren  Dien.stzeit 
3  Prozent  des  Jahreslohnes,  für  Angestellte  mit  längerer  Dienstzeit  i  Proz.  mehr  für 
jedes  weitere  Quinquennium. 

Wird  nun  bei  dieser  Berechnung  der  verfügbare  Bonus  nicht  aufgebracht  oder  über- 
schritten, so  tritt  eine  verhältnismässige  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Einzel- 
Anteile  ein. 


1)  Statuten  S.   7. 

2)  Durch  die  Vermittlung  des  Gewinnbeteiligungs-Komites  (s.   u.) 

3)  Ausserdem  nimmt  die  Gesellschaft  jederzeit  zurückziehbare  Depositen  an ;  die- 
selben werden,  wenn  sie  mindestens  3  Monate  deponiert  sind,  mit  4  Prozent  verzinst. 
Zu  5  Proz.  verzinsliches  Geld  kann  als  Gesellschaftskapital  —  mit  Hilfe  des  Sekre- 
tärs der  Gesellschaft  jederzeit  verkäuflich   —  angelegt  werden. 

4)  Statuten  S.  6  ff.  5)  Brief. 

II* 
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Dr.   Rudolf  F^inhauser : 


Bedingung  der  Partizipation  ist  also  eine   einjährige  Beschäftigung  in  der  Fabrik. 

Die  Bonusanteile  werden  nicht  bar  ausbezahlt  ,  sondern  zu  5  Proz.  verzinslich 
in  der  Gesellschaftskassa  angelegt,  aus  der  sie  regelmässig  erst  nach  3  Jahren  ge- 
nommen werden  können.  Im  Todesfall  und  wenn  die  Gesellschaft  eine  nützliche 
oder  notwendige  Ausgabe    als    gegeben   erachtet ,    wird    ein  Anteil  früher  ausbezahlt. 

Ausser  der  Gewinnbeteiligung  erhalten  die  Angestellten  Pensionen  von  60  bis 
40  Francs,  die 

1883  die  Höhe  von  in  Summa  11  500  Francs, 

1884  »        »  )      »         »        12  500       »      erreichten. 

Die  Gesellschaft  gibt  ferner  ihren  Angestellten  zum  Zweck  von  Land-  und 
Häuser-Erwerb  unverzinsliche,  in  kleinen  Raten  zurückzahlbare,  hypothekarisch  ver- 
sicherte Darlehen.  Davon  hatten  bis  1877  60  Proz.,  bis  1880  44  Proz.  Gebrauch 
gemacht.  Ferner  hatten  die  Angestellten  1876  144  049  Fr.  bei  der  Gesellschaft  zu 
5   Proz.   verzinslich  angelegt. 

Es  waren  vorhanden  1877 


17  Arbeiter  mit  30  —  39  Dienstjahren 

12  »  »     25—30 

10  »  »     20 — 25 

28  »  »     15—20 


59  Arbeiter  mit  10—15  Dienstjahren 

71          „          V  5—10 

79         »         »  2-5 

71         »          >.  1—2 

Die  folgende  Tabelle  gibt    über  Dienstalter  und  Höhe    des  Bonusanteils   in    den 
Jahren  1873/74  -  1884  Aufschluss  : 

Angestellte   mit 


1—5  Jahren 

6 — 10  Jahren 

II — 15  Jahren 

16—40 

Jahren 

Zahl 

Bonus 
fr. 

Zahl 

Bonus 
fr. 

Zahl 

Bonus 
fr. 

Zahl 

Bonus 
fV. 

1873/74 

i^6~ 

43,65 

68 

67,65 

52 

80,— 

63    ! 

116,30 

1874/75 

96 

34,00 

73 

53,15 

45 

67,45 

73 

91,40 

1875/76 

99 

25-85 

68 

37,55 

40 

83,- 

48,70 

62,55 

1877 

1 1 1 

12,50 

38 

19,60 

58 

22,50 

89    I 

30,25 

1878 

115 

20,75 

43 

34.50 

60 

41,50 

90    j 

53-20 

1879 

106 

33,75 

63 

52,50 

66 

53.50 

92     : 

77,20 

1880 

97 

43,50 

46 

72,00 

69 

97,50 

90 

116,20 

188 1 

117 

19,50 

56 

30,50 

57 

38,50 

lOO 

50,90 

1882 

119 

35-50 

52 

59,50 

49 

69,90 

102         1 

101,90 

1883 

105 

16,50 

41 

21,50 

57 

29,90 

106 

43-50 

I8S4 

81    1 

— 

38 

53 

— 

106     ; 

Resultate: 

Wie  Herr  Scheurer  Kestner  sagt ,  war  der  hauptsächlich  erstrebte  Vorteil  die 
grössere  Stabilität  des  Personals  und  diese  ist,  wie  ein  Blick  auf  die  oben  abge- 
druckte Tabelle  lehrt,  erreicht,  —  nach  der  Meinung  von  Herrn  Scheurer  Kestner 
billiger  als  es  irgendwie  anders  möglich  gewesen  wäre. 

Auf  die  Frage,  ob  die  Gewinnbeteiligung  die  Arbeitsmenge  vermehrt  hat,  ant- 
wortete Herr  Scheurer  Kestner  1883  vor  der  Commission  Extraparlementaire  : 

»Beim  Werkmeister,  der  schon  ein  wenig  allgemeinere  Gesichtspunkte  hat ,  ist 
einiger  Fortschritt  zu  konstatieren ;  ebenso  beim  ersten  Vorarbeiter :  seit  10  Jahren 
haben  diese  jährlich  200  Fr.,  400  Fr.  oder  wenigstens  150  Fr.  erhalten  ;  sie  haben 
die  Sache  begriffen;  ich  bemerke  in  der  That,   das  die  Aufsicht  besser  ist. 

Der  gewöhnliche  Arbeiter  hat  leider  nichts  begriffen,  ich  bin  überzeugt,  wenn 
man  ihm  heute  anböte,  die  Gewinnbeteiligung  durch  eine  selbst  geringere  Erhöhung 
des  Tagelohns  zu  ersetzen,  er  würde  es  annehmen.«  — 


Die   Gewinnbeteiligung  etc. 
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Für  die  Jahre  1885 — 1896    ergibt    sich  das  Dienstalter  der  Angestellten   und   die 
Grösse  des  Bonus  aus  folgender  Tabelle  *) : 

Angestellte  mit 


"" 

Summe 

Total- 

1-5 
Jahren 

Bonus 
fr. 

6—10 
Jahren 

Bonus 
fr. 

n— 15 

Jahren 

Bonus  16— 50 
fr-      Jahren 

Bonus 
fr. 

Jahr 

der 
Ange- 
stellten 

Bonus 
fr. 

188s 

77 

12 

,S6 

16,50 

39 

23,10 

112    131,70 

19 

283 

5970,50 

1886 

» 

» 

» 

I, 

» 

!> 

268 

■» 

1887 

» 

» 

i> 

» 

» 

» 

« 

280 

» 

1888 

49 

8,70 

41 

11-49 

40 

14-55 

107 

20,55 

i     42 

279 

3671,85 

I88q 

:> 

» 

» 

» 

„ 

» 

-> 

264 

» 

i8qo 

s, 

» 

» 

» 

" 

» 

» 

* 

262 

!. 

I8qi 

58 

So.so 

25 

38,70 

30 

43-06 

108 

60,82 

46 

267 

10399,85 

1892 

» 

» 

» 

278 

» 

I8q,^ 

75 

1,^,55 

30 

17-69 

29 

21-58 

107 

30,44 

37 

278 

5429-00 

1894 

86 

19,87 

32 

32-08 

29 

35-58 

100 

50,19 

1     12 

279 

8767,60 

1895 

69 

5.94 

33 

8,09 

30 

10,58 

99 

14,43 

14 

245 

2389,79 

1896 

'> 

» 

" 

» 

240 

» 

Die  Pensionen  an  die  Arbeiter,  deren  Witwen  und  Waisen  erreichten  1896  die 
Höhe  von  13,931  Fr.*). 

April  1S97  schrieb  mir  Herr  A.  Scheurer  Kestner : 

»Der  einzige  Vorteil,  den  wir  von  unserem  System  haben,  ist  eine  grössere 
Stabilität  in  unserem  Personal.« 

7.  Bachdruckerei  und  Verlag. 

(1896)  J.  W.  Arrowsmith,  Bri.stol.  {Sckloss  Report  S.  51.)    Buchdruckerei  u.  Verlag. 

60  Angestellte  ;  am  Gewinn  beteiligt  sind  die  seit  3  Jahren  Beschäftigten. 

Sämtliche  Angestellte  sind  in  Zeitlöhnen  beschäftigt.  -') 

Der  Bonus  ist  ein  fixer  Prozentsatz  des  Reingewinns.  Die  Individualanteile  be- 
rechnen sich  auf  zwei  Grundlagen :  der  Länge  der  Beschäftigung  und  der  Höhe 
des  Lohnes^). 


1)  Brief.  Auch  diese  Ziffern  beziehen  sich  der  Vergleichbarkeit  mit  den  voran- 
gehenden Ziffern  halber  lediglich  auf  das  Etablissement  in  Thann;  Gewinnbeteiligung 
existiert  auch  in  der  mittlerweile  erworbenen  Fabrik  zu  Mühlhausen. 

2)  Brief. 

3)  Dabei  existieren  für  die  Beschäftigungszeit  eine  rechnerische  Maximalgrenze 
von  10  Jahren  und  für  die  Lohnsurame  ein  Maximalwochenlohn  von  60  sh,  und  ein 
Mlnimalwochenlohn  von  10  sh. 

Die  Berechnung  erfolgt  in  der  Weise,  dass  für  jeden  einzelnen  Partizipanten 
und  für  die  Summe  derselben  das  Produkt  aus  der  Zahl  der  Beschäftigungsjahre 
und  der  Ziffer  des  Wochenlohnes  ermittelt  wird.  Das  Verhältnis  vom  Individual- 
Produkt  zum  Gesamtprodukt  ist  zugleich  das  Verhältnis  vom  Individualbonus  zum 
Gesamtbonus. 

60  sh.  Wochenlohn 
60     -> 
30     V 


B.   A  10  Jahre  beschäftigt 
»    B     6        « 


C  6 
D  4 
E    9 


IG   X  6  =  60 

5  X  6  =  30 

6  X  3  =  18 
4X2=8 
9X1=9 


Es  erhält  also  A  ^7i^6,  B  ^^jut  vom  Gesamtbonus  u.  s.   w.   (Brief). 
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l66  "'■    l-^iidolf  Einhauser; 

Die  Auszahlung  erfolgt  in  bar,  1886— 1893  betrug  der  Bonus  5,6  der  Löhne, 
1886  —  96  hat  er  zwischen  5  und   10  Prozent  der  Löhne  geschwankt*). 

1889  waren  32  von  den  60  Angestellten  Partizipanten  *). 
Resultate: 

Sckloss  Report  berichtet:  »Herr  Arrowsmith  konstatiert,  dass  die  Angestellten 
seiner  Meinung  nach  infolge  des  Systems  mehr  Interesse  am  Geschäft  nehmen.« 

(1872)  Imprimerie  Chaix,  Paris  (Trombert,  Les  Applications  1896  vS.  239).  Buch- 
druckerei und  Verlag. 

Das  Haus,  1845  gegründet,  zählte  1855  200,  1867  400,  1878700  und  1895  über 
1000  Angestellte. 

Seine  grossen  Kunden  sind  die  Eisenbahngesellschaften.  Heute  arbeiten  in 
diesem  Etablissement  97  Dampfpressen,  33  Handpressen,  139  Maschinen  und  Werk- 
zeuge für  den  Guss  von  Typen,  die  Fabrikation  von  Tinten,  Lithographie,  Kupfer- 
stecherei,  für  Glätten,  Linieren,  Numerieren  und  Binden  des  Papiers. 

Die  Arbeitszeit  beträgt  10  Stunden. 

Seit  1881  ist  das  Geschäft,  das  bis  dorthin  Kommanditgesellschaft  war,  Aktien- 
gesellschaft. Das  Aktienkapital  betrug  damals  6  Millionen  Fr.,  1890  5  Millionen  Fr. 
und  soll  auf  272  Millionen  zurückbezahlt  werden. 

Der  Bonus  beträgt  seit  je  15  Proz.  des  Reingewinns  und  wird  den  Berechtigten 
proportional  den  Löhnen  und  Gehältern  zugewandt  '^)  ^). 

Berechtigt  sind  die  mindestens  3  Jahre  im  Hause  Beschäftigten*)  ^)  ^). 

Der  Modus  der  Zuwendung  war  bis  1895  ein  anderer  als  seitdem. 

Bis    1895  galt: 

Ein  Drittel  wurde  sofort  bar  ausbezahlt^),  ein  Drittel  kapitalisiert  und  beim  Ver- 
lassen des  Geschäfts  —  gleichgiltig  aus  welcher  Ursache  —  fällig,  ein  Drittel  kapita- 
lisiert und  mit  20  Dienst-*)  oder  60  Lebensjahren  fällig. 

Wer  vor  Erreichung  von  60  Lebensjahren  austritt,  geht  seines  Anspruches  auf 
dieses   letzte  Drittel  verlustig^). 


i)  Brief. 

2)  Wenn  indes  der  Gewinnanteil  25  Proz.  der  festen  Bezüge  überschreitet,  wird 
der  Ueberschuss  an  die  Angestellten  mit  mindestens  10  Jahren  Dienstzeit  verteilt ; 
auf  Grund  dieser  Bestimmung  entfiel  1879  auf  jeden  solchen  9  Fr.  2  C. 

3)  Sämtliche  Bonusbeträge  sind  ausdrücklich  als  höchstpersönliche  freiwillige 
Alimentationsbeiträge  erklärt  und  es  können  die  Ansprüche  darauf  demgemäss 
weder  veräussert  noch  beschlagnahmt  werden. 

4)  Wer  dagegen  aus  einem  anderen  Gewinnbeteiligungs  -  Etablissement  kommt, 
ist  je  nach  dem  Ermessen  des  Ausschusses    schon   nach   3 — 12  Monaten    berechtigt. 

5)  Indes  ist  ein  ausdrückliches  Gesuch  und  ausdrückliche  Zulassung  notwen- 
dig.    Dieselbe  ist  (wenigstens  bis  1883)  niemals  versagt  worden. 

6)  Lehrlinge  sind   zugelassen  vom  Tage  der  Beendigung  ihrer  Lehrzeit  an. 

7)  Wer  im  Lauf  des  Jahres  freiwillig  aus  der  Arbeit  tritt,  verliert  alle  Rechte 
auf  das  laufende  Jahr ;  wer  aus  irgend  einem  Motiv  entlassen  wird,  erhält  einen 
proportionalen  Anteil, 

8)  Bei  Lehrlingen  beginnt  der  Lauf  dieser  20  Jahre  mit  dem  Tag  ihrer 
Grossjährigkeit. 

9)  Art.  20  der  Statuten.  (Siehe  Trombert,  Guide  pratique  pour  l'application 
de  la  Participation,   Paris  1892.  S.  299   ff.). 
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Das  Kapital  der  beiden  nicht  bar  ausbezahlten  Drittel  blieb  der  Familie  re- 
serviert; der  betreffende  Partizipant  bekam  nur  den  Zinsengenuss ;  indes  war  auch 
der  Erwerb  einer  Leibrente  gestattet. 

Seit  1895  '^''■"'^  nichts  mehr  bar  ausbezahlt,  sondern  der  gesamte  Bonus  fliesst 
mit  den  jährlich  erwachsenden  Zinsen  in  die  Caisse  nationale  des  retraites  pour  la 
vieillesse,  wobei  aber  jedem  einzelnen  Partizipanten  sein  gesondertes  Conto  bleibt. 
Daraus  erhalten  die  Partizipanten  mit  55  Lebensjahren  den  Zinsgenuss,  oder,  wenn  sie 
wollen,  eine  Leibrente'). 

1872  — 1894  wurden  dem  Personal  zugewandt  i  297  266  Fr. ,  die  sich  auf  1243 
Parti^ipanten  verteilten  ^)  ^) . 

In  Prozenten  der  Löhne  ausgedrückt  betrug  der  Gewinnanteil  1872 — 1883  durch- 
schnittlich 7  7«  Proz.  Die  Ziffern  der  einzelnen  Jahre  sind  sehr  verschieden  (1872  : 
10  Proz.,  1873:  7  Proz.,  1874:  10 '/2  Proz.,  1875:  7  Proz.,  1879:  25  Proz.,  1882: 
172  Prozent). 

Neben  der  Gewinnbeteiligung  besteht  eine  Reihe  mustergiltiger  Institutionen 
(Schulen,  verschiedene  Kassen). 

Resultate: 

Im  Jahre  1883  wurde  vor  der  Commission  Extraparlementaire  bezeugt : 

1.  Die  Arbeiter  führen  ihre  Arbeiten  schneller  und  sorgfältiger  aus. 

2.  Es  wird  mehr  gespart  (z.  B.  wurden  einem  Verleger  Probedrucke  mehrere- 
male  im  selben  Umschlag  zugestellt,  weniger  Petroleumflammen  gebrannt  (was  j^ro 
Flamme  in  den  vier  Wintermonaten  60  Fr.  Ersparnis  bedeutete). 

3.  Die  Arbeiter  wurden  stabil 

(so  waren  1884     4  Partizipanten  mehr  als  30  Jahre 
20  »  20 — 30       » 

36  »  15 — 20       » 

85  »  :o-i5       V 

152  »  5—10       » 

71  »  3 —  5       T     im  Haus). 

1)  Bis  1887  wurden  die  noch  nicht  fälligen  Bonusbeträge  vom  Geschäft  mit 
4  Proz.  verzinst ;  1887  wurden  dafür  3  prozentige  französische  Renten  angekauft ; 
1895  wurden  diese    verkauft  und  dabei  ein  Börsengewinn  von  70  000  Fr.  erzielt. 

Es  war  den   Partizipanten  1895  freigegeben,  für  diese  Beträge  entweder  Staats- 
oder Eisenbahnobligationen    zu  kaufen,    deren    Genuss    dann    dem    alten  Reglement 
von  1872  unterlag,  oder  sie  der  Caisse    nationale  des  retraites  zuzuwenden ;  im  letz- 
teren Falle  hatten  sie  davon  mit  55  oder   50  Lebensjahren  eine  Leibrente  zu  beziehen. 
Es  gab  damals  614  Partizipanten  mit  einem  Gesamtguthaben  von  412  935  Fr.  38  C, 
Davon  wurden  Fr.  137  478.53  der  Caisse  nationale  zugewandt 
und  für  Fr.    275456.85  Obligationen  angekauft. 

Dabei  verlangten  354   Partizipanten  den  ersteren  Modus, 

166  »  den  gemischten  Modus 

und  94  »  den   letzteren  Modus. 

2)  Zwei  Guthaben    überschritten  20000  Fr.,  mehrere  10  000  Fr. 
Am  I.  Januar  1884  waren  es  368  Partizipanten,  von  denen 

5   ein   Guthaben  von  8000  Fr.   und  darüber  hatten, 

5      »  V  j,      6—8000     »       .  «  » 

22      »  »  »      4—6000     »       »  »  » 

30     i>  »  »      2 — 4000     >       »  »  » 

306     s  »  »  2000    i>   und  darunter       ». 

3)  1872—1883   waren  719589  Fr.   30  C.  zugewendet  worden, 


l58  r)r.  Rudolf  Einhauser: 

4.  Sie  wurden  von  Ausständen  ferngehalten. 

So  befand  sich  unter  den  62  Setzern,  die  im  Jahre  1878  gelegentlich  einer  aus- 
gedehnteren Arbeitseinstellung  im  Buchdruckergewerbe  das  Haus  verliessen,  ein  ein- 
ziger Partizipant.   — 

Das  sehr  detaillierte  Referat  über  die  Gewinnbeteiligung  der  Imprimerie  Chaix 
aus  dem  Jahre  1895,  '^^^  ^^^  obige  Daten  entnahmen,  enthält  bezüglich  der  Resul- 
tate folgenden  Bericht : 

»Ueber  den  Einfluss  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Arbeiter  lässt  sich  sagen  : 
dass  das  vollkommenste  Einvernehmen  zwischen    Personal  und  Firma  existiert.« 

Es  wird  dann  auf  die  günstigen  Erfahrungen  bei  dem  soeben  erwähnten  Streik 
von  1878  verwiesen  und  folgende  Tabelle  über  das  Dienstalter  der  Partizipanten 
wiedergegeben : 

1895  l^-atte        I    Partizipant  47   Dienstjahre 

»       hatten     2   Partizipanten   35 — 40  » 

»12  »  30—35 

»16  V  25—30  » 

»  »        53  »  20-25 

.>        75  »  15—20 

:.      164  !>  10-15 

»  »      212  ■-■>  5  —  10  » 

»20  »  3-5 

(1890)  Robert  Martin,  Crown  Printing  works,  West  Hartlepool  {Sckloss 
Report   S.  91). 

Druckerei.     8  Arbeiter ;    ausserdem  vorübergehend    Beschäftigte.     Die  Löhne  re- 
präsentieren ungefähr  40  Proz.  der  gesamten  Ausgaben'). 
Sämtliche  Angestellte  stehen  im  Zeitlohn  '). 
Der  Bonus  beträgt  7V2  Proz.   des  Reingewinns. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen  (exkl,  Ueberzeit 
und  andere  variable  Posten). 

Der  Bonus  wird  zur  absoluten  Verfügung  des  Berechtigten  in  eine  Sparkasse  gelegt. 
Im  Falle  etwas  anderes  als  Krankheit,  Tod  oder  Kündigung  auf  der  einen  oder 
anderen  Seite  zum  Ausscheiden  eines  Partizipanten  aus  dem  Geschäft  führt,  fliesst 
dessen  anfallender  Bonusanteil  in  eine  Unterstützungskasse,  über  die  die  Majorität 
der  Angestellten  verfügt '-').  In  diese  Kasse  fliessen  auch  die  Bonusanteile  der  vorüber- 
gehend Beschäftigten. 

Bedingung  der  Partizipation  ist  Mitgliedschaft  beim   Gewerkverein  ^). 
Der  Bonus  wird  jährlich  von  einem  Rechnungs-Revisor  certifiziert.     Aenderungen 
am  System  erhalten  nur  bei  vorheriger  11  monatiger  Ankündigung  Kraft*). 

Bis  jetzt  (1896)  hat  der  Bonus  zwischen  2^/2  Proz.  und  5  Proz.  der  Löhne  ge- 
schwankt ').  1891 — 93  betrug  er  im  Durchschnitt  2,8  Proz.,  1891 — 95  372  Proz.  der 
baren  Löhne '). 


i)  Brief. 

2)  Ausser  es  wurde  ein  Partizipant  wegen  doloser  Schädigung  des  Geschäftsver- 
mögens entlassen,  in  welchem  Falle  der  Bonus,  der  anfiele,  zur  Ersetzung  des  Scha- 
dens zurückbehalten  werden  darf. 

3)  Herr  Martin  selbst  ist  aus  seiner  Arbeiterzeit  her  Mitglied  des  Gewerk- 
vereins.    (Brief). 


Die   Gewinnbeteiligung  etc.  l5o 

Die  Arbeitszeit  ist  eine  um  drei  Wochenstunden  kürzere  als  in  irgend  einer  an- 
deren Firma  des  Distrikts  ^). 

Der  Unternehmer  findet  es  ,  wie  er  schreibt,  für  vorteilhaft,  seine  Leute  in  ge- 
schäftlichen Fragen,  wie  Ankauf  von  Maschinen,  Druckerschwärze  und  Papier  u.  s.  w. 
zu  befragen,  damit  sie  auf  diese  Weise  den  Wert  und  die  Qualität  von  all  den 
Dingen,  mit  denen  sie  umgehen,  kennen  lernen. 

Durch  Materialersparnis,  bessere  Arbeit,  besondere  Achtsamkeit  im  Umgang  mit 
Maschinen  und  Werkzeugen  können  die  Arbeiter  den  Profit  sehr  beeinflussen '). 

Resultate: 

Wir  lesen  in  Sc/i/oss'  Bericht:  »Die  Gewinnbeteiligung«,  konstatiert  Herr  Martin, 
ahat  in  weitem  Umfange  zur  Entwicklung  meines  Geschäfts  beigetragen. 

Ich  habe  nie  Wirren  mit  meinen  Leuten  gehabt.  Wir  sind  eine  zufriedene  Fa- 
milie, wie  wir  es  waren.  Ich  kann  stets  mein  Geschäft  verlassen  und  finde  bei  meiner 
Rückkehr,   dass  ich  nicht  betrogen  worden  bin. 

»Ich  bekomme  eine  bessere  Klasse  von  Arbeit,  und  mit  dem  Material  wird  mehr 
gespart.  Z.  B.  wurden  früher  zu  grosse  Quantitäten  wertvoller  Druckerschwärze  für 
gewisse  Arbeiten  aus  den  Fässern  genommen  und  eine  ziemliche  Verschwendung  war 
die  Folge  davon,  da  es  nicht  immer  geraten  ist,  den  Tintenblock  anzukratzen  und 
den  Rest  in  das  Fass  zurückzuthun.  Jetzt  befleissigen  sich  meine  Leute  grosser  Sorg- 
falt und  Umsicht.  Sie  nehmen  eine  sehr  kleine  Quantität  heraus  und  nehmen,  wenn 
erforderlich,  noch  ein  wenig  nach. 

»Ich  hatte  eine  andere  befriedigende  Erfahrung  mit  der  Gewinnbeteiligung. 
Meine  Leute  beklagten  sich  darüber,  dass  einer  von  ihnen  lässig  sei.  Ich  ging  der 
Sache  nach,  fand  die  Angaben  richtig  und  entliess  den  Betreffenden. 

»Im  ganzen  bin  ich  mit  dem  Experiment  hochlich  zufrieden;  ich  beabsichtige 
das  System  demnächst  auszudehnen.« 

Oktober  1896  schrieb  mir  Herr  Martin  : 

»Die  Gewinnbeteiligung  erfüllt  nicht  all  das,  was  man  davon  erwarten  und  wün- 
schen möchte,  aber  ich  bin  so  zufrieden  mit  den  Resultaten ,  dass  ich  beabsichtige, 
den  Bonus  zu  erhöhen. 

»Ich  bin  mehr  als  entschädigt  durch  die  Befreiung  von  einem  gut  Teil  Schwierig- 
keiten und  Plackereien. 

»Ich  bekomme  bessere  Arbeit  und  an  Material  wird  mehr  gespart, 

»Ich  kann  nicht  sagen,   dass  quantitativ  viel  mehr  geleistet  wird.« 

(1S90)  Newman  and  Son,  London.     {Schloss  Report  S.  92.) 

Druckerei.  20  ständige  Arbeiter  ;  beteiligt  die  seit  i  Jahr  Beschäftigten.  Sämt- 
liche Partizipanten  erhalten  Zeitlöhne*). 

Die  Hälfte  des  überschiessenden  Reingewinns  über  eine  »Reservatgrenze«  hinaus 
geht  als  Bonus  an  die  Partizipanten. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen  (exkl.  Ueberzeit 
und  andere  variable  Posten.) 

Die  Auszahlung  erfolgt  bar. 

Im  Falle  ein  Partizipant  wegen  anderer  Gründe  als  Kündigung  auf  der  einen 
oder  anderen  Seite,  Krankheit  oder  Tod,  aus  dem  Geschäft  scheidet,  fällt  sein  An- 
teil an  die  anderen  Partizipanten. 

I)  Brief. 
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1890 — 93  betrug  der  Bonus  3,3  Proz.  der  Löhne.  1864  und  1895  gelangte 
keiner  zur  Auszahlung'). 

R  esultate: 

1894  schrieb  Herr  Newman:  »Ich  kann  nicht  sagen,  irgend  ein  schätzbares  Re- 
sultat gefunden  zu  haben,«  und  ebenso  mir  1896:  »Ich  glaube  nicht,  dass  die  Ge- 
winnbeteiligung ein  grösseres  Interesse  an  der  Arbeit  erzeugte  und  glaube  nicht,  dass 
es   irgendwie  erfolgreich  war.« 

(1872)  Auguste  Godchaux  et  Cie.  ,  Paris.  {Böhinert -Troiiibert  S.  499  ff., 
Froninier  S.   109.) 

Buchdruckerei  und  Verlag.  50  Angestellte;  wie  es  scheint,  sämtlich  im  Tage- 
lohn beschäftigt.  (Ausserdem  werden  noch  200  —  250  Personen  in  Gefängnissen  im 
Brochieren  verwendet.)  Es  werden  mittels  von  Herrn  Godchaux  erfundener  Maschinen 
namentlich  Schreib-  und  Tagebücher  hergestellt.  Die  Summe  der  Löhne  repräsen- 
tiert ein  Vierzehntel  des  Wertes  der  Produkte  (772  Proz.). 

Der  Bonus  stellt  sich  dar  als  5  Proz,  vom  Reingewinn.  Eine  Kontrolle  seiner 
Berechnung  seitens  der  Angestellten  findet  nicht  statt. 

Die  Auszahlung  erfolgt  zur  Hälfte  bar  —  und  hier  proportional  den  Löhnen 
—  die  andere  Hälfte  fliesst  in  sich  ungesondert  in  eine  Altersversorgungskassa.  Hier- 
aus erhält  jeder  männliche  Arbeiter,  der  55  Lebensjahre  und  (nicht  »oder«)-) 
20  üienstjahre  im  Geschäft  zurückgelegt  hat  ,  1000  Fr.  Jahrespension,  ferner  jeder 
Arbeiter,  der  invalid  geworden  ist,  50  Fr.  Pension  pro  zurückgelegtem  Dienstjahr  ^), 
jedoch  nicht  mehr  als  1000  Fr.  Totalpension. 

Diese  Rentenbezüge  sind  zu  einem  Viertel  auf  die  Witwe  und  minderjährigen 
Kinder  übertragbar. 

Weibliche  Arbeiter  erhalten  die  Hälfte  aller  dieser  Bezüge. 

Die  Pensionen  werden  von  der  Firma  garantiert,  die  auch  die  Pensionskasse  bei 
der  Gründung  mit  5000  Fr.  dotiert  hat. 

Bedingung  der  Partizipation  ist  einjährige  Dienstzeit  und  Mitgliedschaft  an  einer 
Hilfsgesellschaft,  sei   es  an  der  von  Godchaux  begründeten  oder  einer  andern. 

1883  erfüllten  39  von  den  50  Arbeitern,  also  */5  des  Personals,  diese  Bedingung. 

Inklusive  eines  Bargeschenkes  von  5000  Fr.,  das  Herr  Godchaux  1872  bei  der 
Begründung  des  Systems  der  Partizipanten  machte,  wurde  verteilt  bis  31.  Dezem- 
ber 1884:  a)  bar:  72  567  Fr.  50  C,  b)  die  Versorgungskasse  bemass  damals 
98061  Fr.  45   C. 

Dabei  war  der  Gewinnanteil  ein  ziemlich  konstant  hoher. 

Es  betrug  nämlich  der  Baranteil*) 

'?^      1  591 6  Fr.  17  C.  durchschnittlich 

1873  J  ^^ 

1874  5988    »   60    » 

1875  7658    »   05     » 

1876  6908    »21     » 


1)  Brief. 

2)  Hiernach  ist  die  Angabe  bei  Gilman-Katscher  S.  91  zu  berichtigen. 

3)  Hierin  ist  die  auf  Seite  279  von  Böhmert  II  enthaltene  Angabe  zu  berich- 
tigen. (S.  Reglement  de  la  Caisse  u.  s.  w.  Art.  8  S.  5,  ebenso  Trombert  und  die 
übrigen.) 

4)  Soweit  in  der  nachfolgenden  Tabelle  Durchschnittszahlen  vorkommen,  er- 
geben sich  diese  aus  der  Kombination  nachfolgender  Angaben  :    der  Ergebnisse  bis 
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1872— 1882      5838  Fr.  —    C.   im  üurchsclinitt 
1872— 1884     5582    »    —    >.      >. 

;|3       I  „„  .  _  .  .       . 

1872  — 1882  machte  der  gesamte  Gewinnanteil  21,48  Proz.  der  Löhne  aus, 
Resultate: 

Böhmert  gegenüber  erklärten  sich  1877  die  Herren  Godchaux  u.  Co.  als  von  der 
Zweckmässigkeit  des  Systems  überzeugt  und  von  den  Ergebnissen  sehr  befriedigt, 
ohne  diese  Befriedigung  zu  substantiieren. 

Der  Commission  extraparlementaire  gegenüber  heben  sie  als  Wirkung  die  Fesse- 
lung der  Angestellten  hervor. 

Indes  wird  auch  über  die  Nachlässigkeit  und  Achtlosigkeit  eines  Teils  der  An- 
gestellten  Klage  geführt  *). 

8.  Lithographie,  Kapferstecherei,  Schriftgiesserei. 

(184S)  Deberny  et  Cie.,  Paris.     {Böhinert-Trombert  S.  563.    Frommer    S.  112.1 

Schriftgiesserei.     Ca.  150  Angestellte,  davon  70  weibliche"). 

Im  Stücklohn  stehen  47  männliche  und  37  weibliche,  im  Zeitlohn  (Taglohn) 
29  männliche  und  25  weibliche  Arbeiter  (abgesehen  von  ca.  15  nicht  in  den  Werk- 
stätten Beschäftigten)  ^), 

40  Arbeiter  empfangen  Prämien ,  doch  repräsentiert  diese  Entlohnungsmethode 
einen  sehr  geringen  Teil  der  geleisteten  Arbeit*). 

Die  Bedeutung  der  Maschinenkraft  ist  gering,   die  der  Handarbeit  gross. 

Die  Löhne  werden  alle  5 — 6  Monate  durch  gegenseitige  Verständigung  festgesetzt 

Der  Bonus  berechnet  sich  als  Dividende  der  Arbeitslöhne,  d.  h.  der  Reingewinn 
wird  zwischen  Firma  und  Arbeiter  nach  dem  Verhältnis  von  Geschäftskapital  und 
Summe  der  ausgezahlten  Löhne  uud  Gehälter  geteilt. 

Berechtigt  sind  die  seit  6  Monaten  Beschäftigten, 

Bis  1872  wurde  der  Bonus  bar  ausbezahlt,  seitdem  fliesst  er  in  eine  Unter- 
stützungskasse *),  die  ausserdem  noch  mit  2  Proz.  Lohnabzügen  jährlich  gespeist  wird. 

Der  Kassenbestand  wird  alljährlich  nach  Massgabe  der  seit  dem  Eintritt  in  das 
Geschäft  verflossenen  Zeit*)  und  verdienten  Bezüge  unter  die  einzelnen  Leute  aufgeteilt^). 

1877  bei  Böhmert  und  Böhmer t-Trombert^  der  Ergebnisse  bis  1882  in  der  Enquete 
der  »Commission  Extraparlementaire«,  citiert  bei  Fro7nmer,  und  der  Ergebnisse  bis 
1884  im  Nachtrag  bei  Böhmer t-Tro7nbert. 

1I  Böhmert-Trombert  (1888).  preface  Ch.  Robert  S.  XX. 

2)  »Die  alten  Frauen,  deren  Augen  nicht  mehr  scharf  und  deren  Finger  nicht 
mehr  gelenkig  sind,  besorgen  das  »Abbrechen«  =  das  Befreien  der  gegossenen 
Schriftzeichen  vom  »Anguss«  oder  »Gusszapfen«.  Die  feinste  Arbeit,  die  darauf 
folgt,  das  Abschleifen  der  Gussnaht,  wird  von  jüngeren  Frauen  besorgt.« 

3)  Brief. 

4)  Diese  Kasse  haftet  auch  für  Verluste  (Briet),  eine  Bestimmung,  die  nur  ein 
einziges  Mal,  1852,  in  Kraft  trat  und  seit  langen  Jahren,  wie  die  nachstehenden 
Angaben  über  die  Einnahmen  der  Kasse  zeigen,  ohne  praktische  Bedeutung  ist. 

5)  wobei  den  Frauen  ein  Arbeitstag  als  Vs  Arbeitstag  angerechnet  wird. 

6)  Die  Aufteilung  erfolgt  in  der  Weise,  dass  die  eine  Hälfte  des  verfüg- 
baren Kassabestandes  nach  dem  Massstabe  der  Arbeitszeit,  die  andere  nach  dem 
des  Arbeitsverdienstes  aufgeteilt  wird. 
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Aus  der  Kasse  werden  zu  6  Pro?,,  verzinsliche  Vorschüsse  in  der  Höhe  bis  zu 
einem  Drittel  der  Guthaben  geleistet,  den  Arbeitern  und  ihren  Hinterbliebenen  Unter- 
stützungen jeder  Art  gewährt. 

Vor  allem  aber  dient  die  Kasse  als  Pensionsfonds.  Es  erhalten  vom  56.  Lebens- 
jahr ab  Männer  nach  7500,  Frauen  nach  6200  Arbeitstagen  Pensionen  nach  Mass- 
gabe der  Höhe  der  betr.  Guthaben.  Dieselben  schwanken  bei  Männern  zwischen 
1300  und  1800  Fr.,  bei  Frauen  zwischen  500  und  900  Fr.')  '^). 

Wer  austritt,  ehe  er  pensionsberechtigt  wird,  verliert  sein  Guthaben  ganz,  wenn 
er  noch  nicht  900  Arbeitstage  zugebracht  hat. 

Im  übrigen  erleiden  seine  bereits  erworbenen  Anrechte  proportionale  Abzüge 
bis  zu   '/&  seines  Guthabens  bei  3000  Arbeitstagen. 

Auf  diese  Weise  waren  am  i/i.  1872  17  und  am  l/i.  1883  119  Angestellte  an- 
teilberechtigt ^). 

1848  —  1872  wurden  106  509  Fr.  als  Bonus  bar  ausbezahlt, 

1872—1882  flössen  in  die  Kassa  als  Bonus:  79781  Fr,  Der  Bonus  bedeutete 
1880— 1S82   17  Proz,  des  Reingewinns  und  7V2  Proz.  der  Löhne. 

Das  Kassavermögen*)  belief  sich  1872  auf  58089  Fr.,  1882  auf  116  105  Fr, 

Resultate: 

Im  Jahr  1883  bezeugten  die  Unternehmer  vor  der  Commission  Extraparlamen- 
taire  : 

>Die  Gewinnbeteiligung  führt  dem  Geschäft  die  besten  Arbeiter  zu  und  hält 
sie  fest.  (Diese  Stabilität  drückt  sich  auch  in  den  oben  mitgeteilten  Ziffern  aus, 
wonach  es  1872  17  Angestellte  mit  3jähriger  Dienstzeit,  1883  119  solche  gab.  Die 
mittlere  Dienstzeit  ist  13  Jahre) ^).  »Sie  führt  zu  sorgfältigeren  Arbeitsleistungen 
und  zu  den  besten  Beziehungen.  Diese  Vorteile  haben  in  unseren  Augen  einen 
beträchtlich  grösseren  Wert  als  der  Preis,  um  den  wir  sie  kaufen,«    — 

1886 — 1895  wurden  der  Kassa  180  139  Fr.  als  Bonus  überwiesen  *),  das  Kassen- 

i)  Mit  dem  Augenblick  der  Pension  erlischt  das  Anrecht  auf  das  Kapital.  — 
Es  besteht  auch  die  Möglichkeit  nur  teilweiser  Pensionierung,  wobei  man,  eventuell 
mit  geringerer  Arbeitszeit,  im  Geschäft  fortarbeitet. 

2)  Die  Kasse  wird  von  einem  Ausschuss  verwaltet,  dessen  Mitglieder  teils  von 
der  Geschäftsleitung,  teils  von  den  Arbeitern  bestellt  sind. 

3)  Brief. 

4)  1872— 1882  hatte  die  Kasse 


Einnahmen: 

Fr.      C. 

Ausgaben: 

Fr.       C 

Einlagen  des  Herrn  Deberny 

10  588.— 

Krankenhilfe 

26792.30 

Lohnabzüge 

36  593-05 

Pensionen 

49805.45 

Leihzinsen 

3  894.40 

Begräbniskosten 

1933-30 

Zinsen  der  deponierten  Kapi- 

Verschiedenes 

3155-25 

talien 

27  440.85 

Liquidierte  Guthaben 

12  445-55 

Verschiedenes 

2354-05 

Bonus 

79  28  1.40 

Fonds  vom  31./12.   72 

58  089.65 
210  241.40 

Summa 

Summa 

94131-85 

5)  Die  Daten  seit  1885  verdanke  ich  der  Güte    des  Herrn  Tuleu,  Direktors  der 
Gesellschaft. 
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vermögen')  belief  sich  1895  auf  184  281   Fr.;   die  Zahl   der  Partizipanten  belief  sich 
1896  auf  171. 

Pensionen  bezogen  1893   33  Personen    aus  der  Kasse  22  648  M.    und  zwar  Be- 
träge von  100     2212  Fr.  -)  ^). 


l)  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Kassa. 

1895.  1886-1895. 

171  Partizipanten;    96  niännl. ,    75   vveibl.        152   Partizipanten;    82  mänul. 

Einnahmen. 


2  Proz.   Lohnabzug 

Bonus 

Leihzinsen 

Zinsen  deponierter  Kapitalien 


70  weibl. 


Total 


Krankenunterstützung 
männlicher  Mitglieder  2335.50 
I  529.05 
9  Witwenpensionen 
7  Pensionen  von   »retraites« 

6  männlichen        8549  fr. 

I   weiblichen  55 1     » 

1 7  Pensionen  von  »non  retraites«   8256.55 

I  O  männlichen     6679. — 

7  weiblichen       i  577.55 

Verschiedenes    (Leichenkosten, 

Geburtsgelder  etc.)  870.75 

Liquidation  von   7   Anteilen  2726. — 


fr. 

fr. 

6119-55 

21451.- 

696.25 

5  569-20 

Geschenke 
Verschiedenes 

55  5"-— 

1 801 39.— 

6572.- 

53521.— 

23  507.- 

564— 

53  836.- 

Total     3  19  8  14.— 

Ausgaben. 

Fr. 
3864.60 

Fr. 

38  783.— 

3445-9° 
9  100.40 

18523.- 
87  5".— 

Liquidation  von  Anteilen 


94  662. 


I  I  762.— 
23073.- 


28  264.20 

4571-95 
178709.95 
184  281.75 


Total 
Mehr  der  Einnahmen 
Aktiva  am  31./12.  94 
Aktiva  am  31./12.  95 

2)  Pensionen   des  Jahres  1896    (die  eingeklammerte    Jahreszahl  bezeichnet  -das 
Datum  der  Pensionierung;  eine  Mme  bedeutet  Pensionistin). 


Total  274314.- 

Ueberschuss  der  Einnahmen  45  500.- 

Aktiva  am  3I./I2.  85  138781.- 

Aktiva  am   31./12.   96  184  281.- 


a)  Vollpensionen: 


(1877) 
(1893) 
(1894) 

(1895)  '^^'"e 

2212   Fr. 
2050      » 
2391      » 

1 135      » 
711      > 

5    Personen 

b)  K  r  a  n  k  e  n  p  e 

(1894) 
(1S96) 

8499   Fr. 

n  s  i  0  n  e  n. 

365   Fr. 
I  100     » 

2  Personen 

1465  Fr. 

c)  Wit 

wenpensionen: 

(1880) 

100  Fr. 

(1888) 

519     > 

" 

480     . 

(1889) 

335     » 

(1891) 

237     - 

(1892) 

599      • 

» 

223     >■ 

(1895) 

nen 

603     ^ 

9  Perso 

3446  Fr. 

(Schh 


1 74  ^'"-   Rudolf  Einhauser : 

Die  Stabilisierung  des  Personals  drückt  sich  in  folgenden  Ziffern  aus: 
Es  befanden  sich  Mitglieder  in  der  Kasse  mit  3  Jahren  Dienstzeit  am  i/i.  1871; 
17  (10  männliche,    7  weibliche);    am  i./I.  1896:    141  (75  männliche,    66  weibliche): 
die  mittlere  Dienstzeit  der  Arbeiter  ist  13  Jahre. 

»Die  Gewinnbeteiligung«,  schrieb  mir  November  1896  Herr  Tuleu,  »hat  uns 
fortgesetzt  in  allen  Branchen  unserer  Industrie  die  besten  Arbeiter  zugeführt  und 
unserer  Fabrikation  die  strengsten  Qualitäten  einer  guten  Arbeit  gesichert.« 

(1879)  E.  Büttner- Thierry,  Paris.    (Böhmert-Trombert '^.  t22.  Frommer 'S,.  106.) 
Lithograph.     27  Angestellte,  sämtlich  berechtigt. 

»Auf  die  Grösse  des  Gewinns  sind  nicht  bloss  die  Leistungen  der  Arbeiter  von 
Einfluss,  sondern  auch  wesentlich  die  mehr  oder  minder  glücklichen  Verträge,  die 
die  Firma  abschliesst,  sowie  insbesondere  die  Schwankungen  im  Diskont  der  von 
ihr  aufgenommenen  Kapitalien  und  die  Wertschwankungen  der  auf  Lager  befind- 
lichen Produkte.« 

Bonusberechnung:    der  Gesamtbonus  ist  i   Proz.   des  (nach  Abzug  der  Verluste, 
Zinsen,  Kosten  der  Fehlprodukte  und  Einbussen  an  Material  verbleibenden)  Gewinns. 
Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  festen  Bezügen. 
Die  Auszahlung  erfolgt  zu  einem  Drittel  bar,    zwei  Drittel   werden    auf  Zinses- 
zins bei  der  Versicherungsgesellschaft  »Union«    hinterlegt    und  mit  20  Dienstjahren 
oder  60  Lebensjahren  oder  im  Todesfalle  fällig  *). 
Es  betrug  der  Bonus 

1880  1595  Fr.  —    c. 

188 1  1206     «    20    » 

1882  1965      »    90    » 

1883  1828     »    50    » 
Summa  6595  Fr.  60  c.  ^) 

Resultate: 
1883    bezeugte  Herr  Büttner -Thierry    vor    der  Commission  Extraparlamentaire 
»Die  Gewinnbeteiligung  hat  mir  den  Dienst   gethan,    mich   mit    einer    gewissen 

Anzahl  von  Angestellten  und  Arbeitern  zu  umgeben,    mehr  bestrebt  als  früher,    gut 

zu  produzieren.« 

Femer  sind  die  Beziehungen  zwischen  ihm  und  seinen  Leuten  angenehmer  und 

herzlicher  geworden, 

d)  T  e  i  l  p  e  n  s  i  o  n  e  n  : 
1885  I  533  Fr. 

1480     » 
»  I 408     » 

577     » 

1889  586     .. 

343     ^> 

1890  476     >. 
265     >> 

1892  478     » 

545     » 
3)  Das  durchschnittliche  Alter  von  pensionnaires  retraites  betrug  1896 :   57  Jahre, 
von  p.  non  retraites  :  55  Jahre. 

i)  Wer  in  dieser  Weise    auch    das    erste  Drittel    anlegt,    bekommt    eine  Spar- 
prämie von  5  Proz. ;  nur  4  Leute  haben  davon  Gebrauch  gemacht. 

2)  Dazu  kommt  noch  ein  beinahe  ebensohoher  Gesamtbetrag  an  Gratifikationen, 


1893 

193  Fr, 

» 

141      » 

1894 

199     » 

> 

311      » 

» 

293     . 

1895 

281     « 

» 

109     » 

17  Personen 

9964  Fr. 

Die  Gewinnbeteiligung  etc.  I  7  c 

(1871)  (M.  Garaude)  H.  Gaste,  Paris.     {Böhmert-Trombert  S.  iio). 

Kupferstecherei  und  lithographische  Druckerei.     25 — 30  Angestellte. 

Die  Löhne  betragen  40  Proz.  des  Werts  der  Produkte.  Der  Bonus  ist  ein 
Drittel  des  (nach  Abzug  von  10  Proz.  für  den  Reservefonds  verbleibenden)  Reingewinns. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  auf  der  Grundlage  der  Lohnhöhe  und  der 
Stellung  in  der  Angestellten-Hierarchie'). 

Der  Bonus  wird  nicht  ausbezahlt,  sondern  kapitalisiert  und  erst  nach  20jähriger 
Dienstzeit  fällig.  Früher  können  die  Guthaben  mit  Genehmii^ung  des  Chefs  bei 
Krankheit  oder  Arbeitsunfähigkeit  herausgezogen  werden  ;  bei  Entlassung,  Einziehung 
zum  Militär,  Todesfall  werden  sie  eo  ipso  fällig. 

Bei  freiwilligem  Verlassen  der  Fabrik  gehen  sie  demnach  verloren. 

Berechtigt  sind  alle  mindestens  i  Jahr  Beschäftigten  mit  Ausnahme  der  Lehr- 
linge. Drei  Mitgliedern  eines  Arbeiterausschusses")  sind  die  Rechnungsabschlüsse 
vorzulegen. 

An  Gewinnanteilen  fielen  den   Arbeitern  Beträge  zu    in  Prozenten  der  Löhne  ^). 

1871/72  7,3  1877/78  9-3 

1872/73  5-7  1878/79  17,3 

1873/74  6,5  1879/80  \ 

1874/75  9,3  1880/81   ] 

1875/70  7,6  1881/82  13,3 

1876/77  6,3  1882/83  12,1 

1883/84  8,1 

Davon    waren    von  den  Beträgen    bis    1876  Ende   1876    nur  14   Proz.    liquidiert. 

Resultate: 
(1883:)     Die  weniger  guten  Elemente  wurden  nach  und  nach   durch   das  natür- 
liche Drängen    der  Arbeiter    selber    ausgestossen    und  Herr  Gaste    hatte    ein  Elite- 
Personal. 

Grössere  Stabilität,  Ausbleiben  von  Streiks,  die  früher  schwierigen  Beziehungen 
sind  sehr  gut  geworden. 

Es    wurde    besser    und    schneller    gearbeitet    und    daher    die  Uebernahme    von 
schwierigen  Arbeiten    möglich ,    an    die   man  sich  vorher  hatte  nicht  wagen  dürfen. 
Weit    grössere  Sparsamkeit    mit    dem  Material.     Vor  187 1    wurden  viele  litho- 
graphische Steine  (ä  24  Fr.)  zerbrochen,  seit  187 1   keiner  mehr  ■*). 

Die  Arbeit  ist  daher  wohlfeiler  geworden,  Herr  Gaste  bekommt  die  Bonusbe- 
träge wieder  herein  und  gewinnt  noch. 

Der  Nachfolger  des  1886  verstorbenen  Herrn  Gaste,  Herr  Garaude,  hat  das 
System  denn  auch  beibehalten  und  zwar  zu  seiner  grössten  Befriedigung. 

9.  Buchbinderei. 

(1890)  W.  and  J.   Mackay  and  Co.,   Chatham  und  Rochester.  {Schloss  Report 
S.   100.) 
Buchdrucker,  Buchbinder,  Buchhändler  und  Papierhändler.    Ungefähr  50  Angestellte ; 


i)  Der    Prokurist    erhält  3,    der    Buchhalter    und    die  Werkmeister  je  2  Teile, 
die  übrigen  Teilnehmer  i   Teil. 

2)  Bestehend  aus  5  teils  vom  Chef  ernannten,  teils  von  den  Arbeitern  gewähl- 
ten Mitgliedern  (Angestellten). 

3)  Dazu  kamen  noch  in  schlechteren  Jahren  Gratifikationen  aus  dem  Reservefonds, 

4)  Viel  citiert  wird   die  Aeusserung  eines  Arbeiters:    »Zerbrecht    nur    ja    keine 
Steine  mehr,    ein  jeder  kostet  uns  8  Fr.« 
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alle  seit  i  Jahr  Beschäftigten  partizipieren.     Sämtliche  Angestellte    stehen    in    Zeit- 
löhnen*).    Kein  Angestellter  gehört  einem  Gewerkverein  an  *). 

Der  Bonus  steht  in  einem  fixen  Verhältnis  zu  den  Gewinnsten.  Die  Bemessung 
der  Individualanteile  geschieht  proportional  den  Löhnen.  Die  Auszahlung  erfolgt 
jährlich  und  bar. 

Wegen  Nachlässigkeit  und  Unaufmerksamkeit  kann  der  Bonus  Einzelnen  ganz 
oder  teilweise   entzogen  werden  *). 

1891— 1896  (inkl.)  betrug  der  Bonus  annähernd  2  Proz.  der  Löhne,  ohne  grosse 
Schwankungen  durchzumachen '). 

Resultate: 

Oktober  1896  schrieben  mir  die  Herren  Mackay  and  Co.: 

»Im  allgemeinen  hat  die  Gewinnbeteiligung  die  vorausgesetzten  Resultate  nicht 
gehabt ;  einige  Leute  arbeiten  besser  und  mit  vermehrtem  Interesse,  andere  aber 
haben  keinen  grösseren  Eifer  und  keine  grössere  Sorgfalt  merken  lassen. 

»Dabei  wären  die  Angestellten  durch  sorgfältigere  Vermeidung  von  Material- 
verschwendung und  allgemein  durchgeführte  strikte  Sparsamkeit  zu  einer  günstigen 
Beeinflussung  der  Gewinne  sehr  wohl  im  Stande.« 

(1892)  J.  W.  Petty  and  Sons ,  Leeds  ,  London,  Belfast,  New- York,  Chicago 
und  Montreal.    {Sckloss  Report  S.  114.) 

Drucker,  Buchbinder,  Papierhändler.  Die  Zahl  der  Beschäftigten  variiert  zwi- 
schen 275  und  325. 

Sämtliche  Angestellte  stehen  im  Zeitlohn*). 

Partizipationsberechtigt  ist ,  wer  am  Beginn  des  Finanzjahres  Mitglied  der  mit 
dem  Unternehmen  verbundenen  Krankenkassa  ist.  (Bezüglich  der  Lehrlinge  s.  u. 
Anm.  2). 

Als  Bonus  wird  die  Hälfte  des  überschiessenden  Gewinns  über  eine  »Reservat- 
grenze« hinaus  verteilt. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich   proportional  den  Löhnen  und  Salären. 

Die  Auszahlung  erfolgt  jährlich   und  bar '-')  ''). 

Wegen  Nachlässigkeit  und  unbefriedigender  Arbeit  oder  Haltung  kann  der 
Bonus  eines  Einzelnen  suspendiert  werden. 

Unter  der  Gewinnbeteiligung  auftauchende  Fragen  werden  vor  das  beratende 
Forum  des  Krankenkassenkomites  gebracht. 

1892  und  1893  betrug  der  Bonus  durchschnittlich   nahezu  5  Proz, 
Resultate : 

In  Schloss'  Report  lesen  wir: 

«Das  .System  trägt  dazu  bei,  die  Beziehungen    zwischen  Arbeitgebern   und  Ar- 

i)  Brief. 

2)  Lehrlinge  erhalten,  bis  sie  ihr  2.  Lehrjahr  durchgemacht  haben,  nichts;  von 
da  an  erhalten  sie  einen  Bonus  und  zwar  berechnet  nach  der  doppelten  Höhe  ihres 
Lohnes ;  ausbezahlt  wird  ihnen  aber  während  ihrer  Lehrzeit  nur  die  Hälfte,  die  an- 
dere Hälfte  wird  ihnen  gutgeschrieben  und  erst  mit  erreichter  Grossjährigkeit 
oder  nach  beendigter  Lehrzeit  ausbezahlt ;  Voraussetzung  ist,  dass  der  betrefifende 
Adspirant    sich    die  Zufriedenheit    seines  Werkführers  und  der  Firma  erworben  hat. 

3)  Den  tantiemenempfangenden  Vertretern  der  Firma  werden  wie  von  ihren 
Tantiemen  so  auch  von  ihrem  Bonus  25  Proz.  der  von  ihnen  kontrahierten  schlech- 
ten Forderungen  abgeschrieben. 


Die  Gewinnbeteiligung  etc.  \nn 

heitern  zu  bessern,  überzeugt  den  Arbeiter,  dass  seine  wahren  Interessen  ihn  enger 
mit  seinen  Unternehmern  als  mit  aussenstehenden  Agitatoren  verbinden.« 

»Wir  sichern  uns  die  beste  Qualität  der  Arbeitskräfte,  von  denen  wir  einige 
schon  viele  Jahre  beschäftigen«,  wonach  allerdings  diese  beste  Qualität  der  Ar- 
beiterschaft nicht  ganz  ein  Erfolg  der  Gewinnbeteiligung  (eingeführt  1890)  zu 
sein  scheint. 

»Die  alten  und  neuen  Arbeiter  zeigen  vermehrtes  Bestreben,  verdorbene  Arbeit 
und  Verschwendung  von  Zeit  und  Material  zu  vermeiden.« 

Oktober  1896  schrieben  mir  die  Unternehmer,  dass  sie  das  Gewinnbeteiligungs- 
System,  obwohl  es  in  jeder  Beziehung  sehr  befriedigt  habe ,  gegen  ein  System  von 
industrial  partnership  aufgegeben  haben,  das  noch  viel  besser  sei  als  Gewinn- 
beteiligung '). 

(1888)  Thomas  Bushill  and  Sons,  Coventry  {Schloss  Report  S.   75). 

Druckerei '•*},  Lithographie,  Buchbinderei,  Schachtelfabrikation  etc.  190  Ange- 
stellte, darunter  sind  nur  etwa  70  über  21  Jahre  alt^);  sämtliche  sind  prinzipiell 
zulassungsberechtigt. 

Von  den  185  Angestellten  des  Jahres  1892  waren  79  im  Zeitlohn  und  59  im 
Stücklohn  beschäftigt;  47  erhielten  »progressive«  Löhne*)  '°). 

Die  Arbeitszeit  betrug  1892  50  Stunden,  während  das  Gewerkvereinsmaximum 
55  Stunden  beträgt*). 

Die  Beschäftigung  ist  eine  ziemlich  regelmässige;  am  i.  Dezember  1892  betrug 
die  Zahl  derjenigen  Angestellten,  die  während  der  vorangegangenen  I2  Monate  Ar- 
beitszeit verloren  hatten:  46  und  dabei  kamen  auf  jeden  durchschnittlich  3  Tage 
pro  Jahr.  In  den  vorhergehenden  Jahren  waren  die  Ziffern  noch  bedeutend  gün- 
stiger *). 

Die  Preise  der  produzierten  Artikel  fallen  infolge  von  Verringerung  der  Pro- 
duktionskosten und  von  verstärkter  Konkurrenz  stetig,  sind  aber  keinen  grossen 
Schwankungen  unterworfen  "). 

Die  Bonusberechnung  ist  folgende : 


i)  Indes  ist  die  Gewinnbeteiligung  nur  thatsächlich,  nicht  rechtlich  aufgegeben. 
Das  System  der  industrial  partnership  ist  nämlich  folgendes  :  Während  an  Aussen- 
stehende  ein  Gesellschaftsanteil  von  10  Pfund  nicht  unter  15  Pfund  verkauft  werden 
darf,  verabfolgt  die  Gesellschaft  an  jeden  Angestellten,  der  9  Pfund  4  sh.  2  d.  Er- 
sparnisse ausweislich  in  einer  Bank  liegen  hat,  um  diese  Summe  eine  Zehnpfund- 
aktie, (Sobald  indes  ein  Angestellter  Aktien  im  Wert  von  100  Pfund  besitzt,  hört 
diese  Vergünstigung  auf.)  Diese  Differenz  zwischen  Ankaufspreis  und  Marktwert 
bezahlt  die  Gesellschaft  aus  dem  zur  Verfügung  stehenden  Gesamtbonus.  Bliebe 
hernach  noch  etwas  über,  so  würde  es  pro  rata  der  Löhne  in  alter  Weise  verteilt. 
Das  ganze  System  ist  durchaus  freiwillig  und  kann  jedes  Jahr  abgeändert  oder  ab- 
geschafft werden. 

2)  Royal  Commission  on  Labour,  Digest  of  the  Evidence,  5895  (Bushill). 

3)  ibidem  6040  und  6041. 

4)  ib.  5897- 

5)  d.  i.  eine  Verbindung  von  einem  Minimallohn  mit  Prämien ,  die  sich  im 
übrigen  verschieden  gestalten  kann  (vgl.  Schloss,  Methods  of  industrial  remuneration, 
London  1894,   Chapter   VI   (S.   48    ff.) ;    ein  Beispiel  siehe   bei    Dognin  oben    S.    149. 

6)  ib.  6122—6124. 
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Vom  Reingewinn  (d.  h.  nacli  Abzug  von  5  Proz.  Kapitalzinsen)  wird  eine  fixe 
Summe:  der  »Reservatgewinn«  vorweg  genommen;  die  Hälfte  des  Ueberschusses 
geht  als  Bonus  an  die  Angestellten.  (Dabei  begreift  der  Reservatgewinn  die  Ge- 
hälter der  Partner  und  einen  Risikoentgclt  in  sich.) 

Die  Bonusberechnung  wird  von  einem  vereideten  Revisor  zertifiziert. 

Die  Höhe  des  Reservatgewinns  kann  von  der  Firma  eigenmächtig  geändert 
werden;  eine  solche  Aenderung  muss  indes  drei  Monate  vor  Ablauf  des  Finanz- 
jahres den  Angestellten  angekündigt  werden '). 

Die  Firma  kann  jedes  Jahr  eine  Summe  gleich  weniger  als  ein  Wochenlohn 
der  Partizipanten  vom  Bonus  abziehen  und  dem  Bonus  für's  nächste  Jahr  gut- 
schreiben^). Sie  kann  ebenso  den  Ueberschuss  des  Bonus  über  6  Wochenlöhne 
einem  Angestellten-Reservefonds  zuwenden,  aus  dem  nach  dem  Ermessen  der  Firma 
in  den  folgenden  Jahren  Bonusverteilungen  erfolgen  können^). 

Beteiligt  sind  alle  diejenigen,  die  i)  darum  nachsuchen*)  und  2)  Mitglieder  einer 
Krankenkasse  sind. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen,  Dabei  werden 
zu  Grunde  gelegt  die  Wochenlöhne  vom  Anfang  des  Finanzjahres  (exkl.  Prämien, 
Ueberzeit  und  andere  variable  Posten).  Der  Wochenlohn  eines  Stückarbeiters  be- 
rechnet sich  indes  als  Durchschnitt  des  letzten  Monats  des  Finanzjahres. 

Die  Auszahlung  der  Individualanteile  geschieht  nur  zu  einem  Drittel  bar  (d.  h. 
dieses  Drittel  empfängt  der  Berechtigte  als  Sparkassenschein  der  Coventry  -  Spar- 
bank). Die  anderen  zwei  Drittel  fliessen  —  als  gesonderte  Anteile  —  in  eine  Al- 
terskasse. Die  Firma  verzinst  diese  Beträge  mit  4  Proz.;  die  Kapitalien  und  ange- 
laufenen Zinsen  werden  nach  65  Lebens-  oder  25  Dienstjahren  ausbezahlt^).  Diese 
Beträge  gehen  nicht  verloren ,  werden  aber  von  rechtswegen  auch  nicht  früher 
fällig,  wenn  der  Berechtigte  aus  der  Beschäftigung  der  Firma  scheidet^);  im  Todes- 
falle wird  der  Anteil  bar  an  die  Erben  ausbezahlt ;  ein  Mädchen ,  das  sich  ver- 
heiratet, kann  nur,  wenn  es  zugleich  aus  der  Firma  ausscheidet,  die  bare  Auszah- 
lung verlangen  ^). 

Im  Falle  ein  Partizipant  die  Arbeit  während  des  Jahres  verlässt,  wird  ein  der 
bis  dorthin  geleisteten  Dienstzeit  entsprechender  Teil  des  Bonus  ausbezahlt,  bezw. 
zugewendet,  und  zwar  auch  im  Falle  eines   Streiks*). 


i)  in  der  Form,  dass  ihnen  gesagt  wird,  wieviel  der  lefczte  Bonus  bei  der  neuen 
Berechnungsweise  betragen  hätte,   —  Rules  (2). 

2)  Rules  (6), 

3)  Nach  5  Jahren,  während  welcher  Zeit  die  Summen  mit  4  "/•>  verzinst  werden, 
fliessen  die  etwa  noch  vorhandenen  Gelder  in  die  Angestellten-Hilfskassa  und  zwar 
als  gesonderte  Anteile  derjenigen  Angestellten,  die  in  dem  Jahr  der  betreffenden 
Bonusverteilung  —  von  der  der  Abzug  stammt  —  partizipierten,  und  in  entsprechen- 
der Höhe  (Rules  7  c,  d,  e). 

4)  Evidence   5908. 

5)  Mit  Erlaubnis  der  Firma  schon  früher. 

6)  Nur  in  einem  einzigen  Fall  hat  die  Firma  den  betr.  Anteil  früher  ausbe- 
zahlt.    (Evidence  6051.) 

7)  Die  in  dieser  Alterskasse  liegenden  Beträge  sind  auf  den  Fabrikgebäulichkeiten 
der  Firma  an  erster  Stelle  hypothekarisch  versichert,    (ib.  6093  und  6094.) 

8)  ib.  5956. 
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Praktisch  nimmt  an  der  Gewinnbeteiligung  das  ganze  Personal  teil,  vom  Lauf- 
burschen bis  zum  ersten  Geschäftsleiter*). 

Was  die  Höhe  des  Bonus  betrifft ,  so  ist  nichts  weiter  bekannt ,  als  dass  die 
188S — 92  gezahlten  Beträge  mehr  als  5 — 6  Proz.  der  Löhne  ausmachten'''). 

Ausdrücklich  wird  bemerkt,  dass  man  bei  der  Festsetzung  der  Löhne  bemüht 
ist,  jeden  Einfluss  des  Bonussystems  fernzuhalten^). 

Die  Mitgliedschaft  zu  Gewerkvereinen  ist  völlig  freigestellt ;  ein  Teil  der  Ange- 
stellten gehört  auch  Gewerkvereinen  an*). 

Resultate: 

»Als  das  Schema  zuerst  eingeführt  wurde,  bewirkte  das  einen  plötzlichen  Fort- 
schritt (»there  was  a  spurt«)  und  nahezu  jeder  befliss  sich  eines  grösseren  Eifers. 
Dann,  nach  einem  oder  zwei  Jahren  Hess  dies  nach,  nur  mehr  die  Vorarbeiter  und 
einige  andere  von  den  intelligenteren  Arbeitern  behielten  ihren  vermehrten  Eifer 
bei.  Aber  zuletzt,  für  das  letzte  Jahr  etwa,  war  eine  stetige  allgemeine  Besserung 
zu  konstatieren. 

»Ein  Effekt  ist  die  verringerte  Notwendigkeit  der  Ueberwachung ;  das  Schema 
führt  zu  einem  System  gegenseitiger  Werkführerschaft.  Das  ist  natürlich  ein  grosser 
Vorteil;  es  gibt  weniger  Friktionen  zwischen  den  Einzelnen  und  zwischen  den 
Abteilungen. 

»Dann  hat  man  mehr  Vertrauen  auf  die  Leute,  die  an  das  Interesse  der  Firma 
gebunden  sind ,  und  nicht  gern  auf  eigene  Faust  fort  oder  zu  Konkurrenzent- 
nehmern  gehen,  und  man  hat  daher  die  Möglichkeit,  ihnen  mehr  Geschäfte  wie 
Einkaufen  u.  a.  zu  übertragen,  was  dem  Unternehmer  Zeit  und  Mühe  erspart. 

»Die  Leute  werden  auch  erfinderisch,   Schwierigkeiten  zu  begegnen "). 

»Es  sind  verschiedene  Ersparnisse  vorgekommen  an  Zeit  und  Material. 

»Man  hat  uns  billigere  Produktionsmethoden  geraten. 

»Die  Existenz  eines  solchen  Systems  hat  die  Tendenz  uns  die  besten  Arbeiter 
zuzuführen  und  zu  fesseln'').« 

Diesen  ökonomischen  Vorteilen  steht  eine  direkt  durch  das  System  verursachte 
Mehrausgabe  gegenüber  :  die  vermehrte  Schreib-  und  Rechenarbeit.  Herr  Bushill 
veranschlagt  diese  bei  200  Arbeitern  auf  jährlich  etwa  i  Woche  Mehrarbeit  des 
Kassiers,  für  das  erste  Jahr  auf  das  Doppelte  oder  Dreifache '). 

Finanziell  hat  für  die  Herren  Bushill  das  System  eine  kleine  Schmälerung  des 
Einkommens  der  Firma  bedeutet,  wie  Herr  J.  W.  Bushill  vor  der  Labour  Com- 
mission  bezeugt*).  Desgleichen  berichtet  die  Firma  in  Schloss'  Report,  dass  durch 
den  Mehreifer,  der  infolge  des  Systems  eintrat,  die  ausbezahlten  Gewinnanteile  zum 
Teil,  jedoch  nicht  ganz,  wieder  hereinkamen. 


i)  ib.  5908. 

2)  Evidence:    Group  C  27694  (Livesey)    und;    Sitting    as  a  Whole  5925    und 
5926  (Bushill). 

3)  ib.  5955- 

4)  Sitting  as  a  Whole  5937  (Bushill) ;  wieviele  und  wer  Gewerkvereinsmitglieder 
sind,  darum  kümmert  sich  Herr  Bushill  nicht,   (ib.) 

5)  ib.   5959- 

6)  Herr  Bushill  erwähnt  noch  den   Vorteil,    dass    man  beim  System  notwendig 
einen  gelernten  Buchführer  brauche,  was   dem  ganzen  Geschäft  zu  gute  komme. 

7)  ib.   5965  und   5966.  8)  ib.    5965   und   5969. 
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Als  moralibchc  Erfolge  bezeichnet  Herr  Bushill  einen  verbesserten  Ton  unter 
den  Angestellten*),  grösseres  Selbstbewusstsein,  das  darin  zu  Tage  trat,  dass  man 
aufhörte,  Unterstützungen  in  Anspruch  zu  nehmen  ^),  das  Aufkommen  kamerad- 
schaftlichen Interesses  der  Angestellten  für  einander  ^j. 

Das  System  selbst  scheint  bei  den  Angestellten  ungeteilten  Beifall  —  mit  einer 
Ausnahme  —  gefunden  zu  haben.  So  sind  sie  insbesondere  auch  mit  der  nur 
teilweisen  Barauszahlung  des  Bonus  —  die  anfänglich  auf  lebhaften  Widerspruch 
gestossen  war  —  vollkommen  einverstanden. 

Zwischen  beiden  Parteien  herrscht  gutes  Einvernehmen. 

Von  einem  Streik  ist  nicht  im  Entferntesten  die  Rede*). 

Bezüglich  der  ökonomischen  Wirksamkeit  des  Systems  sind  folgende  Stellen 
aus  Herrn  Bushills  Tagebuch  von  Interesse  ^) : 

(Sept.   1888  trat  das  System  in  Kraft.) 

Dezember  1888.     Lehrling  verschwendet  Zeit. 

Januar  1889.     In  einer  Abteilung  schlechte  Arbeit  der  weiblichen  Angestellten. 

20.  Oktober  1889.     An  zwei  Maschinen  schlechte  Arbeit. 

Januar  1889.     Jugendliche  Angestellte  unzufrieden  und  gehen  fort. 

November  1889.     Jugendliche  Angestellte  beschweren  sich. 

Oktober  1890.     Zwei  Aufseher  Dummköpfe. 

November  1892.  Zwischen  den  Werkmeistern  verschiedener  Abteilungen  gibt 
es  Friktionen. 

Andererseits  enthält  das  Tagebuch  auch  Aufzeichnungen  wie  folgende : 

November  1888.  In  zwei  Räumen  wurde  das  Gas  während  der  Theezeit 
herunter  geschraubt. 

Novemb.  1888.  Taglohnarbeiter  raten  eine  Verbesserung  im  Bau  der  Maschine  an. 

Juli  1889.     Taglohnarbeiter  konstruieren  eine  arbeitsparende   Maschine. 

September  1889.  Allgemeine  Ersparnis  an  der  Jahresgasrechnung  ,  trotz  ver- 
grösserten  Umsatzes. 

Januar  1891.  Ein  Vorarbeiter  zu  einem  Mädchen,  das  irgend  eine  Arbeit  ruiniert 
hatte:   »das  kürzt  Ihren  Bonus  um  so  und  so  viel«. 

November  1892.  Ein  Vorarbeiter  äussert  während  der  Arbeit :  Wir  wollen  das, 
wenn's  irgendwie  geht,  ohne  Ueberzeit  machen. 

November  1892.  Das  Kontorpersonal  thut  die  Briefe  zweier  Abteilungnn  zu- 
sammen, um  Marken  zu  sparen.«   etc. 

10.  Bäckerei  und  Konditorei. 

(1890)  Mc  Vitie  and  Price,  Edinburg.     {Sc/i/oss  Report  S.  90.) 
Biskuitfabrik.     210 — 270    Angestellte;    beteiligt    alle    mindestens    i    Monat    lang 
Beschäftigten. 

Ungefähr  ^/i  der  Arbeiterschaft  war  im  Zeitlohn,    '/*  '"i  Stücklohn  angestellt''). 
Der  Bonus  ist  ein  fixer  Prozentsatz  des  Gewinns.     Ein  Teil')    davon  geht,    und 


i)  ib.  5964.  2)  ib.  3)  ib.   5958.  4)  ib.   5956. 

5)  ib.  5971  und  5972.     Es  handelt  sich  bei  dieser  Zeugenaussage  Herrn  Bushills 
nur  um  einzelne  herausgegriffene  Aufzeichnungen  seines  Tagebuchs. 

6)  Brief. 

7)  und  zwar,    da  Schloss  den   Fall    unter    den    Gewinnbeteiligungsfällen    anführt 
offenbar  ein   fixer  Teil. 


Die  Gewinnbeteiligung  etc.  j3l 

zwar  wie  es  scheint  als  Gratifikation,    an    die  Beamten    und    oberen   Angestellten  ab. 
Der  Rest  wird  unter  die  gewöhnlichen  Arbeiter  verteilt. 

Die  Individualanteile    berechnen    sich  proportional    den  Löhnen    und  Gehältern. 

Die  Auszahlung  erfolgt  bar  und  jährlich. 

Der  Bonus  betrugt)  1891,  1892  und  1893  im  Durchschnitt  4^/2  Proz.  der  Löhne 
und  hat  dabei  Schwankungen  in  der  Ausdehnung  von  ^/i  Proz.   durchgemacht. 

1894  zerstörte  das  Feuer  die  Warenschuppen  und  seit  jenem  unglücklichen   Vor- 
kommnis haben  die  Unternehmer    die   Gewinnbeteiligung    aufgegeben')    bezw.   wurde 
das  System  offenbar  mangels  an  entsprechenden  Gewinnen  gegenstandslos'"). 
R  e  s  u  1  täte: 

1894,  noch  vor  jenem  verhängnisvollen  Brand,  antworteten  die  Unternehmer  auf 
die  Frage,   ob  sich   das  System  zufriedenstellend  bewährt  habe : 

»Dies  ist  ein  strittiger  Punkt;  wir  sind  mit  den  Ergebnissen,  so  wie  sie  bisher 
ausgefallen  sind,  nicht  zufrieden;  aber  wir  haben  nicht  die  Absicht,  die  Bonuszah- 
lungen aufzugeben.  Wir  beschäftigen  eine  grosse  Menge  junger  Leute  und  glauben, 
dass  die  Zwischenzeit  zwischen  den  Auszahlungen  (ein  Jahr)  zu  gross  ist.  Wir  haben 
halbjährliche  oder  vierteljährliche  Auszahlungen  vor  und  wollen  sehen,  was  das  Er- 
gebnis ist. 

>Die  Wirkung  auf  eine  Anzahl  unsrer  Leute  ist  ausgezeichnet  gewesen,  aber  für 
die  Mehrheit  gilt,  dass  man  bis  in  den  letzten  Monat  vor  Auszahlung  des  Bonus 
keine  Resultate  bemerken  kann  und  einen  Monat  nachher  sind  sie  auf  das  gewöhn- 
liche Niveau  von  Fabrikhänden  gesunken,  nicht  schlechter  und  nicht  besser  als  diese.« 

(1890)  Robert  Mc  Vitie,  Edinburgh  {Schloss  Report  S.  100.) 

Bäckerei  und   Konditorei.     48  bis  65  Angestellte. 

Sämtliche  Angestellte  beziehen  Zeitlöhne'). 

Der  Bonus  wird  auf  folgende  Weise  berechnet : 

Ein  bestimmter  Prozentsatz  des  Reingewinns  wird  vom  Unternehmer  vorwegge- 
nommen. Vom  Ueberschuss  wird  auf  die  Summe  der  während  des  vorausge- 
gangenen Halbjahres  gezahlten  ordentlichen  Löhne  ein  solcher  Betrag  ausgeworfen, 
wie  er  auf  eine  gleich  hohe  Kapitalsumme  als  Dividende  entfällt. 

Vorarbeiter  erhalten  höhere  Bonusanteile. 

Die  Auszahlung  erfolgte  bis  Juli    1896    halbjährlich  und  bar^). 

1890 — 1896  betrug  der  Bonus  bei  den  halbjährlichen  Auszahlungen  6  Proz.  bis 
7V2  Proz.  der  Löhne'). 

Resultate: 

In  Schloss'  Report  lesen  wir  : 

»Der  Unternehmer  betrachtet  die  Wirksamkeit  des  Systems  als  eine  sehr  befrie- 
digende. Eine  Spezifizierung  der  Erfolge  fällt  ihm  schwer  angesichts  der  Thatsache, 
dass  er  zugleich  die  Wirksamkeit  der  Thätigkeit  eines  Vorbäckers  von  ausgezeichneten 
Qualitäten  in  Rechnung  zu  ziehen  hat.  »Das  System  hat  jedenfalls  dazu  beige- 
tragen,   das  Einvernehmen    zu    fördern    und    das  Interesse    der  Angestellten  in  einer 

i)  Brief. 

2)  Labour  Gazette  July  1895  Seite  207. 

3)  Vom  I.  Juli  1896  ab  wird  der  Bonus  nicht  bar  ausbezahlt,  sondern  angesam- 
melt und  erst  bei  Verlassen  des  Geschäfts  ausbezahlt ;  verwirkt  wird  der  angesammelte 
Bonus  nur  durch  Diebstahl  und  Veruntreuung  und  im  Falle  doloser  Vermögensschä- 
digung (Brief). 
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ganz  besonderen  Weise  anzufachen.  Es  ist  schwer  zu  sagen,  wer  von  meinen  Leuten 
mehr  Interesse  zeigt  als  die  anderen.«« 

Oktober  1866  schrieb  mir  Herr  Mc.  Vitie  auf  die  Frage,  ob  die  Gewinnbeteili- 
gung quantitativ  oder  qualitativ  die  Arbeit  verbessert  hat : 

»Das  ist  ziemlich  schwierig  zu  beantworten.  Ich  bin  der  Ansicht,  dass  das 
System  geholfen  hat ,  das  gute  Einvernehmen  zwischen  meinen  Angestellten  und  mir 
zu  fördern  —  während  der  ersteren  Jahre  waren  die  Resultate  sichtbarer  als  sie 
es  in  der  letzten  Zeit  gewesen  sind  —  und  ich  glaube,  dass  diese  Resultate  indirekt 
zu  mehr  und  besserer  Arbeit  geführt  haben;  da  man  indes  in  solchen  Dingen  bis 
zu  einem  gewissen  Grad  mit  »Glauben«  operieren  muss,  habe  ich  in  Bezug  auf  die  Ar- 
beitsleistung  das  Anstellen  von  Vergleichen  unterlassen Das  System  hat  zu 

grösserer  Stabilität  und  zu  grösserer  Anteilnahme  an  dem  Gedeihen  des  Geschäftes 
geführt. « 

(1894)  Clark's  Bread  Company,  Limited,  West-Brighton.  (ScAIoss  Report  S.  125.) 

Bäckerei  und  Konditorei.  49  Angestellte:  alle  am  Ende  des  Jahres  Beschäftigten 
partizipieren. 

Alle  Arbeit  wird  im  Zeitlohn  verrichtet. 

Nur  wenige  Angestellte  gehören  Gewerkvereinen  an. 

Der  Bonus  ist  ein  fixer  Prozentsatz  des  Reingewinns.  Die  Individualanteile  be- 
rechnen sich  proportional  den  Löhnen. 

Die  Zuwendung  des  Bonus  erfolgt  jährlich  und  in  bar.  1895  betrug  der  Bonus 
5   Proz.  der  Löhne. 

Daneben  besteht  für  die  Angestellten  die  Möglichkeit,   Aktien  zu  erwerben ;   und 

es  hat  sogar  der  Unternehmer,    Herr  Clark,    um    dieses  Aktienervverbs    seitens    seiner 

Angestellten  willen,   1894  sein  Geschäft  in  eine  Limited  Company  verwandelt  und  er 

hat  alle  übrigen  Aktien,  die  nicht  in  den  Händen  seiner  Angestellten  sind,  selbst  inne. 

Resultate: 

Herr  Clark  hat  die  Aktienbeteiligung  und  die  Gewinnbeteiligung  seiner  Ange- 
stellten »in  der  Ueberzeugung  eingeführt,  dass  wo  immer  eine  Form  industrieller 
Kooperation  durchführbar  ist,  sie  zum  Nutzen  der  Angestellten  sowohl  wie  der  Unter- 
nehmer ausschlagen  wird». 

Oktober  1896  schrieb  mir  Herr  Clark : 

»Wir  können  nicht  sagen,  dass  wir  viel,  wenn  überhaupt  irgendwelche  Besserung 
in  der  geleisteten  Arbeit  oder  in  der  Quantität  derselben  fänden. 

»Im  Ganzen  finden  wir  die  Leute  sehr  gern  dabei,  am  Ende  des  Jahres  ihren 
Bonus  in  Empfang  zu  nehmen,  aber  nicht  viele  davon  kümmern  sich  das  Jahr  über 
darum.  Natürlich  einige  wenige  sind  zweifelsohne  achtsamer  und  verschwenden  vielleicht 
nicht   so   viel  Material  infolge   des  Bonus,   aber  das  sind   leider  nur   die  Ausnahmen.« 

(1894)  William  Cussons,  Lim.,  Hüll,  Leeds,  Bradford.  {Schloss  Report  S.  124.) 

Lebensmittel-  und  Colonialwarenhandlung,  Bäckerei,  Konditorei,  Konserven- 
fabrik, Metzgerei. 

Die  Partizipation  ist  in  Kraft  in  Hüll.  137  Angestellte,  sämtlich  im  Zeitlohn, 
sämtliche  sind  partizipationsberechtigt. 

In  Hüll  existiert  seit  Januar  1894  Gewinnbeteiligung  der  Angestellten,  seit 
Juni  1895  Gewinnbeteiligung  der  Kunden  und  seit  Januar  1896  die  Möglichkeit  einer 
Kapitalbeteihgung  der  Angestellten'). 


i)  Participation  in  Trade  Profits,  W.  Cussons,  Lim.,  Hüll  1896.  S.  13  ff. 
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Die  Gewinnbeteiligung  der  Kunden  und  diejenige  der  Angestellten  steht  in 
organischer  Beziehung : 

Vom  Gewinn  werden  abgezogen  5prozentige  Kapitalzinsen,  2V2  proz.  Entwertung 
von  Gebäuden  und  5  Proz.  Entwertung  von  Maschinen  und  Anlagen;  (Löhne  und 
Ausgaben  für  Gas  ,  Abgaben  und  Steuern  sind  dabei  in  den  Produktionskosten  inbe- 
griffen). Ferner  kommt  in  Abrechnung  ein  Unternehmerlohn,  d.  h.  eine  Entschädi- 
gung der  leitenden  Gesellschafter  für  die  Verwaltungsthätigkeit  in  der  Höhe  von  6  d 
auf  das  Pfund   Umsatz. 

Der  nunmehr  verbleibende  Rest  wird  zwischen  Kunden  und  Angestellten  geteilt, 
und  zwar  im  Verhältnis  der  Beträge  der  Verkäufe  und  der  Löhne. 

Die  Berechnung  des  Bonus  wird  von  zwei  Revisorenfirmen  verifiziert. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen. 

Der  Bonus  wird  alle  Vierteljahre  berechnet ;  der  Bemessung  der  Individualanteile 
wird  der  Wochenlohn  (exkl.  Ueberzeitgelder)  am  Anfang  des  betr.  Vierteljahres  zu 
Grunde  gelegt  *)  ^). 

Ausbezahlt  wird  der  Bonus  in  bar  und  zwar  jährlich  einmal. 

Obwohl  der  Bonus  vom  Gewinn  des  Geschäfts  als  solchen  berechnet  wird,  wird 
für  die  Abschlüsse  der  einzelnen  Departements  und  Läden  Buch  geführt  und  die 
Gesellschaft  hat  sich  das  Recht  vorbehalten,  die  Angestellten  eines  Departements 
oder  Ladens  mit  unbefriedigender  Bilanz  vom  Bonus  auszuschliessen. 

Durch  Verlassen  der  Arbeit  nach  regelrechter  Kündigung  geht  der  Bonus  nicht 
verloren  ^). 

Verlässt  ein  Angestellter  ohne  Kündigung  die  Arbeit  oder  wird  er  wegen 
schwerer  Verfehlungen  ohne  Kündigung  entlassen,  so  kann  sein  Bonus  von  der  Firma 
einbehalten  werden,  vorausgesetzt,  dass  er  wegen  einer  der  Gesellschaft  verursachten 
Vermögensschädigung  entlassen  wurde  oder  der  Gesellschaft  verschuldet  ist.  In  allen 
anderen  Fällen,  in  denen  ein  Bonus  verwirkt  wird  (Austritt  oder  Entlassung  ohne 
Kündigung,  unbefriedigender  Abschluss  eines  Departements),  fliesst  der  verwirkte  Be- 
trag in  die  Arbeiterunterstützungskasse. 

Der  Bonus  hat  betragen  in  Prozenten  der  Löhne*): 

1894  ungefähr  6^/4,  1895  ungefähr  8^). 

Seit  Januar  1896  können,  wie  oben  erwähnt,  die  Angestellten  auch  Anteilscheine 
am  Gesellschaflskapital  erwerben.  Und  zwar  bekommen  sie  Zehnpfundaktien  al  pari 
mit  der  Erleichterung,  dass,  solange  die  Ersparnisse  nicht  10  Pfund  erreichen,  sie  im 
Geschäft  zu  5  Proz.  verzinslich  angelegt  werden  können.  Die  meisten  Angestellten 
sind  Besitzer  von  solchen  Anteilscheinen. 

Viele  Angestellte  sind  Mitglieder  von   Gewerkvereinen®);  aber  als  Aktienbesitzer 


i)  Wer  also  nicht  schon  am  Anfang  des  betr.  Vierteljahres  in  Arbeit  stand,  ist 
nicht  bezugsberechtigt ;  dies  ist  die  einzige  Bedingung  der  Partizipation  (Participation  etc. 
S.  II). 

2)  Dabei  wird  für  die  im  Haus  wohnenden  Angestellten  der  um  10  sh.  erhöhte 
Wochenlohn,  für  die  überhaupt  nicht  in  Geld  entlohnten  Lehrlinge  ein  Wochenlohn 
von   10  sh.   zu  Grunde  gelegt  (ibidem). 

3)  Hiefür  und  für  das  Folgende:   »Participation  etc.  S.  11  ff.« 

4)  Brief. 

5)  1896  wahrscheinlich  lo  Proz.,  mindestens  g^/i  Proz. 

6)  Brief,  ebenso   für  das  Folgende. 
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machen  sie  die  Aktionen  der  Gewerkvereinler  nicht  mit.  Ausdrücklich  wird  bemerkt, 
dass  der  Bonus  ein  vollkommenes  Plus  zu  den  Löhnen  darstelle  und  dass  volle  Ge- 
werkvereinslöhne  bezahlt  werden. 

Resultate: 

September  1896  schrieb  mir  Herr  W.  H.  Dyer,  Präsident  der  Gesellschaft :  »Wir 
sind  vollkommen  zufrieden,  dass  das  System  ein  gutes  ist,  und  obwohl  wir  nie  irgend 
welche  Dispute  mit  Angestellten  hatten,  scheint  es  mir,  als  wenn  jetzt  etwas  derar- 
tiges noch  unwahrscheinlicher  als  je  wäre.« 

»Die  Angestellten  können  die  Gewinne  beeinflussen  durch  Sorgfalt  und  Fleiss 
bei  der  Arbeit  und  wir  haben  manche  Beispiele  für  ein  solches  Bemühen,  Dies 
führen  wir  aber  nicht  allein  auf  die  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  zurück,  denn 
wir  hatten  solche  Fälle  schon    vorher    unter    dem   alten  Lohnsystem    zu  verzeichnen. 

»Die  Gewinnbeteiligung  ändert  am  Charakter  des  Einzelnen  nichts,  sie  mag 
vielleicht  durch  Stimulierung  seines  pekuniären  Interesses  ihn  dazu  bringen,  sein  Bestes 
zu  leisten  und  ihn  vor  Unachtsamkeit  bewahren.  In  vielen  Fällen  wird  nichts  die 
besseren  Eigenschaften  zum  Erwachen  bringen  können. 

»Diejenigen,  die  schlechte  Arbeiter  waren,  sind  es  noch.  Die  guten  sind  noch 
besser  geworden. 

»Wir  betrachten  das  Prinzip  als  ein  Prinzip  des  Rechts.« 

11.  Verschiedenes. 

(1865)  Henry  Briggs,  Son  and  Comp.,  Withwood  and  Methley 
Collieries.    Normanton,  West-Yorkshire '). 

In  diesen  Kohlengruben  waren  1868  785  Grubenarbeiter,  214  Jungen  und  204 
Arbeiter  über  der  Erde  beschäftigt.  »Die  wöchentliche  Produktion  bezifferte  sich  da- 
mals auf  7 — 8000  Tonnen.  Die  Handarbeit  spielt  die  wichtigste  Rolle  in  dem  Be- 
trieb, die  Arbeitslöhne  machen  70  Proz.  der  Produktionskosten  aus,  weitere  15  Proz. 
kommen  auf  die  Materialien,  wie  Holz,  Eisen,  Oel  und  dergl.,  bei  deren  Verbrauch 
die  Arbeiter  bedeutend  sparen  können.« 

1858  fand  in  Westyorkshire  eine  grosse  Aussperrung  der  Grubenarbeiter  statt, 
die  mit  der  Niederlage  der  Grubenbesitzer  endigte'').  Auch  die  Firma  Briggs  war 
daran  beteiligt  und  hatte  durch  besonders  rücksichtsloses  Vorgehen  die  Erbitterung 
ihrer  Arbeiter  in  hohem  Grade  erregt.  1863  kam  es  in  den  Kohlengruben  der  Herrn 
Briggs  zu  einer  erneuten  Aussperrung,    die  trotz  der  rücksichtslosesten  Härte  der  Ar- 


i)  Der  klassische  Bericht  über  diesen  Fall  findet  sich  bei  H.  Frommer  S.  15 — 34, 
auf  den  bezüglich  aller  Einzelheiten  verwiesen  wird.  Hier  sollen  nur  die  allermarkan- 
testen  Entwicklungsstufen  in  der  Geschichte  dieses  seinerzeit  weltberühmten  Falles  an- 
gedeutet werden. 

2)  Damals  entstand  der  Gewerkverein  der  Grubenarbeiter  von  West-Yorkshire, 
der  aber  1863  bereits  wieder  zerfallen  war.  Dagegen  bestand  der  Grubenbesitzerverein 
schon  seit  1830,  allerdings  ohne  dass  die  Arbeiter  von  seiner  Existenz  Kenntnis  hatten; 
»derselbe  setzte  die  Kohlenpreise  für  das  Publikum  fest,  bestimmte  die  Lohnsätze  der 
Arbeiter,  versandte  gedruckte  Listen  mit  den  Namen  der  Arbeiter,  die  sich  bei  einem 
Grubenbesitzer  missliebig  gemacht  hatten,  und  wachte  endlich  über  der  Bergwerksge- 
setzgebung, um  die  Aufnahme  von  den  Arbeitgebern  nachteiligen  oder  unbequemen 
Bestimmungen  zu  verhindern«. 
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beitgeber,    die    ilire  Arbeiter    auf    mehrere  Monate  lang  im  strengen  Winter  aus  den 
Wohnungen  jagten,   abermals  mit  dem  Sieg  der  Arbeiter  endete. 

Das  Resultat  dieser  Kämpfe  war  ein  schlechtes  Verhältnis  zwischen  Firma  und 
Arbeitern  und  schlechte  Bilanzen  (das  Kapital  trug  kaum  mehr   5   Proz.   Zinsen). 

Da  verwandelten  die  Herren  Briggs  ihr  Geschäft  1865  in  eine  Aktiengesellschaft  und 
offerierten  ihren  Arbeitern  Kapital-  und  Gewinnbeteiligung.  Zwei  Drittel  der  Aktien  be- 
hielten die  Herren  Briggs  selbst,  den  Rest  boten  sie  den  Angestellten  und  dem  Pub- 
likum an. 

Das  Gewinnbeteiligungschema  sah  voraus  : 

Vom  Reingewinn  sollten  Abzüge  für  den  Reservefonds  gemacht  und  10  Prozent 
Kapitaldividende  bezahlt  werden.  Die  Hälfte  des  Restes  sollte  als  Bonus  den  Ar- 
beitern zugute  kommen. 

Die  Individualanteile  bemassen  sich  proportional  den  während  des  Jahres  ver- 
dienten Löhnen ;  die  Arbeiter-Aktionäre  sollten  dabei  (natürlich  ausser  ihrer  Dividende) 
die  Hälfte  mehr  als  die  übrigen   zu  beanspruchen  haben. 

Berechtigt  zum  Bonusempfange  sollte  sein,  wer  sich  ein  Lohnbüchlein  um  i  Benny 
gekauft  hatte  '). 

Das  Misstrauen  der  Arbeiter  gegen  diese  Vorschläge  war  anfangs  sehr  gross. 
Kaum  mehr  als  30  Proz.  riskierten  die  10  Pfennige  für  ein  Lohnbüchlein  und  nur 
sehr  wenige  Aktien  wurden  von  den  Arbeitern  gezeichnet.  Auch  nach  vier  Jahren 
befanden  sich  erst  178  Aktien  im  Gesamtwert  von  1780  Pfund  in  den  Händen  von 
144  Arbeitern.  Dagegen  waren  schon  im  zweiten  Jahre  der  Gewinnbeteiligung  80  Proz. 
der  Arbeiter  Partizipanten. 

Als  Bonus  kamen  zur  Verteilung  ") 
am  30.  Juni  1866  i  800  Pfund 


1867 

2700 

1868 

3150 

1869 

3462 

1870 

1740 

m  30.  Juni   1S7 1 

t  745   Pfund 

1872 

5250        » 

1873 

14256        » 

1874 

6048        » 

In  Prozenten  des  Geschäftskapitals  ausgedrückt  schwankten  diese  Beträge  zwi- 
schen  2   und  1072  Proz.^);  in  Prozenten  der  Löhne  betrug  der  Bonus 

bei  Arbeiteraktionären  bei  den  übrigen  Arbeitern 

1866  10  1866  5 

1867  12  1867  8 
18723)                       9                                               1872  6 

Resultate: 

Der  Kapitalzins  in  den  Withwooder  Gruben  hatte  1862 — 65  kaum  5  Pro/.,  be- 
tragen ;  1865  erfolgte  die  Einführung  der  Gewinnbeteiligung,  1865/66  stieg  der  Kapital- 
zins auf  12,  1866/67  auf  13,  1867/68  auf  13^/2  Proz.,  die  Ziffern  der  Jahre  1868/69 
bis  1871/72  waren  13V2,  u'^/a,  li^jz  und  15  Proz. 

Nachdem  was  oben  über  die  Bedeutung  der  Handarbeit  gesagt  wurde,  ist  es  be- 
greiflich, dass  dieser  rapide  Aufschwung  des  Geschäfts  zum  grossen  Teil  durch  die 
Arbeiter  bewirkt  und  jedenfalls  durch  das  wiederangebahnte  gute  Verhältnis  zwischen 
Arbeitgebern    und    Arbeitern    erst    ermöglicht    wurde.      »Die    Kohlenarbeiter    in    den 


i)  In  dasselbe  sollte  der  mindestens  alle  14  Tage  auszuzahlende  Lohn  eingetragen 
werden. 

2)  Schloss  Report  S.  28. 

3)  Diese  Zahl  wird  nur  vermutet,  weitere  Zahlen  sind  nicht  bekannt. 
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Gruben  von  Withwood  und  Methley  können,  wenn  sie  sich  die  Mühe  nehmen,  die 
Kohlen  in  grossen  Stücken  zu  gewinnen  und  zu  fördern,  das  Nettoausbringen  um 
jährlich  1500  Pfund  steigern.  Und  wenn  sie  etwas  mehr  Sorgfalt  auf  die  Sortierung 
der  Kohlen  verwenden  wollten,  könnten  weitere  1500  Pfund  erzielt,  der  Reinertrag 
im  ganzen  also  um  3000  Pfund  vermehrt  werden.  Durch  nachlässige  Arbeit  dagegen 
und  durch  Gleichgiltigkeit  gegen  die  Geschäftsinteressen  können  die  Arbeiter  bei- 
nahe den  ganzen  Gewinn  illusorisch  machen«  *). 

Ueber  die  hierin  nun  erzielten  Erfolge  heisst  es  im  speziellen : 

»Sämtliche  Lohnfragen  wurden  ohne  Zeitverlust  geordnet,  während  die  Ver- 
handlungen über  die  Arbeitsbedingungen  früher  ein  Sechstel  der  streikfreien  Zeit 
in  Anspruch  genommen  haben.  Durch  Reinhaltung  der  Kohle,  Vermeidung  der 
Zerstückelung  derselben,  durch  bessere  Ausnützung  des  Bauholzes  für  Stützpfähle 
wurden  nach  der  Berechnung  des  Chefs  3300  Pfund  erspart.  Die  früher  so  arge 
Schienenverschwendnng  hörte  gänzlich  auf.  Auch  zeigten  die  Angestellten  eine 
weit  grössere  Geneigtheit,  im  Notfall  Ueberstunden  zu  leisten.« 

Die  Herren  Briggs  waren  daher  mit  ihren  Arbeitern  und  dem  Funktionieren 
des  Systems  ausserordentlich  zufrieden.  Sie  selbst  und  Männer  wie  John  Stuart 
Mill,  Fawcett,  Louis  Blanc,  Holyoake,  Lloyd  Jones,  Ludlow  und  Thomas  Hughes, 
Frederic  Harrison  und  Macdonald,  der  Präsident  der  Nationalen  Bergarbeiter- 
Union,  trugen  durch  ihren  Beifall  den  Ruf  der  Brigg'schen  industrial  partnership  in 
die  ganze  Welt. 

Da,  zur  höchsten  Ueberraschung  aller  Fernstehenden,  kam  das  Gewinn- 
beteiligungssystem im  August  1875  zu  Ende.  »Das  Betragen  der  Arbeiter  hatte  in 
den  letzten  Jahren  einige  Enttäuschungen  hervorgerufen«'^). 

Diese  Enttäuschung  bezog  sich  auf  folgendes : 

Nachdem  das  System  7  Jahre  in  Kraft  gewesen  war,  hielten  die  Herren  Briggs 
die  Zeit  für  gekommen,  die  Arbeiter  über  den,  wie  es  sich  nunmehr  herausstellte, 
vorzüglichen  und  ersten  Zweck  des  Systems  nicht  länger  im  Unklaren  zu  lassen 
und  stellten  sie  formell  und  entschieden  vor  die  Alternative  :  Gewinnbeteiligung 
oder  Gewerkverein.  Die  Arbeiter,  die  sich  erinnerten,  dass  es  der  Gewerkverein 
war,  der  sie  1858  und  1863  dem  Versuch  der  mächtigen  Grubenbesitzerunion,  ihre 
Arbeitsbedingungen  herabzudrücken ,  hatte  erfolgreichen  Widerstand  leisten  lassen, 
entschieden  sich  unbedenklich  für  ihren  Gewerkverein.     Das    war    im  Jahre  1872  ^). 

i)  Aeusserung  des  Herrn  Briggs. 

2)  Brief  des  Herrn  Briggs  an  Prof.  Böhmert. 

3)  Bei  dieser  Gelegenheit  stiess  die  Firma  zum  erstenmale  seit  dem  Bestehen  der 
industrial  partnership  mit  dem  Gewerkverein  zusammen;  und  diese  Frage  wurde  also 
von  den  Unternehmern  aufgeworfen.  (Dies  gegen  Gilman-Kaischer  S.  257.  Die  weitere 
Darstellung  an  dieser  Stelle:  »nach  langjähriger  Gleichgiltigkeit  gegen  die  Gewerk- 
vereine näherte  sich  das  Personal  denselben  wieder,  um  mit  ihrer  Hilfe  die  Lohnsätze 
in  die  Höhe  zu  treiben«  ist  unrichtig,  da  vor  allem  1873  die  Hilfe  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen wurde,  um  den  Lohn  in  die  Höhe  zu  treiben,  sondern  um  einer  (indirekten) 
Reduktion  Widerstand  zu  leisten  (s.  u.) ;  die  Lohnerhöhung  um  30  Proz.  innerhalb  der 
Jahre  1865  bis  1873  war  dagegen  eine  selbstverständliche  Folge  einer  rapiden  Steige- 
rung der  Kohlenpreise  (s.  über  diese  Steigerung  Schloss  Report  S.  28)  und  es  ist 
nicht  bekannt  geworden,  dass  dieselbe  vom  Gewerkverein  urgiert  oder  von  den  Unter- 
nehmern bekämpft   worden   wäre  ) 
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Die  Frage  war  damals  —  für  ihre  prinzipielle  Wichtigkeit  bezeichnend  —  bei 
einem  rein  theoretischen  Anlass  gestellt :  es  handelte  sich  um  ein  Teilnahmeverbot 
an  der  Jahresfeier  der  Entstehung  des  West-Yorkshirer  Gewerkevereins  ').  Daraals 
kam  das  System  formell  noch  nicht  zu  Ende.  Als  aber  die  Brigg'schen  Arbeiter 
im  Jahre  1873  und  1874  zwei  verschiedenen  Versuchen,  ihren  Lohn  zu  reduzieren  -'), 
mit  Hilfe  ihrer  Organisation  erfolgreich  widerstanden,  wurde  von  den  Aktionären  im 
Februar  1875  in  aller  Form  die  Gewinnbeteiligung  aufgegeben.  Die  Arbeiter  zeig- 
ten über  das  Ende  dieses  Systems  nicht  die  geringste  Unzufriedenheit^). 

i)  Die  Meinung  Gilmafi-Katscker's:  »Allerdings  machte  das  Personal  den  An- 
fang (nämlich  mit  den  Streitigkeiten  zwischen  ihm  und  der  Firma),  indem  es  sich 
nach  langjähriger  Gleichgiltigkeit  gegen  die  Gewerkvereine  diesen  von  neuem  näherte, 
um  mit  ihrer  Hilfe  die  Lohnsätze  in  die  Höhe  zu  treiben«,  ist  eine  in  allen  Punkten 
völlig  irrige. 

2)  Das  einemal  handelte  es  sich  um  die  Wiedereinführung  des  »riddle«  ,  d.  h. 
des  Aussiebens  der  grossen  Kohlenstücke  vom  Kohlengrus;  dieses  riddle  verursacht 
viel  Mühe  und  ist  von  je  eine  missliebige  Arbeitsmethode  gewesen,  die  einige  Jahre 
vor  1865  ,  als  auch  der  Kohlenstaub  infolge  der  hohen  Nachfrage  verkäuflich  war, 
verlassen  worden  war.  (Um  diesen  Versuch,  das  riddle  —  gegen  eine  den  Arbeitern 
zu  geringe  Entschädigung  —  wieder  einzuführen,  hatte  es  sich  schon  1863  gehandelt) ; 
der  zweite  Versuch  aus  dem  Jahre  1874,  die  Arbeitsbedingungen  zu  verschlechtern, 
ging  von  der  Grubenbesitzerunion  aus  und  bezog  sich  auf  eine  direkte  Reduktion  des 
Lohns.  Darüber  kam  es  zu  einem  vierwöchigen  Streik  und  dieser  Streik  war  der  letzte 
Anlass  zur  Abschaffung  der  Gewinnbeteiligung.    (Siehe  Sckloss  Report  S.  30.) 

3)  Eine  Reihe  weiterer  Umstände  erklären  dieses  Faktum  zur  Genüge.  Die  Herren 
Briggs  handhabten  die  Gewinnbeteiligung  mit  etwas  souveräner  Freiheit:  zwar  wurden 
diejenigen  Arbeiter,  die  am  18.  August  1872  an  der  Feier  des  Gewerkvereinsjubiläums 
teilgenommen  hatten,  nicht  wie  angekündigt,  mit  Entziehung  des  Bonus  des  laufenden 
Jahrs,  sondern  nur  mit  Ausschluss  von  der  nächstjährigen  Bonusverteilung  gemassregelt. 
Dagegen  wurde  ohne  alle  Ankündigung  im  Juni  1872  vom  Reingewinn  vor  aller  Bonus- 
berechnung  statt  10  Proz.  Kapitalzinsen  15  Proz.  abgezogen  —  weil  die  Löhne  um 
etwa  30  Proz.  gestiegen  waren  —  andrerseits  aber,  als  1874  die  Löhne  reduziert  wer- 
den sollten,  wurde  keine  korrespondierende  Ermässigung  der  Kapitalzinsen  in  Aussicht 
gestellt;  1873  wurden  von  den  Gewinnen  30  000  Pfund  weggenommen,  in  eine  neue 
Mine  gesteckt  und  dafür  neue  Aktien  ausgegeben  ,  also  der  Bonus  der  Arbeiter  um 
weitere  15000  Pfund  gekürzt;  ferner  wurden  »grosse  Summen  als  Amortisation  und 
Beiträge  zum  Reservefonds  abgeschrieben ,  ganz  und  gar  ausser  Verhältnis  zum  Ueb- 
lichen.«  (Die  Bestimmung  des  Statuts  lautete:  a  fair  and  usual  reservation  for  re- 
demption  of  capital  and  other  legitimate  allowances)  (Sckloss  Report  S.   31). 

Dazu  kam,  dass  die  Arbeiter  im  Bonus  vielfach  »einen  Teil  ihres  Lohnes  erblickten, 
der  alle  14  Tage  zurückbehalten  und  »vielleicht«  (aber  nicht  »gewiss«)  am  Ende  des 
Jahres  erstattet  werde«. 

»Viele  Arbeiter  hatten  daher  selbst  den  Wunsch  ausgedrückt  nach  Abschaffung 
der  Gewinnbeteiligung  und  sagten,  sie  zögen  vor,  auf  demselben  Fuss  ,  wie  die  Ar- 
beiter in  anderen  Gruben  bezahlt  zu  werden  und  dieselben  Löhne  zu  bekommen.« 
(Briggs;   citiert  bei  Sckloss.) 

Dieser  Verdacht ,  geringere  Löhne  als  anderswo  zu  erhalten ,  scheint  nicht  ohne 
Anhaltspunkte  gewesen  zu  sein:  »Die  Arbeiter  selbst  erklärten,  sie  seien  (z,  Z.  des 
Systems)   für  gewisse  Exlraarbeiten  nie   bezahlt  worden,    für  die  sie  nunmehr,  seit  Ab- 
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(1867 — 72)  W.  Borchert  jun.,  Berlin.  (Bökmert  S.  244,  Böhmert-  Trombert 
Seite  191). 

Messingwerke.     130  Arbeiter  (1870;  1868  waren  es  67);  sämtlich  beteiligt. 

Die  Arbeitslöhne  machen  3  Proz.  der  Selbstkosten  des  Fabrikats  aus. 

Die  Arbeiter  sind  teils  nur  im  Zeitlohn,  teils  nur  im  Stücklohn,  teils  in  — 
im  Laufe  des  Jahres  —  verschiedener  Entlohnung  beschäftigt. 

Der  Bonus  betrug  50  Proz.  des  nach  Abzug  von  6  Proz.  Kapitalzinsen  ver- 
bleibenden Ueberschusses.  Der  Gesamtbonus  wurde  in  zwei  Teile  zerlegt  je  nach 
dem  Verhältnis  der  auf  die  Gehälter  des  Direktors  (Fabrikherrn)  und  der  Oberbeam- 
ten entfallenden  Summe  einerseits  zu  der  Summe  der  Gehälter  und  Löhne  der  Un- 
terbeamten und  Arbeiter  andrerseits. 

Die  für  die  letztere  Kategorie  bestimmte  Summe  wurde  verteilt  nach  Massgabe 
der  Art*)  und  der  Höhe  der  Entlohnung  und  zwar  jährlich  und  bar.  Im  Falle 
freiwilligen  Verlassens  der  Fabrik  ging  der  Anspruch  auf  den  Jahresbonus  verloren. 

Es  bestand  neben  der  Gewinnbeteiligung  noch  die  Möglichkeit  einer  Kapital- 
beteiligung. Ueber  die  finanziellen  Resultate  der  Gewinn-  und  Kapitalbeteiligung 
gibt,  was  die  Unterbeamten  und  Arbeiter  betrifft,  folgende  Tabelle  Auskunft : 

Unterbeamten-  und  Arbeiter- 
stellen   3 

Am  Kapital  beteiligte  Un- 
terbeamte und  Arbeiter    . 
Betrag  der  Summe  ") .     .      . 
Pro   Person  im  Durchschnitt 
Auf  dieses  Kapital  entfallende 
Zinsen  und  Dividenden     . 
in  Prozenten  des  Kapitals    . 
Pro  Person  im  Durchschnitt 
Summa  des  Bonus  für  Un- 
terbeamte und  Arbeiter    . 
pro  Stelle  im  Durchschnitt  . 
Gehalt  oder  Lohn      .     .     . 

Es  wurden  also  1868  — 1872  als  Gewinnanteil  an  die  Unterbeamten  und  Arbeiter 
51769,5  M.  verteilt  und  zwar  haben  die  Beträge  in  Prozenten  der  Gehälter  und 
Löhne  ausgemacht : 

1868:  9,8  187 1:  16,1 

1869:  9,9  1872:  16,9 

1870:  5.3 

Resultate: 
Die    Gewinnbeteiligung    führte    zur    Vermeidung    von    Schwierigkeiten,    Streiks 
u.  dergl.  und  zu  einem  geringeren  Wechsel  des  Personals. 

Indes    auch    dieser  Vorteil    verschwand    im  Jahre   1872,    als    die  Löhne    rasch 


1868 

1869 

1870 

187 1 

1872 

3|66 

4|7i 

5l7o 

5  172 

6    133 

2126 

14  271 

449.7 

3  144 
23665 
482,4 

4    36 
22  644 
566,1 

4     39 
29238 
679.8 

3      54 
39645 
695-7 

1977.9 
13,86 
72,78 

946,45 
13.10 
62,70 

2988,99 
13,20 
74,70 

4678,08 

16,00 

108,78 

6606 
16,67 
116,70 

6319.5 
91.5 
930,60 

6630 
88,2 
886,50 

4140 

55.2 
914,70 

13872 
180,0 
1118,10 

20835 
150,0 
939 

Schaffung  des  Bonus,  eine  Bezahlung  bekommen«.  (Benj.  Jones  am  iS./XII.  1875  in 
den  Cooperation-News,  citiert  in  seinem  Buch  »Cooperative  Production«.)  So  schreibt 
denn  auch  Briggs  selbst:  »Damals  (d,  h.  1873  ^-  ^'  ^^^  ausserordentlich  günstigen 
Konjunktur)  begannen  einige  Grubenbesitzer  der  Umgegend  .  .  .  etwas  über  die  regu- 
lären Löhne  hinaus  zu  bieten,  indem  sie  sagten:  »das  ist  für  Briggs'  Bonus«.« 

i)  d.  h.  die  im  reinen  Zeitlohn  stehenden  Arbeiter  erhielten  höhere  Anteile  als 
die  gemischt  entlohnten,  diese  höhere  als  die  im  reinen  Stücklohn  beschäftigten. 

2)  der  in  den  Händen  von  Unterbeamten  und  Arbeitern  befindlichen  Kapital- 
anteile. 
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stiegen  und  selbst  die  sesshaften  Arbeiter  begannen,  ihre  Plätze  häufig  zu  wechseln. 

Einen  2>in  Ziffern  erkennbaren  vermehrten  Fleiss,  Sorgfalt  oder  Eifer  konnte 
Herr  Borchert  nicht  konstatieren". 

»Ein  grosser  Teil  namentlich  der  nur  kürzere  Zeit  im  Geschäft  verbleibenden 
Arbeiter  betrachtete  die  Bonusverteilung  als  etwas  in  so  ferner  Zukunft  Liegendes 
und  Unbestimmtes,  dass  sie  ihm  kein  hinlänglicher  Antrieb  zur  Entfaltung  eines 
Maximums  von  Fleiss  und  Sorgfalt  während  eines   ganzen  Jahres  war.« 

Im  übrigen  bemerkt  Herr  W.  Borchert,  dass  die  Höhe  des  Bonus  an  Umstände 
geknüpft  gewesen  sei,  auf  die  die  Arbeiter  keinen  Einfluss  gehabt  hätten  (Einkauf 
von  Kupfer,  Zink  und  Kohlen  u.  s.  w.) 

So  Hess  er  denn  1872  die  Gewinnbeteiligung  fallen  und  führte  progressive  und 
gruppenweise  Prämiierung  der  geleisteten  Arbeit  mit  monatlicher  Abrechnung  ein, 
über  die  er  sich  sehr  befriedigt  ausspricht.  Die  Kapitalbeteiligung  blieb  jedoch 
bestehen '). 

(1867)  La  manufacture  de  Poteries  de  Nyon  (Suisse.)  (Böhniert  S.  91, 
BöJwiert-Trombert  S,  338.) 

Porzellanfabrik.  Infolge  von  schlechter  Leitung  war  das  Unternehmen  1869, 
obwohl  technisch  vorzüglich  eingerichtet,  nahe  daran ,  zu  liquidieren ,  als  ein  neuer 
Leiter,  Herr  Risler,  noch  einen  letzten  Versuch  machte,  das  Geschäft  in  die  Höhe 
zu  bringen;  indem  er  überall  an  den  Produktionskosten  zu  sparen  suchte,  bemühte 
er  sich,  auch  die  Arbeiter  zu  einer  freiwilligen  Reduktion  ihres  Lohnes  um  5  Proz. 
zu-  bewegen,  was  ihm,  da  er  dafür  Beteiligung  am  eventuellen  Gewinn  in  Aussicht 
stellte,  auch  gelang. 

Die  Firma  beschäftigte  1877  40  Arbeiter,  davon  20  im  Zeitlohn,  12  im  Stück- 
lohn, deren  je  4  je  2  Gehilfen  hatten ;  einige  erhielten  Qualitätsprämien.  Die  Löhne 
machten  ein  Drittel  des  Gesamtwertes  der  Produktion  aus  und  stellten  den  sechsten 
Teil  des  Anlagekapitals  dar. 

Die  Bonusberechnung  war  folgende: 

Für  jeden  Gewinn  von  1000  Fr.  über  4  Proz.  Zinsen  des  Aktienkapitals  hinaus 
sollten  die  Arbeiter    30  C.  pro   100  Fr.   Lohn  erhalten. 

Beteiligt  waren  alle  ein  Jahr  lang  Beschäftigten  mit  Ausnahme  der  jungen 
Leute  und  jener  Arbeiter,  die  Qualitätsprämien  bezogen. 

Bis  1876  inkl.  wurden  13  136  Fr.  als  Bonus  verteilt;  1870  betrug  er  10  Proz. 
des  Reingewinns  und  7  Proz,  der  Arbeitslöhne  von  1870,  1873  10  Proz.  der  Arbeits- 
löhne von  früher. 

Resultate: 

Die  Gewinnbeteiligung  erwies  sich  als  ein  sehr  wichtiges  Erziehungs-  und 
Bildungsmittel  —  es  wurde  eine  im  Waadtlande  seltene  Disziplin  erzielt. 

Sie  hat  das  gänzliche  Aufhören  der  früher  regelmässigen  und  bedeutenden 
Warendiebstähle  bewirkt  infolge  gegenseitiger  Selbstkontrolle  der  Arbeiter. 

Fernhalten  der  Angestellten  von  Arbeitseinstellungen. 

(Soweit  die  Berichte  aus  1877.) 

(1865)  A.  Bord,  Paris  (Böhmerf:^.  128,  Böhmert-Trombert  S.  368,  H.  Frommer, 
Gilman- Kutscher  S.    285.) 

Pianofortefabrik.      200—350  Arbeiter,   darunter  viele  gelernte. 

Fast  durchweg  herrscht  der  Stücklohn. 

Es  wird  für  den  Export  fabriziert;    täglich    werden  etwa   12  Piano  hergestellt; 

I)  Am  I.  Januar  1875  besassen  die  Arbeiter  Anteile  in  der  Höhe  von  22  500  M. 


jQQ  Dr.  Rudolf  Einliauser: 

das  Lager    an  vorrätigen  Instrumenten    beziffert    sich    in    der  Regel    auf  300 — 400. 

Das  Geschäftskapital  betrug  1883  2  Millionen  Fr. 

Die  Gewinnbeteiligung  war  eine  zu  verschiedenen  Zeiten  verschieden  organisierte. 

Ursprünglich  zog  der  Unternehmer  vom  Gewinn  10  Proz.  Kapitalzinsen  ab  und 
verteilte  den  Ueberschuss  verhältnismässig  auf  die  Summe  der  Zinsen  und  der  Löhne 
zwischen  sich  und  seinen  Angestellten.  Seit  Mitte  der  70  er  Jahre  wurde  der  ganze 
Ueberschusss    nach  Abzug   von   10  Proz.  Kapitalzinsen  verteilt. 

Seit  1882  wurden  endlich  nur  mehr  5  Proz.  Kapitalzinsen  abgezogen. 

Die  Individualanteile  berechneten  sich  proportional  den  Löhnen. 

Die  Auszahlung  erfolgte  bar. 

Berechtigt  waren  alle  seit  6  Monaten  vor  Rechnungsabschluss  Beschäftigten. 

Die  Bonusberechnung  wurde  durch  die  6—  7  Werkmeister  kontrolliert. 

Es  betrug  der  Bonus  in  Prozenten  der  Löhne 


1865 

10 

1866 

17 

1867 

13 

1868 

20 

1869 

18 

1870 

15 

187 1 

15 

1872 

20 

1873 

20 

1874 

22 

1875 

20 

1876 

17 

1877 

15 

1878 

12 

1879 

16 

1880 

18 

188  I 

20 

1882 

5 

1883 

5 

1866-82 

17 

(bis  1883  wurden   i  289415  P'r.  verteilt.) 

Die  Reduktion  im  Bonus  von  1882  an  stammte  von  dem  Druck,  den  die  (deutsche) 
Konkurrenz  auf  die  Gewinne  ausübte. 

Es  wurde  in  beiden  Jahren  1882  und  1883    ausserdem    noch    ein  loprozentiger 
Lohnzuschlag  gegeben. 

Resultate: 

Fesselung  der  Arbeiter  an's  Geschäft.     Abhalten  von  Ausständen. 

Die  Nachfolger  des  1888  verstorbenen  Herrn  Bord  gaben  die  Gewinnbeteiligung 
sofort,  als  in  zu  einseitigem  Interesse  der  Arbeiter  gelegen,  auf. 

(1889)  Western  Tanning  Company,  Bedminster,  Bristol.  [Sc/doss  Report  S.  78). 

Gerberei.     40  Angestellte. 

Die  Löhne  repräsentieren  ungefähr  15  Proz.  der  gesamten  Ausgaben. 

Von  der  geleisteten  Arbeit  ist  80  Proz.  Stückarbeit  und  20  Proz.  Zeitlohnarbeit'). 

Berechtigt  sind  im  Prinzip  alle  Angestellten. 

Der  Bonus    stellt  sich  dar  als   5  Proz.    des  Reingewinns  ;    die  Individualanteile 
berechnen  sich  proportional  den  Löhnen. 

Höher  klassifizierte  Arbeit  bekommt  einen  Extrabonus  '). 

Die  Auszahlung  erfolgt  bar. 

Die  Berechnung  wird  von  einem  vereideten  Revisor  nachgeprüft. 

Bedingung    der  Partizipation   ist  die  Beschäftigung    in  dem  Etablissement  wäh- 
rend des  ganzen  Finanzjahres. 

1890 — 96  betrug  der  Bonus  im  Durchschnitt  5  Proz.   der  Löhne  und  hat  nie  um 
mehr  als  i'/a   Proz.   darüber  oder  darunter   geschwankt '). 
Resultate: 

In  Schloss'  Report  lesen  wir ; 

»Seit  der  Bonus  verteilt  wird,  ist  unzweifelhaft  das   Interesse  ,    das  der   stabile 
und  intelligente  Arbeiter  am  Geschäft  nimmt,    gewachsen,    dagegen    ist  es  beim  in- 

i)  Brief. 
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dolenten  und  stupiden  Mann  das  Alte  geblieben.  Die  erstere  Klasse  würde  sich 
energisch  jeder  Einmischung  von  aussen  widersetzen,  die  sie  in  Schwierigkeiten  mit 
den  Unternehmern  bringen  könnte ;  bezüglich  der  andern  Klasse  von  Arbeitern 
kann  man  sich  nicht  sicher  fühlen.  Im  grossen  Ganzen  glauben  wir,  dass  die  guten 
Beziehungen,  wie  sie  von  jeher  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  bestanden 
haben,  gefestigt  worden  sind,  aber  das  Gute,  das  wir  erwiesen,  hat  seine  wohlthä- 
tige  Wirkung  nicht  bei  den  Leuten  gethan,  die  wir  zu  erreichen  hofften.« 

Oktober  1896  schrieb  mir  die  Gesellschaft: 

»Wir  finden  nicht,  dass  wir  mehr  Arbeit  seit  Einführung  bekommen  und  so 
sind  wir  auf  direktem  Weg  nicht  für  die  Auslagen  des  Bonus  entschädigt  worden; 
aber  wir  finden,  dass  einige  Leute  mehr  Interesse  an  ihrer  Arbeit  nehmen  und 
einige  sagen  uns  ihre  Ideen  über  Verbesserungen,  so  dass  wir  indirekt  Vorteile  er- 
langt haben. 

»Auf  diesem  Wege  könnten  die  Angestellten  überhaupt  die  Gewinste  ver- 
bessern; aber  es  ist  schwer,  die  Leute  dazu  zu  bringen,  dass  sie  ihre  Köpfe  ge- 
brauchen, sie  sind  so  geneigt,  Tag  für  Tag  die  alten  Wege  zu  gehen,  und  alles 
Denken  den  Voarbeitern  oder  Meistern  zu  überlassen. 

»Einmischungen  von  aussen  fürchten  wir  nicht,  da  sehr  wenige  Leute  unseres 
Wissens  zu  einem  Gewerkverein  gehören.« 

(1872)  Braun  und  Bloem,  Düsseldorf.  i^Böhmert  II,  130,  Froiiiiiter  S.  95,  Gilnian- 
Katscher  S.    149.) 

Fabrik  für  Zündhütchen,  Jagd-  und  Metallpatronen.  260  Angestellte  (1896) '). 
Zwei  Drittel  sind  weibliche  Arbeiter'). 

»Die  ganze  Fabrikation  wird  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  nach  Stückarbeit 
betrieben.     Es  gibt  auch  einige  Gruppenakkorde,  aber  keine  Prämien«  *). 

Der  Arbeitslohn  erreicht  ein  Achtel  bis  Siebentel  des  Betriebskapitals. 

»Die  Handarbeit  spielt  in  unsrer  Fabrik  gar  keine  Rolle;  die  gewöhnlichen 
Arbeiter  können  den  finanziellen  Erfolg  der  Fabrik  nicht  beeinflussen.  Diese  Ar- 
beiter haben  lediglich  die  Maschinen  zu  bedienen.  Dass  letztere  stets  richtig  ar- 
beiten, dies  zu  beaufsichtigen,   ist  wesentlich   Sache  der  Meister«  *). 

Die  Berechnung  des  Bonus  geschieht  auf  Grundlage  des  Ertrags  der  jeden 
Monat  zur  Versendung  gekommenen  Zündhütchen  und  Patronen.  Dabei  ist  die 
Proportion  von  Bonus  zu  Ertrag  eine  bei  verschiedenen  Artikeln  verschiedene,  — 
sie  ist  durch  Anschlag  in  den  Arbeitsräumen  bekannt  gemacht. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  —  ebenfalls  allmonatlich  —  proportional 
den  Löhnen. 

Der  Bonus  wird  zur  Hälfte  am  Ende  des  nächstfolgenden  Monats,  zur  Hälfte 
am   I.  August  ausbezahlt. 

Berechtigt  war  bis  1893  jeder,  der  seit  mindestens  drei  Monaten  beschäftigt  war. 
Seitdem  sind  nur  mehr  die  männlichen  Arbeiter   partizipationsberechtigt*). 

Wer  am  i.  August  noch  nicht  ein  volles  Jahr  in  der  Fabrik  beschäftigt  ge- 
wesen ist ,  erhält  die  rückständigen  Hälften  seiner  Anteile  erst  am  Ende  des  13. 
Monats   ausbezahlt. 

Wer  austritt,  geht  seiner  Ansprüche  auf  noch  nicht  ausbezahlte  Anteile  verlustig. 
Wer  ganze  oder  halbe  Tage  ohne  genügende  Entschuldigung  wegbleibt,  geht  für 
den    laufenden    Monat    seines    Anteils     verlustig.      Kommt     dies     im    Rechnungsjahr 

I)  Brief. 
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(i.  August  bis   31.  Juli)    dreimal    vor,    so    kann    er    ausserdem    zeitweise    oder  ganz 
von  der  Gewinnbeteiligung  ausgeschlossen  werden. 

Bis  1878  schwankte  der  Bonus  der  Arbeiter  und  Meister  (durcheinander  ge- 
rechnet) zwischen  5  und  10  Proz.  der  Löhne. 

Bis  1896  »betrug    der  Bonus    des    gewöhnlichen  Arbeiters    im  Durchschnitt  2,5 
bis  2,6  Proz.,    er    schwankte    in    den   Jahren  1894-96  zwischen  2,4   und  2,9  Proz. 
Der  Bonus  für  die  Meister  betrug  ca.  12  Proz.  ihres  Arbeitslohnes«'). 
Resultate: 

1878  berichtete  Böhmer t: 

»  .  .  .  .  Der  Erfolg  offenbart  sich  doch  schon  durch  pünktlicheres  Kommen 
zur  Arbeit  und  durch  die  Aufmerksamkeit,  welche  die  Arbeiter  unter  sich  ihrer 
Leistungsfähigkeit  zuwenden.  Faule  Gesellen  dulden  sie  nicht.  Ferner  bemerken 
es  die  Arbeiter  sehr  bald ,  wenn  die  Fabrik  schwierigere  Zeiten  durchzumachen  hat, 
und  fühlen ,  dass  eine  solche  Krisis  vor  allem  durch  erhöhte  Arbeitsleistung  über- 
wunden werden  müsse.  Man  forscht  den  Ursachen  des  geringeren  Absatzes  des 
Fabrikats  nach,  diese  Ursachen  werden  von  den  Leuten  mehr  als  sonst  besprochen 
und  Jeder  wird  sich  bewusst,  dass  sein  Wohl  und  Wehe  mit  der  Fabrik  zu- 
sammenhängt.« 

November  1896  schrieb  mir  Herr  Bloem : 

»Einen  wesentlichen  Einfluss  der  »Beteiligung«  auf  den  Fleiss  der  weiblichen 
Arbeiter  haben  wir  nicht  feststellen  können  ;  ebensowenig  eine  Besserung  der  Selbst- 
kontrolle und  der  Achtsamkeit  der  Arbeiterinnen. 

»Wir  glauben,  dass  der  für  die  Arbeiterinnen  aufgewandte  Bonus  nicht  wieder 
hereinkommt. 

»Bei  den  gewöhnlichen  Arbeitern  liegen  die  Verhältnisse  ähnlich  wie  bei  den 
Arbeiterinnen, 

»Bei  den  Meistern  und  Vorarbeitern  wird  das  grössere  Interesse  für  den  Gang 
des  Geschäfts  und  die  dadurch  herbeigeführte  grössere  Arbeitsfreudigkeit  und  Sorg- 
samkeit den  für  dieselben  aufgewandten  Bonus  wieder  einbringen.« 

(1892)  James  Johnston,  Stirling.     (Schloss  Report  S.  120.) 

Holzhändler  und  Dampfsägenbesitzer.    11—20  Angestellte. 

Sämtliche  Angestellte  stehen  in  Zeitlöhnen  '). 

Die  Angestellten  waren  nie  in  irgend   welcher  Verbindung  mit  Gewerkvereinen'). 

Seit  1881  wurden  einige  von  den  Angestellten,  seit  1892  werden  sämtliche  An- 
gestellte am  Gewinn  beteiligt. 

Der  Bonus  beträgt  */2  Proz.  des  Reingewinns.  Die  Individualanteile  berechnen 
sich  teils  nach  der  Höhe  des  Lohnes,  teils  nach  der  Länge  der  Beschäftigungszeit. 

Die  Auszahlung  erfolgt  bar. 

1893  betrug  der  Bonus  5,5  Proz.  der  Löhne;  bisher  hat  er  zwischen  2'/^  und 
7  Proz.  geschwankt  -). 

Resultate: 

1896  schrieb  mir  der   Unternehmer : 

»Bezüglich  der  Quantität  und  Qualität  der  Arbeit  kann  ich  nicht  sagen,  dass 
irgend  ein  merklicher  Unterschied  eingetreten  wäre. 

»Ich  bin  der  Ansicht,  dass  ich  durch  das  System  keine  Verluste  erleide. 

»LohndifFerenzen  habe  ich  nie  welche  gehabt.« 

(1891)  Waltham  Brothers,  Lim.,    Stockwell,   London.    {Schloss  Report  S.  112). 

l)  Brief,  2)   Brief;   1892 — 1896  hat   er  im  Durchschnitt  3   Proz.   betragen. 
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Brauerei.    120  Angestellte. 

Sämtliche  Angestellte  sind  im  Zeitlohn  beschäftigt').  Kein  Angestellter  gehört 
einem  Gewerkverein  an '). 

Beteiligt  sind  nur  über  21  Jahre  alte  Arbeiter,  die  zugleich  seit  mindestens  zwei 
Jahren  in  der  ununterbrochenen  Beschäftigung  bei   Waltham  Brothers  stehen. 

Als  Bonus  erhält  jeder  Partizipant  die  Dividende  seiner  Lohnsumme,  d.  h.  jenen 
Betrag,  der  einem  seinem  Jahreslohn  (exkl.  Provisionen  bei  Reisenden)  entsprechen- 
den Kapitalbetrage  als  Dividende  zukäme. 

Es  kann  jederzeit  der  Ausschluss  Einzelner  verfügt  werden. 

Die  Auszahlung  erfolgt  zu  ^s  bar.  Die  anderen  ^5  fliessen  in  eine  (von  einem 
gemischten  Komite  verwalteten)  Alterskassa  ")  ^). 

Im  Falle  ein  Partizipant  kündigt  oder  gekündigt  bekommt,  geht  das  Guthaben 
nicht  verloren,  wird  aber  auch  nicht  zu   einem  früheren   Termine  fällig*). 

Es  betrug  der  Bonus'): 

1892 :  7  "jo  der  Löhne 

1893:  9    »  >> 

1894:  9    >  >' 

1895:  8    > 

Resultate: 

1894  antwortete  die  Gesellschaft  in  Schloss'  Bericht  auf  die  Frage,  ob  sich  die 
Einführung  der  Gewinnbeteiligung  zufriedenstellend  bewährt  hat:  »Ja,  obgleich  die 
Zeit  für  bestimmte  Resultate  noch  zu  kurz  ist.  Unsrer  Meinung  nach  hat  die  Ein- 
führung der  Gewinnbeteiligung  das  gute  Einvernehmen  erhalten  und  gefördert,  und 
innerhalb   der  ganzen  Arbeiterschaft  zu  Mehreifer  und  grösserer  Energie  geführt.« 

September  1896  schrieb  mir  die  Gesellschaft:  »Sowohl  das  Interesse  am  System 
als  auch  die  von  der  Majorität  der  Leute  entwickelte  Energie  sind  beträchtlich  ge- 
ringer als  z.  Z.  der  Einführung. 

»Die  nicht  partizipierenden  Arbeiter  arbeiten  ebenso  gut  als  die  Partizipanten, 
vielleicht  aber  in  Antizipation  der  Beteiligung. 


1)  Brief. 

2)  Das  Guthaben  kann  herausgezogen  werden :  von  männlichen  .Arbeitern  nach 
2Sjähriger  Beschäftigung  oder  65  Lebensjahren,  von  weiblichen  nach  20jähriger  Be- 
schäftigung oder  55  Lebensjahren,  ferner  wenn  sich  eine  Arbeiterin  verheiratet  und 
die  Fabrik  verlässt.  (Bleibt  sie  im  letzteren  Fall  in  der  Arbeit,  so  bedarf  es  zur 
Behebung  des  Guthabens  der  Erlaubnis  der   Gesellschaft.) 

3)  Das  gemischte  Komite  besteht  aus  zwei  Delegierten  der  Gesellschaft  und 
drei  Delegierten  der  Angestellten.  Dasselbe  nimmt  bei  allen  über  das  »Schema« 
auftauchenden  Fragen  eine  beratende  Stellung  ein.  Die  Guthaben  der  Partizipanten, 
»der  deferierte  Bonus«,  kann  auf  den  Namen  dreier  oder  mehr  Komitemitglieder  in 
einer  anerkannten  Bank  oder  auch  in  .Schuldscheinen  und  Vorzugsaktien  der  Gesell- 
schaft, angelegt  werden. 

4)  Wird  einem  Partizipanten  gekündigt,  weil  er  der  Gesellschaft  eine  materielle 
Einbusse  zugefügt  hat,  so  kann  das  Guthaben  zur  Deckung  dieses  Schadens  ver- 
wendet werden.  Bei  einem  Todesfall  hat  die  Gesellschaft  absolute  Freiheit,  das  Gut- 
haben an  eine  beliebige  Person  und  unter  beliebigen  Bedingungen  auszubezahlen; 
falls  ein  Partizipant  Bankerott  macht,  kann  das  Komite  den  deferierten  Bonus  zur 
Unterstützung  des  Schuldners  oder  seiner  Angehörigen  verwenden. 

Zeitschrift  fiir  die  ges.  -Staatswissensch.  1898.  1.2.  1^ 


IQ4  l>i'.   Rudolf  Kiiiliiiiiser: 

»Ob  wir  den  Bonus  durch  bessere  Leistungen  wieder  hereinbekommen  haben, 
isl  unmöglich  zu  beantworten,  jedoch  ist  es  sehr  zweifelhaft. 

»Gute  Arbeitskräfte  entwickeln  unter  dem  Schema  mehr  Interesse  und  Energie 
als  zuvor.  Aber  die  Majorität  ist  leider  nachlässig  und  denkt  nur  daran,  am  Jahres- 
schluss  seinen  Bonus  zu  bekommen.« 


1))  Ergebnisse. 

i)  E  i  n  f  1  u  s  s  der  Gewinnbeteiligung  a  u  f  d  i  e  A  r  1)  e  i  t  s  1  e  i  s  t  u  n  g. 

Im  Folgenden  soll  versucht  werden,  durch  Vergleichung  des 
vorgeführten  Materials  zu  Anhaltspunkten  zu  gelangen ,  unter 
welchen  Bedingungen  die  Gewinnbeteiligung  einen  günstigen  Ein- 
fluss  auf  das  Produktionsinteresse  ausübt. 

Zunächst  fragen  wir  uns:  Wann  führt  die  Gewinnbeteiligung 
zu  besserer  Arbeitsleistung,  also  zu  mehr  oder  besserer  Arbeit 
oder  grösserer  Materialersparnis  oder  schonenderem  Umgang  mit 
Maschinen  und  Werkzeugen  oder  verbesserter  DiszipHn  oder  dazu, 
dass  die  Arbeiter  sich  bemühen,  bessere  Arbeitsmethoden,  bessere 
Werkzeuge  ausfindig  zu  machen  und  dergl? 

Ausser  Betracht  bleibt  also  im  Folgenden  vorerst  die  Wirkung 
der  Gewinnbeteiligung  auf  Stabilität  der  Angestellten  oder  ihre 
Anziehungskraft  auf  bessere  Arbeitskräfte.  Eine  etwaige  Ver- 
besserung der  Arbeitsleistung,  die  daher  erst  das  Resultalt  sol- 
cher grösseren  Stabilität  etc.  ist,  fällt  hienach  ebenfalls  nicht  in 
den  Rahmen  der  nachfolgenden  Untersuchung.  Diese  Dinge 
werden  erst  im  zweiten  Teile  dieses  Abschnittes  untersucht  werden. 

Indem  wir  uns  im  Folgenden  bestreben,  aus  der  Vergleichung 
des  vorgeführten  Materials  zu  gesicherten  Ergebnissen  zu  ge- 
langen ,  kann  unser  Weg  meist  nur  der  sein,  die  Häufigkeit  des 
Zusariimentrefifens  von  Erfolg  oder  Misserfolg  mit  den  oder  jenen 
Verhältnissen  zu  konstatieren,  so  dass  sich  aus  der  Häufigkeit  der 
Verbindung  ein  ursächlicher  Zusammenhang  erschliessen  lässt'). 

Ein  solcher  ursächlicher  Zusammenhang  scheint  vor  allem 
gegeben    zu    sein    zwischen    der  Abwesenheit    von  Erfolgen    und 

l)  Dabei  haben  wir  uns  selbstverständlich  zu  hüten  ,  einen  und  denselben  Fall 
mehreremale  nach  verschiedener  Richtung  hin  zu  verwerten.  Wenn  sich  etwa  in  einem 
bestimmten  Fall  die  Abwesenheit  jeden  Erfolgs  zugleich  mit  einem  minimalen  Bonus 
und  zugleich  mit  einer  ungünstigen  Organisation  des  Systems  verbindet ,  werden  wir 
diesen  Fall  nicht  das  einemal  als  Beweis  dafür  verwerten  können,  dass  das  Eintreten 
eines  Erfolgs  zur  Voraussetzung  hohe  Gewinnanteile  hat,  und  das  anderemal  zum  Be- 
weis dafür,  dass  es  zur  Voraussetzung  eine  besonders  geartete  Organisation  des  Systems 
hat.    In  diesem  Fall  bleibt  die  Frage  vielmehr   offen,    ob   das  eine   oder  andere  Mo- 
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jener  Organisation  der  Gewinnbeteiligung,  bei  der  für  die  Be- 
messung der  Individual-Anteile  das  Dienstalter  ganz  oder  mit 
ausschlaggebend  ist.  Wir  haben  vier  Fälle  mit  solcher  Organi- 
sation kennen  gelernt:  A  r  r  o  w  s  m  i  t  h  (S.  165)  Fabrik  che- 
mischer Produkte  (S.  163) ,  D  o  g  n  i  n  (S.  148) ,  John- 
ston (S.  192).  In  drei  davon  ist  aller  Erfolg  ausgeblieben;  in 
einem  \)  ist  das  Eintreten  von  Erfolgen  als  zweifelhaft  zu  bezeich- 
nen. Bei  einem  dieser  Fälle,  Dognin,  ist  das  negative  Resultat  aller- 
dings schon  durch  den  Umstand  erklärt,  dass  die  Angestellten  in 
einem  sehr  wirksam  ausgebildeten  System  progressiver  Prämien  ent- 
lohnt sind ;  in  den  übrigen  drei  Fällen  stehen  die  Angestellten  im 
Zeitlohn  ^),  auch  ist  der  Bonus  nicht  klein.  Hier  ist  das  Ausbleiben 
der  Erfolge  wohl  als  Resultat  dieser  Organisation  anzusprechen. 
Dass  eine  Organisation,  in  der  die  Höhe  des  Bonus  durch  die  Zahl 
der  Dienstjahre  in  massgebender  Weise  beeinflusst  wird,  die 
Wirksamkeit  des  Systems  auf  den  Arbeitseifer  ungünstig  beein- 
flusst, ist  wohl  zu  begreifen ;  wird  doch  dadurch  der  Zusammen- 
hang zwischen  Arbeitsleistung  und  Entlohnung  d.  h.  Gewinnan- 
teil ein  sehr  indirekter.  Wo  der  Bonus  abgestuft  ist  nach  der 
Höhe  des  Lohnes,  bedeutet  das  meist :  nach  der  Grösse  der  Ver- 
antwortlichkeit, dem  Mass  des  Einflusses,  der  dem  Arbeiter  auf 
den  Gewinn  zusteht.  Hier  dagegen  wird  der  Bonus  desto  grösser, 
je  länger  der  Angestellte  im  Geschäft  gearbeitet  hat,  was  durch- 
aus nicht  immer  bedeutet:  je  eifriger  er  ist  und  je  wirksamer  er 
die  Gewinne  beeinflusst. 

Wir  konstatieren  also  : 

In  Fällen,  in  denen  das  Dienstalter  der  Partizipanten  die  Höhe 
der  Individualanteile  ganz  oder  zum  Teil  bestimmt,  versagt  jede 
Wirkung  der  Gewinnbeteiligung  auf  den  Arbeitseifer. 

Die  eben  genannten  vier  Fälle  scheiden  damit  aus  der 
weiteren  Betrachtung  aus. 

Unter  den  übrigen  36  Fällen  sind  drei  Fälle,  in  denen  die 
Gewinnbeteihgung  einen    besonders  grossen  Einfluss  auf   die  Ar- 

ment  das  Misslingen  verschuldet  hat,  oder  ob  beide  zugleich,  und  für  sich  allein  stehend 
hat  ein  solcher  Fall  zunächst  nur  eine  sehr  beschränkte  Verwertbarkeit. 

i)  Bei  Arrowsmith  nämlich  ist  die  Antwort  auf  die  spezialisierte  Frage  nach  den 
ökonomischen  Resultaten  der  Gewinnbeteiligung  die  »Konstatierung,  dass  Herr  Arrow- 
smith glaube,  die  Angestellten  nähmen  mehr  Interesse  am  Geschäft«,  ohne  dass  ge- 
sagt würde,  worauf  sich  dieser  Glaube  gründet,  und  worin  das  grössere  Interesse  zum 
Ausdruck  gelangt. 

2)  in  der  Fabrik  chemischer  Produkte  wenigstens  teilweise. 
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beitsleistung  ausgeübt  hat :  im  Stickereigeschäft  N  a  y  r  o  1 1  e  s  ,  in 
den  Koiilengruben  von  Briggs  und  in  der  Gasanlagenfabrik  von 
B  o  u  re  i  ff. 

In  allen  drei  Fällen  liegt  die  Ursache  des  grossen  Erfolgs 
klar  zu  tage : 

In  ihnen  allen  spielt  die  Arbeit  eine  ganz  besonders  grosse 
Rolle    unter    den  das  Betriebsergebnis  beeinflussenden  Faktoren. 

Im  Stickereigeschäft  von  Nay  rolles  (S.  145)  war  der  Absatz 
der  Artikel  bedingt  durch  die  Mannigfaltigkeit  der  Muster  und 
den  Geschmack  der  Ausführung.  Es  handelt  sich  hier  um  Mode- 
artikel. Die  Neuheit  und  Eleganz  der  hier  bestickten  Kissen, 
Portieren  etc.  hatte  seinerzeit  dem  Geschäft  den  Aufschwung  ge- 
geben;  die  routinemässige  Ausführung,  das  Beharren  in  den 
alten  Gleisen  hatte  ihm  die  Gunst  des  Publikums  wieder  ent- 
wandt. Indem  es  Herrn  NayroUes  gelang,  durch  die  Zuwendung 
eines  Viertels  des  Gewinns  seine  Stickerinnen  zum  Einsetzen  ihrer 
besten  Kraft  zu  bewegen,  hatte  er  einen  mächtigen  Hebel  für  die 
Entwicklung  seines  Geschäfts  in  Bewegung  gesetzt;  davon,  dass 
er  denkende  Arbeiterinnen  beschäftigte,  Arbeiterinnen,  die  ihre 
Erfindungskraft  und  ihren  Geschmack  in  den  Dienst  des  Ge- 
schäftsinteresses stellten,  hing  der  Absatz  seiner  Artikel  zu  einem 
nicht  geringen  Teil  ab. 

Im  Falle  Briggs  (S.  184)  ist  die  Bedeutung  der  Arbeit  schon 
allein  durch  die  Ziffer  der  Arbeitslöhne  gekennzeichnet,  die/oProz. 
der  gesamten  Geschäftsunkosten  betragen.  Weitere  15  Proz. 
kommen,  wie  erwähnt,  auf  Materialien,  an  denen  die  Arbeiter 
wesentlich  sparen  können.  So  gelang  es  denn  in  den  Jahren  der 
Gewinnbeteiligung  durch  Reinhaltung  der  Kohlen,  Ausbringung 
grosser  Stücke  und  Ersparnis  an  Bauholz  für  Stützpfähle  u.  s.  w. 
jährlich   3300  Pfund  zu   ersparen. 

Geradezu  massgebend  endlich  ist  die  Bedeutung  der  Hand- 
arbeit im  Falle  Boureiff  (S.  143).  Der  Gewinn  ist  durchaus 
abhängig  von  der  Schnelligkeit  und  Güte  der  Arbeit,  d.  h.  vom 
Grad  der  Vorzüglichkeit,  auf  den  die  Arbeiter  ihre  Leistungen 
zu  steigern  ein  Interesse  haben. 

Die  durch  die  Gewinnbeteiligung  den  Partizipanten  in  diesen 
drei  Fällen  zugekommenen  Beträge  erreichten  bei  Nayrolles  und 
Boureifif  eine  besondere  Höhe  (30  Proz.  der  Löhne  ist  bei  Nay- 
rolles, wie  es  scheint,  die  Regel,  bei  Boureifif  wird  wenigstens  ein 
so  hoher  Maximalbetrag  erwähnt).  Bedeutend  kleiner,  aber  immer- 
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hin  gleich  5 — 10  Proz.  der  Löhne,  war  der  Bonus  der  Briggs'schen 
Arbeiter. 

Ein  Fall,  in  dem  die  Arbeit  eine  ähnlich  bedeutende  Rolle 
wie  in  diesen  drei  Fällen  gespielt ,  die  Gewinnbeteiligung  aber 
keine  so  günstigen  Ergebnisse  wie  hier  gezeitigt  hätte ,  ist  uns 
nicht  vorgekommen. 

Unter  denjenigen  Fällen ,  bei  denen  gar  keine  Beeinflussung 
der  Arbeitsleistungen  durch  die  Gewinnbeteiligung  stattgefunden 
hat,  greifen  wir  zunächst  eine  Gruppe  von  6  Fällen  heraus,  näm- 
lich die  Zündhütchen-  und  Patronenfabrik  Braun  &  Bloem, 
die  Wagenfabrik  Holmes,  die  Messingwerke  Bordiert,  die 
Klavierfabrik  Bord,  die  Spinnerei  T  h  o  m  a  s  s  o  n  und  das  Buch- 
druckerei- und  Verlagsgeschäft  G  o  d  c  h  a  u  x.  Diesen  Fällen  ist 
allen  eine  Eigentümlichkeit  gemeinsam ,  d.  i.  die  untergeordnete 
Bedeutung  der  Arbeit  für  die  finanziellen  Ergebnisse  des  Betriebs. 
Das  soll  nicht  heissen ,  das  die  Qualität  und  Quantität  der  Ar- 
beitsleistung für  das  Produktionsergebnis  von  geringem  Belang 
wäre,  sondern  in  diesen  Fällen  spielen  neben  der  Arbeit  andere 
Momente,  eine  glückliche  Unternehmerpolitik,  Konjunkturen  in 
dem  Masse  herein,  das  die  besten  Anstrengungen  der  Arbei- 
ter ,  durch  das  Zusammenspiel  ihnen  fremder  Faktoren  um  die 
Früchte  gebracht  werden  können,  und  dass  andererseits  selbst 
bei  normalen  Leistungen  der  Arbeiter  durch  die  Gunst  derselben 
Faktoren    glänzende  finanzielle  Ergebnisse   erzielt  werden  können. 

Die  Herren  B  r  au  n  &  B  1  oem  (S.  191)  berichten,  »dass  in  ihrer 
Fabrik  die  Handarbeit  gar  keine  Rolle  spielt;  die  gewöhnlichen 
Arbeiter  können  die  finanziellen  Erfolge  der  Fabrik  nicht  beein- 
flussen; diese  Arbeiter  haben  lediglich  die  Maschinen  zu  bedienen. 
Dass  letztere  stets  richtig  arbeiten,  dies  zu  beeinflussen,  ist  wesent- 
lich Sache  der  Meister«.  Bezüglich  dieser  Arbeiter  ist  denn 
auch  nach  einem  wie  es  scheint  günstigeren  Anfang  bald  und 
dauernd  aller  Erfolg  ausgeblieben;  der  für  sie  aufgewandte  Bonus 
kommt  nicht  wieder  herein. 

Herr  Holmes  (S.  153)  schreibt :  »Wenn  wir  in  einem  Sommer 
drei  Wagen  mehr  als  sonst  verkaufen,  haben  wir  einen  guten 
Profit;  verkaufen  wir  weniger  als  sonst,  so  ist  unser  Lager  ver- 
mehrt, aber  der  Bonus  fällt  aus,  obgleich  die  Leute  genau  so 
gut  das  Jahr  über  gearbeitet  haben    als  wie  in  anderen  Jahren.« 

Auch  hier  sind  alle  Resultate  ausgeblieben. 

Im  Falle  Borchert  (S.  188)  betrugen  die  Arbeitslöhne  3  Proz. 
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der  Selbstkosten  des  Fabrikates. 

Bei  Godchaux  (S.  170)  machen  die  Löhne  7V2  Proz.  vom 
Wert  der  Produkte  aus.  Ein  grosser  Teil  der  Arbeit  geschieht 
mit  Maschinen.  Besonders  starken  oder  häufigen  Konjunktur- 
schwankungen unterliegt  dagegen  dieses  Unternehmen  nicht.  Hier 
ist  wohl  die  Bedeutung  der  Arbeit  für  den  Geschäftsgewinn  unter 
den  jetzt  besprochenen  6  Fällen  noch  die  relativ  grösste. 

Die  Firma  Bord  (S.  189)  war  grossen  Schwankungen  der 
Konjunktur  ausgesetzt,  wie  sich  aus  den  oben  mitgeteilten  Bo- 
nusziffern ergiebt'). 

Das  gleiche  ist  bei  der  Baumwollspinnerei  John  T  h  o  - 
m  a  s  s  o  n  (S.  148)  der  F'all. 

Diese  zurücktretende  Bedeutung  der  Arbeit  für  den  finan- 
ziellen Erfolg  des  Unternehmens  ist  ausserdem  von  den  obigen 
44  Fällen  nur  noch  bei  der  Brush  Electrical  Enginee- 
ring Company  (S.  137)  zu  konstatieren  gewesen.  Die  Bonus- 
beträge schwankten  dort  innerhalb  4  Jahren  zwischen  o  und 
12  Proz.  der  Löhne.  Hier  ist  ein  etwaiger  Einfluss  des  Systems 
auf  die  Arbeitsleistung  als  zweifelhaft  bezeichnet. 

Dass  das  negative  Resultat  in  diesen  sechs  P"ällen  bezw.  das 
zweifelhafte  im  siebenten  wirklich  im  Zusammenhang  mit  der 
zurücktretenden  Bedeutung  der  Arbeit  steht,  ergiebt  sich  mit 
einiger  Sicherheit,  wenn  wir  die  übrigen  Bedingungen  ins  Auge 
fassen,  unter  denen  die  Gewinnbeteiligung  hier  eine  Wirksamkeit 
zu  entfalten  gehabt  hätte. 

Zwar  bei  Thomasson  und  Holmes  war  der  Bonus  von  allem 
Anfang  an  so  niedrig,  dass  dies  allein  das  Ausbleiben  jeglichen 
Resultats  erklärt.  Sehr  minimal  sind  auch  die  Beträge  bei 
Braun  &  Bloem,  wo  überdies  alles  im  Stück  gearbeitet  wird,  dem- 
nach für  eine  quantitative  Verbesserung  der  Arbeitsleistungen 
schon  aus  diesem  Grunde  kein  Spielraum   mehr  war. 

Dass  indess  bei  Bord,  Borchert  und  Godchaux  kein  Resultat 
und  bei  der  Brush  Electrical  Engineering  Comp,  nur  der  Zweifel, 
ob  ein  solches  eintrat,  zu  verzeichnen  ist,  kann  nur  auf  jene  ge- 
ringe Bedeutung  der  Arbeit  zurückgeführt  werden.  Denn  bei  Bord 
und  Godchaux  waren  die  Bonusbeträge  sehr  hohe  (1865 — 1881 
10 — 22  Proz.  und  1872  — 1882  21  Proz.  der  Löhne)  bei  Borchert 
und  der   Brush  Electrical  Engineering  Comp,    ebenfalls    (16,1  und 

i)  Dabei  ist  besonders  zu  beachten,  dass  Mitte  der  70er  Jahre  und  1882  der  Bonus 
einen  wesentlich  höheren  Anteil  am  Gewinn  darstellte,  als  je  zuvor  (s.  o.  S.  190J. 
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16,9  bezw.  12  und  10V2  Proz.  in  den  zwei  günstigsten  Jahren),  über- 
dies wurde  bei  der  letzteren  90  Proz.  der  Arbeit  im  Zeitlohn  ver- 
richtet. Die  Bemessung  der  Individualanteile  erfolgte  in  diesen  vier 
Fällen  ')  entsprechend  der  Wichtigkeit  der  Arbeit  der  einzelnen 
Partizipanten  d.  h.  proportional  den  Löhnen. 

Die  Auszahlung  erfolgte  bei  der  Brush  Iilectrical  Engineering 
Company  und  Godchaux  wenigstens  zur  Hälfte ,  bei  Bord  und 
Borchert  ganz  bar. 

Wir  konstatieren  also,  dass  in  sämtlichen  7  Fällen,  in  denen 
die  Bedeutung  der  Arbeit  für  das  finanzielle  Ergebnis  des  Unter- 
nehmens von  geringer  Bedeutung  ist,  ein  positiver  Erfolg  der 
Gewinnbeteiligung  in  der  Richtung  verbesserter  Arbeitsleistungen 
nicht  zu  verzeichnen  ist,  dass  in  drei  von  diesen  Fällen  indess  die 
Verhältnisse  derart  gelagert  sind,  dass  dieser  Misserfolg  auch  aus 
anderen  Gründen  resultieren  kann,  bei  vieren  ist  dies  letztere  nicht 
wahrscheinlich. 

Die  soeben  betrachteten  10  Fälle  bestätigen  also  den  ja  auch 
a  priori  sehr  verständlichen  Zusammenhang  zwischen  Einfluss  der 
Arbeit  auf  den  Ausfall  des  finanziellen  Betriebsergebnisses  und 
Einfluss  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Arbeitsleistungen, 

Wieweit  wir  in  der  Annahme  eines  solchen  Zusammenhanges 
gehen  dürfen,  wird  sich  aus  der  Vergleichung  der  weiteren  Fälle 
ergeben. 

Da  sind  zunächst  sechs  Fälle,  bei  denen  wir  einen  entschie- 
denen Erfolg  verzeichnen  dürfen,  bei  denen  allen  es  mehr  oder 
minder  sicher  scheint,  dass  die  an  die  Arbeiter  gezahlten  Ge- 
winnanteile oder  auch  noch  mehr,  durch  deren  verbesserte 
Leistungen  wieder  hereingekommen  sind:  die  South  Metro- 
politan Gas  Company,  die  Druckerei  Robert  Martin, 
die  Wagenfabrik  B  r  e  w  s  t  e  r,  die  Kupferstechei-ei  und  lithographi- 
sche Druckerei  Ga  rau  d  e  (vorm.  Gast  e),  das  Schneidergeschäft 
Rogers  und  endlich  die  Porzellanfabrik  von  Nyon. 
In  der  S  o  u  t  h  M e  t  r  o  p  o  I  i  t  a  n  G  a s  Co  m  p  a  n  y  (S.  155) 
mit  ihren  3— 4000  Angestellten  sind  es  namentlich  die  stokers,  d.  h. 
die  in  der  Gasfabrikation  beschäftigten  Arbeiter,  die  durch  ver- 
besserte Leistungen  und  Material-  (Kohlen-)  Ersparnis  die  aus- 
bezahlten Gewinnanteile  wieder  wett  machen. 

i)  Bei  Godchaux  war  dies  wenigstens  für  den  bar  ausbezahlten  Teil  der  P'all; 
bei  Borchert  kam  neben  der  Höhe  noch  die  Art  der  Entlohnung  (Stücklohn  oder 
Zeitlohn)   in  Betracht. 
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Bei  den  Ziffern,  die  seinerzeit  für  die  Bedeutung  der  Kohlen- 
rechnung und  der  Produktionskosten  des  Gases  im  Rechnungs- 
abschhiss  der  Gesellschaft  angegeben  wurden,  finden  wir  es  daher 
erklärlich,  wenn  die  Gesellschaft  mitteilt,  den  ganzen  Gewinnan- 
teil von  5  Jahren,  40000  Pfund,  in  Form  von  billigerer  Arbeit 
wieder  zAirückbekommen  zu  haben. 

Auch  in  der  Druckerei  Robert  Martin  (S.  168)  gestaltetete 
sich  die  Gewinnbeteiligung  zu  einem  Erfolg.  In  diesem  kleinen  Un- 
ternehmen, in  dem  die  Löhne  der  8  Angestellten  40  Proz.  der  ge- 
samten Ausgaben  repräsentieren,  können  die  Angestellten  durch 
Materialersparnis,  bessere  Arbeit,  achtsame  Behandlung  der  Ma- 
schinen etc.  die  Gewinnste  sehr  beeinflussen.  In  der  That  hat 
Herr  Martin  denn  auch  bessere  Leistungen  und  Materialerspar- 
nisse —  wenn  auch  trotz  Zeitlohns  nicht  mehr  Arbeit  —  als  Er- 
folg der  Gewinnbeteiligung  zu  verzeichnen  gehabt. 

Bessere  Arbeit,  geringere  Materialverschwendung  hatten  auch 
Rogers  (S.    152)  und  Brewster  (S.    154)  zu  verzeichnen. 

Bei  Garaude  (S.  175)  machen  die  Löhne  vierzig  Proz.  des 
Werts  der  Produkte  aus.  Der  Erfolg  war  auch  hier  ein  sehr  guter. 
Bessere,  schnellere  Arbeit,  geringere  Materialverschwendung  und 
Ausstossung  der  weniger  guten  Elemente  durch  das  natür- 
liche Drängen  der  Arbeiter  selbst  wird  berichtet  Herr  Gaste 
bekam  so  ein  Elitepersonal,  mit  dem  er  schwierigere  Arbeiten  aus- 
führen kann,  an  die  man  sich  früher  nicht  hatte  wagen  dürfen. 

In  ganz  anderer  Richtung  lag  der  Erfolg  im  sechsten  P'all, 
in  der  P  o  r  z  e  1 1  a  n  f  a  b  r  i  k  von  Nyon  (S.  189).  Dieses  Un- 
ternehmen war  durch  schlechte  Leitung  an  den  Rand  der  Liqui- 
dation gebracht  worden  und  unter  dem  Personal  war  Disziplinlosig- 
keit eingetreten.  Der  Aufschwung  des  Geschäftes  stammte  nicht  von 
der  Gewinnbeteiligung  allein,  sondern  vor  allem  von  der  neuen 
vorzüglichen  Leitung.  In  der  Hand  dieser  neuen  Leitung  aber  war 
die  Gewinnbeteiligung  ein  vorzügliches  Mittel  die  Disziplin  der 
Arbeiterschaft  wieder  herzustellen.  Der  Bonus  war  hier  wie  es 
scheint  ziemlich  beträchtlich,  7  — lO  Proz.  der  Löhne,  die  Bemes- 
sung der  Individualanteile  erfolgte  proportional  den  Löhnen,  die 
Auszahlung  in  barem. 

Eine  Verbesserung  der  Arbeitsleistung  nach  Qualität  oder 
Quantität  wird  hier  nicht  berichtet,  indessen  ist  zu  beachten,  dass 
wo  angängig,  die  Arbeiter  im  Stücklohn  standen  und  auch  Qua- 
Htätsprämien  erhielten  ^). 
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Wir  konstatieren  also ,  dass  in  fünf  Fällen ,  in  denen  nach 
der  Natur  des  Unternehmens  der  Arbeit  ein  Einflusss  auf  die 
Gestaltung  der  finanziellen  Betriebsergebnisse  zukommt,  die  Ge- 
winnbeteiligung zu  verbesserter  Arbeitsleistung  und  geringerer 
Materialverschwendung  in  der  Art  geführt  hat,  dass  durch  die 
gezahlten  Gewinnanteile  der  Profit  des  Unternehmens  nicht  ver- 
kürzt oder  sogar  etwas  vermehrt  worden  ist.  Die  Lohnmethode 
war  in  drei  Fällen  Zeitlohn,  in  zweien  ist  sie  nicht  bekannt.  In 
einem  der  fünf  Fälle  wurde  der  Bonus  nicht  bar  ausbezahlt;  hier 
war  er  besonders  hoch  (5,7—17,3  Proz.  der  Löhne).  In  einem 
der  Fälle  war  der  Bonus  von  mittlerer  Höhe  (3 — 7  Proz.  der 
Löhne),  in  den  übrigen  drei  Fällen  klein  (2V'2 — 5  Proz.,  3V2  Proz., 
3 — 5  Proz.,  3V2  Proz.).  Die  Auszahlung  in  diesen  vier  Fällen  er- 
folgte bar^);  die  Individualanteile  bemassen  sich  überall  propor- 
tional den  Löhnen. 

Indem  wir  dieses  Ergebnis  bei  den  fünf  erwähnten  P'ällen 
feststellen,  hüten  wir  uns  wohl,  es  zu  verallgemeinern.  Durchaus 
nicht  immer  hat  die  Gewinnbeteiligung  unter  gleich  günstigen 
Verhältnissen  zu  gleich  günstigen  Ergebnissen  geführt. 

Da  ist  zunächst  der  Fall  der  Crystal  Palace  District 
Gas  Company  (S.  161)  ;  die  Erfahrungen  dieser  Firma  erstrecken 
sich  nur  auf  zweieinhalb  Jahre  ^),  sind  indes  zu  einer  Vergleichung 
mit  den  Ergebnissen  der  South  Metropolitan  Gas  Company  ganz 
besonders  geeignet,  da  die  Bedingungen  für  die  Wirksamkeit  des 
Systems  ganz  analoge  sind.  Der  einzige  Unterschied,  der  in  den 
Berichten  hervorgetreten  ist,  bedeutet  eine  zift"ernmässig  sich  noch 
prägnanter  ausdrückende  Bedeutung  der  Arbeit  für  das  finan- 
zielle Betriebsergebnis  der  Crystal  Palace  District  Gas  Comp,  als 
es  bei  der  grossen  Schwestergesellschaft  der  P"all  ist  ■*). 

Im  übrigen  liegt  uns  in  den  Zeugenaussagen  der  Herren  Li- 
vesey  und  Carpenter  vor  der  Royal  Commission  on  Labour  aus 
dem  Mai  1892  ebenfalls  ein  Bericht  über  die  Wirksamkeit  des 
South  Metropolitan   Gas  Comp.  Schemas  in  den  ersten 


i)  Der  Fall  D  e  b  e  r  n  y  (S.  171)  muss  hier  ausgeschieden  werden,  weil  die  Verbes- 
serung der  Leistungen  offenbar  zum  grössten  Teil,  wenn  nicht  ganz,  eine  Folge  der  An- 
ziehungskraft ist,  die  das  System  fortgesetzt  auf  die  besten  Arbeitskräfte  ausübt. 

2)  Bezüglich  der  South  Metropolitan  Gas  Co.  s.  indes   das  Genauere  S.   l6o. 

3)  Februar  1894  bis  Oktober   1S96. 

4)  Siehe  die  oben  S.  161  und  S.  156  mitgeteilten  Ziffern  über  die  Löhne  für 
stoking. 
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zwei  und  ein  halb  Jahren^)  vor,  so  dass  wir  in  der  Lage  sind, 
nur  völlig  Vergleichbares  zu  vergleichen. 

Herr  Livesey  behauptete  schon  vor  der  Royal  Commission, 
dass  die  Arbeit  seit  Einführung  der  GewinnbeteiHgung  besser  als 
je  verrichtet  werde.  So  pflegten  die  Retortenmänner  früher  ihre 
Arbeit  sich  dadurch  zu  verringern,  dass  sie  die  Retorten  nicht 
genügend  mit  Kohlen  füllten  2).  Jetzt  thun  sie  darin  unaufge- 
fordert ihr  Bestes  ^). 

Die  Kohlenträger,  die  die  Retorten  einzufüllen  haben,  waren 
gewohnt,  beim  Gebrauch  ihrer  Eimer  und  sonstigen  Werkzeuge 
unachtsam  umzugehen,  und  auch  Kohlen  zu  verschütten;  kommt 
jetzt  noch  etwas  derartiges  vor,  so  erfolgt  seitens  der  Kollegen 
sofort  Remedur:  »Das  darf  nicht  sein;  das  schadet  unserm  Ge- 
winnbeteiligungsschema ^).« 

Herr  Carpenter,  seit  18  Jahren  Ingenieur  der  Gesellschaft 
auf  den  Vauxhall-Werken,  bestätigte,  dass  die  Leute  ein  intelli- 
gentes Interesse  an  ihrer  Arbeit  nehmen  *)  dass  er  mehrmals  von 
Arbeitern  auf  Mittel  und  Wege  aufmerksam  gemacht  worden  sei, 
auf  denen  die  Arbeit  billiger  als  bisher  gemacht  werden  könne  ^) 
und  dass  die  Arbeit  seit  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  fröh- 
licheren Geistes  und  mit  besserem  Willen  als  zuvor  verrichtet 
wird  ^).  Früher  hatte  es  z.  B.  immer  Anstände  gegeben  und 
Strafen,  weil  die  Arbeiter  die  Kohle,  wenn  sie  in  die  Retorte 
eingefüllt  war,  nicht  so  verteilten,  dass  auch  der  heisseste  Teil 
der  Retorte  gefüllt  war;  die  Kohle  blieb  immer  an  der  der  At- 
mosphäre zugekehrten  Front  überhäuft  liegen,  was  eine  Ver- 
schwendung bedeutete.  Nachdem  die  Gewinnbeteiligung  einge- 
führt war,  hat  man  das  bloss  einmal  zu  sagen  gebraucht  und 
seitdem  geschieht  es  ohne  weitere  Erinnerungen  '). 

So  konnte  Herr  Livesey  schon  im  Mai  1892  der  Royal 
Commission  on  Labour  eine  Berechnung  produzieren,  wonach  die 
Arbeitslöhne  für  Gasbereitung  pro  Tonne  Kohlen  in  einer  anderen 
grossen  Londoner  Gasgesellschaft,  der  Commercial  Gas  Company 
um  5  d.  höher  kommen  als  in  der  South  Metropolitan  Gas  Co. 
bei  nominell  gleichen  Lohnsätzen  ^). 

Und  in  der  Crystal  Palace  District  Gas  Comp,  bei 


i)  Sept.  1889  bis  Mai  1892.  2)  Evid.  Vol.  III  (Group  C)  26943. 

3)  ib.   26  961,  wie  ein  Mitglied  des  Gewinnbeteiligungskomites  erzählt  hat. 

4)  ib.   26  965.  5)  ib.  26  966,   z.  B.    von    Zimmerleuten ,     wie    am    Bauholz 
gespart  werden  könne.  6)  ib.   26972.  7)  ib.  26969.  8)  ib.  26952  —  4. 


Die  Gewinnbeteiligung  etc.  20^ 

völlig  gleich  und  teilweise  noch  günstiger  gestalteten  Verhält- 
nissen ist  das  Resultat? 

Weder  Verbesserungen  in  der  Qualität  noch  in  der  Quantität 
sind  eingetreten. 

»Ich  bedaure«,  schreibt  der  Ingenieur,  Herr  Candon  ,  »dass 
die  Gewinnbeteiligung  nicht  so  weit  geht,  den  Leuten  mehr  In- 
teresse an  ihrer  Arbeit  zu  nehmen.« 

Der  Bonus  hatte  in  der  South  Metropolitan  Gas  Company 
im  ersten  und  zweiten  Jahr  5  und  5  Prozent  der  Löhne,  in  der 
Crystal  Palace  District  Gas  Comp.  4  und   5   Prozent    betragen  ^). 

Ein  völlig  negatives  Resultat  ist  auch  zu  verzeichnen  in  der 
kleinen  Druckerei  N  e  w  m  a  n  and  S  o  n  (S.  169). 

Die  sämtlichen  (20)  Angestellten  dieses  Geschäfts  stehen  in 
Zeitlöhnen;  die  Einzelanteile  des  Bonus  bemessen  sich  propor- 
tional den  Löhnen,  die  Auszahlung  des  Bonus  erfolgt  bar.  Man 
sieht,  in  allen  diesen  Einzelheiten  entspricht  der  Fall  genau  dem 
oben  betrachteten  P'all  Robert  Martin.  Während  aber  hier  der 
Unternehmer  über  die  ersten  drei  Jahre  (ebenso  wie  über  die 
darauf  folgende  Zeit)  nur  Günstiges  zu  berichten  wusste,  ist  bei 
Newman  aller  Erfolg  ausgeblieben ;  und  doch  betrug  der  Bonus 
bei  Robert  Martin  im  Durchschnitt  der  ersten  drei  Jahre  2,8  Proz, 
der  Löhne,  bei  Newman  3,3   Proz. 

Von  besonderem  Interesse  ist  in  diesem  Zusammenhange 
endlich  das  Ergebnis  der  Gewinnbeteiligung  in  der  Halle 'sehen 
Maschinenfabrik  (S.  142). 

Die  (600 — 700)  Angestellten  dieses  Unternehmens  wären  nach 
dem  Zeugnis  des  Direktors  der  Fabrik  in  der  Lage,  die  Gewinne 
wesentlich,  ja,  wie  es  heisst ,  »ausserordentlich«  zu  beeinflussen. 
Zwar  sind  sie,  mit  Ausnahme  der  Hilfsarbeiter,  ohnehin  schon 
im  Stück  entlohnt,  dennoch  aber  könnten  sie  durch  P"Ieiss ,  aus- 
gezeichnete und  akkurate  Arbeit,  durch  sparsamen  Umgang  mit 
dem  Material,  gegenseitige  Kontrolle  den  Gewinn  des  Unter- 
nehmens ausserordentlich  vermehren. 

Bedeutenden  Konjunkturschwankungen  ist  das  Unternehmen 
nicht  unterworfen,  wie  die  seinerzeit  mitgeteilten  Ziffern  über  die 
Gewinnanteile    ergeben.     Der    Bonus    ist    ziemlich  hoch  (7V2    bis 


i)  In  der  Crystal  Palace  District  Gas  Co.  wird  die  Hälfte  des  Bonus  festgelegt ; 
hierin  kana  die  Ursache  des  Misserfolgs  nicht  liegen  ,  denn  dies  geschieht  seit  1S94 
auch  bei  der  grossen  Mehrheit  der  Leute  von  der  South  Metropolitan  Gas  Co.  und 
doch  dauern  hier  die  günstigen  Erfolge  fort. 
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lo  Proz.  der  Löhne)  und  wird  bar  ausbezahlt.  Dennoch  ist  durch 
die  Gewinnbeteiligung  selbst  eine  Verbesserung  der  Arbeits- 
leistungen nach  Quantität  oder  Qualität,  oder  eine  grössere  Ma- 
terialersparnis oder  ein  schonenderer  Umgang  mit  Maschinen 
nicht  erreicht  worden.  Soweit  in  diesen  Dingen  eine  Besserung 
zu  konstatieren  war ,  ist  sie  nach  ausdrücklichem  Bemerken  des 
Direktors  erst  eine  Folge  der  durch  die  Gewinnbeteiligung  er- 
zielten grösseren  Stabilität  gewesen. 

Allerdings  ist  nun  gerade  hier  die  Organisation  der  Gewinn- 
beteiligung nicht  die  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Produktions- 
interesses günstigste.  Die  Einzelanteile  bemessen  sich  nämlich 
nicht  nach  der  Höhe  des  vom  einzelnen  Partizipanten  bezogenen 
Lohns,  was  in  der  Regel  bedeuten  wird :  nach  der  Bedeutung 
seiner  Arbeit  für  das  Produktions-Interesse ,  sondern  praktisch 
bekommen  drei  Viertel  der  Partizipanten  gleiche   Anteile  ^). 

Allein  dieser  Umstand  vermag  das  Ausbleiben  aller  Erfolge 
in  diesem  sonst  so  günstig  gelagerten  Fall  wohl  nur  teilweise 
zu  erklären. 

Das  Ergebnis  der  bisher  geführten  Vergleichung  ist  demnach  : 
Unter  neun  Fällen ,  in  denen  erwiesenermassen  den  Arbeitern 
eine  wesentliche  Beeinflussung  der  Profite  durch  besonders  gute 
Leistungen  oder  verbesserte  Disziplin  möglich  war,  hat  die  Ge- 
winnbeteiligung in  sechs  Fällen  die  Arbeiter  zu  energischer  Aus- 
nützung dieser  Möglichkeit  geführt,  in  drei  Phallen  sie  aber  gänz- 
lich unbeeinflusst  gelassen. 

Wir  haben  bis  jetzt  nur  solche  Falle  betrachtet ,  in  denen 
die  Gewinnbeteiligung  entweder  auch  nicht  den  geringsten  Erfolg 
betr.  verbesserte  Leistungen  hatte,  oder  in  denen  dieser  Erfolg  ein 
entschiedener  war;  in  einer  grossen  Anzahl  von  Fällen  aber  hat 
die  Gewinnbeteiligung  auf  verbesserte  Leistungen  zw^ar  einige 
Wirkung  geübt,  jedoch  eine  mehr  oder  minder  bescheidene,  so 
dass  auf  diesem  Wege  wenigstens  die  den  Arbeitern  zugewen- 
deten Gewinnanteile  für  den  Unternehmer  nicht  wieder  herein- 
gekommen sind. 

So  wurden  nur  »Einige«  vom  System  beeinflusst  bei  J.  Mackay 
and  Co.   (S.   175);  dieser  geringe  Itrfolg    ist  durch  die  Kleinheit 


i)  Theoretisch  ist  allerdings  der  Bonus  nach  dem  Dienstalter  abgestuft,  indes  nur 
für  die  noch  nicht  drei  Jahre  Beschäftigten;  die  übrigen  bekommen  gleiche  Anteile. 
Im  Jahre  1893  hatten  drei  Viertel  des  Personals  eine  Beschäftigungszeit  von  drei  Jahren 
oder  darüber  hinter  sich. 
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des  Bonus  (ungefähr  2  Proz.  der  Löhne)  völlig  erklärlich  und 
bleibt  daher  für  die  weitere  Betrachtung  vorläufig  ausgeschieden. 

Ein  partieller  Erfolg  in  dem  eben  besprochenen  Sinn  ist  auch 
der  Fall  Thomas  Bush  i  11  and  Sons  (S.  177).  Es  ist  seinerzeit  aus- 
führlich geschildert  worden,  welchen  Einfluss  hier  das  System  auf 
die  Arbeitsleistungen  hatte.  Herr  Bushill  konnte  eine  Reihe  von  gün- 
stigen Beobachtungen  konstatieren  und  bezeugen,  dass  das  ganze 
Personal  seitdem  in  versciiiedener  Weise  sein  grösseres  Interesse 
am  Geschäft  bethätigte.  Kurzum,  man  gewinnt  einen  sehr  befrie- 
digenden Eindruck  von  der  Wirksamkeit  des  Systems  und  doch 
hat  Herr  Bushill  die  seinen  Angestellten  zugewendeten  Beträge 
nur  teilweise  durch  bessere  und  billigere  Arbeit  hereinbekommen 
und  also  finanziell  an  der  Gewinnbeteihgung   verloren. 

Wie  hoch  hier  die  Bonusbeträge  waren,  ist  nicht  genau  be- 
kannt; man  weiss  nur,  dass  sie  höher  als  6  Proz.  der  Löhne 
waren.  Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den 
Löhnen,  die  Auszahlung  erfolgt  nur  zu  einem  Drittel  bar;  zwei 
Drittel  werden  in   einer  Alterskasse  verzinslich  angelegt. 

Bedeutenden  Schwankungen  der  Konjunktur  ist  dieses  Ge- 
schäft nicht  ausgesetzt. 

Nicht  allzugross  scheint  der  Erfolg  in  einem  anderen  Buch- 
bindergeschäft, bei  Betty  and  Sons  zu  sein.  (S.  176).  Wenigstens 
wird  das  »vermehrte  Bestreben,  verdorbene  Arbeit  und  Zeit-  und 
Materialverschwendung  zu  vermeiden«  erst  in  dritter  Linie  er- 
wähnt. In  erster  Linie  befriedigte  es  die  Unternehmer,  dass  die 
Gewinnbeteiligung  die  Beziehungen  verbesserte  und  den  Arbeiter 
davon  überzeugte,  dass  seine  wahren  Interessen  ihn  enger  mit 
seinem  Arbeitgeber  als  mit  »aussenstehenden  Agitatoren^-  ver- 
binden. Auch  haben  die  Herren  Betty  and  Sons  die  Gewinnbe- 
teiligung gegen  Kapitalbeteiligung  aufgegeben ,  die  »noch  viel 
besser«  sei.  Der  Bonus  war  hier  annähernd  5  Proz.  ;  die  Indivi- 
dualanteile bemassen  sich  proportional  den  Löhnen,  die  Auszah- 
lung erfolgte  bar. 

Bei  Betty  and  Sons  waren  sämtliche  Angestellte  im  Zeitlohne 
beschäftigt,  bei  Bushill  and  Sons  war  es  nicht  ganz  die  Hälfte. 

Sowohl  Bushill  and  Sons  als  Betty  and  Sons  erwähnen,  dass 
die  Gewinnbeteiligung  ihnen  die  besten  Arbeitskräfte  zuführt  und 
sichert  —  ein  Moment,  das  ebenfalls  an  sich  schon  die  Qualität 
der  gesamten  geleisteten  Arbeit  auf  eine  höhere  Stufe  zu  heben 
geeignet  ist. 


2o6  Dr    Rudolf  Einhauser  ; 

Eine  Verbesserung  der  Arbeit  wird  ferner  berichtet  von  der 
Imprimerie  Chaix  (S.  i66);  der  Bonus  wurde  bis  1895  zu  einem 
Drittel  bar  ausbezahlt,  die  Individualanteile  bemassen  sich  propor- 
tional den  Löhnen.  Der  Bonus  war  ziemlich  hoch  (7 — 10  Proz.),  aber 
auch  bedeutenden  Schwankungen  ausgesetzt  (bis  zu  25  Proz.  und 
I  Proz.).  Auch  hier  steht  aber  die  Verbesserung  der  Arbeit  keines- 
wegs in  erster  Linie,  die  Befriedigung  der  Unternehmer  bezieht 
sich  vor  allem  auf  die  Unterstützung,  die  der  Bonus  für  das  Bud- 
get seiner  Arbeiter  bedeutet,  ferner  auf  ihr  Fernhalten  von  Streiks. 
Und  im  Bericht  vom  Jahr  1895  ^) ,  in  dem  die  Organisation  des 
Geschäfts  mit  aller  Ausführlichkeit  beschrieben  ist,  findet  sich 
unter  den  Resultaten  nur  die  Erwähnung  guter  Beziehungen  und 
die  Fernhaltung  von  Streiks  ^), 

Eine  Verbesserung  der  Arbeit  ist  ferner  auch  konstatiert 
bei  Büttner-Thierry  (S.  174);  in  dieser  kleinen  Schrift- 
giesserei  erhielten  die  27  Angestellten  jährliche  Gewinnanteile, 
die  von  1595  Fr.  bis  1965  Fr.  schwankten,  also  von  mittlerer 
Höhe  waren.  Die  Individualanteile  bemassen  sich  propor- 
tional den  Löhnen ;  die  Auszahlung  erfolgte  zu  einem  Drittel 
bar.  Die  Gewinnbeteiligung  hat  dem  Unternehmer  den  Dienst 
gethan,  ihn  »mit  einer  gewissen  Anzahl  von  Angestellten 
und  Arbeitern  zu  umgeben,  mehr  bestrebt  als  früher,  gut  zu  pro- 
duzieren«. Es  ist  nicht  gesagt,  ob  das  erreicht  wurde,  indem  die 
Gewinnbeteiligung  bessere  Arbeitskräfte  anzog  und  festhielt,  oder 
die  Arbeit  des  alten  Personals  verbesserte  '^). 

Ein  partieller  Erfolg  trat  auch  ein  bei  der  Fabrik  für  Bleiar- 
beiten, Dachdeckerei  etc.  Barbas,  Tassart  &  Balas  (S.  144) 
Der  Bonus  war  hier  von  beträchtlicher  Durchschnittsgrösse  (10 '/2  "/o 
der  Löhne),  wurde  jedoch  nur  zur  Hälfte  bar  ausbezahlt.  Die  In- 
dividualanteile bemassen  sich  proportional  den  Löhnen  ;  die  An- 
gestellten waren  teils  im  Tagelohn,  teils  im  Stücklohn  beschäf- 
tigt.   Partizipanten  w-aren  nur  ein  beschränkter,  auserlesener  Kreis. 


l)  Bulletin  de  la  Participation   1895. 

2)  desgleichen  gelang  es  mir  nicht,  mehr  Auskunft  zu  bekommen. 

3)  Ausdrücklich  wrd  in  diesem  Fall  betont,  dass  die  Grösse  des  Gewinns  nicht 
nur  von  den  Arbeitsleistungen,  sondern  auch  wesentlich  von  einer  geschickten  Ge- 
schäftsleitung ,  ferner  den  Schwankungen  im  Diskont  der  aufgenommenen  Kapitalien 
auf  den  Wertschwankungen  der  auf  Lager  befindlichen  Produkte  abhängt.  Im  übrigen 
erreichen  die  Schwankungen  in  den  Gewinnen,  wie  aus  den  Ziffern  der  Bonusbeträge 
hervorgeht,  keine  allzu  grosse  Ausdehnung. 
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Auf  Grund  einer  zwölfjährigen  Erfahrung  konnte  Herr  Goffinon 
bessere  Arbeit,  Materialersparnis  und  mehr  Aufmerksamkeit  für 
die  Kunden  konstatieren ;  immerhin  seien  die  Resultate  noch  nicht 
diejenigen,  wie  er  sie  erwarte. 

Bei  Perrot t  &  Perrot  (S.  151)  wird  Sorgfalt  und  Sparsamkeit 
im  Gebrauch  des  Materials  erwähnt,  üer  Bonus  betrug  hier  im 
Durchschnitt  der  Berichtsjahre  11,3  °/o  der  Löhne,  schwankte  aber 
beträchtlich  ;  die  Auszahlung  erfolgte  zur  Hälfte  bar,  die  Bemes- 
sung der  Individualanteile  proportional  den  Löhnen.  Besonders 
aufopfernd  zeigten  sich  hier  die  Angestellten  gelegentlich  eines 
Brandunglücks.  »Viel  grösser  sind  unsere  Gewinne  seit  der  Ein- 
führung der  Gewinnbeteiligung  nicht  geworden.« 

Ziemlich  unbestimmt  lautet  der  Bericht  bei  Ro wntree  and 
Sons.  (S.  133).  Der  Bonus  betrug  hier  1890—93  4  Proz.  der 
Löhne,  seitdem  nur  mehr  V^ — iV'^  Wochenlöhne,  ebenfalls 
zur  Hälfte  bar  ausbezahlt.  Die  Individualanteile  bemessen  sich 
proportional  den  Löhnen.  Sowohl  1894  als  1896  berichtete  die 
Firma  fast  gleichlautend:  »Wir  denken,  das  System  ist  von  Wert 
gewesen  für  die  Förderung  von  Eifer  und  Energie«. 

Bei  William  Cussons  (S.  182)  heisst  es:  »Die  schlechten 
Arbeiter  sind  schlecht  geblieben ,  die  guten  sind  besser  gewor- 
den«. Der  Bonus  betrug  6^/i  und  8  Proz.  der  Löhne,  die  Indivi- 
dualanteile bemassen  sich  proportional  den  Löhnen ,  die  Aus- 
zahlung erfolgte  bar.  Die  Angestellten  stehen  sämtlich  in  Zeit- 
löhnen ;  die  meisten  Angestellten  sind  mit  Zehnpfundaktien  am 
Geschäftskapital  beteiligt  ^). 

Die  beiden  zuletzt  besprochenen  Fälle  gehören  nur  zum  Teil 
dem  Gebiet  der  Manufaktur,  zum  andern  Teil  dem  Handel  bezw. 
Transportgewerbe  an^). 


1)  Dass  die  ölionomische  Wirksamkeit,  bezw.  die  finanzielle  Rentabilität  von  den 
Unternehmern  mit  skeptischen  Augen  betrachtet  wird,  ergibt  ausser  der  oben  citierten 
Feststellung  auch  die  Bemerkung,  mit  der  sie  die  Erörterung  der  ökonomischen  Wirk- 
samkeit schliessen:   »Wir  betrachten  das  Prinzip  als  ein  Prinzip  des  Rechts.« 

2)  In  den  eben  bezeichneten  acht  Fällen  ist  der  Erfolg  der  Gewinnbeteiligung  als 
ein  mehr  oder  minder  bescheidener  bezeichnet  worden.  Damit  soll  eine  ungefähre  Abgren- 
zung dieser  Fälle  gegen  die  vorher  besprochenen  Fälle  mit  grossem  Erfolg  und  gegen  die 
gleich  zu  besprechenden  Fälle  totalen  Misserfolgs  bezeichnet  werden.  Ziffernmässig  lassen 
sich  freilich  solche  Thatsachen  wie  die  Wirkung  des  Systems  auf  den  Arbeitseifer  we- 
der hier  noch  dort  feststellen  ;  dennoch  geben  Anhaltspunkte  verschiedener  Art  ein  Bild 
von  der  Grösse  des  Erfolgs.  Gewiss  sind  die  Berichte  der  verschiedenen  Unternehmer 
nicht  immer  vergleichbar;  die  Berichterstatter  gehen  von  verschiedenen  Hoffnungen  und 
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Lassen  wir  die  8  Fälle  ^) ,  in  denen  die  eben  beschriebenen 
massigen  Erfolge  zu  verzeichnen  waren,  noch  einmal  vorüberziehen, 
so  ergibt  sich  :  Der  Bonus  war  in  zwei  Fällen  von  mittlerer  Grösse; 
(4  Froz.,  5  Proz.),  in  einem  Fall  schwankten  die  Durchschnitts- 
beträge zwischen  44  und  72  Fr.  pro  Partizipant,  in  den  anderen 
fünf  waren  die  Beträge  von  beträchtlicher  Grösse  (über  6  Proz., 
67* — 8  Proz.,  7  —  10  Proz.,  lo'/s  Proz.,  11,3  Proz.  der  Löhne);  in 
sechs  Fällen  erfolgte  die  Auszahlung  nur  zu  einem  Drittel  oder 
zur  Hälfte  bar ;  die  Entlohnungsmethode  ist  in  vier  Fällen  nur 
Zeitlohn,  in  zwei  Fällen  teils  Zeit-  teils  Akkordlohn,  in  zweien 
unbekannt.  Die  Individualanteile  bemessen  sich  in  allen  8  Fällen 
proportional  den  Löhnen. 

Die  übrigen  (7)  bisher  unbesprochen  gebliebenen  Fälle  ge- 
hören zur  Kategorie  solcher  Fälle,  bei  denen  das  Eintreten  einer 
Wirkung  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Arbeitsleistungen  als 
zweifelhaft  zu  bezeichnen  ist,  und  solcher,  bei  denen  die  Hauptmasse 
der  Partizipanten  unbeeinflusst  blieb. 

Als  zweifelhaft    muss    das    Eintreten    einer  Wirkung  gelten  -) 


Zielen  aus,  drücken  sich  nach  Temperament  emphatischer  oder  nüchterner  aus ,  und 
sehen  vor  allem  die  thatsächlichen  Erfolge  mit  verschiedenen  Augen.  Dass  eine  Meinungs- 
äusserung über  die  Erfolge  des  Systems  stets  irgendwelche  subjektive  Bestandteile  in  sich 
aufgenommen  hat,  ist  schon  bei  der  ausführlichen  Berichterstattung  über  die  einzelnen 
Fälle  verschiedentlich  hervorgetreten.  Denn  unerklärlich  bliebe  sonst  der  Uebergang 
vom  höchsten  Optimismus  einer  Berichtsperiode  zum  entschiedensten  Pessimismus  in 
der  unmittelbar  darauffolgenden.  Auch  fehlt  es  nicht,  wie  wir  gesehen  haben,  an  Bei- 
spielen,  dass  unter  dem  Eindruck  der  später  eingetretenen  Ernüchterung  der  frühere 
günstige  Bericht  auch  für  die  damalige  Berichtsperiode   desavouiert  wird-. 

Immerhin  ist  eine  objektive  Feststellung  der  ungefähren  Grösse  des  Erfolgs  mög- 
lich; wenn  einem  und  demselben  Fragesteller  vom  Unternehmer  A  die  verbesserten 
Leistungen  ausführlich  und  mit  Nachdruck  beschrieben  werden  und  die  günstige  Wir- 
kung auf  die  Gewinnste  ausdrücklich  bemerkt  wird,  während  Unternehmer  B  aber  bloss 
im  Laufe  der  verschiedenes  Andere  berührenden  Erörterung  das  »Bestreben,  bessere 
Arbeit  zu  liefern«  erwähnt,  wird  man  mit  Recht  annehmen,  im  Falle  A  seien  die  Er- 
folge grösser  als  im  Falle  B,  besonders  wenn  im  letzteren  mit  Nachdruck  auf  anderen 
Wirkungen  verweilt  wird.  Es  ist  auch  nicht  zu  vergessen  ,  dass  bezüglich  der  Wir- 
kung der  Gewinnbeteiligung  auf  den  Arbeitseifer  stets  ausdrückliche  und  teilweise  auch 
detaillierte  Fragen  gestellt  worden  sind.  Ferner  wurde  den  Unternehmern  die  aus- 
drückliche Frage  gestellt  (und  zwar  von  verschiedenen  Fragestellern),  ob  die  verbes- 
serten Leistungen  einen  teilweisen  oder  ganzen  Ersatz  der  als  Gewinnanteile  ausbe- 
zahlten Summen  darstellen. 

1)  zu  denen  noch,  wie  erwähnt,  der  Fall  Mackay  tritt,  bei  dem  der  Bonus  sehr 
minimal  war. 

2)  ausser  in  den  bereits  oben  S.  195  u.  198  erledigten  Fällen  Arrovvsmith  und 
Brush  Electrica!  Engineering  Co. 
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bei  der  Bäckerei  Robert  Mc  Vitie  und  in  der  Maschinen-  und 
Kesselfabrik:  Ross  &  Duncan. 

Bei  Ross  &  D  u  n  c  a  n  (S.  140)  war  der  zur  Auszahlung 
gelangende  Bonus  so  minimal  (ein  Viertel  bis  i  Wochenlohn), 
dass  dadurch  allein  das  Ausbleiben  aller  Erfolge  erklärt  wäre. 
Dieser  Fall  scheidet  aus  diesem  Grunde  aus  der  weiteren  Be- 
trachtung aus. 

Die  (5)  Fälle,  in  denen  die  Hauptmasse  der  Partizipanten 
unbeeinflusst  blieb  ^),  sind:  Petillat  (S.  138),  Mc  Vitie  and 
Price  (S.  180),  Western  Tanning  Company  (S.  190), 
Waltham  Bros.  (S.  192),  Clark's  Bread  Company  (S.  182). 

Bei  Robert  Mc  Vitie  (S.  181),  wo  das  Eintreten  einer  Wir- 
kung auf  den  Arbeitseifer  als  möghch  ,  ja  glaublich ,  aber  doch 
zweifelhaft  bezeichnet  wurde,  sind  sämtliche  (48 — 65)  Angestellten 
in  Zeitlöhnen  beschäftigt ;  der  Bonus  betrug  6 — 7V2  Proz,  der 
Löhne,  wurde  proportional  den  Löhnen  verteilt  und  bar  ausbe- 
zahlt, und  zwar  halbjährlich. 

In  diesem  Falle  wurde  konstatiert,  dass  bezüglich  der  Wirk- 
samkeit der  Gewinnbeteiligung  im  allgemeinen  gilt,  dass  die  Re- 
sultate in  den  ersten  Jahren  sichtbarer  als  seitdem  gewesen  sind. 

Die  Verhältnisse  dieses  Falles  sind  nicht  sehr  abweichend 
von  denjenigen  Fällen,  wo  die  Gewinnbeteiligung  nur  einige  unter 
den  Partizipanten  zu  beeinflussen  vermochte. 

Die  Bonusbeträge  in  diesen  Fällen  betrugen  5,  5,  4V2  und 
7 — 9  Prozent  der  Löhne  und  80 — 102  Fr.  pro  Person,  waren 
also  überwiegend  beträchtlich.  Die  Bemessung  der  Individual- 
anteile geschah  durchweg  proportional  den  Löhnen,  die  Auszah- 
lung erfolgte  in  den  drei  Fällen,  in  denen  die  Bonusbeträge  die 
relativ  niedrigsten  sind,  ganz,  in  zwei  zur  Hälfte  bezw.  zu  ^k  bar, 
die  Entlohnungsmethode  war  in  drei  Fällen  für  sämtliche  Ange- 
stellte reiner  Zeitlohn ,  im  vierten  waren  V*  der  Angestellten  im 
Stück  und  im  fünften  Falle  wurde  80  Proz.  der  Arbeit  im  Stück 
entlohnt.  In  zwei  Fällen  war  auf  Grund  der  das  erste  bezw.  die 
ersten  zwei  Jahre  umfassenden  Erfahrung  ein  günstiger,  davon  in 
emem  Falle  sogar  ein  sehr  günstiger  Bericht  erstattet  worden,  in 
sämtlichen  Fällen  leisten  die  Arbeiter  durchaus  nicht  nach  der 
Ansicht  der  Unternehmer  ihr  Bestes  und  überall  wäre  ihnen  durch 
grössere  Anstrengungen  bezw.  mehr  Interesse  für  gute  und  billige 


i)  ausser  dem  oben  (S.  205)  erwähnten  Fall    Mackay. 
Zeitschrift   für  die  geä.  Staatswissensch.   1898.   i.  2. 
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Produktionsmethoden  eine  Beeinflussung  der  Gewinne  wohl  mög- 
lich. Dass  in  diesen  Fällen  die  Arbeit  keine  aussergewöhnlich 
kleine  Rolle  bei  der  Bemessung  der  Gewinne  spielt,  ergiebt  sich 
auch  aus  der  Natur  der  betreffenden  Unternehmungen,  die  auch 
keineswegs,  wie  die  Ziffern  der  Gewinnanteile  zeigen,  besonderen 
Konjunkturschwankungen  ausgesetzt  sind. 

Im  Folgenden  soll  eine  andere  Gruppierung  unseres  Materials 
versucht  werden ;  wir  sehen  dabei  ab  von  denjenigen  Unternehm- 
ungen, in  denen  die  Arbeit  für  das  finanzielle  Betriebsergebnis  eine 
exceptionell  grosse  Rolle  spielt,  sowie  von  denjenigen  Fällen,  in 
denen  sie  hiefür  eine  sehr  zurücktretende  Bedeutung  besitzt,  ferner 
von  allen  denjenigen  Fällen,  in  denen  der  Bonus  besonders  klein 
ist  (d.  h.  bis  höchstens  2  Proz.  der  Löhne  beträgt),  endhch  von 
allen  denjenigen  Fällen ,  in  denen  die  Individualanteile  sich  auf 
Grundlage  der  Stabilität   bemessen. 

Das  unten  gruppierte  Material  umfasst  also  bloss  solche  Fälle, 
in  denen  der  Arbeit,  wie  sich  bei  der  seinerzeitigen  Schilderung  des 
Falles  ergeben  hat,  eine  Beeinflussung  der  Gewinne  möghch  ist, 
und  in  denen  der  Bonus  sich  proportional  den  Löhnen  auf  die 
Partizipanten  verteilt  (mit  einer  einzigen  Ausnahme ,  in  der  drei 
Viertel  der  Partizipanten  gleiche  Anteile  bekommen). 

Diese  —  für  eine  Wirksamkeit  der  Gewinnbeteiligung  also  be- 
sonders günstigen  —  Verhältnisse  liegen  in  23  Fällen  vor. 

A.  Sämmtliche  Partizipanten  sind  im  Zeitlohn  beschäftigt. 

Erfolg 

entschiedener  Misserfolg 
entschiedener  Erfolg 
entschiedener  Erfolg 
partieller  Erfolg 
entschiedener  Misserfolg 
partieller  Erfolg 
entschiedener  Misserfolg 
entschiedener  Erfolg 
zweifelhaft 
partieller  Erfolg 
entschiedener  Misserfolg 
entschiedener  Erfolg 
•         partieller  Erfolg 

entschiedener  Misserfolg 
5j — 17,3  —  entschiedener  Erfolg 

B.  Ein  Teil  der  Partizipanten  ist  im  Stücklohn  beschäftigt. 


Höhe  des  Bonus 

Sofort  bar 

in  "jo  der  Löhne 

ausbezahlt 

3,3 

3.3 

3V2 

3V2 

3-5 

3—5 

4 

2 

4—5 

4-5 

5 

5 

5 

5 

3-7V2 

3-7V2 

6-7V2 

6-7V2 

6^'4-8 

6V4-8 

7-9 

2,8-3,6 

7—10 

7-10 

11,3 

5>7 

80 — 102  fr. 

40—51  fr. 
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Höhe  des  Bonus 
in  7o  der  Löhne 

Sofort  bar 
ausbezahh 

Erfolg 

10V2 
über  6») 

7V2-io^) 

472") 

5*) 

5V4 
ein  Drittel 

7V2-10 

4V2 
5 

partieller  Erfolg 
partieller  Erfolg 
entschiedener  Misserfolg 
entschiedener  Misserfolg 
entschiedener  Misserfolg 

C.  Das  Entlohnungssystem  ist  unbekannt. 

44 — 72  fr.  44 — 72  fr.  partieller  Erfolg 

7 — 1072  2,3 — 3,5  partieller  Erfolg 

3I/2  3'/2  entschiedener  Erfolg 

Es  ist  schon  jetzt  von  Interesse,  daraufhinzuweisen,  dass  ein 
entschiedener  Erfolg,  was  verbesserte  Arbeitsleistung  betrifft,  nur 
in  Fällen  zu  konstatieren  ist,  in  denen  sämtliche  Partizipanten  Zeit- 
löhne beziehen  ^),  dass  er  aber  keineswegs  in  allen  diesen  Fällen  zu 
konstatieren  ist  (in  der  obigen  Tabelle  in  5  unter  15);  im  übrigen 
wird  die  Verwertung  der  Tabellen  später  erfolgen. 

Um  zusammenzufassen : 

Ein  besonders  grosser  Erfolg  ist  dort  eingetreten,  wo  die  Ar- 
beit eine  ganz  besonders  grosse  Rolle  im  Geschäftsbetrieb  spielt, 
das  war  in  3  von  den  40  Fällen  *').  In  diesen  Fällen  hat  die  Ge- 
winnbeteiligung wesentlich  zum  Aufschwung  des  Geschäfts  bei- 
getragen. 

Einen  kleineren  Erfolg,  aber  immerhin  einen  finanziellen  Er- 
folg oder  zum  mindesten  keine  finanzielle  Einbusse  für  den  Unter- 
nehmer bedeutete  die  Gewinnbeteiligung  in  sechs  weiteren  Fällen  ''), 
und  zwar  in  fünf,  indem  sie  zu  besseren  Leistungen  und  Material- 
ersparnissen führte  und  in  einem  daneben  zur  Verdrängung  schlech- 
terer Arbeitskräfte,  im  sechsten,  indem  sie  ein  Hilfsmittel  zur  Wie- 
derherstellung der  durch  schlechte  Geschäftsleituog  zu  Grunde  ge- 
gangenen Disziplin  bildete. 

In  den  übrigen  30*)  Fällen  sind  die  den  Arbeitern  zuge- 
wandten Gewinnanteile  durch  verbesserte  Arbeitsleistungen  aner- 

i)  Zwei  Drittel  der  Angestellten  sind  im  Stücklohn  oder  in  progressivem  Lohn 
beschäftigt. 

2)  Auf  vier  Stückarbeiter  kommt  ein  Zeitarbeiter;  hier  erhalten  ^-t  der  Partizi- 
panten gleiche  Anteile. 

3)  Ein  Viertel  der  Angestellten  ist  im  Stücklohn  beschäftigt. 

4)  80  Proz.  der  geleisteten  Arbeit  ist  Stückarbeit. 

5)  und  ausserdem  in  einem  Fall,    in  dem  das  Entlohnungssystem  unbekannt  ist. 

6)  Nayrolles,   Briggs,  Boureiff. 

7)  South  Metropolitan  Gas  Comp.,  Robert  Martin,  Brewster,  Garaud^  (vorm.  Gaste), 
Rogers,   Porzellanfabrik  von  Nyon, 

8)  Der  Fall  Deberny  muss  hier  ausser  Betracht  gelassen  werden  (s.  ob.  S.  201  Anm.  i). 
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kanntermassen  oder  sehr  wahrscheinlich  niclit  (xler  nur  teilweise 
wieder  hereingekommen. 

Von  den  Fällen  totalen  Misserfolgs  ist  bei  i  Fall  ^)  neben 
einer  ungünstigen  Organisation  (Auszahlung  auf  Grund  der  Länge 
der  Dienstzeit)  der  Wirksamkeit  der  Gewinnbeteiligung  infolge 
eines  allgemein  durchgeführten  Prämiensystems  kein  Spielraum 
mehr  gelassen,  in  3  Fällen  ^)  war  der  Bonus  sehr  klein  (unter  3 
Proz.  der  Löhne)  und  zugleich  die  Bedeutung  der  Arbeit  für  das 
finanzielle  Betriebsergebnis  sehr  zurücktretend,  in  4  Fällen  ^)  lag 
lediglich  die  zurücktretende  Bedeutung  der  Arbeit,  in  2  Fällen  *) 
lediglich  eine  minder  günstige  Organisation  (Abstufung  der  Indi- 
vidualanteile nach  der  Länge  der  Dienstzeit)  vor. 

Eine  derartige  Organisation  kam  ausserdem  nur  noch  in  i 
anderen  Falle  vor  ^)  und  hier  war  das  Eintreten  eines  Erfolges 
als  zweifelhaft  zu  bezeichnen. 

Desgleichen  kamen  minimale  Bonusbeträge  ausser  in  den 
schon  erwähnten  Fällen  noch  in  2  Fällen  vor  und  hier  war  das 
einemal  ^)  der  Erfolg  auf  »einige«  Partizipanten  beschränkt,  das 
andremal  '')  das  Eintreten  des  Erfolgs  als  zweifelhaft  zu  bezeichnen. 

Ausserdem  trat  in  8  Fällen  ^j  ein  partieller  Erfolg  ein,  ohne 
dass  jedoch  anzunehmen  wäre,  es  seien  hier  die  den  Arbeitern  zu- 
gewandten Bonusbeträge  durch  verbesserte  Leistungen  wieder  ganz 
hereingekommen,  in  5  weiteren  Fällen  ^)  blieb  sogar  die  Haupt- 
masse der  Partizipanten  unbeeinflusst,  in  einem  weiteren  Fall  '") 
wurde  das  Eintreten  eines  Erfolges  zweifelhaft  gelassen  und  in 
dreien  *^)  wurde  die  Abwesenheit  alles  Erfolges  konstatiert. 

In  diesen  17  Fällen,  die  sich  also  sämtlich  unter  dem  Gesichts- 
punkte der  Wirksamkeit  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Arbeits- 
leistung als  ein  mehr   oder   minder  grosser  finanzieller  Misserfolg 

i)  Dognin. 

2)  Braun  &  Bloem,  Thomasson,  Holmes. 

3)  Godchaux,  Bord,  Brush  Electrical  Engineering  Comp.,  Borchert. 

4)  Fabrilc  chemischer  Produkte,  J.  Johnston. 

5)  Arrowsmith. 

6)  Mackay. 

7)  Ross  &  Duncan. 

8)  Büttner-Thierry,  Bushill  and  Son,   Petty  and  Son,   Chaix,  Barbas  &  Co.,   Perrott 
and  Perrott.  Rowntree,  W.  Cussons. 

9)  Petillat,  Mc.  Vitie  and  Price,  Western  Tanning  Co.,  Waltham  Bros,  Clark 's 
Bread  Co. 

10)  Robert  Mc.  Vitie, 

1 1 )  Newman  and  Son,  Halle'sche  Maschinenfabrik,  Crystal  Palace  District  Gas  Co. 
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darstellen  ,  waren  die  Bedingungen  für  die  Wirksamkeit  des  Sy- 
stems —  was  Möglichkeit  der  Beeinflussung  der  Gewinne  durch 
die  Arbeiter,  Höhe  des  Bonus,  Modus  der  Zuwendung,  Art  der 
Auszahlung,  Lohnsystem  betrifft  —  ebenso  günstige,  meist  sogar 
günstiger  als  in  jenen  6  Fällen ,  in  denen  die  Gewinnbeteiligung 
einen  finanziellen  Erfolg  bedeutete. 

Wir  konstatieren  also,  dass  unter  dem  Gesichtspunkte  ver- 
besserter Arbeit  die  Gewinnbeteiligung  unter  39  Fällen  in  9  Fällen 
ein  finanzieller  Erfolg  war  oder  wenigstens  keine  finanzielle  Ein- 
busse  bedeutete,  in  den  übrigen  30  Fällen  hat  sie  nicht  vermocht, 
einen  den  gezahlten  Gewinnanteilen  entsprechenden  Mehrgewinn 
auf  dem  Wege  verbilligter  Arbeit  zu  schaffen  und  zwar  war  sie 
bald  ein  totaler,  bald  ein   partieller  Misserfolg. 

Kleinheit  des  Bonus  (bis  3  Proz.  der  Löhne  im  Maximum) 
oder  ungünstige  Organisation  des  Systems  (Bemessung  der  In- 
dividualanteile nach  der  Länge  der  Dienstzeit)  oder  zurücktre- 
tende Bedeutung  der  Arbeit  für  das  finanzielle  Betriebsergebnis 
oder  mehrere  dieser  Momente  zugleich  lagen  vor  in  13  Fällen; 
für  die  üb  r  igen  Fälle  partiellen  oder  totalen  Misserfolgs  gilt:  Es 
betrug  der  durchschnittliche  Bonus  7mal  bis  5  Proz.  der  Löhne,  6mal 
bis  10  Proz.,  einmal  zwischen  44 — 72  Fr.  pro  Person,  einmal  durch- 
schnittlich zwischen  80 — 102  Fr.  pro  Person,  2mal  10 — 11-^/2  Proz. 
der  Löhne  (in  den  9  erfolgreichen  Fällen  sind  die  Zahlen  :  in  3 
Fällen  bis  5  Proz. ,  in  3  Fällen  bis  10  Proz. ,  in  einem  Fall  bis 
17,3  Proz.,  in  2  Fällen  bis  30  Proz.);  die  Individualanteile  bemas- 
sen  sich  in  allen  Fällen  ausgenommen  einen  einzigen,  proportional 
den  Löhnen,  die  Auszahlung  erfolgte  in  10  Fällen  ganz,  in  den 
übrigen  wenigstens  teilweise  sofort  bar,  das  Lohnsystem  war  in 
10  Fällen  reiner  Zeitlohn,  in  5  Fällen  war  ein  Teil  der  Partizi- 
panten  im  Stücklohn  entlohnt,  in  2  Fällen  ist  es  unbekannt. 

2)  Einfluss  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Stabilität  der 
Angestellten. 

Stabilisierung  der  am  Gewinn  beteiligten  Arbeiter  wird  als 
eine  Wirkung  der  Gewinnbeteiligung  berichtet  von  Nayrolles,  Bord, 
Bordiert,  Bushill,  Rogers,  Robert  Mc.  Vitie,  Halle'sche  Maschinen- 
fabrik, Deberny  ^),  Garaude,  Fabrik  chemischer  Produkte,  Dognin, 
Godchaux,  Barbas  &  Cie.,  Petillat,  Chaix. 


1)  In    diesem  Fall    wird    auch    die    Anziehungskraft    der    Gewinnbeteiligung    auf 
bessere  Arbeitskräfte  erwähnt.    Dies  ist  bei  der  Höhe  des  Bonus  (7V2  Proz.  der  Löhne) 


oiA  Dr.    Rudolf  Einhauser: 

Diese  Stabilisierung  ist  unter  folgenden  Bedingungen  erreicht 
worden  : 

Bei  Dognin  (S.  148)  und  in  der  Fabrik  chemischer 
Produkte  (S.  163)  sind  die  Individualanteile  abgestuft  nach 
der  Länge  der  Dienstzeit. 

Bei  der Halle'schen  Maschinenfabrik  (S.  142)  ist 
der  Bonus  nach  der  Dienstzeitlänge ,  mit  einem  Maximalbetrag 
bei  3  Jahren ,  abgestuft ,  daneben  bestehen  Dienstaltersprämien 
in  Form  von  Weihnachtsgeschenken. 

Bei  Gaste  (Garaude)  (S.  175)  fliesst  der  ganze  Bonus 
in  eine  Kassa ,  aus  der  nach  20jähriger  Dienstzeit  Auszahlungen 
gemacht  werden. 

Bei  G  o  d  c  h  a  u  X  (S.  170),  P  e  t  i  1 1  a  t  (S.  138)  und  B  a  r  b  a  s 
&  C  o,  (S.  144)  fliesst  die  Hälfte  des  Bonus  in  eine  Kasse,  aus  der 
erst  nach  50  Lebens-  und ,  bezw.  oder ,  20  Dienstjahren  Auszah- 
lungen erfolgen. 

Bei  freiwilligem  Verlassen  der  Arbeit  gehen  bei  Garaude 
Godchaux  und  Barbas  &  Co.  alle  Ansprüche  verloren.  Bei  Petil- 
lat  dann  ,  wenn  nicht  eine  mindestens  dreijährige  Dienstzeit  vor- 
ausgegangen ist. 

Bei  D  e  b  e  r  n  y  (S.  171)  fliesst  der  ganze  Bonus  in  eine  Al- 
terskasse, aus  der  vom  50,  Lebensjahre  ab  Pensionen  bezogen 
werden.  Bei  Verlassen  der  Arbeit  vor  diesem  Zeitpunkte  erleiden 
die  Ansprüche  auf  diese  Kassa   bedeutende  Abstriche. 

Bei  C  h  a  i  X  (S.  166)  fliesst  ^)  ein  Drittel  in  eine  Alterskassa, 
aus  der  nach  60  Lebensjahren  oder  nach  20  Dienstjahren  Aus- 
zahlungen erfolgen.  Wer  vorher  freiwillig  die  Arbeit  niederlegt, 
verliert  dieses  Drittel. 

Ferner  ist  bei  Chaix  und  Barbas  &  Co. ,  um  überhaupt  zu- 
gelassen zu  werden,  eine  3jährige  Dienstzeit  erforderlich. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  demnach  die  Organisation  der  Ge- 
winnbeteiligung die  eines  Dienstprämiensystems.  Wir  müssen  da- 
her verzichten,  die  hier  eingetretene  Stabilisierung  der  am  Gewinn 
beteiligten  Angestellten  als  eine  der  Gewinnbeteiligung  als  solcher 
eigentümliche  Wirkung  zu  bezeichnen ;  denn  die  Erfahrung  lehrt 
uns  allenthalben ,  dass  Dienstprämien  an  sich  schon  allein  die 
Wirkung  haben,  das  Personal  ans  Geschäft  zu  fesseln. 


nicht  als  ein  spezifischer  Erfolg  des  Systems  anzusprechen,  da  eine  solche  An- 
ziehungskraft besonders    guten  Arbeitsbedingungen    als   solchen    innezuwohnen   pflegt. 
i)  In  dieser  Weise  war  die  Organisation  bis  1895  gestaltet. 
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Diese  9  Fälle  scheiden  damit  aus  der  weiteren  Betrachtung  aus  ^). 

Wenn  wir  im  übrigen  die  Bedingungen  ins  Auge  fassen,  unter 
denen  die  Gewinnbeteiligung  zur  Stabilisierung  des  Personals  ge- 
führt hat,  so  ergibt  sich,  dass  der  Bonus   betragen  hat: 

3 — 5  Proz.  der  Löhne  ^) ,  über  6  Proz.  ^) ,  6 — 7^2  Proz. '*), 
5 — 16  Proz.  ^),   5 — 22  Proz.  ^),  30  Proz.  ^). 

Mit  Ausnahme  von  einem  Fall  ^)  wurde  er  in  allen  diesen 
fünf  Fällen  sofort  ganz  in  barem  Gelde  ausbezahlt. 

Der  Bonus  bedeutete  in  diesen  Fällen  also  eine  überwiegend 
sehr  beträchtliche  Erhöhung  des  Lohns  und  kam  mit  einer  einzi- 
gen Ausnahme  den  Partizipanten   sofort    unmittelbar  zu  Genüsse. 

B.  L  a  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t. 

a)  Die  einzelnen  Anwendnngsfalle. 

(1847)  von  Thünen,  Tellow  b.  Türkow.  Mecklenburg-Schwerin.  Böhmert  II  S.  i  ff.) 

Gutsbesitzer. 

Alle  Arbeiter  auf  Tellow  stehen  im  Zeitlohn ;    Prämien    werden  keine  bezahlt "). 

Die  Bonusberechnung  ist  seit  1847  folgende  : 

Wenn  der  Reingewinn*")  des  Gutes  eine  bestimmte  Summe  (früher  5500  Thlr. 
jetzt  18  000   M.)  übersteigt,  erhält  jeder  Partizipant   V2   Proz.  des  Ueberschusses. 

Berechtigt  sind:  alle  arbeitsfähigen,  mit  Mann  und  Frau,  eventuell  Dienstboten, 
für  das  Gut  arbeitenden  Bewohner  des  Dorfes  Tellow,  sofern  sie  sich  im  Besitz  einer 
Wohnung  befinden,  die  Deputatisten  (Statthalter,  Vorhäker,  Holzwärter,  Stellmacher, 
Kuhhirten),  der  Schullehrer,  der  Schäfer,  der  Weber,  der  Schmied  (Beteiligung  an 
der  Ernte  vorausgesetzt),  endlich  die  Knechte,  deren  Frauen  ein  Haus  im  Dorfe  be- 
wohnen, zusammen  22  Personen. 


1)  Unter  diesen  9  Fällen  befindet  sich  einer,  in  dem  die  durch  das  System  aus- 
geübte Anziehungskraft  auf  gute  Arbeitskräfte  und  die  Stabilisierung  derselben  die  Ge- 
winnbeteiligung zu  einem  finanziellen  Erfolg  gemacht  hat  (Deberny). 

2)  Rogers  (S.  152).  3)  Bushill  (S.  177).  4)  Robert  Mc.  Vitie  (S.  181). 
5)  Borchert  (S.  188).         6)  Bord  (S.  189).         7)  Nayrolles  (S.  145). 

8)  Bushill ;  hier  wird  nur  ein  Drittel  bar  ausbezahlt ,  während  die  anderen  zwei 
Drittel  in  eine  Alterskasse  fliessen;  die  Ansprüche  auf  diese  zwei  Drittel  gehen  bei 
Verlassen  des  Geschäfts  nicht  verloren. 

9)  Brief.  10)  Als  Einnahmen  figurieren  die  Erträge  : 

a.  von  allen  Früchten  (Korn  aller  Art,  Oelfrüchte,   Kleesamen,   Kartoffeln); 

b.  von   dem   verkauften  Holz; 

c.  von  der  Schäferei; 

d.  von  der  Holländerei  (Kuhhaltung)  und  Schweinezucht,  endlich  der  eventuelle 
Mehrwert  des  toten  und  lebenden  Inventars  gegen  das  Vorjahr, 

Als  Ausgaben  kommen  zur  Rechnung:  die  Barausgaben  für  den  Ankauf  von 
Produkten  oder  Vieh ,  für  Kraftfutter  oder  künstlichen  Dünger ,  die  Kriegssteuern 
oder  Kriegskosten ,  der  Mehrbetrag  über  die  erhaltene  Entschädigung  bei  Brand- 
unglück,   event.  Minderwert  des  Inventars  gegen  das  Vorjahr, 
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Dr.   Rudolf  Einhau 


Die  Individualanteile  betragen,  wie  erwähnt,  je  '/2  Proz.  des  Ueberschusses  und 
nach  ihrer  Zahl  bemisst  sich  der  Gesamtbonus. 

Die  Auszahlung  erfolgt  in  eine  Sparkasse,  wo  die  Beträge  zu  4Y6  Proz.  verzinslich, 
beiderseits  unkündbar,  liegen  bleiben  ,  solange  der  Berechtigte  nicht  60  Jahre  alt  ist 
oder  stirbt,  in  welch  letzterem  Falle  die  "Witwe  das  Kapital  erhält. 

Die  Zinsen  werden  jedes  Jahr  auf  Weihnachten  bar  ausbezahlt. 

Beim  Fortzug  werden  ebenfalls  nur  nach  wie  vor  die  Zinsen  ausbezahlt  und  wird 
das  Kapital  nicht  früher  fällig. 

Es  wurden  in   diese  Alterssparkasse  überwiesen  pro  Familie: 


M.  Pf. 

M.  Pf. 

M.  Pf. 

1847/48 

31.  80 

1864/65 

97.  08 

1881/82 

78.  00 

1848/49 

29.  16 

1865/66 

5-  70 

1882/83») 

125-  44 

1849/50 

56.  62 

1866/67 

30.  00 

1883/84 

61.  27 

1850/51 

63.  84 

1867/68 

84.  86 

1884/85 

80.  00 

1851/52 

42.  48 

1868/69 

79.  68 

1885/86 

84.  94 

1852/53 

34-   32 

1869/70 

73-  98 

18S6/87 

75-  36 

1853/54 

70.  74 

1870/71 

81.  42 

1887/88 

98.   14 

1854/55 

137.  22 

1871/72 

89.  58 

1888/89 

66.  86 

1855/56 

82.  92 

1872/73 

80.  58 

1889/90 

106.  59 

1856/57 

103.  08 

1873/74 

39.  54 

1890/91 

55-  51 

1857/58 

86.  16 

1874/75 

89.  64 

1891/92 

50.  00 

1858/59 

86.  64 

1875/76 

16.  08 

1892/93 

96.  20 

1859/60 

87.  48 

1876/77 

—    — 

1893/94 

67.  12 

1860/6 1 

92.  28 

1877/78 

19.  50 

1894/95 

31.  12 

1861/62 

33-  48 

1878/79 

13.  00 

1895/96 

20.  00 

1862/63 

151-   56 

1879/80 

50.  00 

1863/64 

155-  52 

1880/81 

88.  CO 

Wie  diese  Ziffern  zeigen,  überschreiten  die  jährlichen  Zinsbeträge  bei  solchen, 
die  schon  viele  Jahre  auf  dem  Gut  arbeiten,  schon  seit  langem  die  Gewinnanteile 
massiger  Jahre. 

Resultate: 

Der  Enkel  des  Begründers  der  Gewinnbeteiligung,  des  Joh.  Heinr.  von  Thünen, 
schrieb  1877  an  Böhmer t: 

»Die  Einrichtung  hat  sich  gut  bewährt  und  die  von  meinem  Grossvater  gehofften 
Früchte  getragen,  wenigstens  bei  der  Mehrzahl  der  Leute.« 

1.  Der  Anteil  fesselt  die  Leute  an  das  Gut  —  da  ja,  wie  erwähnt,  beim  Fort- 
zug das  Kapital  nicht  etwa  früher  fällig  wird  als  sonst. 

2.  Es  schreckt  vor  Diebstahl  und  dgl.  zurück. 

3.  Verringert  die  Armenlast  des  Guts ,  indem  es  dem  Arbeiter  ein  sorgenfreies 
Alter  schafft. 

4.  Schafft  gemeinsame  Interessen  des  Gutsherrn  und  der  Arbeiter  und  dadurch 
ein  besseres  Verhältnis  zwischen  beiden  Teilen. 

Anfänglich  sollen  die  Meisten  mit  der  Auszahlung  bloss  der  Zinsen  nicht  recht 
zufrieden  gewesen  sein ;  dies  ist  jetzt,  nachdem  die  Zinsen  schon  höher  als  die  An- 
teile in  massigen  Jahren  sind,   anders  geworden. 

November  1896  bestätigte  mir  Herr  A.  v.  Thünen  die  Fortdauer  aller  dieser 
Erfolge  bis  auf  den  heutigen  Tag  und  erwähnte  noch,  dass  »mit  mehr  Freude  und 
besser  gearbeitet  wird  und  Ausschreitungen  und  Widersetzlichkeiten  ferngehalten 
werden.« 


i)  Von   hier  ab:  Brief. 
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(1887  — 1896)  Le  domaine  de  Monthorin  (lUe  et  Viliaine).  (Tromhert,  Les 
Applications  de  la   Participation  i8q6  S.    159  ff.) 

Pachtgüter  des  Grafen  Lariboisiere.      160  ha,  24  Farmen. 

Im  Jahre  1887  begann  Graf  Lariboisiere  seine  Farmen,  deren  Einkünfte  auf  ein 
Minimum  gesunken  waren,  von  grund  aus  neu  zu  organisieren. 

Es  wurden  zwei  grosse  Dampfbutterkammern  erbaut,  die  Ställe  mit  Kühen  und 
Färsen  der  besten  Milchrasse,  der  Jerseyrasse  gefüllt  —  Oktober  1891  belief  sich  die 
Zahl  auf  1000  —  und  den  Pächtern  aufgegeben,  möglichst  viel  Milch  zu  produzieren. 

Der  Pächter  hatte  keinen  Pachtschilling  mehr  zu  bezahlen,  und  sämtliche  Pro- 
dukte der  Farm  wurden  ihm  überlassen  mit  Ausnahme  der  Produkte  der  Ställe.  Ueber 
diese  wurden  folgende  Bestimmungen  getroffen : 

I.  Sämtliche  Milch  ist  abzuliefern  und  wird  den  Pächtern  mit  5  '/-'  Ct.  pro  Liter 
im  Winter,  mit  47-2  Ct.  im  Sommer  bezahlt. 

Der  Pächter  erhält  ein  Drittel  und  sein  Personal  ein  Sechstel  vom  Wert  der  auf 
der  Farm  geborenen  Tiere.  Diese  Summen  erhalten  sie,  wenn  die  Tiere  verkauft  werden. 

n.  Wenn  der  Reinertrag  des  Buttererlöses  folgende  Beträge  übersteigt:  den 
früheren  Pachtschilling,  die  dem  Pächter  für  die  abglieferte  Milch  bezahlte  Summe, 
Zinsen  und  Amortisation  des  Betriebskapitals ,  so  fällt  ein  Viertel  des  Ueberschusses 
an  den  Pächter  und  ein  Viertel  an  dessen  Personal. 

Von  diesem  Gewinnanteil  des  Personals  fliesst  ein  Teil  auf  manchen  Farmen  in 
eine  Alterskassa. 

Die  Anzahl  der  Dienstboten  ist  auf  den  verschiedenen  Farmen  verschieden  gross, 
je  nachdem  mehr  oder  weniger  Getreide  gebaut  wird  und  die  Pächterfamilie  mehr 
oder  weniger  zahlreich  ist.  Man  kann  indes  durchschnittlich  pro  5  ha.  einen  (stän- 
digen) Dienstboten  berechnen  *). 

In  zwei  oder  drei  Monaten  des  Jahres  kommen  dazu  noch  Taglöhner  als  Aus- 
hilfskräfte *). 

Nur  die  ständigen,  d.  h.  auf  ein  Jahr  gedungenen  Dienstboten  sind  am  Gewinn 
beteiligt.  Dieselben  erhalten  vom  Pächter  Kost  und  Logis,  ferner  die  Knechte  einen 
Jahreslohn  von  300  Fr.,  die  Mägde  150 — 200  Fr.  Dazu  kommen  noch  Gratifika- 
tionen des  Verpächters*). 

Ueber  die  verteilten  Beträge  auf  den  ersten  11  Farmen  gibt  die  Tabelle  auf 
S.  218  Auskunft  -) : 

Die  Neuorganisierung  erstreckte  sich  vom  Oktober  1888  bis  Januar  1892  auf 
weitere  37  Farmen, 

Resultate  : 

Ein  Bericht  aus  dem  Jahre  1891^)  besagt: 

>Vor  dem  neuen  Regime  waren  die  Pächter  entmutigt,  verzichteten  auf  die  Be- 
stellung —  es  ging  eine  grosse  landwirtschaftliche  Krisis  voraus  —  die  Felder  waren 
auf  dem  Weg  zu  veröden.  Heute  geniessen  die  Familien  auf  der  Domäne  Monthorin 
einen  exceptionellen  Wohlstand.  Der  Eigentümer  hat  nicht  nur  seine  Einkünfte  ver- 
mehrt, er  hat  sich  auch  die  Achtung  und  die  Sympathie  des  ganzen  Landes  erobert. 
Der    dumpfe    latente  Antagonismus    von    früher    in  dem  Verhältnis  zwischen  ihm  und 

i)  Brief. 

2)  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die  erste  Farm:  Retenue  de  Monthorin,  nicht 
mit  Pächtern  bewirtschaftet  ist. 

3)  Aus  der  Feder  von  Louis  Herv6,  Direktors  der  Gazette  des  Campagnes,  abge- 
druckt bei   Trombert  S.  159  ff. 


) 
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als  An- 

Butter      Tieren 

i 
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ters 
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: 

Retenue  de  Monlhorin 

1886-87 



— 







760- 





(24  hectares) 

1887—88 

— 

— 

— 

— 

— 

895  — 

— 

— 

1888-89 

— 

— 

— 

— 

— 

1.050  — 

— 

— 

1889-90 

— 

— 

— 

— 

— 

I.160  — 

160  — 

— 

1890-91 

— 

— 

— 

— 

— 

1.230  — 

250  — 

Grand  Monlhorin  (34  h.) 

1886—87 

4.52245 

1.260  — 

5-78245 

2.70245 

2.870  — 

210  — 

— 

2.270  — 

■ 

1887—88 

4-487  75 

1.35920 

5.84675 

2.871  20 

2.96175     190  — 

— 

■ — 

1888-89 

6.53760 

1. 142  90 

7.680  50 

4-45515 

2-96535 

260- 

— 

1889—90 

7-60985 

94080 

8.55065 

5.14260 

3.068  05 

240- 

100  — 



1890—91 

7.670  10 

1.20390 

8.874- 

5.29020 

3-16380 

290- 

130- 

La  Rouletiere  (27  hect.) 

1886—87 

4.72685 

973- 

5.67985 

2.78615 

2.71370 

180- 

_ 

2.270  — 

1 

— 

1887—88 

5-07765 

1.57320 

6.65085 

3-43645 

2.974  40]     240  — 

— 

— 

1888-89 

7.495  80 

1.261  80 

8.75760 

5.072  20 

3.17540;     360  — 

150- 

— 

1889  —  90 

8.74935 

820  10 

9-56945 

536955 

3.58990:     410  — 

200  — 

— 

1890-91 

8.56860 

1-873  15 

10.441  75 

6.000  55 

3-73170     470  — 

240  — 

La  Berhais  (23  hect.) 

1886—87 

2.33115 

451- 

2.78215 

90180 

1.81035        70  — 

_ 

1.540^ 

— 

1887-88 

2.867  20 

1.428  80 

4.296  — 

2.07645 

2.07455^     145  — 

— 

— 

1888—89 

4.14060 

41490 

4.55550 

2.62215 

1-79835]     135  — 

— 

— 

1889—90 

4.07655 

51280 

4.58935 

2.623  40 

1.83095]     135- 

— 

— 

1890-91 

4-52390 

81765 

5-34155 

3-323- 

1.868551     150  — 

— 

La  Vallee  (23  hect.) 

1887-88 

2.57860 

93860 

3-51720 

1.42440 

1.962  80 

130- 

— 

1-530- 

—                     11888-89 

4.12545 

65610 

4.78155 

2.75785 

1.868  70 

155  - 

— 

— 

1889-  90 

4-340  40 

63020 

4.970  20 

2.94015 

1.S6005 

170  — 

— 

— 

1890-91 

4-535- 

97880 

5-51380 

3.32880 

1.985  - 

200  — 

Grande  Colimoniere  (21h.) 

1887—88 

2.013  20 

56560 

2.57880 

88025 

1-638  55 

60  — 

1.380- 

_ 

1888—89 

2.913  20 

34620 

3.25940 

1-61395 

1.56545 

80- 



— 

1889  —  90 

4.472  55I    77010 

5-242  65 

3.057  80 

1.92485'    180  — 

80- 

- 

1890—91 

4-73885 

850  50 

5.58930 

3.277  80 

1-95  150 

230- 

130- 

La  BerhaudaisD(i9  hect.) 

1887-88 

1.862  30 

48780 

2.35010 

708  10 

1.582  60 

60  — 

_ 

1.300- 

— 

1888-89 

3-338  60 

772  — 

4.11060 

2.343  60 

1.677  30 

90  — 

— 

— 

1889—90 

3.79410 

383- 

4.17710 

2-539  35 

1-547  75 

90  — 

— 

1890—91 

4-51855 

52375 

5.042  30 

3.10305 

1.74925!      HO  — 

80- 

LaBerhaudaisC(i6hect,) 

1887—88 

1.76010 

44480 

2.204  90 

79665 

1-338  251      70- 

~~ 

I.IOO- 

— 

1888-89 

2.89845 

488- 

3-39645 

1-955  45 

1-356— i      85- 

— 

1889—90 

3.48975 

686  — 

1  4-175  75 

2.57960 

1.466 15       80  — 

1    50  — 

1 

— 

1890—91 

3-84575 

320  90 

^  4.16665 

2.60345 

1.43320       85  — 

!  45- 

1 

Petit  Cohmoniere  (18  h.) 

1887—88 

2.040  — 

51570 

:  2.55570 

973  80 

1.52 190I      60  — 

— 

1 . 1 00  -  : 

— 

1888-89 

2.780  20 

53220 

3.31240 

1-715- 

1.52740!      70- 

_ 

— 

1889—90 

3-233  45 

41050 

i  3-64395 

2.087  10 

'1.48685       70- 

— 

— 

1890—91 

3-48445 

4776c 

3.962  05 

2.2847s 

1.55730     HO  — 

,  10 — 

Hauts-Champs  (11  hect.) 

1887—88 

1.28035 

5456c 

1.82595 

49405 

ii.28i9oj      50  — 

1 .000  - 

— 

j!  1888— 89 

2.384  10 

472- 

2.856 10 

1.52865 

1-257  35j      70- 

— 

1 

— 

;i889-90 

3-01975 

3496c 

3-36935 

2.07785 

1.22150,      70  — 

— 

1 

— 

1890—91 

3.15420 

205  2C 

3-359  4C 

2.072  5c 

1.206  90       80  — 

— 

Godard    (8  hect.) 

{1887-88 

1.04025 

4664c 

)j    1.506  65 

4512c 

'1.00545       50- 

— 

760- 

— 

1888-89 

1.685  20 

2562c 

)     1.9414c 

956- 

1    93540       50- 

— 

I 

—                     11 1889— 90 

1-91775 

1     507  IC 

)    2.42485 

1.3258c 

)' 1.0 19  85       80  — 

— 

— 

II 1890— 91 

2.203  sc 

!    609  6( 

>!  2.813  if 

1.6590^ 

1.054  i< 

?;    80- 

1 20 — 
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seinen  Pächtern  ist  einem  Gefühl  der  Achtung  und  Solidarität  gewichen,  das  in  ge- 
wissermassen  idealer  Weise  die  von  den  modernen  Utopisten  vergebens  erträumte 
Allianz  zwischen  Kapital  und  Arbeit  realisiert.  Im  Dienstbotenpersonal  selbst  leben 
dieselben  Gefühle  dank  der  Gewinnbeteiligung. 

»An  die  Stelle  der  erklärlichen  Gleichgültigkeit  fix  bezahlter  Angestellter  ist  ein 
kostbares  Selbstinteresse  getreten.     Jeder  rivalisiert,  um  die  Dividende  seines  Pächters 

gleich  und  womöglich  grösser  als  die  benachbarter  Farmer    zu  machen Man 

kann  voraussagen,  dass  in  zehn  Jahren  die  Bruttoeinnahmen  der  Farmer  sich  gegen 
1880  werden  verzehnfacht  haben  .  .  .   .<r 

1896  schrieb  mir  Graf  Lariboisiere,  dass  »die  grossen  Vorteile,  die  er  den 
Pächtern  und  dem  Dienstpersonal  habe  zukommen  lassen,  leider  nicht  die  erwarteten 
Wirkungen  gehabt  habe  und  dass  er  sein  System  von  grund  auf  habe  modifizieren 
müssen.« 

Danach  bekommen  nämlich  die  Pächter  lediglich  mehr  Produktionsprämien,  die 
Dienstboten  bekommen  nur  mehr  ihre  gewöhnliche  Entlohnung,  die  Gewinnbeteili- 
gung ist  ihrem  ganzen  Umfange  nach  aufgehoben. 

Im  einzelnen  schrieb  mir  Graf  Lariboisiere : 

»Der  Bericht  des  Herrn  Herve  ist  sehr  übertrieben.  —  Während  der  ersten  vier 
Jahre,  die  auf  die  Neuorganisation  einer  Farm  folgen,  steigen  die  Gewinnste.  Im 
fünften  halten  sie  an.  Nun  hat  die  Farm  ihr  Maximum  an  Rentabilität  erreicht  .... 
Er  übersieht  ferner,  dass  ich  meine  neu  zu  organisierenden  Farmen  mit  dem  Nach- 
wuchs an  jungen  Tieren  versah,  der  auf  den  bereits  organisierten  Farmen  erzeugt 
wurde.  Als  meine  Farmen  daher  sämtlich  neuorganisiert  waren ,  fiel  die  Aufzucht 
von  Tieren  und  damit  eine  ziemlich  grosse  Einnahmequelle  weg  (die  Jerseyrasse  ren- 
tiert sich  nicht  als  Schlachtfleisch.) 

»Aus  diesen  Gründen,  ferner  infolge  einer  enormen  Baisse  der  Butterpreise  sind 
die  Gewinnste  seit  1890/91  sehr  gesunken.« 

Bezüglich  der  Wirksamkeit  der  Gewinnbeteiligung  in  Bezug  auf  Leistungen  und 
Arbeitseifer  von  Pächtern  und  Dienstboten  schrieb  mir  Graf  Lariboisiere: 

»Die  Dienstboten  haben  die  Sache  nie  recht  begriffen;  sie  bekümmerten 
sich  nur  darum,  ihr  Geld  zu  bekommen,  um  es  zu  vertrinken  ;  der  Rest  war  ihnen  egal. 

»Das  Benehmen  der  Dienstboten  hat  sich  infolge  der  Gewinnbeteiligung  ver- 
schlechtert ;  sie  betranken  sich  von  den  Bonusgeldern  und  glaubten  sich  dann  alles 
gestattet. 

»Die  Arbeit  ist  die  gleiche  geblieben,  d.  h.  mittelmässig. 

»Seit  Aufhebung  der  Gewinnbeteiligung  betrinken  sie  sich  weniger,  weil  sie 
weniger  Geld  haben;  die    geleistete  Arbeit  ist  dieselbe  geblieben. 

»Was  die  Pächter  betrifft,  so  begnügen  sie  sich  im  allgemeinen  in  ihrer 
Gleichgiltigkeit  und  Trägheit  mit  den  erzielten  Resultaten  und  machen  keine  An- 
strengungen, eine  Lage  zu  verbessern,  die  ihnen  eine  genügende  dünkt.  Dieser  lez- 
tere  Grund  ist  die  Ursache,  warum  die  Sache  relativ  so  wenig  prosperiert  hat.« 

(1872  —  77)  J.  Jahnke,    Bredow- Havelland.     {Böhmert  S.  20,  Frommer  S.  64.) 
265  Morgen  (82  Morgen  Weizenboden  zweiter  Klasse, 
40  »        Roggenboden, 

68  »        niedrig  gelegene  Weiden ,    erst  zur  Hälfte  urbar  ge- 

macht, 
75  »        Wiesen). 

5  Pferde,  6  Mastschweine,  20  Milchkühe,  keine  Aufzucht. 
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Herr  Jahnke  schloss  mit  5  Arbeitern  einen  Kontrakt  auf  5  Jahre ,  worin  diese 
sich  verpflichteten,  den  ganzen  Wirtschaftsbetrieb  allein  zu  leisten,  eventuell  nötige 
Hilfskräfte  selbst  zu  mieten,  wogegen  diese 

a)  genau  festgesetzte  Naturalemolumente  und  Geldleistungen  aus  der  Wirtschafts- 
kassa zu  beziehen  hatten  —  ungefähr  gleichviel  wie  Herr  Jahnke  selbst. 

b)  die  Hälfte  des  Reingewinns  zu  empfangen  hatten. 

Das    Jahreseinkommen    dieser    5  Arbeiter   belief  sich    während    der    Jahre    1872 
bis  1875   durchschnittlich    auf  11 78  M.  81  Pf.,    während    der    Jahreslohn    eines    länd- 
lichen Arbeiters    in    Norddeutschland    damals    durchschnittlich    auf  700  M.    geschätzt 
wurde.      Der  Reingewinn  der  drei  Jahre  betrug  10539  M.,  9768  M,  10986  M. 
Resultate: 

Der  Gutsbesitzer  bezog  die  gleiche  Rente  wie  früher. 

Es  wurde  im  Sommer  von  10  Arbeitern  dieselbe  und  grössere  *)  Arbeit  als  früher 
von   14  verrichtet. 

Die  Arbeiter  strengten  sich  an,  möglichst  alle  Arbeit  selbst  verrichten  zu  können, 
und  als  zwei  Arbeiter  aus  privaten  Gründen  aus  dem  Kontrakts  -  Verhältnis  schieden, 
übernahmen  die  übrigen  die  Rechte  und  Pflichten  der  ausgetretenen. 

Die  Arbeit  wurde  besser  und  sorgfältiger,  speziell  die  Wartung  und  Pflege  des 
Nutz-  und  Zugviehs  eine  bessere  —  ausdrücklich  wird  die  Gewinnbeteiligung  wegen 
dieser  Wirkung  der  Akkordarbeit  vorgezogen,  bei  der  es  die  Arbeiter  nur  auf  Massen- 
arbeit absehen. 

Die  Arbeiter  kontrollierten  sich  gegenseitig  in  Fleiss  und  Güte  ihrer  Arbeit  und 
machten  eine  weitere  Kontrolle  überflüssig. 

Die  Arbeiter  gingen  mit  dem  Material  sparsamer  um.  (Im  Jahre  wurden  genau 
so  viele  Einzel-Exemplare  thönerner  Milchsatten  gebraucht ,  als  früher  Dutzende.) 

Bei  den  Arbeitern  herrschte  das  Gefühl  der  Solidarität.  Vorübergehende 
Zwistigkeiten  veranlasste  bloss  der  Uebereifer  im  Antrieb  anderer  zur  Arbeit. 

Im  Gegensatz  zum  früheren  Arbeitermangel  verfügte  Herr  Jahnke  über  einen 
festen  Stamm  von  Arbeitskräften ;  die  Beziehungen  mit  diesem  Personal  waren  sehr  gute. 

1877  verkaufte  Herr  Jahnke  das  Gut.  Er  bemerkt,  dass  ihn  dazu  der  Umstand 
bewogen  habe,  dass  er  sich  durch  die  »Anteilswirtschaft«  unter  den  Besitzern  der 
Gegend  viele  Feinde  zugezogen  habe;  namentlich  hätten  Grossgrundbesitzer  gegen  sein 
Unternehmen,  und  teilweise  mit  Erfolg,  agitiert. 

Der  Nachfolger  setzte  das  System  nicht  fort,  obwohl  »einige  Arbeiter  gern  in  dem 
alten  Verhältnis  geblieben  wären,« 

("85  .  ,)  J.  Neumann,  Posegnick,  Ostpreussen.  {Böhmert  II  S.  7,  Bö/imert- 
Tromhert  S.  274,  Frommer  S.  67,   Gilman-Katscher  S.  229). 

Der  Bonus  war  bis  1866  5  Proz.,  seit  1866  8  Proz.  des  Reingewinns,  d.  h,  jener 
Summe,  die  nach  Abzug  aller  Ausgaben,  so  wie  4  Proz.  vom  Kaufschilling  und 
5  Proz.  der  für  Meliorationen  verwendeten  Summen  bleibt. 

Berechtigt  sind  die  ständigen  Gutslaglöhner,  die  regelmässig  zur  Arbeit  gekommen 
sind ;  ausgeschlossen  jedoch  sind  die  Viehwärter,  Schäfer  und  Hirten  ,  da  diese  be- 
sondere Produktionsprämien  bekommen. 

Jeder  Arbeiter  oder  Arbeiterin  erhält  i  Anteil,  der  Aufseher  einen  doppelten, 
Säeleute  i'/2  oder  1^/4  Anteile. 

Die  Auszahlung  erfolgt  zu  zwei  Drittel  bar,  zu  einem   Drittel  wird  der  Bonus   zu 


i)  Es  wurden  1875  weitere  10  Proz.  Ackerland  urbar  gemacht. 
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4*/6  Proz.  verzinslich  bis  zum  55.  Lebensjahre  deponiert.  Von  da  an  können  die 
Zinsen  und  vom  60.  Jahr  ab  jährlich  ein  Zehntel  des  Kapitals  herausgezogen  weiden. 

Bis  1866  schwankten  die  Gewinnanteile  und  die  vor  der  Gewinnbeteiligung  üb- 
lich gewesenen  Produktionstantiemen  zwischen  20  und  40  M.  jährlich. 

1867/68  bis  1878/79  wurde  als  Bonus  verteilt: 


Pose 

gnick 

Bett 

yhof 

Louisenwerth 

Zahl 

Betrag 

Zahl 

Betrag 

Zahl 

Betrag 

der 

pro 

der 

pro 

der 

pro 

Anteile 

Anteil 

Anteile 

Anteil 

Anteile 

Anteil 

1867/68 

_ 

- 



— 

18V2 

9 

1868/69 

42 

18 

9 

2 

I869/7C 

36 

13.50 

9 

6 

20 

12 

1870/7 1 

38 

21 

8 

31 

21 

18 

1871/72 

46 

27 

I  I 

13,50 

20 

27 

1872/73 

40 

36 

II 

39 

20 

48 

1873/74 

4oV'^ 

33 

9V2 

37 

2074 

54 

1874/75 

42 

24 

IG 

19 

20V2 

21 

1875/76 

— 

— 

10 

26 

21 

9 

1876/77 

387'^ 

15 



— 

? 

? 

1877/78 

— 

9 

27 

? 

? 

1878/79 

45 

18 

9 

12 

? 

? 

Das  Fehlen  des  Reinertrags  auf  Posegnick  1875/76  wurde  durch  den  teilweisen 
Uebergang  vom  Getreidebau  zur  Viehwirtsch  aft  erklärt,  der  sich  unter  ehr  ungün- 
stigen Witterungsverhältnissen  vollzogen  habe. 

Resultate: 

Herr  Neumann  betonte  1877  '^^'^  besonders  niedrigen  Bildungsstand  des  ost- 
preussischen  Arbeiters,  bei  dem  ein  stärkeres  Reizmittel  nötig  wäre  als  die  oben  auf- 
geführten massigen  Bonusbeträge.  Allerdings  wäre  auch  bei  stärkeren  Reizmitteln  der 
Erfolg  auch  nicht  sicher  vorauszusagen. 

Die  gebrachten  Geldopfer  seien  ihm  durch  tüchtigere  Arbeit  und  bessere  Dis- 
ziplin nur  teilweise  vergütet  worden.  Immerhin  seien  die  Erfolge  ermutigend  und  er 
wisse  noch  kein  besseres  und  wirksameres  Mittel,  den  Arbeiter  zu  Fleiss  und  guter 
Ausführung  der   ihm  übertragenen  Arbeit  anzuregen. 

Ein  besonderer  Vorteil  sei,  dass  die  Arbeiter  sich  schwerlich  zu  einem  Strike 
entschliessen  würden.  »Wenn  die  Arbeiter  von  einem  solchen  Ausstand  ,  der  z.  Zt. 
der  Rüben-,  Weizen-  oder  Erbsenernte  entstünde,  sich  fernhielten,  so  könnte  das  dem 
Arbeitgeber  volle  materielle  Entschädigung  für  die  eine  Reihe  von  Jahren  gezahlten 
Gewinnanteile  bringen.« 

1882  schrieb  der  Besitzer    Herrn    Trombert : 

»Es  ist  nicht  wohl  möglich  gewesen,  posititiv  bei  den  Gutstaglöhnern  einen  Fort- 
schritt betr.  Eifer  und  gutes  Betragen  zu  konstatieren ,  aber  ich  bin  überzeugt ,  dass 
sich  in  dieser  zweifachen  Hinsicht  die  Lage  der  ostpreussischen  Arbeiter  in  den  letzten 
30  Jahren  gebessert  hat  Was  mir  wirklich  wesentlich  erscheint,  ist  der  Sparzwang, 
der  in  unsrer  Organisation  der  Gewinnbeteiligung  liegt.« 

(1873  -  79)  F.  O.  Zytphen-Adeler,  Dragsholm,  Insel  Seeland.  {Böhmert  II 
S.  48,  Böhmert-Trombert  S.    303,  Frommer  S.  66,  Gilmmi-Katscher  S.  290.) 

100  Personen  beschäftigt  und  zwar  im  Zeitlohn ;  für  gewisse  Arbeiten  werden 
auch  Prämien  bezahlt  *). 

i)  Brief. 
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Bonusberechnung :  Vom  Reingewinn  wird  zunächst  eine  Summe  gleich  dem  Wert 
von  3000  Tonnen  Gerste  für  den  Gutsherrn,  ferner  400  Kronen  (=  450  Mark)  für 
Aufmunterungsprämien  (namentlich  in  der  Viehhaltung)  verwendet.  Die  Hälfte  des 
Ueberschusses  geht  als  Gewinnanteil  an  die    Angestellten. 

Die  Indivitualanteile  berechnen  sich  je  nach  der  Verantwortlichkeit  der  Stel- 
lung 1)  ■''). 

Die  Gewinnbeteiligung  wird  vertragsmässig  für  jedes  Jahr  neu  statuiert. 

Kontrolle  der  Rechnungsführung,  Einmischung  in  den  Wirtschaftsbetrieb  findet 
nicht  statt. 

Als  Bonus  wurden  verteilt; 

1873/74:  4210  Kronen  1876/77:     —     Kronen 

1874/75:  13587^    »  1877/78:       ? 

1875/76:   5580         »  1878/79:  9000  =')    » 

Resultate: 

Die  Arbeiter  verstanden  nicht  sofort  das  System  zu  schätzen;  im  Jahr  1874/75 
äussert  jedoch  der  Besitzer  gegenüber  seinen  Leuten ,  dass  er  in  hohem  Grad  über 
den  Gang  der  Wirtschaftsarbeiten  befriedigt  und  erfreut  gewesen  sei. 

Besonders  günstig  lautet  der  Bericht  aus  dem  Jahre  1875/76,  in  dem  es  gelang 
—  was  früher  nie  erreicht  worden  war  —  die  Ernte  acht  Tage  früher  als  auf  den 
meisten  Bauernhöfen  der  Umgegend  einzubringen,  —  das  Resultat  fleissiger  und  an- 
dauernder Arbeit ''). 


i)  Es  erhält  vom  Gesamtbonus 
der  Meiereiverwalter 

der  Rechnungsführer  und  Magazinverwalter 
die  beiden  Unterverwalter  je 
die   Haushälterin 
die  Meierin 
der  Meiereiführer 

der  Aufseher  auf  dem  Vorwerk  Veijrhöjgaard 
der  Schmied,  Radmacher,  Stallknecht  je 
6  Knechte  und  10  Mägde  je 
4  Jungen  je 

21  Taglöhner  und  30  Hofkäthen  je  i 
Die  Frauen  in  der  Ernte  und  bei  der  Rübenbearbeitung  mit 

ihren  Kindern  insgesamt 
Der  Verwalter  auf  dem  Vorwerke  Mäsgaard 
2  Mägde  daselbst  je 
die  dortigen  Knechte,  Taglöhner  und  Jungen  gemeinsam 

100 

2)  Nach  späteren  Vorschriften  wird  bei  Bestimmung  der  Anteile  der  Hofkäther, 
Jungen ,  Frauen  und  Kinder  auch  die  Zahl  der  Arbeitstage  derselben  in  Anschlag 
gebracht. 

3)  Wie  mir  Herr  Zytphen-Adeler  im  Nov.  1896    aus   seiner   Erinnerung   mitteilt. 

4)  Ein  anderes  Beispiel  des  Arbeitseifers  aus  dem  selben  Jahre  erzählt  der  Besitzer: 
»Es  wurde  eines  Tags  Roggen  gesät.     Als  ich  abends  772  Uhr  die  Leute  noch 

in  voller  Thätigkeit  traf,    äusserte  ich ,    dass   es    an    dem  Tage    doch  nicht  gelingen 
werde,  die  noch  zurückgebliebenen  2V2  Acker  zu  bestellen.    Die  Arbeiter  waren  indes 
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Derselbe  Eifer  zeigte  sich   1876/77. 

1896  schrieb  mir  Herr  Zytphen- Adeler ,  dass  das  System  habe  1879  aufgegeben 
werden  müssen,  »in  elfter  Stunde,  ehe  die  unvermeidliche  letzte  Konsequenz  des 
Systems ,  Forderung  der  Arbeiter  auf  die  Ober-Leitung  des  Betriebs ,  aufgestellt 
worden  war«. 

»Das  System  hat  für  den  Unternehmer  keinen  finanziellen  Gewinn  bedeutet ;  von 
vermehrtem  Eifer  keine  Spur,  wenigstens  nicht  bei  den  eigentlichen  Tagelöhnern, 
die  übrigens  damals  überall  hier  zu  Lande  recht  fleissig  waren«. 

»Die  Arbeiter  haben  nichts  vom  System  begriffen.  Die  Prozente  nannten  sie 
»Präsenter«  ....  nie  habe  ich  später  eine  Klage  über  die  Aufhebung  des  Systems 
gehört«. 

(1886)  Earl  Gray,  Howick,  Lesbury,  Northumberland.  (Sc/i/oss,  Report.  S.  63). 
Grossgrundbesitzer. 

Die  Gewinnbeteiligung  war,  bezw.  ist  in  Kraft  auf  verschiedenen  Farmen  in  der 
Gesamtausdehnung  von  3765  acres  (davon  1290  ewige  Weide,  2475  Pflug'-and);  be- 
schäftigt sind  hierauf  117  auf  ein  Jahr  gemietete  Arbeiter,  ca.  50  unständige;  die 
ständigen  männlichen  Arbeiter  stehen  im  Wochenlohn,  die  weiblichen  und  unständigen 
Arbeiter  im  Tagelohn  ;  Stücklohn  und  Prämien  gibt  es  nicht.  Die  Schäfer  bekommen 
nur  Naturallohn  (die  Produkte  der  Schafherde),  die  übrigen  ständigen  männlichen 
Angestellten  bekommen  neben  ihrem  Geldlohn  noch  Naturallohn  (Kohlen,  Kartoffel- 
landnutzung) ^). 

Auf  »Chevington  Moor«  kam  es  bis  1894  zu  keiner  Bonusverteilung,  in  welchem 
Jahr  die  Gewinnbeteiligung  aufgegeben  wurde  ^). 

Auf  der  »Howick-Farm«  wurden  1887  —  91  Beträge  in  der  Gesamtsumme  von 
durchschnittlich  1,5  Proz.  der  Löhne  verteilt;  näheres  nicht  bekannt;  1894  wurde  die 
Gewinnbeteiligung  auch  hier  aufgegeben'"). 

Mitteilungen  über  die  erzielten  Erfolge  liegen  nur  bei  den  Learmouth-Farmen  vor. 

Dieselben  kamen  i886  in  den  Besitz  des  Lord  Grey*)  und  wurden  bis  1891  ge- 
trennt bewirtschaftet.  Nur  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  wurden  Gewinne  gemacht ').  Es 
interessiert  uns  demnach  nur  diese  Periode. 

Vom  Gewinn  müssen  zunächst  gedeckt  werden  die  vierprozentigen  Renten  und 
Zinsen  und  zwar  nicht  nur  vom  laufenden  Jahr,  sondern  soweit  sie  in  früheren  Jahren 
nicht  erzielt  wurden,  auch  diese. 

Die  weitere  Bonusberechnung  war  bis  1891*):  Ein  Prozentsatz  des  Gewinnes  floss 
in  den  Reservefond ,  der  Rest  wurde  zwischen  Lord  Grey  und  den  Arbeitern  halb 
und   halb  geteilt. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen. 

Die  ständigen  Arbeiter  werden  in  Northumberland  auf  i  Jahr  gemietet  und  nur 
solche  Leute  mit  Jahreskontrakten  sind  Partizipanten.  Eine  weitere  Bedingung  der 
Beteiligung  ist  eine  zweijährige  Beschäftigung. 

Wegen  schlechter  Haltung  oder  schlechter  Arbeit  kann  der  Bonus  einzelnen 
Personen  entzogen  werden. 

Seit  1889  hat  Herr  Grey  für  seine  Arbeiter  eine  Sparbank  eröffnet ,  in  die  der 
Bonus  gelegt  wird. 


sofort  in  der  Antwort  einig,  dass  das  erreicht  werden  müsse  und  es  wurde  erreicht.« 

i)  Brief. 

2)  Labour  Gazette,  Jahrg.   1895  S.  207  ;    als  Grund  ist  verzeichnet :     Uebergang 
zu  einer  anderen  Kulturart. 
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Seit  1S91  konnte  auf  den  vereinigten  Learmouth-Farmen  kein  Bonus  ausbezahlt 
werden;  auch  auf  der  West-Learmouth-Farm  war  dies  nie  möglich. 

Auf  der  East-Learmouth  Farm  wurden  1887 — 1891  im  Durchschnitt  4,3  Proz.  der 
Löhne  verteilt  ').  Indessen  ist  in  dieser  Summe  eine  Gratifikation  enthalten,  die  nicht 
als  Bonus  anzusprechen  ist,  nämlich  25  Proz,  von  jener  Summe,  um  die  der  bei  der 
Vereinigung  der  beiden  Learmouth-Farmen  ermittelte  Schätzungswert  der  East-Lear- 
mouth-Farm  das  ursprünglich  darein  investierte  Kapital  überstieg.  Diese  Gratifikation 
betrug  I  Proz.  der  Jahreslöhne  sämtlicher,  seit  1886  eingetretenen  und  im  Mai  1891 
noch  anwesenden  Learmouth'schen  Angestellten  '^). 
Resultate: 

Eine  ausführliche  Erörterung  über  die  Erfolge  auf  den  Learmouthfarmen  finden 
wir  in  einem  an  die  Adresse  des  Herrn  Grey  gerichteten  Brief  abgedruckt  in  Schloss' 
Parlamentsbericht.  Der  Brief  ist  geschrieben  von  Herrn  Cleghorn,  Buchhalter  auf 
den  Farmen.  Derselbe  hat  die  Tochter  des  Verwalters  zur  Frau,  sein  Vater  und  ein 
Bruder  sind  Pflüger. 

Herr  Cleghorn  konstatiert  zunächst  die  Popularität  des  Systems  und  seines 
Begründers. 

Der  Interessengegensatz  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  die  Gleichgültigkeit 
des  Arbeiters  gegen  Interessen  seines  Unternehmers,  wie  sie  sonst  in  den  Farmen 
Northumberlands  herrschen,  sei  hier  in  ein  Gefühl  der  Interessensolidarität  verwandelt. 

Qualität  der  Arbeit  betreffend  äussert  sich  unser  Gewährsmann :  »Ich  bin  sicher, 
aus  den  Unterhaltungen,  die  ich  mit  den  Arbeitern  geführt  habe,  dass  Alle  oder  nahezu 
Alle  die  Arbeit  nach  ihrem  besten  Können  verrichten«. 

Sie  setzen  in  einem  viel  grösseren  Umfang  ,  als  sie  es  unter  gewöhnlichen  Um- 
ständen gethan  hätten,  ihr  Bestes  ein.  Es  ist  dies  ein  direktes  Resultat  der  Gewinn- 
beteiligung. 

»Ob  die  Arbeitsleistungen  quantitativ  bessere  wurden,  ist  viel  schwieriger  zu 
sagen.  Jedenfalls  thun  sie  soviel ,  als  irgend  jemand  von  ihnen  erwarten  könnte. 
Bei  besseren  finanziellen  Erfolgen  würden  die  Resultate  noch  viel  schlagender  sein«. 
Soweit  Cleghorn. 

Die  vortrefflichen  Arbeitsleistungen  sind  indessen  nach  der  Ansicht  eines  intelli- 
genten Arbeiters  aus  der  Umgegend  das  Ergebnis  nicht  der  Gewinnbeteiligung  als 
solcher,  sondern  der  Anziehungskraft,  die  die  Learmouth-Farmen  auf  den  Arbeits- 
markt ausüben  durch  die  Möglichkeit  eines  Extragewinns  infolge  des  Beteiligungs- 
systemes  und  dann  durch  den  bis  vor  Kurzem  dort  gehaltenen  halben  Samstag-Feiertag. 

Herr  Grey  selbst  erwähnt  als  einen  durch  die  Gewinnbeteiligung  erreichten  Vor- 
teil des  weiteren: 

>Die  Arbeiter  auf  einer  gewinnteilenden  Farm  werden  an  der  Niederhaltung  der 
lokalen  Lohnsätze  interessiert,  in  dem  Bestreben,  ihren  Bonus  möglichst  hoch  zu 
schrauben«.  (Man  erinnert  sich,  dass  auf  sämthchen  Grey'schen  Gewinnbeteiligungs- 
Farmen  117  Arbeiter  ständig  beschäftigt  sind  und  ca.  50  zeitweise  gemietet  werden. 
Nur  die  ständigen  sind  am  Gewinn  beteiligt). 

(1883)  C.  Fidler,  Reading,  {Schloss  Report  S.  58)  Samen-  und  Kartoffelzüchter, 
Farmer  und  Obsthändler  80 — 100  Angestellte. 

i)  1888  betrug  der  Bonus  5  Proz.  der  Löhne,  1890:  5V2  Proz.,  1891:  6V4  Proz. 
(Brief). 

2)  Brief. 
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Das  Geschäft')  ist  etwas  mannigfaltig  und  den  Konjunkturen  des  Marktes  viel- 
leicht mehr  als  irgend  ein  anderes  unterworfen  und  folglich  sind  die  Gewinne  not- 
wendig etwas  ungewiss.  Indess  waren  die  Dividenden  effektiv  nicht  sehr  merklich 
von  Schwankungen  der  Konjunktur  in  Mitleidenschaft  gezogen  und  zeigen  eine  stetig 
aufsteigende  Tendenz.  Die  Angestellten  stehen  alle  im  Zeitlohne  M :  wenn  es  einmal 
Stückarbeit  zu  verrichten  gibt,  wird  sie  gewöhnlich  den  während  der  Saison  gewor- 
benen  Hilfsarbeitern  gegeben,  die  nicht  am  Gewinn  beteiligt  sind'). 

Die    Gewinnbeteiligung    trat    successive    für    die  Angestellten  des  market  garden 
(20  acres),  einer  160  acres  umfassenden  Farm  und  des  Geschäftshauses  ins   Leben. 
Beteiligt  sind  die  seit  mindestens  9  Monaten  Beschäftigten. 
Der  Bonus  ist  ein  fixer  Prozentsatz  des  Reingewinns  und  wird  bar  ausbezahlt. 
Die  Individualanteile  bemessen  sich  proportional  Beschäftigungszeit  und  Lohnhöhe. 
Wegen    Unehrlichkeit,    böswilliger    oder    grob    fahrlässiger  Vernachlässigung  der 
Arbeit   und   wegen    Trunkenheit    kann  der  Bonus  ganz  oder  teilweise  zurückbehalten 
werden. 

i8gi_i893   hat  der  Bonus  im  Durchschnitt   5   Proz.   der  Löhne  ausgemacht. 

Resultate: 
In  Schloss'   Bericht  lesen  wir: 

»Ich  kann  gewiss  die  bessere  Entwicklung  der  verschiedenen  Departements  meines 
Geschäfts  bezeugen  (schreibt  der  Unternehmer).  Jeder  Beteiligte  thut  sein  Bestes, 
um  einen  besseren  Jahresabschluss  seines  besonderen  Departements  sicher  zu  stellen. 
Mehr  noch,  der  Farmarbeiter  ist  ebenso  sehr  interessiert  und  empfänglich  für  die 
Notwendigkeit,  alle  Arbeit  finanziell  möglichst  rentabel  zu  gestalten  und  ist  immer 
besorgt,  mich  auf  Unregelmässigkeiten  und  Missstände  aufmerksam  zu  machen,  die 
möglicherweise  meiner  Beobachtung  entgingen«. 
Sept.   1896  schrieb  mir  Herr  Fidler: 

»Was  die  Wirksamkeit  meines  Systems  betrifil't,  so  hätte  es  kein  besseres  Resultat 
haben  können.  Das  rapide  Wachstum  und  die  rapide  Ausdehnung  meines  Geschäfts 
seit  der  Einführung  des  Gewinnbeteiligungsschemas  sind  mir  eine  grosse  Genug- 
thuung  .  .  .  Nicht  nur  meine  Arbeiter  sind  fleissiger  geworden,  ich  habe  auch  den 
Vorteil  eines  grösseren  Geschäfts  (das  sich  rapid  ausdehnt),  ein  gegenseitiges  Ver- 
stehen herrscht  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  und  überhaupt  sind  die  allerbe- 
friedigendsten  Resultate  erzielt  worden«. 

(1886)  John  Boyd  Kinnear,  Kinloch,  Fifeshire.  Grundbesitzer.  [Sc/i/oss  Report 
S.  68.) 

Die  Farm  ist  560  acres  gross,  darunter  sind  300  mehr  oder  weniger  unter  Frucht- 
wechselwirtschaft und  260  ewige  Weide. 

Beschäftigt  sind  darauf  24  Personen  (9  Männer,  3  Knaben,  12  Weiber.  Beteiligt 
sind  alle.     Die  Arbeiter  werden  nahezu  sämtlich   auf  ein  Jahr  gedungen. 

Vom  Gewinn  werden  abgezogen   5  Proz.  Kapitalzinsen  und  weitere   5  Proz.   vom 
Kapital    als  Entgelt    für  die  Geschäftsleitung,  also  im  ganzen  10  Proz.   Kapitalzinsen. 
Der  überschiessende  Rest  wird  auf  die  Kapitalzinse  n   und  Löhne  proportional  verteilt. 
Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen. 
1887 — 92  betrug  der  Bonus  im  Durchschnitt  2,5   Proz.   der  Löhne. 

Resultate: 
189 1   äusserte  sich  der  Unternehmer  in  der  Agricultural  Gazette  (zitiert  bei  Schloss) 
vom  30.  Nov.: 

i)  Brief. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1898.   i.  2.  IC 
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»Es  herrscht  infoli^e  der  Gewinnbeteiligung  bei  uns  das  Gefühl  gemeinsamer 
Interessen.  Ich  kann  wochenlang  meine  Farm  verlassen,  ohne  dass  die  Arbeiter  auf- 
hörten,  ihr  Bestes  zu  thun ,  wie  in  meiner  Gegenwart.  Dabei  habe  ich  keinen 
Verwalter. 

Dass  das  System  meine  Arbeiter  hat  Besseres  leisten  lassen ,  kann  ich  nicht 
sagen.     Sie  haben  schon  vorher  treu  und  gut  gearbeitet. 

Das  System  und  die  Interessensolidarität,  die  es  erzeugt  hat,  haben  meine  Be- 
ziehungen zu  den  Arbeitern  zu  recht  angenehmen  gestaltet;  sie  sind  ängstlich  bemüht, 
Unzuträglichkeiten  zu  beseitigen  und  bereit,  auf  jede  neue  Methode  oder  auf  Experi- 
mente, die  ich  unternehmen  will,  einzugehen?. 

1894  schrieb  Herr  Boyd  Kinnear  an  Schloss: 

vDer  kleine  und  ungewisse  Bonus  kann  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Selbst- 
interesses nicht  bedeutsam  genannt  werden  .  .  ,  Das  System  fördert,  wenn  nicht  er- 
zeugt, ein  Gefühl  gegenseitiger  Hochachtung  und  Freundschaft  .  .  .  Ich  kann  dem 
System  nicht  einen  allgemeinen  Empfehlungsbrief  für  andere  schreiben,  in  meiner  be- 
sonders gearteten  Lage  bin  ich  dazu  nicht  im  Stande.  Die  Schwierigkeit  liegt  be- 
sonders in  der  gegenwärtigen  Lage  der  Landwirtschaft,  wenn  Jahr  für  Jahr  ein  Ar- 
tikel,  der  bisher  profitabel  war,  mehr  entwertet  wirdt. 

(1891)  T.  A.  Brassey  {Schloss  Report  S.  104)  führte  die  Gewinnbeteiligung  auf 
einer  Farm  zu  Park  Gate,  Battle  Sussex  ein. 

110  acres;  davon  20  Marschen,  45  Pflugland,  45  Weide. 

7  Angestellte;  alle  partizipieren ;  dieselben  stehen  im  Wochenlohn,  mit  Ausnahme 
der  Erntezeit.     Arbeitsprämien  existieren  nicht*). 

Der  Bonus  beträgt  i  Proz.  der  Jahreslöhne  für  jedes  Prozent  Kapitalzinsen  ,  das 
die  Farm  abwirft.  Nach  5  Proz.  Kapitalzinzen  fällt  der  gesamte  Ueberschuss  den 
Arbeitern  zu. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen. 

Die  Auszahlung  erfolgt  baar. 

Daneben  besteht  die  Möglichkeit  der  Kapital-Beteiligung 

1892   und  1893   betrug  der  Bonus  im  Durchschnitt  0,5   Proz.   der  Löhne. 

Resultate: 

In  Schloss'  Bericht  lesen  wir  : 

»Ich  fürchte,  die  Gewinnbeteiligung  hat  gegenwärtig  nur  wenig  Unterschied  ge- 
macht. Die  Arbeiter  auf  dieser  Farm  haben  während  der  schlechten  Zeiten  15  s. 
bekommen,  während  die  Nachbarfarmen  auf  13  s.  6  d.  und  darunter  gingen ;  sie 
sind  relativ  gut  daran ,  und  offenbar  apathisch  und  misstrauisch  gegen  alles  Neue. 
Wir  haben  nie  Streiks  gehabt,  was  auf  Rechnung  der  oben  erwähnten  Umstände  zu 
setzen  ist«. 

Seit  1893  gab  es  keinen  Bonus,  weil  keine  Gewinnste;  daher  auch  keine  Ver- 
besserung der  Arbeitsleistung  zu  konstatieren  ist '). 

b)  Ergebnisse. 

i)  Einfluss  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Arbeitsleistung. 

Unter   dem  Gesichtspunkte    vermehrten    Eifers    stellten    sich 
i)  Brief. 
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von  den  9  landwirtschaftlichen  Gewinnbeteiligungsfällen  als  ein 
entschiedener  Erfolg  dar : 

Die  Fälle  Jahnke  und  Fidler. 

Bei  Jahnke^)  ist  der  Erfolg  am  grössten  gewesen.  Es 
wurde  mehr  und  besser  gearbeitet.  Was  früher  von  14  Arbeitern 
geleistet  wurde,  geschah  nunmehr  von  10.  Die  Rente  des  Unter- 
nehmers hat  sich  nicht  verringert. 

In  diesem  Fall  sind  auch  die  Vorbedingungen  für  eine 
günstige  Wirksamkeit  der  Gewinnbeteiligung  ganz  besonders  gute : 
Es  handelt  sich  um  einen  Geschäftsbetrieb,  bei  dem  es,  »weniger 
auf  geniale  Leitung  als  auf  eine  sorgfältige  Ausführung  eines  alt 
hergebrachten,  fest  bestimmten  Wirtschafts-Planes  ankommt.« 

Der  Bonus  war  exceptionell  gross :  die  Hälfte  des  Reinge- 
winns ,  er  steigerte  das  Einkommen  der  Arbeiter  von  700  M.  ^) 
auf  1170  M. ;  die  Auszahlung  erfolgte  bar. 

Bei  Fidler^)  war  der  Bonus  dagegen  von  massiger  Höhe 
(5  Proz.  der  Löhne)  ebenfalls  bar  ausbezahlt.  Im  übrigen  sind 
auch  hier  die  Verhältnisse  sehr  günstig  gelagert,  insofern  es  sich 
hier  um  ein  Geschäft  handelt,  das  sich  in  rapidem  Aufschwung 
befindet  und  es  den  Arbeitern  möglich  ist,  die  Gewinnchancen 
wesentlich  zu  verbessern. 

Der  Fall  Fidler  gehört  nur  teilweise  der  Landwirtschaft, 
ausserdem  auch  der  Gärtnerei  und   dem  Handel  an. 

Bei  Jahnke  und  Fidler  sind  sämthche  Angestellte  im  reinen 
Zeitlohn  beschäftigt. 

Bei  Lord  Grey*)  wird  eine  qualitativ  bessere  Arbeit  be- 
richtet ;  ferner  die  Schaffung  eines  Gefühls  der  InteressensoHdarität 
zwischen  Unternehmer  und  Arbeitern.  Indessen  wird  auch  ange- 
deutet, dass  der  Superlativ  vermehrten  Eifers  nicht  erreicht  wurde. 
Davon,  dass  sich  hier  die  Gewinnbeteiligung  zu  einem  finanziellen 
Erfolg  gestaltet  hätte,  oder  dass  wenigstens  angenommen  werden 
könnte,  es  seien  die  hinausbezahlten  Bonusbeträge  durch  die  bes- 
sere Arbeit  wieder  hereingekommen,  wird  kein  Wort  gesagt.  In 
diesem  Pralle  bleibt  auch  die  Frage  ofifen,  ob  die  bessere  Arbeit 
nicht  das  Resultat  der  Anziehungskraft  ist,  die  die  Grey'sche 
Farm    dank    der   Gewinnbeteiligung    und    dank    anderer  günstiger 

i)  S.  219. 

2)  wenigstens    war    dies  damals    der    Durchschnittslohn    der    ländlichen  Arbeiter 
in  Norddeutschland. 

3)  S.  234.         4)  S.   223. 

15  * 
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Arbeitsbedingungen   auf  die  besten  Arbeitskräfte   ausübt. 

Hei  der  Gutsvvirtschaft  von  T  h  ü  n  e  n  ')  ist  die  »bessere 
Arbeit«  wenn  eine  solche  eingetreten  ist,  ersichtlich  Wirkung 
der  durch  die  Gewinnbeteiligung  erzeugten  grösseren  Stabili- 
tät ^).  Jedenfalls  liegt  der  Schwerpunkt  der  Erfolge  hier  nicht  in 
der  Wirkung  der  Gewinnbeteiligung  auf  den  Arbeitseifer. 

Bei  Zytphen-Adeler  ^)  liegen  ziemlich  widersprechende 
Berichte  vor  *) ;  die  Wirksamkeit  des  Systems  scheint  das  eine 
mal  ebensosehr  überschätzt,  als  das  andre  mal  unterschätzt  worden 
zu  sein.  Jedenfalls  aber  ist  das  System  zur  beiderseitigen  Zu- 
friedenheit nach  6  jährigem  Bestand  wieder  aufgegeben  worden. 
Die  Bonusbeträge  waren  hier  beträchtlich,  aber  schwankend. 

Bei  B  r  a  s  s  e  y  ^),  N  e  u  m  a  n  n  (Posegnick)  ^),  K  i  n  n  e  a  r  ^), 
und  Graf  Lariboisiere  (Monthorin  ^))  war  das  Resultat  ein 
total  negatives  ^).  Bei  Kinnear  und  Brassey  waren  die  Bonusbe- 
träge sehr  klein,  (2,5  Proz.  und  0,5  Proz.  der  Löhne)  in  den 
beiden  anderen  Fällen  beträchtlich,  wenn  auch  bei  Neumann  sehr 
schwankend. 

Die  Entlohnungsmethode  ist  in  allen  9  Fällen,  soweit  be- 
kannt, Zeitarbeit;  nur  in  einem  Falle  ^*')  waren  gewisse  Arbeiter 
mit  Prämien  entlohnt.  Die  Bemessung  der  Individualanteile  ge- 
schah überall  in  einer  der  Stellung  der  Partizipanten  entsprechen- 
den Abstufung  ^^)  oder  zu  gleichen  Teilen.  Die  Auszahlung  er- 
folgte ganz  bar  in-  sechs  Fällen  ^^),  teilweise  bar  in  zwei  Fällen  ^^), 
in  einem  Fall  wurde  der  Bonus  ganz  in  eine  Alterskassa  gelegt  '^). 

Um  zusammenzufassen : 

Bei  Jahnke  ist  der  günstige  Erfolg  eine  deutliche  Wirkung 
der    ungemein    hohen   Gewinnanteile    und  der  ausschlaggebenden 

2)  Es  wird  ihrer  erst  1896  und  nur  mit  einem  Wort  Erwähnung  gethan. 

3)  S.  221. 

4)  Es  gelang  mir  nicht,  zu  eruieren,  ob  von  demselben  Beobachter. 

5)  S.  226.  6)  S.  220.  7)  S.  225.  8)  S.   216. 

9)  1877  glaubte  Herr  Neumann  allerdings  eine  teilweise  Besserung  konstatieren 
zu  können;  1882  schrieb  er  indes:  »Es  ist  nicht  möglich  gewesen,  bei  den  Gutstag- 
löhnern  einen  Fortschritt  betr.  Eifer  und  gutes  Betragen  zu  konstatieren  «. 

10)  Zytphen-Adeler;     eine  Ausnahme    bildet  ferner    im  Fall   Brassey   die  Entloh- 
nung  während  der  Ernte. 

11)  nur  bei  Fidler  wird  auch  die  Länge  der  Dienstzeit  in  Betracht  gezogen. 

12)  Grey,  Fidler,  Zitphen- Adeler,  Kinnear,  Jahnke,  Brassey. 

13)  Neumann,  Lariboisiere. 
I  4)  Thünen. 
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Rolle,  die  die  Arbeit  für  den  Gescliäftsbetrieb  spielt;  umgekehrt 
werden  wir  bei  Brassey  und  Kinnear  dem  niedrigen  Bonus  schuld 
am  negativen  Ausfall  geben  müssen. 

Bei  Fidler  werden  wir  den  Erfolg  in  Zusammenhang  zu 
bringen  haben  mit  dem  Aufschwung,  in  dem  das  Geschäft  be- 
griffen ist. 

Bei  Thünen  mag  die  geringe  Wirkung  der  Gewinnbeteiligung 
auf  den  Arbeitseifer  allein  schon  in  dem  Umstand  begründet  sein, 
dass    hier    der  ganze  Bonus  in  einer  Alterskassa  festgelegt  wird. 

Bei  Grey,  Zytphen- Adeler ,  Neumann,  Larriboisiere  liegen 
derartige  besondere  Verhältnisse  nicht  vor;  dass  hier  nur  par- 
tielle bezw.  gar  keine  Erfolge  konstatiert  worden  sind,  kann  aus 
besonderen  Umständen  des  Falles  nicht  erklärt  werden.  Dies 
Faktum  ist  lediglich  zu  konstatieren. 

2)  Einfluss  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Stabilität  der 
Angestellten. 

Fesselung  der  Arbeiter  wird  in  zwei  Fällen  berichtet,  einmal 
dort  ^),  wo  der  Bonus  das  Einkommen  der  Partizipanten  um  mehr 
als  die  Hälfte  vermehrt,  und  dann  dort  ^),  wo  der  gesamte  Bonus 
in  eine  Alterskasse  festgelegt  wird,  aus  der  die  Partizipanten 
auch  beim  Wegzug  lediglich  die  Zinsen  empfangen. 

C.  Handel. 
a)  Die  einzelnen  Anwendungsfälle. 

(1892)  Clement  Dalley  and  Co.,  Kidderminster,  England. 

Korn-  und  Samenhandlung.     (Quelle:   Direkte  Mitteilungen  der  Firma.) 

15  Angestellte^),  sämtlich  im  Zeitlohn  beschäftigt.  Dabei  erhält  jeder  Ange- 
stellte für  jedes  Dienstjahr  i  Proz.  Lohnzuschlag.  Keiner  der  Angestellten  ist  Mit- 
glied eines  Gewerkvereins. 

Der  Bonus  ist  ein  fixer  Prozentsatz  des  Reingewinns.  Die  Auszahlung  erfolgt 
jährlich  bar  und  proportional  den  Löhnen. 

Es  betrug  der  Bonus  pro  20  sh.  Lohn 


1892 

V5d. 

=     0,4 

Proz.   der  Löhne 

1893 

Vä  » 

=     0,2 

.        » 

1894 

7       » 

=     2,9 

.. 

1895 

8V2   » 

=     3,3 

» 

1896 

10 

=     4>i 

..        » 

Resultate: 
Oktober  1896  schrieb  mir  Herr  Clement  Dalley : 


i)  Jahnke.  2)  Thünen. 

3)  Labour  Gazette,  July  1895   S.   207. 
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Dr.  Rudolf  Einhauser; 


>■  Ich  kann  es  nicht  sagen  ,  ob  das  System  zu  einer  grösseren  Achtsamkeit  und 
Aufmerksamkeit  gelegentlich  Anlass  gegeben  hat ;  ich  glaube  nicht. 

:*Wenn  das  Geld  einmal  im  Jahr  bar  hingelegt  ist,  scheinen  die  Leute  darauf  zu 
vergessen,  ausgenommen  unmittelbar  vor  und  nach  der  Verteilung.  - 

(1891)  J.  D.   Cartwright  and  Co.,  Capstadt,  Süd-Afrika. 

Engros-   und  Detailgeschäft  und  Import  für  Glas,  Eisenwaren,  Porzellan  etc. 

51  Angestellte,   davon  30  Weisse,  welche  allein  am  Gewinne  beteiligt  werden. ') 

Vom  Gewinn  kommen  zuerst  in  Abzug 

a)  die  Zinsen  für  das  Gesellschaftskapita!, 

b)  I  '/2   Proz.   der  Kreditverkäufe, 

c)  ein   fixes  Minimaleinkommen    der  Gesellschafter. 

10  Proz.  des  verbleibenden  Restes  werden  als  Bonus  verteilt. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen.  Die  Auszahlung 
des  Bonus  erfolgt  in  bar  alle  18  Monate. 

Es  betrug  der  Bonus  in  Prozenten  der  Löhne') 

Sept.    189 1  7   Proz.  Sept.    1894  i  o  Proz. 

März    1893  8      »  März    1896  11       » 

Sämtliche  Angestellte  stehen  in  Wochen-  oder  Zeitlöhnen  ^). 
Resultate: 

Wir  lesen  in  Schloss  Report : 

»Wir  haben  in  letzter  Zeit  immer  das  Glück  gehabt,  gute  junge  Arbeitskräfte, 
zu  bekommen,  daher  war  die  bewirkte  Besserung  nicht  so  markant  wie  wohl  sonst.« 

Doch  wird  im  einzelnen  genannt :  »Grösseres  Interesse,  besonders  der  älteren  Leute, 
für  Details  und  für  harmonisches  Znsammenwirken  der  verschiedenen  Departements. 
Die  Leute  scheinen  auch  anzuerkennen,  dass  es  in  ihrem  Interesse  liegt,  in  Zeiten 
guten  Geschäfts  die  Arbeit  wenn  möglich  ohne  fremde  Beihilfe  zu  bewältigen.« 

November  1896  schrieben  mir  die  Herren  Cartwright  &  Co.,  dass  die  Ange- 
stellten infolge  des  Systems  grösseres  Interesse  am  Geschäftsgang  bekommen ,  sich 
achtsamer  vor  Verschwendung  hüten  u.  s.   w.,  indes  nicht  alle  gleichmässig. 

»Ob  das  System  zu  finanziellen  Ersparnissen  führt,   ist  schwer  zu  sagen. 

Grössere  Stabilität  ist  nicht  eingetreten.« 

(1891)  Philipps  and  Co.,  Wrexham.     {Schloss  Report  S.  105.) 

Thee-  und  Colonialwarenhandlung.      14  Angestellte,  sämtlich  im  Zeitlohn  '). 

Die  Löhne  machen  40  Proz.  der  gesamten  Ausgaben  aus'). 

Die  Gewinnbeteiligung  bestand  hier  bis  1894,  d.  h.  bis  zur  Umwandlung  des 
Geschäfts  in  eine  Limited  Company  ^). 

Bonusberechnung:  Der  Gewinn  bis  zu  einer  fixen  »Reservatgrenze«  blieb  dem 
Unternehmer.  Dabei  war  als  Reservatgrenze  ein  hinter  dem  Durchschnitts  -  Gewinn 
der  vorausgehenden  drei^)  Jahre  zurückbleibender  Betrag  angesetzt^).  Der  Ueber- 
schuss  ging  zur  Hälfte  als  Bonus  an  die   Angestellten. 

Die  Bonusberechnung  ebenso  wie  die  Berechnung  jenes  Reservatgewinnes  wurde 
von  einem  vereideten  Revisor  nachgeprüft. 

i)  Brief. 

2)  Labour  Gazette,  July  1895,  S.  207. 

3)  S.   die  Rules. 

4)  Ein  Gewinn  war  erst  nach  Zahlung  5  prozentiger  Kapitalzinsen  vorhanden. 
(Rules.) 
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Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen  (excl.  Verkaufs- 
provisionen). 

Beteiligt  waren  die  seit  6  Monaten  Beschäftigten. 

Die  Auszahlung  erfolgte  bar  *). 

Im  Zusammenhang  mit  der  Gewinnbeteiligung  existierte  ein  beratendes  Komite 
der  Angestellten    für  Geschäftsangelegenheiten. 

Der  1S92  und  1S93  2)  gezahlte  Bonus  machte  im  Durchschnitt  8V2  Prozent  der 
Löhne  aus^"). 

Die  Gewinne  schwankten  in  diesen  Jahren  beträchtlich  mit  den  Konjunkturen 
des  Marktes  '-). 

Resultate: 

Wir  lesen  im  Schloss  Bericht : 

Die  Herren  Philipps  and  Co.  sind  der  Ansicht  •*):  »dass  die  Gewinnbeteiligung 
viel  gethan  hat  in  der  Förderung  des  guten  Einvernehmens  und  Sich  Verstehens 
zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  und  unter  den  Arbeitern  selbst.  Sie  hat,  glauben 
wir,  unsere  Hände  dazu  geführt,  den  Details  des  Geschäfts  mehr  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden  —  ein  sehr  wichtiger  Faktor  dort,  wo  so  viel  in  kleinen  Quantitäten 
verkauft  wird  wie  in  diesem  Detailgeschäft. 

In  unsrer  Grosshandelsabteilung  werden,  meinen  wir,  die  Aufträge  sorgfältiger 
ausgeführt. 

Andrerseits  hat  das  Schema  nicht  zu  irgend  einer  materiellen  Mehrung  unsrer 
Einnahmen  geführt,  während  wir  geglaubt  hatten,  dass  es  hier  am  allerdirektesten 
zur  Wirksamkeit  kommen  werde. 

Unsere  kurze  Erfahrung  führt  uns  zu  dem  Schluss,  dass,  im  grossen  Ganzen,  das 
Prinzip  gute   Ergebnisse  zeiligt. 

Auf  Grund  von  anderswo  gesammelten  Erfahrungen  sind  wir  der  festen  Ueber- 
zeugung,  dass  es  eine  weit  wirksamere  und  gegenseitig  wohlthätigere  Methode  ist, 
die  Belohnung  direkt  auf  die  Anstrengung  jedes  Arbeiters  zu  beziehen  und  nicht, 
wie  wir  gegenwärtig  thun,   auf  das  Totalergebnis. 

Z.  B.  die  Aussicht  auf  eine  Provision  zum  Gehalt  des  Leiters,  älteren  Arbeiters, 
ersten  Verkäufers  (wie  eben  der  Fall  sein  mag)  hinzu,  mit  geringeren  Gebühren  für 
zweite  und  dritte  Hände,  wurde,  glauben  wir ,  bessere  Resultate  hervorbringen  als 
irgend  ein  anderes  System,  das  für  alle  Glieder  des  Personals  einen  Bonus  unab- 
hängig von  individuellem  Verdienst  vorsieht.« 

Die  Mittel  und  Wege,  mit  denen  die  Angestellten  in  der  Lage  wären,  das  Ge- 
deihen des  Geschäfts  zu  beeinflussen,  spezifizierten  mir  die  Herren  Philipps  and  Co. 
wie  folgt: 

»i)   durch  mehr  Aufmerksamkeit  gegenüber  den  Kunden. 

i)  Der  Bonus  konnte  zu  5  Proz.  verzinslich  die  ersten  12  Monate  unkündbar 
bei  der  Firma  angelegt  werden.  —  Im  Fall  einer  Kündigung  vor  Abschluss  des  Fi- 
nanzjahrs wurde  ein  der  verflossenen  Zeit  proportionaler  Bonus  dem  kündigenden  oder 
entlassenen  Partizipanten  ausbezahlt  (ausser  es  wurde  der  Arbeiter  infolge  »unehren- 
haften«  Verhaltens  entlassen). 

2)  Brief. 

3)  1894  wurde  die  Gewinnbeteiligung  aufgegeben. 

4)  dies  ist  also  geschrieben  vor  der  Umwandlung  des  Geschäfts  in  eine  Limited 
Comp. 
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Dr.    Rudolf  Einhauser: 


2)  durch  Bewirkung  grösserer  Verkäufe. 

3)  durch  Vermeidung  von  Zeitverschwendung  —  was  den  Geschäftsbetrieb  mit 
weniger  Personal  ermöglichen  würde. 

4)  durch  Vermeidung  von  Verschwendung   beim  Wägen  der  Waren.« 
(1890)  Osborne  and  Young,  Brixton.     {Schloss  Report  S.  99). 
Korn-,  Mehl-  und  Futterhandlung.     60  Angestellte,  alle  sind  beteiligt. 

Sämtliche  Angestellte  beziehen  Zeitlöhne;    nur    eine    beschränkte   Anzahl    erhält 

zu  ihrem  Wochenlohn  noch  Provisionen*). 

Die  Firma  kontrahiert  mit  jedem  Einzelnen  besonders  und  bemisst  seinen  Lohn 
je  nach  der  Würdigung  seiner  individuellen  Leistungen.  Daneben  verteilt  sie  am 
Schluss  des  Finanzjahres  Extraremunerationen  für  sorgfältige  und  sparsame  Behand- 
lung der  Waren,  Eifer  für  die  Entwicklung  des  Geschäfts  und  sonstige  Verdienste. 
In  Krankheitsfällen  wird  der  volle  Lohn  weiter  bezahlt,  daneben  bestreitet  die  Firma 
die  Krankheitskosten  incl.  der  Doktor  -  Rechnung.  Jeder  Angestellte  bekommt  jähr- 
lich im  Sommer  eine  Woche  Urlaub  und  ein  Geldgeschenk  von  i  Pfund.  Ebenso 
wird  an  Bankfeiertagen  der  volle  Lohn  ausbezahlt. 

Die  Basis  für  die  Berechnung  des  Bonus  bildet  der  Durchschnittsgewinn  einer 
Reihe  von  Jahren  aus  der  Zeit  unmittelbar  vor  1890 '):  die  Hälfte  des  Ueberschusses 
über  diese  Summe  wird  als  Bonus  verteilt.  Die  Individualanteile  berechnen  sich  pro- 
portional den  Löhnen,  wobei  Provisionen  ausser  Ansatz  bleiben. 

Die  Auszahlung  erfolgt  bar.  Der  Bonus  kann  bei  der  Firma  zu  5  Proz.  ver- 
zinslich angelegt  werden. 

Der  Bonus  betrug*): 

189 1  5   Proz.    der  Löhne  1894  10  Proz.   der   Löhne 

1892  5        .        .  >>  1895  5        ^        ^  > 

1893  10        »        » 

Mit  Gewerkvereinen  hat  die  Firma  nie  etwas  zu  thun  gehabt ;  ihre  Beziehungen 
mit  den  Angestellten  sind  von  jeher  sehr  gute  gewesen.  Es  gibt  selten  einen  Wechsel 
im  Personal.  Von  den  10  Leuten,  die  vor  21  Jahren  bei  der  Gründung  des  Geschäfts 
engagiert  wurden,  sind  noch  7  da. 

Resultate: 

1894  schrieben  die  Unternehmer  an  ScJiloss: 

»Die  Gewinnbeteiligung  hat  unzweifelhaft  einen  grossen  Erfolg  gehabt,  besonders 
unter  den  denkenden  und  intelligenteren  Angestellten.  Es  existiert  das  beste  Einver- 
nehmen zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  und  unter  diesen  selbst.  Das  System 
erzeugt  auch  eine  Bereitwilligkeit,  wenn  erforderlich,  über  die  genaue  Arbeitszeit 
hinaus  zu  arbeiten.  Das  Nettoergebnis  des  Experiments  ist  grössere  Achtsamkeit  vor 
Verschwendung,  bessere  Sorgfalt  in  der  Behandlung  von  Pferden,  Geschirren  u.  s.  w. 
Unser  Geschäft  ist  gewachsen,  ebenso  der  Profit  und  das,  obgleich  wir  die  Zahl  der 
Arbeitsstunden  um  zehn  wöchentlich  herabgesetzt  haben.« 

1896  schrieben  mir  die  Herren  Osborne  und  Young: 

^Wir  halten  die  Gewinnbeteiligung  für  ein  richtiges  Prinzip.  Indes  ändert  sie 
nichts  an  der  menschlichen  Natur. 

Wir  glauben,  dass  einige  von  unseren  Leuten  achtsamer  auf  die  Geschäftsinter- 
essen schauen ,  andrerseits  aber  bemühen  sich  Andere,  so  bequem  als  möglich  fort- 
zuschlendern. 


I)  Quelle  hiefür  und  für  den  nächsten  Absatz;  Brief.  2"!  Brief. 
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Wir  müssen  zu  unserm  grossen  Bedauern  sagen,  dass  wir  in  vielen  Fällen  in 
hohem  Grade  enttäuscht  waren  über  das  geringe  Interesse ,  das  unser  Personal  (als 
Ganzes)  am  Wirken  des  Systems  genommen  hat.  Und  obwohl  wir  1893  ""*i  1894 
10  Proz.  (der  Löhne)  ausbezahlt  haben,  sind  wir  voll  davon  überzeugt,  dass  die  Extra- 
profite dieser  Jahre  von  den  Angestellten  durch  Entwicklung  einer  besonderen  Energie 
nicht  verdient  waren. 

Uas  Resultat  ist:  Die  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  hat  die  Einen  für  einige 
Zeit  angeeifert,  auf  die  Andern  nur  geringe  Wirkung  ausgeübt;  nach  einer  kurzen 
Periode  aber  Hess  sie  die  Mehrheit  auf  dem  Fleck,   auf  dem  sie  vorher  waren.« 

(1892)  John  Devereux  and  Sons,   Lowestoft.     {Schloss  Report  S.  116.) 

Die  Zahl  der  Angestellten  variiert  zwischen  37  und  44,  alle  seit  6  Monaten  Be- 
schäftigten partizipieren. 

Die  Löhne  betragen  ungefähr  50  Proz.  aller  Ausgaben  ;  alle  Arbeit  geschieht 
im   Zeitlohn  '). 

Der  Bonus  ist  ein  fixer  Prozentsatz  des  Reingewinns,  d,  h.  des  nach  Abzug  der 
Kapitalzinsen  verbleibenden  Ueberschusses. 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional    den  Löhnen. 

1893  — 1896  variierte  der  Bonusbetrag  zwischen  8  und  10  Proz,  der  Löhne  und 
war  im  Mittel  9   Proz.  *). 

Resultate: 

1894  schrieb  die  Firma  :  Im  ganzen  haben  wir  die  Resultate  sehr  befriedigend 
gefunden,  besonders  was  die  älteren  Leute  betrifft.  Wir  bemerken,  dass  man  besser 
auf  die  Gewinnste  schaut  und  sich  vor  Verschwendungen  in  acht  nimmt.  Es  existiert 
auch  ein  besseres  Zusammenleben  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern.  Wir  glauben, 
dass  wir  durch  das  bewiesene  Mehr  von  Aufmerksamkeit  und  Eifer  den  gezahlten 
Bonus  wieder  hereinbekommen  « 

Dagegen  schrieben  mir  1896  die  Herren  Devereux  and  Sons: 

»Eine  Beeinflussung  der  Gewinne  wäre  imseren  Leuten  auf  verschiedenen  Wegen 
möglich:  durch  sorgfältige  Instandhaltung  des  Lagers,  Vermeidung  von  Verschwen- 
dung, sorgfältiges  Wägen,  entgegenkommende  und  aufmerksame  Bedienung  der  Kun- 
den und  durch  vieles  Andere. 

Als  wir  zuerst  im  Jahre  1893  mit  der  Gewinnbeteiligung  anfingen,  wurde  denn 
auch  ein  beträchtlicher  Mehreifer  in  unserem  Personal  wach,  aber  wir  fanden  auch, 
dass  in  den  folgenden  Jahren  dieser  Eifer  nachliess  und  die  Dinge  auf  den  alten 
Stand  zurückkamen. 

Unsere  Firma  war  aus  diesem  Grunde  genötigt,  die  Gewinnbeteiligung  heuer 
fallen  zu  lassen. 

Wir  führten  statt  dessen  ein  abgestuftes  Bonussystem  ein,  indem  wir  auf  grund 
der  individuellen  Leistungen  —  so  dass  die  Frage  nach  den  Löhnen  in  die  zweite 
Reihe   tritt  —  absolut  diskretionär  die  Gratifikationen  bemessen. 

Zum  Gewinnbeteiligungssystem  verhielt  sich  die  Hälfte  der  Arbeiterschaft  apathish 
und  indifferent. 

Unsere  Beziehungen  mit  unserem  Personal  sind  von  jeher  die  befriedigendsten 
gewesen.« 

(1888)  Binns  and  Co.,  Derby.  {Schloss  Report  S.  75.)  Weizen-,  Korn-  und 
Samengeschäft,  Engros-  und  Detailgeschäft.     11 — 12  Angestellte. 

i)  Brief. 
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Sämtliche  Angestellte  stehen  in  Zeitlöhnen  *).  Der  Bonus  ist  ein  fixer  Prozent- 
satz des  Gewinns,  seit  1894  10  Prozent  des  Reingewinns  '). 

Die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen. 

Die  Auszahlung  erfolgt  zur  Hälfte  bar,  die  andere  Hälfte  fliesst  in  einen  Reserve- 
fonds, in  dem  die  Guthaben  der  einzelnen  Partizipanten  getrennt  verrechnet  sind'). 
Der  Reservefonds  wurde  ursprünglich  zu  dem  Zwecke  angelegt,  um  die  Partizipanten 
in  Verlustjahren  zur  Tragung  des  Verlustes  heranzuziehen-),  indes  wurde  er  bis  1894 
nur  zu  gunsten  der  Angestellten  herangezogen.  Mit  der  Umwandlung  des  Geschäfts 
in  eine  Limited  Company,  Juni  1894,  wurde  er  allerdings  definitiv  zu  einem  Instru- 
ment der  Verlust-  und  Gewinnbeteiligung  gemacht'),  indem  für  diejenigen  Guthaben, 
die  sich  auf  5  Pfund  beliefen,  Fünfpfundaktien  eingetauscht  wurden,  während  die 
kleineren  Guthaben  seitdem  solange,  bis  sie  jenen  Betrag  erreichen,  dieselbe  Dividende 
beziehen  wie  die  Aktionäre.  Mit  dem  Besitz  einer  Fünfpfundaktie  beginnt  auch  die 
Berechtigung  zur  Teilnahme  an  der  Generalversammlung^). 

1889—93  (incl.)  betrug  der  Bonus  im  Durchschnitt  7,3  Proz.  der  Löhne. 

Im  einzelnen  hat  die  Höhe  des  Bonus  zwischen  1889  und  1895  beträchtlich  ge- 
schwankt'). 

Resultate: 

»Die  Gewinnbeteiligung«,  lesen  wir  bei  Schloss  als  Herrn  Binns'  Bericht,  »hat 
sich  zufriedenstellend  bewährt  Wir  haben  keine  Lohnstreitigkeiten,  keine  Störungen 
im  Einvernehmen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitern  gehabt,  da  aber  dieser  Zu- 
stand schon  vor  der  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  bestand,  kann  ich  nicht  sagen, 
dass  das  Ergebnis  irgend  etwas  Definitives  zeigt,  obwohl  ich  überzeugt  bin,  dass  sie 
geholfen  hat,  ein  Gefühl  der  Eintracht  und  der  Korporation  zu  entwickeln.  Ich  bin 
zufrieden,  dass  sie  mich  finanziell  bezahlt  gemacht  hat.« 

Befragt,  auf  was  für  speziellen  Wegen  sich  das  System  finanziell  bezahlt  gemacht 
habe,  schrieb  mir  September    1896  Herr  Binns: 

»Ich  fürchte,  dass  ich,  was  meine  Erfahrungen  der  letzten  12  Monate  nngeht, 
kaum  sagen  kann,  es  habe  mich  die  Gewinnbeteiligung  finanziell  bezahlt  gemacht, 
indes  leiden  wir  an  lokalen  und,  glaube  ich,  vorübergehenden  Misständen. 

»\ch  glaube  sagen  zu  können,  dass  das  System  dazu  geholfen  hat,  dass  mich 
alle  meine  Angestellten  als  persönlichen  Freund  ansehen  und  dass  wir  uns  in 
unsren  Interessen  als  identisch  fühlen  .  .   . 

»Ich  blicke  auf  die  Gewinnbeteiligung  als  ein  Mittel  zur  Verbreitung  der 
Kooperatividee  und  erblicke  in  ihr  ein  grosses  Mittel ,  die  Interessen  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitern  zu  versöhnen.  Indes  halte  ich  für  das  beste  und  weitaus 
praktischeste  Kooperativsystem  unsere  britische  Konsumvereinsbewegung  .   .  .  « 

(1882)  Brocke,  Bond  and  Co.,  London,  Manchester,  Leeds  und  Bradford. 
[Schloss  Report  S.   56). 

Theehandlung.  270  Angestellte;  alle  seit  mindestens  6  Monaten  Beschäftigten 
partizipieren. 

Die  geleistete  Arbeit ')  ist  eine  sehr  verschiedene  :  Die  Arbeit  des  Einkaufens 
und  theoretischen  Mischens,    die    von  technisch  geschulten  Kräften  verrichtet  wird ; 


i)  Brief. 

2)  Und  zwar  sollte  ein  Zehntel  des  Verlustes  daraus  gedeckt  werden. 

3)  Wie  es  scheint,    fliesst  auch  seit  Juni  1894  die  eine  Hälfte  des  Bonus  immer 
noch  in  den  Reservefonds. 
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die  gewöhnliche  Arbeit  im  Hauptkontor  ;  die  Arbeit  im  Warenhaus.  Hier  hat  der 
Thee  verschiedene  Prozesse  der  Halbfabrilcation  durchzumachen  von  seinem  Empfang 
von  den  Docks  ab  bis  zur  Ablieferung  an  die  Verkaufs-Filialen:  Wägen,  Stapeln, 
Proben,  Ausscheiden,  Mischen,  Wiederverpacken  in  grossen  Ballen  und  kleinen 
Packeten  und  Büchsen  von  allen  Arten  und  Maassen.  Endlich  die  Kundenbedie- 
nung in  den  Verkaufsläden,  wo  übrigens  auch  ein  Teil  der  Ware  erst  verpackt  wird. 
Diese  verschiedenen  Leistungen  werden  von  Personen  verrichtet,  die  teils  Mo- 
natsgehälter, teils  Wochenlöhne  erhalten,  teils  im  Stücklohn  und  zwar  hiebei 
wiederum  teilweise  im  kollektiven  Stücklohn  stehen.  Ungefähr  die  Hälfte  des  Ar- 
beiterpersonals steht  in  Zeitlöhnen. 

Alle  diese  Angestellten  sind  am  Gewinn  beteiligt.  Der  Bonus  ist  ein  fixer 
Prozentsatz  des  Reingewinns;  die  Individualanteile  berechnen  sich  proportional  den 
Löhnen. 

Die  Auszahlung  erfolgt  halbjährlich  und  in  bar.  Bei  Nachlässigkeit  kann  sie 
für  Einzelne  suspendiert  werden. 

Neben  der  Gewinnbeteiligung  besteht  noch  eine  von  der  Firma  subventionierte 
Unterstützungskasse. 

Es  betrug  der  Bonus  *)  in  Prozenten  der  Löhne 

1882:  10  1889:  8 

1883:  10V2  1890:  9^4 

1884:  13  1891:  loVs 

1885  :  13^4  1892  :  10 

i886:  13V2  1893:  97-1 

1887:  9Vs  1S94:  9-/3 

1888:  8V2  1895:  9V8 

Resultate: 

»1890  schrieben  die  Unternehmer  :  »Unser  System  verfolgte  primär  humanitäre 
Zwecke.  Das  Problem  war,  die  Verdienste  unsrer  Angestellten  zu  erhöhen,  ohne 
die  Gewinnste  der  Unternehmer  zu  schmälern.  Die  Lösung,  vermuteten  wir,  würde 
in  grösserem  Eifer,  grösserer  Achtsamkeit,  Pünktlichkeit,  Sparsamkeit  mit  Zeit  und 
Material,  in  einer  Identifikation  der  Interessen  bestehen,  ...  so  dass  die  Gewinnste 
sich  um  den  gezahlten  Bonus  vermehrten  « 

Davon,  dass  dies  alles  nun  auch  im  Gefolge  der  Gewinnbeteiligung  eingetreten 
wäre,  schreiben  die  Unternehmer  nichts.  Dennoch  bezeichnen  sie  sich  (im  selben 
Schreiben)  als  vollständig  befriedigt  von  den  Resultaten:  »  .  .  .  unsre  Leute  er- 
freuen sich  eines  beträchtlichen  Bonus.  Wir  andrerseits,  haben  die  Vorteile  einer 
besseren  Auswahl,  einer  geringeren  Geneigtheit  des  Personals  zum  Wechsel,  einer 
geringeren  Notwendigkeit  unausgesetzter  persönlicher  Ueberwachung,  die  Leute  sind 
lenkbarer  und  die  Beziehungen  angenehmer.« 

Ausserdem  wird  (aus  dem  Jahre  1889)  berichtet,  dass  das  Kontorpersonal  die 
Arbeit  zu  bewältigen  trachtet,  ohne  dass  es  notwendig  wird,  das  Personal  zu  ver- 
grössern,  um  ihren  Bonusanteil  möglichst  hoch  zu  halten. 

1894  äusserten  sich  die  Unternehmer  wiederum  über  die  Erfolge,  und  zwar 
konstatierten  sie  diesmal,  dass  die  früher  spezifizierten  guten  Resultate  im  allge- 
meinen anhalten.     Indes  kann  mit  der  Vergrösserung  der  Arbeiterschaft  in  den  Be- 

i)  Brief. 
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Ziehungen  zwischen  Arbeitern  und  Werkmeistern  nicht  das  persönliche  Interesse  in 
dem  Grade  vorhanden  sein,  als  wie  damals,  da  der  Arbeiter  noch  weniger  waren 
folglich  wird  vom  Bonus  nicht  mehr  so  oft   gesprochen. 

Wir  haben  wenig  Wechsel  und  unsre  Arbeiter  sind  willig  und  energisch.« 

September  1896  schrieben  mir  die  Herren  Brooke,  Bond  &  Co.  :  »Es  ist  eine 
sehr  schwierige  Sache,  den  Wert  der  Gewinnbeteiligung  für  das  Geschäftsinteresse 
abzuschätzen.  Als  sie  zuerst  eingeführt  wurde,  hatte  sie  zweifellos  eine  wohlthätige 
und  stimulierende  Wirkung  auf  unser  Personal  ^) ;  aber  jetzt,  da  die  Zahl  sich  so 
vergrössert  hat,  ist  es  nicht  so  leicht,  Resultate  zu  bezeichnen.« 

Es  heisst  weiter,  dass  die  Bonusverteilung  in  manchen  Fällen  zu  sehr  als  et- 
was Selbstverständliches  angesehen  werde,  und  deswegen  gelegentlich  durch  die 
Suspension  einer  Auszahlung^)  die  Aufmerksamkeit  für  einige  Zeit  wieder  auf  den 
Zweck  des  Systems  gerichtet  werde. 

»Indes  glauben  wir,  dass  unter  den  Intelligenteren  in  unserem  Personal  die 
Gewinnbeteiligung  im  allgemeinen  ein  Erfolg  war;  und  sie  befähigt  uns,  über  eine 
höhere  Klasse  von  Arbeitern  zu  verfügen  und  hat  die  Tendenz,  die  Engagements 
solcher,  die  Arbeitskräfte  sind,  zu  verlängern.« 

(1892)  John  Williams  and  Sons,  Limited,  Didsbury,  Cheadle  (Cheshire) 
Withington,  Levenshulme,  Fallowfield  and  Manchester.     {SMoss  Report  S.   117.) 

Kolonialwaren-  und  Lebensmittelhandlung.  45  Angestellte  ;  es  partizipieren  die 
seit  6  Monaten  Beschäftigten. 

Das  Geschäft  ist  ein  reines  Handelsgeschäft,  es  findet  keinerlei  gewerbliche 
Arbeit  statt  ^). 

Der  Bonus  steht  in  einem  fixen  Verhältnis  zum  Reingewinn.  Die  Individalan- 
teile  berechnen  sich  proportional  den  Löhnen. 

Der  Bonus  wird  von  einer  Revisorenfirma  verifiziert.  Die  Auszahlung  erfolgt 
halbjährlich  und  in  bar. 

Der  Bonus  betrug  1892  ein  wenig  über  2  Wochenlöhne  ^);  1892  und  1893  im 
Durchschnitt  3,1  Proz.  der  Löhne. 

Resultate: 

In  einem  Zirkular  der  Firma  an  die  Angestellten  aus  dem  April  1893  heisst  es : 

»Man  hatte  gehofft,  dass  die  Leute  in  verantwortlicheren  Stellen  versuchen 
würden,  ihre  jüngeren  Kollegen  zu  achtsamen  Gewohnheiten  zu  erziehen,  aber  wir 
sehen  täglich  gleichgiltige  Verschwendung  in  Dingen,  wo  sie  sich  vermeiden  Hessen 
und  von  deren  Vermeidung  alle  profitieren  würden.« 

Die  Firma  erklärt,  dass  sie  den  Betrag  von  2  Wochenlöhnen  —  eben  den 
Bonus  —  verliert  und  bezeichnet  das  Resultat  des  Experiments  als  »höchst  ent- 
mutigend,« 

In  Sckloss'  Report  lesen  wir  : 

»Einige  Angestellte  arbeiteten  eifrig  und  suchten  das  Experiment  zu  einem  Er- 
folg zu  gestalten,    diese  Leute  waren  aber  gute  Arbeiter   auch  vorher.     Der  Durch- 


i)  Dabei  wird  mit  Beziehung  auf  die  ökonomische  Wirksamkeit  des  Systems  be- 
merkt, dass  diese  bei  Stückarbeitern  wegen  der  hier  in  höherem  Grade  erforderlichen 
Ueberwachung  eine  geringere  ist  als  bei  Zeitarbeitern. 

2)  nämlich  einzelnen  Partizipanten  gegenüber. 

3)  Brief, 

4)  Zirkular  vom   17.   April   1893. 
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schnittsangestellte     scheint    nicht    die     Meinung    unseres     Anerbietens    begriffen     zu 
haben,  wir  vermissen  im  allgemeinen  jeden  positiven  Effekt.« 

Dasselbe  total  negative  Resultat  —  >.  keine  geringere  Verschwendung,  keine 
grössere  Sorgfalt«  —  berichteten  September  1896  die  Unternehmer  mir,  sowie  dass 
die  Gewinnbeteiligung,  >-die  den  Faulen,  Gleichgiltigen  und  Unehrlichen  an  Ge- 
winnen partizipieren  Hess,  die  er  nicht  hatte  machen  helfen«,  nach  dreijährigem 
Versuche  aufgegeben  wurde,  um  dem  »gewöhnlichen  System  Platz  zu  machen,  die 
besten  Löhne  denjenigen  zu  geben,  die  sie  am  meisten  verdienen«. 


b)  Ergebnisse. 

i)  Einfluss  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Arbeitsleistung. 

Wie  sich  aus  dem  vorgeführten  Material  ergiebt  ,  sind  die 
ökonomischen  Resultate  der  Gewinnbeteiligung  im  Handel  sehr 
geringfügig. 

Nirgends  wird  gesagt,  dass  sich  die  Gewinnbeteiligung  zu 
einem  finanziellen  Erfolg  gestaltet  hätte, 

Am  günstigsten  lauten  die  Berichte  bei  C  a  r  t  w  r  i  g  h  t  ^j : 
es  wird  berichtet :  grösseres  Interesse  namentlich  der  älteren 
Leute  für  Details,  für  harmonisches  Zusammenwirken  der  ver- 
schiedenen Abteilungen  des  Geschäfts;  geringere  Verschwendung, 
endlich  grössere  Geneigtheit  zu  Ueberzeitarbeit  ohne  Bezahlung. 
Aber  auch  hier  wird  gesagt,  dass  dies  nicht  gleichmässig  für 
alle  Angestellten  gilt,  und  dass  es  zweifelhaft  bleibt,  ob  durch 
das  System  finanzielle  Ersparnisse  bewerkstelligt  worden  sind. 

Brooke,  Bond  &  Co.  ^)  glauben,  dass  unter  den  Intelli- 
genteren ihres  Personals  die  Gewinnbeteiligung  im  allgemeinen 
ein  Erfolg  war,  halten  es  indess  nicht  für  leicht,  Resultate  zu  be- 
zeichnen. Ein  indirekter  Erfolg  ist,  dass  die  Gewinnbeteiligung 
bessere  Arbeitskräfte  heranzieht  und  »die  Tendenz  zeigt,  deren 
Engagements  zu  verlängern.' 

Die  Herren  Osborne  and  Young^)  bezeichnen  als  Re- 
sultat: »die  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  hat  die  Einen  für 
einige  Zeit  angeeifert,  auf  die  Andern  nur  geringe  Wirkung  aus- 
geübt; nach  einer  kurzen  Frist  aber  Hess  sie  die  Majorität  auf  dem 
Fleck,  auf  dem  sie  vorher  stand.«  Sie  sind  in  hohem  Grad  ent- 
täuscht gewesen  über  das  geringe  Interesse,  das  die  Angestellten 
als  Ganzes  am  Wirken  des  Systems  genommen  haben.« 

Herr  B  i  n  n  s  *)  ist  nicht  im  stände,  irgendwelche  positive 
Ergebnisse  namhaft  zu  machen.    Es  befriedigt  ihn  indess,  dass  das 

i)  S.  229.  2)  S.  234.  3)  S.  231.  4)  S.  233. 
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System  die  schon  vorher  herzlichen  Beziehungen  zwisclien  ihm 
und  den   Angestellten  noch  herzlicher  gestaltet  hat. 

Phillipps  &  Co.")  »meinen,  dass  in  der  Grosshandelsab- 
teilung die  Aufträge  sorgfältiger  ausgeführt  werden.  Indess  hat 
das  System  nicht  zu  irgend  einer  materiellen  Mehrung  unsrer 
Einnahmen  geführt,  während  wir  geglaubt  haben,  dass  es  hier 
am  allerdirektesten  zur  Wirksamkeit  kommen  werde«.  Es 
wird  des  weiteren  auf  die  grosse  Ueberlegenheit  des  Prämien- 
systems hingewiesen. 

Clement  Dalley  &  Co.-)  »glauben  nicht,  dass  das 
System  zu  mehr  Achtsamkeit  und  Aufmerksamkeit  Anlass  ge- 
geben hat.« 

John  Devereux  &  Sons^j  konstatieren ,  dass  nach 
einigen  Jahren  der  anfangs  bemerkbare  Mehreifer  nachliess  und 
die  Dinge  auf  den  alten  Stand  zurückkamen.  Sie  haben  daher 
die  Gewinnbeteiligung  gegen  ein  Gratifikationssystem,  das  die 
Möglichkeit  der  Individualisierung  giebt,  fallen  gelassen. 

John  Williams  &  Sons*)  »vermissen  im  allgemeinen 
jeden  positiven  Effekt«. 

Gemeinsam  ist  mehreren  Fällen ,  dass  in  den  ersten  Jahren 
nach  Einführung  des  Systems  mehr  oder  minder  grosse  Ergeb- 
nisse in  Bezug  auf  vermehrten  Eifer  der  Angestellten  zu  konsta- 
tieren waren,  die  dann  nach  2 — 4  Jahren  dauernd  verschwun- 
den sind. 

Die  Bedingungen,  unter  denen  die  Gewinnbeteiligung  in  diesen 
acht  Fällen  ihre  Wirksamkeit  zu  entfalten  hatte,  sind  keineswegs 
ungünstige:  Der  Bonus  betrug: 

0,2 — 4,1  Proz.  der  Löhne,  7 — ii  Proz. ,  3,1  Proz.,  8V2  Proz., 
5 — 10  Proz.,  7V3   Proz.,  8  —  10  Proz.,  8-— 13V4   Proz. 

In  sämtlichen  8  Fällen  erfolgte  die  Bemessung  der  Indivi- 
dualanteile proportional  den  Löhnen ,  die  Auszahlung  ganz  in 
barem.  Mit  einer  Ausnahme  ^)  stehen  die  Angestellten  überall 
sämtlich  im  reinen  Zeitlohn. 

Zu  einer  Beeinflussung  der  Gewinne  wären  die  Angestellten 
dieser  Handelsgeschäfte  durch  sorgfältigere  Behandlung  der 
Waren ,  aufmerksamere  Bedienung  der  Kunden ,  mehr  Interesse 
für  Bewirkung  grösserer  Verkäufe ,  bessere  Zeitausnützung  wohl 
im  Stande. 


i)  S.  230.  2)  S.  229.  3)  S.  233.  4)  S.  236. 

5)  Brooke,  Bond  &  Co. 


Die   Ciewinnbeteiligung   etc.  239 

Unter  den   so  gearteten  Bedingungen    hat  die  Gewinnbeteili- 
gung als  Lohnsystem  im  Handel  vollständig  fiasco  gemacht. 

2)  Einfluss  auf  die   Stabilität  der  Angestellten. 

In  I  Fall  wird  bemerkt,  dass  die  Gewinnbeteiligung  »die  Ten- 
denz habe,   die  Engagements  guter  Arbeitskräfte  zu  verlängern.« 

IV.  Gesamtergebnis. 

Vorbemerkung. 

Wiederholt  wird  betont ,  dass  das  hier  angeführte  Material 
nur  einen  Bruchteil  der  Anwendungsfälle  von  Gewinnbeteiligung 
darstellt.  In  einer  Anzahl  weiterer  Fälle,  die  wegen  ungenügen- 
der Nachrichten  nicht  verwertet  werden  können,  wird  ein  gün- 
stiger Erfolg  berichtet.  In  einer  noch  grösseren  Reihe  von  Fällen 
lautet  das  Urteil  über  die  Resultate  unbefriedigt.  Sehr  gross  ist 
endlich  die  Zahl  jener  Fälle,  in  denen  zwar  über  die  Organisa- 
tion der  Gewinnbeteiligung  ausreichende  Nachrichten  vorliegen, 
bezüglich  deren  Resultate  aber  sich  die  Unternehmer  gänzlich 
ausschweigen  oder  bestenfalls  erklären:  »Das  Ergebnis  sei  befrie- 
digend.« Das  Ergebnis  aller  mit  Gewinnbeteiligung  gemachten 
Erfahrungen  könnte  daher  möglicherweise  ein  anderes  sein ;  wahr- 
scheinlich würde  es  ein  ungünstigeres  Bild  von  der  Wirksamkeit 
des  Systems  geben,  als  die  hier  vorgeführten  Fälle;  denn  diese 
begreifen  nur  die  mit  Gewinnbeteiligung  gemachten  Erfahrungen, 
soweit  sie  bekannt  geworden  und  wegen  zureichender  Nachrichten 
verwertbar  sind ;  die  Fälle,  die  nicht  bekannt  geworden,  dürften 
aber  wahrsciieinlich  solche  mit  ungünstigen  Ergebnissen  sein,  da 
die  rege  Propaganda  für  das  System  wohl  keinen  Fall  mit  günsti- 
gen Ergebnissen  unentdeckt  und  unbekannt  gelassen  haben  dürfte. 

1)  Einfluss  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Arbeitsleistung, 

Wenn  wir  zusammenfassend  die  bei  der  Industrie,  Landwirt- 
schaft und  Handel  gewonnenen  Ergebnisse  vergleichen,  erhalten 
wir  folgendes  Bild : 

Ein  besonders  grosser  Erfolg  der  Gewinnbeteiligung  ist,  was 
ihre  Wirkung  auf  Verbesserung  der  Arbeitsleistung  betrifft,  über- 
all dort  zu  konstatieren  gewesen ,  wo  die  Arbeit  eine  für  das 
finanzielle  Betriebsergebnis  ausschlaggebende  Rolle  spielt;  das 
traf  in  4  von  den  geschilderten   57  Fällen  zu. 


2AO  l^f-   l^iK'oir  Einliauser: 

Ueberall  dort,  wo  die  Arbeit  eine  ganz  besonders  zurück- 
tretende Rolle  unter  den  das  finanzielle  Betriebsergebnis  beein- 
flussenden Faktoren  spielt,  ist  aller  Erfolg  ausgeblieben.  Das 
war  in  6  unter  den   57  Fällen  so. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  auch  daran  zu  erinnern,  welche 
wirksame  Rolle  die  Gewinnbeteiligung  seit  alten  Zeiten  in  der 
Seefischerei  spielt  ^) ;  auch  hier  ist  die  Vorzüglichkeit  der  Ar- 
beitsleistung, d.  h.,  da  eine  Aufsicht  monatelang  unmöglich  ist, 
der  gute  Wille  des  Personals  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
für  den  Erfolg  des  Unternehmens ;  und  seit  langem  pflegt  man 
sich  diese  vorzüglichen  Leistungen  der  Mannschaft  durch  ihre 
Beteiligung  am  Gewinn  zu  sichern. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  endlich  die  Rolle ,  die  die  Ge- 
winnbeteiligung im  Entlohnungssystem  der  verantwortlicheren 
Geschäftsleiter  gewerblicher  Unternehmungen  spielt ,  so  werden 
wir  unbedenklich  den  Schluss  ziehen  dürfen  :  Ueberall  dort ,  wo 
die  Partizipanten  einen  ganz  besonders  grossen  Einfluss  auf  das 
finanzielle  Ergebnis  des  Unternehmens  ausüben  können,  wird  die 
Gewinnbeteiligung  das  geeignetste  Mittel  sein,  die  bestmöglichen 
Leistungen  zu  erzielen  —  mag  es  sich  nun  im  konkreten  um 
Beamte  einer  Aktiengesellschaft,  Reisende,  gelernte  Stickerinnen 
oder  Grubenarbeiter  handeln.  Stücklöhne,  Prämien,  Gruppen- 
akkord können  in  diesen  Fällen  die  günstigen  PIrgebnisse  nicht 
erzielen  wie  Gewinnbeteiligung,  wie  sich  seinerzeit  bei  den  ein- 
zelnen Fällen  deutlich  ergeben  hat. 

Was  die  Fälle  betrifft,  in  denen  die  Bedeutung  der  Arbeit  für 
das  Betriebsergebnis  weder  exceptionell  gross  noch  exceptionell 
klein  ist,  so  konstatieren  wir,  dass  ein  entschiedener  Erfolg  nur 
erreicht  wurde  dort,  wo  folgende  Bedingungen  zusammentrafen  : 

dass  die  Partizipanten  sämtlich  im  reinen  Zeitlohn  angestellt 
waren  ^), 

dass  der  Bonus  nicht  allzuklein  (unter  2  Proz.  der  Löhne)  war, 

dass  wenigstens  ein  Teil  sofort  bar  ausbezahlt  wurde  —  (mit 
I  Ausnahme), 

dass  sich  die  Individualanteile  proportional  den  Löhnen  be- 
massen  ^). 

1)  Ein  Anwendungsfall,  der,   weil   unbestritten,   bisher  nicht  berücksichtigt  wurde. 

2)  Nur  in  zwei  Fällen  ist  das  Entlohnungssystem  unbekannt. 

3)  In  einem  Fall  kam  neben  der  Lohnhöhe  noch  die  Länge  der  Beschäftigungs- 
zeit in  Betracht. 
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Wo  nicht  alle  diese  Bedingungen  erfüllt  waren  ,  gestaltete 
sich  die  Gewinnbeteiligung  nicht  zu   einem  jfinanziellen  Erfolg. 

Aber  keineswegs  in  allen  diesen  Fällen,  in  denen  obige  Be- 
dingungen zusammentrafen ,  wurde  das  System  zu  einem  finan- 
ziellen Erfolg,  sondern  nur  in  6  unter  25;  in  den  übrigen  19  Fäl- 
len, obwohl  hier  die  bar  ausbezahlten  Bonusbeträge  ebenso  hoch, 
teilweise  noch  höher  waren  als  in  jenen  sechs  erfolgreichen  Fällen, 
fallierte  das  System. 

Ausserhalb  der  Grenzen  jener  vier  Bedingungen  stossen  wir 
noch  einmal  auf  einen  erfolgreichen  Fall  von  Gewinnbeteiligung : 
Sie  war  hier  in  der  Hand  eines  neuen  energischen  Leiters  einer 
herabgekommenen  Fabrik  das  Mittel,  die  Disziplin  wieder  herzu- 
stellen und  den  früheren  bedeutenden  Warendiebstählen  ein  Ende 
zu  bereiten. 

Im  übrigen  treffen  wir  nur   auf  Misserfolge. 


2)  Einfluss    der  Gewinnbeteiligung    auf   die  Stabilität  der 
Angestellten. 

Stabilisierung  der  Arbeiterschaft  wurde  erreicht  in  8  unter 
48  Fällen,  wenn  wir  nämlich  von  denjenigen  (9)  Fällen  absehen, 
in  denen  die  Gewinnbeteiligung  als  Dienstaltersprämiensystem 
organisiert  ist  '). 

Der  Grad  der  Stabilisierung  ist  ein  sehr  verschiedener.  In 
keinem  von  den  acht  Fällen  hat  er  die  Gewinnbeteiligung  zu 
einem  finanziellen  Erfolg  zu  gestalten  vermocht,  wenn  dieser 
nicht  schon  durch  direkt  verbesserte  Arbeitsleistungen  gegeben  war. 

Was  die  Bedingungen  betrifft,  unter  denen  diese  mehr  oder 
minder  grosse  Stabilisierung  erreicht  wurde,  so  befinden  sich 
unter  den  8  Fällen  jene  2  Fälle,  in  denen  der  Bonus  unter  allen 
57  Fällen  am  grössten  war,  ferner  i  Fall,  in  dem  der  Bonus  eine 
massige  und  5  Fälle,  in  denen  er  eine  beträchtliche  Lohnerhöhung 
bedeutete.  In  i  Fall  wurde  der  Bonus  in  eine  Alterskassa  gelegt, 
in   den  übrigen  7  Fällen  geschah  die    Auszahlung  bar. 

Im  allgemeinen  ist  Stabilisierung  demnach  nur  dort  erreicht 
worden,    wo    der  Bonus  hoch  und  sofort  bar  ausbezahlt  wurde; 


l)  und  von  denen  nur  in  einem  Fall  die  Stabilisierung  und  die  Anziehungskraft 
der  Gewinnbeteiligung  auf  gute  Arbeitskräfte  das  System  zu  einem  finanziellen  Erfolg 
zu   machen  vermochten. 
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aber    keineswegs    in    allen    diesen   Fällen ,  sondern  wieder  nur  in 
einem  Teil  derselben. 


Es  ergibt  sich : 

Als  Lohnsystem  ist  die  Gewinnbeteiligung  minderwertig  und 
unter  normalen  Verhältnissen  für  den  Unternehmer  in  der  Regel 
unrentabel. 

Mit  Sicherheit  hat  die  Gewinnbeteiligung  einen  finanziellen 
Erfolg  nur  dort  erzielt,  wo  die  Arbeit  eine  ausschlaggebende 
Rolle  unter  den  das  finanzielle  Betriebsergebnis  beeinflussenden 
Faktoren  spielt. 

Mit  Sicherheit  hat  die  Gewinnbeteiligung  dagegen  einen 
finanziellen  Misserfolg  dort  herbeigeführt ,  wo  besonders  klar  zu 
Tage  lag ,  dass  die  Leistung  der  Arbeiter  für  den  Erfolg  des 
Unternehmens  von  untergeordneter  Bedeutung  war. 

In  den  anderen  Fällen  ist  ein  Erfolg  nur  ausnahmsweise  ein- 
getreten —  in  7  Fällen  unter  45  —  und  auch  nur,  wenn  die  An- 
gestellten sämtlich  im  Zeitlohn  standen,  eine  Entlohnung  nach 
dem  Arbeitsergebnis  (Stücklohn,  Prämien  etc.)  also  nicht  stattfand, 
aber  keineswegs  in  allen  diesen  Fällen ;  in  einer  grossen  Anzahl 
von  Fällen  war  anfangs  eine  merklicheVerbesserung  der  Arbeits- 
leistung zu  konstatieren  gewesen,  die  aber  nach  Umlauf  einiger 
Jahre  schwand. 

Dieses  Ergebnis  ist  leicht  zu  verstehen. 

Die  Gewinnbeteiligung  ist  eben  unter  normalen  Verhältnissen 
keine  Entlohnungsmethode  im  Verhältnis  zu  dem  was  der  Ar- 
beiter leistet,  und  wenn  oder  sobald  der  Arbeiter  das  weiss,  hört 
sie  natürlich  auf,  einen  merklichen  Einfluss  auf  seine  Arbeits- 
leistungen auszuüben  ^), 

Diejenigen  Unternehmen  sind  sehr  wenig  zahlreich,  in  denen 


I)  In  diesem  Zusammenhang  ist  es  von  Interesse  zu  konstatieren,  dass  es  sich, 
abgesehen  von  den  4  Fällen,  in  denen  die  Arbeit  eine  ausschlaggebende  Rolle  für 
das  finanzielle  Betriebsergebnis  spielt,  in  den  übrigen  7  erfolgreichen  Fällen  ausnahms- 
los um  Unternehmungen  mit  steigendem  Profit  handelt  und  dass  in  6  von  diesen 
7  Fällen  der  Bonus  eine  ununterbrochene  Steigerung  aufweist.  In  diesen  Fällen  hat 
es  der  Arbeiter  noch  nicht  sinnenfällig,  d.  h.  an  seinem  Geldbeutel  erfahren  müssen, 
dass  seine  Anstrengungen  für  das  finanzielle  Betriebsergebnis  nur  eine  beschränkte  Be- 
deutung haben. 

Indes  haben  wir  auch  Fälle  kennen  gelernt,  in  denen  trotz  ebensolcher  günstigen 
Verhältnisse  eine  Wirkung  von  Anfang  an  nicht  eingetreten  ist. 
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die  Leistungen  der  gewöhnlichen  Arbeiter  eine  ausschlaggebende 
Rolle  für  das  finanzielle  Betriebsergebnis  spielen;  unter  normalen 
Verhältnissen  hängt  die  Existenz  und  die  Grösse  des  Gewinns 
neben  der  Arbeitsleistung  von  anderen  sehr  wenig  konstanten 
Faktoren  ab,  wie  dem  Marktpreis  des  Rohmaterials,  der  fertigen 
Artikel,  der  aufgenommenen  Kapitalien,  der  Geschicklichkeit  des 
Betriebs-Unternehmers,  die  Produkte  den  Bedürfnissen  des  Marktes 
anzupassen,  seiner  industriellen  und  kaufmännischen  Befähigung, 
den  Bodenpreisen,  Steuern  etc. 

Gewöhnlich  ist  daher  der  Zusammenhang  zwischen  Qualität 
der  Arbeitsleistung  und  Entlohnung  bei  der  Gewinnbeteiligung 
ein  sehr  indirekter,  oft  gelockerter  und  zerrissener.  Als  Entloh- 
nungsmethode muss  sie  daher  selbstverständlich  allen  Lohnsyste- 
men weit  nachstehen,  durch  die  die  Intensität  der  Anstrengung 
des  Arbeiters  in  eine  unmittelbare  Beziehung  zur  Höhe  der  Entloh- 
nung gebracht  ist. 

Der  Stückarbeiter  bekommt  um  so  mehr  Lohn,  je  mehr  er 
quantitativ  fertig  bringt.  Ersparnisprämien ,  Güteprämien  setzen 
die  Sparsamkeit  mit  dem  Material,  die  Qualität  der  Arbeit  in  ein 
direktes  Verhältnis  mit  der  Höhe  der  Entlohnung. 

Ganz  vorzügliche  Resultate  pflegt  zu  ergeben  das  Lohnsystem, 
das  die  Engländer  »gain-sharing«  nennen  *)  ^),  das  dem  Arbeiter, 
der  einen  Minimallohn  bezieht,  daneben  einen  Anteil  an  jeder  Re- 
duktion der  Produktionskosten  gewährt.  Hier  ist  der  Bonus  ganz  un- 
abhängig von  all  den  Momenten,  auf  die  nicht  der  Arbeiter,  sondern 
höchstens  der  Unternehmer  einen  Einfluss  hat,  hier  ist  er  in 
alleinige  Beziehung  gesetzt  zur  Länge  der  Zeit,  die  der  Arbeiter 
zu  einer  gewissen  Arbeit  braucht,  zur  Quantität  des  Materials, 
die  er  dazu  verwendet  etc.,  kurzum  zu  den  Kosten  seiner  Arbeit, 
und  je  tiefer  er  dieselben  unter  ein  vorher  fixiertes  Standard- 
Niveau  herabzudrücken  versteht,  desto  grösser  ist  seine  Prämie. 
Diese  Entlohnungsmethode  bedeutet  also  eine  Kombination  von 
einem  fixen  Minimalzeitlohn  mit  einem  System  von  progressiven 
Prämien  und  kann  durch  individuelle  oder  kollektive  Organisation 
den  verschiedensten  Verhältnissen  angepasst  werden. 

Hier  überall  bekommt  der  Arbeiter  eine    Entlohnung    genau 


i)  Im  Gegensatz  zu   »profit-sharing«.    Nach  Webster  bedeutet  »profit«    den  Ueber- 
schuss  des  Wertes  über  die  Kosten,   »gain«    »einen  Vorteil,   der  erzielt  wird«. 

2)   S.  Report  on  Gainsharing  von  D.  F.  Sc/i/oss ,    Board  of  Trade,    Labour  de- 
partment,  London,  Eyre   and  Spottiswoode   1895. 
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entsprechend  der  Vortrefflichkeit  seiner  Arbeitsleistung,  mag  nun 
der  Profit  des  Unternehmers  ein  grosser  oder  ein  kleiner  oder 
gar  keiner  sein^ ). 

Diesen  Lohnsystemen  gegenüber  ist  die  Gewinnbeteiügung 
naturgemäss  minderwertig. 

Gewiss  hat  sie  in  manchen  Fällen  zu  einem  finanziellen  Er- 
folg geführt:  aber  das  waren  Ausnahmen.  Wenn  dagegen  dem 
Arbeiter  die  Möglichkeit  gegeben  wird,  durch  Stücklöhne,  Prä- 
mien u.  s.  w.  sein  Einkommen  zu  verbessern,  tritt  die  Wirkung 
auf  die  Arbeitsleistung  mit  unfehlbarer  Sicherheit  ein. 

Gewiss  hat  die  Gewinnbeteiligung  ausserdem  in  vielen  Fällen 
einen  mehr  oder  minder  grossen  Teil  der  Arbeiterschaft  zu  Ver- 
besserungen ihrer  Leistung  veranlasst,  aber  dieselben  konnten  das 
System  finanziell  nicht  rentabel  machen ,  da  sie  mit  zu  hohen 
Gewinnanteilen  erkauft  werden  mussten. 

Ganz  eklatant  zeigte  sich  die  Inferiorität  der  Gewinnbetei- 
ligung gegenüber  dem  Stücklohn  —  ausser  in  dem  Umstand,  dass 
die  erfolgreichen  Anwendungsfälle  solche  waren,  in  denen  sämt- 
liche Partizipanten  im  Zeitlohn  beschäftigt  waren  ~  im  Falle 
Petillat.  Hier  war,  wie  wir  oben  sahen,  gleichzeitig  mit  der  Einfüh- 
rung der  Gewinnbeteiligung  der  Stücklohn  zu  Gunsten  des  Zeit- 
lohns aufgegeben  worden  ;  und  im  ersten  Jahr  konnten  die  Unter- 
nehmer von  dem  günstigen  Einfluss  berichten,  den  diese  Aende- 
rung  in  der  Entlohnungsmethode  auf  die  Leistungen  der  Arbeiter 
ausübte;  sie  arbeiteten  besser,  die  Produktion  wurde  vermehrt. 
Als  die  Arbeiter  aber  sahen,  wie  die  Gewinnauteile  in  einem  Jahr 
2IOO  fr.,  im  andern  3800  fr.,  im  dritten  2800  fr.  betrugen  und 
merkten,  dass  Momente  auf  dieselben  entscheidend  einwirkten, 
die  ausserhalb  ihrer  Machtsphäre  lagen ,  hörten  die  Meisten  auf, 
sich  um  einen  ungewissen  Lohn  zu  plagen  und  die  Unternehmer 
mussten  die  Zeitlohnarbeit  aufgeben  und  zum  Stücklohn  zurück- 
kehren »als  dem  einzigen  Mittel  zu  einer  grösseren  Produktion 
zu  kommen  und  Gewinne  zu  realisieren«.  Die  Güte  der  Arbeit 
aber,  die  unter  der  Herrschaft  des  reinen  Stücklohnsystems  nicht 
gewahrt  wurde,  sicherten  sich  die  Herren  Petillat,  indem  sie  den 
bisher   als  Gewinnanteil    verteilten  Betrag  als  Gratifikationen  auf- 


l)  Dazu  kommt  auch,  dass  hier  auch  zeitlich  eine  viel  unmittelbarere  Beziehung 
zwischen  Arbeitsleistung  und  Entlohnung  besteht,  während  bei  der  Gewinnbeteiligung 
die  Auszahlung  meist  nur  jährlich  erfolgt,  was  ihre  Wirksamkeit  wiederum  nur  schwächen 
kann. 


Die  Gewinnbeteiligung   etc  245 

teilten,    unter    Berücksichtigung    des    individuellen    Verdienstes  '). 

Es  ergibt  sich:  Als  Lohnsystem  ist  die  Ge- 
winnbeteiligung in  der  Regel  nur  in  jenen  seltenen 
Fällen  rentabel,  in  denen  nach  der  Natur  des  Ge- 
schäftsbetriebs die  Arbeit  der  massgebende  Faktor 
für  den  Ausfall  des  finanziellen  Betriebsergeb- 
nisses ist. 

Hier  ist  sie  das  vorzüglichste  Lohnsystem,  das  in 
Anwendung  kommen  kann. 


Wir  haben  im  Vorhergehenden  versucht,  auf  Grund  der  vorliegenden  Thatsachen 
und  deren  systematischer  Verwertung  zu  einem  Urteil  über  den  Wert  oder  Unwert 
der  Gewinnbeteiligung  als  Lohnsystem  zu  gelangen.  Es  ist  von  grossem  Interesse, 
unser  Ergebnis  mit  dem  Ergebnis  der  1886  von  Dr.  Heinrich  Frommer  geführten 
Untersuchung  (vgl.  oben  S.  124)  zu  vergleichen. 

Frommer  haben  27  Fälle  vorgelegen;  über  eine  Reihe  derselben  sind  seit  dem 
neue  Thatsachen  bekannt  geworden ;  38  neue  Fälle  sind  hinzugekommen ;  dagegen 
wurden  bei  der  gegenwärtigen  Untersuchung  8  bei  Frommer  behandelte  Fälle  aus- 
geschieden, teils  weil  bei  ihnen  Gewinnbeteiligung  mit  intensiver  Kapitalbeteiligung 
der  Angestellten  zusammentrifft  (bei  Familistere  de  Guise ,  Billon  et  Isaac,  Redouly 
(früher  Leclaire),  La  Providence  (früher  Dorg^-Heuze),  Papeterie  cooperative  (früher 
Laroche- Joubert))  ,  teils  weil  am  Gewinn  nicht  Arbeiter ,  sondern  Beamte  beteiligt 
sind  (bei  der  Eidgenössischen  Postverwaltung,  Allgemeinen  Versicherungsgesellschaft 
in  Paris  (A.  de  Courcy)) ,  teils  weil  die  Arbeiter  von  einer  Beteiligung  mit  festen 
Prozentsätzen,  d.  i.  von  einer  Gewinnbeteiligung  nichts  wussten ,  damit  die  Gewinn- 
beteiligung also  für  den  hier  in  Betracht  kommenden  Faktor  nicht  existierte  (bei  H. 
vom  Brück  Söhne). 

Frommer  ist  iu  folgendem  Gesamtergebnis  gekommen: 

j>l)  Nirgends  tritt  die  Gewinnbeteiligung  uns  als  eine  neue  oder  eigentümliche 
Unternehmungsform  entgegen ;  überall  nur  als  ein  besonderes  Lohnsystem,  das  mit  jed- 
weder Unternehmungsform  verknüpft  werden  kann,  und  zwar  als  ein  Lohnsystem  von 
aristokratischem  Gepräge ,  indem  fast  durchweg  nur  die  besten  Arbeiter  desselben 
teilhaftig  werden. 

i-2)  Auch  als  Lohnsystem  hat  die  Gewinnbeteiligung  sich  nur  da  bewährt,  wo  die 
Arbeiter  einen  mehr   oder  weniger  grossen  Einfluss  auf  das  Gedeihen  eines  Geschäftes 


i)  Die  Stabilisierung  der  Angestellten  herbeizuführen  war  die  Gewinnbeteiligung 
im  allgemeinen  nur  dort  im  stände,  wo  den  Angestellten  beträchtliche  Gewinnanteile 
sofort  bar  ausbezahlt  wurden.  Dass  sie  hier  eintrat,  ist  selbstverständlich,  die  Ange- 
stellten bleiben  ja  sonst  auch,  wenn  die  Arbeitsbedingungen  gegenüber  anderen  Ge- 
schäften besonders  günstig  sind.  Dass  sie  aber  nur  hier  eintrat  und  in  den  zahlreichen 
anderen  Fällen  von  Gewinnbeteiligung  nicht ,  zeigt,  dass  es  sich  eben  nicht  um  eine 
spezifische  Wirkung  der  Gewinnbeteiligung  handelt,  sondern  um  ein  Resultat  der  — 
zufällig  in  dieser  Form  gebotenen  —  besonders  günstigen  Arbeitsbedingungen.  Im 
übrigen  hat  die  Stabilisierung  mit  einer  Ausnahme  nie  die  Gewinnbeteiligung  zu  einem 
finanziellen  Erfolg  zu  machen  vermocht, 
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haben;  wo  dagegen  eine  ausserordentliche  Geschicklichkeit  der  Leitung  oder  Schwan- 
kungen der  Konjunktur  für  das  Gelingen  der  Unternehmung  nahezu  alles  sind,  haben 
die  Gewinnbeteiligungsversuche,  als  wirkungslos,   sich  nicht  halten  können. 

»3)  Als  erfolgreiches  Lohnsystem  zeigte  sich  die  Gewinnbeteiligung  unter  den 
eben  genannten  Umständen,  insoferne  sie  zu  einer  Steigerung  der  Qualität  der  Arbeits- 
leistung oder  zu  einer  Mehrung  ihrer  Menge  oder  dahin  führte,  dem  Arbeilgeber  die 
regelmässige  und  dauernde  Verfügung  über  willige  Arbeitskräfte ,  welche  sonst  in 
Frage  gestellt  gewesen  wäre,  zu  sichern. 

»4)  Als  Lohnsystem  wird  die  Gewinnbeteiligung  an  Wirksamkeit  übertroffen  in 
der  Erzielung  einer  Steigerung  der  Grösse  der  Arbeitsleistungen  durch  die  verschie- 
denen Systeme  der  Akkordlöhnung,  in  der  Erzielung  grösserer  Güte  der  Leistungen 
durch  Güteprämien,  in  der  Erzielung  von  Material-Ersparnissen  durch  Ersparnisprämien, 
wo  diese  verschiedenen  Systeme  technisch  anwendbar  sind.  Die  Herbeiführung  eines 
regelmässigen  Werkstättenbesuches  lässt  sich  ebensogut,  wenn  nicht  besser,  durch  fest- 
gelegte Gratifikationen  als  durch  Gewinnbeteiligung  erzielen.  Betreffs  der  Sicherung 
der  gewünschten  Arbeiterzahl  hat  die  einfache  Gewinnbeteiligung  Erfolg  nur  in  einem 
ganz  vereinzelten  Fall  aufzuweisen  ,  in  dem  der  Bonus  sehr  hoch  war.  Im  übrigen 
vermochte  die  Gewinnbeteiligung  auch  diesen  Erfolg  nur  zu  erreichen  durch  Fest- 
legung des  den  Arbeitern  zugeteilten  Bonus  in  sog.  Wohlfahrtseinrichtungen,  die  mit 
dem  Geschäft  verknüpft  wurden.  Ueberall  hat  sich  gezeigt ,  dass  diese  an  sich  das- 
selbe Resultat  auch  ohne  Gewinnbeteiligung  zu  erzielen  vermochten.  Nur  wo  diese 
verschiedenen  teils  intensiver,  teils  gleichartig  wirkenden  Lohnsysteme  aus  technischen 
Gründen  nicht  anwendbar  sind,   erscheint  die  Gewinnbeteiligung  zweckmässig. 

»5)  Wo  die  Gewinnbeteiligung  Erfolge  in  einer  der  eben  gedachten  Richtungen 
erzielt  hat,  waren  die  Erfolge  in  Erzielung  grösserer  Menge  und  Güte  der  Leistungen 
um  so  grösser,  je  unmittelbarer  den  Arbeitern  der  zugeteilte  Bonus  zur  Verfügung 
gestellt  wurde,  die  Erfolge  in  Erzielung  einer  grösseren  Stetigkeit  und  Gefügigkeit 
der  Arbeiter  waren  um  so  bedeutender,  je  schwieriger  es  den  Arbeitern  gemacht 
wurde,  den  zugeteilten  Gewinnanteil  zu  realisieren. 

»6)  Wo  Lohnstreitigkeiten  und  im  Gefolge  derselben  Arbeitseinstellungen  häufig 
sind,  hat  sich  die  Gewinnbeteiligung  oft  als  Mittel  bewährt,  um  durch  die  von  ihr 
verursachte,  mit  der  Besserung  der  Konjunktur  Hand  in  Hand  gehende  Steigerung 
der  Einnahmen  der  Arbeiter  diese  Misstände  zu  vermeiden,  wo  nicht,  wie  in  Eng- 
land, die  Arbeiter  auch  hier  der  auf  Gewerkvereine  beider  Parteien  gegründeten 
Organisation  in  Schieds-  und  Einigungskammern,  die  ihnen  diese  Steigerung  un- 
mittelbar durch  Lohnerhöhungen  zu  gute  kommen  lässt,  den  Vorzug  gaben. 

»7)  Nirgends  hat  die  Gewinnbeteiligung  sich  fähig  gezeigt,  die  Arbeiter  von 
der  Teilnahme  an  grossen  sozialen  Bewegungen,  in  denen  die  Arbeiterwelt  jeweilig 
ihr  Heil  sah,  abzuhalten.  Wo  immer  sie  zu  Versuchen  in  dieser  Richtung  führte, 
sind  dieselben  zusammengebrochen. 

»8)  Als  einziges  Gebiet,  auf  dem  die  Gewinnbeteiligung  als  Lohnsystem  vor 
allen  anderen  den  Vorzug  verdient,  haben  sich  die  Fälle  gezeigt,  in  denen  sich  das 
Verhalten  der  gewinnbeteiligten  Arbeiter  weniger  für  das  Gelingen  dieser  oder  jener 
Arbeitsleistung  als  für  das  Ganze  nach  jeder  Richtung  hin  von  durchschlagender 
Bedeutung  zeigt  und  andrerseits  die  Arbeiter  entweder  die  Bildung  haben  (wie  bei 
den  höheren  Angestellten  eines  Geschäfts)  oder  nach  der  Natur  des  Geschäfts  leicht 
erkennen  (wie  beim  Seefischfang),  dass  ihr  Verhalten  in  engem  Zuammenhang  mit 
der  Steigerung  ihrer  Einnahmen  durch  das  Gelingen  des  Unternehmens  stehe ;    also 
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in  den  Fällen,  in  denen  sie,  man  möchte  beinahe  sagen,  von  jeher  in  Anwendung  kam. 
»Das  Ergebnis  ist  demnach,  dass  die  Gewinnbeteiligung  nur  da  anwendbar  ist, 
wo  die  Arbeiter  überhaupt  einen  entsprechenden  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des 
Geschäftsertrags  besitzen  und  ein  anderes,  an  sich  zweckmässigeres  Lohnsystera 
nicht  möglich  ist,  also  abgesehen  von  jenen  Fällen,  in  denen  sie  von  Arbeitsein- 
stellungen abzuhalten  vermochte,  insbesondere  in  eben  den  letzterwähnten  Fällen, 
in  denen  sie  fast  zu  etwas  Selbstverständlichem  geworden  ist«. 

Vergleichen  wir  diese  acht  Sätze  mit  dem  Ergebnis  der  gegenwärtigen  Unter- 
suchung : 

ad  i)  Dieser  Satz  wird  durch  die  neueren  Ergebnisse  durchweg  bestätigt,  ins- 
besondere tritt  der  aristokratische  Charakter  der  Gewinnbeteiligung  auch  in  unsrer 
Untersuchung  hervor;  allerdings  sind  die  Fälle  sehr  zahlreich,  in  denen  versucht 
wurde,  die  Gewinnbeteiligung  auch  in  Unternehmungen  einzuführen,  in  denen  es 
sich  keineswegs  um  hochstehende  Arbeiterkategorien  handelt  und  gleich  wohl  auch 
hier  nicht  etwa  bloss  die  besten  Arbeiter,  sondern  die  Mehrheit  oder  die  Gesamt- 
heit der  Arbeiter  beteiligt  waren.  Aber  bei  der  Entscheidung  der  Frage,  welchen 
Arbeiterkategorien  die  Gewinnbeteiligung  zugänglich  ist,  können  naturgemäss  nur 
die  Fälle  von  Dauer,  die  erfolgreichen  Fälle  in  Betracht  gezogen  werden.  Und 
unter  den  11  erfolgreichen  Fällen  der  gegenwärtigen  Untersuchung  befinden  sich 
nur  6  Fälle,  bei  denen  man  nicht  von  hochstehenden  Arbeitern  sprechen  kann  *). 
Das  ist  ein  sehr  schlechter  Prozentsatz  für  die  wenig  oder  gar  nicht  gelernten  Ar- 
beiter, angesichts  dessen,  dass  die  absolute  Zahl  der  hoch  gelernten  Arbeiter  eine 
unvergleich  viel  niedrigere  ist. 

ad  2)  Dieser  Satz  muss  in  seinem  vollen  Umhange  auch  heute  aufrecht  er- 
halten werden. 

ad  3)  Auch  dieser  Satz  wird  durch  die  gegenwärtige  Untersuchung  bestätigt. 
Was  indes  den  Effekt  der  Stabilisierung  betrifft,  so  vermochte  derselbe  die  Gewinn- 
beteiligung zu  einem  finanziellen  Erfolge  nicht  zu  machen,  wenn  dieser  nicht  schon 
durch  andere  Umstäade  (verbesserte  Arbeitsleistung)  gegeben  war  (mit  einer  einzigen 
Ausnahme,  in  der  die  Gewinnbeteiligung  gute  Arbeitskräfte  herbeizog). 

ad  4)  Dieser  Satz  mass  angesichts  der  neueren  Erfahrungen  in  einem  Punkte 
berichtigt  werden  (siehe  darüber  ad   5)  und  wird  im  übrigen  bestätigt. 

ad  5)  Dieser  Satz  bedarf  insofern  einer  Ergänzung,  als  wir  nicht  weniger  als 
8  Fälle  kennen  gelernt  haben,  in  denen  ein  barausbezahlter  Bonus  allein  schon  die 
Stabilisierung  der  Angestellten  herbeigeführt  hat ;  dagegen  war  der  Bonus,  der  zur 
Erreichung  dieses  Zwecks  erforderlich  war,  allerdings  von  einer  Höhe,  dass  der 
Effekt  der  Stabilisierung  nicht  vermochte,  die  Gewinnbeteiligung  zu  einem  finan- 
ziellen Erfolg  zu  gestalten,  wenn  dieser  finanzielle  Erfolg  nicht  bereits  aus  anderen 
Ursachen  gegeben  war  (mit  i  Ausnahme). 

Dass  im  übrigen  Unmittelbarkeit  des  Bonusgenusses  eine  grössere  und  Fest- 
legung des  Bonus  eine  kleinere  Wirkung  auf  den  Arbeitseifer  ausübt,  hat  auch  die 
gegenwärtige  Untersuchung  wahrscheinlich  gemacht. 

ad  6)  und  7)  Ob  und  in  wie  weit  diese  Sätze  auch  heute  noch  aufrecht  er- 
halten werden  können,  wird  sich  unten  im  2.  Kapitel  ergeben. 

ad  8)    Der  erste  Absatz  dieses  Satzes  wird,  wie  wir  gesehen  haben,  durch   die 


i)  Es  sind  das  die  Fälle:  Briggs,    South  Metropolitan  Gas  Company,  Bourreiff, 
Rogers,  Fidler,  Jahnke. 
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neueren  Erfahrungen  auf's  schlagendste  bestätigt.  Fallen  lassen  möchte  ich  ledig- 
lich das  subjektive  Element,  »wo  die  Angestellten  die  Bildung  haben,  die  Bedeu- 
tung ihrer  Arbeit  für  das  finanzielle  Betriebsergebnis  zu  würdigen«.  Es  liegt  keine 
Erfahrungsthatsache  vor,  dass  die  Angestellten  je  die  objektiv  vorhandene  Möglich- 
keit, den  Gewinn  zu  beeinflussen,  unterschätzt  hätten  —  wenn  darüber  geklagt  wird, 
dass  die  Arbeiter  intellektuell  noch  zu  tief  stünden,  um  das  Prinzip  der  Gewinnbe- 
teiligung begreifen  zu  können,  hat  sich  bisher  immer  herausgestellt,  dass  man  dort, 
wo  man  so  klagt,  unter  dem  Prinzip  der  Gewinnbeteiligung  wenigstens  mit  auch 
eine  Verschlechterung  der  Arbeitsbedingungen  begreift  — ;  im  Gegenteil  haben  die 
Arbeiter  vielfach  die  ihnen  offenstehende  Möglichkeit,  das  finanzielle  Betriebsergeb- 
nis zu  beeinflussen,  überschätzt. 

Man  wird  vielmehr  als  Ergebnis  der  bisherigen  Erfahrungen  feststellen  müssen, 
dass  die  Gewinnbeteiligung  dort  das  vorzüglichste  Lohnsystem  ist,  wo  objektiv  im 
konkreten  Fall  die  Verhältnisse  so  gelagert  sind,  dass  die  Arbeit  für  das  finanzielle 
Betriebsergebnis  eine  durchschlagende  Bedeutung  hat  —  mag  es  sich  nun  um  Wal- 
fischfänger oder  Stickerinnen  oder  Kohlenarbeiter  ^)  oder  Atelierchefs  handeln. 

Was  dagegen  das  Schlussergebnis  anlangt,  das  Frommer  im  zweiten  Teil  des 
8.  Satzes  aufstellt,  so  ist  dasselbe  entschieden  zu  eng  formuliert.  Frommer  hat 
vollkommen  Recht ,  wenn  er  betont,  dass  die  Gewinnbeteiligung  anders  als  in  Aus- 
nahmefällen einen  Vorzug  vor  den  gewöhnlichen  Lohnsystemen  nicht  verdiene  ;  dass 
im  Gegenteil  die  Wirkungen  von  Akkordlöhnen,  von  Güte-  und  Ersparnisprämien, 
auf  die  Steigerung  des  Fleisses,  die  Verbesserung  der  Arbeitsleistung  in  viel  grösserer 
Allgemeinheit  und  mit  weit  grösserer  Regelmässigkeit  und  Sicherheit  eintreten  als 
bei  der  Gewinnbeteiligung;  nichtsdestoweniger  haben  wir  Fälle  kennen  gelernt,  in 
denen  diese  Wirkungen  eben  auch  durch  die  Gewinnbeteiligung  erzielt  wurden;  und 
in  denen  der  finanzielle  Erfolg  die  Gewinnbeteiligung  als  anwendbar  erwies,  obwohl 
ja  auch  die  anderen  Lohnmethoden  möglich  gewesen  wären. 

Mit  Vergnügen  würde  ich  mich  auch  mit  den  übrigen  Schriftstellern  auseinander- 
setzen, die  den  Gegenstand  der  Gewinnbeteiligung  in  den  verschiedenen  Sprachen 
in  Büchern,  Broschüren  und  Artikeln,  in  Weltausstellungsvorträgen,  Kongressreden 
und  Bankettoasten  so  zahlreich  behandeln.  Allein  es  wird  von  dieser  Seite  argumen- 
tiert mit  Idealen,  Postulaten,  Verallgemeinerungen  und  unbewiesenen  Aufstellungen, 
und  so  sehr  man  sich  mancherseits  auch  auf  die  Thatsachen  beruft,  pflegt  es  sich 
dabei  doch  nicht  um  eine  systematische  Verwertung  des  Thatsachenmaterials  zu  han- 
deln, sondern  höchstens  um  allgemeine  Eindrücke  daraus,  vielfach  auch  um  Ignori- 
rung  desselben. 

Anhang. 
V.  Gewinnbeteiligung  und  Lohnhöhe. 

Die  englischen  Gewerkvereine  pflegen  auf  einem  Lohnsatz  zu 


i)  Womit  nicht  behauptet  werden  will,  dass  in  jedem  Stickereigeschäft  und  jeder 
Kohlengrube  die  Arbeit  eine  durchschlagende  Bedeutung  für  das  finanzielle  Betriebs- 
ergebnis habe  ;  aber  wenn  und  solange  die  individuellen  Verhältnisse  eines  bestimm- 
ten Etablissements  der  Arbeit  eine  solche  Bedeutung  verleihen,  wie  bei  Nayrolles  und 
bei  Briggs,  so  ist  für  das  System  der  wenig  gelernte  Kohlenhäuer  ebenso  empfänglich, 
wie  die   Feinstickerin. 
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bestehen ,  der  für  das  betrefifende  Gewerbe  entsprechend  der  je- 
weiHgen  Marktlage  festgesetzt  als  der  Normallohnsatz  gilt  und  mit 
dem  Namen  Trade  Union  wages  (Gewerkvereinslohnsatz)  bezeich- 
net wird.  Diese  Gewerkvereinslohnsätze  sind  von  verschiedenen 
Munizipalverwaltungen  zur  Bedingung  bei  Vergebung  von  Arbeiten 
an  Unternehmer  gemacht  worden  und  auch  das  Unterhaus  hat 
unter  dem  letzten  liberalen  Ministerium  den  Beschluss  gefasst, 
dass  Regierungsaufträge  nur  an  solche  Firmen  begeben  werden 
sollen,  die  Gewerkvereinslohnsätze  zahlen.  Es  fragt  sich  nun,  wie 
verhalten  sich  die  von  den  Gewinnbeteiligungsfirmen  gezahlten 
Löhne  zu  den  Gewerkvereinslohnsätzen? 

Das  englische  Arbeitsamt  hat  diese  Frage  an  die  Gewerkver- 
eine gestellt.  In  Sc///oss'  Report  finden  sich  6i  Antworten  von 
Gewerkvereinen  auf  die  Fragen  : 

a)  ob  in  bestimmten  (anonym  bleibenden)  Gewinnbeteiligungs- 
firmen  Gewerkvereinslöhne  bezahlt  würden ; 

b)  ob  der  Gewerkverein  Ausstellungen  am  System  zu  machen 
habe. 

Was  die  erste  F"rage  betrifft,  so  lautete  in  19  Fällen  die  Ant- 
wort ,  dass  am  betreffenden  Platz  für  die  in  Frage  kommenden 
Arbeiter  kein  Gewerkverein  existiere  ;  in  4  von  diesen  19  Fällen 
wurde  aber  der  Lohn  als  von  ortsüblicher  Höhe  bezeichnet. 

Unter  den  42  Gewinnbeteiligungsfirmen  ,  für  deren  Arbeiter 
am  Platz  Gewerkvereine  existieren,  befanden  sich  14,  in  denen 
nach  den  Mitteilungen  der  betreffenden  Gewerkvereine  nicht  Ge- 
werkvereinslöhne, d.  h.  niedrigere  Löhne  bezahlt  wurden,  darunter 
waren  3  Fälle,  in  denen  die  Gewinnbeteilignng  nicht  mehr  be- 
stand. In  einem  von  den  14  Fällen  wurden  indes  die  distrikts- 
üblichen Sätze  gezahlt. 

In  einem  Fall  betrug  die  Differenz  9  sh.  pro  Woche;  die  Ge- 
winnbeteiligung kam  hier  zu  Fall,  die  Arbeiter  haben  seitdem  ihre 
Gewerkvereinslohnsätze  erreicht.  In  einem  andern  Fall  wird  der 
Lohn  als  beträchtlich  unter  den  Gewerkvereinslöhnen  stehend  be- 
zeichnet, in  zwei  Fällen  gesagt,  dass  Löhne  uud  Bonus  zusammen 
(ausser  ganz  vereinzelt  und  dann  nur  sehr  gering)  die  Gewerk- 
vereinslöhne nicht  übersteigen,  in  einem  Fall,  dass  der  Lohn  nach 
Einführung  des  Systems  reduziert  worden  sei  und,  nachdem  auch 
im  letzten  Jahre  der  Bonus  ausgeblieben  war,  nicht  weiter  erhöht 
wurde,  in  einem  Fall,  dass  die  Arbeiter  für  Verluste  an  Materia- 
lien  aufzukommen  hatten,    bei  denen    das  sonst  nicht  üblich  sei, 
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sowie  dass  Lohn  und  Bonus  zusammen  die  Gewerkvereinslöhne 
nicht  übersteigen ;  in  einem  Fall,  dass  nach  Einführung  des  Systems 
die  Löhne  reduziert  zu  werden  begannen  und  jetzt  volle  40  Proz. 
unter  den  Gewerkvereinssätzen  betragen  ^). 

Unter  den  28  Firmen,  die  Gewerkvereinssätze  bezahlen,  befindet 
sich  eine,  die  die  höchsten  Lohnsätze  des  Distrikts  zahlt,  und 
eine,   die  höhere  als  Gewerkvereinslöhne  zahlt. 

Unter  den  42  Aeusserungen  von  Gewerkvereinen  über  kon- 
krete Anwendungsfälle  von  Gewinnbeteiligung,  die  der  englische 
Parlamentsbericht  verzeichnet,  befinden  sich  4,  die  sich  über  das 
System  günstig  aussprechen  und  4,  die  sich  einer  Stellungnahme 
enthalten ,  weil  bis  jetzt  ein  Anlass  zu  einer  solchen  noch  nicht 
gegeben  war ,  während  in  den  übrigen  34  Fällen  die  Gewinnbe- 
teiligung, so  wie  sie  im  konkreten  Falle  vorliegt,  von  den  Gewerk- 
vereinen verurteilt  wird. 

Die  Gründe  der  Verurteilung  sind  mannigfacher  Art :  Einen 
Grund  haben  wir  oben  kennen  gelernt  :  Viele  Firmen  zahlen  nicht 
die  vom  Gewerkverein  als   »fair«  bezeichneten  Löhne. 

Ausserdem  wird  beanstandet,  dass  aus  den  Partizipanten  mehr 
Arbeit  herausgepresst  wird  als  gewöhnlich,  dass  die  Arbeiter  »wie 
Sklaven  zu  arbeiten  haben«  ,  »dass  seit  Einführung  der  Gewinn- 
beteiligung eine  neue  Arbeitsmethode  eingeführt  wurde ,  wobei 
zwei  Leute  das  zu  leisten  haben,  was  früher  drei  geleistet  haben«, 
»dass  seit  Einführung  dieses  Systems  Ueberzeit  geleistet  wird 
ohne  Extrabezahlung,  und  die  Zuziehung  von  Hilfskräften  womög- 
lich vermieden  wird«  (in  2  Fällen),  »dass  das  System  ein  solches 
ist,  das  geeignet  ist,  das  Maximum  von  Arbeitsleistung  mit  dem 
Minimum  von  Arbeitskräften  zu  erreichen«. 

V 

2.    Kapitel. 
Die  Gewinnbeteiligung  als  Instrument  des  sozialen  Friedens. 

Eine  Frage    von    kaum  geringerer  Wichtigkeit    wie   die  nach 

i)  Die  Herren  Aitken  ,  Dott  and  Son  (Report  S.  8i)  haben  ferner  die  Gewinn- 
beteiligung nach  einjährigem  Versuch  wieder  aufgegeben.  Sie  führten  das  System  ein 
als  »Vorstufe  zu  einem  ausgesprochenen  Korporativsystem,  unter  dem  die  Arbeiter  mehr 
am  Risiko  teilnehmen  sollten,  aber  unter  normalen  Verhältnissen  ein  grösseres  Ein- 
kommen beziehen  sollten«:.  Die  Arbeiter  waren  in  der  Mehrheit  gegen  dieses  un- 
beschränkte Risiko  und  die  Unternehmer  gaben  daher  die  Gewinnbeteiligung  auf  und 
»kamen  wieder  darauf  zurück,  die  allgemein  gebräuchlichen  Lohnsätze  zu  zahlen«. 
Also  war  auch  hier  die  Gewinnbeteiligung  offenbar  mit  einer  Verminderung  der  Löhne 
verbunden  gewesen. 
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den  Wirkungen  der  Gewinnnbeteiligung  auf  das  ProduktionsinLer- 
esse  ist  die  Frage  :  Wie  wirkt  sie  auf  die  Beziehungen  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitern  ein  ? 

Wir  sehen  dabei  ab  von  ihrer  Einwirkung  auf  die  gemütlichen 
Gefühle  beider  Parteien.  Dass  die  Gewinnbeteiligung  geeignet  ist'), 
schlecht  gewordene  Beziehungen  und  aufgehäufte  Erbitterung  zwi- 
schen Unternehmer  und  Arbeitern  zu  beseitigen  und  zu  einem 
guten  Einvernehmen  zu  führen ,  hat  die  Geschichte  der  Gewinn- 
beteiligung oft  bewiesen,  hat  sich  auch  im  III.  Abschnitt  wiederholt 
gezeigt.  Die  Besserung  der  Beziehungen  war  hier  der  Ausdruck 
der  Anerkennung  dafür,  dass  die  Angestellten  in  den  Augen  des 
Unternehmers  etwas  anderes  bedeuten  als  blosse  Ziffern  von  Pro- 
duktionskosten ,  an  denen  er  weiter  kein  Interesse  hatte ,  als  sie 
möglichst  niedrig  zu  halten. 

Aber  das  ist  kein  Erfolg  der  Gewinnbeteiligung  als  solcher, 
wie  wir  denn  auch  gesehen  haben,  dass  in  zahlreichen  Fällen  die 
Beziehungen  schon  vor  ihrer  Einführung  gute  und  herzliche  waren. 
Gute  Beziehungen  pflegen  erfahrungsgemäss  überall  dort  einzu- 
treten, wo  die  Angestellten  als  Menschen  mit  eigenem  Selbstbe- 
stimmungsrecht betrachtet  und  behandelt  werden.  P^in  Ausdruck 
dieser  Anerkennung  kann  die  Gewinnbeteiligung  sein,  bezw.  kann 
sie  wenigstens  als  solcher  von  den  Angestellten  zunächst  aufge- 
fasst  werden  ;  ein  Ausdruck  dieser  Anerkennung  kann  aber  auch 
anderer  Art  sein ,  z.  B.  Respektierung  des  Coalitions-  und  Or- 
ganisationsrechtes. 

Also  nicht  danach  fragen  wir,  ob  den  Kämpfen  um  die  Ar- 
beitsbedingungen durch  Gewinnbeteiligung  die  persönliche  Spitze 
abgebrochen  werden  kann:  das  ist  vielmehr  unbedenklich  zuge- 
geben ;  aber  dieser  Effekt  wird  auch  auf  andere  Weise  erreicht 
und  ist  seit  langem  auf  andere  Weise  hundertfältig  erreicht  worden. 

Wir  fragen  vielmehr,  ob  es  möglich  ist,  durch  Gewinnbetei- 
ligung die  Kämpfe  um  die  Arbeitsbedingungen  sachlich  auf  ein 
anderes  Gebiet  zu  lenken,  ob  es  möglich  ist,  durch  sie  »von  unten 
herauf  zu  reformieren,  in  den  einzelnen  Geschäften  den  Frieden 
wiederherzustellen,  um  ihn  so  für  ganze  Geschäftsbranchen  und  die 
ganze  Gesellschaft  wiederzufinden«^);  ob  die  Gewinnbeteiligung 
geeignet  ist,  die  Interessen  der  individuellen  Unternehmen  und 
ihrer    Angestellten    zusammenzuketten    und    in    eine    gemeinsame 

i)  obschon  nicht  der  Erfolg  in  allen  Fällen  eingetreten  ist. 
2)   Sc/imol/er,   G.  Zur  Sozial-  und   Gewerbepolitik  der  Gegenwart  S.  460/1. 
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Kampfesstcllun<4  /.u  den  Interessen  der  Konkurrenzunternehmen 
und  deren  Angestellten  zu  bringen,  mit  einem  Wort,  ob  sie  fähig 
ist,  die  »perpendikulare  Division  der  Industrie«  an  die  Stelle  der 
»horizontalen«  zu  setzen,  den  Gewerkverein  zu  verdrängen. 

Anders  formuliert  lautet  die  Frage  also  :  Wer  ist  stärker,   die 
Gewinnbeteiligung  oder  der  Gewerkverein  ? 

Wenn  wir  diese  Frage  stellen,  müssen  wir  uns  davor  hüten, 
sie  mit  einer  anderen  zu  verwechseln  :  ob  es  im  Gefolge  der  Ge- 
winnbeteiligung dann  und  wann  möglich  geworden  ist,  Kämpfe 
um  die  Arbeitsbedingungen  ohne  das  Mittel  des  Streiks  oder  der 
Aussperrung  durchzuführen.  Denn  auch  dies  wäre  wiederum  kein 
spezifischer  Erfolg  der  Gewinnbeteiligung.  Arbeitseinstellungen 
oder  Arbeitsaussperrungen  sind  das  letzte  Mittel  zur  Bestimmung 
des  Preises  der  Ware  Arbeit,  wenn  Käufer  und  Verkäufer  sich 
nicht  über  das  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  auf  dem 
Arbeitsmarkte  einigen  können.  Dann  wird  eben  die  Frage  prak- 
tisch ausgetragen  :  durch  Zurückziehung  von  Angebot  oder  Nach- 
frage. In  der  Natur  der  Sache  liegt  es,  dass  diese  Frage  auch 
auf  einem  andern  Weg  entschieden  werden  kann,  nämlich  durch 
sachliche  Erörterung  der  thatsächlichen  Verhältnisse  auf  dem  Ar- 
beitsmarkt ,  durch  Negotiation  und  Schiedsgerichte.  Man  weiss, 
in  welchem  grossen  Umfang  dort,  wo  die  Arbeiterorganisationen 
ihre  grösste  Ausbildung  erfahren  haben,  in  England  ,  die  Erledi- 
gung streitig  gewordener  Arbeitsbedingungen  auf  diesem  Wege 
erfolgt.  Dass  die  Gewinnbeteiligung,  wenn  es  durch  sie  gelang, 
die  persönlichen  Beziehungen  zu  guten  zu  gestalten,  auch  die  Er- 
ledigung auftauchender  Streitigkeiten  auf  dem  friedlichen  Wege 
der  Verhandlung  förderte  ,  ist  selbstverständlich.  So  haben  wir 
gehört,  dass  bei  Briggs  alle  die  Arbeitsstreitigkeiten  ,  die  vorher 
mit  grossem  Vermögensverlust  durch  Streiks  und  Lockouts  aus- 
getragen wurden,  nach  Einführung  des  Systems  ohne  Zeitverlust 
durch  sachliche  Besprechung  erledigt  wurden  und  die  Unterneh- 
mer feierten  ihren  Versuch  jahrelang  als  ein  »remedy  for  strikes«. 
Das  Ausbleiben  von  bitteren  Gefühlen  und  heissen  Kämpfen  um 
die  Arbeitsbedingungen  wird  als  eine  Folge  der  Gewinnbeteiligung 
auch  berichtet  im  Falle  Brewster  ^).  Aber  man  erinnert  sich,  wie 
wenig  beidesmal  diese  friedliche  Behandlung  der  auftauchenden 
Fragen  eine  Verlegung  des  Kampfes  auf  ein  sachlich  anderes  Gebiet, 
eine    Geneigtheit  der  Angestellten  zur   »perpendikularen  Division 

i)  Böhmert  S.  127. 
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der  Industrie«  bedeutet  hat.  So  wird  das  Ausbleiben  von  Streiks 
auch  berichtet  bei  Chaix,  Borchert,  Bord,  Porzellanfabrik  Nyon,  Pe- 
tillat,  Garaude,  Boureiff.  Bei  Chaix  und  Garaude  ist  jeder  Streik  mit 
einem  Vermögensverlust  verbunden'),  in  den  übrigen  fünf  Fällen  ist 
ein  Vermögensverlust  nicht  eine  Folge  des  Streiks  ;  der  Bonus  ist  in 
diesen  Fällen  aber  sehr  beträchtlich  ^)  und  wird  mit  einer  Aus- 
nahme •^)  sofort  bar  ausbezahlt.  Es  ist  gewiss  ,  dass  die  Verhält- 
nisse in  diesen  Fällen  also  derart  günstig  sind,  dass  a  priori  wohl 
angenommen  werden  könnte ,  die  Arbeiter  dieser  Unternehmen 
seien  wirklich  »für  die  perpendikulare  Organisation«  gewonnen 
worden.  Aber  es  ist  kein  positiver  Anhaltspunkt  vorhanden,  der 
uns  das  mit  einiger  Sicherheit  annehmen  liesse,  und  so  bleibt  die 
Wahrscheinlichkeit  bestehen ,  dass  es  sich  hier  ebenso  wie  bei 
Briggs  und  Brewster  nur  um  die  Erledigung  der  alten  Fragen  in 
friedlicheren  Formen  als  bisher  gehandelt  hat. 

Um  in  unsrer  Frage  zu  einer  Antwort  zu  kommen  ,  können 
wir  vielmehr  nur  diejenigen  Fälle  ins  Auge  fassen,  bei  denen  die 
Nachrichten  genügend  ausführlich  sind,  um  ersehen  zu  lassen,  dass 
es  sich  wirklich  um  eine  Kraftprobe  zwischen  Gewinnbeteiligung 
und  Gewerkverein  handelt. 

In  dieser  Beziehung  wolle  man  vor  allem  die  im  III.  Abschnitt 
besprochenen  Fälle  Brewster  (S.  154),  Briggs  (S.  184)  und  South 
Metropolitan  Gas  Company  (S.  155)  nachlesen.  Jedesmal  wurde 
die  Gewinnbeteiligung  als  Mittel  gebraucht,  um  die  Arbeiter  dem 
Gewerkverein  abspenstig  zu  machen.  Jedesmal  versagte  sie  als 
Mittel.  Auch  in  der  South  Metropolitan  Gas  Company  unterlag 
der  Gewerkverein  nicht  der  Gewinnbeteiligung  sondern  den  grös- 
seren ökonomischen  Machtmitteln  der  Gesellschaft  '*). 


1)  mit  dem  Verlust  des  in  der  Pensionskasse  angelegten  Bonus  (Garaude)  oder 
Bonusdrittels  (Chaix). 

2)  7 — 10  Prozent  der  Löhne,  iV2^25  Prozent,  5—16  Prozent,  10 — 22  Prozent, 
80—102  Fr. 

3)  Petiilat ;   hier   fliesst   die  Hälfte  des  Bonus  in   eine  Alterskasse. 

4)  Die  Gewinnbeteiligung  ist  hier  ein  blosses  Appendix  jener  Verträge,  durch  die 
sich  die  Arbeiter  ihres  Koalitionsrechtes  begeben.  Das  ergibt  sich  einmal  daraus, 
dass  jene  Arbeiter,  die  die  Gesellschaft  heute  beschäftigt  und  am  Gewinn  beteiligt, 
entweder  solche  sind,  die  wie  die  Hofarbeiter,  Lampenanzünder  u.  s.  w.  überhaupt 
nie  einer  Berufsorganisation  angehört  haben,  oder  solche,  die,  1889  als  Streikbrecher 
aus  allen  Teilen  des  Landes  herbeigeholt,  die  Plätze  der  ausständigen  Retortenmänner 
eingenommen  haben.  Ferner  ist  zu  beachten ,  dass  die  Gesellschaft  jenen  Stellenbe- 
werbern, die  die  Verträge  mit  dem  Koalitionsverzicht  und  der  Anwartschaft  auf  Ge- 
winnbeteiligung unterzeichnen,  den  Vorzug  vor  Andern  gibt.     Da  es  sich  um  Arbeiter 
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Eine  Kraftprobe  zwischen  Gewerkverein  und  Gewinnbeteiligung 
fand  ferner  in  folgenden  Fällen  statt  *)  : 

John  and  Henry  Gvvynne ,  Maschinenbauer  [Schloss'  Report 
S.  37) ;  die  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  war  hier  mit  der 
Ankündigung  verbunden  ,  keine  Gewerkvereinler  zu  beschäftigen, 
wogegen  die  Firma  erklärte,  keinem  Unternehmerverein  beizutreten. 

Nach  drei  Jahren  kam  das  System  zu  Falle ;  die  Unterneh- 
mer fanden  es  nicht  befriedigend. 

Dieselbe  Politik  befolgten  die  Herren  Fox,  Head  &  Co.  (ibid. 
S.  35),  Eisenwerksbesitzer  in  Middlesborough.  Auch  hier  waren 
zur  Gewinnbeteiligung  nur  Nichtunionisten  zugelassen  und  auch 
hier  mussten  die  Unternehmer  die  Erfahrung  machen ,  dass  die 
Arbeiter  im  ganzen  »eine  nicht  genügend  hohe  moralische  und 
intellektuelle  Bildung  hatten,  um  das  Kooperativprinzip  vollständig 
zu  begreifen  und  gewissenhaft  in  die  Praxis  zu  übersetzen.«  Nach 
einigen  Jahren  trat  nämlich  ein  Drittel  der  Arbeiter  (die  Puddler) 
unter  Verzicht  auf  den  Bonus  ihrem  Gewerkverein  bei. 

Herr  J.  Gimson,  Maschinenbauer  in  Leicester  (ib.  S.  42)  musste 
ebenfalls  die  Wahrnehmung  machen ,  dass  sich  seine  Arbeiter 
»mehr  an  den  Gewerkverein  als  an  das  Geschäft  gebunden  erach- 
teten«. Sie  weigerten  sich  nämlich,  Ueberzeitarbeit  ohne  den  ge- 
werkvereinlichen  Ueberzeitlohn  zu  arbeiten. 

Die  Bauunternehmer  Peto.  Bros.  (ib.  S.  88)  in  London  führten 
1889  die  Gewinnbeteiligung  vorerst  für  einen  bestimmten  grösseren 
Bau  ein.  Sie  verpflichteten  sich  an  den  augenblicklich  in  Geltung 
befindlichen  Lohnsätzen  nicht  zu  rütteln  und  »die  jeweilig  all- 
gemein als  ,  fair  '  geltende  Arbeitszeit  zu  beobachten.«  Das  Recht 
auf  Beteiligung  sollte  verloren  gehen  durch  schlechte  Arbeit, 
schlechte  Aufführung,  Anschluss  an  einen  Streik  behufs  Durch- 
setzung höherer  Löhne  oder  kürzerer  Arbeitszeit.  Der  so  ver- 
wirkte Bonus  fiel  den  übrigen  Angestellten  zu.  Der  Versuch  fiel 
nicht  zufriedenstellend  aus.  Ein  allenfallsiger  Mehreifer  der  Ange- 
stellten wurde  durch  die  Opposition  der  Gewerkvereine  in  seiner 
Wirkung  neutralisiert  ^). 

handelt,  die  besser  als  ungelernte  denn  als  gelernte  zu  bezeichnen  sind,  das  Ueber- 
angebot  von  Arbeit  also  hier  sehr  gross  ist,  so  könnte  die  Gesellschaft  genug  Unter- 
zeichner jener  Verträge,  auch  wenn  sie  nicht  mit  der  Gewinnbeteiligung  drapiert 
wären,  bekommen. 

i)  die  bei  der  Untersuchung  der  Gewinnbeteiligung  als  Lohnsystem  wegen  un- 
genügender  Berichte  keine  Verwendung  finden   konnten. 

2)  Die  Opposition  der  Gewerkvereine  richtete  sich  auch  dagegen,  dass  nur  solche 
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Ein  anderer  Bauunternehmer,  G.  Hubbard  (S.  95)  in  London, 
bestimmte  ebenfalls ,  dass  der  Bonus  durch  Anschluss  oder  För- 
derung eines  Streiks  verloren  gehen  sollte.  Nach  zweijähriger 
Dauer  kam  hier  das  Experiment  wegen  geschäftlichen  Misserfolgs 
zu  Ende. 

Herr  Ratcliffe,  Dekorateur  in  Bolton  (ib.  S.  117),  beteiligte  einige 
Jahre  lang  ')  seine  Angestellten  am  Gewinn  und  bemerkte:  »Es 
zeigt  sich  keine  Geneigtheit,  von  den  Gewerkvereinsregeln  abzu- 
gehen, auch  nur  ein  wenig,  selbst  wenn  deren  strikte  Durchfüh- 
rung dem  Geschäftsinteresse  etwas  schadet.  Doch  ist  es  gelegent- 
hch  vorgekommen,  dass  ein  Arbeiter  seinen  Kollegen  denunzierte, 
dass  er  seinen  Lohn  nicht  verdiene ;  so  etwas  wäre  früher  unmög- 
lich gewesen.« 

Die  North  of  England  Industrial  Goal  and  Iron  Gompany, 
Ltd.  (ib.  S.  40)  von  H.  C.  Briggs,  einem  Sohne  des  Herrn  Henry 
Briggs  von  den  Whitwooder  Kohlengruben,  gegründet,  gab  nach 
mehrjährigem  Versuch  die  Gewinnbeteiligung  auf,  weil  sie  fand, 
»dass  die  Arbeiter  gern  dabei  waren,  sich  in  die  Gewinne  zu  teilen, 
aber  wenn  ein  Streik  im  Distrikte  stattfand^  wollten  sie  nicht  bei 
der  Arbeit  bleiben,  sondern  machten  gemeinsame  Sache  mit  den 
Gewerkvereinlern ,    wenn    die    letzteren    zum    Streik    aufforderten. 

Die  Western  Tanning  Comp,  berichtet,  wie  wir  oben  (S.  190) 
gesehen  haben,  dass  »der  stabile  und  intelligente  Mann  sich  seit 
dem  Bestehen  des  Systems  energisch  alle  Einmischungen  von 
aussen  vom  Leibe  hält ;  dagegen  habe  das  System  beim  indolenten 
und  stupiden  Mann  keine  Besserung  bewirkt ;  das  Gute,  das  man 
erzeigt,  habe  diejenigen  nicht  wohlthätig  zu  beeinflussen  vermocht, 
die  man  zu  erreichen  hoffte.« 

Herr  Maxwell,  der  Präsident  der  schottischen  Grosshandels- 
genossenschaft, die  in  ihren  300  Etablissements  Gewinnbeteiligung 
übt,  berichtet,  dass  dieselbe  weder  zu  besseren  Leistungen,  noch 
zur  Vermeidung  von  Streiks  geführt  hat  und  erwähnt  7  Fälle,  in 
denen  es  zu  einem  solchen  gekommen  ist ;  der  Grund  war  in 
allen  7  Fällen ,  dass  die  Geschäftsleiter  in  Konflikt  mit  Gewerk- 
vereinsforderungen  gekommen  waren  ^). 

am  Gewinn  beteiligt  sein  sollten,  die  einen  bestimmten  Mindestlohn  bekommen  (5  £); 
das  würde  die  Vorarbeiter  veranlassen ,  möglichst  viele  zu  entlassen ,  ehe  sie  diesen 
Lohn  erreichten,  da  die  verwirkten  Beträge  den  anderen  zu  gute  kommen  sollten. 

i)  Von  1892  ab;  das  System  ist  nicht  mehr  in  Kraft.  S.  Labour  Gazette  July  1895. 

2)  Cooperative  Produktion  von  Benj.  Jones  S.  786;  Royal  Commission  on  La- 
bour, W.   (Maxwell). 
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Dr.   Rudolf  Einliauser; 


Dazu  kommen  noch  mehrere  Fälle,  in  denen  die  Gewinnbe- 
teiligung überhaupt  nicht  zustande  kam  ,  weil  sie  den  Arbeitern 
als  ein  gegen  ihre  Organisation  gezielter  Schlag  verdächtig  war  ^). 

Das  bekannteste  Beispiel  in  dieser  Beziehung  ist  das  der 
Thames  Ironworks  Shipbuilding  Co.,  einer  grossen  Eisenwerkfirma 
in  Blackwall  (Report  S.  98).  Die  Gesellschaft  hatte  mehrere  Dis- 
pute mit  ihren  Arbeitern ,  besonders  den  Gewerkvereinen  der 
Schiffszimmerer  und  Kesselmacher  gehabt  und  schlug  zur  Abhilfe 
ein  Gewinnbeteiligungsschema  vor  (April  1889) ;  der  Bonus  sollte 
die  Hälfte  des  nach  Abzug  von  10  Proz,  Kapitalzinsen  verbleiben- 
den Reingewinns  betragen  und  unter  alle  seit  6  Monaten  Be- 
schäftigten proportional  den  Löhnen  bar  zur  Aussahlung  gelangen. 
Das  Schema  stiess  auf  eine  heftige  Opposition ;  der  Generalsekre- 
tär der  Amalgamated  Protection  Union  of  Hammermen,  Engine- 
men ,  Machinemen ,  Helpers  and  General  Labourers  erliess  mit 
Billigung  des  Exekutivkomites  ein  Handschreiben ,  in  dem  vor 
Annahme  des  Vorschlags  abgeraten  wurde  und  fügte  hinzu  :  »Ar- 
beiter! Habt  ihr  Herrn  George  Livesey  vergessen  nnd  sein  Bonus- 
system an  den  Metropolitan  Gaswerken  ?«  Nach  dreimonatiger 
Diskussion  wurde  das  System  mit  grosser  Stimmenmehrheit  ver- 
worfen. 

Die  Antwort  auf  die  oben  gestellte  Frage :  Wie  wirkt 
die  Gewinnbeteiligung  auf  die  Beziehungen  zwi- 
schen Arbeitern  und  Arbeitgebern  ein?  muss  also 
lauten  : 

In  vielen  Fällen  hat  sie  schlechte  Beziehungen 
freundlicher  zu  gestalten  vermocht  und  so  auch  zu 
einer  friedlichen  Erledigung  auftauchender  Streit- 
fragen über  die  Arbeitsbedingungen  geführt. 

Aber  in  keinem  Falle,  in  dem  versucht  wurde, 
die  Arbeiter  durch  die  Gewinnbeteiligung  ihrer 
Organisation  abspenstig  zu  machen,  ist  dies  ge- 
lungen'^). 

1)  So  kündigte  der  Londoner  Buchdrucker  Herr  E.  S.  Gunn  (S.  123)  an,  dass 
er  sein  Geschäft  von  nun  an  nach  non-society  (i.  e.  non  trade-union)  principles  führen 
werde.  Dafür  versprach  er  Gewinnbeteiligung.  Das  System  blieb  ein  Projekt,  da 
ein  Streik  ausbrach.  Sollte  dieser  Streik  vielleicht  mit  jener  Ankündigung  im  Zu- 
sammenhang stehen  ? 

2)  Dies  ist  auch  nicht  gelungen  in  jenen  Fällen,  in  denen  neben  der  Gewinn- 
beteiliy,ung  Arbeiterausschüsse  bestanden ;  vgl.  die  Fälle  Brewster  und  Ross  and 
Duiican  (S.  140);    und  im  letzteren  Falle  beklagen  die  Unternehmer,    dass    es  nicht 
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S  c  h  lu  s  s. 
VI.  Die  Aussichten  der  Gewinnbeteiligung. 

Oben  S.  121  und  122  wurde  die  Statistik  der  englischen  Gewinn- 
beteiligungsbewegung wiedergegeben  und  dabei  eine  zwar  lang- 
same Ausbreitung,  aber  doch  eine  Ausbreitung  des  Systems 
konstatiert.  Es  ist  indes  im  Laufe  unserer  Untersuchung  eine 
andere  Thatsache  wiederholt  zu  Tage  getreten  :  die  kurze  Lebens- 
dauer vieler  Fälle. 

Für  die  englischen  Fälle  ist  dem  Parlamentsbericht  von  Schloss 
und  den  Nachträgen  in  der  Labour  Gazette  folgende  Zusammen- 
stellung zu  entnehmen  : 

Es  haben  gedauert 

von  den  Gewinnbeteiligungsfällen ,  die  nicht  mehr  exi- 
stieren 

1  Fall  23   Jahre 

I     »  21        » 

I     »     mindestens    17        » 

1  .  15        » 

2  Fälle  12        » 


2     » 

10 

» 

2        » 

9 

» 

4     » 

8 

» 

I  Fall 

7 

» 

5  Fälle 

6 

» 

7     » 

4 

» 

10     » 

3 

» 

10     » 

2 

» 

12       y> 

I 

fahr  oder  weniger 

in     7  Fällen 

ist 

die  Dauer  unbekannt 

66 
d.  h.  von  insgesamt   66   vergangenen    englischen  Fällen  von   Ge- 
winnbeteiligung   haben    2   ein  Alter  von  mehr  als  20  Jahren  und 
4  weitere  ein  Alter  von  mehr  als  10  Jahren  erlebt. 

In  28  von  diesen  66  Fällen  wird  als  Ursache  des  Aufhörens 
der  Gewinnbeteiligung  angegeben :  Aufgeben  des  Geschäfts  ,  Li- 
quidation, Verringerung  oder  Ausbleiben  der  Gewinne,  in   2  wei- 


selten  zu  Störungen  des  Geschäftsbetriebes  infolge  von  Differenzen  über  die  Arbeitsbe- 
dingungen komme  und  bemerken  :  Wir  haben  bis  jetzt  noch  kein  Einigungsamt  (d.  h. 
keinen  Ausschuss,  in  dem  die  Vertreter  des  Unternehmervereins  und  des  Gewerk- 
vereins sitzen). 

Die  oben  (S.  246)  citierte  Frommer'sche  Aufstellung  von  der  grösseren    Anzieh- 
ungskraft   des    Gewerkvereins    gegenüber  der  Gewinnbeteiligung    wird  also  durch  die 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1898.  i.   2.  17 


2C8  IJr.  Rudolf  Hinhauser: 

teren  Fällen:  der  Tod  des  Unternehmers  und  in  4  Fällen  »be- 
sondere Umstände«  ^). 

Abgesehen  von  diesen  speziellen  Umständen  sind  die  Gründe 
dieser  kurzen  Lebensdauer  der  Gewinnbeteiligung  mannigfaltiger 
Natur: 

In  einer  grossen  Anzahl  von  Fällen  hat  die  Gewinnbeteiligung, 
wie  sich  oben  S.  248  ff.  ergeben  hat,  keinen  anderen  Zweck,  als  eine 
Verschlechterung  der  Arbeitsbedingungen  zu  maskieren.  Es  macht 
sich  nicht  nur  besser,  aus  purer  Begeisterung  für  die  Kooperativ- 
idee die  Arbeitszeit  zu  verlängern,  die  Löhne  zu  kürzen,  Ueber- 
zeit  nicht  zu  bezahlen  etc.,  sondern  in  manchen  F"ällen  gelingt  es 
wohl  auch ,  die  Arbeiter ,  die  sich  vielleicht  bei  der  Einführung 
des  Systems  wundergrosse  Gewinnanteile  versprechen,  zu  einem 
entsprechenden  Verhalten  zu  bewegen.  Es  wird  mit  ihrer  Zu- 
stimmung an  Hilfskräften  gespart,  zwei  Leute  leisten  dasselbe, 
was  früher  drei  geleistet  haben  und  um  denselben  Lohn  etc. 

Nach  Verlauf  einiger  Jahre  pflegt  dann  freilich  die  Ernüch- 
terung einzutreten;  die  Arbeiter  sehen,  dass  sie  sich  umsonst 
geplagt  und  dass  sie  durch  die  Unfähigkeit  oder  Trägheit  ihrer 
Unternehmer  um  die  Früchte  ihrer  besonderen  Anstrengungen  ge- 
bracht worden  sind,  oder  sie  sehen  zum  wenigsten  an  den  Schwan- 
kungen der  Gewinne ,  dass  unter  den  dieselben  bestimmenden 
Faktoren  ihre  Arbeit  und  ihr  guter  Wille  nicht  die  massgebende 
Rolle  spielt.  Aufs  Geratewohl  aber  einen  Teil  ihres  Lohnes  va- 
riabel   zu  machen  und  ihn    von  den  individuellen  Schwankungen 


neueren  zahlreichen    Erfahrungen    ausnahmslos    bestätigt  und  bedarf  sogar  noch  einer 
schärferen  Accentuierung. 

i)   Von  den  99  Fällen,   die  noch  existieren,  fällt   das  Datum  der  Einführung 
hinter  1868  in      i  Fall 

hinter  1878  in      5  Fällen  (incl.   d.  vorigen) 

zwischen  1878— 1888  in   24  Fällen 

nach  18S8  in  69  Fällen. 

Von  den  Fällen,  die  erst  aus  dem  Jahre  1888  und  später  stammen,  fallen  in  die 
Jahre 

1888-  92   incl.  52  Fälle 

1893  4  Fälle 

1894  5  Fälle 

1895  6  Fälle 

1896  2  Fälle. 

Von  insgesamt  99  gegenwärtigen  Fällen  schauen  also  6  auf  eine  Dauer  von 
mehr  als  20  Jahren  zurück ,  weitere  24  auf  eine  Dauer  von  mehr  als  10  Jahren ; 
nahezu   70  Proz.   der  existierenden  Fälle  sind  erst  i  —  7    Jahre  alt. 
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des  —  von  ihnen  nicht  zu  beeinflussenden  —  Unternehmerge- 
winns abhängig  zu  machen,  haben  sie  selbstverständhch  keine 
Lust;  wenigstens  ist  kein  derartiger  Fall  bekannt  geworden^). 
In  vielen  Fällen,  wenn  jezt  das  System  fallen  gelassen  wird,  hat 
es  doch  seine  Schuldigkeit  bereits  gethan :  es  hat  dem  Arbeit- 
geber ermöglicht,  ohne  teure  Kämpfe  und  sogar  mit  der  Miene 
besonderer  Besorgtheit  um  das  Wohl  seiner  Angestellten  eine 
Verschlechterung  der  Arbeitsbedingungen  durchzuführen. 

In  zahlreichen  anderen  Fällen  war  der  Zweck  der  Gewinn- 
beteiligung, die  Arbeiter  ihrer  Organisation  zu  entfremden ;  wir 
haben  gesehen,   dass  das  überall  misslungen  ist  "j. 

Ein  Erfolg  ist  die  Gewinnbeteiligung  nur  dort  gewesen,  wo 
sie  durch  Verbesserung  der  Arbeitsleistung  der  Angestellten  zu 
einem  entsprechenden  Mehrgewinn  führte  ^).  Wie  wir  gesehen 
haben,  gelang  dies 

1)  dort,  wo  es  durch  sie  ermöglicht  wurde,  einen  direkten 
Zusammenhang  zwischen  Arbeitsleistung  und  Entgelt  herzustellen, 
weil  die  Arbeit  die  ausschlaggebende  Rolle  für  das  finanzielle 
Betriebsergebnis  spielte, 

2)  in  einem  geringen  Bruchteil  jener  Fälle,  in  denen 

a)  das  Unternehmen  sich  in  aufsteigender  Konjunktur  befand, 


i)  Gewiss  wäre  natürlich  auch  in  einem  derartigen  Verhalten  der  Angestellten 
ein  vollentwickeltes  System  von  Gewinnbeteiligung  gelegen  und  gewiss  ist,  dass  zahl- 
reiche Unternehmer  das  System  gerade  in  dieser  Anpassung  des  Lohnes  an  ihre  in- 
dividuellen Einnahmen  zu  verwirklichen  suchen.  Unter  den  im  Anhang  zum  i.  Kapitel 
erwähnten  Fällen  dürften  sich  solche  Fälle  befinden  ;  in  einer  Reihe  solcher  Fälle  haben 
wir  im  2.  Kapitel  auch  den  näheren  Hergang  kennen  gelernt:  der  treue  Arbeiter  soll 
mit  seinem  Unternehmer  Regen  und  Sonnenschein  teilen.  Aber  sobald  der  Unter- 
nehmer es  unternimmt,  den  Regen  seiner  individuellen  Verluste  auch  über  die  Häupter 
seiner  Arbeiter  zu  ergiessen,  pflegt  er  zu  seiner  Indignation  zu  entdecken,  dass  »seine'! 
Angestellten  sich  weit  weniger  an  ihn  als  an  >  aussenstehende  Agitatoren«  gebunden 
fühlen  und  den  Regenschirm  der  Gewerkvereinsorganisation  aufspannen. 

Es  scheint  nach  dem,  dass  das  Bedürfnis  nach  Abwechslung,  das  nach  der  Be- 
hauptung mancher  Gewinnbeteiligungstheoretiker  die  geltenden  Lohnsysteme  mit  ihren 
festen  Sätzen  dem  Arbeiter  so  verhasst  machen,  schon  durch  das  Sinken  und  Steigen 
der  Löhne  entsprechend  dem  Wechsel  der  Konjunktur  in  der  ganzen  Industrie  aus- 
reichende Befriedigung  findet. 

2)  Auch  im  Falle  Livesey,  in  dem  die  Gewerkvereinler  nicht  dem  Gewerkverein 
abwendig  gemacht  wurden,  sondern  —  wie  es  scheint,  dauernd  —  ihre  Stellung  ver- 
loren.    (S.  oben   S.   253   Anm.   i). 

3)  Der  Effekt  der  Stabilisierung  vermochte  —  mit  i  Ausnahme  —  die  Gewinn- 
beteiligung zu   einem   finanziellen   Eifolge  nicht  zu   machen. 


25o  ^^^-  R"^"lf  Einhauser : 

b)  die  Arbeit  keine   /.u  geringe   Rolle  für   das  finanzielle   Be- 
triebsergebnis spielte, 

c)  sämtliche  Participanten  im  Zeitlohn  angestellt  waren  ')• 
Hier  in  diesen  Fällen  hat  die  Gewinnbeteiligung  also  für  den 

Unternehmer  einen  praktischen  Vorteil  bedeutet:  weil  sie  den 
Angestellten  ein  eigenes  Interesse  am  Unternehmergewinn  zu 
geben  vermochte.  Es  ist  selbstverständlich,  wenn  auch  nicht  un- 
bestritten, dass  die  Gewinnbeteiligung  zu  einer  realen  Macht  nur 
werden  kann,  wenn  sie  im  Stande  ist,  praktische  Erfolge  zu  er- 
zielen; dass  sie  ein  gerechtes  Lohnsystem  ist,  wie  ihre  Anhänger 
behaupten,  wird  immer  nur  wenige  Unternehmer  dazu  vermögen, 
sie  einzuführen,  wenn  sie  dadurch  ihr  Einkommen  verringern  und 
ihre  Konkurrenzkraft  schwächen  ^)  ^). 


i)  Selbstverständlich  liegt  es  psychologisch  nahe,  dass,  wo  es  dem  Angestellten 
möglich  ist ,  persönlich  durch  sein  eigenes  Verhalten  den  Gewinn  zu  beeinflussen ,  er 
als  Interessent  am  Unternehmergewinn  sich  auch  leichter  dazu  versteht,  sich  in 
seinen  Lohnansprüchen  den  wechselnden  finanziellen  Situationen  seines  individuellen 
Unternehmens  anzupassen.  Und  auch  rechnerisch  ist  eine  solche  Nachgiebigkeit  in 
manchen  Fällen  selbst  für  den  Angestellten  zunächst  von  Nutzen,  da  eine  durch  aus- 
nahmsweise billige  Arbeit  ausnahmsweise  erhöhte  Konkurrenzkraft  des  Unternehmens 
leicht  ein  beträchtlich  grösseres  Plus  im  Bonus  bedeuten  mag,  als  das  Minus  beträgt, 
das    diese  Nachgiebigkeit  zunächst  im  Lohn  ausmacht. 

So  haben  wir  denn  auch  gesehen,  wie  bei  Briggs  gewisse  Arbeiten  unter  der 
Herrschaft  der  Gewinnbeteiligung  nicht  mehr  die  sonst  übliche  Extrabezahlung  er- 
hielten, wie  bei  der  South  Metropolitan  Gas  Co.  in  einigen  Werken  statt  der  8  Stunden- 
schicht die  12  Stundenschicht  eingeführt  wurde  u.  ä, 

2)  Das  Argument  von  der  Gerechtigkeit  der  Gewinnbeteiligung  wird  aus  dem 
Munde  derjenigen  Schriftsteller  schwerlich  eine  besondere  Wirkung  erzielen,  die  zu- 
gleich nicht  müde  werden  zu  betonen,  wie  vorzüglich  das  Produktionsinteresse  bei 
dem  Systeme  fahre,  dass  die  Gewinnanteile  nicht  aus  der  Tasche  des  Unternehmers 
fliessen,  sondern  einen  Teil  des  von  den  Arbeitern  infolge  des  Systems  erzeugten 
Mehrgewinns  darstellen.  Die  besondere  Gerechtigkeit  der  Gewinnbeteiligung  besteht 
demnach  darin,  dass  die  Arbeiter  für  mehr  Arbeit  weniger  Entgelt  bekommen.  Bei 
den  abweichenden  Vorstellungen  der  Massen  vom  Begriff  der  Gerechtigkeit  ist  es  be- 
greiflich, dass  manche  Gewinnbeteiligungsunternehmer  und  Gewinnbeteiligungsapostel 
der  Ansicht  sind,  dass  die  moralische  und  intellektuelle  Bildungsstufe  der  Arbeiter 
noch  nicht  ausreicht,   um  das  System   der  Gewinnbeteiligung  recht  zu  würdigen. 

Es  fällt  mir  zwar  nicht  ein,  wie  dies  von  anderer  Seite  geschieht,  die  Gewinn- 
beteiligung, die  dem  Angestellten  nur  einen  Teil  des  infolge  des  Systems  erzeugten 
Mehrgewinns  überlässt,  als  ausbeuterisch  zu  verdammen.  Der  Unternehmer  gewährt 
seinen  Angestellten  die  Möglichkeit,  einen  Gewinnanteil  zu  erzielen  und  die  Gewäh- 
rung dieser  Möglichkeit  lässt  er  sich  von  ihnen  bezahlen.  Dass  er  selbst  einen  Profit 
vom  System  habe,  ist  die  wirtschaftliche  Voraussetzung  dafür,  dass  er  es  einführe. 
Offenbar  ist  aber  diese  Handlungsweise  nicht  gerechter  als  das  Vorgehen  jenes  Unter- 
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Für    die    Beurteilung    der    Aussichten  der  Gewinnbeteiligung 
in  der    Zukunft  kommt  nun  aber  noch  ein  Anderes  in  Betracht: 

nehmers,  der  den  Stücklohn  herabsetzt,  weil  aus  irgend  einem  Grunde  ,  der  für  ihn 
aber  eine  finanzielle  Belastung  nicht  bedeutet,  —  also  etwa  aus  einer  besseren  Durch- 
führung der  Arbeitsteilung  —  die  Ergiebigkeit  der  Arbeitsleistung  des  nach  dem 
Stück  arbeitenden  Angestellten  wächst.  Hier  wie  dort  müssen  die  Angestellten  die 
Ausnützung  der  Möglichkeit,  mehr  zu  verdienen,   dem  Unternehmer  abkaufen. 

Im  übrigen  ist  das  Argument  von  der  »Gerechtigkeit«  der  Gewinnbeteiligung 
solange  indiskutabel,  als  seine  Verfechter  nicht  sagen,  welche  Gewinnbeteiligung 
sie  meinen,  die  Zuwendung  von  5,  10,  50  oder  wie  viel  Prozent  des  »Gewinns«  (nach 
Abschreibung  von  wie  viel  Prozent  Kapitalzinsen)  an  die  Angestellten  ? 

Es  ist  gewi.ss  wünschenswert ,  dass  die  Arbeiter  einen  höheren  Anteil  an  den 
Industriegewinnsten  erlangen  (noch  wünschenswerter:  dass  durch  eine  zweckentsprechende 
Organisation  der  Industrie  die  Produktivität  der  geschäftlichen  Unternehmungen  über- 
haupt erhöht  wird),  aber  gerechter  ist  dann  offenbar,  dass  die  Arbeiter  einer  Industrie 
insgesamt  einer  Erhöhung  ihres  Anteiles  teilhaftig  werden  —  was  durch  »horizontale 
Division«  erreicht  wird  —  als  dass  die  Arbeiter  eines  unfähigen  Unternehmers  durch 
dessen  Unfähigkeit  in  finanzielle  Mitleidenschaft  gezogen  werden  und  dass  ein  hervor- 
ragend tüchtiger  Unternehmer  die  Erfolge  seiner  persönlichen  Eigenschaften  mit  An- 
deren zu  teilen  hat. 

3)  Niemand  von  allen  Unternehmern  dürfte  für  ethische  Prinzipien  empfänglicher 
sein,  als  die  englischen  Arbeiterkonsumgenossenschaften;  und  niemandem  dürfte  die 
Gerechtigkeit  der  Gewinnbeteiligung  mit  überzeugenderer  Eindringlichkeit  und  glühen- 
derem Eifer  von  den  verschiedensten  Seiten  nahe  gelegt  worden  sein,  als  eben  diesen 
englischen  Konsumgenossenschaften.  In  der  That  haben  mehrere  Jahreskongresse  in 
emphatischen  Beschlüssen  sich  wiederholt  zu  Gunsten  der  Gewinnbeteiligung  ausge- 
sprochen. 1889  veranstaltete  daher  der  Zentralausschuss  der  English  Wholesale  Society 
eine  Umfrage  an  1503  Konsumgenossenschaften  und  befragte  sie  um  ihre  Stellung- 
nahme zur  Gewinnbeteiligung.  Von  diesen  1503  Konsumgenossenschaften  sprachen 
sich  überhaupt  nur  488  über  das  Projekt  aus,  und  zwar  waren  180  bereit,  die  Ein- 
führung derselben  in  ihren  eigenen  Etablissements  in  Erwägung  zu  ziehen,  und  274 
bereit,  ihren  Einfluss  aufzubieten,  um  dem  System  Eingang  bei  den  Schwestergenossen- 
schaften  zu  verschaffen  (aber  nicht  etwa  es  selbst  einzuführen !).  Die  übrigen  antworteten 
überhaupt  nicht  und  gebrauchten  die  vom  Zentralausschuss  beigegebene  Briefmarke 
für  andere  Zwecke. 

Nach  Ablauf  eines  Jahres  wandte  sich  der  Zentralausschuss  abermals  an  jene 
180  und  274  Genossenschaften,  die  wenigstens  die  Einführung  des  Systems  in  Er- 
wägung ziehen  wollten  bezw.  ihren  Einfluss  geltend  zu  machen  bereit  waren,  dass 
wenigstens  andere  Genossenschaften  das  System   acceptierten. 

Die  180  Genossenschaften  wurden  also   gefragt: 

i)   ob  sie  bereits  Gewinnbeteiligung   übten, 

2)   ob  sie  bereit  seien,   ihre  sofortige   Einführung  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Von  diesen  180  Genossenschaften  haben  35  geantwortet ;  darunter  befanden  sich 
14  Produktivgenossenschaften.  Von  den  21  übrigen  Konsumgenossenschaften  übten 
12  die  Gewinnbeteiligung,  4  waren  diesmal  nur  mehr  gesonnen,  die  Einführung  des 
Systems  bei  den  übrigen  Genossenschaften  zu  empfehlen  und  5  weigerten  sich  über- 
haupt,  der  Frage  näher  zu  treten, 
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die  Stellung  des  G  e  w  e  r  k  v  e  r  c  i  ii  s.  Sowie  die  Gewinn- 
beteiligung sich  einmal  anschicken  würde,  zu  einer  Macht  im  so- 
zialen Leben  zu  werden,  wird  sie  an  der  Gewerkvereinsbewegung 
einen  mächtigen  und  erbitterten  Gegner  finden.  Denn  wie  auch 
die  Stellung  der  Gewerkvereine  zu  den  einzelnen  Firmen  sein 
mag  ') :  mit  der  Existenz  zahlreicher  Gewinnbeteiligungs-Firmen 
in  einem  Industriezweig  und  zwar  solcher  Firmen,  die  ihre  An- 
gestellten an  ihren  individuellen  Gewinnsten  egoistisch  zu  interes- 
sieren vermögen  ,  ist  der  Bestand  des  Gewerkvereins  unverträg- 
lich 2)  3). 

Nicht  nur ,  weil  es  schon  schwer  ist ,  in  der  Gewerkvereins- 
organisation  Mitglieder  zusammen  zu  halten,  die  —  wie  die  am 
Gewinn  beteiligten    und    die    am  Gewinn  nicht  beteiliiiten  Anee- 


Noch  betrübender  fiel  die  Umfrage  an  die  274  Genossenschaften  aus ,  die  sich 
das  Jahr  vorher  bereit  erklärt  hatten,  die  Einführung  des  Systems  seitens  anderer 
Genossenschaften  zu  unterstützen.  Von  diesen  274  Genossenschaften  haben  19  geant- 
wortet, davon  hielten  sich  14,  »obwohl  voll  Sympathie  für  die  Gewinnbeteiligungs- 
idee, nicht  für  kompetent,  irgend  einen  Plan  vorzuschlagen ,  nach  dem  die  Gewinn- 
beteiligung in  einem  föderalistischen  Institut  durchgeführt  werden  sollte«,  5  reichten 
5  sich  gegenseitig  ausschliessende  Projekte  ein.  [Webb,  die  britische  Genossenschafts- 
bewegung S.  150  ff.) ;  B.  yones,  Cooperative  Production  S.   166  ff.). 

i)  Wie  wir  mehrfach  gesehen  haben  (oben  S.  249  ff.),  erblicken  Gewerkvereine 
in  einzelnen  Anwendungsfällen  von  Gewinnbeteiligung,  wenn  sie  als  Lohnsystem  Er- 
folge erzielt,  eine  besonders  raffinierte  Abart  der  »Entlohnungsmethode  nach  dem 
Resultat«,  ja  die  Methode,  »das  Maximum  von  Arbeitsleistung  mit  dem  Minimum 
von  Entlohnung  zu  vereinigen«.  Andrerseits  vergl,  die  Stellungnahme  der  Gewerk- 
vereine in  den  ersten  Jahren  des  Brigg'schen  Versuches  (oben  S.  186). 

Ob  die  Gewinnbeteiligung  den  oben  genannten  Vorwurf  verdient,  hängt  natür- 
lich von  ganz  individuellen  Verhältnissen  ab  —  ebenso  wie  der  Zeitlohn  eine 
liberale  und  eine  der  illiberalsten  Entlohnungsmethoden  sein  kann,  je  nach  den  Um- 
ständen der  Anwendung  ( —  der  sweater  im  Ostlondoner  Schneidergewerbe  z.  B. 
arbeitet  fast  lediglich  mit  Zeitlohnarbeitern,  presst  aber  mehr  Arbeit  aus  ihnen  heraus, 
als   es  der  rigoroseste  Stücklohn  zu  bewirken  vermöchte). 

2)  Es  ist  im  nachstehenden  also  nur  von  Fällen  die  Rede,  in  denen  die  Gewinn- 
beteiligung es  vermag,  den  Angestellten  ein  eigenes  Interesse  am  Unternehmergewinn 
zu  geben:  wann  sie  dies  vermag,  haben  wir  oben  festzustellen  versucht;  hier  gilt 
es  zu  sehen,  was  die  Wirkung  hievon  auf  die  Gewerkvereinsbewegung  ist. 

3)  Wenn  ich  sage,  die  Rivalität  des  Gewerkvereins  würde  den  Fortschritt  der 
Gewinnbeteiligung  aufhalten,  so  ist  zu  betonen,  dass  es  sich  hiebei  seitens  des  Ge- 
werkvereins um  einen  Kampf  um  seine  Existenz  handeln  würde;  nicht  nur  um  die 
Gegnerschaft  zu  einer  den  Interessen  seiner  Mitglieder  allenfalls  abträglichen  Lohn- 
methode, um  eine  Gegnerschaft  analog  also  der  zum  Stücklohn ,  der  ja  auch  teil- 
weise von   den  organisierten  Arbeitern  bekämpft  wurde  und  meist  ohne  Erfolg. 
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stellten  —  für  dieselbe  Arbeitsleistung  verschiedenes  Entgelt  be- 
kommen'); nicht  nur,  weil  ja  ein  eigenes  Interesse  der  Angestellten 
am  Unternehmergewinn  ein  teilweise  gegensätzliches  Interesse  zu  den 
Zwecken  des  Gewerkvereins  bedeutet  ^) ;  nicht  nur,  weil  demnach 


i)  Diese  Verschiedenheit  stammt  nicht  allein  daher  ,  dass  die  am  Gewinn  be- 
teiligten Angestellten  einen  Bonus  zu  ihrem  Lohne  hinzu  bekommen  :  ein  Moment 
der  Verschiedenheit  liegt  auch  im  Lohne  selbst ,  der  in  einer  gewinnbeteiligenden 
Firma  die  Tendenz  hat,  unter  das  Niveau  des  sonst  üblichen  Satzes  zu  sinken,  wie 
sich  aus  folgenden  Erwägungen  ergibt: 

Die  Höhe  des  Lohns  als  des  Preises  für  die  Ware  Arbeit  ist  mit  davon  ab- 
hängig, in  wieweit  auf  seilen  des  Arbeitgebers  und  des  Arbeitnehmers  die  Möglichkeit 
besteht,  die  Nachfrage  nach  der  Ware  Arbeit  bezw.  das  Angebot  derselben  zurück- 
zuziehen, praktisch  gesprochen,  die  Höhe  des  Lohns  ist  davon  abhängig,  wer  besser 
und  länger  einen  Streik  oder  eine  Aussperrung  aushalten  könnte,  der  Arbeitgeber 
oder  der  Arbeitnehmer.  (Selbstverständlich  wird  nicht  behauptet ,  dass  das  wirk- 
liche Eintreten  eines  Streiks  oder  der  Aussperrung  irgendwie  ein  unausweichliches 
Mittel  zur  Erzielung  von  Lohnfestsetzungen  wäre;  aber  die  Möglichkeit,  das  Angebot 
der  Ware  Arbeit  zurückzuziehen,  ist  für  ihren  Verkäufer,  den  Arbeiter,  die  Voraus- 
setzung dafür,  dass  er  irgend  welchen  Einfluss  auf  ihren  Preis  ausüben  kann.)  Für 
die  Stärke  der  beiden  Parteistellungen  ist  also  die  Frage  massgebend,  in  wieweit 
die  finanziellen  Interessen  hüben  und  drüben  von  einem  Streik  berührt  werden. 
Nun  wird  der  nicht  am  Unternehmergewinn  beteiligte  Angestellte  von  einem  Streik 
lediglich  durch  den  Ausfall  des  Lohnes  betroifen ;  der  am  Gewinn  beteiligte  Ange- 
stellte daneben  noch  durch  die  im  Unternehmergewinn ,  damit  im  Bonus  zu  Tage 
tretenden  finanziellen  Folgen  des  Streiks;  je  stärker  er  daher  an  der  Gewinnbeteili- 
gung interessiert  ist,  desto  ungünstiger  ist  für  ihn  die  Marktlage  als  Verkäufer  der 
Ware  Arbeit. 

Die  Gewinnbeteiligung,  wenn  und  solange  sie  dem  Angestellten  am  Unternehmer- 
gewinn ein  eigenes  Interesse  zu  geben  vermag,  hat  dadurch  also  allein  schon  die 
Tendenz,  das  Niveau  der  Arbeitsbedingungen,  insbesondere  des  Lohns,  zu  drücken. 

2)  In  den  bisher  bekannt  gewordenen  Fällen  haben  die  Angestellten,  wenn  sie 
einmal  vor  die  direkte  Wahl  gestellt  wurden,  aus  ihrer  Organisation  zu  treten  oder 
die  weitere  Beteiligung  am  Gewinn  zu  verlieren,  den  Verlust  der  Gewinnbeteiligung 
dem  Verlust  der  Organisation  vorgezogen. 

Aber  bis  zu  jenem  Zeitpunkt,  in  dem  von  Seiten  der  Unternehmer  direkt  und 
offen  jene  Alternative  gestellt  wurde,  haben  wir  immerhin  F'älle  zu  registrieren  ge- 
habt ,  in  denen  das  Gewinnbeteiligungs  p  r  i  n  z  i  p  über  das  Gewerkvereinsprinzip 
stillschweigend  den  Sieg  davongetragen  hat,  so  namentlich  in  den  ersten  Jahren  des 
Bestehens  eines  Systems,  in  denen  die  Angestellten  sich  herbeiliessen,  die  Zahl  der 
Angestellten  möglichst  nieder  zu  halten,  Ueberzeit  ohne  Extrabezahlung  zu  leisten  u.  a. 

Ich  erinnere  ferner  an  Lord  Grey,  der  als  einen  Vorteil  zu  berichten  wusste, 
dass  die  Partizipanten,  welches  die  ständigen,  d.  h.  auf  ein  Jahr  gemieteten  Ar- 
beiter sind,  ein  Interesse  daran  bekommen,  die  lokalen  Lohnsätze  zu  drücken,  zu 
denen  die  beträchtliche  Zahl  der  unständigen  Arbeiter  beschäftigt  ist. 

Man  vergleiche  auch,    was    oben    S.  263  Anm,  i  über  die  Geneigtheit  von   am 
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aus  diesen  Gründen  dem  Machtbereich  des  Gewerkvereins  eine 
Reihe  von  Firmen  —  die  erfolgreichen  Anwendungsfälle  von 
Gewinnbeteiligung  eben  —  entzogen  wird: 

die  Existenz  solcher  Gewinnbeteiligungsfirmen,  in  denen  die 
Angestellten  für  die  individuellen  Interessen  ihrer  Unternehmer 
gewonnen  sind,  hat  vielmehr  auch  auf  die  Aktionsfähigkeit  des 
Gewerkvereins  auf  dem  so  eingeschränkten  Gebiet  eine  lähmende 
Wirkung. 

Was  sind  diese  Aktionen  des  Gewerkvereins  ?  Was  hier  in 
Betracht  kommt ,  möchte  ich  mit  folgenden  Worten  von  Mrs. 
Beatrice  Webb  in  ihrem  Buch  »Die  britische  Genossenschaftsbewe- 
gung«-*)  wiedergeben,  denen  ich  nur  dies  Eine  noch  vorausschicke: 

Wenn  Webb  von  Gewinn-  und  Verlustbeteiligung  spricht, 
so  liegt  eine  solche  so  ziemlich  bei  jedem  Gewinnbeteiligungs- 
system vor,  das  dem  Angestellten  am  Unternehmergewinn  ein 
eigenes    Interesse  zu  geben  vermag. 

In  guten  Jahren  ist  die  praktische  Bedeutung  des  Systems  Ge- 
winnbeteiligung, in  schlechten  Jahren  —  solange  dann  das  Interesse 
der  Angestellten  überhaupt  noch  anhält  —  wenn  die  Dividenden 
geringer  werden  oder  ausfallen,  Verlustbeteiligung.  Dies  ist  selbst- 
verständlich der  Fall  dann :  wenn  das  eigene  Interesse  der  An- 
gestellten am  Unternehmergewinn  etwa  darin  zum  Ausdruck 
kommt,  dass  er  sich  dazu  versteht,  aus  Spekulation  auf  einen 
hohen  Bonus  in  guten  Jahren ,  einen  Teil  seines  Lohnes  ent- 
sprechend den  individuellen  Gewinnsten  seines  Unternehmers 
variabel  zu  machen  —  (die  Erfahrung  kennt ,  wie  wir  gesehen 
haben,  kein  Beispiel,  dass  sich  die  Angestellten,  anders  als  vor- 
übergehend, zu  einer  solchen  Politik  verstanden  hätten)  — ;  dies 
ist  aber  auch  der  Fall  dann,  wenn  das  eigene  Interesse  der  Ange- 
stellten am  Unternehmergewinn  darin  zum  Ausdruck  kommt,  dass 
er  —  um  einen  möglichst  hohen  Gewinn  und  damit  einen  mög- 
lichst hohen  Gewinnanteil  zu  erzielen  —  efifektiv  mehr  oder  Besseres 
leistet  als  er  ohne  Gewinnbeteiligung  leisten  würde.  Zu  einer 
Verlustbeteiligung  wird  dann  das  System  in  schlechten  Jahren  da- 
durch,  dass  der  Bonus  ganz  oder   zu    klein  ausfällt,    obwohl  der 


Unternehmergewinn  egoistisch  interessierten  Angestellten,  sich  in  ihren  Lohnansprü- 
chen den  individuellen  Bedürfnissen  ihres  Unternehmens  anzupassen,  gesagt  wurde, 
i)  S.  142  fif.  der  deutschen  Ausgabe,  herausgegeben  von  Brentano  als  Nr.  I 
der  V  Sammlung  älterer  und  neuerer  Staats  wissenschaftlicher  Schriften  des  In-  und 
Auslandes»,  Leipzig,  Duncker  u.  Humblot,  1893. 
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Angestellte  eine  besonders  gute  Arbeit  geleistet  hat  wie  in  den 
früheren  Zeiten  günstiger  Konjunkturen.  Der  Unternehmer  zieht 
ihn  demnach  zur  Tragung  seiner  Verluste  heran,  indem  er  ihn  für 
eine  gewisse  Summe  von  Arbeit,  —  eben  jene  Extraleistung  — 
nicht  oder  ungenügend   entlohnt. 

Oder,  um  in  der  Sprache  der  englischen  Arbeiter  zu  reden,  im 
ersten  Falle  lässt  sich  der  Angestellte  herbei,  für  eine  50  Pfennig- 
arbeit einen  Lohn  von  weniger  als  50  Pfennig  anzunehmen ;  im 
zweiten  Fall;  für  einen  Lohn  von  50  Pfennig  eine  Arbeits-Leistung, 
die  mehr  als  50  Pfennig  wert  ist,  zu  verrichten.  In  beiden  Fällen 
lässt  er  zu  Gunsten  des  Unternehmergewinns  seine  Lohnansprüche 
unter  die  Grenze  des  in  den  übrigen  Betrieben  aufrecht  erhaltenen 
Pvlinimalanspruchs  fallen  und  übernimmt  so  einen  Teil  des  Unter- 
nehmerverlustes auf  seinen  Lohn. 

Zu  einer  Verlustbeteiligung  kommt  es  auch  in  schlechten 
Jahren  nur  dort  nicht,  wo  der  Angestellte  sich  durch  das  Be- 
stehen der  Gewinnbeteiligung  weder  zu  einer  intensiveren  oder 
qualifizierteren  Arbeit  noch  zu  einer  Anpassung  seiner  Lohnan- 
sprüche an  die  individuellen  Bedürfnisse  des  Unternehmens  ver- 
steht, noch  dazu,  auf  die  Zugehörigkeit  zu  Berufsvereinen  zu  ver- 
zichten ;  wo  er  vielmehr  durch  die  Gewinnbeteiligung  etwa  ledig- 
lich zum  Verbleiben  im  Unternehmen  veranlasst  wird ;  wie  wir 
gesehen  haben,  war  eine  derartige  Stabilisierung  aber  in  keinem 
Falle  vermögend ,  das  System  zu  einem  finanziellen  Erfolge  zu 
gestalten,  wenn  es  ein  solcher  nicht  schon  aus  anderen  Gründen 
geworden  war.  Ferner  von  einer  Verlustbeteiligung  könnte  auch 
dort  nicht  die  Rede  sein,  wo  das  System  die  Angestellten  ledig- 
lich zu  Materialersparnissen  veranlasst,  ohne  dass  hiedurch  auf 
Seiten  der  Angestellten  ein  Plus  an  Arbeitsaufwand  entstünde 
Fälle  in  denen  hiedurch  ein  finanzieller  Erfolg  der  Gewinnbetei- 
ligung erzielt  wurde,  haben  wir  nicht  kennen  gelernt. 

Hören  wir  nun    Webb: 

>'>Durch  die  Gewerkvereinsorganisation  erzielen  die  Arbeiter 
einen  Ausnahmepreis  für  ihre  Arbeit.  Sie  erzwingen  von  der 
Gesamtheit  als  Gegenleistung  für  ihre  Leistung  ein  Minimalmass 
von  Erziehung  und  Aufwand.  So  weit  streben  die  Gewerkvereine 
danach,  die  Preise  den  Löhnen,  anstatt  die  Löhne  den  Preisen 
anzupassen,  —  eine  Thatsache,  welche  in  den  beständigen  Klagen 
der  Arbeitgeber,  dass  die  Gewerkvereinler  die  Wirkungen  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  übersehen,  zu  Tage  tritt.    Aber  bei  der  Er- 
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richtunfT  dieses  Dammes  gegen  den  Gewerbebetrieb  auf  Grund- 
lage der  Konkurrenz  muss  Sorge  getragen  werden,  denselben 
auf  der  ganzen  Linie  unversehrt  zu  erhalten ;  das  kleinste  Loch 
in  Gestalt  einer  Teilnahme  am  Verlust  wird  dem  ganzen  Bau 
verhängnisvoll.  Zweitens  hat  der  Gewerkverein  unbewusst,  aber 
in  hohem  Masse  erfolgreich  die  Wirkung,  den  Druck  der  Kon- 
kurrenz von  den  Arbeitslöhnen  überzulenken  auf  die  geistige  Ar- 
beit und  das  Kapital  des  Arbeitgebers.  Dies  ist  thatsächlich  die 
ganze  Bedeutung  einer  ausdrücklich  vereinbarten  oder  wenigstens 
thatsächlich  beobachteten  gleitenden  Lohnskala ,  welche  durch 
die  allgemeinen  Verhältnisse  eines  einzelnen  Gewerbes  in  ihren 
Schwankungen  bestimmt  wird. 

Ist  dies  Prinzip  einmal  zugestanden,  so  argumentiert  der  Ge- 
werkvereinsbeamte  mit  dem  einzelnen  Arbeitgeber,  der  an  den 
Löhnen  knabbert,  folgendermassen : 

»Wir  wissen  aus  den  Marktberichten  über  die  Preise ,  dass 
Sie  X  für  den  Rohstoff  zahlen  ;  wir  sehen  ,  dass  Sie  das  Erzeug- 
nis für  z  verkaufen  :  bei  durchschnittlicher  Intelligenz  und  durch- 
schnittlich guten  Maschinen  müssen  Sie  im  Stande  sein,  so  und  so 
viel  für  Arbeit  zu  zahlen.  Wenn  Sie  mehr  als  Durchschnittsintelli- 
genz und  Durchschnittsmaschinen  haben,  lassen  w'ir  Ihnen  gerne 
den  Ueberschuss ;  haben  Sie  weniger  als  Durchschnittsintelligenz,  so 
ist  es  eine  Ungerechtigkeit,  andere  Menschen  unter  Ihrer  Unfähig- 
keit leiden  zu  lassen.  Sie  müssen  es  aufgeben  unser  Arbeit- 
geber zu  sein  und  anderen  gescheiteren  Leuten  Platz  machen.« 

Zur  Illustration  dieses  Punktes  diene  folgende  Episode  aus 
der  Geschichte  der  Baumwollenspinnerei  Oldhams.  Vor  einigen 
Jahren  trat  eine  neue  Gruppe  von  Fabriken  mit  ausserordentlich 
verbesserten  Maschinen  in  Konkurrenz  mit  altetablierten  Gesell- 
schaften. Als  diese  letzteren  merkten,  dass  sie  mit  den  Neuan- 
fangenden nicht  konkurrieren  könnten,  begannen  sie  an  den  Löh- 
nen zu  knabbern;  hierauf  folgten  ihnen  die  profitmachenden  Firmen 
nach,  um  ihren  »naturgemässen  Ueberschuss«  einzuheimsen.  Zum 
Glück  für  die  Arbeiter  waren  sie  in  wirksamer  Weise  organisiert, 
und  so  leisteten  sie  der  Herabsetzung  mit  Erfolg  Widerstand, 
Die  Gesellschaften  mit  besseren  Maschinen  erklärten  sich  bereit, 
die  früheren  Löhne  wieder  zu  bezahlen ,  sobald  gleichmässige 
Lohnsätze  eingehalten  würden.  P'olglich  sahen  sich  die  alten 
Etablissements  nun  gezwungen,  entweder  ihr  Maschinenwesen  und 
ihre    Verwaltung   zu    verbessern,    oder    geeigneteren    Nachfolgern 
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Platz  zu  machen.  Wären  aber  die  Bauinwollspinner  weniger  gut 
organisiert  gewesen,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  ein  förmlicher 
Wettkampf  in  der  Herabsetzung  der  Löhne  stattgefunden  haben 
würde,  bis  der  Verdienst  das  Minimum  des  zum  Lebensunterhalt 
Notwendigen  erreicht  hätte ;  an  diesem  Punkte  wäre  der  unfähige 
oder  schlecht  ausgerüstete  Unternehmer  denn  doch  bankerott  ge- 
worden ,  wobei  er  aber  die  gesamte  Arbeiterschaft  mit  herabge- 
drückten Löhnen  und  möglicherweise  dauernd  verdorbener  Ar- 
beitskraft und  das  Gewerbe  am  Rande  jenes  Abgrunds  der  Ver- 
zweiflung, abnehmender  Einnahmen  bei  steigenden  Arbeitskosten, 
hinterlassen  hätte. 

Oder  nehmen  wir  an,  diese  altetablierten  Firmen  wären  echte 
Produktivgenossenschaften  gewesen,  wie  z.  B.  die  »Burnley -Self- 
Help«  Genossenschaften,  so  würde  das  Ergebnis  dasselbe  gewesen 
sein.  Die  Gründer  (um  uns  der  Worte  des  Original -Prospektes 
der  Burnley-Self-Help  Manufacturing  Society  zu  bedienen)  »würden 
die  Arbeiter  ersuchen,  zu  überlegen,  wie  die  Ausgaben  der  Ge- 
sellschaft am  besten  gedeckt  werden  können  —  ob  durch  Ein- 
schränkung der  Ausgaben  oder  Herabsetzung  der  Löhne.«  Eine 
Fabrik  mit  neuen  Maschinen  ausrüsten  heisst  gewiss  nicht  die 
Ausgaben  beschränken.  Eine  Herabsetzung  der  Löhne  ist  die 
einzige  Alternative.  In  diesem  Falle  also  würden  die  Arbeiter 
den  Teil  ihres  Verdienstes ,  der  im  Kapital  des  Unternehmens 
angehäuft  war,  verlieren,  und  ausserdem  noch  eine  Herabsetzung 
der  Löhne  erleiden«  ^). 

Sobald  unter  den  Baumwollspinnereien  Oldhams  genügend 
viele  Produktivgenossenschaften  oder  Gewinnbeteiligungsfirmen 
mit  am  Unternehmergewinn  egoistisch  interessierten  Angestellten 
ge\\esen  wären,  wäre  der  Gewerkverein  ausser  Stande  gewesen, 
gleichmässige  Lohnhöhe  auf  der  ganzen  Linie  zu  erzwingen  und 
die  von    Webb  geschilderte  Entwicklung  wäre  eingetreten. 

Zur  Illustration  des  von  Webb  in  erster  Linie  angezogenen 
Strebens  der  Gewerkvereine :  die  Preise  den  Löhnen  anzupassen, 
welchem  Streben  die  Geneigtheit  des  Unternehmers  gegenüber 
steht,  die  Löhne  den  Preisen  anzupassen,  diene  noch  im  Beson- 
deren Folgendes : 

i)  Was  hier  von  der  Produktivgenossenschaft  gesagt  ist,  gilt  natürlich  von 
jeder  »Arbeitsgenossenschaft«,  die  den  Angestellten  ein  eigenes  Interesse  am  Unter- 
nehmergewinn gibt,  vor  allem  also  auch  von  der  Gewinnbeteiligung  in  den  Fällen, 
in  denen  sie  dies  überhaupt  vermag. 
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Wenn  es  sich  um  die  Bekämpfung  der  aus  einer  Ueber- 
produktion  entspringenden  Missstände  handelt,  sind  gewiss  alle 
darin  einig,  dass  der  einzige  Ausweg  aus  der  Lage  eine  Be- 
schränkung der  Produktion,  damit  eine  Anpassung  des  Angebots 
an  die  Nachfrage  ist.  Dennoch,  trotz  dieser  allgemeinen  Erkennt- 
nis, werden  die  Einzelnen  gerade  entgegengesetzt  handeln. 

Der  individuelle  Unternehmer  —  und  der  an  seinem  Gewinn 
egoistisch  interessierte  Angestellte  —  kalkuliert:  »wenn  ich  auch 
die  Produktion  einschränke ,  so  thun  es  doch  nicht  alle.  Ich 
liefere  mich  also  dadurch  nur  meinen  Konkurrenten  aus.  Das 
einzige  Mittel,  die  niedrigen  Preise  auszuhalten,  ist  daher:  mög- 
lichst viel  zu  produzieren  und  möglichst  billig  zu  produzieren.« 
Er  dehnt  demnach  seinen  Betrieb  noch  aus  und  erniedrigt  die 
Löhne.  Indem  es  alle  so  machen,  wird  natürlich  die  allgemeine 
Krisis  noch  drückender  und  der  schliessliche  Zusammensturz  noch 
unheilvoller. 

Hier  setzt  nun  der  Gewerkverein  ein :  durch  seine  Organi- 
sation ist  er  in  der  Lage,  einen  Druck  auf  sämtliche  Unternehmer 
des  Industriezweigs  auszuüben  und  eine  Einschränkung  der  Pro- 
duktion, damit  eine  Besserung  der  Preise  herbeizuführen. 

Der  Gewerkverein  wird  dadurch  ein  Stück  wirksamer  in- 
dustrieller Organisation,  und  auch  in  Fällen,  in  denen  die  Ini- 
tiative zu  einer  Einschränkung  der  Produktion  nicht  von  ihm, 
sondern  von  Unternehmersyndikaten  ausgeht,  ermöglicht  er  viel- 
fach erst  die  Durchführung  der  Beschlüsse  :  da  ja  die  Unterwerf- 
ung jedes  Unternehmers  unter  einen  derartigen  Beschluss  des 
Unternehmervereins  davon  abhängig  ist,  dass  es  jedem  Kon- 
kurrenten, also  auch  den  etwa  ausserhalb  des  Kartells  stehenden 
unmöglich  gemacht  ist,  von  der  allgemeinen  Produktionsbeschrän- 
kung seinen  eigenen  Betrieb  auszuschliessen  ^). 


l)  Diese  gemeinsame  Aktion  von  Gewerkvereinen  und  Unternehmervereinen  zum 
Zweck  der  Erhöhung  der  Rentabilität  der  ganzen  Industrie  ist  in  einem  Gewerbe  be- 
reits in  ein  organisiertes  Stadium  getreten:  die  Birminghamer  Metallindustrie  besitzt 
seit  1890  ein  halbes  Dutzend  »Alliances«  zwischen  Organisationen  der  Arbeiter  und 
Organisationen  der  Unternehmer,  die  auf  sorgfältig  abgefassten  gedruckten  Verträgen  be- 
ruhen. Ihr  Zweck  ist  J^die  Besserung  der  Verkaufspreise  und  die  Regulierung  der  Eöhne  auf 
Grund  der  Verkaufspreise  .  .  .,  um  den  Fabrikanten  grösseren  Gewinn  und  den  Arbeitern 
höhere  Löhne  zu  sichern«.  (Aus  den  Statuten  der  Alliance  zwischen  den  Vereinigten 
Fabrikanten  von  Bettstellen  und  Feuergattern  und  den  IVIitgliedern  des  Gewerkvereins 
dieser  Industrie.)  Dieser  Zweck  wird  erreicht  durch  eine  gemeinsame  Stellungnahme 
gegen  jeden  Fabrikanten,  der  unter  dem  festgesetzten  Preis  verkauft  oder  die   Löhne 


Die  Gewinnbeteiligung  etc.  269 

Befinden  sich  nun  aber  in  einem  Industriezweig  zahlreiche 
Gewinubeteiligungsfirmen,  und  sind  deren  Angestelite  am  Unter- 
nehmergewinn interessiert,  demnach  für  die  »perpendikulare 
Division  der  Industrie«  gewonnen  und  daher  ausserhalb  des 
Machtbereichs  des  Gewerkvereins,  so  ist  die  nächste  Folge  die, 
dass  im  Falle  einer  Ueberproduktion  der  Vorschlag  einer  durch- 
gehenden Einschränkung  der  Betriebe  von  vornherein  als  aus- 
sichtslos ausser  acht  gelassen  w^erden  muss.  Die  Krisis  löst  sich 
dann  im  Konkurrenzkampf  aller  Unternehmen  gegen  alle  übrigen 
und  damit  im  endlichen  Krach. 

Das  bisher  Angeführte  genügt,  um  zu  zeigen,  dass  in  der 
That  Gewinnbeteiligung  und  Gewerkverein  zwei  unverträgliche 
Gegensätze  sind. 

Der  Gewerkverein  bedeutet  den  kollektiven  Verkauf  der 
Ware  Arbeit;  schlechte  Preise  für  die  Ware  Arbeit,  niedrige 
Löhne  sind  immer  eine  Schädigung  seiner  Interessen. 

Der  am  Gewinn  beteiHgte  Angestellte  ist  zugleich  Interessent 
an  billigen  Produktionskosten ;  (eigene  und  fremde)  niedrige  Löhne 
bedeuten  für  ihn  zugleich  niedrige  Produktionskosten. 

Der  Gewerkverein  bedeutet  den  kollektiven  Verkauf  der 
Ware  Arbeit,  seine  Tendenz  ist,  die  Arbeit  seiner  Mitglieder  als 
Gesamtheit  an  die  Gesamtheit  der  Unternehmer  zu  verkaufen. 
Seine  Interessen  sind  daher  sowohl  möglichst  hohe  Lohnbezüge 
seitens  sämtlicher  einzelnen  Arbeiter,  als  auch  möglichst  hohe 
Gewinnste  der  sämtlichen  einzelnen  Unternehmer  seiner  Industrie. 

Der  am  Unternehmergewinn  beteiligte  Angestellte  will  die 
in  seinem  Unternehmen  hergestellten  Produkte  möglichst  gut 
verkauft  wissen ;  die  übrigen  Unternehmer  und  deren  eventuell 
am  Gewinn  beteiligte  Angestellten  sind  seine  Konkurrenten  auf 
dem  Kundenmarkt;  ihr  Schaden  ist  sein  Vorteil. 

Mit  anderen  Worten  :   der  Gewerkverein  ist  die   »horizontale«, 


zu  drücken  versucht.  >^Die  Fabrikanten  verpflichten  sich,  nur  Mitglieder  der  Vereini- 
gung zu  beschäftigen  .  .  .  und  die  Arbeiter  verpflichten  sich,  nur  für  solche  Fabrikan- 
ten zu  arbeiten,  die  ihre  Waren  zu  den  festgesetzten  Preisen  verkaufen.  Zur  jeweiligen 
Festsetzung  der  Preise  soll  ein  Lohnamt  (A  Wages  Board)  gebildet  werden,  bestehend 
zu  gleichen  Teilen  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitern  .  .  .  Für  je  10  Proz.  Steigerung 
des  Verkaufspreises  (ohne  Rücksicht  auf  Schwankungen  des  Marktpreises  des  Roh- 
materials) soll  die  den  Mitgliedern  der  Arbeitervereinigung  gezahlte  Dividende  um 
5  Proz.  erhöht  werden«  (ibid.).  (Das  Nähere  über  diese  Alliances  s.  bei  Sydney  und 
Beatrice  Webb  im  Archiv  für  soz.  Gesetzg.  und  Stat.  ,  11.  Bd.  1897 ,  i.  u.  2.  Heft, 
S.   18  ff.) 


270 


Dr.   Rudolf  Einhaiiser: 


die  Gewinnbeteiligung  die  »perpendikulare«  Division  der  In- 
dustrie«. 

Es  versteht  sich  also  :  Gewerkverein  und  Gewinnbeteiligung 
haben  teilweise  gegensätzliche  hiteressen  und  sie  verfolgen  ihre 
Interessen  auf  diametral  verschiedenen  Wegen. 

Gewiss  ist  daher  das  Eine,  dass  Gewerkverein  und  Gewinn- 
beteiligung nicht  nebeneinander  bestehen  können.  Was  nun  ein 
Verschwinden  des  Gewerkvereins  bedeuten  würde,  für  am  Ge- 
winn beteiligte  und  am  Gewinn  nicht  beteiligte  Angestellte:  wie 
mit  dem  Gewerkverein,  d.  h.  dem  kollektiv  organisierten  Verkauf  der 
Ware  Arbeit,  die  Möglichkeit  fortfiele,  das  Angebot  der  Arbeit  zur 
rechten  Zeit  und  am  rechten  Ort  zurückzuziehen  und  durch  eine 
Unterstützinig  der  feiernden  Mitglieder  aus  der  Vereinskasse  das 
Angebot  in  ein  günstigeres  Verhältnis  zur  Nachfrage  zu  setzen 
und  so  bessere  Löhne  zu  erzielen,  wie  daher  mit  dem  Verschwin- 
den des  Gewerkvereins  die  Löhne  zu  sinken  begännen,  bis  sie 
bei  der  Grenze  des  zur  Fristung  der  Existenz  Unentbehrlichen 
halt  machen  würden,  wie  mit  dem  Gewerkverein  zugleich  ein 
Stück  wirksamer  Organisation  der  industriellen  Produktion  ver- 
schwinden würde :  das  alles  braucht  hier  nur  angedeutet  zu  werden. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  von  dieser  Verschlech- 
terung der  Arbeitsbedingungen  die  gewinnteilenden  Firmen  eben- 
sowenig ausgenommen  wären,  als  die  übrigen.  Der  Gang  der 
Entwicklung  wäre  eben  der,  dass,  sowie  die  »Stäbe  des  Bündels 
getrennt«  d.  h.  der  Gewerkverein  lahm  gelegt  wäre,  jedes  Hin- 
dernis, den  Druck  der  Konkurrenz  auf  die  Arbeitslöhne  überzu- 
wälzen,  beseitigt  wäre ;  vielleicht  würden  nun  die  nicht  gewinn- 
teilenden Firmen  mit  der  Herabsetzung  der  Löhne  den  Anfang 
machen  —  obwohl  die  Fälle  Briggs,  Livesey  und  zahlreiche  an- 
dere (s.  o.  S.  248  ff.)  es  unwahrscheinlich  machen ,  dass  sich 
die  gewinnteilenden  Firmen  hierin  den  Rang  ablaufen  Hessen  — , 
jedenfalls  müssen  die  anderen  Firmen  nachfolgen ,  selbst  wenn 
ihre  Inhaber  noch  so  frei  von  menschlichem  Egoismus  wären, 
schon  um  ihre  Kapital-  und  damit  Konkurrenzkraft  zu  erhalten. 
Dass  die  Angestellten  der  gewinnteilenden  Firmen  von  der  solcher- 
Vv'eise  an  Lohnbezügen  eingebüssten  Summe  einen  Prozentsatz 
als  Bonus  zurückerhalten,  dürfte  in  ihnen  dann  allerdings  über 
die  »Gerechtigkeit«  des  in  der  Gewinnbeteiligung  liegenden  »Prin- 
zips« skeptische  Bedenken  erwecken  und  kann  jedenfalls  das 
Eine  nicht    verhindern  :    dass    mit    dem  Sinken    des  Einkommens 
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der  industriellen  ArbeiterbevölkerunL,^  und  somit  ihrer  Kaufkraft  der 
nationalen  Industrie  ein  grosser  Absatzmarkt  entzogen  wird  und  der 
ganzen  Volkswirtschaft  ein  ungeheurer  Schaden  zugefügt  wird. 

Wir  können  demnach  nunmehr  die  Thatsachen  überschauen, 
die  für  die  Beurteilung  der  Chancen  der  Gewinnbeteiligung  in 
der  Zukunft  von  Belang  sind: 

Die  Möglichkeit,  zur  Einführung  zu  gelangen,  hat  die  Ge- 
winnbeteiligung vor  allem  nur  dort,  wo  überhaupt  Gewinne  von 
einiger  Höhe  gemacht  werden,  eventuell  —  bei  verbesserter  Ar- 
beitsleistung der  gewinnbeteiligten  Angestellten  —  gemacht  wer- 
den können^):  also  nur  bei  einem  mehr  oder  minder  grossen 
Prozentsatz  der  industriellen  Firmen. 

Aussichten  auf  Verbreitung  auf  diesem  so  eingeschränkten 
Gebiet  besitzt  das  System  ferner  dort  nicht,  wo  es  sich  lediglich 
auf  behauptete  ideale  Vorzüge  (Gerechtigkeit  u.  a.)  zu  stützen 
vermag  (cf.  die  englischen  Konsumgenossenschaften),  vielmehr 
nur  dort,  wo  sie  für  den  Unternehmer  zum  mindesten  keine 
finanzielle  Einbusse  bedeutet,  sondern  einen  entsprechenden  Mehr- 
gewinn schafft. 

Das  letztere  ist  lediglich  möglich,  wie  wir  gesehen  haben, 
durch  Verbesserung  der  Arbeitsleistungen  ;  jedoch  nur  auf  einem 
sehr  beschränkten  Anwendungsgebiet. 

Zunächst  ist  es  daher  unwahrscheinlich ,  dass  je  ein  bedeu- 
tender Prozentsatz  industrieller  Firmen  die  Gewinnbeteiligung 
üben  wird. 

Sollte  es  aber  einmal  dazu  kommen,  so  wird  sich  gegen  die 
Gewinnbeteiligung  die  heftige  Opposition  der  Gewerkvereinsbe- 
wegung  erheben. 

Denn,  was  immer  die  Stellung  des  Gewerkvereins  zu  einem 
einzelnen  gewinnbeteiligenden  Unternehmen  sein  mag,  durch  die 
Thatsache,  dass  in  zahlreichen  Unternehmen  eines  Industriezweigs 
durch  Gewinnbeteiligung  die  Angestellten  efifektiv  für  die  Gewinn- 
Interessen  ihrer  individuellen  Unternehmer  gewonnen  sind,  wird 
er  in  seinem  Bestand  bedroht. 

Der  Ausgang  dieses  Kampfes  würde  davon  abhängen,   welche 


l)  dass  durch  die  Existenz  von  Gewinnbeteiligungsfirmen  die  industriellen  Ge- 
winne nicht  höher  oder  stabiler,  der  gewinnmachenden  Firmen  nicht  mehr  werden 
(wie  Nelson  u.  a.  meinen) ,  ist  nach  dem ,  was  bezüglich  der  Bekämpfung  der  aus 
Ueberproduktion  entspringenden  Gefahren  und  bezüglich  der  Konsumtionsfähigkeit 
der  arbeitenden  Klassen  gesagt  wurde,   nicht  weiter  zu  erörtern. 
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der  rivalisierenden  Prinzipien  auf  die  Arbeiter  die  grössere  An- 
ziehungskraft ausüben  würde.  Die  bisherigen  Erfahrungen  lehren, 
dass  selbst  wo  die  Gewinnbeteiligung  die  Angestellten  am  Unter- 
nehmergewinn egoistisch  zu  interessieren  vermochte ,  der  An- 
schluss  an  den  Gewerkverein,  sobald  sie  mit  diesem  in  einen 
ofifenen  Gegensatz  gebracht  wurde,  überall  von  den  Angestellten 
bevorzugt  wurde,  —  eine  Stellungnahme,  die,  wie  wir  oben  ge- 
sehen haben,  auch  theoretisch  sehr  wohl  zu  begreifen  ist. 

Aus  dieser  doppelten  Erwägung  heraus  ist  es  wahrscheinlich, 
dass  die  Gewinnbeteiligung  —  seit  nahezu  70  Jahren  auf  dem 
Programm  sozialer  Reformpolitiker  —  auch  in  den  nächsten  De- 
zennien ihrer  Propaganda  keine  grosse  Verbreitung  erlangen  wird. 
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ERSTER    HAUPTTEIL. 
Die  äusseren  Beziehungen   zwischen    souveränen    Staaten. 

A.  Allgemeine  Staatsverträge  — . 

Ziisatzakte  zur  Uebereinkunft  über  Urheberschutz  vom  4.  Mai 
1896,  durch  welche  die  Artikel  2,  3,  5,  7,  12  und  20  der  Uebereinkunft 
vom  9.  September  1886  und  die  Nummern  i  und  4  des  zugehörigen 
Schlussprotokolls  abgeändert  werden. 

B.  Verträge  zwischen  einzelnen  Staaten. 

Deutsches  Reich  und  Italien.  Bestimmungen  über  die  gegenseitige 
Anerkennung  der  S  c  h  i  f  f  s  m  e  s  s  b  r  i  e  f  e  in  Deutschland  und  Italien. 

Deutsches  Reich  und  Russland  vom  30.  Sept.  1897.  Vereinbarung 
wegen  wechselseitiger  Befreiung  der  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs 
und  Russlands  von  der  ihnen  als  Ausländern  in  Rechtsstreitigkeiten  ob- 
liegenden Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung,  Vorschuss- 
zahlung und  Gebührenentrichtung. 

Deutsches  Reich  und  Frankreich.  Erklärung,  betreffend  die  Regelung 
der  Vertragsbeziehungen  zwischen  Deutschland  und  T  u  n  i  s.  Vom 
18.  November  1896.  —  Erklärung.  Deutschland  verzichtet  auf  die  Gel- 
tendmachung des  Regimes  der  Kapitulationen  in  Tunis  und  wird  da- 
selbst für  seine  Konsuln  und  seine  Reichsangehörigen  keine  anderen 
Rechte  und  Privilegien  in  Anspruch  nehmen  als  diejenigen,  welche  ihnen 
in  Frankreich  auf  Grund  der  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  be- 
stehenden Verträge  zustehen.  Ebensowenig  wird  Deutschland  die  Vor- 
teile des  Regimes  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  welches  zwischen  Frank- 
reich und  dessen  tunesischem  Schutzgebiet  in  Bezug  auf  die  Zölle  und  die 
Schiffahrt  besteht  oder  bestehen  wird,  vorausgesetzt,  dass  ihm  das  Meist- 
begünstigungsrecht im  Vergleich  zu  jeder  anderen  Macht  gewahrt  bleibt. 
Hiernach  werden  die  Rechte,  Privilegien  und  Vorteile  jeder  Art,  welche 
irgend   einer   dritten   Macht    —   ausgenommen   Frankreich  —  in  Tunis 


Gesetze  und  Verordnungen   des  Jahres  1897.  27  5 

zugestanden  sind ,  oder  in  Zukunft  zugestanden  werden,  von  Rechts- 
wegen ohne  Weiteres  auch  Deutschland  zukommen  und  keine  dritte 
Macht  —  immer  Frankreich  ausgenommen  —  wird  in  dem  Schutzgebiet 
in  irgend  einer  Beziehung  günstiger  behandelt  werden,  als  Deutschland. 
Es  besteht  Einverständnis  darüber,  dass  hingegen  Deutschland  in  den 
vorerwähnten  Beziehungen  Tunis  das  Meistbegünstigungsrecht  zugestehen 
wird.  Die  in  der  gegenwärtigen  Erklärung  enthaltenen  Abreden  sollen 
sofort  nach  Austausch  der  Ratifikationen  in  Kraft  treten  und  bis  zum 
31.  Dezember  1903  in  Geltung  bleiben.  Im  Falle  keiner  der  vertrag- 
schliessenden  Teile  zwölf  Monate  vor  dem  Eintritt  dieses  Termins  seine 
Absicht,  die  Wirkungen  der  Erklärung  aufhören  zu  lassen,  kundgiebt, 
soll  diese  in  Geltung  bleiben  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  von  dem 
Tage  ab,  wo  der  eine  oder  der  andere  der  vertragschliessendcn  Teile 
sie  kündigt. 

Deutsches  Reich  und  Niederlande.  Auslieferungsvertrag 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den  Niederlanden,  vom  31.  Ok- 
tober 1897.  —  Vertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den 
Niederlanden  über  die  Auslieferung  der  Verbrecher  zwischen  den  Deut- 
schen Schutzgebieten ,  sowie  den  sonst  von  Deutschland  abhängigen 
Gebieten  und  dem  Gebiete  der  Niederlande,  sowie  den  Niederländischen 
Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen.     V.  21.  Sept.   1897. 

Deutsches  Reich  und  Japan.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom 
4.  April  1896.  —  Ein  umfassender  Gleichberechtigungs-  und  Meistbe- 
günstigungsvertrag auf  12  Jahre. 

Artikel  I.  Die  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden  vertragschliessen- 
den  Teile  sollen  volle  Freiheit  geniessen,  überall  die  Gebiete  des  an- 
deren vertragschliessenden  Teiles  zu  betreten,  zu  bereisen  oder  sich 
daselbst  niederzulassen,  und  sollen  vollen  und  uneingeschränkten  Schutz 
für  ihre  Person  und  ihr  Eigentum  geniessen.  —  Artikel  IV  bestimmt: 
Die  Wohngebäude,  Fabriken,  Warenhäuser  und  Läden  der  Angehörigen 
eines  jeden  der  vertragschliessenden  Teile  in  den  Gebieten  des  anderen, 
sowie  alle  dazu  gehörigen  Räumlichkeiten,  welche  zu  Niederlassungs-, 
Industrie-  und  Handelszwecken  bestimmt  sind,  sollen  unverletzlich  sein. 
Es  ist  unzulässig,  in  solchen  Gebäuden  und  Räumlichkeiten  Durch- 
suchungen oder  Haussuchungen  abzuhalten,  oder  Bücher,  Papiere  und 
Rechnungen  einzusehen  und  zu  prüfen,  ausgenommen  in  denjenigen 
Fällen  und  in  denjenigen  Formen,  in  welchen  derartige  Massnahmen 
nach  den  Gesetzen,  Verordnungen  und  Reglements  auch  Inländern  gegen- 
über anwendbar  sind.  —  Artikel  XVIII.  Die  vertragschliessenden  Teile 
sind  über  Folgendes  einverstanden :  Die  einzelnen  Fremde n- 
niederlassungen  in  Japan  sollen  den  betreffenden  japani- 
schen Gemeinden  einverleibt  werden  und  hinfort  Bestand- 
teile der  japanischen  Gemeinden  bilden.  Die  zuständigen  japanischen 
Behörden  sollen  demnach  mit  Bezug  auf  dieselben  alle  Verbindlichkeiten 
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und  Verpflichtungen  übernehmen,  welche  ihnen  hinsichtlich  der  Ge- 
meinden obliegen,  und  gleichzeitig  sollen  die  öffentlichen  Gelder  und 
Vermögensgegenstände,  welche  diesen  Niederlassungen  gehören,  den 
genannten  japanischen  Behörden  übergeben  werden.  Sobald  diese  Ein- 
verleibung erfolgt,  sollen  die  bestehenden,  zeitlich  unbegrenzten  Ueber- 
lassungsverträge,  unter  welchen  jetzt  in  den  gedachten  Niederlassungen 
Grundstücke  besessen  werden,  bestätigt  und  hinsichtlich  dieser  Grund- 
stücke sollen  keine  Bedingungen  irgend  einer  anderen  Art  auferlegt 
werden,  als  sie  in  den  bestehenden  Ueberlassungsverträgen  enthalten 
sind.  Die  Besitzrechte  an  diesen  Niederlassungsgrundstücken  können 
in  Zukunft  von  ihren  Besitzern  frei  und,  ohne  dass  es  dazu,  wie  bisher 
in  gewissen  Fällen,  der  Genehmigung  der  konsularischen  oder  japani- 
schen Behörden  bedarf,  an  Inländer  oder  Ausländer  veräussert  werden. 
Im  Uebrigen  gehen  die  nach  den  ursprünglichen  Ueberlassungsverträgen 
den  Konsularbehörden  zustehenden  Funktionen  auf  die  japanischen  Be- 
hörden über.  Alle  Ländereien,  welche  von  der  japanischen  Regierung 
für  öffentliche  Zwecke  der  Fremdenniederlassung  bisher  zinsfrei  her- 
gegeben worden  sind,  sollen,  unbeschadet  der  aus  der  Gebietshoheit 
sich  ergebenden  Rechte,  frei  von  allen  Steuern  und  Lasten  den  öffent- 
lichen Zwecken,  für  welche  sie  ursprünglich  bestimmt  worden,  dauernd 
erhalten  bleiben.  —  Ein  Protokoll  bestimmt  weiter:  i.  Zu  Artikel  I 
des  Vertrages.  Die  japanische  Regierung  ist  damit  einverstanden,  noch 
vor  der  Eröffnung  des  Landes  für  deutsche  Reichsangehörige  das  be- 
stehende P  a  s  s  System  derartig  zu  erweitern,  dass  deutsche  Reichsange- 
hörige, welche  ein  Empfehlungszeugnis  des  deutschen  Vertreters  in 
Tokio  oder  eines  deutschen  Konsuls  in  den  geöffneten  japanischen 
Häfen  vorlegen,  auf  Antrag  von  dem  japanischen  Auswärtigen  Amt  in 
Tokio  oder  von  den  Oberbehörden  des  Bezirks,  in  welchem  ein  offener 
Hafen  liegt,  für  jeden  Teil  des  Landes  und  für  einen  12  Monate  nicht 
überschreitenden  Zeitraum  gültige  Pässe  erhalten;  es  besteht  Einver- 
ständnis, dass  die  bestehenden  Regeln  und  Vorschriften,  welche  für  die 
das  Innere  des  Reichs  besuchenden  deutschen  Reichsangehörigen  mass- 
gebend sind,  aufrecht  erhalten  bleiben  sollen.  —  2.  Zu  Artikel  I  und  III. 
Zwischen  den  vertragschliessenden  Teilen  besteht  Einverständnis  dar- 
über, dass  die  Angehörigen  des  einen  Teiles  in  den  Gebieten  des  an- 
deren Teiles  auch  zu  dem  Erwerb  und  Besitz  von  Hypothekenrechten 
an  unbeweglichen  Sachen  in  gleicher  Weise  wie  die  Inländer  zugelassen 
werden  sollen.  —  3.  Zu  Artikel  V.  Nichts  in  diesem  Protokoll  oder 
dem  beigefügten  Tarif  soll  das  Recht  der  japanischen  Regierung  beein- 
trächtigen, die  Einfuhr  folgender  Gegenstände  zu  verbieten  oder  zu  be- 
schränken, nämlich :  von  verfälschten  Drogen,  Medikamenten,  Lebens- 
mitteln oder  Getränken;  unanständigen  oder  unzüchtigen  Drucksachen, 
Bildern,  Büchern,  Karten,  Lithographien  oder  Stichen,  Photographien 
oder    irgend   welchen    unanständigen    oder   unzüchtigen   Gegenständen ; 
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von  Gegenständen,  deren  Einfuhr  im  Widerspruch  mit  den  japanischen 
Gesetzen  über  den  Schutz  der  Erfindungen,  Handelsmarken  oder  Ur- 
heberrechte stehen  würde;  oder  von  sonstigen  Gegenständen,  die  in 
sanitärer  Hinsicht  oder  für  die  öffentliche  Sicherheit  oder  Moral  gefähr- 
lich sein  könnten.  —  Die  in  dem  genannten  Tarif  aufgeführten  Wert- 
zölle sollen ,  soweit  als  es  für  thunlich  erachtet  werden  wird,  in  s  p  e  - 
zi fische  Zölle,  die  in  der  gegenwärtigen  japanischen  Silberwährung 
zu  berechnen  sind,  durch  eine  Nachtragskonvention  umgewandelt  wer- 
den, welche  zwischen  den  beiden  Regierungen  sobald  als  möglich  ab- 
geschlossen werden  soll ;  als  Grundlage  für  diese  Umwandlung  sollen 
die  Durchschnittspreise  genommen  werden,  welche  in  den  japanischen 
Zollübersichten  während  der  dem  Tage  des  gegenwärtigen  Protokolls 
vorhergehenden  sechs  Kalendermonate  nachgewiesen  worden  sind,  un- 
ter Zuschlag  der  Kosten  für  Versicherung  und  Transport  vom  Kauf-, 
Erzeugungs-  oder  Fabrikationsplatze  bis  zum  Landungshafen ,  sowie 
eventuell  der  Kommissionsspesen.  Es  besteht  Einverständnis  darüber, 
dass  hinsichtlich  der  unter  den  Nummern  2,  11,  18,  19,  20,  21,  24,  30, 
31.  34.  35.  38.  39'  40.  41.  44.  47.  48,  56.  59  des  beigefügten  Tarifs 
aufgeführten  Gegenstände  die  zwischen  Japan  und  Grossbritannien  ver- 
einbarte Umrechnung  der  Wertzölle  in  spezifische  Zölle  für  die  deutsche 
Einfuhr  massgebend  sein  soll.  Solange  und  soweit  die  Umwandlung 
in  spezifische  Zölle  nicht  erfolgt  ist,  sollen  die  Wertzölle  in  Gemäss- 
heit  der  am  Schlüsse  des  beigefügten  Tarifs  aufgeführten  Vorschrift 
erhoben  werden.  —  Für  die  in  dem  beigefügten  Tarif  nicht  aufgeführ- 
ten Gegenstände  soll,  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikels  XIX 
des  Vertrages  von  1869  und  der  Artikel  V  und  XVI  des  heute  unter- 
zeichneten Vertrages,  sechs  Monate  nach  dem  Austausch  der  Ratifi- 
kationen des  letzteren  der  japanische  Generaltarif  Geltung  erlangen, 
mit  der  Massgabe  jedoch ,  dass  dieser  Generaltarif  sowie  etwaige 
spätere  Abänderungen  desselben  sechs  Monate  zuvor  bekannt  gemacht 
sein  müssen,  ehe  sie  auf  die  deutsche  Einfuhr  in  Japan  zur  Anwendung 
gebracht  werden  dürfen.  —  4.  Zu  Artikel  XVII.  Es  besteht  Einver- 
ständnis darüber,  dass  in  jedem  der  beiden  vertragschliessenden  Länder 
den  Angehörigen  des  anderen  Teiles  der  Schutz  von  Erfindungen,  von 
Mustern  (einschliesslich  der  Gebrauchsmuster)  und  Modellen,  von  Han- 
dels- und  Fabrikmarken,  von  Firmen  und  Namen  dann  gewährt  werden 
muss,  wenn  die  hierfür  vom  Gesetze  vorgesehenen  Bedingungen  erfüllt 
sind.  —  Uebrigens  behalten  sich  die  vertragschliessenden  Teile  den 
Abschluss  eines  besonderen  Vertrages  über  die  gegenseitigen  Beziehungen 
auf  dem  Gebiete  des  Patent-,  Muster-  und  Markenschutzes  vor  und 
werden  seinerzeit  in  entsprechende  Verhandlungen  eintreten.  —  Ferner 
erklärt  die  japanische  Regierung,  dass  sie,  bevor  die  deutsche  Konsular- 
gerichtsbarkeit in  Japan  in  Wegfall  kommt,  der  internationalen  Berner  Kon- 
vention, betreffend  das  Urheberrecht  (geistiges  Eigentum),  beitreten  werde. 
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Der  S  p  e  z  i  a  1  t  a  r  i  f  bei  der  E  i  n  f  u  h  r  in  Japan  beträgt  u.  a. 
für  Garn  8  Proz.,  B  a  u  m  w  o  1 1  e  n  g  e  w  eb  e  10  Proz.,  für  die  benann- 
ten Chemikalien  5,8  und  10  Proz.,  Eisen-  und  Eisenfabrikate  5, 
8V2  und  10  Proz.,  (Sohlleder  mit  15  Proz.  ist  der  einzige  10  Proz.  über- 
steigende Wertzoll).  —  Weiter  hat  die  deutsche  Regierung  unter  dem 
4.  April  1896  folgende  Voraussetzungen  ausgesprochen  und  unter 
gleichem  Datum  dafür  die  Anerkennung  erlangt:  i.  dass,  wenn  auch 
den  Fremden  in  Japan  nach  den  zur  Zeit  dort  geltenden  Gesetzen  der 
Erwerb  des  Eigentums  an  Grundstücken  noch  versagt  ist,  hierdurch  die 
Befugnis  der  deutschen  Reichsangehörigen  nicht  berührt  wird,  daselbst, 
zur  Erreichung  der  in  Artikel  I  und  III  des  Vertrages  angegebenen 
Zwecke,  gleich  den  Inländern  und  nach  Massgabe  der  jeweiligen  landes- 
gesetzlichen Bestimmungen  emphyteutische,  superficiarische  und  sonstige 
dingliche  Rechte  an  Grundstücken  zu  erwerben  und  persönlichen  Miets- 
oder Pachtrechten  an  Grundstücken  durch  Eintragung  in  die  hierfür  be- 
stimmten Register  den  Charakter  dinglicher  Rechte  zu  verschaffen; 
2.  dass  die  Kaiserlich  japanische  Regierung  darauf  Bedacht  nehmen 
wird,  in  allen  für  den  Handel  besonders  wichtigen  Plätzen  ihres  Landes, 
den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  entsprechend  Warenhäuser  und  zollfreie 
Niederlagen  zu  errichten ;  3.  dass,  da  das  Eigentum  an  den  im  Ar- 
tikel XVIII  des  Vertrages  erwähnten  Niederlassungsgrundstücken  dem 
japanischen  Staate  verbleibt,  die  Besitzer  oder  deren  Rechtsnachfolger 
für  ihre  Grundstücke  ausser  dem  kontraktmässigen  Grundzins  Abgaben 
oder  Steuern  irgend  welcher  Art  nicht  zu  entrichten  haben  werden; 
4.  dass  die  vor  oder  unter  der  Herrschaft  des  Vertrages  wohl  erwor- 
benen Rechte  der  Angehörigen  des  einen  Teiles  in  den  Gebieten  des 
anderen  Teiles  auch  nach  Ablauf  des  Vertrages  unverändert  bestehen 
bleiben. 

K  o  n  s  u  1  a  r  v  e  r  t  r  a  g  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan. 
Vom  4.  April  1896.  —  Artikel  VI.  Die  Konsulararchive  sollen  jeder- 
zeit unverletzlich  sein,  und  unter  keinem  Vorwande  soll  es  den  Landes- 
behörden erlaubt  sein,  die  Papiere,  welche  zu  diesen  Archiven  gehören, 
zu  durchsuchen  oder  mit  Beschlag  zu  belegen.  Betreibt  ein  Konsular- 
beamter nebenbei  Geschäfte,  so  sollen  die  auf  das  Konsulat  bezüglichen 
Papiere  unter  besonderem  Verschlusse,  gesondert  von  den  Privatpapieren, 
aufbewahrt  werden.  Die  Amtsräume  und  Wohnungen  der  Konsular- 
beamten, welche  Angehörige  des  Landes  sind,  das  sie  ernannt  hat,  und 
nicht  Handel,  Industrie  oder  eine  sonstige  gewerbliche  Thätigkeit  neben- 
bei betreiben,  sollen  jederzeit  unverletzlich  sein.  Die  Landesbehörden 
sollen,  soweit  es  sich  nicht  um  Verfolgung  von  Verbrechen  handelt, 
unter  keinem  Vorwande  dort  eindringen.  In  keinem  Falle  dürfen  sie 
die  daselbst  niedergelegten  Papiere  durchsuchen  oder  in  Beschlag  neh- 
men. I^nter  keinen  Umständen  jedoch  dürfen  die  Amtsräume  oder 
Wohnungen  der  Konsularbeamten  als  Asyl  benutzt  werden.  —  Artikel  X. 
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Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  und  Konsularagenten  der  beiden 
Länder  oder  deren  Kanzler  sollen,  soweit  sie  nach  den  Gesetzen  und 
Verordnungen  ihres  Landes  dazu  befugt  sind,    folgende  Rechte  haben: 

1.  In  ihren  Arbeitsräumen  oder  an  ihrem  Amtssitze,  an  dem  Wohnorte 
der  Beteiligten  oder  an  Bord  der  Nationalschiffe  die  Erklärungen  der 
Schiffsführer,  der  Schiffsmannschaften,  der  Schiffspassagiere,  von  Kauf- 
leuten  oder   sonstigen    Angehörigen    ihres    Landes    entgegenzunehmen. 

2.  Einseitige  Rechtsgeschäfte  und  letztwillige  Verfügungen  ihrer  Lands- 
leute sowie  Verträge,  die  zwischen  Angehörigen  ihres  eigenen  Landes 
beziehungsweise  zwischen  diesen  und  Angehörigen  oder  anderen  Ein- 
wohnern des  Landes  ihres  Amtssitzes  geschlossen  werden,  aufzunehmen 
und  zu  begkubigen ;  desgleichen  solche  Verträge  zwischen  Personen  der 
letzteren  Kategorie,  die  sich  auf  ein  im  Gebiete  der  Nation,  von  welcher 
die  gedachten  Konsularbeamten  bestellt  sind,  belegenes  Grundeigentum 
oder  auf  ein  zu  daselbst  abzuschliessendes  Geschäft  beziehen.  3.  Alle 
Schriftstücke,  die  von  Behörden  oder  Beamten  ihres  Landes  ausgegangen 
sind,  zu  übersetzen  und  zu  beglaubigen.  Alle  solche  Urkunden,  sowie 
Abschriften,  Auszüge  und  L^ebersetzungen  davon  sollen,  wenn  sie  von 
den  gedachten  Konsularbeamten  gehörig  beglaubigt  und  mit  dem  Amts- 
siegel des  Konsulats  versehen  sind,  in  jedem  der  beiden  Länder  die- 
selbe Kraft  und  Geltung  haben,  als  wenn  sie  vor  einem  öffendichen 
Notar  oder  vor  einem  anderen  öffentlichen  oder  gerichtlichen,  in  dem 
einen  oder  dem  anderen  der  beiden  Länder  zuständigen  Beamten  auf- 
genommen oder  beglaubigt  wären,  mit  der  Massgabe,  dass  sie  dem 
Stempel  und  anderen  in  dem  Lande,  in  welchem  sie  zur  Ausführung 
gelangen  sollen,  gesetzlich  bestehenden  Gebühren  und  Auflagen  unter- 
worfen sind.  —  Artikel  XIL  Diplomatische  Vertreter,  Generalkonsuln, 
Konsuln  und  Vizekonsuln  sollen  das  Recht  haben,  in  Gemässheit  der 
Gesetze  und  Verordnungen  des  vertragschliessenden  Teiles,  welcher  sie 
ernannt  hat,  Geburten  und  Todesfälle  von  Angehörigen  dieses  Teiles 
zu  beurkunden.  Die  nach  den  Landesgesetzen  bestehende  Verpflich- 
tung der  Beteiligten,  von  Geburten  und  Todesfällen  den  Landesbehörden 
Anzeige  zu  machen,  wird  hierdurch  mcht  berührt.  —  Artikel  XIIL  Die 
Generalkonsuln,  Konsuln  oder  Vizekonsuln  sollen  Vormünder  und 
Pfleger  für  ihre  Landesangehörigen  bestellen  können,  auch  befugt  sein, 
nach  Massgabe  der  Gesetze  ihres  eigenen  Landes  die  Führung  der 
Vormundschaft  oder  Pflegschaft  zu  beaufsichtigen.  —  Artikel  XIV  regelt 
die  Behandlung  der  Verlassen  Schäften.  Die  litt,  h  bis  m  dieses 
Artikels  bestimmen:  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  von  dem  Augen- 
blicke an,  wo  ein  zuständiger  Konsularbeamter  oder  dessen  Vertreter 
an  dem  Nachlassorte  erscheint ,  die  Lokalbehörden ,  welche  etwa  in- 
zwischen eingeschritten  sind,  sich  nach  den  aufgestellten  Bestimmungen 
dieses  Artikels  zu  richten  haben.  1.  Die  Bestimmungen  des  gegenwär- 
tigen Vertrages  sollen  in  gleicher  Weise  auf  die  Hinterlassenschaft  von 
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Angehörigen  eines  der  beiden  Länder  Anwendung  finden,  die,  ausser- 
halb des  Gebiets  des  anderen  Landes  verstorben,  dort  bewegliches  oder 
unbewegliches  Eigentum  etwa  hinterlassen  haben,  m.  Generalkonsuln, 
Konsuln,  Vizekonsuln  und  Konsularagenten  jedes  Landes  sind  aus- 
schliesslich beauftragt  mit  der  Inventarisierung  und  den  anderen  zur 
Erhaltung  und  Liquidierung  erforderlichen  Amtshandlungen  bei  Nach- 
lässen von  Seeleuten,  Passagieren  und  sonstigen  Reisenden  ihrer  Nation, 
welche  in  dem  anderen  Lande,  sei  es  am  Lande,  sei  es  an  Bord  eines 
Schiffes,  gestorben  sind.  —  Artikel  XV.  Die  Generalkonsul,  Konsuln, 
Vizekonsuln  und  Konsularagenten  können  sich  in  Person  an  Bord  der 
zum  freien  Verkehr  zugelassenen  Schiffe  ihrer  Nationalität  begeben  oder 
einen  Bevollmächtigten  an  Bord  senden,  um  die  Offiziere  und  Mann- 
schaften zu  vernehmen,  die  Schiffspapiere  zu  prüfen,  die  Erklärungen 
über  ihre  Reise,  ihren  Bestimmungsort  und  die  Zwischenfälle  während 
der  Reise  entgegenzunehmen,  Ladungsverzeichnisse  (Manifeste)  aufzu- 
nehmen, den  Eingang  und  die  Abfertigung  ihrer  Schiffe  zu  fördern, 
endlich  mit  den  gedachten  Offizieren  und  Mannschaften  vor  den  Ge- 
richts- und  Verwaltungsbehörden  des  Landes  zu  erscheinen,  um  ihnen 
als  Dolmetscher  oder  Agenten  zu  dienen.  —  Die  öffentlichen  Beamten 
des  Landes  dürfen  in  den  Häfen,  wo  ein  Generalkonsul,  Konsul, 
Vizekonsul  oder  Konsularagent  eines  der  beiden  vertragschliessenden 
Teile  seinen  Amtssitz  hat,  an  Bord  von  Handelsschiffen  Untersuchungs- 
handlungen, Verhaftungen,  Beschlagnahmen,  Durchsuchungen,  Verneh- 
mungen oder  Zwangsakte  jeder  Art,  abgesehen  von  den  gewöhnlichen 
zollamtlichen  und  gesundheitspolizeilichen  Besichtigungen,  nicht  vor- 
nehmen, ohne  zuvor  dem  gedachten  Konsularbeamten  Nachricht  ge- 
geben zu  haben,  damit  derselbe  der  betreffenden  Amtshandlung  bei- 
wohnen kann.  —  Ebenso  müssen  die  Konsularbeamten  behufs  ihrer 
Anwesenheit  rechtzeitig  benachrichtigt  werden,  wenn  die  Offiziere  oder 
zur  Schiffsmannschaft  gehörige  Personen  vor  den  Gerichten  oder  Be- 
hörden des  Ortes  Aussagen  oder  Erklärungen  abzugeben  haben.  Die 
bezügliche  Mitteilung  soll  die  für  das  Verfahren  bestimmte  Stunde  ent- 
halten. Beim  Nichterscheinen  der  gedachten  Beamten  oder  ihrer  Ver- 
treter kann  in  ihrer  Abwesenheit  in  der  Sache  vorgegangen  werden. 
—  Artikel  XVL  Den  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  oder 
Konsularagenten  steht  ausschliesslich  die  Aufrechterhaltung  der  inneren 
Ordnung  an  Bord  der  Handelsschiffe  ihres  Landes  zu.  Die  Landesbe- 
hörden sollen  indessen,  sofern  es  sich  nicht  um  Angehörige  ihres  Lan- 
des handelt,  verpflichtet  sein,  den  Konsularbeamten  wirksame  Hilfe  zu 
leisten,  wenn  diese  darum  nachsuchen,  um  eine  Person  der  Schiffsbe- 
satzung ausfindig  zu  machen,  zu  verhaften  und  in  Haft  zu  behalten, 
deren  Festhaltung  jene  für  erforderlich  erachten.  —  Artikel  XVIL  Die 
Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  oder  Konsularagenten  können 
die  Offiziere,    Matrosen   und   alle   anderen  zur  Mannschaft   der  Kriegs- 
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oder  Handelsschiffe  ihrer  Nationalität  gehörigen  Personen,  welche  der 
Desertion  von  den  gedachten  Schiffen  schuldig  oder  angeklagt  sind, 
festnehmen  lassen,  um  dieselben  an  Bord  oder  in  ihre  Heimat  zu  senden. 

Preussen  und  Hessen.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und 
Hessen  wegen  Fortführung  der  Mainkanalisierung  oberhalb  Frankfurt 
bis  Offenbach.  Vom  15.  Februar  1897.  —  Hiezu  Preussisches 
Gesetz,  betreffend  den  Erwerb  des  Hessischen  Ludwigs-Eisenbahn- 
unternehniens  für  den  Preussischen  und  Hessischen  Staat  sowie  Bildung 
einer  Eisenbahn -Betriebs-  und  Finanzgemeinschaft  zwischen  Preussen 
und  Hessen.  Vom  16.  Dezember  1896.  —  §1  des  Gesetzes  besagt: 
Die  Staatsregierung  wird  unter  Genehmigung  der  beigedruckten  Ver- 
träge, nämlich:  i)  des  Vertrages  vom  8-/9.  Juli  1896,  betreffend  den 
Uebergang  des  Hessischen  Ludwigs  -  Eisenbahnunternehmens  auf  den 
Preussischen  und  Hessischen  Staat,  2)  des  Staatsvertrages  zwischen 
Preussen  und  Hessen  über  die  gemeinschaftliche  Verwaltung  des  beider- 
seitigen Eisenbahnbesitzes  vom  23.  Juni  1896  ermächtigt,  nach  Mass- 
gabe der  bezüglichen  Vertragsbestimmungen  in  Gemeinschaft  mit  der 
Hessischen  Staatsregierung  das  Unternehmen  der  Hessischen  Ludwigs- 
Eisenbahngesellschaft  käuflich  zu  erwerben  und  zunächst  für  gemein- 
same Rechnung  zu  verwalten,  sodann  aber  den  gesamten 
Preussischen  und  Hessischen  Staatseisenbahn  besitz 
zu  einer  Betriebs-  und  Finanzgemeinschaft  zu  ver- 
einigen. —  Artikel  22  des  Vertrages;  Für  den  Fall,  dass  die 
Aufnahme  in  die  Gemeinschaft  von  anderen  Eisenbahnverwaltungen  des 
Deutschen  Reiches  beantragt  und  von  der  Preussischen  Regierung  zu- 
gestanden werden  sollte,  wird  die  Hessische  Regierung  einen  Wider- 
spruch dagegen  nicht  erheben,  wenn  die  finanziellen  Beziehungen  nach 
den  in  diesem  Vertrage  angewendeten  Grundsätzen  geregelt  werden. 
—  Artikel  23.  Jedem  der  beiden  vertragschliessenden  Staaten  soll  es 
vorbehalten  bleiben,  für  den  Fall  der  Abtretung  seines  Eisenbahnbesitzes 
an  das  Deutsche  Reich  auch  die  aus  diesem  Vertrage  erworbenen 
Rechte  und  Pflichten  auf  das  Reich  mit  zu  übertragen. 

Staatsvertrag  vom  10.  März  1896  zwischen  OesterrekJi- Ungarn  und 
der  Schweiz  wegen  gegenseitiger  Auslieferung  von  Verbrechern. 


ZWEITER  HAUPTTEIL. 

Die  innere  Verfassung  und  Verwaltung  souveräner  Staaten. 

A.  Staats-,  Gemeinde-  und  Korporationsverfassung. 
Deutsches  Reich.     Novelle  zur  G  e  w  e  r  b  e  o  r  d  n  u  n  g ,  vom  26.  Juli 
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1897.  —  Neuer  Titel:  Innungen,  Innungsausschüsse,  Hand- 
werk s  k  a  nim  e  r  n  ,  I  n  n  u  n  g  s  V  e  r  b  ä  n  d  e. 

I.  Innungen,    a.   allgemeine  Vorschriften  (§§  81 — 99). 

—  Z  w  a  n  g  s  innungen.  §  100.  Zur  Wahrung  der  gemeinsamen  gewerb- 
lichen Interessen  der  Handwerke  gleicher  oder  verwandter  Art  ist  durch 
die  höhere  Verwaltungsbehörde  auf  Antrag  Beteiligter  (§  100  f  Absatz  i) 
anzuordnen ,  dass  innerhalb  eines  bestimmten  Bezirkes  sämtliche 
Gewerbetreibende,  welche  das  gleiche  Handwerk  oder  ver- 
wandte Handwerke  ausüben,  einer  neu  zu  errichtenden  Innung  (Zwangs- 
iimung)  als  Mitglieder  anzugehören  haben,  wenn  i.  die  Mehrheit 
der  beteiligten  Gewerbetreibenden  der  Einführung  des  Beitrittszwanges 
zustimmt,  2.  der  Bezirk  der  Innung  so  abgegrenzt  ist,  dass  kein  Mit- 
glied durch  die  Entfernung  seines  Wohnortes  vom  Sitze  der  Innung 
behindert  wird,  am  Genossenschaftsleben  Teil  zu  nehmen  und  die 
Innungseinrichtungen  zu  benutzen,  und  3.  die  Zahl  der  im  Bezirke  vor- 
handenen beteiligten  Handwerker  zur  Bildung  einer  leistungsfähigen 
Innung  ausreicht.  —  Der  Antrag  kann  auch  darauf  gerichtet  werden, 
die  im  Absatz  i  bezeichnete  Anordnung  nur  für  diejenigen  daselbst  be- 
zeichneten Gewerbetreibenden  zu  erlassen,  welche  der  Regel  nach  Ge- 
sellen oder  Lehrlinge  halten.  —  Der  Antrag  kann  von  einer  für  das 
betreffende  Handwerk  bestehenden  Innung  oder  von  Handwerkern  ge- 
stellt werden,    welche   zu   einer  neuen  Innung   zusammentreten   wollen. 

—  Ohne  Herbeiführung  einer  Abstimmung  (§  100  a)  kann  der  Antrag 
abgelehnt  werden,  wenn  die  Antragsteller  einen  verhältnismässig  nur 
kleinen  Bruchteil  der  beteiligten  Handwerker  bilden,  oder  ein  gleicher 
Antrag  bei  einer  innerhalb  der  letzten  drei  Jahre  stattgefundenen  Ab- 
stiinmung  von  der  Mehrheit  der  Beteiligten  abgelehnt  worden  ist,  oder 
durch  andere  Einrichtungen  als  diejenige  einer  Innung  für  die  Wahr- 
nehmung der  gemeinsamen  gewerblichen  Interessen  der  beteiligten 
Handwerke  ausreichende  Fürsorge  getroffen  ist.  —  §  100  a.  Um  fest- 
zustellen, ob  die  Mehrheit  zustimmt  (§  100  Absatz  i  Ziffer  i),  hat  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  die  beteiligten  Gewerbetreibenden  durch 
ortsübliche  Bekanntmachung  oder  besondere  Mitteilung  zu  einer  Aeusse- 
rung  für  oder  gegen  die  Einführung  des  Beitrittszwanges  aufzufordern. 
Bei  der  Abstimmung  entscheidet  die  Mehrheit  derjenigen,  welche  sich 
an  derselben  beteiligt  haben.  —  §  100  f.  Als  Mitglieder  gehören  der  Innung 
alle  diejenigen  an,  welche  das  Gewerbe,  wofür  die  Innung  errichtet  ist,  als 
stehendes  Gewerbe  selbständig  betreiben.  Ausgenommen 
sind:  i.  diejenigen,  welche  das  Gewerbe  fabrikmässig  betreiben;  2.  im 
Falle  die  im  §  100  Absatz  i  bezeichnete  Anordnung  nur  für  solche 
Gewerbetreibende  getroffen  worden  ist,  welche  der  Regel  nach  Gesellen 
oder  Lehrlinge  halten.  Inwieweit  Handwerker,  welche  in  landwirtschaft- 
lichen oder  gewerblichen  Betrieben  gegen  Entgelt  beschäftigt  sind  und 
der  Regel  nach   Gesellen    oder  Lehrlinge   halten,    sowie  Hausgewerbe- 
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treibende  der  Innung  anzugehören  haben,  wird  mit  Genehmigung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  durch  das  Statut  bestimmt.  Vor  der  Ge- 
nehmigung ist  den  bezeichneten  Personen  Gelegenheit  zur  Aeusserung 
zu  geben.  Gewerbetreibende,  welche  mehrere  Gewerbe  betreiben,  ge- 
hören derjenigen  Innung  als  Mitglieder  an,  welcne  für  das  hauptsächlich 
von  ihnen  betriebene  Gewerbe  errichtet  ist.  Die  Mitgliedschaft  beginnt 
für  diejenigen,  welche  zur  Zeit  der  Errichtung  der  Innung  das  Gewerbe 
betreiben,  mit  diesem  Zeitpunkte,  für  diejenigen,  welche  den  Betrieb 
des  Gewerbes  später  beginnen,  mit  dem  Zeitpunkte  der  Eröffnung  des 
Betriebs.  —  §  100  g.  Berechtigt,  der  für  ihr  Gewerbe  errichteten  Innung 
für  ihre  Person  beizutreten,  sind:  i.  die  im  §  87  Absatz  i  Ziffer  2 
und  3  bezeichneten  Personen,  sowie  die  in  landwirtschaftlichen  oder 
gewerblichen  Betrieben  gegen  Entgelt  beschäftigten  Handwerker,  welche 
der  Regel  nach  weder  Gesellen  noch  Lehrlinge  halten;  2.  mit  Zustim- 
mung der  Innungsversammlung  diejenigen,  welche  das  Gewerbe  fabrik- 
mässig  betreiben;  3.  in  dem  Falle  des  §  100  f  Absatz  i  Ziffer  2  die- 
jenigen Gewerbetreibenden,  welche  der  Regel  nach  weder  Gesellen 
noch  Lehrlinge  halten. 

Die  nähere  Regelung  der  Rechte  dieser  Personen  erfolgt  durch 
das  Statut :  Diesen  Personen  ist  der  Austritt  aus  der  Innung  am  Schlüsse 
jedes  Rechnungsjahres  gestattet.  Eine  vorherige  Anzeige  kann  frühestens 
sechs  Monate  vor  dem  Austritte  verlangt  werden.  — ^  §  100  h.  Streitig- 
keiten darüber,  ob  jemand  der  Innung  als  Mitglied  angehört,  sowie 
darüber,  ob  jemand  der  Innung  beizutreten  berechtigt  ist,  entscheidet 
die  Aufsichtsbehörde.  Die  Entscheidung  kann  binnen  zwei  Wochen 
durch  Beschwerde  bei  der  höheren  Verwaltungsbehörde  angefochten 
werden;  diese  entscheidet  endgültig.  —  §  100  i.  Die  durch  Errichtung 
der  Innung  erwachsenden  Kosten  sind  auf  Antrag  der  Beteiligten  von 
der  Landes-Zentralbehörde  vorzuschiessen.  —  §  100  n.  Zur  Teilnahme 
an  Unterstützungskassen,  auf  welche  die  Vorschriften  des  §  73  des 
Krankenversicherungsgesetzes  keine  Anwendung  finden,  dürfen  Innungs- 
mitglieder gegen  ihren  Willen  nicht  verpflichtet  werden.  Gemeinsame 
Geschäftsbetriebe  (§  81  b  Ziffer  5)  dürfen  von  der  Innung  nicht  errich- 
tet werden ;  dagegen  ist  dieselbe  befugt,  Veranstaltungen  zur  Förderung 
der  gemeinsamen,  gewerblichen  und  wirtschaftlichen  Interessen  ihrer 
Mitglieder,  wie  die  Errichtung  von  Vorschusskassen,  gemeinsamen  Ein- 
und  Verkaufsgeschäften  und  dergleichen  anzuregen  und  durch  Auf- 
wendungen aus  dem  angesammelten  Vermögen  zu  unterstützen.  Beiträge 
dürfen  zu  diesem  Zwecke  nicht  erhoben  werden.  —  §  100  p.  Die  von 
der  Innung  gemäss  §  93  Absatz  2  Ziffer  5  erlassenen  Vorschriften  zur 
Regelung  des  Lehrlingswesens  bedürfen  der  Genehmigung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde.  Diese  hat  vor  der  Beschlussfassung  die  Hand- 
werkskammer zu  hören.  —  §  100  q.  Die  Innung  darf  ihre  Mitglieder 
in  der  Festsetzung  der  Preise  ihrer  Waren  oder  Leistungen  oder  in  der 
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Annalinic  von  Kunden  nicht  beschränken.  Entgegenstehende  Beschlüsse 
sind  ungültig.  —  §  100  r.  Von  den  Mitgliedern  des  Vorstandes  und 
der  Ausschüsse  müssen  mindestens  zwei  Drittel  das  Recht  zur  Anleitung 
von  Lehrlingen  besitzen  und  der  Regel  nach  Gesellen  (Gehilfen)  oder 
Lehrlinge  beschäftigen.  Die  Mitglieder  derjenigen  Ausschüsse,  welchen 
die  Fürsorge  für  die  Durchführung  der  auf  die  Regelung  des  Lehrlings- 
wesens bezüglichen  Bestimmungen  obliegt,  müssen  sämtlich  diesen  An- 
forderungen genügen.  —  §  100  s.  Für  die  Aufbringung  der  aus  der 
Errichtung  und  Thätigkeit  der  Innung  und  des  Gesellenausschusses  er- 
wachsenden Kosten  (§  89)  ist  der  Beitragsfuss  in  der  Weise  im  Statute 
festzusetzen,  dass  die  Heranziehung  der  einzelnen  Betriebe  unter  Be- 
rücksichtigung ihrer  Leistungsfähigkeit  zu  erfol- 
g  e  n  ha  t.  Wo  eine  Gewerbesteuer  erhoben  wird,  kann  die  Landes- 
Zentralbehörde  genehmigen,  dass  die  Beiträge  durch  Zuschläge  zu  dieser 
Steuer  erhoben  werden.  Durch  Statut  kann  bestimmt  werden,  dass 
Innungsmitglieder,  welche  der  Regel  nach  weder  Gesellen  noch  Lehr- 
linge beschäftigen,  von  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Beiträgen 
befreit  oder  mit  geringeren  Beiträgen,  und  Personen,  welche  der  Innung 
freiwillig  beitreten,  nach  festen  Sätzen  zu  Beiträgen  heranzuziehen  sind. 
Den  Gewerbesteuern  im  Sinne  der  Absätze  i  und  3  stehen  die  Steuern 
auf  das  Einkommen  aus  Gewerben  gleich.  Eintrittsgelder  dürfen  nicht 
erhoben  werden.  Die  Erhebung  von  Gebühren  für  die  Benutzung  der 
von  der  Innung  getroffenen  Einrichtungen  (§  88  Absatz  3)  unterliegt 
der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde. 

II.  Innungs  au  s  seh  ü  s  s  e.  —  §  loi.  Für  alle  oder  mehrere 
derselben  Aufsichtsbehörde  unterstehende  Innungen  kann  ein  gemein- 
samer Innungsausschuss  gebildet  werden.  Diesem  liegt  die  Vertretung 
der  gemeinsamen  Interessen  der  beteiligten  Innungen  ob.  Ausserdem 
können  ihm  Rechte  und  Pflichten  der  beteiligten  Innungen  übertragen 
werden.  Die  Errichtung  des  Innungsausschusses  erfolgt  durch  ein 
Statut,  welches  von  den  Innungsversammlungen  der  beteiligten  Innungen 
zu  beschliessen  ist.  Durch  Verfügung  der  Landes-Zentralbehörde  kann 
der  Bezirk  der  Handwerkskammer  abgeändert  werden.  In  diesem  Falle 
hat  eine  Vermögensauseinandersetzung  unter  entsprechender  Anwendung 
des  §  100  k  Absatz  2  zu  erfolgen.  Mehrere  Bundesstaaten  können  sich 
zur  Errichtung  gemeinsamer  Handwerkskammern  vereinigen.  In  diesem 
Falle  sind  die  den  Behörden  übertragenen  Befugnisse,  soweit  nicht  eine  an- 
derweite Vereinbarung  getroffen  wird,  von  den  Behörden  desjenigen  Bundes- 
staates wahrzunehmen,  in  welchem  die  Handwerkskammer  ihren  Sitz  hat. 

IIL  Handwerkskammern.  §  103.  Zur  Vertretung  der 
Interessen  des  Handwerkes  ihres  Bezirkes  sind  Handwerkskam- 
mern zu  errichten.  Die  Errichtung  erfolgt  durch  eine  Verfügung  der 
Landes-Zentralbehörde,  in  welcher  der  Bezirk  der  Handwerkskammer 
zu  bestimmen   ist.     Dabei   kann   die  Bildung   von  Abteilungen  für   ein- 
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zelne  Teile  des  Bezirks  oder  für  Gewerbegruppen  angeordnet  wer- 
den. —  §  103  a.  Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Handwerkskammer 
wird  durch  das  Statut  bestimmt.  Die  Mitglieder  werden  gewählt:  i.  von 
den  Handwerker  i  n  n  u  n  g  e  n  ,  welche  im  Bezirke  der  Handwerkskam- 
mer ihren  Sitz  haben,  aus  der  Zahl  der  Innungsmitglieder,  2.  von  den- 
jenigen Gewerbevereinen  und  sonstigen  Vereinigungen,  welche 
die  Förderung  der  gewerblichen  Interessen  des  Handwerkes  verfolgen, 
mindestens  zur  Hälfte  ihrer  Mitglieder  aus  Hand- 
werkern bestehen  und  im  Bezirke  der  Handwerkskammer  ihren  Sitz 
haben,  aus  der  Zahl  ihrer  Mitglieder,  soweit  denselben  nach  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  die  Wählbarkeit  zusteht.  Mitglieder,  welche 
keiner  Innung  angehören  oder  nicht  Handwerker  sind,  dürfen  an  der 
Wahl  nicht  beteiligt  werden.  Die  Verteilung  der  zu  wählenden  Mit- 
glieder auf  die  Wahlkörper,  sowie  das  Wahlverfahren  werden  durch  die 
von  der  Landes  -  Zentralbehörde  zu  erlassende  Wahlordnung  geregelt. 
—  §  103b.  Wählbar  sind  nur  solche  Personen,  welche  i.  zum  Amte 
eines  Schöffen  fähig  sind  (§§  31,  32  des  Gerichtsverfassungsgesetzes); 
2.  das  30.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben;  3.  im  Bezirke  der  Handwerks- 
kammer ein  Handwerk  mindestens  seit  drei  Jahren  selbständig  betreiben; 
4.  die  Befugnis  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  besitzen.  —  §  103  c.  Die 
Wahlen  zu  den  Handwerkskammern  und  ihren  Organen  erfolgen  auf 
sechs  Jahre.  Alle  drei  Jahre  scheidet  die  Hälfte  der  Gewählten  aus; 
eine  Wiederwahl  ist  zulässig.  Durch  die  Landes  -  Zentralbehörde  kann 
dem  Innungsausschusse  die  Fähigkeit  beigelegt  werden,  unter  seinem 
Namen  Rechte  zu  erwerben,  Verbindlichkeiten  einzugehen,  vor  Gericht 
zu  klagen  und  verklagt  zu  werden.  In  solchem  Falle  haftet  den  Gläu- 
bigern für  alle  Verbindlichkeiten  des  Innungsausschusses  nur  das  Ver- 
mögen desselben.  —  §  103  d.  Die  Handwerkskammer  kann  sich  nach 
näherer  Bestimmung  des  Statuts  bis  zu  einem  Fünftel  ihrer  Mitgliederzahl 
durch  Zuwahl  von  sachverständigen  Personen  ergänzen  und  zu  ihren  Ver- 
handlungen Sachverständige  mit  beratender  Stimme  zuziehen.  Die  Hand- 
werkskammer ist  berechtigt,  aus  ihrer  Mitte  Ausschüsse  zu  bilden  und 
mit  besonderen  regelmässigen  oder  vorübergehenden  Aufgaben  zu  be= 
trauen.  Die  Ausschüsse  können  zu  ihren  Verhandlungen  Sachverständige 
mit  beratender  Stimme  zuziehen.  —  §  103  e.  Der  Handwerkskammer 
liegt  insbesondere  ob:  i.  die  nähere  Regelung  des  Lehrlingswesens; 
2.  die  Durchführung  der  für  das  Lehrlingswesen  geltenden  Vorschriften 
zu  überwachen ;  3.  die  Staats-  und  Gemeindebehörden  in  der  Förderung 
des  Handwerkes  durch  thatsächliche  Mitteilungen  und  Erstattung  von 
Gutachten  über  Fragen  zu  unterstützen ,  welche  die  Verhältnisse  des 
Handwerkes  berühren;  4.  Wünsche  und  Anträge,  welche  die  Verhält- 
nisse des  Handwerkes  berühren,  zu  beraten  und  den  Behörden  vorzu- 
legen, sowie  Jahresberichte  über  ihre  die  Verhältnisse  des  Handwerkes 
betreffenden  Wahrnehmungen  zu  erstatten;  5.  die  Bildung  von  Prüfungs- 
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ausschüssen  zur  Abnahme  der  Gesellenprüfung  (§  131  Absatz  2);  6.  die 
Bildung  von  Ausschüssen  zur  Entscheidung  über  Beanstandungen  von 
Beschlüssen  der  Prüfungsausschüsse  (§  132).  —  Die  Handwerkskammer 
soll  in  allen  wichtigen,  die  Gesamtinteressen  des  Handwerkes  oder  die 
Interessen  einzelner  Zweige  desselben  berührenden  Angelegenheiten  ge- 
hört werden.  —  Sie  ist  befugt,  Veranstaltungen  zur  Förderung  der  ge- 
werblichen technischen  und  sittlichen  Ausbildung  der  Meister,  Gesellen 
(Gehilfen)  und  Lehrlinge  zu  treffen,  sowie  Fachschulen  zu  errichten 
und  zu  unterstützen.  —  §  103  f.  Die  Innungen  und  Innungsausschüsse 
sind  verpflichtet,  den  von  der  Handwerkskammer  innerhalb  ihrer  Zu- 
ständigkeit erlassenen  Anordnungen  Folge  zu  leisten.  —  §  103  h.  Bei 
der  Handwerkskammer  ist  von  der  Aufsichtsbehörde  (§  103  o)  ein  Kom- 
missar zu  bestellen.  Derselbe  ist  zu  jeder  Sitzung  der  Handwerkskammer, 
ihres  Vorstandes  und  der  Ausschüsse  einzuladen  und  muss  auf  Ver- 
langen jederzeit  gehört  werden.  Der  Kommissar  kann  jederzeit  von 
den  Schriftstücken  der  Handwerkskammer  Einsicht  nehmen,  Gegen- 
stände zur  Beratung  stellen  und  die  Einberufung  der  Handwerkskammer 
und  ihrer  Organe  verlangen.  Er  kann  Beschlüsse  der  Handwerkskammer 
und  ihrer  Organe,  welche  deren  Befugnisse  überschreiten  oder  die  Ge- 
setze verletzen,  mit  aufschiebender  Wirkung  beanstanden;  über  die  Be- 
anstandung entscheidet  nach  Anhörung  der  Handwerkskammer  oder 
ihrer  Organe  die  Aufsichtsbehörde.  —  §  103  i.  Bei  der  Handwerks- 
kammer ist  ein  Gesellenausschuss  zu  bilden.  Die  Zahl  seiner  Mitglie- 
der und  ihre  Verteilung  auf  die  einzelnen  Gesellenausschüsse  des  Be- 
zirkes wird  durch  das  Statut  der  Handwerkskammer  bestimmt.  —  Die 
Mitglieder  und  Stellvertreter  werden  unter  Leitung  der  Aufsichtsbehörde 
mittelst  schriftlicher  Abstimmung  von  den  Gesellenausschüssen  der 
Innungen  gewählt.  —  §  103k.  Der  Gesellenausschuss  muss  mitwirken: 
I.  beim  Erlasse  von  Vorschriften,  welche  die  Regelung  des  Lehrlings- 
wesens zum  Gegenstande  haben;  2.  bei  Abgabe  von  Gutachten  und  Er- 
stattung von  Berichten  über  Angelegenheiten,  welche  die  Verhältnisse 
der  Gesellen  (Gehilfen)  und  Lehrlinge  berühren;  3.  bei  der  Entschei- 
dung über  Beanstandungen  von  Beschlüssen  der  Prüfungsausschüsse 
(§  132).  —  §  103  1.  Die  aus  der  Errichtung  und  Thätigkeit  der  Hand- 
werkskammern erwachsenden  Kosten  werden,  soweit  sie  nicht  ander- 
weit Deckung  finden,  von  den  Gemeinden  des  Handwerkskammer- 
bezirkes nach  näherer  Bestimmung  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
getragen.  Die  Gemeinden  sind  ermächtigt,  die  auf  sie  entfallenden 
Anteile  nach  einem  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zu  bestimmen- 
den Verteilungsmassstab  auf  die  einzelnen  Handwerksbetriebe  umzulegen. 
Werden  Veranstaltungen  der  im  §  103  e  Absatz  3  bezeichneten  Art  für 
einzelne  Gewerbszweige  getroffen,  so  können  die  hieraus  entstehenden 
Kostenanteile  von  den  Gemeinden  nur  auf  solche  Betriebe  umgelegt 
werden,  welche  diesen  Gewerbszweigen  angehören.    Die  Landes-Zentral- 
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behörde  kann  bestimmen,  dass  die  Kosten  der  Handwerkskammer  von 
weiteren  Kommunalverbänden  statt  von  den  Gemeinden  aufgebracht 
werden.  Die  K  om  mun  al  verb  ände  sind  ermächtigt,  die 
Kosten  der  auf  Grund  des  §  1036  Absatz  3  für  einzelne 
Gewerbszweige  getroffenen  Veranstaltungen  nach  einem 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zu  bestimmenden  Verteilungs- 
massstab  auf  die  diesen  Gewerbszweigen  angehörenden  Handwerksbe- 
triebe umzulegen.  —  Bei  der  Umlegung  der  Kosten  kann  bestimmt 
werden,  dass  Personen,  welche  der  Regel  nach  weder  Gesellen  noch 
Lehrlinge  halten,  von  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Beiträgen  be- 
freit sind.  —  §  103  ™.  Für  die  Handwerkskammer  ist  von  der  Landes- 
Zentralbehörde  ein  Statut  zu  erlassen.  Ueber  Abänderungen  des  Statuts 
beschliesst  die  Handwerkskammer.  Der  Beschluss  bedarf  der  Genehmi- 
gung der  Landes  Zentralbehörde. 

IV.  Innungsverbände.  §  104.  Innungen,  welche  nicht  der- 
selben Aufsichtsbehörde  unterstehen,  k  ö  n  n  e  n  zu  Verbänden  zusammen- 
treten ;  der  Beitritt  ist  durch  die  Innungsversammlung  zu  beschliessen. 
—  Die  Innungsverbände  haben  die  Aufgabe,  zur  Wahrnehmung  der 
Interessen  der  in  ihnen  vertretenen  Gewerbe  die  Innungen,  Innungs- 
ausschüsse und  Handwerkskammern  in  der  Verfolgung  ihrer  gesetzlichen 
Aufgaben,  sowie  die  Behörden  durch  Vorschläge  und  Anregungen  zu 
unterstützen ;  sie  sind  befugt,  den  Arbeitsnachweis  zu  regeln,  sowie 
Fachschulen  zu  errichten  und  zu  unterstützen.  —  §  104  e.  Die  Ver- 
bandsvorstände sind  befugt,  in  Betreff  der  Verhältnisse  der  in  dem 
Verbände  vertretenen  Gewerbe  an  die  für  die  Genehmigung  des  Ver- 
bandsstatuts zuständige  Stelle  Bericht  zu  erstatten  und  Anträge  zu  rich- 
ten. —  Sie  sind  verpflichtet,  auf  Erfordern  dieser  Stelle  Gutachten  über 
gewerbliche  Fragen  abzugeben. 

L  e  h  r  1  i  n  g  s  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e.  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 
§  126,  126a  und  b,  127,  127a  bis  g,  128.  —  B.  Besondere  Be- 
stimmungen f  ü  r  H  a  n  d  w  e  r  k  e  r.  §  129.  In  Handwerksbetrieben 
steht  die  Befugnis  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  nur  denjenigen  Per- 
sonen zu,  welche  das  vierundzwanzigste  Lebensjahr  vollendet  haben 
und  in  dem  Gewerbe  oder  in  dem  Zweige  des  Gewerbes,  in  welchem 
die  Anleitung  der  Lehrlinge  erfolgen  soll,  entweder  die  von  der  Hand- 
werkskammer vorgeschriebene  Lehrzeit,  oder  solange  die  Handwerks- 
kammer eine  Vorschrift  über  die  Dauer  der  Lehrzeit  nicht  erlassen  hat, 
mindestens  eine  dreijährige  Lehrzeit  zurückgelegt  und  die  Gesellen- 
prüfung bestanden  haben,  oder  fünf  Jahre  hindurch  persönlich  das 
Handwerk  selbständig  ausgeübt  haben  oder  als  Werkmeister  oder  in 
ähnlicher  Stellung  thätig  gewesen  sind.  —  Die  höhere  Verwaltungsbe- 
hörde kann  Personen,  welche  diesen  Anforderungen  nicht  entsprechen, 
die  Befugnis  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  verleihen.  Gehört  die  Per- 
son einer  Innung  an  oder  besteht  an  ihrem  Wohnorte  für  den  Gewerbs- 
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zweig,  welchem  sie  angehört,  eine  Innung,  so  ist  die  letztere  vor  der 
Entscheidung  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zu  hören.  —  Die 
Unterweisung  des  Lehrlings  in  einzelnen  technischen  Handgriffen  und 
Fertigkeiten  durch  einen  Gesellen  fällt  nicht  unter  die  im  Absatz  i 
vorgesehenen  Bestimmungen.  —  Die  Zurücklegung  der  Lehrzeit  kann 
auch  in  einem  dem  Gewerbe  angehörenden  Grossbetriebe  erfolgen  und 
durch  den  Besuch  einer  Lehrwerkstätte  oder  sonstigen  gewerblichen 
Unterrichtsanstalt  ersetzt  werden.  Die  Landes-Zentralbehörden  können 
den  Prüfungszeugnissen  von  Lehrwerkstätten,  gewerblichen  Unterrichts- 
anstalten oder  von  Prüfungsbehörden,  welche  vom  Staate  für  einzelne 
Gewerbe  oder  zum  Nachweise  der  Befähigung  zur  Anstellung  in  staat- 
lichen Betrieben  eingesetzt  sind,  die  Wirkung  der  Verleihung  der  im 
Absatz  I  bezeichneten  Befugnis  für  bestimmte  Gewerbszweige  beilegen. 
—  Der  Bundesrat  ist  befugt,  für  einzelne  Gewerbe  Ausnahmen  von  den 
Bestimmungen  im  Absatz  i  zuzulassen.  —  §  129  a.  Der  Unternehmer 
eines  Betriebs,  in  welchem  mehrere  Gewerbe  vereinigt  sind,  ist  befugt, 
in  allen  zu  dem  Betriebe  vereinigten  Gewerben  Lehrlinge  anzuleiten,  wenn 
er  für  eines  dieser  Gewerbe  den  Voraussetzungen  des  §  129  entspricht.  — ■ 
Wer  für  einen  gesondert  betriebenen  Zweig  eines  Gewerbes  den  Vor- 
aussetzungen des  §  129  entspricht,  ist  berechtigt,  auch  in  den  übrigen 
Zweigen  dieses  Gewerbes  Lehrlinge  anzuleiten.  —  §  129  b.  Gehört  der 
Lehrherr  einer  Innung  an,  so  ist  er  verpflichtet,  eine  Abschrift  des 
Lehrvertrags  binnen  vierzehn  Tagen  nach  Abschluss  desselben  der 
Innung  einzureichen  ;  er  kann  hierzu  durch  die  Ortspolizeibehörde  an- 
gehalten werden.  Die  Innungen  können  bestimmen,  dass  der  Abschluss 
des  Lehrvertrags  vor  der  Innung  erfolgen  soll.  In  diesem  Falle  ist 
dem  Lehrherrn  und  dem  Vater  oder  Vormunde  des  Lehrlings  eine  Ab- 
schrift des  Lehrvertrags  auszuhändigen.  —  §  130.  Soweit  durch  den 
Bundesrat  oder  die  Landes  -  Zentralbehörde  auf  Grund  des  §  128  Ab- 
satz 2  Vorschriften  über  die  zulässige  Zahl  von  Lehrlingen  nicht 
erlassen  sind,  ist  die  Handwerkskammer  und  die  Innung  zum  Erlasse 
solcher  Vorschriften  befugt.  —  §  130  a.  Die  Lehrzeit  soll  in  der  Regel 
drei  Jahre  dauern,  sie  darf  den  Zeitraum  von  vier  Jahren  nicht  über- 
steigen. Von  der  Handwerkskammer  kann  mit  Genehmigung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  die  Dauer  der  Lehrzeit  für  die  einzelnen 
Gewerbe  oder  Gewerbszweige  nach  Anhörung  ber  beteiligten  Innungen 
und  der  im  §  103  a  Absatz  3  Ziffer  2  bezeichneten  Vereinigungen  fest- 
gesetzt werden.  Die  Handwerkskammer  ist  befugt,  Lehrlinge  in  Einzel- 
fällen von  der  Innehaltung  der  festgesetzten  Lehrzeit  zu  entbinden.  — 
§  131.  Den  Lehrlingen  ist  Gelegenheit  zu  geben,  sich  nach  Ablauf  der 
Lehrzeit  der  Gesellenprüfung  (§  129  Absatz  i)  zu  unterziehen. 
Die  Abnahme  der  Prüfung  erfolgt  durch  Prüfungsausschüsse.  Bei  jeder 
Zwangsinnung  wird  ein  Prüfungsausschuss  gebildet,  bei  anderen  Innungen 
nur  dann,    wenn  ihnen  die  Ermächtigung  zur  Abnahme  der  Prüfungen 
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von  der  Handwerkskammer  erteilt  ist.  Soweit  für  die  Abnahme  der 
Prüfungen  für  die  einzelnen  Gewerbe  nicht  durch  Prüfungsausschüsse 
der  Innungen  und  die  im  §  129  Absatz  4  bezeichneten  Lehrwerkstätten, 
gewerblichen  Unterrichtsanstalten  und  Prüfungsbehörden  gesorgt  ist, 
hat  die  Handwerkskammer  die  erforderlichen  Prüfungsausschüsse  zu 
errichten.  —  §  131  a.  Die  Prüfungsausschüsse  bestehen  aus  einem  Vor- 
sitzenden und  mindestens  zwei  Beisitzern.  Dez  Vorsitzende  des  Prüfungs- 
ausschusses wird  von  der  Handwerkskammer  bestellt.  Von  den  Bei- 
sitzern wird  bei  dem  Prüfungsausschuss  einer  Innung  die  Hälfte  durch 
diese,  die  andere  Hälfte  aus  der  Zahl  der  Gesellen,  welche  eine  Ge- 
sellenprüfung bestanden  haben,  durch  den  Gesellenausschuss  bestellt. 
Bei  den  von  der  Handwerkskammer  errichteten  Prüfungsausschüssen  wer- 
den auch  die  Beisitzer  von  der  Handwerkskammer  bestellt ;  die  Hälfte  der 
Beisitzer  muss  aus  Gesellen  bestehen.  —  §  131  b.  Die  Prüfung  hat  den 
Nachweis  zu  erbringen,  dass  der  Lehrling  die  in  seinem  Gewerbe  ge- 
bräuchlichen Handgriffe  und  Fertigkeiten  mit  genügender  Sicherheit 
ausübt  und  sowohl  über  den  Wert,  die  Beschaffung,  Aufbewahrung  und 
Behandlung  der  zu  verarbeitenden  Rohmaterialien,  als  auch  über  die 
Kennzeichen  ihrer  guten  oder  schlechten  Beschaffenheit  unterrichtet  ist. 
Im  Uebrigen  werden  das  Verfahren  vor  dem  Prüfungsausschusse,  der 
Gang  der  Prüfung  und  die  Höhe  der  Prüfungsgebühren  durch  eine 
Prüfungsordnung  geregelt,  welche  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
im  Einvernehmen  mit  der  Handwerkskammer  erlassen  wird.  Kommt 
ein  Einvernehmen  nicht  zu  Stande,  so  entscheidet  die  Landes-Zentral- 
behörde.  Durch  die  Prüfungsordnung  kann  bestimmt  werden,  dass  die 
Prüfung  auch  in  der  Buch-  und  Rechnungsführung  zu  erfolgen  hat.  In 
diesem  Falle  ist  der  Prüfungsausschuss  befugt,  einen  besonderen  Sach- 
verständigen zuzuz;iehen,  welcher  an  der  Prüfung  mit  vollem  Stimmrechte 
Teil  nimmt.  Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Vorsitzenden 
den  Ausschlag.  Die  Kosten  der  Prüfung  werden,  sofern  diese  von  dem 
Prüfungsausschuss  einer  Innung  abgehalten  wird,  von  letzterer,  im  Ueb- 
rigen von  der  Handwerkskammer  getragen.  Diesen  fliessen  die  Prüfungs- 
gebühren zu.  —  §  131  c.  Die  Innung  und  der  Lehrherr  sollen  den 
Lehrling  anhalten,  sich  nach  Ablauf  der  Lehrzeit  der  Gesellenprüfung 
(§  129  Absatz)  zu  unterziehen.  —  Der  Prüfungsausschuss  hat  das  Er- 
gebnis der  Prüfung  auf  dem  Lehrzeugnis  oder  Lehrbriefe  zu  beur- 
kunden. Wird  die  Prüfung  nicht  bestanden,  so  hat  der  Prüfungsaus- 
schuss den  Zeitraum  zu  bestimmen,  vor  dessen  Ablaufe  die  Prüfung 
nicht  wiederholt  werden  darf.  Die  Prüfungszeugnisse  sind  kosten-  und 
stempelfrei. 

III  a.  Meistertitel.  §  133.  Den  Meistertitel  in  Verbindung 
mit  der  Bezeichnung  eines  Handwerkes  dürfen  Handwerker  nur  führen, 
wenn  sie  in  ihrem  Gewerbe  die  Befugnis  zur  Anleitung  von  Lehrlingen 
erworben  (§  129)  und  die  Meisterprüfung  bestanden  haben.     Zu  letzterer 
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sind  sie  in  der  Regel  nur  zuzulassen,  wenn  sie  mindestens  drei  Jahre 
als  Geselle  (Gehilfe)  in  ihrem  Gewerbe  thätig  gewesen  sind.  Die  Ab- 
nahme der  Prüfung  erfolgt  durch  Prüfungskommissionen,  welche  aus 
einem  Vorsitzenden  und  vier  Beisitzern  bestehen.  Die  Errichtung  der 
Prüfungskommissionen  erfolgt  nach  Anhörung  der  Handwerkskammer 
durch  Verfügung  der  höheren  Verwaltungsbehörde,  welche  auch  die 
Mitglieder  ernennt ;  die  Ernennung  erfolgt  auf  drei  Jahre.  Die  Prüfung 
hat  den  Nachweis  der  Befähigung  zur  selbständigen  Ausführung  und 
Kostenberechnung  der  gewöhnlichen  Arbeiten  des  Gewerbes  sowie  der 
zu  dem  selbständigen  Betriebe  desselben  sonst  notwendigen  Kenntnisse, 
insbesondere  auch  der  Buch-  und  Rechnungsführung,  zu  erbringen.  — 
Die  Kosten  der  Prüfungskommissionen  fallen  der  Handwerkskammer 
zur  Last,  welcher  die  Prüfungsgebühren  zufliessen.  Die  Prüfungszeug- 
nisse sind  kosten-  und  stempelfrei.  Der  Meisterprüfung  im  Sinne  der 
vorstehenden  Bestimmungen  können  von  der  Landes-Zentralbehörde  die 
von  ihr  angeordneten  Prüfungen  bei  Anstalten  und  Einrichtungen  der 
im  §  129  Absatz  4  bezeichneten  Art  gleichgestellt  werden,  sofern  bei 
denselben  mindestens  die  gleichen  Anforderungen  gestellt  werden  wie 
bei  den  im  Absatz  i  vorgesehenen  Prüfungen. 

Preussen.  Städteordnung  vom  4.  August  1897  für  die  Provinz 
Hessen-Nassau.  —  §  5.  Das  Bürgerrecht  besteht  in  dem  Rechte  zur 
Teilnahme  an  den  Wahlen ,  sowie  in  der  Befähigung  zur  Uebernahme 
unbesoldeter  Aemter  in  der  Verwaltung  und  Vertretung  der  Stadtge- 
meinde. Das  Bürgerrecht  wird  von  jedem  selbständigen  männlichen 
Gemeindeangehörigen  erworben,  welcher  i)  Angehöriger  des  Deutschen 
Reiches  ist,  2)  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  besitzt,  3)  seit  zwei  Jahren 
in  dem  Stadtbezirke  einen  Wohnsitz  hat ,  4)  keine  Armenunterstützung 
aus  öffentlichen  Mitteln  empfängt,  5)  die  schuldigen  Gemeindeabgaben 
gezahlt  hat  und  ausserdem  6)  entweder  a)  ein  Wohnhaus  im  Stadtbe- 
zirke besitzt  oder  b)  von  seinem  innerhalb  des  Stadtbezirks  belegenen 
Grundbesitze  zu  einem  Jahresbetrage  von  mindestens  6  Mark  an  Grund- 
und  Gebäudesteuer  vom  Staate  veranlagt  ist  oder  c)  zur  Staatseinkom- 
mensteuer oder  zu  einem  fingierten  Normalsteuersatze  von  mindestens 
4  Mark  veranlagt  ist  oder  ein  Einkommen  von  mehr  als  660  Mark  hat. 
—  §  10.  Wer  seit  einem  Jahre  mehr  als  einer  der  drei  höchstbesteuer- 
ten Gemeindeangehörigen  sowohl  an  direkten  Staatssteuern  als  an  di- 
rekten Gemeindesteuern  entrichtet,  izt,  auch  ohne  im  Stadtbezirke 
einen  Wohnsitz  zu  haben,  berechtigt,  an  den  Wahlen  teilzunehmen, 
falls  bei  ihm  die  übrigen  Voraussetzungen  (§  5,  2)  vorhanden  sind. 
Dasselbe  Recht  haben  juristische  Personen,  Aktiengesellschaften,  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien,  Berggewerkschaften,  eingetragene  Ge- 
nossenschaften und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  wenn  sie 
seit  einem  Jahre  in  einem  solchen  Masse  in  der  Gemeinde  besteuert 
sind.     Dem  Staatsfiskus  steht  dasselbe  Recht  zu ,    wenn    er    seit   einem 
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Jahre  zu  den  direkten  Gemeindesteuern  mit  einem  höheren  Betrage 
herangezogen  wird,  als  einer  der  drei  höchstbesteuerten  Gemeindean- 
gehörigen an  direkten  Staats-  und  Gemeindesteuern,  beide  zusammen- 
gerechnet, entrichtet.  —  §.  15.  Für  die  Wahlen  der  Stadtverordneten 
werden  die  Stimmberechtigten,  mit  Ausnahme  der  in  §  10  Absatz  2  und 
3  aufgeführten,  nach  Massgabe  der  von  ihnen  in  der  Gemeinde  zu  ent- 
richtenden direkten  Staatssteuern  (Einkommen-  und  Ergänzungssteuer), 
Gemeinde-,  K^reis-,  Bezirks-  und  Provinzialsteuern  in  drei  Abteilungen 
geteilt  und  zwar  in  der  Art,  dass  auf  jede  Abteilung  ein  Drittel  der 
Gesamtsumme  der  Steuerbeträge  aller  Wähler  fällt.  Die  in  §  10  Ab- 
satz 2  und  3  aufgeführten  Stimmberechtigten  sind  nach  erfolgter  Bil- 
dung der  Wählerabteilungen  derjenigen  Abteilung  zuzuteilen,  welcher 
sie  nach  der  Höhe  der  ihnen  anzurechnenden  Steuerbeträge  angehören. 
Wo  direkte  Gemeindesteuern  nicht  erhoben  werden ,  treten  an  deren 
Stelle  die  vom  Staate  veranlagte  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer. 
Für  jede  nicht  zur  Staatseinkommensteuer  veranlagte  Person  ist  an  Stelle 
dieser  Steuer  ein  Betrag  von  drei  Mark  zum  Ansätze  zu  bringen.  Wähler, 
welche  vom  Staate  zu  einer  Steuer  nicht  veranlagt  sind,  wählen  in  der 
dritten  Abteilung.  Verringert  sich  in  Folge  dessen  die  auf  die  erste 
und  zweite  Abteilung  entfallende  Gesamtsteuersumme,  so  findet  die 
Bildung  dieser  Abteilungen  in  der  Art  statt,  dass  von  der  übrig  blei- 
benden Summe  auf  die  erste  und  zweite  Abteilung  je  die  Hälfte  entfällt. 
—  In  die  erste  oder  zweite  Abteilung  gehört  auch  derjenige,  dessen 
Steuerbetrag  nur  teilweise  in  das  erste  oder  zweite  Drittel  fällt.  —  §§ 
32  ft".  Zusammensetzung  und  Wahl  des  Magistrats. 
Der  Magistrat  besteht  aus  dem  Bürgermeister,  welcher  in  den  Städten 
Kassel,  Hanau,  Marburg  und  Fulda,  wie  bisher  den  Titel  »Oberbürger- 
meister« führt,  einem  oder  mehreren  Beigeordneten  als  dessen  Stellver- 
tretern, einer  Anzahl  von  Schöffen  (Stadträten,  Ratsherren,  Ratsmännern), 
und  wo  das  Bedürfniss  eine  solche  Ergänzung  des  Magistrats  erfordert, 
noch  aus  einem  oder  mehreren  besoldeten  Mitgliedern  (S3nidikus,  Käm- 
merer, Schulrat,  Baurat  etc.).  Zum  Magistrate  gehören  in  Stadtgemeinden 
von  nicht  mehr  als  2  500  Einwohnern  2  Schöffen, 
von  mehr  als    2  500  bis   10  000  »  4         » 

»        »       »    10  000     »     50000  »  6         » 

»        »       »    50000    »  100  000  »  8         » 

»        »       »  »  100  000  »  10         » 

Durch  statutarische  Anordnung  können  abweichende  Festsetzungen  über 
die  Anzahl  der  Schöffen  getroffen  werden.  —  §  34.  Der  Bürgermeister 
und  die  Beigeordneten  werden  \'on  der  Stadtverordnetenversammlung 
und  den  unbesoldeten  Mitgliedern  des  Magistrats  in  gemeinsamer  Sitz- 
ung unter  Leitung  des  Stadtverordnetenvorstehers  (§  41),  der  Bürger- 
meister und,  falls  besoldete  Beigeordnete  angestellt  werden,  auch  diese 
auf  zwölf,    unbesoldete  Beigeordnete    auf  sechs  Jahre    gewählt.    —    §§ 
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6g  ff.  Besoldungen  und  P  c  n  s  i  o  n  e  n.  Die  Bürgermeister  in 
Städten  von  mehr  als  1200  Einwohnern  erhalten  eine  Besoldung.  Den 
Bürgermeistern  in  Städten  von  nicht  mehr  als  1200  Einwohnern  und 
den  Beigeordneten  können,  sofern  ihnen  nicht  mit  Genehmigung  des 
Bezirksausschusses  eine  Besoldung  besonders  beigelegt  worden  ist,  feste 
Entschädigungsbeträge  bewilligt  werden.  Hinsichtlich  der  Bürgermeister, 
der  Beigeordneten  und  der  besoldeten  Magistratsmitglieder  unterliegt 
die  Festsetzung  der  Besoldungen  und  der  Entschädigungsbeträge  in 
allen  Fällen  der  Genehmigung  des  Bezirksausschusses.  Der  Regierungs- 
präsident kann  verlangen,  dass  die  zu  einer  zweckmässigen  Verwaltung 
angemessenen  Besoldungs-  und  Entschädigungsbeträge  bewilligt  werden. 
Schöffen  und  Stadtverordnete  erhalten  nur  die  Vergütung  barer  Aus- 
lagen, welche  ihnen  aus  der  Ausrichtung  von  Aufträgen  entstehen.  — 
§  70.  Den  besoldeten  Bürgermeistern,  Beigeordneten  und  übrigen  Mit- 
gliedern des  Magistrats  sind,  sofern  nicht  mit  Genehmigung  des  Be- 
zirksausschusses eine  Vereinbarung  wegen  der  Pension  getroffen  ist,  bei 
eintretender  Dienstunfähigkeit,  oder  wenn  sie  nach  abgelaufener  Wahl- 
periode nicht  wieder  gewählt  werden,  folgende  Pensionen  zu  gewähren : 
ein  Viertel  der  Besoldung  nach  sechsjähriger  Dienstzeit,  die  Hälfte  der 
Besoldung  nach  zwölfjähriger  Dienstzeit,  zwei  Drittel  der  Besoldung 
nach  vierundzwanzigj ähriger  Dienstzeit.  —  §  7i-  Die  auf  Lebenszeit 
angestellten  besoldeten  Gemeindebeamten  erhalten,  insofern  nicht  ein 
Anderes  mit  Genehmigung  des  Bezirksausschusses  vereinbart  worden 
ist,  bei  eintretender  Dienstunfähigkeit  Pension  nach  den  für  die  un- 
mittelbaren Staatsbeamten  geltenden  Grundsätzen.  —  §  83.  Wenn  die 
Stadtverordnetenversammlung  nach  zweimaliger,  mit  einem  Zwischen- 
räume von  mindestens  acht  Tagen  vorgenommener  Beratung  darauf 
anträgt,  kann  mit  Genehmigung  des  Bezirksausschusses  die  Einrichtung 
getroffen  werden,  dass  statt  des  Magistrats  ein  Bürgermeister,  welcher 
auch  den  Vorsitz  in  der  Stadtverordnetenversammlung  mit  Stimmrecht 
zu  führen  hat,  ein  Beigeordneter  als  dessen  Stellvertreter  und  zwei  oder 
drei  Schöffen,  welche  den  Bürgermeister  zu  unterstützen  haben,  gewählt 
werden.  —  §  84.  In  dem  Falle  des  §  83  gehen  alle  Rechte  und  Pflich- 
ten, welche  dem  Magistrate  beigelegt  sind,  auf  den  Bürgermeister  mit 
den  Massgaben  über,  welche  sich  als  notwendig  daraus  ergeben,  dass 
der  Bürgermeister  zugleich  stimmberechtigter  Vorsitzender  der  Stadt- 
verordnetenversammlung ist.  Dem  Bürgermeister  steht  insonderheit  ein 
Recht  der  Zustimmung  zu  den  Beschlüssen  der  Stadtverordneten  nicht  zu. 
Preussett,  L  a  n  d  g  e  m  e  i  n  d  e  o  r  d  n  u  n  g  für  die  Provinz  Hessen- 
Nassau.  Vom  4.  August  1897.  —  §  9.  Gemeindeglieder  (Ortsbürger, 
Gemeindebürger,  Bürger)  sind  alle  Gemeindeangehörigen  (§  7),  welchen 
das  Gemeinderecht  (Ortsbürgerrecht,  Gemeindebürgerrecht,  Bürgerrecht) 
zusteht.  —  §  10.  Das  Gemeinderecht  besteht  in  dem  Rechte  zur  Teil- 
nahme  an    der    Gemeindeversammlung    und    an    den  Gemeindewahlen, 
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sowie  in  der  Befähigung  zur  Bekleidung  unbesoldeter  Aeniter  in  der 
Verwaltung  und  Vertretung  der  Gemeinde.  —  §  n-  Das  Gemeinde- 
recht wird  von  jedem  männlichen  selbständigen  Gemeindeangehörigen 
erworben,  welcher  1)  Angehöriger  des  Deutschen  Reiches  ist,  2)  die 
bürgerlichen  Ehrenrechte  besitzt,  3)  seit  zwei  Jahren  in  dem  Gemeinde- 
bezirke einen  Wohnsitz  hat,  4)  keine  Armenunterstützung  aus  öffent- 
lichen Mitteln  empfängt,  5)  die  schuldigen  Gemeindeabgaben  gezahlt 
hat  und  ausserdem  6)  entweder  a)  ein  Wohnhaus  in  dem  Gemeindebe- 
zirke besitzt,  oder  b)  von  seinem  innerhalb  des  Gemeindebezirks  bele- 
genen Grundbesitze  zu  einem  Jahresbetrage  von  mindestens  3  Mark  an 
Grund-  und  Gebäudesteuer  vom  Staate  veranlagt  ist,  oder  c)  zur  Staats- 
einkommensteuer oder  zu  einem  fingierten  Normalsteuersatze  von  min- 
destens 4  Mark  veranlagt  ist  oder  ein  Einkommen  von  mehr  als  660 
Mark  hat.  —  §  19-  Der  Regel  nach  steht  jedem  einzelnen  Stimmbe- 
rechtigten eine  Stimme  in  der  Gemeindeversammlung,  jedoch  mit  fol- 
genden Massgaben,  zu:  i)  Mindestens  zwei  Drittel  sämtlicher  Stimmen 
müssen  auf  die  mit  Grundbesitz  angesessenen  Mitglieder  der  Gemeinde- 
versammlung (§11  Absatz  I  Nummer  6  a  und  b,  §  16)  entfallen.  Ueber- 
steigt  die  Anzahl  der  nicht  angesessenen  Gemeindeglieder  (§  1 1  Absatz  i 
Nummer  6  c)  den  dritten  Teil  der  Gesamtzahl  der  Stimmen  der  Mit- 
glieder der  Gemeindeversammlung,  so  haben  die  ersteren  ihr  Stimm- 
recht durch  eine  jenem  Verhältnisse  entsprechende  Anzahl  von  Abge- 
ordneten auszuüben,  welche  sie  aus  ihrer  Mitte  auf  die  Dauer  von  sechs 
Jahren  wählen.  2)  Diejenigen  Besitzer,  welche  von  ihrem  im  Gemeinde- 
bezirke belegenen  Grundeigentume  zu  einem  Jahresbetrage  von  20  bis 
ausschliesslich  50  Mark  an  Grund-  und  Gebäudesteuer  vom  Staate  ver- 
anlagt sind,  haben  je  zwei,  diejenigen  Besitzer,  welche  von  diesem  ihrem 
Grundeigentume  zu  einem  Jahresbetrage  von  50  bis  ausschliesslich  100 
Mark  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  veranlagt  sind,  haben  je  drei,  und 
diejenigen  Besitzer,  welche  zu  einem  Jahresbetrage  von  100  Mark  oder 
mehr  veranlagt  sind,  haben  je  vier  Stimmen  in  der  Gemeindeversamm- 
lung. 3)  Kein  Stimmberechtigter  darf  in  der  Gemeindeversammlung 
mehr  als  ein  Drittel  der  Gesamtzahl  der  Stimmen  führen.  —  §  20.  Ge- 
meindevertretung. (Gemeindeausschuss,  Bürgerausschuss.)  In  denjeni- 
gen Landgemeinden,  in  welchen  die  Zahl  der  Stimmberechtigten  mehr 
als  40  beträgt,  tritt  mit  dem  Zeitpunkte,  wo  die  Liste  der  Stimmbe- 
rechtigten diese  Zahl  nachweisst  (§  9  Absatz  2),  an  die  Stelle  der  Ge- 
meindeversammlung eine  Gemeindevertretung  (Gemeindeausschuss,  Bür- 
gerausschuss). Die  Landgemeinden  sind  berechtigt  und,  falls  der  Kreis- 
ausschuss  auf  Antrag  Beteiligter  oder  im  öffentlichen  Interesse  dies 
beschliesst,  verpflichtet,  auch  bei  einer  geringeren  Anzahl  von  Stimm- 
berechtigten eine  Gemeindevertretung  im  Wege  ortsstatutarischer  An- 
ordnung einzuführen.  Die  Gemeindevertretung  besteht  aus  dem  Bürger- 
meister, den  Schöffen  (§  45)  und  den  gewählten  Gemeindeverordneten. 
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Die  Zahl  der  Gemeindeverordneten  beträgt  das  Dreifache  der  erstge- 
nannten (Bürgermeister  und  Schöffen),  kann  jedoch  durch  Ortsstatut 
auf  12,  15,  18,  21  oder  24  erhöht  werden.  —  §  <Si.  Besoldungen 
und  r  e  n  s  i  o  n  e  n.  Die  Landgemeinden  sind  befugt,  die  Anstellung 
besoldeter  Gemeindebeamten  für  einzelne  Dienstzweige  oder  Dienstver- 
richtungen zu  beschliessen.  Ueber  die  Besoldungs-  und  Pensionsver- 
hältnisse dieser  Beamten  kann  durch  Ortsstatut  Bestimmung  getroffen 
werden.  —  §  82.  Hat  eine  Gemeinde  die  Wahl  eines  besoldeten  Bür- 
germeisters beschlossen  (§  46  Absatz  2),  so  kann  die  Aufsichtsbehörde 
verlangen,  dass  die  zu  einer  zweckmässigen  Vei-waltung  angemessenen 
Besoldungsbeträge  bewilligt  werden.  —  §  83.  Auf  Antrag  der  Beteilig- 
ten oder  der  Aufsichtsbehörde  beschliesst  der  Kreisausschuss  über  die 
Festsetzung  der  Besoldungen  und  Dienstbezüge  der  Bürgermeister  und 
sonstigen  Gemeindebeamten.  —  §  84.  Den  besoldeten  Bürgermeistern 
sind,  sofern  nicht  mit  Genehmigung  des  Kreisausschusses  eine  Verein- 
barung wegen  der  Pension  getroffen  ist,  bei  eintretender  Dienstunfähig- 
keit, oder  wenn  sie  nach  abgelaufener  Wahlperiode  nicht  wieder  gewählt 
werden,  folgende  Pensionen  zu  gewähren:  ein  Viertel  der  Besoldung 
nach  sechsjähriger  Dienstzeit,  die  Hälfte  der  Besoldung  nach  zwölf- 
jähriger Dienstzeit ,  zwei  Drittel  der  Besoldung  nach  vierundzwanzig- 
jähriger  Dienstzeit. 

Oesterr eich- Ungarn.  Gesetz  vom  22.  Jänner  1897,  womit  die  Bestim- 
mungen des  Anhanges  zur  Reichsratswahlordnung  für  die  verschiedenen 
Kronländer  abgeändert  werden. 

Belgien.  Die  durchgesehenen  Artikel  47 — 53  der  Verfassung  und  das 
Wahlgesetz  vom  12.  April  1894  änderten  in  zweifacher  Hinsicht  die  frühere 
Wahlordnung  1).  Das  Wahlgesetz  von  1864,  [welches  die  Wählerzahl  von 
120,000  (im  alten  Klassensystem)  auf  beinahe  1,200,000  erhöht  hat],  verleiht 
trotz  der  Abschaffung  des  allg.  Census  im  Allgemeinen  dennoch  dem 
Besitz  einiges  Vorrecht  innerhalb  der  gleichzeitig  eingeführten  Ein- 
richtung des  M  e  h  r  s  t  i  m  m  r  e  c  h  t  s.  Das  letztere  gewährt :  a)  eine 
Stimme  mehr  dem  Wähler,  welcher  das  35.  Lebensjahr  vollendet  hat, 
verheiratet  ist  oder  als  Witwer  eine  legitime  Nachkommenschaft  besitzt, 
dem  Staate  mindestens  5  Francs  Personalsteuer  (auf  den  Mietswert,  die 
Thüren  und  Fenster  und  das  Mobiliar  der  Wohnungen  und  innegehab- 
ten Gebäude)  zahlt;  b)  eine -Stimme  mehr  dem  Wähler,  welcher  Eigen- 
tum e  r  ist  entweder  von  Immobiliar  mit  einem  katastrierten  Ertrage 
von  mindestens  48  Francs  (d.  h.  mit  einem  Werte  von  ungefähr  2000 
Francs)  oder  eines  Staatsschuldscheines  oder  eines  Zinsbuches  der  Haupt-, 
Spar-  und  Pensionskasse  über  wenigstens  100  Francs  belgischer  Rente. 
Das  Eigentum  an  den  Immobilien  muss  mindestens  seit  einem  Jahre  zu 


i)  Nachträgliches    nach    dem   »Jahrbuch    II    der    internationalen    Vereinigung    für 
vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre.« 
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Gunsten  des  Bcrechligten  bestehen,  während  der  Schuldschein  und  das 
Rentenbuch  dem  Wähler  mindestens  2  Jahre  gehören  müssen.  Der 
Wähler,  welcher  gleichzeitig  Eigentümer  von  Immobilien  mit  einem 
katastrierten  Ertrage  von  48  Francs,  eines  Staatsschuldscheines  und 
eines  Kassenbuches  über  100  Francs  Rente  ist,  hat  wegen  seines  dop- 
pelten oder  dreifachen  Eigentumes  nur  eine  Stimme  mehr,  doch  können 
die  unter  a  und  b  bezeichneten  Mehr-Stimmen  kumuliert  werden,  c) 
Zwei  Stimmen  mehr  gebühren  dem  Wähler,  welcher  Inhaber  gewisser 
vom  Gesetz  aufgeführter  Diplome,  Titel  oder  Zeugnisse  über  die  Ab- 
solvierung mindestens  der  mittleren  Studien  ist,  —  d.  h.  Studien,  welche 
den  deutschen  Gymnasien  entsprechen  —  oder  welcher  gewisse  im  Ge- 
setz aufgezählte  öffentliche  Aemter  bekleidet  hat,  beziehungsweise  noch 
bekleidet.  Diese  Liste  umfasst  die  meisten  —  ausgenommen  die  nied- 
rigsten —  Verwaltungsämter  und  die  gelehrten  Berufsarten.  —  Vor  der 
neuen  Gesetzgebung  blieb  die  Voraussetzung  des  Wahlrechts  in  der 
Gemeinde  der  Zensus,  ebenso  wie  für  die  Wahl  zu  den  Kammern ; 
er  war  jedoch  viel  geringer  bemessen:  es  genügte  für  jeden  Gemeinde- 
wähler die  Zahlung  einer  Steuer  von  10  Francs.  Das  neue  Gemeinde- 
wahlgesetz  (v.  11.  April  und  12.  Sept.  1895)  hat  das  wahlberech- 
tigte Alter  auf  das  30.  Jahr  erhöht,  die  wahlberechtigte  Gemeindean- 
sässigkeit von  I  auf  3  Jahre  hinaufgesetzt  und  den  geringsten  Steuer- 
satz, welcher  einem  Familienvater  den  Besitz  einer  Mehr -Stimme 
ermöglicht,  abgestuft.  In  Gemeinden  unter  2000  Einwohnern  beträgt 
er  nur  5  Francs,  in  Gemeinden  von  2000  bis  10 000  Einwohnern  10 
Francs,  in  solchen  von  20000  und  mehr  Einwohnern  beläuft  er  sich 
auf  15  Francs  Personalsteuer.  Endlich  wird  eine  neue  Stimme  mehr 
dem  Wähler  zuerteilt ,  welcher  Eigentümer  eines  katastrierten  Ertrages 
von  mindestens  150  Francs  ist,  was  einem  Wert  von  6125  Francs  ent- 
spricht. Diese  weitere  Stimme  kann  zur  Erreichung  der  Höchstzahl 
von  4  Stimmen  mit  drei  anderen  Stimmen  kumuliert  werden.  —  Die 
fraglichen  Gesetze  enthalten  noch  zwei  weitere  Neuerungen;  Die  Her- 
stellung einer  direkten  Vertretung  der  Arbeiter  und  der 
Arbeitgeber  in  der  Gemeindevertretung,  sodann  das 
P  r  o  p  o  r  t  i  o  n  a  1  w  a  h  1  s  y  s  t  e  m  ,  wie  bei  den  Staatswahlen.  Das 
Gesetz  vom  11.  April  vermehrt  die  Zahl  der  Gemeinderäte;  es  schafft 
vier  neue  Ratsstellen  in  den  Gemeinden  von  20000  bis  70000  Ein- 
wohnern und  8  in  denjenigen  von  über  70000  Einwohnern.  Diese  neu 
geschaffenen  Räte  werden  unmittelbar  mit  einfacher  Stimme  zur  Hälfte 
von  den  Arbeitern,  zur  Hälfte  von  den  industriellen  Leitern  gewählt, 
welche  die  Erfordernisse  eines  Gemeinde-,  sowie  eines  Gewerbe-  und 
Arbeitskammer-Wählers  vereinigen.  Letztere  Kammern  sind  amtliche, 
dauernde  Schieds-  und  Vergleichsbehörden  für  die  Arbeiter  und  Arbeit- 
geber der  verschiedenen  Gewerbszweige  in  den  meisten  industriellen 
Bezirken.     In  Folge   der  gesetzlichen  Vorschrift   sind   in   allen   grossen 
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Städten,  aber  nicht  in  allen  industriellen  Gemeinden  Arbeit  und  Kapital 
einer  ständigen  Vertretung  in  den  Ratshäusern  sicher.  [Es  ist  schwer 
zu  sagen,  welcher  Partei  diese  Reform  Vorteil  gebracht  hat.  Die  meisten 
neuen  Arbeiter-Räte  sind  Sozialisten,  während  sich  die  Arbeitgeber-Räte 
auf  die  beiden  konservativen  Parteien  verteilen.]  —  Die  Proportional- 
Gemeindewahl  ist  beschränkt  eingeführt.  Sie  beschränkt  sich  auf  den 
Fall,  dass  im  ersten  Wahlgang  eine  Partei  nicht  sogleich  die  absolute 
Majorität  auf  sich  vereinigt.  Das  Mehrheits-System  besteht  also  überall 
da,  wo  nur  zwei  Parteien  vorhanden  sind  und  eine  derselben  vorherrscht. 
Das  heisst:  in  den  meisten  ländlichen  Gemeinden,  besonders  in  Flan- 
dern, hat  die  katholische  Partei  die  ausschliessliche  Regierung  in  den 
Gemeinden  behalten,  während  zugleich  der  Sozialismus  in  den  Ge- 
meinderäten der  grossen,  bisher  allein  in  liberalen  Händen  befindlichen 
Städte :  Brüssel ,  Antwerpen ,  Lüttich  und  Gent  Raum  gewann.  Das 
Gesetz  gestattet  nur  Parteien  mit  einer  gewissen  Zahl  stimmfähiger 
Mitglieder  (»quorum«),  —  verschieden  nach  der  Anzahl  der  erledigten 
Sitze  —  eine  verhältnismässige  Verteilung.  Das  »Quorum«  beläuft  sich 
auf  Ve  der  Stimmen,  wenn  12  Räte  oder  mehr  zu  wählen  sind,  auf  Vs 
der  Stimmen,  wenn  weniger  als  4  Räte  zur  Wahl  stehen.  [Diese  An- 
ordnung, welche  getroffen  wurde,  um  die  Verteilungsberechnung  weniger 
verwickelt  zu  gestalten,  hatte  einen  unerwarteten  Erfolg:  sie  vertrieb 
z.  B.  aus  den  Ratshäusern  von  Lüttich  und  Brüssel  die  Fortschritts- 
partei vollkommen.]  Die  Verteilung  unter  den  zugelassenen  Listen 
vollzieht  sich  so ,  dass  jeder  von  ihnen  soviel  Sitze  zuerteilt  werden, 
soviel  Mal  ihre  Wählerziffer  die  niedrigste  Stimmenzahl  umfasst,  welche 
einen  Sitz  erhält.  Zu  diesem  Behufe  teilt  man  die  Wählerzififern  der 
zugelassenen  Listen  durch  i,  2,  3,  4,  5  u.  s.  w.  und  die  Mandate  wer- 
den nach  der  Höhe  der  erhaltenen  Quotienten  verteilt.  Der  stärkste 
Quotient  verleiht  den  ersten  Sitz,  der  zweite  Quotient  den  zweiten  und 
so  fort,  bis  alle  Mandate  vergeben  sind.  Die  auf  eine  Liste  entfallen- 
den Sitze  werden  den  Candidaten  dieser  Liste  übertragen,  welche  die 
grösste  Stimmenzahl  erhalten  haben.  [Im  Ganzen  gaben  —  bemerkt 
das  Jahrbuch  —  die  letzten  Wahlen  der  Ansicht  völlig  Unrecht,  nach 
welcher  das  verhältnismässige  System  zu  unentwirrbaren  Schwierigkeiten 
oder  zu  einem  unwiderstehlichen  Misstrauen  führen  sollte.  Die  Wahl- 
handlungen waren  weder  länger  noch  schwieriger  als  bei  den  Mehr- 
heitswahlen, noch  die  Beschuldigungen  Seitens  der  besiegten  Parteien 
verbitterter.] 

Grossbritannien.  Das  Gesetz  gegen  die  Verbreitung  verläumderischer 
Angaben  bei  Wahlagitationen.  (Corrupt  atid  Illegal  Practices  Prevention 
Act  1895),  bestimmt,  dass  Jemand,  der  wider  besseres  Wissen  (vergl. 
§  2)  falsche  Angaben  über  einen  Kandidaten  für  das  Parlament  macht, 
mit  Geldstrafe  bis  zu  £  100  bestraft  werden  kann  und  auf  fimf  Jahre 
sein  aktives  Wahlrecht  verliert.     Ein  Kandidat,  in  dessen  Interesse  die 
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falschen  Angaben  gemacht  wtirden,  kann  unter  gewissen  Voraussetzungen 
semes  Sitzes  für  verlustig  erklärt  werden;  auch  kann  ihm  das  passive 
Wahlrecht  auf  eine  gewisse  Zeit  hinaus  entzogen  werden  (§  i  und  §  4 
im  Zusammenhang  mit  Corriipt  and  Illegal  Pracficcs  Prevcntion  Act  1883 
§§  10  und  11),  ferner  darf  der  Angegriffene  durch  summarisches  Ver- 
fahren ein  gerichtliches  Verbot  gegen  die  weitere  Verbreitung  der  fal- 
schen Angaben  erwirken,  dessen  Nichtbeachtung  Haftstrafe  nach  sich 
ziehen  kann  (§  3). 

II.  Verwaltungsorganisation. 

Preussen.  Allerhöchster  an  das  Kriegs-Ministerium  vom  i.  d.  M. 
nebst  den  Bestimmungen  zur  Ergänzung  der  Einführungsordre  zu  der 
Verordnung  über  die  Ehrengerichte  der  O  f  f  i  z  i  e  r  c  im  preus- 
sischen  Heere  vom  2.  Mai  1874  wird  hierdurch  zur  öfifendichen  Kennt- 
nis gebracht.     Berlin,  den  6.  Januar  1897. 

Preussen.  Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
Handelskammern  vom  24.  Februar  1870.     Vom  19.  August  1897. 

Bayern.  Gesetz  vom  12.  Mai,  die  V  i  e  h  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s- 
anstalt  betr.  Für  das  Königreich  wird  eine  öffentliche  Vieh- 
versicherungsanstalt auf  Gegenseitigkeit  errichtet.  Dieselbe 
befasst  sich  mit  der  Versicherung  der  Verluste,  welche  durch  Umstehen 
oder  Notschlachtung  von  Rindvieh  und  Ziegen  oder  dadurch  entstehen, 
dass  das  Fleisch  eines  geschlachteten  Rindviehs  wegen  eines  gesetz- 
lichen Gewährsfehlers  polizeilich  ganz  oder  teilweise  als  ungeniessbar 
erklärt  ist.  Die  Anstalt  wird  gebildet  durch  die  in  einen  E  a  n  d  e  s- 
verband  vereinigten  Ortsviehversich  er  ungs  vereine, 
welche  das  Normalstatut  angenommen  haben.  Die  Aufnahme  erfolgt 
durch  die  Amtsverwaltung.  Der  Austritt  ist  jedem  Vereine  am  Schluss 
des  Versicherungsjahres  nach  3-monatlicher  Kündigung  gestattet.  Die 
Ortsversicherungsvereine  beruhen  auf  Freiwilligkeit  und  Gegenseitigkeit. 

Preussen.  Gesetz,  betreffend  die  Forstschutzbeamten  der  Gemein- 
den und  öffentlichen  Anstalten  im  Regierungsbezirke  Wiesbaden  mit 
Ausschluss  des  vormals  Eandgräflich  Hessen-Homburgischen  Gebietes 
und  des  Stadtkreises  Frankfurt  a.  M.     Vom  12.  Oktober  1897. 

Preussen.  Allerhöchster  Erlass  vom  28.  September  1897,  betreffend 
die  Errichtung  von  Stellen  für  versicherungstechnische  Beamte  im  Res- 
sort des  Ministeriums  des  Innern. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  27.  November  1896,  betreffend  die  Ein- 
führung von  Gewerbegerichten  und  die  Gerichtsbarkeit  in 
Streitigkeiten  aus  dem  gewerblichen  Arbeits-,  Lehr-  und  Lohnverhält- 
nisse. —  §  I.  Zur  Austragung  von  gew^erblichen  Rechtsstreitigkeiten 
zwischen  gewerblichen  Unternehmern  und  Arbeitern,  ferner  zwischen 
Arbeitern  desselben  Betriebes  untereinander  sind  Gewerbegerichte  zu 
errichten.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte  kann  sich 
auf  alle  Unternehmungen,  auf  welche  die  Gewerbeordnung  Anwendung 
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lindct,  sowie  auf  die  im  Artikel  V,  lit.  1  und  im  Artikel  VIII  des  Kund- 
machungspatentes zur  Gewerbeordnung  vom  20.  Dezember  1859  be- 
zeichneten Unternehmungen  beziehen.  Auf  Streitigkeiten  zwischen  dem 
Aerar  und  den  in  militärischen  Etablissements  oder  sonst  von  der 
Militärverwaltung  beschäftigten  Arbeitern  erstreckt  sich  die  Zuständig- 
keit der  Gewerbegerichte  nicht.  —  §  4.  Das  Gewerbegericht  ist  ohne 
Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes  zuständig  in:  a)  Lohn- 
streitigkeiten; b)  Streitigkeiten  über  den  Antritt,  die  Fortsetzung  und 
Auflösung  des  Arbeits-  oder  Lehrverhältnisses;  c)  Streitigkeiten  über 
Leistungen  und  Entschädigungsansprüche  aus  dem  Lehr-  und  Arbeits- 
verhältnisse, insbesondere  auch  wegen  Lohnabzüge  und  einer  bedunge- 
nen Conventionalstrafe ;  d)  Streitigkeiten  über  die  Aushändigung  oder 
den  Inhalt  des  Arbeitsbuches  oder  Zeugnisses,  insbesondere  auch  über 
Entschädigungsansprüche  der  Hilfsarbeiter  wegen  nicht  rechtzeitiger 
Aushändigung  des  Arbeitsbuches,  wegen  Verweigerung  der  vorschrifts- 
mässigen  Eintragungen  in  dasselbe  und  wegen  unzulässiger  Eintragungen 
und  Anmerkungen  (§  80,  lit.  g  der  Gewerbeordnung);  e)  Streitigkeiten 
aus  der  Angehörigkeit  zu  Pensions-  oder  anderen  Unterstützungskassen, 
sofern  nicht  die  Schiedsgerichte  der  Unfallversicherungsanstalten  (§  38 
des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887,  R.G.Bl.  Nr.  i  ex  1888)  oder  die 
Schiedsgerichte  der  Krankenkassen  (§  14,  Absatz  7  des  Gesetzes  vom 
30.  März  1888,  R.G.Bl.  Nr.  33)  oder  andere  statutenmässige  Schiedsge- 
richte einzutreten  haben  ;  f )  Streitigkeiten  wegen  der  Kündigung ,  der 
Räumung  und  des  Mietzinses  von  Wohnungen  in  Arbeiterhäusern,  deren 
Benützung  vom  Dienstgeber  dem  Arbeiter  ohne  oder  gegen  Entgelt 
gewährt  wird;  g)  Streitigkeiten  über  Ansprüche,  welche  auf  Grund  der 
Uebernahme  einer  gemeinsamen  Arbeit  von  Arbeitern  desselben  Unter- 
nehmers gegen  einander  erhoben  werden.  —  §  5.  Als  Arbeiter  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  gelten:  a)  Werkmeister,  Werkführer,  Vorarbeiter; 
b)  alle  im  gewerblichen  Betriebe  beschäftigten  Hilfsarbeiter  einschliess- 
lich der  Taglöhner  (V,  lit.  d.  des  Kundmachungspatents  der  Gewerbe- 
ordnung vom  20.  Dezember  1859);  c)  Personen,  welche  ausserhalb  der 
Betriebsstätte  gegen  eine  Endohnung  mit  der  Bearbeitung  oder  Ver- 
arbeitung von  Rohstoffen  oder  Halbfabrikaten  für  Unternehmer  beschäf- 
tigt sind;  d)  bei  Handelsgewerben  alle  zu  kaufmännischen  Diensten 
verwendeten  Personen.  —  §  7.  Das  Gewerbegericht  besteht  aus  einem 
Vorsitzenden  und,  wenn  nötig,  einem  Stellvertreter  sowie  aus  mindestens 
zehn  Beisitzern  und  der  erforderlichen  Anzahl  von  Ersatzmännern  aus 
jedem  der  beiden  Wahlkörper.  Der  Vorsitzende  sowie  der  Stellvertreter 
müssen  für  das  Richteramt  befähigte  richterliche  Beamte  sein ;  sie  wer- 
den vom  Justizminister  ernannt.  Die  Beisitzer,  sowie  Ersatzmänner  des 
Gewerbegerichtes  werden  zur  Hälfte  von  den  Unternehmern,  zur  Hälfte 
von  den  Arbeitern  in  abgesonderten  Wahlkörpern  (Wahlkörper  der  Un- 
ternehmer und  Wahlkörper  der  Arbeiter)  aus  ihrer  Mitte  gewählt  (nach 
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gg  8 — 10).  —  §  15-  Koniuit  die  Wcahl  der  Beisitzer  in  einem  \Valil- 
körper  aus  was  immer  für  einem  Grunde  nach  zweimaliger  Ausschrei- 
bung und  Einleitung  der  Wahl  nicht  zustande,  so  hat  die  politische 
Behörde  die  Wählerverzeichnisse  des  betreffenden  Wahlkörpers  an  den 
Gerichtshof  erster  Instanz  zu  leiten  und  zugleich  jene  Personen  in  den- 
selben zu  bezeichnen ,  welche  sie  für  die  Fähigsten  und  Würdigsten 
hält,  das  Amt  eines  Beisitzers  zu  bekleiden.  Der  Gerichtshof  erster 
Instanz  stellt  aus  diesen  Wählerlisten  nach  eigenem  Ermessen  ein  Ver- 
zeichnis von  zu  dem  Amte  eines  Beisitzers  geeigneten  Personen  zusam- 
men, welches  dreimal  so  viele  Namen  zu  enthalten  hat,  als  Beisitzer 
zu  bestellen  sind ,  und  aus  welchem  die  nötige  Zahl  der  Beisitzer  für 
die  laufende  Wahlperiode  durch  das  Los  zu  bestimmen  ist.  —  §  22. 
Auf  das  Verfahren  von  Gewerbegerichten  finden,  soweit  nicht  im 
Nachstehenden  besondere  Bestimmungen  getroffen  sind,  die  für  das 
bezirksgerichtliche  Verfahren  in  Bagatellsachen  geltenden  Vorschriften 
der  Zivilprozessordnung  Anwendung.  —  §  23.  Zur  Verhandlung  und 
Entscheidung  der  im  §  4  bezeichneten  Streitigkeiten  ist  mit  Ausschluss 
aller  anderen  Gerichtsstände  dasjenige  Gewerbegericht  zuständig,  in 
dessen  Sprengel  sich  die  Betriebsstätte  befindet,  oder  wenn  im  §  5, 
lit.  c.  bezeichnete  Personen  in  Frage  kommen,  das  Gewerbegericht,  in 
dessen  Sprengel  die  Arbeit  zu  leisten  oder  die  Auszahlung  des  Lohnes 
zu  geschehen  hat.  Das  Gewerbegericht  hat  seine  Zuständigkeit  von 
amtswegen  wahrzunehmen.  —  §  35.  Entscheidungen  der  schied  s- 
gerichtlichen  Ausschüsse  der  Genossenschaften  (§§  122,  123  der 
Gewerbeordnung)  in  Streitigkeiten,  welche  zur  sachlichen  Zuständigkeit 
der  Gewerbe  g  e  r  i  c  h  t  e  gehören  ,  können  nach  Beginn  der  Wirksam- 
keit des  gegenwärtigen  Gesetzes  nur  mehr  vor  dem  Gewerbegerichte 
angefochten  werden,  wenn  sich  die  Genossenschaft  im  Sprengel  eines 
Gevverbegerichtes  befindet.  —  §  37-  Zuständigkeit  der  ordentlichen 
Gerichte  in  Streitigkeiten  aus  dem  gewerblichen  Arbeits-,  Lehr-  und 
Lohnverhältnisse.  Aus  dem  Arbeits-,  Lehr-  und  Lohnverhältnisse  ent- 
springende Streitigkeiten  zwischen  Gewerbsinhabern  und  ihren  Hilfs- 
arbeitern, sowie  zwischen  Hilfsarbeitern  untereinander,  für  deren  Ver- 
handlung bisher  die  Bestimmungen  des  §  87  c  des  Gesetzes  vom  8. 
März  1885  Geltung  hatten,  gehören  von  dem  Tage,  an  welchem  das 
gegenwärtige  Gesetz  in  Kraft  tritt,  soweit  nicht  ein  Gewerbegericht 
dafür  zuständig  ist,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  während  der  Dauer 
des  Arbeits-,  Lehr-  und  Lohnverhältnisses  oder  nach  dessen  Beendigung 
angebracht  werden,  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegen- 
standes zur  sachlichen  Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte. 

Belgien,  Gesetz  v.  11.  April  1897  zur  Aufstellung  von  Delegier- 
ten der  Bergwerksinspektion.  Die  Delegierten  sind  nach 
Artikel  i  von  den  Industrie-  und  Arbeitsräten  vorzuschlagen. 

Frankreich.     Eine  Verordnung   vom    10.  Dezember  1895  (J.  0.   11. 
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Dezember  1S95)  organisiert  die  A  r  1)  e  i  t  s  b  ö  r  s  e  zu  P  a  r  i  s  in  Aus- 
luhrung  des  Art.  2  der  Verordnung  vom  28.  Dezember  18S9,  welcher 
die  Errichtung  einer  solchen  Institution  daselbst  von  allgemeinem  Nutzen 
erklärt  hat.  Die  Börse  mit  ihren  eventuellen  Zweiganstalten  dient  zur 
Erleichterung  des  Arbeitsverkehrs.  Es  sind  deshalb  Bureaus  für  unent- 
geldlichen  Stellennachweis ,  öfifentliche  Säle  für  Verdingung  der  Ar- 
beiter geschaffen  und  mannigfache  Auskunft  wird  dort  erteilt.  Die  Be- 
rufssyndikate der  Arbeiter  und  Angestellten  (Gesetz  vom  21.  März  1884) 
werden  an  der  Arbeitsbörse  zugelassen.  Der  Seinepräfekt  entscheidet 
auf  ihr  Gesuch:  indessen  verlangt  man  von  ihnen  die  Zusage,  sich  den 
Börsen-Verordnungen  und  Reglements  zu  unterwerfen.  Uebrigens  steht 
es  nicht  im  Belieben  des  Seinepräfekten,  ihr  Gesuch  nach  Gutdünken 
zurückzuweisen.  Er  ist  an  das  allgemeine  Reglement  des  Munizipalrats 
von  Paris  über  die  innere  Verwaltung  der  Börse  gebunden.  Die  Ar- 
beitsbörse ist  insofern  eine  städtische  Einrichtung,  als  sie  vom  Seine- 
präfekten unter  Mitwirkung  des  Pariser  Munizipalrates  verwaltet  wird. 
Ereilich  hat  man  diesen  beiden  Behörden  eine  beratende  Kommission 
aus  Vertretern  der  Berufssyndikate,  des  Munizipalrates  von  Paris,  der 
Seinepräfektur  und  des  Arbeitsamtes  beigeordnet.  Sie  giebt  Mitteilungen 
über  die  Thätigkeit  des  Instituts,  stellt  eine  Art  jährlichen  Haushaltes 
fest  und  legt  einen  Bericht  über  die  Verhältnisse  der  Börse  vor.  Die 
Stadt  Paris  hat  das  Recht,  jedes  Jahr  hier  ein  städtisches  permanentes 
Centralvermietungsbureau  und  ein  Bureau  für  Arbeitsstatistik  unterzu- 
bringen, ferner  ein  Jahrbuch,  sowie  Mitteilungen  über  die  Arbeiterbörse 
zu  veröffentlichen;  sie  kann  dort  eine  Bibliothek  aufstellen,  auch  Unter- 
richtskurse und  Vorträge  halten  lassen.  (Jahrb.  IL  d.  Internat.  Verein.) 
Grossbritannien.  Gesetz  betreffend  die  Einigungsämter.  [Conciliation 
(Trade  Disputes)  Act  7.  August  1896.]  I.  i.  Jedes  Amt,  das  entweder 
vor  Annahme  dieses  Gesetzes  errichtet  wurde  oder  nachher  errichtet 
wird  und  das  bestimmt  ist,  Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern  und 
Arbeitern  einigungsamtlich  oder  schiedsrichterlich  beizulegen,  oder  jede 
Gesellschaft  oder  Körperschaft,  die  durch  ein  schriftHches  Ueberein- 
kommen  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  ermächtigt  ist,  solche 
Streitigkeiten  zu  behandeln  (auf  welche  in  diesem  Gesetze  als  Einigungs- 
ämter Bezug  genommen  wird),  kann  sich  an  das  Handelsamt  um  Re- 
gistrierung unter  diesem  Gesetze  wenden.  —  2.  Das  Gesuch  muss  von 
Abschriften  des  Reglements  und  der  Geschäftsordnung  des  Einigungs- 
amtes sowie  anderen  Informationen,  die  das  Handelsamt  billigerweise 
fordern  mag,  begleitet  sein.  —  3.  Das  Handelsamt  soll  ein  Register 
der  Einigungsämter  führen  und  darin  bezüglich  jedes  eingetragenen 
Amtes  dessen  Namen  und  Hauptbureau  sowie  andere  dem  Handelsamt 
angezeigt  erscheinenden  Daten  eintragen  und  jedes  registrierte  Einigungs- 
amt ist  berechtigt,  seinen  Namen  auf  schrifdich  an  das  Handelsamt  ge- 
richtetes Ersuchen    aus  dem  Register   streichen   zu    lassen.  —  4.  Jedes 
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registrierte  Einigungsamt  soll  die  Nachweisungen  und  Berichte  über 
seine  Verhandlungen  liefern,  sowie  andere  Dokumente,  die  das  Handels- 
amt billigerweise  fordern  mag.  5.  Das  Handelsamt  soll,  wenn  es  Kennt- 
nis erhält,  dass  ein  registriertes  Einigungsamt  aufgehört  zu  existieren  oder 
amtszuhandeln ,  den  Namen  desselben  aus  dem  Register  streichen.  6. 
Sind  die  Verhandlungen  zwecks  Einigung  vor  einem  registrierten  Eini- 
gungsamte nicht  gegenteiligem  Uebereinkommen  unterworfen,  sollen  sie 
in  Uebereinstimmung  mit  den  diese  Aemter  betreffenden  Bestimmungen 
geführt  werden.  —  IL  i.  Wo  eine  Streitigkeit  besteht  oder  droht  zwi- 
schen einem  Unternehmer  oder  einer  Klasse  von  Unternehmern  und 
Arbeitern,  oder  zwischen  verschiedenen  Klassen  von  Arbeitern,  soll  das 
Handelsamt  nach  Gutdünken  alle  oder  eine  der  ihm  verliehenen  Macht- 
vollkommenheiten ausüben,  nämlich  a)  die  Ursachen  und  Umstände  der 
Streitigkeit  zu  untersuchen ;  b)  die  Schritte  einzuleiten,  die  das  Han- 
delsamt zwecks  Zusammenbringung  der  Parteien  selbst  oder  durch  Ver- 
treter unter  dem  Vorsitz  in  gegenseitigem  Uebereinkommen  bestimmten 
oder  vom  Handelsamte,  einer  Person  oder  Körperschaft  ernanntem  Vor- 
sitzenden behufs  friedlicher  Beilegung  der  Streitigkeit  für  angezeigt  hält ; 
c)  auf  Ansuchen  der  beteiligten  Unternehmer  oder  Arbeiter  und  nach 
Erwägung  des  Vorhandenseins  und  Entsprechens  von  Einrichtungen, 
die  für  die  einigungsamüiche  Thätigkeit  in  dem  Distrikte  oder  Industrie- 
zweige brauchbar  sind,  sowie  nach  der  jeweiligen  Sachlage  eine  Person 
oder  mehrere  zu  ernennen,  die  als  Mittler  oder  Einigungsamt  fungieren 
sollen;  d)  auf  Ansuchen  beider  Streitparteien  einen  Schiedsrichter  zu 
bestellen.  —  2.  Ist  jemand  dergestalt  als  MitUer  bestellt,  soll  er  die 
Ursachen  und  Umstände  des  Streitfalles  im  Verkehr  mit  den  Parteien 
untersuchen  und  sonst  bemüht  sein,  eine  Beilegung  der  Streitigkeit  zu- 
wege zu  bringen,  sowie  über  sein  Vorgehen  an  das  Handelsamt  Bericht 
zu  erstatten.  —  3.  Ist  eine  Beilegung  der  Streitigkeit  im  Wege  der 
Einigung  oder  des  Schiedsgerichts  zustande  gekommen,  soll  ein  Proto- 
koll über  die  betreffenden  Bedingungen  aufgenommen,  von  den  Parteien 
oder  deren  Vertretern  unterzeichnet  und  eine  Abschrift  desselben  an 
das  Handelsamt  abgegeben  werden,  das  sie  aufbewahren  soll.  —  4.  Die 
Arbitration  Act  (1889)  soll  nicht  für  die  einigungsamtliche  Beilegung 
von  Streitfällen  Geltung  haben,  auf  die  sich  dieses  Gesetz  bezieht,  son- 
dern solche  schiedsrichterliche  Verhandlungen  sollen  in  Uebereinstim- 
mung mit  den  Bestimmungen  des  erwähnten  Gesetzes  oder  den  Regeln 
der  Aemter  oder  solchen  geleitet  werden,  auf  die  sich  die  streitenden 
Parteien  in  gegenseitigem  Einverständnisse  geeinigt  haben.  —  III.  Wenn 
es  dem  Handelsamte  scheint,  als  ob  in  einem  Distrikte  oder  Industrie- 
zweige entsprechende  Einrichtungen  dafür,  Streitigkeiten  einem  Eini- 
gungsamte für  den  Distrikt  oder  Industriezweig  zu  unterbreiten,  nicht 
existieren,  kann  es  eine  oder  mehrere  Personen  bestellen  behufs  Unter- 
suchung der  Verhältnisse  des  Distrikts  oder  Indsutriezweiges,  sowie  der 
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Unterhandlung  mit  Arbeitgebern  und  Arbeitern,  und  wenn  es  das  Han- 
delsamt für  angezeigt  hält,  mit  lokalen  Behörden  und  Körperschaften, 
betreffend  die  Errichtung  eines  Einigungsamtes  für  den  Distrikt  oder 
Industriezweig.  —  IV.  Das  Handelsamt  soll  von  Zeit  zu  Zeit  dem 
Parlamente  einen  Bericht  über  seine  Thätigkeit  unter  diesem  Gesetze 
erstatten.  —  VI.  Die  Masters  and  Workmen  Arbitration  Act  1824,  die 
Councils  of  Conciliation  Act  1867  und  die  Arbitration  (Masters  and 
Workmen)  Act  1872  sind  ausser  Geltung  gesetzt. 

Russland.  Mehrere  wichtige  Gesetze  von  1895  berühren  die  Ver- 
waltungsorganisation. Sie  beziehen  sich  auf  den  Staatsdienst,  die  Mili- 
tärpflicht u.  s.  w.  Von  Bedeutung  für  die  russischen  Verhältnisse  sind 
die  eng  zusammenhängenden  Gesetze  vom  26.  Februar  und 
20.  März.  Das  erstere  scheidet  aus  dem  Ressort  des  kaiserlichen 
Hauptquartiers,  die  »Kanzlei  der  Gesuche«,  welche  an  Seine  Majestät 
den  Kaiser  persönlich  gerichtet  werden,  und  das  Gesetz  vom  20.  März 
ordnet  die  Verwaltung  dieser  »Kanzlei«.  Seit  dem  Jahre  1884  mussten 
Gesuche  und  Beschwerden  an  das  Staatsoberhaupt  von  dem  Chef  des 
kaiserlichen  Hauptquartiers  angenommen  werden.  Die  zehnjährige 
Praxis  zeigte  aber  die  Schwierigkeiten,  welche  in  dieser  Kompetenzbe- 
stimmung lagen.  Darum  betraut  das  neue  Gesetz  mit  der  Annahme 
solcher  Gesuche  einen  besonderen  Beamten  von  dem  Rang  und  den 
Rechten  eines  Ministers.  Laut  Gesetz  vom  20.  März  erhält  dieser  Be- 
amte den  Titel  des  »Oberverwalters  der  Kanzlei  Seiner  kaiserlichen 
Majestät  für  die  Annahme  der  an  den  Allerhöchsten  Namen  gerichteten 
Gesuche«  und  es  wird  ein  Amt  des  Vize  -  Oberverwalters  geschaffen. 
Zugleich  untersagt  dieses  Gesetz  die  Vereinigung  der  Aemter  eines 
Oberverwalters  der  »Kanzlei«  und  eines  Ministers.  —  Ein  Gesetz 
vom  I.  Juli  bezieht  sich  auf  die  Abänderung  und  Ergänzung  der  gel- 
tenden Satzungen  betr.  das  Inspektorat  der  bürgerlichen 
Staats  am t  er.  Es  beschränkt  die  Funktionen  des  Inspektorats  und 
überträgt  die  Mehrzahl  aller  Dienstanstellungen  und  Versetzungen  den 
Ortsbehörden.  Das  Gesetz  vom  i.  Juli  ändert  hauptsächlich  den  Art.  9 
des  am  6.  Mai  1894  Allerhöchst  bestätigten  Reglements  betr.  die  Be- 
förderung von  Dienstangelegenheiten  im  Inspektorate  der  bürgerlichen 
Staatsämter.  —  Ein  Gesetz  vom  i .  Juni  betrifft  die  Reform  der  P  r  o  - 
vin  zia  lein  rieh  tung  en,  welche  dem  Ministerium  des  Innern  unter- 
stellt sind.  Es  reorganisiert  in  den  Gouvernements  Tobolsk  und  Tomsk, 
vom  I.  November  1895  an,  und  in  den  Gouvernements  Jenissejsk  und 
Irkutsk,  vom  i.  Dezember  1895  an,  die  dortigen  Gouvernementsräte 
nebst  den  Kanzleien  der  ordentlichen  Gouvernementsverwaltung,  den 
Bau-  und  Ciefängnisabteilungen ,  den  Gouvernementsausschüssen  für 
Stadtangelegenheiten  und  Militärpflicht,  den  Expeditionen  für  Depor- 
tierte ,  Medizinalverwaltungen  u.  s.  w.  u.  s.  w.  folgendermassen :  es 
führt  die  Gouvernementsverwaltung  (Goubernskoje  upravlenije)  ein ;  die- 
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selbe  wird  von  dem  Gouverneur,  dem  ordentlichen  Aussrhuss  (obschteje 
prissutstwije)  und  der  Kanzlei  gebildet.  Ferner  wird  ganz  ausführlich 
die  Zusammensetzung  dieses  Ausschusses,  seine  Zuständigkeit,  sowie 
auch  die  Kompetenz  des  Gouverneurs  bestimmt.  Durch  dieses  Gesetz 
wird  die  komplizierte  Maschine  der  Provinzialverwaltung  erheblich  ver- 
einfacht und  in  ihren  Bewegungen  beschleunigt.  Als  eine  Neuerung 
mag  bemerkt  werden,  dass  die  nach  dem  Deportierten -Reglement  zur 
Kompetenz  des  General-Gouverneurs  von  Irkutsk  gehörenden  Geschäfte, 
wie  die  Abkürzung  der  Frist,  während  welcher  gewisse  Klassen  von 
Deportierten  dem  Bauernstand  zugeschrieben  sind,  ferner  die  Pflicht, 
in  gewissen  Fällen  Ländereien  für  Deportierte  anzuweisen  (164.  Art.) 
u.  s.  w.,  der  Entscheidung  des  betreffenden  Statthalters  anheimgestellt 
werden.     (Jahrb.  II  d.  i.  V.) 

Australien.  Victoria.  M  i  n  i  m  a  1 1  o  h  n  -  K  o  m  m  i  s  s  i  o  n  (^'ergl. 
unter  Sozialpolitik). 

Oesterreich.  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  und  des  Mi- 
nisteriums für  Cultus  und  Unterricht  vom  13.  Oktober  1897,  betreffend 
die  Regelung  des  Studien-  und  Prüfungswesens  für  Lebensmittel- 
e  X  p  e  r  t  e  n. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  27.  November  1896,  womit  Vorschriften 
über  die  Besetzung,  innere  Einrichtung  und  Geschäftsordnung  der  Ge- 
richte erlassen  werden  ((  t  e  r  i  c  h  t  s  o  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  s  g  e  s  e  t  z). 

B)  Materielles  Verwaltungsrecht. 

I.  Auswärtige  Verwaltung  —  —  — . 

II.  Staatsangehörigkeit ,  Staatsdiener-  und  Pensionswesen ,  Zivilliste, 
Auszeichnungswesen. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  über  das  A  u  s  w  a  n  d  e  r  u  n  g  s  w  e  s  e  n 
vom  9.  Juni  1897.  —  §1.  Wer  die  Beförderung  von  Auswanderern 
nach  ausserdeutschen  Ländern  betreiben  will  (Unternehmer),  bedarf  hier- 
zu der  Erlaubnis.  —  §  2.  Zur  Erteilung  oder  Versagung  der  Erlaubnis 
ist  der  Reichskanzler  unter  Zustimmung  des  Bundesrats  zuständig. 
—  §  5.  Vor  Erteilung  der  Erlaubnis  hat  der  Nachsuchende  eine  Sicher- 
heit im  Mindestbetrage  von  fünfzigtausend  Mark  zu  bestellen  und  im 
Falle  beabsichtigter  überseeischer  Beförderung  den  Nachweis  zu  führen, 
dass  er  Rheder  ist.  —  §  6.  Die  Erlaubnis  ist  nur  für  bestimmte  Län- 
der, Teile  von  solchen  oder  bestimmte  Orte  und  im  Falle  überseeischer 
Beförderung  nur  für  bestimmte  Einschififungshäfen  zu  erteilen.  —  §  7. 
Bei  Erteilung  der  Erlaubnis  an  solche  deutsche  Gesellschaften,  welche 
sich  die  Besiedelung  eines  von  ihnen  in  überseeischen  Ländern 
erworbenen  Gebiets  zur  Aufgabe  machen,  ist  der  Reichskanzler  an  die 
Vorschriften  des  §  5  nicht  gebunden.  Im  Uebrigen  können  aus  beson- 
deren Gründen  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  des  §  5  zugelassen 
werden.  —  §  10.     Die  den  Unternehmern  erteilte  Erlaubnis  kann  unter 
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Zustimmung  des  Bundesrats  vom  Reichskanzler  jederzeit  beschränkt 
oder  widerrufen  werden.  Die  Genehmigung  der  Bestellung  eines  Stell- 
vertreters kann  vom  Reichskanzler  jederzeit  widerrufen  werden.  —  §  n- 
Wer  bei  einem  Betriebe  der  im  §  i  bezeichneten  Art  durch  Vorberei- 
tung, Vermittelung  oder  Abschluss  des  Beförderungsvertrags  gewerbs- 
mässig mitwirken  will  (Agent),  bedarf  hierzu  der  Erlaubnis.  —  §  14. 
Vor  Erteilung  der  Erlaubnis  hat  der  Nachsuchende  eine  Sicherheit  im 
Mindestbetrage  von  fünfzehnhundert  Mark  zu  bestellen.  —  §  17-  Dem 
Agenten  ist  es  untersagt,  seine  Geschäfte  in  Zweigniederlassungen,  durch 
Stellvertreter  oder  im  Umherziehen  zu  betreiben.  —  §  18.  Die  dem 
Agenten  erteilte  Erlaubnis  kann  jederzeit  beschränkt  oder  widerrufen 
werden.  — ^  §  21.  Der  Bundesrat  erlässt  nähere  Bestimmungen  über 
den  Geschäftsbetrieb  der  Unternehmer  und  Agenten  und  deren  Beauf- 
sichtigung, namentlich  auch  a)  über  die  von  ihnen  zu  führenden  Bücher, 
Listen ,  statistischen  und  sonstigen  Nachweisungen  sowie  über  die  in 
Anwendung  zu  bringenden  Vertragsformulare;  b)  über  die  Art  und  Weise 
der  Sicherheitsbestellung  und  die  Bedingungen,  welche  über  die  Haft- 
barkeit sowie  über  die  Ergänzung  und  die  Rückgabe  der  Sicherheit  in 
die  Bestellungsurkunde  aufzunehmen  sind.  —  §  22.  Der  Unternehmer 
darf  Auswanderer  nur  befördern  auf  Grund  eines  vorher  abgeschlosse- 
nen schriftlichen  Vertrags.  Den  Auswanderern  darf  nicht  die  Verpflich- 
tung auferlegt  werden,  den  Beförderungspreis  oder  einen  Teil  desselben 
oder  ihnen  geleistete  Vorschüsse  nach  ihrer  Ankunft  am  Bestimmungs- 
orte zu  zahlen  oderzurückzuerstatten  oder  durch  Arbeit  abzuverdienen; 
ebensowenig  dürfen  sie  in  der  Wahl  ihres  Aufenthaltsorts  oder  ihrer 
Beschäftigung  im  Bestimmungslande  beschränkt  werden.  —  §  26.  Der 
Verkauf  von  Fahrscheinen  an  Auswanderer  zur  Weiterbeförderung  von 
einem  überseeischen  Platze  aus  ist  verboten.  Dieses  Verbot  findet  je- 
doch keine  Anwendung  auf  Verträge,  durch  welche  der  Unternehmer 
(§  i)  sich  zugleich  zur  Weiterbeförderung  vom  überseeischen  Ausschiffe 
ungshafen  aus  verpflichtet.  —  §  27.  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet, 
den  Auswanderern  an  dem  zu  ihrer  Einschiffung  oder  Weiterbeförderung 
bestimmten  Orte  bei  jeder  nicht  von  ihnen  selbst  verschuldeten  Ver- 
zögerung der  Beförderung  von  dem  vertragsmässig  bestimmten  Abfahrts- 
tag an  ohne  besondere  Vergütung  Unterkunft  und  Verpflegung  zu  ge- 
währen. —  §  28.  Falls  die  Verzögerung  länger  als  eine  Woche  dauert, 
hat  der  Auswanderer,  unbeschadet  der  ihm  nach  dem  bürgerlichen  Rechte 
etwa  zustehenden  Ansprüche  auf  Schadensersatz,  das  Recht,  von  dem 
Vertrage  zurückzutreten  und  die  Rückerstattung  des  gezahlten  Ueber- 
fahrtsgeldes  zu  verlangen.  —  §  29.  Die  Rückerstattung  des  Ueberfahrts- 
geldes  kann  auch  dann  verlangt  werden,  wenn  der  Auswanderer  oder 
einer  der  ihn  begleitenden  Familienangehörigen  vor  Antritt  der  Seereise 
stirbt  oder  nachweislich  durch  Krankheit  oder  durch  sonstige  ausser 
seiner  Macht  liegende  Zwisclienfälle  am  Antritte  der  Seereise  verhindert 
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wird.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  in  Fällen  des  §  26  Absatz  2  die  Ver- 
hinderung im  überseeischen  Ausschiffungshafen  eintritt,  rücksichtlich 
des  den  Weiterbeförderungskosten  entsprechenden  Teiles  des  Ueber- 
fahrtsgeldes.  Die  Hälfte  des  Ueberfahrtsgeldes  kann  zurückverlangt 
werden,  wenn  der  Auswanderer  vor  Antritt  der  Reise  vom  Vertrag  aus 
anderen  Gründen  zurücktritt.  —  §  34.  Jedes  Auswandererschiff  unter- 
liegt vor  dem  Antritte  der  Reise  einer  Untersuchung  über  seine  See- 
tüchtigkeit, Einrichtung,  Ausrüstung  und  Verproviantierung.  Die  Unter- 
suchung erfolgt  durch  amtliche,  von  den  Landesregierungen  bestellte 
Besichtiger.  —  §  35-  Vor  Abgang  des  Schiffes  ist  der  Gesundheitszu- 
stand der  Auswanderer  und  der  Schiffsbesatzung  durch  einen  von  der 
Auswanderungsbehörde  (§  40)   zu   bestimmenden  Arzt    zu    untersuchen. 

—  §  36.  Der  Bundesrat  erlässt  Vorschriften  über  die  Beschaffenheit, 
Einrichtung,  Ausrüstung  und  Verproviantierung  der  Auswandererschiffe, 
über  die  amtliche  Besichtigung  und  Kontrole  dieser  Schiffe,  ferner  über 
die  ärztliche  Untersuchung  der  Reisenden  und  der  Schiffsbesatzung  vor 
der  Einschiffung,  über  die  Ausschliessung  kranker  Personen,  über  das 
Verfahren  bei  der  Einschiffung  und  über  den  Schutz  der  Auswanderer 
in  gesundheitlicher  und  sittlicher  Hinsicht.  —  §  38-  Zur  Mitwirkung 
bei  Ausübung  der  dem  Reichskanzler  auf  dem  Gebiete  des  Auswande- 
rungswesens zustehenden  Befugnisse  wird  ein  sachverständiger 
Beirat  gebildet ,  welcher  aus  einem  Vorsitzenden  und  mindestens 
vierzehn  Mitgliedern  besteht.  Den  Vorsitzenden  ernennt  der  Kaiser. 
Die  Mitglieder  werden  vom  Bundesrate  gewählt.  —  §  39.  Die  Anhö- 
rung des  Beirats  muss  erfolgen  vor  Erteilung  der  Erlaubnis  für  solche 
Unternehmungen,  welche  die  Besiedelung  eines  bestimmten  Gebiets  in 
überseeischen  Ländern  zum  Ciegenstande  haben ,  sowie  im  Falle  der 
Beschränkung  oder  des  Widerrufs  der  einem  Unternehmer  erteilten  Er- 
laubnis. Ausserdem  können  auf  dem  Gebiete  des  Auswanderungswesens 
von  dem  Reichskanzler  geeignete  wichtigere  Fragen  dem  Beirate  zur 
Begutachtung  vorgelegt  und  von  letzterem  Anträge  an  den  Reichskanzler 
gestellt  werden.  —  §  40.  Zur  Ueberwachung  des  Auswanderungswesens 
und  der  Ausführung  der  darauf  bezüglichen  Bestimmungen  sind  an  den- 
jenigen Hafenplätzen,  für  welche  Unternehmer  zugelassen  sind,  von  den 
Landesregierungen  A  u  s  w  a  n  d  e  r  u  n  g  s  b  e  h  ö  r  d  e  n  zu  bestellen.  — 
§  41.  In  den  Hafenorten  übt  der  Reichskanzler  die  Aufsicht  über  das 
Auswanderungswesen  durch  von  ihm  bestellte  Kommissare  aus.  —  i;  42. 
Durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  können 
zur  Regelung  der  Beförderung  von  Auswanderern  und  Passagieren  auf 
deutschen  Schiffen,  welche  von  a  u  s  s  e  r  d  eu  t  s  c  h  e  n  Häfen  aus- 
gehen,  Vorschriften  der  im  §  36  bezeichneten  Art   erlassen  werden. 

—  §  43.  Unternehmer  (§  i),  welche  den  Bestimmungen  der  §§  8,  22, 
23»  25,  32  und  ;^^  Absatz  i  oder  den  für  die  Ausübung  ihres  Geschäfts- 
betriebs von  den  zuständigen  Behörden  erlassenen  Vorschriften  zuwider- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1898     i.  2.  20 
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handeln,  werden  mit  Geldstrafe  von  einhundertfünfzig  bis  zu  sechstau- 
send Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  — •  §  44. 
Agenten  werden  mit  Geldstrafe  von  dreissig  bis  zu  dreitausend  Mark 
oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft.  —  §  45.  Wer  ohne 
die  nach  §§  i  und  1 1  erforderliche  Erlaubnis  die  Beförderung  von  Aus- 
wanderern betreibt  oder  bei  einem  solchen  Betriebe  gewerbsmässig 
mitwirkt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geldstrafe 
bis  zu  sechstausend  Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  bestraft.  — 
§  48.  Wer  eine  Frauensperson  zu  dem  Zwecke,  sie  der  gewerbsmässigen 
Unzucht  zuzuführen,  mittelst  arglistiger  Verschweigung  dieses  Zweckes 
zur  Auswanderung  verleitet,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  fünf  Jahren  be- 
straft. Neben  der  Zuchthausstrafe  ist  der  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  auszusprechen ;  auch  kann  zugleich  auf  Geldstrafe  \'on  ein- 
hundertfünfzig bis  zu  sechstausend  Mark  sowie  auf  Zulässigkeit  von 
Polizeiaufsicht  erkannt  werden. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  wegen  anderweiter  Bemessung  der  Witwen- 
und  Waisengelder.     Vom  17.  Mai  1897. 

Preussen.  Gesetz,  betreffend  den  Servistarif  und  die  Klassenein- 
teilung der  Orte.     Vom  26.  Juli  1897. 

Preussen.  Gesetz,  betreffend  die  Tagegelder  und  Reisekosten  der 
Staatsbeamten.     Vom  21.  Juni  1897. 

Preussen.  Gesetz,  betreffend  die  Regelung  der  R  i  c  h  t  e  r  g  e  h  ä  1- 
t  e  r.     Vom  31.  Mai  1897. 

Preussen.  Gesetz  wegen  Abänderung  der  §§  8  und  12  des  Gesetzes, 
betreifend  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  unmittel- 
baren Staatsbeamten,  vom  20.  Mai  1882.     Vom  i.  Juni  1897. 

Preussen.  Verordnung,  betreffend  die  Führung  der  mit  akademi- 
schen Graden  verbundenen  Titel.  Vom  7.  April  1897.  ■ —  §1.  Preus- 
s  i  s  c  h  e  Staatsangehörige,  welche  einen  akademischen  Grad  ausserhalb 
des  Deutschen  Reiches  erwerben,  bedürfen  zur  Führung  des  damit  ver- 
bundenen Titels  der  Genehmigung  des  Ministers  der  geistlichen,  Unter- 
richts- und  Medizinal- Angelegenheiten.  —  §  2.  Für  nichtpreussische 
Reichsangehörige  und  Ausländer ,  welche  einen  akademischen  Grad 
ausserhalb  des  Deutschen  Reiches  erwerben,  gilt  die  Bestimmung  des 
§  I  mit  der  Massgabe,  dass  es,  sofern  sie  sich  nur  vorübergehend  oder 
im  amtlichen  Auftrage  und  in  beiden  Fällen  nicht  zu  litera- 
rischen oder  sonstigen  Erwerbszwecken  in  Preussen 
aufhalten,  genügt,  wenn  sie  nach  dem  Rechte  ihres  Heimatstaates  zur 
Führung  des  Titels  befugt  sind.  —  §  3.  Die  Frage,  ob  die  Voraus- 
setzungen der  §§29  Absatz  i  und  147  Nr.  3  der  Reichsgewerbeordnung 

vom        "  T  ,. —  —^  zutreffen,    wird    durch    die    Bestimmung    der  §§  i 
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und  2  nicht  berührt. 

Preussen.     Gesetz,  betreffend  das  Diensteinkommen  der  Lehrer  und 
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Lehrerinnen  an  den  öfifentlichen  Volksschulen.  Vom  3.  März  1897. 
—  §  I.  Die  an  einer  öffentlichen  Volksschule  angestellten  Lehrer  und 
Lehrerinnen  erhalten  ein  festes,  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  und 
der  besonderen  Amtsstellung  angemessenes  Diensteinkommen.  Das- 
selbe besteht:  i)  in  einer  festen,  ihrem  Betrage  nach  in  einer  bestimm- 
ten Geldsumme  zu  berechnenden  Besoldung  (Grundgehalt),  2)  in  Alters- 
zulagen, 3)  in  freier  Dienstwohnung  oder  entsprechender  Mietsentschä- 
digung. 

Preussen.  V.O.  des  Handels-Ministeriums  vom  7.  September  1897, 
über  Vorbildung  und  Prüfung  für  die  G  e  w  e  r  b  e  -  A  u  f  - 
s  i  c  h  t  s  b  e  a  m  t  e  n.  §  i.  Zur  Erlangung  der  Befähigung  für  den 
Gewerbe- Aufsichtsdienst  ist:  i)  ein  mindestens  dreijähriges  techni- 
sches Studium,  2)  ein  mindestens  i^sjähriges  Studium  der  Rechts- 
und Staatswissenschaften  auf  deutschen  Hochschulen,  3)  die  Ablegung 
zweier  Prüfungen  erforderlich.  —  §  2.  Die  erste  dieser  Prüfungen  ist 
entweder  a.  die  als  Regierungs-Bauführer  im  Maschinenbaufach  oder 
b.  die  als  Berg-Referendarius  oder  c.  die  Diplomprüfung  als  Hütten- 
Ingenieur  oder  als  Maschinen-Ingenieur  an  der  Berg-Akademie  oder 
einer  anderen  preussischen  Technischen  Hochschule,  d.  die  in  den 
Bundesratsbestimmungen  vom  22.  Februar  1894  bezeichnete  Vorprüfung 
als  Nahrungsmittel-Chemiker ,  oder  die  Diplomprüfung  als  Chemiker 
an  einer  preussischen  Technischen  Hochschule ,  oder  die  Habilitation 
für  Chemie,  oder  die  Doktorpromotion  an  einer  preussischen  ITniver- 
sität,  wenn  Chemie  bei  der  Promotionsprüfung  das  Hauptfach  bildete. 
Die  zweite  Prüfung  ist  vor  dem  Prüfungsamt  für  Gewerbe-Aufsichts- 
beamte abzulegen.  —  §  3.  Der  zweiten  Prüfung  muss  ein  mindestens 
iVajähriger  Vorbereitungsdienst  bei  den  Gewerbe-Aufsichtsbehörden 
voraufgehen. 

Bayern.  Gesetz  vom  17.  Juni  1896,  betr.  die  Abänderung  einiger 
Bestimmungen  der  Gesetze  über  Heimat,  Verehelichung  und  Aufenthalt 
und  über  die  öffentliche  Armen-  und  Krankenpflege.  (Art.  6  erhält 
folgende  Fassung:  Anspruch  auf  Verleihung  des  Heimatrechts  in  der 
Aufenthaltsgemeinde  haben  jene  Angehörige  des  bayerischen  Staates, 
welche  im  Alter  der  Volljährigkeit  ununterbrochen  4  Jahre  lang  (statt 
bisher  5  Jahre)  freiwillig  und  selbständig  in  der  Gemeinde  sich  aufge- 
halten, während  dieser  Zeit  direkte  Steuern  gezahlt  haben  etc.;  dann 
diejenigen  mit  7-jährigem  Aufenthalt  (statt  bisher  10  Jahre),  die  keine 
Armenunterstützung  erhalten  haben.  Es  kann  je  nach  der  Grösse  der 
Gemeinde  eine  Gebühr  von  20 — 80  Mark  verlangt  werden.  Angehörige 
des  bayerischen  Staates,  welche  nach  7-jährigem  Aufenthalte  in  der 
Gemeinde  das  Heimatsrecht  erworben  ,  sind  von  der  Gebühr  befreit, 
wenn  sie  sich  ununterbrochen  als  Dienstboten,  Gewerbsgehilfen,  Fabrik-, 
Lohnarbeiter  in  der  Gemeinde  ernährt  haben  und  nicht  zu  Freiheits- 
strafen verurteilt  gewesen  sind.     Wird  in  einer  Gemeinde  fremden  Per- 
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sonen,  welche  sich  unmittelbar  vor  Kintritt  der  Bedürftigkeit  mindestens 
6  Monate  lang  freiwillig  und  ununterbrochen  in  der  Gemeinde  aufge- 
halten haben,  Krankenhilfe  oder  Unterstützung  zur  Bestreitung  des 
Lebensunterhaltes  gewährt,  so  tritt  vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
des  Art.  ii  Abs.  3  ein  Ersatzanspruch  gegen  die  Heimatsgemeinde  nur 
ein,    wenn  und  soweit  die  Hilfeleistung  über  4  Wochen  fortgesetzt  ist. 

Oesterrcich.  Gesetz  vom  5.  Dezember  1896,  wodurch  einige  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  3.  Dezember  1863,  betreffend  die  Rege- 
lung der  Heimatverhält  nisse,  abgeändert  werden. 

Oesf erreich.  Verordnung  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unter- 
richt im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  vom  26.  Juni 
1897 ,  betreffend  die  Einführung  einer  theoretischen  Staats- 
prüfung an  dem  Kurse  für  Versicherungstechnik  an 
der  k.  k.  technischen  Hochschule  in  Wien. 

Russland.  Ein  Ukas  vom  13.  Januar,  welcher  lautet:  »In  Unserer 
Monarchenfürsorge  für  treue  Unterthanen,  welche  ihre  Begabung  und 
Kraft  im  Dienste  für  Uns  und  das  Vaterland  in  der  Wissenschaft, 
Literatur  und  Presse  (Zeitschriften)  gewidmet  haben,  geruhten 
Wir  als  gerecht  alljährlich  vom  Reichsschatze  zur  notwendigen  Unter- 
stützung bedürftiger  Gelehrten,  Schriftsteller  und  Publizisten,  sowie 
auch  ihrer  Witwen  und  Waisen  Summen  auszuwerfen.  Mit  Erfüllung 
dieses  Unseres  Willens  betrauen  Wir  die  Kaiserliche  Akademie  der 
Wissenschaften,  als  die  höchst  stehend  gelehrte  Körperschaft 
im  russischen  Kaiserreiche.«  Nach  diesem  Ukas  können  ausser  ein- 
maligen Geldunterstützungen  auch  Pensionen  für  Personen  festgesetzt 
werden,  welche  solche  aus  anderen  Fonds  nicht  erhalten.  Das  Gesetz 
giebt  diesen  Unterstützungen  und  Pensionen  laut  Ukas  vom  13.  Januar 
den  Namen  »Pensionen  und  Unterstützungen  des  Kaisers  Nicolaus  II.« 
(Jahrb.  II  der  intern.  Ver.) 

Brasilien.  Gesetz  vom  26.  Nov.  1896,  welches  die  Naturalisation 
sämtlicher  damals  in  Brasilien  anwesenden  Ausländer  vorschreibt,  wenn 
sie  nicht  durch  eine  ausdrückliche  Erklärung  vor  den  Konsuln  ihres 
Landes  die  Naturalisation  ablehnten. 

III.  Kirche,  Schule,  Wissenschaft,  Kunst. 

Belgien.  Gesetz  v.  15.  Sept.  1895,  betr.  den  Elementarun- 
terricht 1).  Das  Gesetz  schliesst  die  Reihe  der  Umgestaltungen, 
welche  die  Elementarschule  als  Streitgegenstand  zwischen  der  liberalen 
und  katholischen  Partei  zu  erleiden  hatte.  Der  Elementarunterricht 
ruht  in  Belgien  in  den  Händen  der  Gemeinden.  Das  liberale  Kabinet 
hatte  die  letzteren  im  Jahre  1879  zum  Bau  und  zur  Unterhaltung  wenig- 
stens einer  Schule  mit  unbeschränkter  Neutralität  gegenüber  den  ver- 
schiedenen Religionen  und  mit  Rücksicht  auf  die  Religion  verpflichtet. 


i)  Jahrbuch   II  der  internat.    Vereinigung. 
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Nachdem  die  k.  Partei  zur  Macht  gelangte,  war  es  ihre  erste  Handlung, 
im  Namen  der  Gemeinde-Autonomie  die  Verpflichtung  zur  Unterhaltung 
der  Schule  abzuschaffen  und  den  Gemeinden  zu  gestatten,  an  Stelle 
ihrer  eigenen  Anstalten  die  konfessionellen  Schulen  zu  adoptieren.  Eine 
Menge  von  Gemeindeschulen  wurde  von  den  katholischen  Gemeinden 
aufgehoben.  Aber  trotz  der  Uebernahme  einer  gewissen  Zahl  geist- 
licher Schulen  lasteten  doch  die  Kosten  der  Unterhaltung  schwer  auf 
den  Diözesankassen  und  den  Katholiken  selbst.  Das  neue  Gesetz  be- 
zweckt zunächst ,  ihnen  Staatsunter  Stützungen  zu  gewähren. 
Deshalb  dürfen  die  Privatschulen,  welche  die  gesetzlichen  Uebernahme- 
Bedingungen  erfüllen,  ebenso  wie  die  kommunalen  und  übernommenen 
Schulen  an  den  Unterstützungen  teilnehmen  ,  welche  jährlich  von  der 
Gesetzgebung  für  den  Elementarunterricht  votiert  werden.  Die  Bei- 
hülfe wird  jeder  Schule  im  Verhältnis  nach  der  Zahl  ihrer  Klassen 
bewilligt.  Es  genügt,  dass  die  Schule  die  gesetzlichen  Bedingungen 
für  die  Uebernahme  erfüllt,  d.  h.  dass  sie  den  Elementarunterricht  nach 
einem  gesetzlich  bestimmten  Mindestprogramm  erteilt.  Das  Gesetz 
erklärt  zwar  den  Religionsunterricht  dort  für  nicht  erforderlich;  allein 
da  es  kaum  eine  neutrale  Privatschule  giebt,  fliesst  selbstverständlich 
fast  der  gesamte  Zuschuss  den  Schulen  der  katholischen  Geistlichkeit 
zu.  —  Das  Gesetz  von  1895  stellt  dann  wieder  an  die  Spitze  der  obli- 
gatorischen Unterrichtsgegenstände  den  Unterricht  in  Religion  und 
Sittenlehre.  Den  Familienvätern  ist  gestattet,  auf  Grund  schriftlichen 
Antrages  ihre  Kinder  von  den  Religionsstunden  dispensieren  zu  lassen. 
Eine  andere  Bestimmung  verleiht  den  Oberen  der  verschiedenen  Reli- 
gionen ein  Aufsichtsrecht  nicht  nur  über  den  Religionskursus,  sondern 
auch  über  die  im  Unterricht  gebrauchten  Bücher.  [Das  heisst  in  seiner 
Wirkung  den  gesamten  Elementarunterricht  in  die  Hände  des  Klerus 
legen.]  —  Neben  den  erörterten  Bestimmungen  giebt  das  Gesetz  andere, 
deren  gute  Erfolge  kaum  in  Zweifel  gezogen  wurden  :  so  die  Verbes- 
serung der  Stellung  der  Gemeindelehrer,  deren  amtliche  Thätigkeit 
auch  eine  grössere  Stabilität  erhielt. 

IV.  Kriegswesen  —   —   — . 

V.  Justizgesetzgebung . 

Deutsches  Reich.  Handelsgesetzbuch.  Vom  10.  Mai  1897. 
(Das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  nebst  dem  dazu  unter  dem 
gleichen  Tage  erlassenen  Einführungsgesetz  ist  im  Reichsgesetzblatt 
Nr.  23,  S.  219  veröffentlicht). 

Deutsches  Reich.     Grundbuchordnung.     Vom  24.  März  1897. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  über  die  Zwangsversteigerung 
und  die  Zwangsverwaltung.     Vom  24.  März  1897  (in  184  Paragraphen). 

Deutsches  Reich.  Gesetz,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  über 
die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  vom 
I.  Mai  1889,  sowie  den  Geschäftsbetrieb  von  K  o  n  s  u  m  a  n  s  t  a  1 1  e  n 
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vom  12.  Aug.  1896.  Art.  i.  Das  Gesetz,  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften,  vom  i.  Mai  1889,  wird  durch  nachstehende 
Vorschriften  abgeändert  und  ergänzt:  i)  Der  Abs.  4  des  §  8  erhält 
folgende  Fassung :  Konsumvereine  (§  i  Nr.  5)  dürfen  im  regel- 
mässigen Geschäftsverkehr  Waren  nur  an  ihre  Mitglieder  oder  deren 
Vertreter  verkaufen.  Diese  Beschränkung  findet  auf  landwirtschaftliche 
Konsumvereine,  welche  ohne  Haltung  eines  offenen  Ladens  die  Ver- 
mittelung  des  Bezugs  von  ihrer  Natur  nach  ausschliesslich  für  den  land- 
wirtschaftlichen Betrieb  bestimmten  Waren  besorgen,  hinsichtlich  dieser 
Waren  keine  Anwendung.  —  2)  Der  §  20  erhält  folgende  Fassung : 
Durch  das  Statut  kann  festgesetzt  werden,  dass  der  Gewinn  nicht  ver- 
teilt, sondern  dem  Reservefonds  zugeschrieben  wird.  —  3)  Hinter  §  30 
werden  folgende  Bestimmungen  eingeschaltet:  §  30a.  Für  Konsum- 
vereine, welche  einen  offenen  Laden  haben,  hat  der  Vorstand,  um  die 
Beobachtung  der  Bestimmung  des  §  8  Abs.  4  zu  sichern,  Anweisung 
darüber  zu  erlassen,  auf  welche  Weise  sich  die  Vereinsmitglieder  oder 
deren  Vertreter  den  Warenverkäufern  gegenüber  zu  legitimieren  haben. 
Abschrift  der  Anweisung  hat  er  der  höheren  Verwaltungsbehörde ,  in 
deren  Bezirk  die  Genossenschaft  ihren  Sitz  hat ,  unverzüglich  einzu- 
reichen. —  §  30b.  Von  Konsumvereinen  oder  von  Gewerbetreibenden, 
welche  mit  solchen  wegen  Warenabgabe  an  die  Mitglieder  in  Verbin- 
dung stehen,  dürfen  Marken  oder  sonstige  nicht  auf  den  Namen  lautende 
Anweisungen  oder  Wertzeichen,  welche  anstatt  baren  Geldes  die  Mit- 
glieder zum  Warenbezug  berechtigen  sollen,  nicht  ausgegeben  werden. 
—  Art.  2.  Die  im  Art.  i  Nr.  i,  3  und  7  enthaltenen  Vorschriften  fin- 
den auf  Konsumanstalten,  welche  von  Arbeitgebern  für  ihre  Arbeiter 
und  Beamten  betrieben  werden,  sowie  auf  Vereinigungen  (Gesellschaf- 
ten, Korporationen),  deren  wesentlicher  Geschäftszweck  es  ist,  ihren 
Mitgliedern  oder  bestimmten  Berufskreisen  in  dem  Bezug  von  Waren 
Vorteile  zu  verschaffen,  insbesondere  auch  auf  Beamten-  und  Offizier- 
vereine mit  der  Massgabe  sinngemässe  Anwendung,  dass  die  hinsicht- 
lich der  Mitglieder  der  Konsumvereine  getroffenen  Bestimmungen  bei 
den  vorbezeichneten  Konsumanstalten  und  Vereinigungen  hinsichtlich 
derjenigen  Personen  gelten ,  für  welche  die  Einrichtung  bestimmt  ist. 
Jedoch  ist  es  den  Konsumanstalten  und  Vereinigungen  der  vorbezeich- 
neten Art  gestattet,  in  ihren  Speiseanstalten  Waren  zum  alsbaldigen 
persönlichen  Verbrauch  auch  an  Dritte  abzugeben.  —  Art.  3.  Dieses 
Gesetz  tritt  am  i.  Jan.   1897  in  Kraft. 

Freussen.  Gesetz,  betreffend  die  Zwangsvollstreckung  aus  Forde- 
rungen landschaftlicher  (ritterschaftlicher)  Kreditanstalten.  Vom  3. 
August  1897. 

Freussen.  Gesetz  v.  14.  Dezember  1896,  betr.  Erleichterung  der 
Abveräusserung  einzelner  Teile  von  Grundstücken.  §  i.  Jeder 
Grundbesitzer,  jeder  Lehens-  und  Fideikommissbesitzer,  jeder  Besitzer 
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eines  im  Leiheverbande  stehenden  Grundstücks  (Erbpacht-,  Erbzins- 
grundstück etc.)  ist  befugt,  ohne  Einwilligung  der  Lehens-Berechtigten, 
der  Hypotheken-  und  Grundschuldgläubiger  und  der  zu  Reallasten  Be- 
rechtigten einzelne  Grundstücksteile  oder  Zubehörstücke  lastenfrei  i) 
gegen  Auferlegung  fester  Geldabgaben  oder  gegen  Feststellung  eines 
Kaufgeldes  zu  veräussern,  2)  gegen  andere  Grundstücke  zu  vertauschen, 
3)  zu  öffentlichen  Zwecken  unentgeltlich  abzutreten ,  sofern  von  der 
Generalkommission  zu  Kassel  bescheinigt  wird,  dass  die  Veräusserung 
den  genannten  Berechtigten  unschädlich  sei.  —  §  2.  Das  Unschädlich- 
keitszeugnis darf  nur  erteilt  werden,  wenn  das  abzutretende  Grundstück 
im  Verhältnis  zum  Hauptgute  von  geringem  Wert  und  Umfang  ist,  und 
wenn  die  auferlegte  Geldabgabe  oder  das  verabredete  Kaufgeld  oder 
das  eingetauschte  Grundstück  den  Ertrag  oder  den  Wert  des  Grund- 
stücks erreicht,  auch  das  Hauptgut  an  Wert  nicht  verliert.  Hinsichtlich 
der  Verwendung  des  Kaufgeldes  kommen  die  ges.  Vorschriften  über 
die  Verwendung  der  im  Auseinandersetzungsverfahren  festgestellten 
Ablösungskapitalien  zur  Anwendung. 

Verordnung  des  Justizministers  vom  10.  Juli  1897,  über  den  bei 
der  vorläufigen  Feststellung  des  Lastenstandes  und  bei  der  Meistbots- 
verteilung  zugrunde  zu  legenden  Steuerschätz  wert  der  mit  einer 
S  i  m  u  1 1  a  n  h  y  p  o  t  h  e  k  belasteten  Liegenschaften. 

Brasilien.  Ges.  v.  24.  Jan.  1864  über  die  Civilehe  und  die  E  h  e- 
Scheidung,  mit  genauer  Bestimmung  aller  gegenseitigen  Rechte 
und  Pflichten  der  Ehegatten  in  Bezug  auf  die  Person  und  das  Ver- 
mögen. Bis  dahin  galt  nur  das  kanonische  Recht  und  die  alte  portu- 
giesische Gesetzgebung.  Die  Verordnung  erweiterte  das  Ehescheidungs- 
recht, allerdings  unter  ausschliesslicher  Beibehaltung  derjenigen  Form, 
welche  nach  kanonischem  Rechte  die  einzig  zulässige  ist :  der  einfachen 
thatsächlichen  Trennung  der  Ehegatten  ohne  Auflösung  des  ehelichen 
Bandes.     (Jahrb.  II  d.  intern.  Ver.) 

Bulgarien.  Strafgesetzbuch  vom  21.  Februar  —  4.  März 
1896.  Der  bulgarische  Strafcodex  besteht  aus  zwei  Büchern  und  ent- 
hält im  Ganzen  544  Paragraphen.  Das  erste  Buch  (§§  i — 97)  behan- 
delt die  allgemeinen  Bestimmungen  und  das  zweite  (§§  98 — 537)  die 
strafbaren  Handlungen.  Letzteres  besteht  aus  zwei  Hauptteilen :  I. 
Vergehen  und  deren  Bestrafung  (§§  98—445),  II.  Uebertretungen  und 
deren  Bestrafung  (§§  446 — 537).  Die  letzten  sieben  Paragraphen  der 
Codification  (§§  538 — 544)  enthalten  Uebergangsbestimmungen  und  Er- 
klärungen einiger  wesentlicher  resp.  technischer  Begriffe,  so  der  Min- 
derjährigkeit, der  strafbaren  Handlung,  der  öff"entlichen  Gewalt  und 
ihrer  Organe  u.  s.  w.  Das  bulgarische  Strafgesetzbuch  (§  13)  kennt 
fünferlei  Hauptstrafen:  i)  Todesstrafe  [Strang]  für  fünf  Verbrechen; 
2)  strengen  finsteren  Kerker;  3)  finsteren  Kerker;  4)  Arrest  und  5) 
Geldstrafe   und   drei  Arten  Nebenstrafen:    1)  Verlust   der   bürgerlichen 
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und  politischen  Rechte ;  2)  Konfiscation  gewisser  Gegenstände  und  3) 
VeröffentUchung  des  Urteiles.     (Jahrb.  II  der  intern.  V.) 

Bulgarien.  Nov.  zum  Erbschafts-Gesetz  vom  17.  Dezember  1889. 
Dieses  Gesetz,  nach  den  einschlägigen  französischen  und  italienischen 
Gesetzen  copiert,  war  für  die  mohammedanische  Bevölkerung  nicht 
obligatorisch.  Auch  die  christliche  Landbevölkerung  lehnte  sich  da- 
gegen auf.  Während  vordem  die  weiblichen  Erben  von  den  unbedeck- 
ten Liegenschaften  (miriiski  zemi),  d.  h.  Felder  und  Wiesen  keinen 
Teil  verlangen  konnten,  so  machte  sie  das  neue  Gesetz  gleichberech- 
tigt mit  den  männlichen  Erben;  es  gab  ihnen  das  Recht,  ihren  Teil 
in  natura  zu  verlangen  resp.  die  öffentliche  Versteigerung  des  ganzen 
Erbgrundstückes  zu  erwirken ,  wodurch,  da  die  Erben  nicht  mitbieten 
durften,  das  ererbte  Gut  in  fremde  Hände  geriet.  Hiegegen  erhebt 
sich  die  Novelle,  indem  sie  verfügt:  Bei  Erbschaften,  wenn  deren  Flä- 
cheninhalt 15  Hektar  nicht  übersteigt,  haben  alle  männlichen  Erben 
oder  nur  einige  von  ihnen  das  Recht,  für  sich  jene  Teile  zu  behalten, 
welche  auf  den  weiblichen  Erben  entfallen ,  indem  sie  dem  letzteren 
den  Schätzungswert  dieser  Teile  bezahlen.  Die  Schätzung  geschieht 
entweder  in  beiderseitigem  Einverständnisse  oder  durch  einen  von  den 
interessierten  Erben  gewählten  Sachverständigen,  und  falls  solch  eine 
Liebereinkunft  nicht  zu  Stande  kommt,  so  ernennt  auf  Antrag  das 
competente  Gericht  den  Sachverständigen,  (mod.  §  240)  »Jeder  der 
Erben  kann  bei  der  öffentlichen  Feilbietung  mitlicitieren.«  (mod.  §241) 
»Bei  Bestimmung  der  Teile  ist  es  verboten  zu  teilen:  die  Ackergründe 
auf  kleinere  Teile  als  drei  Dekare,  die  Wiesen  auf  weniger  als  zwei 
Dekare  und  die  Rosenfelder  und  Weingärten  auf  kleinere  Teile  als 
einen  Dekar.«    (Jahrb.  II.  der  i.  Ver.) 

Finnland.  Gesetz  vom  12.  Juni  betreffend  Teilung  des  länd- 
lichen Grundeigentums.  Die  früheren  sehr  grossen  Beschrän- 
kungen der  Teilbarkeit  des  Landbesitzes  sind  zufolge  dieses  Gesetzes 
zum  grössten  Teil  gefallen.  Es  kann  jetzt  jedes  dem  Fiskus  unmittel- 
bar steuerpflichtige  (»jedes  selbständige«)  Grundeigentum  auf  dem  Lande 
in  ebenso  selbständige  Besitzungen  zerteilt  werden,  wenn  nur  jeder 
Teil  5  Hektare  kultivierbares  Land  enthält  und  eine  Grösse  von  wenig- 
stens Vsoo  »Mantal«  beträgt.  [Mantal  ist  eigentlich  der  einheitliche 
Ausdruck  eines  gewissen  Steuerquantums  (so  und  so  viel  Steuer-Mantal). 
Aber  weil  die  Steuer,  obgleich  unveränderlich,  durch  Schätzung  des 
Ertrages  des  Grundstücks  bestimmt  wurde,  drückt  die  Grösse  des  bei 
ihm  aufgeführten  Mantals  auch  die  Steuerfähigkeit  des  Grundstücks 
aus,  was  natürlich  nicht  von  der  Grösse  des  Bodens  allein  abhängt; 
so  kann  Vsoo  Mantal  bisweilen  weniger  Terrain  enthalten,  als  5  Hektare ; 
bisweilen  wieder  bedeutend  mehr.]  Ausserdem  können  von  jedem 
selbständigen  Landgut  »Parzellen«  abgesondert  werden  ohne  Beschrän- 
kung   ihrer    Zahl    oder    Grösse.     Der    Parzellenbesitzer    bezahlt    keine 
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Grundsteuer  dem  Fiskus,  hat  auch  keine  den  selbständigen  Gütern 
obHegende  onera  publica,  wie  Feldwegebau  und  dergleichen,  zu  tragen, 
sondern  bezahlt  nur  dem  Eigentümer  des  Stammgutsbesitzes,  der  für 
die  Steuer  und  onera  des  ganzen  Gutes  verantwortlich  ist,  eine  gewisse 
jährliche  Rente,  welche  im  Verwaltungswege  berechnet  wird  und  jedes 
zehnte  Jahr  zu  korrigieren  ist.  Die  Parzelle  ist  aber  gleich,  wie  das 
Stammgut  volles  Privateigentum.  Die  Parzelleninstitution  wird  am 
meisten  zu  industriellen  Zwecken  benutzt  wegen  der  grösseren  Bequem- 
lichkeit der  Rentenbezahlung.     (Jahrb.  II  der  intern.  Ver.) 

Frankreich.  Gesetz  v.  16.  Februar  1897,  betreffend  das  Grund- 
eigentum in  Algerien. 

Frankreich.  Ein  Gesetz  vom  8  Juni  1895  (J.  O.  11.  Juni  1895) 
ordnet  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  (Revision)  in  kriminellen 
und  korrektionellen  Prozessen,  sowie  die  Entschädigung  für  die  Opfer 
richterlicher  Irrtümer  an.  Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  steht 
jedem  Verurteilten  offen,  sobald  er  seine  Unschuld  beweisen  kann. 
Dem  Verurteilten ,  welcher  später  als  unschuldig  erkannt  ist ,  kann 
eine  Entschädigung  bezahlt  werden.  —  Die  Wiederaufnahme  (Revision) 
bei  Verbrechen  und  Vergehen  ist  nicht  nur  in  den  Fällen  zulässig, 
welche  der  Code  d'instruction  criminelle  und  das  Gesetz  von  1867 
vorsieht,  sondern  auch  dann,  wenn  nach  einer  Verurteilung  eine  That- 
sache  eintritt  oder  entdeckt  wird,  oder  eine  zur  Zeit  der  Verhandlungen 
unbekannte  Urkunde  vorgelegt  wird,  welche  geeignet  ist,  die  Unschuld 
des  Verurteilten  festzustellen ;  das  Recht,  die  Wiederaufnahme  in  sol- 
chem Falle  zu  beantragen,  gebührt  nur  dem  Justizminister.  Wenn  die 
Entscheidung  oder  das  Urteil  noch  nicht  vollstreckt  ist,  so  bleibt  die 
Vollstreckung  von  Rechtswegen  aufgeschoben.  Ist  der  Verurteilte 
detiniert,  so  kann  die  Vollstreckung  auf  Anordnung  des  Justizministers 
oder  auf  einen  Beschluss  des  Kassationshofes  suspendiert  werden.  — 
Die  wichtigste  Neuerung  des  Gesetzes  besteht  darin,  dass  den  auf 
richterlichen  Irrtum  Verurteilten  beziehungsweise  im  Falle 
ihres  Todes  ihren  Ehegatten,  Descendenten  oder  Ascendenten  ein 
Schadensersatzanspruch  gewährt  wird.  Die  entfernteren  Ver- 
wandten haben  nur  einen  Anspruch  darauf,  wenn  sie  den  Eintritt  eines 
materiellen  Nachteils  darthun.  —  Dieser  Schadensersatz  wird  ihnen 
durch  die  Entscheidung  im  Wiederaufnahmeverfahren  zugesprochen. 
Er  ist  vom  Staate  zu  entrichten  vorbehaltlich  seines  Regressanspruches 
gegen  den  Privatkläger,  den  Denunzianten  oder  die  falschen  Zeugen, 
durch  deren  Schuld  die  Verurteilung  ausgesprochen  ist  und  wird  be- 
zahlt, wie  die  Kosten  der  Strafgerichtsbarkeit.  Das  Urteil,  welches  die 
Unschuld  des  Verurteilten  ergiebt,  wird  öffentlich  angeschlagen  in  der 
Stadt,  wo  die  Verurteilung  ergangen  ist,  da,  wo  das  Wiederaufnahme- 
Gericht  seinen  Sitz  hat,  in  der  Ortsgemeinde,  wo  das  Verbrechen  oder 
Vergehen  verübt  ist,  in  dem  Wohnsitz  des  Wiederaufnahmeklägers  und 
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dort,  wo  das  Opfer  richterlichen  Irrtums,  wenn  dasselbe  verstorben  ist, 
seinen  letzten  Wohnsitz  hatte;  es  wird  im  Amtsblatt  (Jomnal  officiel) 
und  auf  Verlangen  des  Klägers  noch  in  fünf  weiteren  Zeitungen  seiner 
Wahl  veröffentlicht.  Die  Kosten  der  Publikation  trägt  die  Staatskasse. 
(Jahrb.  II  der  intern.  Verein.). 

Grossbritannien.  Gesetz  über  summarisches  Verfahren 
auf  Antrag  misshandelter  oder  verlassener  Ehefrauen.  Um 
Frauen  aus  dem  Volke,  für  welche  der  gewöhnliche  Rechtsweg  zu 
kostspielig  ist,  Anträge  auf  Trennung  der  Ehe  und  Auszahlung  von 
Alimenten  zu  erleichtern  ,  haben  bereits  die  Matrimonial  Causes  Act 
1878  und  die  Married  Women  (Maintenance  in  Gase  of  Desertion)  Act 
den  sogenannten  Gourts  of  Summary  Jurisdiction  (besetzt  mit  zwei 
Friedensrichtern  oder  einem  Polizeirichter)  gewisse  Befugnisse  gegeben. 
Diese  Befugnisse  werden  durch  die  Summary  Jurisdiction  (Married  Wo- 
men) Act  i8gs  erweitert.     (Jahrb.  II  der  i.  Ver.). 

Serbien.  Gesetz,  betreffend  die  Aktiengesellschaften  in  107  Art. 
Vom  22. /lo.  Dezember  1896.  —  Art.  8.  Die  Gründer  sind  verpflichtet, 
beim  Volkswirtschaftsminister  die  Genehmigung  zur  Gründung 
der  Aktiengesellschaft  nachzusuchen. 

VI.  Polizeigesetzgebung. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  16.  Januar  1896,  betreffend  den  Verkehr 
mit  Lebensmitteln  und  einigen  Gebrauchsgegen- 
ständen. Gegenstand  desGesetzes.  —  §  i.  Der  Verkehr 
mit  Lebensmitteln  (Nahrungs-  und  Genussmitteln),  kosmetischen  Mitteln, 
mit  Spielwaren,  Tapeten,  Bekleidungsgegenständen,  Ess-  oder  Trink- 
geschirren, sowie  Geschirren  und  Geräten,  die  zum  Kochen  oder  zur 
Aufbewahrung  von  Lebensmitteln  oder  zur  Verwendung  bei  denselben 
bestimmt  sind,  ferner  mit  Wagen,  Massen  und  anderen  Messwerkzeugen, 
die  zur  Verwendung  bei  Lebensmitteln  zu  dienen  haben,  die  Verwendung 
bestimmter  Farben  zur  Zimmermalerei,  endlich  der  Verkehr  mit  Petro- 
leum unterliegt  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes.  —  Aufsichts- 
organe. —  §  2.  Aufsichtsorgane,  denen  die  in  den  §§.  3  bis  5  be- 
zeichneten Befugnisse  zustehen,  sind  die  Organe  der  politischen  Be- 
hörden (beziehungsweise  Magistrate  der  Städte  mit  eigenem  Statute), 
insbesondere  die  landesfürstlichen  Bezirksärzte,  sowie  jene  Organe  der 
autonomen  Körperschaften,  welche  hiezu  durch  die  Landesgesetzgebung 
bestimmt  sind.  —  Die  Regierung  kann  zur  Handhabung  ihres  gesetz- 
lichen Wirkungskreises  in  Angelegenheiten  dieses  Gesetzes  nach  Einhol- 
ung des  Gutachtens  des  betreffenden  Landtages  besondere  landesfürst- 
liche Aufsichtsorgane  bestellen.  Dieselben  unterstehen  der  politischen 
Landesbehörde.  —  Der  Landesgesetzgebung  bleibt  überlassen,  zu  be- 
stimmen, welche  autonomen  Körperschaften  besondere  und  beeidete 
Organe  für  die  Handhabung  der  Gesundheits-  und  Lebensmittelpolizei 
zu  bestellen  haben.  —  Es  sind  nur  solche  Organe  mit  dem  Aufsichts- 
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dienste  zu  betrauen  und  zu  beeiden,  welche  eine  für  denselben  zu- 
reichende fachliche  Befähigung  nachgewiesen  haben.  Die  Regierung 
hat  zu  bestimmen,  in  welcher  Weise  der  Nachweis  der  fachlichen  Be- 
fähigung zu  erbringen  ist.  —  Der  gesetzliche  Wirkungskreis  der  mit  der 
Verwaltung  der  Gesundheits-  und  Lebensmittelpolizei  betrauten  auto- 
nomen Körperschaften  wird  hiedurch  nicht  eingeschränkt.  —  Befug- 
nisse der  Auf  sieht  s  Organ  e.  —  §  3.  Die  im  §  2,  Absatz  i  und 
2,  bezeichneten  Organe  sind  befugt,  in  den  Räumlichkeiten,  in  welchen 
Gegenstände  der  im  §  i  bezeichneten  Art  feilgehalten  werden,  oder 
welche  zur  Aufbewahrung,  Gewinnung  oder  Herstellung  solcher  zum 
Verkaufe  bestimmten  Gegenstände  dienen,  zum  Zwecke  der  Handhab- 
ung dieses  Gesetzes  während  der  üblichen  Geschäftsstunden  oder  wäh- 
rend die  Räumlichkeiten  dem  Verkehre  geöffnet  sind,  Revisionen  vor- 
zunehmen. —  Sie  sind  ferner  befugt,  nach  ihrer  Wahl  Proben  zum  Zwecke 
der  Untersuchung  gegen  Empfangsbescheinigung  zu  entnehmen.  —  Die 
entnommene  Probe  ist  in  zwei  Hälften  zu  teilen,  deren  jede  mit  dem 
amtlichen  Siegel  und  über  Verlangen  der  Partei  auch  mit  deren  Siegel 
versehen,  in  zweckdienlichen  Gefässen  zu  bewahren  ist.  Ueber  Ver- 
langen der  Partei  ist  ihr  ein  Teil  der  Probe,  amtlich  versiegelt,  zurück- 
zulassen. Die  eine  Hälfte  dient  als  Material  für  die  technische  Untersuch- 
ung die  andere  hat  den  Zweck,  einerseits,  wenn  gegen  die  Identität  der 
untersuchten  Probe  gegründeter  Einspruch  erhoben  wird,  eine  Vergleich- 
ung  zu  ermöglichen,  anderseits  in  den  Fällen  des  §  27,  um  als  Substrat  zu 
einer  Ueberprüfung  verwendet  zu  werden.  —  Für  die  entnommene  Probe 
ist  aufVerlangen  des  Eigentümers  eine  von  der  politischen  Behörde  zu 
bestimmende  Entschädigung  in  der  Höhe  des  üblichen  Kaufpreises  vom 
Staate  zu  leisten.  Die  Entschädigung  entfällt,  wenn  auf  Grund  dieser 
Probe  vom  Gerichte  entweder  eine  bestimmte  Person  verurteilt  und  auf 
den  Verfall  der  betreffenden  Ware  (§  20,  Absatz  2)  erkannt  worden  ist. 
—  Verfahren  mit  den  entnommenen  Proben  und  mit 
ersichtlich  verdorbenen  Waren.  —  §  5.  Die  entnommene 
Probe  ist  in  der  Regel  an  jene  Untersuchungsanstalt  (§§  24  und  25) 
zum  Zwecke  der  technischen  Untersuchung  einzusenden,  in  deren  Sprengel 
die  Gemeinde  gelegen  ist,  aus  welcher  die  Probe  entnommen  worden 
ist.  —  Bei  gesundheitsschädlichen  Lebensmitteln  ist,  wenn  Gefahr  im 
Verzug  ist,  oder  wenn  die  Waren  einer  so  raschen  Veränderung  oder 
inneren  Verderbnis  unterliegen,  dass  dadurch  eine  einwandfreie  Beur- 
teilung ihrer  bei  der  Beschau  vorhandenen  Beschaffenheit  fraglich  wird, 
von  der  Entnahme  von  Proben  Umgang  zu  nehmen  und  in  Gegenwart 
von  zwei  Zeugen  nach  Aufnahme  eines  Befundsprotokolls  die  Vernich- 
tung der  Ware  anzuordnen.  Die  Vernichtung  der  Ware  unterbleibt, 
wenn  diese  in  geniessbaren  Zustand  zurückversetzt  oder  anderweitig 
in  einer  die  Gefährdung  der  Gesundheit  zuverlässig  ausschliessenden 
Art  verwendet    werden    kann,    vorau.sgesetzt,    dass    kein  Missbrauch  zu 
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besorgen  ist.  —  K  r  m  ä  c  h  t  i  g  u  n  g  der  R  e  g  i  e  r  u  n  g  z  u  r  1<'.  r  1  a  s  - 
sung  von  Verboten.  —  §6.  Von  den  beteiligten  Ministerien 
können  zum  Schutze  der  Gesundheit  Vorschriften  erlassen  werden,  welche 
verbieten  oder  beschränken  :  i.  Bestimmte  Arten  der  Herstellung,  Ge- 
winnung, Aufbewahrung  und  Verpackung  von  Lebensmitteln,  die  zum 
Verkauf  bestimmt  sind ;  2.  das  Verkaufen  und  Feilhalten  von  Lebens- 
mitteln von  einer  gewissen  Beschaffenheit ;  3.  die  Verwendung  bestimm- 
ter Stoffe  und  Farben  zur  Herstellung,  sowie  eine  gewisse  Beschaffen- 
heit von  Spielwaren,  Tapeten,  Bekleidungsgegenständen  und  kosmeti- 
schen Mitteln ,  dann  von  den  in  §  i  bezeichneten  Ess-,  Trink-  und 
anderen  Geschirren  und  Geräten,  ferner  von  Wagen,  Massen  und  an- 
deren Messwerkzeugen  (§  i),  die  Verwendung  bestimmter  Farben  zur 
Zimmermalerei,  sowie  das  gewerbsmässige  Feilhalten,  Verkaufen  und 
Gebrauchen  von  Waren,  deren  Herstellung  oder  Beschaffenheit  diesen 
Vorschriften  zuwider  ist ;  4.  das  gewerbsmässige  Verkaufen  und  Feil- 
halten von  Petroleum  von  einer  bestimmten  Beschaffenheit.  —  §  7.  Von 
den  beteiligten  Ministerien  kann  das  gewerbsmässige  Herstellen,  Ver- 
kaufen und  Feilhalten  von  Gegenständen,  welche  zur  Nachmachung 
oder  Fälschung  von  Lebensmitteln  bestimmt  sind,  dann  das  gewerbs- 
mässige Verkaufen  und  Feilhalten  von  Lebensmitteln  unter  einer  der 
wirklichen  Beschaffenheit  nicht  entsprechenden  Bezeichnung  verboten 
oder  beschränkt  werden.  —  Anwendung  bisher  nicht  ver- 
wendeter Stoffe  bei  Herstellung  von  Geschirren.— 
§  8.  Stoffe,  welche  bisher  nicht  für  die  Herstellung  von  Geschirren 
zum  Essen,  Trinken,  Kochen,  zur  Aufbewahrung  von  Lebensmitteln, 
dann  von  Geräten,  Wagschalen,  Massen  und  anderen  Messwerkzeugen, 
die  zur  Verwendung  bei  Lebensmitteln  bestimmt  sind,  in  Anwendung 
stehen,  dürfen  nicht  eher  zur  Herstellung  dieser  Gegenstände  verwendet 
werden,  bevor  nicht  das  Ministerium  des  Innern  die  Z  u  - 
Lässigkeit  der  Verwendung  ausgesprochen  hat.  —  Straf- 
b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  —  §§  9  bis  23.  (Freiheitsstrafen  bis  3  und  6  Mo- 
naten, sowie  Geldstrafen  bis  500  fl.)  —  Bestellung  staatlicher 
U  n  t  e  r  s  u  c  h  u  n  g  s  a  n  s  t  a  1 1  e  n.  —  §  24.  Für  die  technische  Unter- 
suchung von  Lebensmitteln  und  der  in  den  Rahmen  dieses  Gesetzes 
fallenden  Gebrauchsgegenstände  sind  nach  Bedarf  staatliche  Untersuch- 
ungsanstalten zu  bestellen  und  mit  den  erforderlichen  Behelfen  auszu- 
statten. Die  Regierung  ist  ermächtigt,  mit  Rücksicht  auf  die  vorhan- 
denen Einrichtungen  und  die  verfügbaren  Fachmänner  den  Wirkungs- 
kreis der  staatlichen  Untersuchungsanstalten  zu  bestimmen,  die  Me- 
thoden für  die  Untersuchungen,  sofern  sie  ein  gleichartiges  Vorgehen 
behufs  Erzielung  einwurfsfreier  Resultate  erheischen,  vorzuschreiben, 
erforderliche  Listruktionen  betreffs  des  Betriebes  und  der  inneren  Ge- 
barung dieser  Anstalten  zu  erlassen,  den  Gebührentarif  für  die  Unter- 
suchungen   festzustellen    und    sonstige    erforderliche    Anordnungen    zu 
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treffen.  —  Behufs  Sicherung  der  hiezu  unerlässlichen  fachwissenschaft- 
Hchen  Informationen  hat  die  Regierung  sich  eines  aus  den  Vertretern 
der  einschlägigen  wissenschaftlichen  Disziplinen  zusammengesetzten 
ständigen  Beirates  zu  bedienen.  Diesem  Beirate  obliegt  es 
auch,  die  Erfordernisse  über  die  wissenschaftliche  und  praktische  Be- 
fähigung der  an  den  Untersuchungsanstalten  zu  bestellenden  Fachmänner 
zu  bezeichnen  und  über  die  Art,  wie  der  Befähigungsnachweis  zu  liefern 
ist,  Anträge  zu  stellen.  Zm-  Heranbildung  tüchtiger  Organe  der  Ge- 
sundheitspolizei sind  Unterrichtskurse  einzurichten.  —  Von 
Gemeinden,  Bezirken  oder  Ländern  errichtete  U  n  - 
t  e  r  s  u  c  h  u  n  g  s  a  n  s  t  a  1 1  e  n.  —  §  25.  Von  autonomen  Körper- 
schaften errichtete  Anstalten  für  die  technische  Untersuchung  von 
Lebensmitteln  und  Gebrauchsgegenständen  sind  hinsichtlich  ihres  Wirk- 
ungskreises den  staatlichen  gleichzustellen.  —  Die  Fachverständigen, 
welche  mit  der  Ausstellung  von  Gutachten  betraut  sind,  sind  von  der 
Regierung  zu  beeidigen.  Sie  haben  sich  bei  der  Ausführung  von  Unter- 
suchungen der  von  der  Regierung  jeweilig  festgesetzten  Untersuchungs- 
methoden zu  bedienen.  —  Obliegenheiten  und  Rechte  der 
U  n  t  e  r  s  u  c  h  u  n  g  s  a  n  s  t  a  1  t  e  n.  §  26.  —  U  e  b  e  r  p  r  ü  f  u  n  g  des 
Befundes  einer  Unter  s  uch  ungs  anstalt.  §  27.  —  Anzeige- 
pflicht der  Untersuchungsanstalt.  —  §  28.  In  allen  Fällen, 
in  denen  eine  Untersuchungsanstalt  anlässlich  der  von  ihr  durchgeführten 
technischen  Untersuchung  emes  Lebensmittels  oder  eines  in  den  Rah- 
men dieses  Gesetzes  fallenden  Gebrauchsgegenstandes  den  Verdacht 
des  Thatbestandes  einer  strafbaren  Handlung  schöpft,  hat  die  LTnter- 
suchungsanstalt  an  den  Staatsanwalt  des  zuständigen  Gerichtes,  und 
wenn  letzteres  der  Anstalt  nicht  bekannt  ist,  an  den  Staatsanwalt  des 
(jerichtes,  in  dessen  Sprengel  sich  die  Untersuchungsanstalt  befindet, 
die  Anzeige  zu  erstatten.  —  Kosten  der  technischen  Unter- 
suchung. —  §  29.  Wenn  eine  Privatperson  bei  einer  staatlichen 
Untersuchungsanstalt  um  die  technische  Untersuchung  eines  in  den 
Rahmen  dieses  Gesetzes  fallenden  Lebensmittels  oder  Gebrauchsgegen- 
standes ansucht,  so  hat  sie  die  Kosten  der  technischen  Untersuchung 
zu  erlegen  und  kann  deren  Rückersatz  dann  ansprechen,  wenn  die 
durchgeführte  technische  Untersuchung  den  Anlass  zu  einer  rechts- 
kräftigen Verurteilung  oder  Verfallserklärung  (§  20,  Absatz  2)  gegeben 
hat.  —  Im  übrigen  gelten  hinsichtlich  der  Kosten  der  technischen 
Untersuchung  die  Bestimmungen  der  Strafprozessordnung  bezüglich  der 
Kosten  des  Strafverfahrens.  —  Gewerbsmässig  betriebene 
LT  n  t  e  r  s  u  c  h  u  n  g  von  Lebensmitteln  und  Gebrauchs- 
gegenständen durch  Private.  —  §31.  Privatpersonen,  welche 
die  technische  Untersuchung  von  Lebensmitteln  und  von  Gebrauchs- 
gegenständen der  im  §  1  erwähnten  Art  gegen  Entgelt  zu  betreiben 
beabsichtigen,  bedürfen  hiezu    einer  besonderen  Bewilligung  des  Mini- 
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steiiums  des  Innern.  Demselben  ist  vorbehalten,  fallweise  über  die 
Zulassung  von  Bewerbern  zu  dem  beabsichtigten  Geschäftsbetriebe  und 
dessen  Umfang  zu  entscheiden  und  die  Bedingungen  für  die  Ausübung 
desselben  vorzuschreiben. 

Hiezu  V.O.  des  Ministers  des  Innern  vom  3.  April  1897,  betreffend 
die  Einsetzung  eines  ständigen  Beirates  für  Angelegen- 
heiten des  Verkehres  mit  Lebensmitteln  und  einigen  Gebrauchsgegen- 
ständen. —  §  I.  Der  ständige  Beirat  ist  ein  beratendes  und  begut- 
achtendes Organ  zur  Unterstützung  des  Ministers  des  Innern  in  den 
durch  das  Gesetz  vom  16.  Januar  1896  geregelten  Angelegenheiten  des 
Verkehres  mit  Lebensmitteln  und  einigen  Gebrauchsgegenständen.  — 
Er  ist  im  allgemeinen  berufen  und  verpflichtet,  in  wichtigen  Fragen, 
welche  die  Regelung  und  Ueberwachung  des  Verkehres  mit  Lebens- 
mitteln und  mit  Gebrauchsgegenständen  der  im  bezogenen  Gesetze  be- 
zeichneten Art  betreffen,  fachtechnische  Gutachten  abzugeben.  —  Seiner 
Begutachtung  werden  insbesondere  unterzogen :  Die  Grundsätze  für  die 
Bestellung  und  Ausstattung  der  staatlichen  Untersuchungsanstalten ;  die 
Bestimmung  des  Wirkungskreises  der  staatlichen  und  der  denselben 
gleichgestellten  sonstigen  Untersuchungsanstalten ;  die  Vorschreibung 
von  Methoden  für  Untersuchungen,  welche  behufs  Erzielung  einwurfs- 
freier Resultate  ein  gleichartiges  Vorgehen  erheischen ;  die  Erlassung 
von  Instruktionen  betreffs  des  Betriebes  und  der  inneren  fachgemässen 
Gebarung  der  vorgedachten  Anstalten  ;  die  Feststellung  der  Gebühren- 
tarife für  Untersuchungen :  die  Zulassung  von  Privatpersonen  zum  ge- 
werbsmässigen Betriebe  der  technischen  Untersuchung  von  Lebens- 
mitteln und  Gebrauchsgegenständen  der  erwähnten  Art.  —  §  2.  Dem 
ständigen  Beirate  obliegt  es  auch,  über  die  Erfordernisse  hinsichtlich 
der  fachlichen  Befähigung  der  für  den  Aufsichtsdienst  zu  beeidenden 
Organe,  dann  über  die  Erfordernisse  hinsichtlich  der  wissenschaftlichen 
und  praktischen  Befähigung  der  an  den  Untersuchungsanstalten  zu  be- 
stellenden Fachmänner,  sowie  über  die  Art,  wie  der  Befähigungsnach- 
weis zu  liefern  ist,  Anträge  zu  stellen  und  bei  der  Bestellung  besonderer 
landesfürstlicher  Aufsichtsorgane,  sowie  der  Fachmänner  an  den  staat- 
lichen Untersuchungsanstalten  sein  Gutachten  zu  erstatten.  —  §  3.  Der 
ständige  Beirat  besteht  aus  dem  Vorsitzenden  und  mindestens  zehn 
Mitgliedern;  der  Referent  über  Sanitätsangelegenheiten  und  der  ad- 
ministrative Referent  im  Ministerium  des  Innern  für  die  in  den  §§  i 
und  2  bezeichneten  Angelegenheiten  haben  dem  Beirate  als  ordentliche 
Mitglieder  kraft  ihres  Amtes  anzugehören.  —  Die  übrigen  Mitglieder 
werden  vom  Minister  des  Innern  mit  der  Massgabe  ernannt,  dass  min- 
destens drei  den  ordentlichen  Mitgliedern  des  Obersten  Sanitätsrates 
zu  entnehmen  sind.  —  §  4.  Den  Beratungen  können  auch  ausserordent- 
liche Mitglieder  von  Fall  zu  Fall  über  Anordnung  oder  mit  Geneh- 
migung des  Ministers  des  Innern  beigezogen  werden. 
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Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Justiz,  der  Finanzen 
und  des  Ackerbaues  vom  13.  Oktober  1897,  betreffend  die  Bestel- 
lung staatlicher  Untersuchungsanstalten  für  Lebens- 
mittel und  Gebrauchsgegenstände  der  im  Gesetze  vom  16.  Jan. 
1896  bezeichneten  Art. 

VII.  Sozialpolitik  und  Armenwesen. 

Deutsches  Reich.  Verordnung,  betreffend  die  Ausdehnung  der  §§  135 
bis  139  und  des  §  139  b  der  Gewerbeordnung  auf  die  Werkstätten  der 
Kleider-  und  Wäschekonfektion.     Vom  31.  Mai  1897. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  wegen  Abänderung  des  Gesetzes,  betreffend 
die  Beschlagnahme  des  Arbeits-  oder  Dienstlohnes,  und 
der  Zivilprozessordnung.     Vom  29.  März  1897. 

Deutsches  Reich.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und 
den  Betrieb  der  Buchdruckereien  und  Schriftgiessereien. 
Vom  31.  Juli  1897. 

Deutsches  Reich.  Bekanntmachung  vom  16.  Oktober  1897,  betreffend 
Ausnahme  vom  Verbote  der  Sonn  tags  arbeit,  womit  die 
Tabelle  der  Bekanntmachung  vom  5.  Februar  1895,  in  Abschnitt  G. 
wie  folgt  ergänzt  wird  : 


Gattung 
der  Betriebe 


Bezeichnung 
der  nach  §  105  d  zugelasse- 
nen Arbeiten. 


Bedingungen, 

unter  welchen 

die  Arbeiten  gestattet  werden. 


7.  a)Mo  Ike- iBei  täghch  einmaliger  Milch-      Den  Arbeitern  ist  mindestens  an  jedem 
reien  mit     [lieferung    der    Betrieb    wäh-'dritten    Sonntage    die    zum    Besuche    des 
Ausnahme  der  [rend  sechs  Stunden  bis  12  Uhr  Gottesdienstes    erforderliche    Zeit     freizu- 
Betriebe, 
welche  aus- 
schliesslich od. 

vorwiegend 
fette  oder  halb- 
fette   Hartkäse 
herstellen. 


mittags,  bei  täglich  zweimali-  geben, 
ger  Milchlieferung  der  Betrieb 
während    sechs    Stunden    bis 
12  Uhr  mittags  und  während 
zweier  Nachmittagsstunden. 


18  Stunden  beschäftigt  werden. 


b)  Molke-    Der  Betrieb    ohne  Beschrän-       Die  Arbeiter  dürfen  innerhalb   der  Zeit 

reien,         kung  auf  die  vorstehend  un-ivom   Sonnabend    abend    6    Uhr    bis    zum 

welche  aus-      ter    a    bezeichneten  Stunden.! Montage    früh    6    Uhr    im    ganzen    nicht 

schliesslich  od.   Diese  Ausnahme  findet  in  der  länger 

vorwiegend      Zeit,   wo  die  Herstellung  fet- 
fette oder  halb-  ter  oder    halbfetter  Hartkäse 
fette    Hartkäse  sich  auf  die  sogenannten  Kel- 
herstellen        lerarbeiten  beschränkt,   keine 
Anwendung;    für    diese    Zeit 
gelten    vielmehr    die  Bestim- 
mungen unter  a. 

Oesterreich.  Dienstbotenordnung  für  Steiermark  vom 
28.  Juni  1895.  Diese  Ordnung  regelt  das  Dienstbotenwesen  sowohl  in 
privatrechtlicher  als  in  polizeilicher  Beziehung.     Der  Schwerpunkt  liegt 
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hierbei  in  dem  Bestreben,  dem  Landwirte  die  nötigen  Arbeitskräfte  zu 
sichern.     Um    dieses  Bestreben    zu  verstehen,    muss   man  wissen,    dass 
auch    in    den    Alpenländern    die    MobiHsierung    der    Landbevölkerung 
immer  grössere  Dimensionen  annimmt,  dass  auch  dort  die  Abwanderung 
der  Arbeiter  in  die  Städte  zunimmt  und  die  Abneigung  gegen  längere, 
insbesondere  Jahreskontrakte  wächst.     Andererseits  ist  die  ganze  bäuer- 
liche Wirtschaft  in    den  Alpenländern  auf  die  Haltung  von  im  Jahres- 
kontrakt stehendem  Gesinde  zugeschnitten,  während  Deputatleute  und 
Taglöhner    daselbst    nur    nebenbei  Verwendung    finden.    —   Die    neue 
Dienstbotenordnung  Steiermarks  sucht  nun  durch  ein  ganz  kompliziertes 
System  von  zivilrechtlichen  und  polizeilichen  Zwangs-,  Straf-  und  Ueber- 
wachungsvorschriften   das   landwirtschaftliche  Gesinde   an   den    Arbeit- 
geber zu  fesseln.    Während    das  Gesetz   bezüglich   der  rein    häuslichen 
Dienstboten  an  dem  bisherigen  Rechtszustande  wenig  ändert,  wird  das 
landwirtschaftliche  Gesinde  einem  scharfen  Ausnahmsrechte  unterstellt, 
das  sich  auch  nur  schwer  mit  dem  geltenden  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuche   in   Einklang   bringen    lässt.    Die  Ausnahmebestimmungen 
beziehen  sich  namentlich  auf  den  Abschluss  und  die  Endigung  ,  sowie 
auf  die    rechtlichen  Folgen   des  Dienstvertrages.    Zunächst   knüpft   das 
Gesetz  den  Abschluss  des  Dienstvertrages  an  einen  bestimmten  Termin : 
vor  dem  29.  September  darf  kein  Dienstbote  für  das  kommende  Jahr 
aufgenommen  werden.    Sodann  gilt  der  Vertrag  stets  für  das  ganze  Ka- 
lenderjahr und  wird  durch  die  sogenannte  »Verleihkaufung«,  d.  h.  das 
Geben    und  Nehmen   des    »Leihkaufes«,    einer   Art    Darangabe,    abge- 
schlossen.    Ausser    dem    in    ganz    Oesterreich    noch    vorgeschriebenen 
Dienstbotenbuche   muss    ferner    der    landwirtschaftliche    Dienstbote   in 
Steiermark  auch  noch  eine  »Leihkaufkarte«  haben,  die  bei  Ab- 
schluss der  »Verleihkaufung«  dem  Dienstherrn  zu  übergeben  ist  und  in 
dessen  Verwahrung  zu   bleiben  hat,    bis  der  Dienstbote  austritt,    oder 
bis  die  Zeit  für  neuerliche  Verleihkaufung  (25.  September)  da  ist.    Die 
Befolgung  dieser  Vorschriften  soll  durch  eine  Unzahl  von  Strafbestim- 
mungen gesichert  werden.    Sie  richten  sich    sowohl  gegen  den  Dienst- 
herrn  als  gegen    den  Dienstboten    und  sind   insbesondere  an   folgende 
Thatbestände  geknüpft:  Abschluss  von  Dienstverträgen  ohne  Uebergabe 
der  Leihkaufkarte,  oder  vor  dem  29.  September  für  das  künftige  Jahr ; 
frühere  Zurückgabe  der  Leihkaufkarte  an  den  Dienstboten  oder  Belas- 
sung derselben  in  seinem  Besitze  ;  Abschluss  einer  Verleihkaufung  von 
oder  mit  einem  Dienstboten,  der  sich  schon  verleihkauft  hat.    Die  Nicht- 
beachtung der  Polizeivorschriften  zieht  aber  nicht  nur  Strafbarkeit  nach 
sich,  sondern  auch  die    völlige  zivilrechtliche  Ungiltigkeit  der  dagegen 
verstossenden  Verträge.  —  Weigert  sich  der  Dienstbote  einzutreten,  so 
wird  er  gestraft  und   kann  verfolgt   und   mit  Anwendung   von  Zwangs- 
massregeln zum  Dienstantritt  »verhalten«  werden;  oder  er  muss  —  nach 
Wahl  des  Dienstherrn  —  diesem  vollen  Schadensersatz  leisten.    Weigert 
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sich  dagegen  der  Dienstherr,  den  Dienstboten  aufzunehmen,  so  hat  das 
für  ihn  keine  andere  Folge,  als  dass  er  dem  landwirtschaftlichen  Dienst- 
boten für  6,  dem  häuslichen  für  2  Wochen  den  Lohn  auszahlen  muss. 
Die  nämlichen  Folgen  für  beide  Teile  hat  das  ohne  gesetzmässigen 
Grund  erfolgte  Verlassen  des  Dienstes  von  Seiten  des  Dienstherrn.  Er- 
wähnt sei  noch,  dass  Dienstboten,  »welche  erwiesenermassen  ihre  Dienste 
träge  und  unwillig  verrichten,  oder  sonst  ein  ihrem  Dienstverhältnis 
nicht  entsprechendes  Betragen  beobachten«  angemessen  zu  bestrafen 
und  zur  genauen  Erfüllung  ihrer  Dienstpflichten  zu  verhalten  sind.  — 
Die  Handhabung  dieser  polizeilichen  und  Strafbestimmungen  liegt  dem 
Gemeindevorsteher  ob,  der  auf  dem  flachen  Lande  fast  stets  selbst 
Dienstherr  ist.    ( Walter  Schiff  in  Jahrb.  II  der  internat.  Verein.) 

Belgien,  Gesetz  vom  15.  Juni  1896  über  Arbeitsordnungen. 
Artikel  i.  In  den  industriellen  und  kommerziellen  Unternehmungen  so- 
wie in  den  Provinzial-  und  Kommunal-Betrieben,  welche  wenigstens  zehn 
Arbeiter  beschäftigen,  muss  eine  schriftliche  Arbeitsordnung  der  durch 
das  gegenwärtige  Gesetz  vorgesehenen  Art  erlassen  werden.  Diese  Ver- 
pflichtung kann  durch  königliche  Verordnung  auf  diejenigen  Unternehm- 
ungen ausgedehnt  werden,  welche  weniger  als  zehn  Arbeiter  beschäf- 
tigen; dies  wird  vor  dem  Jahre  1900  für  die  LTnternehmungen  eintreten, 
welche  wenigstens  fünf  Arbeiter  beschäftigen.  Ausgenommen  sind  die 
landwirtschafdichen  Unternehmungen  sowie  diejenigen  industriellen  und 
kommerziellen  Betriebe,  in  welchen  der  Unternehmer  nur  mit  seinem 
Haushalt  oder  mit  bei  ihm  wohnenden  Gliedern  seiner  Familie  arbeitet, 
oder  deren  Arbeiter  als  Dienstboten  oder  häusliches  Gesinde  anzusehen 
sind.  Die  Werkstätten-Ordnung  muss  entweder  in  französischer  oder  in 
flämischer  oder  in  deutscher  oder  in  mehreren  dieser  Sprachen  abge- 
fasst  sein,  derart,  dass  sie  von  allen  in  dem  Betriebe  beschäftigten  Ar- 
beitern verstanden  werden  kann.  —  Artikel  2.  Die  Werkstätten-Ord- 
nung muss  in  dem  Masse,  wie  es  die  Natur  des  Betriebes  zulässt,  an- 
geben :  I.  den  Beginn  und  Schluss  der  regelmässigen  Arbeitszeit,  die 
Ruhepausen,  die  regelmässigen  Feiertage ;  die  Art  und  Weise,  nach  wel- 
cher der  Lohn  bestimmt  wird,  insbesondere  ob  der  Arbeiter  nach  Stun- 
den, nach  Tagen,  nach  Stück  oder  im  Kontrakt  entlohnt  wird ;  3.  wenn 
der  Arbeiter  nach  Stück  oder  im  Kontrakt  endohnt  wird,  den  Modus 
der  Berechnung  und  der  Kontrolle;  4.  die  Lohnzahlungsperioden.  — 
Artikel  3.  Da  wo  der  Betrieb  es  zulässt,  muss  die  Arbeitsordnung  noch 
angeben:  i.  die  Rechte  und  Pflichten  des  Aufsichtspersonals,  den  den 
Arbeitern  im  Fall  von  Zwistigkeiten  freistehenden  Beschwerdeweg;  2.  die 
Lieferungen,  welche  den  Arbeitern  g^gtn  Abrechnung  vom  Lohn  ge- 
macht worden;  3.  die  Kündigungsfrist,  sofern  eine  solche  erfordert  wird, 
sowie  die  Fälle,  wo  der  Kontrakt  von  der  einen  oder  andern  Seite 
ohne  Kündigung  gebrochen  werden  kann;  4.  wenn  Strafen  oder  Geld- 
bussen existieren,  die  Natur  der  Strafen,  die  Höhe  der  Geldbussen  und 
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(1er  Gebrauch,  der  davon  gemacht  wird.  —  Artikel  5.  Durch  könig- 
liche Verordnung  kann  vorgeschrieben  werden,  dass  in  bestimmten  Kate- 
gorien   von    Betrieben    die   Arbeitsordnung    ausserdem    angeben  muss: 

1.  die  besonderen  Massregeln,  die  getroffen  sind,  mn  die  Gesundheit, 
die  Sicherheit,   die  Sittlichkeit   und    die  Wohlanständigkeit  zu  sichern; 

2.  die  erste  Hilfe,  die  den  Arbeitern  bei  Unglücksfällen  geleistet  wird. 
— ■  Artikel  6.  Innerhalb  sechs  Monaten  nach  Erlass  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  wird  der  König  die  Sektionen  des  Industrierats  (Conseil  de 
l'industrie)  einberufen,  um  nach  Massgabe  der  Praxis  Musterordnungen 
zu  entwerfen,  welche  den  Anforderungen  der  vorstehenden  Artikel  ent- 
sprechen. —  Artikel  7.  Jede  neue  Arbeitsordnung  oder  jede  Aenderung 
einer  alten  muss,  bevor  sie  in  Kraft  tritt,  den  Arbeitern  durch  Anschlag 
bekannt  gemacht  werden.  Während  mindestens  acht  Tagen  vom  Tage 
der  Bekanntmachung  ab  hält  der  Unternehmer  ein  Verzeichnis  oder  ein 
Buch  zur  Verfügung  seiner  Arbeiter,  worin  dieselben  entweder  einzeln 
oder  vermittelst  ihrer  Abgeordneten  im  Arbeiter-Ausschuss  oder  in  jeder 
anderen  entsprechenden  Vertretung,  sofern  eine  solche  existiert,  die  Be- 
merkungen, die  sie  etwa  vorzubringen  haben,  niederlegen  können.  In- 
nerhalb derselben  Frist  können  die  Arbeiter  ihre  Bemerkungen  einzeln 
und  schriftlich  an  den  Gewerbe-Inspektor  des  Bezirks  richten.  Der  In- 
spektor übermittelt  diese  Bemerkungen  innerhalb  dreier  Tage  nach  dem 
Empfang  dem  Unternehmer.  —  Ein  Exemplar  der  Arbeitsordnung 
bezw.  der  Aenderung  derselben  sendet  der  Unternehmer,  nachdem  sie 
gültig  geworden  ist,  dem  Gewerbegericht  und  dem  Gewerbe-Inspektor. 

—  Art.  8.  Jede  Arbeitsordnung  bezw.  jede  Aenderung  einer  solchen  muss 
die  vom  Unternehmer  ordnungsmässig  unterzeichnete  Bescheinigung  der 
entsprechend  dem  Art.  7  dieses  Gesetzes  erfolgten  Befragung  der  Ar- 
beiter enthalten.  —  Art.  11.  Die  Arbeitsordnung  wird  im  Betriebslokal 
an  einem  sichtbaren  Ort  angeschlagen  und  verbleibt  daselbst.  Die  Na- 
men und  Wohnungen  der  von  der  Regierung  mit  der  Gewerbeinspek- 
tion beauftragten  Personen  sind  unter  der  Arbeitsordnung  anzuschlagen. 

—  Art.  13.  Eine  königl  Verordnung  wird  diejenigen  Unternehmungen 
bestimmen,  in  welchen  der  Unternehmer  den  Arbeitern  ein  Exemplar  der 
Gesetze  und  Verordnungen,  welche  sich  auf  die  Gesundheit  und  Sicher- 
heit beziehen,  zur  Verfügung  zu  stellen  hat.  Dieselbe  Verordnung  wird 
die  Gesetze  und  Verordnungen  bezeichnen,  welche  in  diese  Verpflich- 
tung eingeschlossen  sind.  Die  Artikel  15 — 21  regeln  die  Uebertretungs- 
strafen  gegen  die  Unternehmer  und  Geschäftsführer. 

Frankreich.  Eine  Verordnung  vom  26.  Juli  (J.  O.  30.  Juli  1895)  be- 
seitigt die  noch  ganz  neue  Verordnung  vom  15.  Juli  1893  über  die  ge- 
werbliche Arbeit  der  Frauen  und  Kinder.  Zur  Verhütung 
grosser  Nachteile  für  gewisse  Industriezweige  fühlte  man  die  Notwen- 
digkeit, den  hier  beschäftigten  Frauen  und  Mädchen  zu  gestatten,  wäh- 
rend der  Nacht  and  10  bis  12  Stunden  zu  arbeiten.    (Jahrb.  II  der  in- 


Gesetze  und  Verordnungen   des  Jahres  1897.  323 

tern.   Verein.) 

Frankreich.  Der  Artikel  549  des  Code  de  commerce  (Gesetz  vom 
4.  März  1889)  gewährt  den  vom  Schuldner  unmittelbar  a  n  - 
gestellten  Arbeitern  ein  Vorrecht  im  Konkurs.  Das  Ge- 
setz vom  6.  Februar  1895  (J.  O.  9.  Februar  1895)  dehnt  dies  Privileg 
auf  die  Handlungsgehilfen  aus,  welche  bei  einem  oder  mehreren  Hand- 
lungshäusern an  deren  Domizil  oder  als  Reisende  angestellt  sind. 
Wenn  sie  festes  Gehalt  beziehen,  so  geniesst  ihr  Salär  für  die  letzten 
6  Monate  vor  der  Konkurseröffnung  das  Vorrecht.  Gebührt  ihnen  als 
Gehalt  oder  Zuschuss  ein  verhältnismässiger  Teil  von  den  Einnahmen, 
so  erstreckt  sich  das  Vorrecht  auf  den  Betrag,  welchen  sie  in  den  letzten 
3  Monaten  vor  dem  Konkurserklärungs-Urteil  erworben  haben. 

Frankreich.  Das  Getetz  vom  19.  Januar  1895  ordnet  die  Be- 
schlagnahme des  Lohnes  und  geringen  Gehaltes  der  Arbeiter 
und  Angestellten.  Damit  der  bösgläubige  Schuldner  den  zehnten  Teil 
seines  Lohnes  nicht  einem  Helfershelfer  abtritt  und  dadurch  seinen 
Gläubiger  jedes  Rechtes  beraubt,  ist  bestimmt  worden,  dass  das  Gehalt 
nur  bis  zum  Belaufe  eines  weiteren  Zehntels  cediert  werden  kann.  Den 
Alimentengläubigern  können  mit  Rücksicht  auf  die  ihren  Ansprüchen 
gewährte  Begünstigung  die  Cessions-  und  Beschlagnahmebeschränkungen 
nicht  entgegengehalten  werden.  —  Die  Arbeiter  oder  Angestellten  haben 
eine  andere  Klasse  von  Gläubigern ,  deren  Verhältnis  ihnen  gegenüber 
schwer  zu  regeln  schien ,  nämlich  die  Arbeitgeber.  Letztere  ge- 
währen ihnen  oft  Vorschüsse,  wegen  deren  sie  sich  durch  Zurückbehal- 
tung des  Lohnes  bezahlt  machen.  Teils  gilt  es,  diese  Vorschuss-Dar- 
lehne  zu  begünstigen  ,  teils  dürfen  dem  Arbeitgeber  nicht  zu  viel  Vor- 
teile eingeräumt  werden.  Denn  der  Arbeiter,  welcher  von  seinem  Lohn 
nichts  erhält,  wird  mutlos  und  arbeitet  nicht.  Der  Art.  4  des  neuen 
Gesetzes  versucht  diese  Schwierigkeit  zu  beseitigen.  Er  unterscheidet 
einerseits  die  Lieferung  von  Handwerkszeug,  Materialien  und  Vorschüsse 
behufs  Anschaffung  dieser  Gegenstände,  andererseits  Geldvorschüsse  zu 
sonstigem  Zwecke.  Auf  die  Lohnforderung  können  angerechnet  werden : 
die  Forderung  wegen  Lieferung  von  Handwerkszeug,  von  zur  Arbeit 
notwendigen  Geräten,  Stoffen  und  Materialien,  sowie  die  Ansprüche  aus 
Vorschüssen  zwecks  Anschaffung  der  erwähnten  Gegenstände.  Zur  Deck- 
ung für  andere  ihren  Arbeitern  gegebenen  Barvorschüsse  können  die 
Arbeitgeber  nur  den  zehnten  Teil  des  einklagbaren  Lohnes  oder  Ge- 
haltes abziehen.  Die  hiernach  abzugsfähige  Quote  darf  aber  nicht  mit 
dem  pfändbaren  und  cessiblen  Teil  des  Lohnes  verwechselt  werden, 
Abschlagszahlungen  auf  eine  laufende  Arbeit  gelten  nicht  als  Vor- 
schüsse. —  Das  neue  Gesetz  bestimmt  weiter,  wie  die  Beschlagnahme 
von  Lohn  und  geringem  Gehalt  zu  bewirken  ist.  Man  musste  das  Ver- 
fahren vereinfachen,  abkürzen,  die  Kosten  verringern,  verhindern,  dass 
der  gepfändete  Betrag  durch  die  Kosten  aufgezehrt  wird,   ehe  er  dem 
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Gläubiger  zufliesst.  Man  würde  sonst  demjenigen,  welchen  man  schützen 
wollte,  jeden  Kredit  entzogen  haben.  Das  Verfahren  des  neuen  Gesetzes 
lässt  sich  kurz  dahin  zusammenfassen:  Der  Friedensrichter  am  Wohn- 
sitz des  Schuldners  erteilt  die  Ermächtigung  zur  Pfändung,  wenn  kein 
Titel  vorliegt.  Er  entscheidet  über  die  Rechtsgiltigkeit  des  Verfahrens 
und  verteilt  das  gepfändete  Geld.  Selbstverständlich  beginnt  er  mit  dem 
Versuch  eines  gütlichen  Ausgleiches  unter  den  Parteien.  Seine  Ermäch- 
tigung erstreckt  sich  nur  auf  eine  einzige  Pfändung.  Wenn  andere  Gläu- 
biger hinzutreten,  so  wird  ihr  Anspruch  von  dem  Gerichtsschreiber  in 
ein  Register  eingetragen.  Binnen  48  Stunden  giebt  der  Gerichtsschrei- 
ber dem  Schuldner  oder  Drittschuldner,  bei  dem  die  Pfändung  vorge- 
nommen ist,  hiervon  durch  einen  eingeschriebenen  Brief  Nachricht, 
welcher  als  Einspruch  gilt.  Vgl.  die  Verordnung  vom  8.  Februar  1895, 
welche  die  Gebühren  der  Gerichtsschreiber  festsetzt.  (Jahrb.  II  der  in- 
tern. Ver.) 

Frankreich.  Das  Gesetz  über  die  Sparkassen  vom  20.  Juli  1895 
(J.  ü.  6.  Aug.  1895)  soll  die  Gefahren  aus  dem  Anwachsen  der  Depots 
abwenden  und  die  Verantwortlichkeit  des  Staates  begrenzen.  Man  wollte 
wohl  die  Verwaltung  der  die  meisten  Depots  liefernden  Arbeitererspar- 
nisse von  der  Administration  der  Staatsgelder  trennen.  Deshalb  suchte 
man  zunächst  die  grossen  Kapitalisten  an  der  Niederlegung  ihrer  Gelder 
in  den  Sparkassen  zu  hindern. 

Niederlande.  Gesetz  vom  20.  Juli  1895  zur  Sicherung  des  Aufent- 
halts in  Fabriken  und  Werkstätten  (sog.  Sicherheitsgesetz). 

Gesetz  vom  20.  Juli  1895,  Staatsblatt  Nr.  138,  betr.  die  Abänderung 
des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1889  Nr.  48,  welches  letztere  Bestimmungen 
gegen  übermässige  und  gefährliche  Arbeit  jugendlicher  Personen  und 
Frauen  (sog.  Arbeitsgesetze)  enthält. 

Australien.  Victoria.  Fabrik-  und  Ladengesetz  vom  Jahr 
1896 1).  [Das  Gesetz  verdient  besondere  Beachtung  als  erster,  grosserund 
von  einer  anerkannt  strengen  Fabrikpolizei  durchzuführenden  Versuch, 
mittelst  Feststellung  einheitlicher  M  i  n  i  m  a  1 1  ö  h  n  e  für 
jeden  Fabrikzweig  —  ohne  Unterschied  von  Fabrik-  und 
von  Heimarbeit,  von  weisser  und  chinesischer  Arbeits- 
kraft  —  mittelbar  die  Heim-  und  die  Chinesenarbeit  ein- 
zuschränken, da  letztere  als  unvorteilhafter  für  den  Arbeitgeber 
gemacht  sich  erweisen  würde.  Die  Socialpolitik  tritt  mit  diesem  Ge- 
setze im  Grenzgebiete  weisser  und  gelber  Arbeitskraft 
erstmals  ohne  Ausnahmsgesetz  schützend  auf.  Das 
Gesetz    gilt  vorläufig  bis  zum  Jahre  1900.] 

Durch  das  genannte  Gesetz  ist  in  Viktoria,  wenigstens  für  bestimmte 
Industrien,  die  Freiheit  des  Arbeitsvertrages  gesetzlich 
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unterhalb  einer  Minimalgrenze  aufgehoben.  Kein  Unternehmer 
darf  fernerhin  den  bei  der  Erzeugung  von  Kleidern,  Kleidungsstücken, 
Gebäck  und  Möbeln  beschäftigten  Arbeitern  einen  geringeren, 
als  den  von  der  Gesamtheit  derUnter nehmer  mit  der 
Gesamtheit  der  Arbeiter  durch  ihre  Vertreter  ver- 
einbarten Lohn  bezahlen.  Der  von  ihnen  festgesetzte  Mini- 
mallohn gilt  gleichmässig  für  Fabrik-  wie  für  Heimarbeit  und  ist  der- 
selbe für  Männer  wie  für  Frauen.  —  Nach  Sektion  3  des  Gesetzes  be- 
deutet der  Ausdruck  »Fabrik-  oder  Werkstatt«  jedes  Gebäude 
oder  jeden  Raum  oder  Platz,  in  welchem  vier  oder  mehr  Personen,  die 
nicht  Chinesen  sind,  oder  ein  oder  mehrere  Chinesen  bei  einer  Hand- 
arbeit oder  beim  Zurichten  oder  Erzeugen  von  Waren  für  den  Handel 
oder  Verkauf  direkt  oder  indirekt  beschäftigt  sind,  ferner  jedes  Gebäude 
oder  jeden  Raum  oder  Platz,  in  welchem  eine  oder  mehrere  Personen 
beschäftigt  sind  und  in  welchem  Dampf-,  Wasser-,  Gas-,  Oel-  oder 
elektrische  Kraft  beim  Zurichten  oder  Erzeugen  von  Waren  für  den 
Handel  oder  Verkauf  benützt  wird,  oder  in  welchem  Möbel  zugerichtet 
oder  erzeugt  werden,  oder  in  welchem  Brot  zum  Zwecke  des  Verkaufes 
gebacken  oder  erzeugt  wird.  Wenn  ein  Unternehmer  seinen  Betrieb 
aus  Rücksichten  der  Sicherheit  oder  Bequemlichkeit  in  mehreren  be- 
nachbarten Gebäuden  führt,  welche  innerhalb  derselben  Einfriedigung 
liegen,  so  sind  dieselben  für  die  Zwecke  der  Registrierung  und  der 
Berechnung  der  Registrierungsgebühren  als  eine  Fabrik  oder  Werkstatt 
zu  behandeln.  Ungeachtet  etwaiger  entgegenstehender  Bestimmungen 
dieser  Definition  gilt  jede  Person  als  beschäftigt,  welche  für  eigene 
Rechnung  oder  direkt  oder  indirekt,  mietweise  oder  gegen  Entlohnung 
arbeitet.  —  Sektion  1 5  bestimmt  über  die  Lohntaxkommissionen 
wie  folgt:  i.  Zum  Zwecke  der  Festsetzung  des  niedrigsten  Lohnsatzes 
oder  Preises,  welcher  einer  Person  gezahlt  werden  darf,  welche  in  oder 
ausserhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  bei  der  gänzlichen  oder  teil- 
weisen Zurichtung  oder  Erzeugung  irgendeiner  bestimmten  Art  von 
Kleidern  oder  Kleidungsstücken  oder  Möbeln  oder  dem  Erzeugen  oder 
Backen  von  Brot  beschäftigt  ist,  kann  der  Gouverneur  jeweils  nach 
Ermessen  eine  Spezialkommission  ernennen,  welche  aus  wenig- 
stens vier  und  höchstens  zehn  in  der  vorgeschriebenen  Weise  gewählten 
Mitgliedern  und  einem  Vorsitzenden  besteht  und  kann  jederzeit  jedes 
Mitglied  der  Spezialkommission  entheben  und  eine  in  der  vorgeschrie- 
benen Weise  gewählte  Person  behufs  Ausfüllung  einer  Vakanz  ebenso 
ernennen,  wie  die  ursprünglichen  Mitglieder.  Zu  der  Festsetzung  des 
niedrigsten  Preises  oder  Lohnsatzes  hat  die  Spezialkommission  die  Na- 
tur, Art  und  Gattung  der  Arbeit  und  die  Art  und  Weise  der  Arbeits- 
verrichtung sowie  die  anderen  jeweils  vorgeschriebenen  Punkte  in  Er- 
wägung zu  ziehen.  —  2.  Von  den  Mitgliedern  ist  die  Hälfte  als  Reprä- 
sentanten   der  Besitzer    der  Fabriken    und  Werkstätten ,    in  welche  die 
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angegebenen  Waren  zugerichtet  oder  erzeugt  werden,  und  die  andere 
Hälfte  als  Repräsentanten  der  bei  der  gänzlichen  oder  teilweisen  Zu- 
richtung oder  Erzeugung  solcher  Waren  beschäftigten  Personen  zu  er- 
nennen. Innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  ihrer  Ernennung  haben  die 
Mitglieder  schriftlich  einen  Vorsitzenden,  jedoch  nicht  aus  ihrer  Mitte, 
zu  nominieren,  und  die  so  nominierte  Person  ist  vom  Gouverneur  zum 
Vorsitzenden  zu  ernennen.  Wenn  der  Minister  binnen  vierzehn  Tagen 
nach  der  Ernennung  der  Mitglieder  keine  Nominierung  erhält,  so  hat 
der  Gouverneur  auf  Vorschlag  des  Ministers  den  Vorsitzenden  zu  er- 
nennen. —  3.  Alle  Befugnisse  einer  Spezialkommission  können  durch 
die  Mehrheit  ihrer  Mitglieder  ausgeübt  werden.  —  4.  Bezüglich  der 
Waren,  hinsichtlich  welcher  eine  Spezialkommission  bestellt  ist,  hat  die 
Kommission  den  niedrigsten  Preis  oder  Lohnsatz  zu  bestimmen,  welcher 
einer  Person  für  die  gänzliche  oder  teilweise  Zurichtung  oder  Erzeugung 
der  von  der  Spezialkommission  bezeichneten  Waren  bezahlt  werden 
darf.  —  5.  Für  Arbeiten,  welche  ausserhalb  einer  Fabrik  oder  Werk- 
statt verrichtet  werden,  darf  nur  ein  Akkordpreis  oder  -Lohn  festgesetzt 
werden;  für  Arbeiten  jedoch,  welche  innerhalb  einer  Fabrik  oder  Werk- 
statt verrichtet  werden,  können  nach  dem  Ermessen  der  Spezialkom- 
mission Stück-  oder  Zeitlohn  oder  beide  Löhnungsmethoden  festgesetzt 
werden.  Auf  Ansuchen  eines  Besitzers  einer  Fabrik  oder  Werkstatt 
jedoch  muss  die  Kommission  für  die  in  dieser  Fabrik  oder  Werkstatt 
an  einer  Maschine  arbeitenden  Personen  einen  Zeitlohn  bestimmen.  — 
6.  Die  von  einer  Spezialkommission  getroffenen  Festsetzungen  treten  an 
dem  von  der  Kommission  bestimmten  Tage,  jedoch  nicht  vor  Ablauf 
von  14  Tagen  nach  der  Entscheidung,  in  Kraft  und  bleiben  so  lange 
giltig,  bis  sie  von  einer  zur  Revision  oder  Ueberprüfung  dieser  Fest- 
setzungen ernannten  Spezialkommission  abgeändert  werden.  —  7.  Zu- 
gleich mit  der  Entscheidung  über  den  Lohn  oder  Preis  der  Arbeit  hat 
jede  Spezialkommission  auch  zu  bestimmen,  wie  viele  Lehrlinge 
unter  18  Jahren  überhaupt  oder  im  Verhältnisse  zu  den  erwachsenen 
Arbeitern  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigt  werden  dürfen  und 
den  niedrigsten  Lohn  festzusetzen,  der  solchen  bei  der  gänzlichen  oder 
teilweisen  Zurichtung  oder  Erzeugung  von  Waren,  bezüglich  deren  eine 
Spezialkommission  auf  Grund  dieser  Sektion  eine  Festsetzung  getroffen 
hat,  beschäftigten  Lehrlingen  gezahlt  werden  muss.  —  8.  Wenn  für  die 
gänzliche  oder  teilweise  Zurichtung  oder  Erzeugung  der  genannten 
Waren  von  einer  Spezialkommission  ein  bestimmter  Preis  oder  Lohnsatz 
festgesetzt  worden  ist  und  in  Kraft  steht,  so  ist  jede  Person,  welche 
direkt  oder  indirekt  oder  unter  welchem  Vorwande  immer  einen  Ar- 
beiter oder  Lehrling  bei  der  Zurichtung  oder  Erzeugung  irgendsolcher 
Waren  zu  einem  niedrigeren  als  dem  festgesetzten  Preise  oder  Lohn- 
satze für  Stück-  oder  Zeitarbeit  beschäftigt,  oder  welche  eine  grössere 
Zahl  von  Lehrlingen ,    überhaupt  oder  im  Verhältnisse  zu  den  erwach- 
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senen  Arbeitern,  beschäftigt  als  nach  den  Entscheidungen  einer  Spezial- 
kommission  gestattet  ist,  oder  welche  einer  Bestimmung  dieser  Sektion 
zuwiderhandelt,  einer  Uebertretung  dieses  Gesetzes  schuldig  und  ist  für 
die  erste  Uebertretung  mit  Geld  bis  zu  10  £,  für  eine  zweite  Ueber- 
tretung mit  Geld  von  5  bis  zu  25  ^  und  für  eine  dritte  oder  spätere 
Uebertretung  mit  Geld  von  50  bis  zu  100  £  zu  bestrafen;  und  nach 
der  dritten  Uebertretung  hat  der  Chefinspektor  die  Registrierung  der 
Fabrik  oder  Werkstatt  des  betr.  Besitzers  sofort  zu  löschen.  ^10.  Die 
Beschlüsse  einer  Spezialkommission  sind  von  dem  Vorsitzenden  der- 
selben zu  unterzeichnen  und  in  der  Government  Gazette  zu  publizieren ; 
sie  gelten  für  alle  Städte  und  auch  für  jene  Marktflecken  oder  Land- 
bezirke oder  Teile  von  solchen,  auf  welche  der  Gouverneur  durch  Be- 
kanntmachung in  der  Government  Gazette  ihre  Wirksamkeit  ausdehnt. 
—  II.  Wenn  die  Wahl  einer  genügenden  Anzahl  von  Personen  behufs 
deren  Ernennung  zu  Mitgliedern  einer  Spezialkommission  unterlassen 
oder  verabsäumt  wird,  so  hat  der  Gouverneur  eine  genügende  Anzahl 
von  Personen  als  Repräsentanten  der  Besitzer  von  Fabriken  und  Werk- 
stätten, resp.  der  Arbeiter  zu  ernennen  und  die  so  ernannten  Personen 
gelten  für  alle  Zwecke  dieser  Sektion  und  in  jeder  Beziehung  als  von 
den  Besitzern  resp.  den  Arbeitern  gewählt.  —  16.  Keine  Person  darf 
in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigt  werden,  deren  Wochenlohn 
nicht  wenigstens  zwei  Schillinge  und  sechs  Pence  beträgt.  —  Sektion 
30  bestimmt  bezüglich  der  Normalarbeitszeit:  i.  Vorbehaltlich 
der  in  dieser  Sektion  getroffenen  Ausnahmsbestimmungen  darf  niemand 
eine  Person  unter  16  Jahren  oder  eine  Frau  oder  ein  Mädchen 
durch  mehr  als  48  Stunden  in  einer  Woche  oder  mehr  als  10  Stunden 
an  irgendeinem  Tage  oder  nach  neun  Uhr  abends  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  beschäftigen  oder  die  Beschäftigung  gestatten  oder  hierzu 
ermächtigen.  —  2)  enthält  genaue  Bestimmungen  über  die  Grenzen  der 
Ueber  zeitarbeit.  —  Sektion  35  ff-  bestimmt  über  die  L  a  d  e  n  a  r- 
b  e  i  t.  Wenn  eine  Person  zu  ihren  regelmässigen  Obliegenheiten  in 
einem  Laden  nach  dem  Ladenschlüsse  an  Halbfeiertagen  länger  als 
eine  halbe  Stunde  beschäftigt  wird ,  so  ist  der  Ladenbesitzer  für  jede 
solche  Uebertretung  und  zwar  für  jede  einzelne  Person  mit  Geld  bis 
zu  2  £  zu  bestrafen.  —  36.  Für  die  Zwecke  dieser  Sektion  sind  die 
Stadtbezirke  von  Melbourne  und  die  von  dem  Gouverneur  durch  eine 
in  der  Government  Gazette  publizierte  Verordnung  bezeichneten  Teile 
der  Landbezirke  (shires)  von  Boroondara,  Malvern  und  Coburg  als  ein 
Bezirk  unter  dem  Namen  »hauptstädtischer  Bezirk«  zusammenzufassen 
und  für  die  Zwecke  dieser  Sektion  gelten  diese  Teile  der  genannten 
Landbezirke  als  städtische  Bezirke.  —  Jeder  Ladenbesitzer  hat  für  alle 
in  seinem  Laden  beschäftigten  Personen  passende  Sitzgelegenheiten  und 
zwar  für  je  drei  Personen  einen  Sitz  beizustellen  ;  diese  Sitzgelegenheiten 
müssen    für   die  Benützung  der  Personen ,    für    welche    diese    beschafft 
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sind,  bequem  gelegen  sein.  —  Jeder  Ladenbesitzer  rnuss  allen  in  seinem 
Laden  beschäftigten  Personen  gestatten,  diese  Sitzgelegenheiten  zu  allen 
passenden  Zeiten  während  des  Tages  zu  benützen. 

VIII.  Volkswirtschaft. 

1.  Urproduktion. 

Preiissen.  Gesetz,  betreffend  die  Verpflichtung  der  Gemeinden  in 
den  Provinzen  Hessen-Nassau  und  Schlesien  zur  Bullenhaltung,  vom  19. 
August  1897. 

Preiissen.  Gesetz,  betreffend  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
Schonzeiten  des  Wildes  vom  26.  Februar  1870,  vom  13.  August 
1897. 

Preiissen.  Gesetz,  betreffend  die  Fischerei  der  Ufereigentümer  und 
die  Koppelfischerei  in  der  Provinz  Hannover.     Vom  26.  Juni  1897. 

OesterrcicJi.  Salzburg,  Gesetz  vom  7.  August  1895,  betreffend 
die  Forst-  und  Wasserpolizei.  Dasselbe  legt  —  übereinstimmend 
mit  einem  Kärtner  Gesetz  vom  Jahre  1885  —  den  Grundbesitzern  in 
Wildbachgebieten  eine  Reihe  von  Beschränkungen  in  der  Ausübung 
ihres  Eigentumes  und  von  Verpflichtungen  im  Literesse  der  von  Wasser- 
schäden bedrohten  Gesamtheit  der  Bewohner  auf.  Es  handelt  sich 
dabei  einerseits  um  einen  erhöhten  Schutz  für  die  Festigkeit  des  Erd- 
reiches und  für  die  Erhaltung  der  Pflanzendecke,  andererseits  darum, 
die  Wildbachgräben  für  den  Wasserabfluss  möglichst  frei  zu  halten; 
namentlich  durch  Beseitigung  aller  gehauenen  Holzstämme,  Aeste,  Ab- 
fälle u.  s.  w.  aus  dem  Inundationsgebiete.     (Jahrb.  II  d.  i.  Verw.) 

Grosshrltaniiien.  Market  Gardeners  Compensation  Act  1895  dehnt 
den  Grundsatz  der  Agricultural  Holdings  Act  1883,  nach  welchen  Päch- 
ter berechtigt  sind,  für  gewisse  Meliorationen  nach  Ablauf  der  Pacht- 
zeit Entschädigung  zu  fordern,  bezüglich  der  Gemüse-  und  Obstgärtner 
nach  verschiedenen  Richtungen  aus.  —  Dem  Schutze  von  Pächtern  und 
Mietern  dient  ebenfalls  die  Law  of  Distress  Amendment  Act  1895.  Da 
steht  dem  Verpächter  bezw.  dem  Vermieter  nach  englischem  Recht  ein 
aussergerichtliches  Pfändungsrecht  für  fällige  Miete  zu.  Einige  hieraus 
entstehende  Härten  zu  mildern,  war  bereits  die  Absicht  der  Law  of 
Distress  Ame7idment  Act  1888,  welche  unter  Anderem  die  Bestimmung 
traf,  dass  mit  der  Pfändung  nur  solche  Personen  betraut  werden  kön- 
nen ,  welche  für  diesen  Zweck  einen  Befähigungsschein  von 
einem  Grafschafts-Richter  erhalten.     (Jahrb.  II  der  intern.  Ver.). 

Riimünieu,     Berggesetz  vom  — ^-Jw-  1895. 
**  3.  Mai         ^^ 

2.  Gewerbe  und  Industrie. 

Deutsches  Reich.     Novelle  zur  Gew.O.  (vgl.  unter  Verw.-Organis.) 
Oesterreich.     Gesetz  vom  23.  Februar  1897,   betreffend  die  Abän- 
derung und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung. 
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Bulgarien.  E  r  g  ä  n  z  11  n  g  s  g  e  s  e  t  z  zum  Gesetz,  betr.  die 
Förderung  der  einheimischen  Industrie  vom  Jahre  1894 
(vgl.  vorigen  Jahrg.  der  Tüb.  Ztschr.).  Art.  i.  Der  Ministerrat  kann 
auf  den  Vorschlag  des  Ministers  für  Handel  und  Ackerbau  in  gleicher 
Weise  Umkreise  für  die  Zündholzindustrie  bestimmen.  —  Art.  2.  Auf 
den  Vorschlag  des  Ministers  für  Handel  und  Ackerbau  kann  der  Mi- 
nisterrat einen  Umkreis  fiir  die  Zuckerfabriken  festsetzen, 
und  zwar  für  einen  Zeitraum  von  20  Jahren.  —  Art.  3.  Die  National- 
versammlung bestimmt  im  Staatshaushaltsetat  die  Summe,  welche  den 
Rübenbauern  für  die  zum  Gebrauche  der  einheimischen  Zuckerfabriken 
dienenden  Zuckerrüben  als  Prämie  zu  bewilligen  und  ebenso  den  Prä- 
rnienbetrag,  welcher  für  die  aus  Bulgarien  ausgeführten  Branntweine 
und  Spirituosen  Getränke  zu  gewähren  ist.  —  Art.  4.  Die  unter  den 
Buchstaben  c  und  e  des  Artikels  3  des  Gesetzes ,  betreffend  die  För- 
derung der  einheimischen  Industrie,  vorgesehenen  Rechte  geniessen  in 
gleicher  Weise  alle  Kunstmöbel-  und  Eisenwaren-Fabriken  und  -Werk- 
stätten sowie  die  Branntweinfabriken  und  Brauereien.  —  Art.  5.  Die 
Weinbereitungsanstalten,  welche  den  in  Artikel  i  des  Gesetzes,  betreffend 
die  Förderung  der  einheimischen  Industrie,  angeführten  Bedingungen 
entsprechen,  geniessen  das  Recht  der  zollfreien  Einfuhr  der  aus  dem 
Auslande  kommenden  Fassdauben. 

3)  Handel. 

Deutsches  Reich.  Gesetz ,  betreffend  den  Verkehr  mit  Butter, 
Käse,  Schmalz  und  deren  Ersatzmitteln,  vom  15.  Juni  1897. 

Ocster reich.  Gesetz  vom  4.  Juli  1896,  betreffend  die  Regelung  des 
Umfanges  der  Berechtigung  einiger  Detailhandelsgewerbe.  »Mit  Zustim- 
mung beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen ,  wie  folgt  : 
§  I.  Der  §  38  des  Gesetzes  vom  15.  März  1883,  betreffend  die  Ab- 
änderung und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung,  wird  durch  die  nach- 
folgende Bestimmung,  welche  den  vierten  Absatz  desselben  zu  bilden 
hat,  ergänzt:  Der  Umfang  der  Berechtigung  der  Detailhandelsgewerbe 
mit  geringerem  Warenvorräte  und  mit  der  Beschränkung  auf  den  Ver- 
kauf geringwertiger  Produkte  bei  einem  lediglich  lokalen  Betriebe  (Ge- 
mischtwarenverschleiss,  Greissler-,  Fragner-  oder  Höcklergewerbe,  Vik- 
tualienhandel  u.  dgl.)  kann  im  Verordnungswege  nach  Einvernehmung 
der  Handels-  und  Gewerbekammern,  und  der  beteiligten  Genossen- 
schaften geregelt  werden.« 

Belgien.  Gesetz,  betreffend  die  Verfälschung  von  Dünger  und  von 
Futterstoffen  für  Tiere  in  Landwirtschaftsbetrieben.  (Mon.  beige,  11. 
März  1897). 

Finnland.  Gesetz  vom  2.  Mai  1895,  betr.  den  Kleinhandel  mit 
Weinen  und  anderen  schwächeren  geistigen  Getränken.  —  Gross- 
handel mit  Branntwein  und  Weinen  ist  auf  dem  Lande  verboten,  nur 
in  den  Branntweinfabriken   darf  Grosshandel    mit  Branntwein    auf  dem 
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Lande  stattfinden ;  die  Errichtung  von  Branntwein  -Fabriken  ist  aber 
von  der  Zustimmung  der  Kommunalvertretung  abhängig.  In  den  Städten 
darf  Grosshandel  mit  Branntwein  (ausser  in  den  Fabriken)  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  Stadtverordneten  und  des  Magistrats  oder,  wenn  sie 
verschiedener  Meinung  sind,  der  Provinzialverwaltung  betrieben  werden. 
Der  Grosshandel  mit  Weinen  in  den  Städten  steht  unter  der  allgemei- 
nen Gewerbeordnung  von  1879,  die  auf  dem  Prinzip  der  Gewerbefrei- 
heit ruht.  —  Kleinhandel  mit  Branntwein  und  Weinen  (Minimum 
des  Branntweins  2  Liter)  ist  auf  dem  Lande  ganz  verboten;  nur  wo 
Gäste  anderer  Orte  zeitweise  in  grösserer  Menge  sich  aufhalten,  kann 
die  Provinzialverwaltung  für  eine  gewisse  Zeit  des  Jahres  eine  Ausnahme 
machen.  In  den  Städten  ist  die  Kommunalvertretung  allein  berechtigt, 
zu  beschliessen ,  ob  Kleinhandel  mit  Branntwein  stattfinden  darf  oder 
nicht  und  wie  viele  Privilegien  verliehen  werden  sollen.  Auch  betreffs 
des  Handels  mit  Weinen  dürfen  die  Stadtverordneten  die  Zahl  der 
Privilegien  bestimmen,  aber  wenn  der  Magistrat  anderer  Ansicht  ist, 
kommt  das  Bestimmungsrecht  der  Provinzialverwaltung  zu.  Die  Privi- 
legien werden  auf  zwei  Jahre  verliehen,  das  Privilegium  auf  Weinhandel 
muss  aber  stets  dem  früheren  Inhaber  erneuert  werden,  falls  er  dasselbe 
nicht  gemissbraucht  hat.  —  Ueber  den  Ausschank  von  Branntwein,  der 
immer  nur  da  stattfinden  darf,  wo  warme  Speisen  zugleich  zu  erhalten 
sind,  gelten  hauptsächlich  dieselben  Bestimmungen,  wie  hinsichtlich  des 
Kleinhandels.  Der  Ausschank  von  Weinen  ist  nicht  speziell  geordnet 
und  wird  nach  den  Normen  der  Gast-  und  Restaurationswirtschaft  be- 
urteilt. —  Die  Privilegien  des  Kleinhandels  und  Ausschanks  werden 
nach  Prüfung  der  Eigenschaften  des  Supplikanten  erteilt.  Das  Privile- 
gium auf  Kleinhandel  mit  Branntwein  in  der  Stadt  mit  Ausnahme  der 
Hotels,  Restaurants  und  Konditoreien  kann  auch  als  Monopol  einer  Ge- 
sellschaft gegeben  werden,  die  nicht  für  eigenen  Gewinn,  sondern  im 
Interesse  der  Massigkeit  arbeitet.  Der  Reingewinn  der  Gesellschaft 
wird  zwischen  der  Stadt  und  dem  Staate  geteilt.  —  Der  Kleinhandel 
mit  Branntwein  auf  den  Jahrmärkten  und  an  Markttagen  sowie  an  dem 
nächstvorhergehenden  Tage  ist  verboten,  was  aber  nicht  von  dem  Wein- 
handel gilt.    (Jahrb.  II  der  intern.  V.) 

Frankreich.  Gesetz  v.  17.  April  1897,  betr.  die  Unterdrückung  des 
Betruges   im  Butterhandel   und  die  Herstellung  der  Margarine. 

Frankreich.  Gesetz  vom  7.  April  1897,  betr.  Herstellung,  Verkehr 
und  Verkauf  von  K  u  n  s  t  w  e  i  n.  —  Kunstwein  mit  Ausnahme  der 
Likör-  und  Schaumweine  und  der  nach  Art.  3  zu  behandelnden  Trester- 
und  Zuckerweine  wird  von  den  Bestimmungen  über  die  Besteuerung  des 
Weines  ausgeschlossen  und  bezüglich  des  gesamten,  angenommenen  oder 
eigenen,  Alkoholgehaltes  den  Abgaben  und  den  Bestimmungen  der 
Branntweingesetzgebung  unterworfen.  —  Art.  2.  Die  Rosinen 
zur  Herstellung  von  Getränken   dürfen  nur  mit  Begleitscheinen  in  den 


Gesetze  und  Verordnungen  des  Jahres  1897.  ^  2  I 

Verkehr  kommen,  durch  welche  die  Zahlung  der  allgemeinen  Verbrauchs- 
abgabe nach  dem  Verhältnis  von  30  Liter  Alkohol  auf  100  kg  sicher- 
gestellt wird,  sofern  dieselben  für  Fabrikanten  bestimmt  sind,  und  die 
Zahlung  der  Umlaufsteuer  nach  dem  Satze  von  6  Franken  für  100  kg. 
wenn  sie  für  Privatleute  und  den  Hausbedarf  bestimmt  sind.  —  Art.  3. 
Die  Herstellung  und  der  Verkehr  von  Trester-  und  Zuckerwein  zum 
Verkauf  ist  verboten.  Dieses  Verbot  ist  anwendbar  auf  Apfelwein  und 
Birnenmost,  welche  in  anderer  Weise  als  durch  Gärung  frischer  Aepfel 
und  Birnen,  mit  oder  ohne  Zuckerzusatz  hergestellt  sind.  Solche  Weine 
Apfelweine  und  Birnenmoste  gleichviel  unter  welchem  Vorvvand  in  Be- 
sitz zu  haben,  ist  den  Händlern,  Lagerbesitzern  oder  Kleinverkäufern 
von  Getränken  verboten.  Apfelwein  von  weniger  als  3  Grad  Alkohol- 
stärke fällt  nicht  unter  dieses  Verbot.  —  Der  Verkehr  mit  Trester- 
sogenanntem  Pikettwein,  welcher  durch  einen  Aufguss  von  Wasser  auf 
ausgepresste  Trauben,  ohne  Zusatz  von  Alkohol,  Zucker  oder  zucker- 
haltigen Stoffen  hergestellt  ist,  ist  gestattet,  wenn  dieses  Getränk  für 
Privatleute  als  Haustrunk  bestimmt  ist;  es  wird  nur  einer  Umlaufsteuer 
von  einem  Franken  auf  das  Hektoliter  unterworfen.  —  Art.  6.  Dieses 
Gesetz  findet  Anwendung  in  Algerien  und  in  den  Kolonien. 

4.  Transport-  und  Verkehrswesen. 

Deutsches  Reich.  Bekanntmachung,  betr.  Aenderung  der  Normen 
für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  H  a  u  p  t  e  i  s  e  n  b  a  h  - 
nen  Deutschlands  vom  5.  Juli   1892.    Vom  24.  März  1897. 

Deutsches  Reich.    Bekanntmachung,  betr.  Aenderung  der  B  e 
triebsordnung    der    Haupteisenbahnen  Deutschlands    vom    5.  Juli 
1892.    Vom  24.  März  1897. 

Preussen.  Gesetz,  betr.  die  Erweiterung  des  Staatseisenbahnnetzes 
und  die  Beteiligung  des  Staates  an  dem  Bau  von  Kleinbahnen  sowie 
an  der  Errichtung  von  landwirtschaftlichen  Getreide- 
lagerhäusern. Vom  8.  Juni  1897:  Verwilligung  von  69,4  Mill.  M. 
(59,4  Mill.  für  Erweiterung  des  Staatseisenbahnnetzes,  8  Mill.  zur  För- 
derung des  Kleinbahnbaues ,  2  Mill.  für  Errichtung  von  Getreide- 
1  a  g  e  r  h  ä  u  s  e  r  n). 

Japan.  Massnahmen  zur  Förderung  der  Schiffahrt 
und  des  S  c  h  i  f  f  s  b  a  u  e  s.  Der  wesentliche  Inhalt  der  Japanischen 
Gesetze  v.  23.  März  1896  über  die  Förderung  der  Schiffahrt  und 
des  Schiffsbaues  ist  folgender:  Jedes  Stahl-  oder  Eisenschifif 
von  1000  Tons  oder  darüber,  welches  die  Japanische  Flagge  führt 
und  zwischen  Japan  und  einem  fremden  Lande  oder  zwischen  ver- 
schiedenen fremden  Häfen  fährt,  soll  zum  Bezüge  einer  Unterstützung 
berechtigt  sein.  Bedingung  ist,  dass  das  betreffende  Fahrzeug  in  dem 
Eigentum  eines  Japaners  oder  einer  Gesellschaft,  deren  Teilhaber  oder 
Aktieninhaber  ausschliesslich  Japaner  sind  ,   sich  befindet.     Die  Unter- 
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Stützung  wird  bewilligt  nach  folgender  Skala:  25  Yen  für  1000  See- 
meilen auf  die  Tonne  für  ein  Schiff  von  wenigstens  1000  Tons  mit 
einer  Maximalgeschwindigkeit  von  10  Knoten,  10  Proz.  Zuschlag  für 
jede  500  Tons  mehr,  20  Proz.  Zuschlag  für  jeden  Knoten  über  zehn 
Knoten  Fahrgeschwindigkeit.  —  Ein  Schiffseigentümer,  der  solche 
Unterstützung  erhält,  geht  folgende  Verpflichtungen  ein:  i)  das  Schiff 
kann,  gegen  angemessene  Entschädigung  für  öfTentliche  Zwecke,  bean- 
sprucht werden,  2)  das  Schiff  muss  auf  eigene  Kosten  eine  näher  be- 
stimmte Anzahl  junger  Schiffahrtsbeflissener  an  Bord  nehmen,  3)  kein 
Fremder  darf  ohne  Erlaubnis  des  Verkehrsministers  von  dem  Eigen- 
tümer weder  an  Bord  noch  sonst  für  den  Dienst  des  Schiffes  verwendet 
werden,  4)  das  Schiff  hat  die  Post  und  Postbeamte  frei  zu  befördern, 
5)  das  Schiff  darf,  so  lange  es  Beitrag  erhält  und  während  eines  Zeit- 
raumes von  3  Jahren  nach  Einstellung  der  Zahlung,  an  Fremde  weder 
verkauft,  noch  verchartert,  noch  vertauscht,  noch  verschenkt  oder  ver- 
pfändet werden,  wenn  nicht  der  Verkehrsminister  hierzu  die  Erlaubnis 
erteilt  oder  die  erhaltene  Unterstützung  zurückgezahlt  wird.  —  Ausge- 
nommen von  den  Wohlthaten  dieses  Gesetzes  sind:  i)  Schiffe,  die 
nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  als  Japanische  registriert  werden 
und  über  fünf  Jahre  alt  und  im  Auslande  gebaut  sind,  2)  Schiffe,  die 
15  Jahre  und  darüber  alt  sind,  3)  auf  spezielle  Ordre  der  Regierung 
fahrende  Schiffe.  —  Zur  Ermutigung  des  Schififsbaues  erhalten  an  Unter- 
stützung: Schiffe  aus  Stahl  oder  Eisen  von  wenigstens  700  Tons  und 
unter  1000  Tons,  die  nach  den  Vorschriften  und  unter  Aufsicht  des 
Verkehrsministeriums  von  einem  Japaner  oder  einer  ausschliesslich  aus 
fapanern  bestehenden  Gesellschaft  gebaut  worden,  12  Yen  für  die 
Tonne,  jedes  Schiff  dieser  Art  über  1000  Tons  20  Yen  für  die  Tonne 
und  5  Yen  mehr  für  je  eine  Pferdekraft,  wenn  auch  die  Maschinen 
nach  den  angegebenen  Bedingungen  gebaut  werden.  Bei  dem  Bau 
der  Schiffe  darf  fremdes  Materal  nur  nach  den  von  dem  Verkehrs- 
minister gegebenen  Vorschriften  verwendet  werden.  (Diese  Be- 
stimmungen traten  am  i.  Oktober  1896  in  Kraft.) 

IX.  Schutz  der  Urheberrechte. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  11.  Januar  1897,  betreffend  den  Schutz 
von  Erfindungen  (P  a  t  e  n  t  g  e  s  e  t  z)  in  124  Paragraphen. 

Japan.  Gesetz,  betr.  den  Schutz  des  Urheberrechts  an  Werken 
der  Litteratur,    an  Gemälden  und  Zeichnungen.     Vom  13.  April  1893. 

Japan.  Ferner  Kais.  V.O.  betr.  den  Schutz  des  Urheberreclits  an 
Photographien,  und  betr.  dramatische  Werke  und  musikalische 
Kompositionen. 

X.  Finanzwesen. 

i)  Direkte  Steuern. 
Deutsches    Reich.      Gesetz    wegen    Aenderung    des    Gesetzes    vom 
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3.  Juli  1876,  betr.  die  Besteuerung  des  G  e  \v  c  r  b  e  1)  e  t  r  i  e  b  e  s 
im  Umherziehen,    vom   23.  Dezember   1896. 

Elsass-  Lothringen.  Gesetz  betreffend  die  G  e  b  ä  u  d  e  s  t  e  u  e  r  , 
14.  Juli,  in  Kraft  getreten  vom  i.  April  1896  ab.  Bewohnbare  und  die 
zum  Gewerbebetrieb  dienenden  Gebäude  einschliesslich  der  Grund- 
flächen und  der  Hofräume  und  der  20  Ar  nicht  übersteigenden  Haus- 
gärten unterliegen  der  Steuer  in  Höhe  von  4V2  Proz.  des  Nutzungs- 
wertes. Die  bisherige  Grundsteuer,  sowie  die  Thür-  und  Fenstersteuer 
sind  aufgehoben. 

Hamburg.  Einkommensteuergesetz,  22.  Febr.  1896 
(Hamburger  Verordnungen). 

Lübeck.  Gesetz  vom  26.  Febr.  1897,  betr.  die  Erhebung  einer  Ab- 
gabe von  Lustbarkeiten.  (Für  jede  Tanzvergnügung  3 — 10  M.,  Masken- 
ball u.  dergl.  30 — 100  M.,  für  jede  Theatervorstellung  5  M.,  Konzerte 
3 — 10  M. ,  musikalische  Veranstaltungen  2 — 20  M.,  für  Kunstreitervor- 
stellungen u.  s.  w. ,  nach  der  Höhe  des  Eintrittsgeldes  3 — 150  M.)  — 
Nachtrag  zum  Gesetz  vom  17.  Dez.  1883,  betr.  die  Hundesteuer  vom 
26.  Febr.  (10  M.  in  Lübeck,  6  M.  im  Landbezirke.) 

Lübeck.  Dritter  Nachtrag  zum  Gesetz  betr.  die  Einkommensteuer 
vom  27.  März  1889,  vom  29.  Febr. 

Bremen.  Gesetz  vom  19.  Jan.,  betr.  die  Grund-,  Gebäude- 
und  ßeleuchtungssteuer.  Gebäudesteuer  beträgt  2,1  pro  Tau- 
send des  Kapitalwertes,  die  Grundsteuer  5,25  Proz.  des  Reinertrages. 
Die  Beleuchtungssteuer  beträgt  in  Bremen  1,2,  im  Landgebiete  1V20 
vom  Tausend  des  Gebäudewertes  für  gebäudesteuerpflichtige  Grund- 
stücke und  in  der  Stadt  Bremen  3,  im  Landgebiete  2^/3  Proz.  des 
Reinertrages  grundsteuerpflichtiger  Grundstücke  für  den  Eigentümer. 
Für  den  Mieter  in  Bremen  5 1/5,  im  Landgebiete  5  Proz.  des  Mietzinses 
für  alle  gemieteten  Gebäude.  —  Gesetz  vom  22.  März,  verschiedene 
indirekte  Abgaben  betr.  (Für  Maskenbälle,  die  nicht  auf  alleinige  Kosten 
einzelner  Privatpersonen  veranstaltet  werden,  sind  100  M.  an  die  Polizei- 
behörden zu  zahlen,  bevor  sie  die  Erlaubnis  giebt.  Wer  eine  Nachtigal 
oder  Sprosser  hält,  zahlt  20  M.  Wer  in  der  Stadt  Bremen  ein  Pferd 
als  Fuhrmann,  Pferdeverleiher,  Händler  hält,  zahlt  10  M. ,  für  andere 
geschäftliche  Zwecke  20  M.  Für  andere  Zwecke  für  das  erste  Pferd 
30,  das  zweite  40,  für  jedes  folgende  10  M.  mehr.  Für  ein  Lustfuhr- 
werk zweispännig  40  M.,  einspännig  20  M. ;  wenn  kein  Zugpferd  gehalten 
wird  20  M.,  wenn  es  gebraucht  wird.  —  Mietkutscher,  Fuhrleute,  Wa- 
genverleiher sind  von  der  Abgabe  frei.  Für  einen  Hund  zahlt  man 
IG  M.,  für  jeden  weiteren  Hund  20  M.  Für  Billards  sind  für  das  erste 
20  M. ,  für  jedes  weitere  10  M;  für  eine  Kegelbahn  10  M. ,  für  jede 
weitere  5  M.  zu  zahlen).  —  Gesetz  vom  31.  März,  betr.  Veräusserungen 
von  Grundstücken  und  von  Versteigerungen.  (Bei  Eigentumsübertra- 
gungen 172  Proz.  des  Wertes    des  Grundstücks.     Freiwillige  Versteige- 
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rangen,  mit  Ausnahme  der  von  Grundstücken,  unterliegen  einer  Abgabe 
von  V-  Proz-) 

Oesterreich.  Gesetz  v.  25.  Okt.  1896,  betr.  die  direkten  P  e  r- 
s  o  n  a  1  s  t  e  u  e  r  n.  —  Dieses  Gesetz  vollzieht  in  XVII  Artikeln  und  §§ 
285  eine  durchgreifende,  nur  die  Grund-  und  die  Gebäudebesteuerung 
unberührt  lassende  Umgestaltung  der  direkten  Steuern.  Unter  Aufhebung 
der  bisherigen  Erwerbsteuer  von  181 2  und  der  sog.  Einkommenssteuer 
von  1849  vvird  eine  ganz  neue  Erwerbssteuer,  eine  Rentensteuer,  eine 
Besoldungssteuer  von  höheren  Dienstbezügen  und  eine  Personaleinkom- 
menssteuer eingeführt,  mit  dem  Zweck  der  Ermöglichung  von  Steuer- 
nachlässen an  Grund-  imd  Gebäudesteuer  und  von  Ueberweisungen  an 
die  Landesfonde.  —  Steuertheoretisch  ist  von  besonderem  Interesse  die 
N  e  u  r  e  g  u  1  i  e  r  u  n  g  der  Gewerbesteuer  durch  die  sog.  »All- 
gemeine E  r  w  e  r  b  s  t  e  u  e  r«  (§§  i  bis  123).  Diese  Steuer  soll  eine 
Repartitionssteuer  werden ,  mit  der  vorläufigen  Hauptsumme  von 
17732000  fl.  Nach  §  12  erfolgt  die  Besteuerung  in  vier  Erwerbsteuer- 
klassen. In  die  erste  Klasse  gehören  die  Steuerpflichtigen,  denen  mehr 
als  1000  fl.,  in  die  zweite  jene,  denen  mehr  als  150  fl.,  aber  nicht  mehr 
als  1000  fl.,  in  die  dritte  Klasse  jene,  denen  mehr  als  30  fl.,  aber  nicht 
mehr  als  150  fl.  an  jährlicher  Steuerschuldigkeit  vorgeschrieben  ist.  — 
Für  die  erste  Veranlagungsperiode  werden  in  die  vier  Klassen  alle  jene 
Personen,  mit  Ausnahme  der  Hausierer,  Wandergewerbetreibenden  und 
Gewerbeverpächter  eingereiht,  welche  in  dem  letzten  der  Veranlagungs- 
periode vorausgehenden  Jahre  mit  einer  Erwerbsteuer  oder  Einkommen- 
steuer erster  oder  zweiter  Klasse  von  einer  der  allgemeinen  Erwerb- 
steuer grundsätzlich  unterliegenden  Unternehmung  oder  Beschäftigung 
in  Vorschreibung  standen.  ^  Die  Einreihung  erfolgt  auf  Grund  des- 
jenigen Betrages,  welchen  diese  Personen  an  den  genannten  Steuern 
samt  ausserordentlichem  Zuschlage  im  bezeichneten  Jahre  oder,  wenn 
für  dieses  die  Bemessung  noch  nicht  vollzogen  wäre,  auf  Grund  der 
letzten  vollzogenen  Jahresbemessung  im  Veranlagungsbezirke  (§  13)  zu 
entrichten  hatten.  —  Für  die  folgenden  Veranlagungsperioden  werden 
die  Erwerbsteuerpflichtigen  in  die  Steuerklassen  nach  demjenigen  Betrage 
eingereiht,  welchen  sie  an  allgemeiner  Erwerbsteuer  in  dem  letzten  der 
Veranlagungsperiode  vorausgehenden  Jahre  im  Veranlassungsbezirke  zu 
entrichten  hatten.  Bis  zu  welchem  Zeitpunkte  hiebei  Abfälle  uild  Zu- 
wächse berücksichtigt  werden  können,  wird  der  Finanzminister  mit 
Rücksicht  auf  den  Stand  der  Arbeiten  der  Kontingentkommission  be- 
stimmen. —  S  t  e  u  er  ge  s  el  1  s  c  h  a  ft  e  n.  §  14.  Die  Angehörigen 
jeder  Erwerbsteuerklasse  bilden  in  jedem  Veranlagungsbezirke  eine 
Steuergesellschaft.  Insoweit  es  sich  um  Steuerpflichtige  der  ersten  und 
zweiten  Klasse  handelt,  kann  der  Finanzminister  innerhalb  eines  Ver- 
anlagungsbezirkes für  gewisse  Kategorien  von  erwerbsteuerpflichtigen 
Unternehmungen   derselben  Erwerbsteuerklasse    besondere  Steuergesell- 
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Schäften  bilden.  —  §  i5-  Die  Einreihung  der  Erwerbsteuerpflichtigen 
in  die  Steuergesellschaften  erfolgt  durch  die  Steuerbehörde  erster  In- 
stanz. —  Veranlagungsgrundsätze.  §§31 — 37.  §31:  Die  Ver- 
anlagimg der  allgemeinen  Erwerbsteuer  erfolgt  im  Wege  der  R  e  p  a  r- 
t  i  t  i  o  n  des  auf  jede  Steuergesellschaft  entfallenden  Teiles  der  Erwerb- 
steuerhauptsumme (Gesellschaftskontingentes)  auf  die  erwerbsteuerpflich- 
tigen Angehörigen  der  Steuergesellschaft.  —  §  32.  Zur  Feststellung  des 
Verhältnisses,  in  welchem  diese  Aufteilung  erfolgen  soll,  weist  die  Er- 
werbsteuerkommission jedem  Steuerpflichtigen  von  den  in  dem  beilie- 
genden Schema  B  enthaltenen  Steuersätzen  denjenigen  Steuersatz  zu, 
welcher  nach  ihrem  Ermessen  der  mittleren  Ertragsfähigkeit  seines  Ge- 
werbes oder  seiner  Beschäftigung  im  Verhältnisse  zur  mittleren  Ertrags- 
fähigkeit der  Gewerbe  und  Beschäftigungen  der  anderen  Steuerpflichtigen 
der  Steuergesellschaft  am  besten  entspricht.  —  §  33.  Die  mittlere  Er- 
tragsfähigkeit ist  von  der  Erwerbsteuerkommission  in  freier  Würdigung 
aller  erhobenen  oder  ihr  sonst  bekannten  massgebenden  Verhältnisse 
zu  beurteilen.  —  §  35.  Dieser  Teil  der  Veranlagung  der  Erwerbsteuer 
erfolgt  in  der  Regel  (§§  36  und  66)  für  je  zwei  Jahre  (Veranlagungs- 
periode. —  a)  E  r  w  e  r  b  s  t  e  u  e  r  e  r  k  1  ä  r  u  n  g  e  n.  §  39.  Zum  Zwecke 
der  Erwerbsteuerbemessung  hat  jeder  Steuerpflichtige  vor  Beginn  jeder 
Veranlagungsperiode  binnen  einer  von  der  Finanzlandesbehörde  mittels 
öfi:entlicher  Bekanntmachung  zu  bestimmenden,  mindestens  einmonat- 
lichen Frist  bei  der  Steuerbehörde  erster  Instanz,  in  deren  Sprengel 
die  Steuer  vorzuschreiben  ist  (§  38),  eine  Erklärung  über  die  für  die 
Bemessung  der  Erwerbsteuer  massgebenden  Umstände  abzugeben.  Die 
Erklärung  hat  insbesondere  Angaben  zu  enthalten  über  a)  die  Art  des 
Geschäftsbetriebes;  b)  den  Ort  der  Betriebsausübung ;  c)  die  Beschaff"en- 
heit  und  den  Mietwert  der  Betriebsräume ;  d)  Zahl  und  Art  der  Hilfs- 
arbeiter; e)  Art  und  Wert  des  Anlagekapitales;  f)  Art  und  Wert  des 
Betriebskapitales ;  g)  Beschaffenheit  und  Zahl  der  gesamten,  namentlich 
aber  der  in  Verwendung  stehenden  Betriebsmittel  (Motoren,  Arbeits- 
maschinen, Werkvorrichtungen  u.  dgl.) ;  h)  solche  spezielle  Thatumstände, 
welche  in  der  im  Verordnungswege  zu  erlassenden  Instruktion  als  we- 
sentliche Merkmale  des  Betriebsumfanges  bezeichnet  werden.  Bei  Ab- 
gabe schriftlicher  Ervverbsteuererklärungen  haben  sich  die  Steuerpflich- 
tigen amtlicher  Formularien  zu  bedienen.  —  Kontingentkom- 
mission. §  53.  Die  Vornahme  von  Aenderungen  im  Verhältnisse 
der  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  von  den  einzelnen  Steuer- 
gesellschaften aufzubringenden  Gesellschaftskontingente  ist  der  Kontin- 
gentkommission vorbehalten,  welche  vorher  die  diesbezüglichen  Anträge 
der  Erwerbsteuerlandeskommission  einzuholen  hat.  —  Die  Kontingent- 
kommission tritt  unter  dem  Vorsitze  des  Finanzministers  oder  seines 
Stellvertreters  in  Wien  zusammen.  Sie  besteht  ausser  dem  Vorsitzenden 
aus  26  Mitgliedern;  von  diesen  wird  die  Hälfte  durch  den  Finanzminister 
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ernannt,  die  andere  Hälfte  von  den  Erwerbsteuerlandeskommissionen 
in  der  Art  gewählt,  dass  je  ein  gewähltes  Mitglied  auf  Niederösterreich, 
auf  Oberösterreich  und  Salzburg,  auf  Tirol  und  Vorarlberg,  auf  Steier- 
mark, auf  Kärnten,  auf  Krain,  auf  Triest,  Görz,  Gradiska  und  Istrien, 
auf  Dalmatien,  auf  Böhmen,  auf  Mähren,  auf  Schlesien,  auf  Galizien, 
endlich  auf  die  Bukowina  entftillt.  Die  Gewählten  müssen  dem  Kreise 
der  Erwerbsteuerpflichtigen  angehören.  —  An  der  Wahl  nehmen  nur 
die  von  den  Landtagen  und  den  Handels-  und  Gewerbekammern  in 
die  Erwerbsteuerlandeskommission  entsendeten  Vertreter  teil.  —  §  54. 
Die  Kontingentkommission  ist  befugt,  für  die  erste  Veranlagungsperiode 
der  allgemeinen  Erwerbsteuer  einzelnen  Gesellschaften  dann  eine  ent- 
sprechende Ermässigung  des  Kontingentes  zuzuerkennen,  wenn  eine  sehr 
erhebliche  Ueberlastung  der  Steuerpflichtigen  der  betreffenden  Steuer- 
gesellschaft unzweifelhaft  dargethan  erscheint.  Die  zuerkann- 
ten Ermässigungen  sind  in  erster  Linie  aus  den  im  ersten  Absätze  des 
§  49  bezeichneten  Ueberschüssen  und,  sofern  diese  nicht  ausreichen, 
durch  eine  verhältnismässige  Erhöhung  sämtlicher  Gesellschaftskontin- 
gente zu  decken.  —  §  55-  Vor  Ablauf  der  ersten,  sowie  jeder  folgen- 
den Veranlagungsperiode  zieht  die  Kontingentkommission  in  Erwägung, 
ob  mit  Rücksicht  auf  die  über  die  verhältnismässige  Steuerbelastung 
der  verschiedenen  Steuergesellschaften  gemachten  Wahrnehmungen,  so- 
wie mit  Rücksicht  auf  allfällige  seit  der  letzten  Steuerbemessung  einge- 
tretene Verschiebungen  der  Steuerkraft  Aenderungen  in  der  Aufteilung 
der  gesetzlichen  Erwerbsteuerhauptsumme  auf  die  einzelnen  Steuerge- 
sellschaften behufs  Herbeiführung  einer  gleichmässigen  Besteuerung  der- 
selben geboten  erscheinen.  —  Beschlüsse,  durch  welche  das  nach  §  50 
entfallende  Kontingent  einzelner  Steuergesellschaften  hinauf-  oder  herab- 
gesetzt wird,  können,  wenn  die  Erhöhung  oder  Herabsetzung  20  Prozent 
von  demjenigen  Betrage  übersteigen  soll,  welchen  das  Kontingent  ohne 
den  Aenderungsbeschluss  erreicht  hätte,  nur  mit  einer  Mehrheit  von 
zwei  Dritteilen  der  Stimmen  gefasst  werden.  —  Sollte  die  Gesamtsumme 
der  von  der  Kontingentkommission  festgesetzten  Gesellschaftskontingente 
mit  der  Erwerbsteuerhauptsumme  nicht  übereinstimmen,  so  ist  die  Dif- 
ferenz durch  eine  prozentuelle  Erniedrigung  oder  Erhöhung  sämtlicher 
Gesellschaftskontingente  auszugleichen.  —  Die  gefassten  Beschlüsse 
gelten  jeweils  für  die  ganze  nächstfolgende  Veranlagungsperiode.  — 
§  56.  Die  im  §  53  bezeichneten  Anträge,  beziehungsweise  Gutachten 
sind  von  den  Erwerbsteuerlandeskommissionen  innerhalb  einer  im  Ver- 
ordnungswege angemessen  festzusetzenden  Frist  zu  erstatten,  nach  deren 
fruchtlosem  Verstreichen  die  Kontingentkommission  ohne  weiteres  mit 
ihrer  Beschlussfassung  vorgehen  kann.  —  Besondere  Vorschrif- 
ten für  die  Hausier-  und  Wandergewerbe.  §  78.  Der 
Hausierhandel,  sowie  alle  im  Umherziehen  von  Ort  zu  Ort  betriebenen 
Ciewerbe  und  Beschäftigungen  sind  im  Verhältnisse  ihrer  mittleren  Er- 
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tragsfähigkeit  zu  der  mittleren  Ertragsfähigkeit  ähnlicher  stehender  Ge- 
werbe zu  besteuern.  Hiebei  ist  für  den  Unternehmer  selbst  ein  Betrag 
von  I  fl.  50  kr.  bis  15  fl.,  und  für  jeden  Hilfsarbeiter  ebenfalls  i  fl. 
50  kr.  bis  15  fl.,  für  verwendete  Zug-  und  Lasttiere  (mit  Ausnahme  der 
Hunde)  3  fl.  bis  32  fl.  in  Anschlag  zu  bringen.  Erstreckt  sich  der  Be- 
trieb auf  mehrere  Länder,  so  können  die  vorstehenden  Steuerbeträge 
bis  um  die  Hälfte  erhöht  werden.  —  Der  Gesamtbetrag  der  Steuer  ist 
stets  mit  einem  in  dem  beiliegenden  Schema  B  enthaltenen  Satze  zu 
bemessen.  —  Die  Erwerbsteuer  ist  im  vollen  Betrage  der  Jahresschul- 
digkeit auf  einmal  im  Voraus  zu  entrichten.  —  Wenn  der  Geschäfts- 
betrieb nach  erfolgter  Steuerentrichtung  für  ein  Land  auf  ein  oder 
mehrere  Länder  ausgedehnt  wird,  ist  der  allenfalls  entfallende  Mehrbe- 
trag vor  Beginn  der  Betriebsausdehnung  nachzuzahlen.  —  Die  Steuer- 
bemessung erfolgt  durch  die  Steuerbehörde  erster  Instanz,  gegen  deren 
Entscheidung  an  die  Finanzlandesbehörde  berufen  werden  kann.  — 
Genauere  Bestimmungen  über  Zuständigkeit  und  Verfahren  werden  im 
Verordnungswege  erlassen  werden.  —  §  79-  Die  von  den  im  §  78  be- 
zeichneten Gewerben  und  Beschäftigungen  entrichteten  Erwerbsteuer- 
beträge werden  in  die  von  den  einzelnen  Steuergesellschaften  aufzu- 
bringenden Gesellschaftskontingente  nicht  eingerechnet.  —  §  80.  Die 
vorstehenden  Bestimmungen  der  §§  78  und  79  finden  auf  nachstehende 
Unternehmungen  und  Beschäftigungen  keine  Anwendung  und  werden 
dieselben  nach  folgenden  Grundsätzen  behandelt:  i.  Unternehmungen, 
welche  an  bestimmten  Orten  abwechselnd  unter  Benützung  fester  Be- 
triebsstätten betrieben  werden,  sind  an  jedem  Betriebsorte  durch  die 
zuständige  Erwerbsteuerkommission  besonders  zu  besteuern.  2.  Markt- 
fahrer sind,  sofern  dieselben  nicht  nach  §  3,  Punkt  4,  von  der  Erwerb- 
steuer befreit  sind,  als  Handeltreibende  an  ihrem  Wohnsitz  durch  die 
zuständige  Erwerbsteuerkommission  zu  besteuern.  3.  Inländische  Han- 
delsreisende, welche  nicht  im  Dienst-  und  Lohnverhältnisse  stehen, 
unterliegen  der  Besteuerung  als  Handelsagenten  an  dem  Orte  ihrer  Ge- 
schäftsniederlassung, beziehungsweise,  wenn  keine  solche  vorhanden  ist, 
an  ihrem  Wohnorte ;  die  Besteuerung  ist  durch  die  Erwerbsteuerkom- 
niission  des  bezeichneten  Ortes  zu  vollziehen.  —  Im  Dienst-  und  Lohn- 
verhältnisse stehende  Handelsreisende  kommen  lediglich  bei  der  Be- 
steuerung ihrer  Prinzipale  in  Betracht.  —  §  81.  Ausländer  unterliegen 
für  den  Geschäftsbetrieb  im  Inlande  als  Reisende  oder  durch  in  ihren 
Diensten  stehende  Handelsreisende  der  Erwerbsteuer  von  jährlich  min- 
destens 40  fl.  —  Die  Steuer  ist  von  der  Steuerbehörde  erster  Instanz 
am  Sitze  jener  politischen  Behörde,  welche  über  das  Einschreiten  um 
die  Bewilligung  zum  inländischen  Geschäftsbetriebe  zu  entscheiden  hat, 
zu  bemessen,  jeweils  für  ein  ganzes  Jahr  im  voraus  zu  entrichten  und 
in  die  Gesellschaftskontingente  nicht  einzurechnen.  —  §  82.  Schau- 
stellungen, musikalische  Aufführungen  u.  dgl.,    welche  nicht  auf  Grund 
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einer  auf  das  Umherziehen  lautenden ,  sondern  auf  Grund  besonderer 
Licenzen  für  jeden  einzelnen  Ort  veranstaltet  werden,  sowie  Warenver- 
käufe, welche  unter  zeitweiliger  Benützung  einer  festen  Betriebsstätte 
veranstaltet  werden  (Wanderlager),  sind  an  jedem  Betriebsorte  besonders 
zu  versteuern  und  ist  die  Steuer,  deren  Bemessung  durch  die  Steuer- 
behörde erster  Instanz  erfolgt,  in  das  betreffende  Gesellschaftskontingent 
nicht  einzurechnen.  Die  für  die  ganze  Zeit  des  beabsichtigten  Betriebes 
entfallende  Steuer  ist  vor  Eröffnung  des  Betriebes  zu  entrichten.  — 
Bezüglich  der  Wanderlager  ist  jedes  Kalenderjahr,  in  welches  der  Betrieb 
reicht,  für  die  Besteuerung  als  voll  zu  rechnen. 

Schema  B  zu  §  32,  enthaltend  die  bei  der  Veranlagung  der 
allgemeinen  Erwerbsteuer  anzuwendenden  Steuersätze,  fl.  1.50,  2. — , 
2-50,  3. — ,  4- — >  5- — )  6. — ,  8. — ,  IG. — ,  12. — ,  15. — ,  18. — ,  21. — ,  24. — , 
28.—,  32.—,  36.—,  40.—,  45.—,  50.—,  55.—,  60.—,  70.—,  80.—,  90.—, 
100. — ,  120. — ,  140. — ,  i6o. — ,  180. — ,  220.—,  260. — ,  300. — ,  340. — , 
400.—,  460. — ,  520. — ,  580. — ,  660. — ,  740. — ,  820. — ,  900. — ,  1000. — , 
iioo. — ,  1200. — ,  1300.—.    Die  folgenden  Steuersätze  steigen  um  je  200 fl. 

Zum  I.  Hauptstück,  betr.  die  allgemeine  Erwerbsteuer,  ist  eine 
umfassendeVollzugsvorschrift  des  Ein. -Min.  vom  28.  Jan. 
1897  (im  Reichsges.-Bl.  1897  Nr.  35)  erlassen  worden  (R.G.Bl,  1897, 
S.  139 — 331).  —  In  dieser  Instruktion  ist  auch  die  Klassifikation 
der  Unternehmungen  und  Beschäftigungen  behufs  Herstellung  der  in 
§  34  vorgesehenen  Ordnung  nach  Erwerbsgruppen  genau  ent- 
worfen und  nebst  einem  alphabetischen  Verzeichnisse  gegeben.  Diese 
Klassifikation  grenzt  29  Gruppen  mit  mehr  oder  weniger  reicher  innerer 
Verzweigung  ab. 

2.  Hauptstück.  §  85.  Der  Steuer  im  Sinne  dieses  Hauptstückes 
unterliegt,  wer  eine  der  öffentlichen  Rechnungslegung 
unterworfene  Unternehmung  betreibt.  Solche  Unterneh- 
mungen sind:  I.  E  r  w  e  r  b  s  Unternehmungen,  und  zwar  insbesondere: 
a)  alle  Unternehmungen  der  Aktiengesellschaften  und  Kommanditge- 
sellschaften auf  Aktien ;  b)  alle  Unternehmungen  der  Gewerkschaften ; 
c)  die  Versicherungsunternehmungen  mit  Ausnahme  der  wechselseitigen 
Versicherungsanstalten ;  d)  öffentliche  Kreditinstitute ;  e)  die  Staats- 
eisenbahnen ;  f)  die  Unternehmungen  der  dem  Gesetze  vom  9.  April 
1875,  gemäss  registrierten  und  der  sonstigen  nicht  registrierten  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften  (Produktivgenossenschaften, 
Vorschuss-  und  Kreditvereine,  Konsum-,  Rohstoff-  und  Magazinsver- 
eine, Bau-,  Wohnungs-  und  Werksgenossenschaften  u.  dgl.),  s  o  f  e  r  n  e 
diese  Genossenschaften  ihren  Geschäftsbetrieb  nicht  in  der  im  §  85 
bezeichneten  Weise  auf  ihre  Mitglieder  beschränken; 
IL  Gemeinnützige  Unternehmungen  und  Vereinigungen  der  Selbst- 
hilfe, und  zwar  insbesondere :  a)  die  in  I,  lit.  f.)  erwähnten  Genossen- 
schaften, welche  sich  in  der  im  §  85  bezeichneten  Weise  auf  den  Ver- 
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kehr  mit  ihren  Mitgliedern  beschränken ;  2)  Sparkassen ;  c)  wechsel- 
seitige Versicherungsanstalten;  d)  die  im  Grunde  besonderer  Landes- 
gesetze aus  den  Kontributions-  und  Steuergeldfonden  entstandenen 
Vorschusskassen  ;  die  Gemeindevorschusskassen.  —  A  u  s  m  a  s  s  der 
Steuer.  §  100.  Die  Erwerbsteuer  von  den  der  öffentlichen  Rechnungs- 
legung unterworfenen  Unternehmungen  wird,  sofern  nicht  in  den  nach- 
folgenden Absätzen  etwas  anderes  verfügt  wird,  mit  10  Proz.  vom  steuer- 
pflichtigen Feinertrage  bemessen.  —  Die  Steuer  darf  jedoch  nicht  we- 
niger betragen,  als  Eins  vom  Tausend  des  gesamten  in  den  steuerpflich- 
tigen Unternehmungen  oder  Betrieben  investierten  Anlagekapitales  des 
Steuerpflichtigen,  bei  Versicherungsgesellschaften  auf  Aktien  nicht  we- 
niger als  Eins  vom  Tausend  der  Summe  der  Jahresnettoprämien  nach 
Abzug  der  Prämienrückersätze  (Bonus).  —  Aktiengesellschaften,  welche 
für  das  der  Besteuerung  zugrunde  gelegte  Jahr  mehr  als  10  Proz.  an 
Dividende  vom  eingezahlten  Aktienkapitale  verteilen,  haben  ausser  der 
in  den  vorstehenden  Absätzen  i  bis  5  bezeichneten  Steuer  von  dem- 
jenigen zur  Verteilung  gelangenden  Betrage,  welcher  für  das  elfte  bis 
fünfzehnte  Prozent  der  Dividende  erforderlich  ist,  zwei  Prozent,  und 
von  den  darüber  hinaus  zur  Verteilung  gelangenden  Beträgen  vier  Pro- 
zent zu  entrichten.  —  Bei  wechselseitigen  Versicherungsgesellschaften 
beträgt  die  Steuer  Eins  vom  Tausend  der  Summe  der  Jahresnettoprä- 
mien (nach  Abzug  der  Prämienrückersätze  [Bonus]).  —  Für  Sparkassen 
gilt  folgender,  nach  der  Höhe  des  steuerpflichtigen  Reinertrages  abge- 
stufter Steuerfuss :  bei  einem  Reinertrage  bis  einschliesslich  10  000  fl. 
3  Proz.;  bei  einem  Reinertrage  von  mehr  als  10  000  fl.  bis  einschliess- 
lich IOC  000  fl.  5  Proz.;  bei  einem  Reinertrage  von  mehr  als  100  000  fl. 
bis  einschliesslich  200  000  fl.  7^/2  Proz.  und  bei  einem  Reinertrage  von 
mehr  als  200000  fl.  10  Proz.  —  Bei  den  im  Sinne  des  §  85  begün- 
stigten Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften ,  ferner  Vorschuss- 
kassen werden  das  erste  Tausend  mit  drei  Zehntel ,  die  weiteren  Be- 
träge mit  fünf  Zehntel  der  Besteuerung  unterzogen.  Der  Steuerfuss  be- 
trägt, sofern  der  so  ermittelte  Reinertrag  600  fl.  nicht  übersteigt,  8,5  Pro- 
zent, sonst  IG  Proz. 

Die  §§  122  ff".  (3.  Hauptstück)  schaffen  eine  R  e  n  t  e  n  s  t  e  u  e  r. 
Das  Ausmass  dieser  Rentensteuer  beträgt  (§  131):  a)  10  Proz.  von  den 
Zinsen  jener  Teile  der  einheimischen  Staatsschuld,  welche  weder  durch 
Spezialgesetze  von  der  Leistung  dieser  Steuer  befreit,  noch  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1868  mit  einem  höheren  Steuerausmasse  be- 
legt sind,  ferner  von  den  Einlösungsrenten  für  verstaatlichte  oder  dauernd 
in  den  Staatsbetrieb  übernommene  Unternehmungen,  endlich  von  den 
Zinsen  der  vor  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  emittierten  Obligatio- 
nen der  inländischen  Landes-,  öffentlichen  Fonds-  und  ständischen  An- 
lehen.  b)  Drei  Prozent  von  den  Pachtzinsen  für  verpachtete  Gewerbe. 
c)  Zwei   Prozent    von    den    sonstigen    rentensteuerpflichtigen    Bezügen, 
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vorbehaltlich  der  unter  d)  eingeräumten  Begünstigungen,  d)  Die  Zinsen 
von  Sparkasseneinlagen  bei  Sparkassen  und  bei  den  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  und  Vorschusskassen,  sowie  die  Zinsen  von 
Pfandbriefen  der  Landeshypothekaranstalten,  der  nicht  auf  Gewinn  be- 
rechneten, auf  dem  Prinzipe  der  Wechselseitigkeit  beruhenden  Hypo- 
thekarinstitute und  der  Sparkassen,  sowie  von  den  durch  andere  Landes- 
kreditinstitute auf  Grund  von  gewährten  Darlehen  emittierten  Obli- 
gationen unterliegen  einer  Rentensteuer  von  1^/2  Prozent.  —  Abzug 
der  Rentensteuer  durch  den  Schuldner.  ({5  133.)  In  den 
nachstehend  bezeichneten  Fällen  wird  die  Rentensteuer  im  Wege  des 
Abzuges  durch  d  e  n  S  c  h  u  1  d  n  e  r  in  der  Art  erhoben,  dass  der 
letztere  von  jeder  durch  ihn,  bezw.  durch  seine  Kassen  zur  Auszahlung 
gelangenden  oder  gutzuschreibenden  Rate  rentensteuerpflichtiger  Bezüge 
die  im  §  131  bezeichneten  Prozentsätze  dem  Bezugsberechtigten  für 
Rechnung  des  Staatsschatzes  in  Abzug  bringt  und  im  Sinne  der  weiter 
folgenden  §§  134  und  136  an  die  Staatskasse  abführt.  —  Ein  solcher 
Abzug  ist  auszuüben:  i.  Von  den  Kassen,  bezw.  Zahlstellen  des  Staates, 
der  Länder  und  der  öffentlichen  Fonde  rücksichtlich  der  im  §  131, 
lit.  a,  c  und  d  bezeichneten  Bezüge.  2.  Von  den  Kassen,  bezw.  Zahl- 
stellen der  Bezirke  und  Gemeinden,  sowie  von  den  der  öffentlichen 
Rechnungslegung  unterworfenen  Unternehmungen :  a)  rücksichtlich  der 
steuerpflichtigen  Zinsen  und  Renten  der  von  ihnen  emittierten  Wert- 
papiere, ohne  Unterschied,  ob  die  Auszahlung  durch  Einlösung  von 
Koupons  oder,  wie  bei  Kassescheinen,  auf  andere  Weise  staatfindet: 
b)  rücksichtlich  der  Zinsen  der  Spareinlagen.  Auf  die  durch  die  öster- 
reichisch-ungarische Bank  zur  Auszahlung  gelangenden  rentensteuer- 
pflichtigen Bezüge  findet  diese  Bestimmung  während  der  Dauer  der 
Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1887,  betreffend  die  Ver- 
längerung des  Privilegiums  der  österreichisch-ungarischen  Bank,  keine 
Anwendung. 

Das  4.  Hauptstück  (§§  153  ft'.)  schafft  eine  allgemeine  p  r  o- 
gressive  Personalein  kommensteuer.  Nach  §153  unter- 
liegen derselben  die  nachstehenden  p  h  y  s  i  s  c  h  e  n  P  e  r  s  o  n  e  n  für 
Einkommen  von  600  fl.  an:  i.  Angehörige  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder :  a)  wenn  sie  in  diesen  Ländern 
wohnen,  hinsichtlich  ihres  gesamten  Einkommens;  b)  ausser  diesem 
Falle  hinsichtlich  des  gesamten  ihnen  aus  dem  Geltungsgebiete  dieses 
Gesetzes  zufliessenden  Einkommens ;  2.  Nichtangehörige  dieser  Länder : 
a)  wenn  sie  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  ihren  Wohnsitz  haben 
oder  sich  daselbst  des  Erwerbes  wegen  oder  länger  als  ein  Jahr  auf- 
halten, hinsichtlich  des  Einkommens,  welches  sie  in  diesen  Ländern 
erwerben  oder  nach  diesen  Ländern  beziehen.  Jedoch  ist  aus  einem 
andern  Lande  als  dem  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  fliessendes  Ein- 
kommen dann  von  der  Besteuerung  ausgenommen,    wenn  dasselbe  er- 
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weislich  bereits  der  Einkommensteuer  oder  einer  gleicli artigen  Steuer 
unterliegt;  b)  ausser  den  sub  lit.  a)  bezeichneten  Fällen,  wenn  sie  in 
diesen  Ländern  Realitäten  oder  auf  inländischen  Realitäten  hypo- 
thekierte  Forderungen  oder  ein  durch  F  i  d  e  i  k  o  m  m  i  s  s,  V  e  r  w  a  h- 
r  u  n  g  s  z  w  a  n  g  oder  sonstige  rechtliche  Vorschriften  an  diese 
Länder  gebundenes  Vermögen  besitzen  oder  hierlands  eine 
Erwerbsunternehmung  oder  gewinnbringende  Beschäftigung  betreiben, 
oder  Teilnehmer  einer  solchen  Beschäftigung  oder  Unternehmung  sind, 
oder  ein  Einkommen  an  Dienstbezügen  und  Ruhegenüssen  aus  einer 
hierländigen  Staatskasse  beziehen ,  hinsichtlich  des  aus  diesen  Quellen 
fliessenden  Einkommens.  Der  Besitz  von  Aktien,  Anteilscheinen  und 
ähnlichen  Wertpapieren  ist  als  Teilhaberschaft  an  einer  Unternehmung 
im  Sinne  des  vorigen  Absatzes  nicht  anzusehen.  Ferner  unterliegen 
der  Personaleinkommensteuer  ruhende  Erbschaften  nach  Massgabe  der 
im  §229  enthaltenen  Bestimmungen.  —  Befreiungen.  §154.  Von 
der  Personaleinkommensteuer  befreit  sind:  i.  Der  Kaiser.  2.  Die  Mit- 
glieder des  kaiserlichen  Hauses  bezüglich  der  Apanagen.  3.  Die  am 
k.  und  k.  Hofe  beglaubigten  diplomatischen  Vertreter  und  die  nicht 
die  österreichische  Staatsbürgerschaft  besitzenden  Berufskonsuln  aus- 
wärtiger Mächte.  —  4.  Diejenigen  Personen,  denen  auf  Grund  von 
Staatsverträgen  oder  sonst  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  ein  An- 
spruch auf  Befreiung  von  der  Personaleinkommensteuer  zukommt.  — • 
5.  Die  mit  Maria-Theresia-Ordenspensionen,  Militärtapferkeitsmedaillen 
und  Verwundungszulagen  beteilten  Personen  in  Ansehung  dieser  Pen- 
sionen und  Zulagen.  —  6.  Die  Offiziere  (Auditore,  Militärärzte,  Trup- 
pen-Rechnungsführer) ,  die  Seelsorger  und  die  Mannschaft  der  bewaff- 
neten Macht  rücksichtlich  ihrer  Aktivitätsbezüge  :  wenn  diese  Personen 
ausser  dem  befreiten  Einkommen  noch  anderes  Einkommen  beziehen, 
sind  für  die  Beurteilung  des  auf  das  letztere  anzuwendenden  Steuer- 
satzes, sowie  der  allfälligen  Steuerfreiheit  desselben  im  Sinne  des  §  155 
die  befreiten  Einkommen  in  das  Gesamteinkommen  des  Steuerpflich- 
tigen einzurechnen.  —  Alle  übrigen  Militärpersonen  und  die  während 
der  Mobilität  bei  der  Militärverwaltung  zur  Dienstleistung  eingeteilten 
Zivilpersonen  hinsichtlich  der  ihnen  auf  die  Dauer  der  Mobilität  aus 
dem  Militäretat  normalmässig  zukommenden  Dienstesbezüge.  ■ —  §  155. 
Von  der  Personaleinkommensteuer  sind  ferner  befreit  Personen,  deren 
gesamtes  Einkommen,  auf  ein  Jahr  berechnet,  den  Betrag  von  600  fl. 
nicht  übersteigt.  Auf  die  im  §  153,  Z.  i  b)  und  Z.  2  b),  genannten 
Personen  findet  diese  Bestimmung  nur  dann  Anwendung,  wenn  sie  be- 
weisen, dass  ihr  gesamtes  Einkommen  einschliesslich  des  nach  diesem 
Gesetze  nicht  steuerpflichtigen  den  steuerfreien  Betrag  nicht  übersteigt. 
Maximum  des  Steuerfusses  5  Proz. 

Besondere  Bestimmungen  über  Dienstbezüge.     §  233. 
[Eigentlich  eine   weitere    (fünfte)    besondere  Besoldungssteuer.]     Die 
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Empfänger  von  Dienstbeziigen  (§§  167,  168),  welche  den  Betrag  jähr- 
licher 3200  fl.  erreichen  oder  übersteigen,  haben  neben  der  Personal- 
einkommensleuer  auch  eine  Besoldungssteuer  zu  entrichten,  welche  ohne 
Rücksicht  auf  das  sonstige  Einkommen  beträgt: 

I.  Stufe  von  3200  fl.  bis  ausschliesslich  4000  fl.  0,4  Proz. 


2. 

» 

» 

4  000 

3- 

» 

» 

4500 

4. 

» 

» 

5  000 

5- 

» 

» 

6  000 

6. 

» 

» 

7  000 

7- 

» 

» 

8000 

8. 

» 

» 

IG  000 

9- 

» 

» 

15  000 

4500 

»   0,8 

5  000 

»  1,2 

6  000 

»  1,6 

7  000 

»  2 

8000 

»  3 

10  000 

»  4 

15  000 

»  5 

.  6 

und  darüber 

Aus  verschiedenen  Quellen  herrührende  Dienstbezüge  sind  behufs 
der  Steuerbemessung  zusammenzurechnen.  —  §  234.  Diejenigen,  welche 
Bezüge  der  in  den  §§  167  und  168  bezeichneten  Art  auszahlen,  sind 
verpflichtet,  von  denselben  die  den  Empfängern  von  diesen  Einkommen 
vorgeschriebene  Personaleinkommensteuer  und  Besoldungssteuer,  die 
ihnen  zu  diesem  Zwecke  von  den  Steuerbemessungsbehörden  alljähr- 
lich bekanntzugeben  ist,  abzuziehen.  Die  Bekanntgabe  geschieht  durch 
eine  Zahlungsaufforderung,  gegen  welche  der  Rekurs  an  die  Finanz- 
landesbehörde zulässig   ist. 

Oesierrcich.  Gesetz  vom  24.  Oktober  1896,  betreffend  die  Ab- 
schreibung der  Hauszinssteuer  und  der  fünfproz.  Steuer  vom 
reinen  Zinsertrage  wegen  Uneinbringlichkeit  des  Miet- 
zinses. —  §  I.  Im  Falle,  als  der  Mietzins  für  ein  der  Hauszinssteuer 
oder  der  fünfprozentigen  Steuer  vom  reinen  Zinsertrage  unterliegendes 
Gebäude  ganz  oder  teilweise  uneinbringlich  wird,  hat  auf  Ansuchen  des 
steuerpflichtigen  Besitzers  des  Gebäudes  die  Abschreibung  der  auf  den 
uneinbringlich  gewordenen  Mietzinsbetrag  nach  Massgabe  der  Vorschrei- 
bung entfallenden  Quote  der  Hauszinssteuer,  beziehungsweise  der  fünf- 
prozentigen Steuer  vom  reinen  Zinsertrage  zu  erfolgen.  —  §  3.  Von 
der* Steuerabschreibung  sind  jene  Mietzinse  ausgeschlossen,  welche  von 
Personen  zu  entrichten  waren ,  welche  mit  dem  Hausbesitzer  bis  zum 
vierten  Grad  verwandt  oder  mit  demselben  verschwägert  sind,  oder  in 
einem  Dienstverhältnisse  zu  dem  Hausbesitzer  stehen,  beziehungsw^eise 
standen. 

Frankreich.  Finanzgesetz  für  1898,  v.  21.  Juli  1897,  ermässigt  die 
Grundsteuer  des  Staats:  Nachlass  für  Katastralbeträge  bis  10  Fr.  incl., 
Ermässigungen  der  Cotes  von  10 — 15  Proz.  um  ^/i,  15 — 20  Fr.  V2,  20 
bis  25  Fr.  V*  —  je  auf  Verlangen  der  Pflichtigen. 

Russland.  Das  Gesetz  vom  22.  Mai  1895  bringt  eine  neue  Steuer. 
Es  verordnet  eine  fünfprozentige  Abgabe  von  dem  Einkommen  aus 
Geldkapitalien,  welche  sich  aus  Konto-Korrenten  ergeben,    sowie  auch 
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von  allen  anderen  Einkommen,  aus  Zins  tragenden  Einlagen  in  Banken 
mid  Wechselstuben. 

2)  Indirekte  Steuern. 

a.  K  o  n  s  u  ni  s  t  e  u  e  r  n  (Verbrauchs-  und  Gebrauchssteuern). 

Oesterreich.  Gesetz  vom  4.  November  i8g6,  wegen  Beteilung  der 
Gemeinde  Wien  aus  dem  Ertrage  der  L  i  n  i  e  n  v  e  r  z  e  h  r  u  n  g  s- 
Steuer  von  Wien  und  des  Biersteuerzuschlagsbetrages  von  der  Bier- 
erzeugung daselbst. 

Belgien.  K.  V.  O.  v.  27-/28.  Juli  1896  betr.  die  Steuersätze  für 
die  B  r  a  n  n  t  w  e  i  n  f  a  b  r  i  k  a  t  i  o  n. 

Frankreich.  Zucker  Steuergesetz  vom  7.  April  1897.  Art.  i. 
Von  der  Verkündigung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ab  werden  bei  der 
Ausfuhr  nach  dem  Auslande  und  den  nicht  dem  Zolltarif  des  Mutter- 
landes unterstellten  Französischen  Kolonien  Prämien  in  der  nachstehend 
festgesetzten  Höhe  gewährt:  i)  für  einheimischen  Zucker,  welcher  seit 
dem  I.  September  1896  gewonnen  ist  und  von  der  Verkündigung  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  ab  zur  Ausfuhr  angemeldet  wird;  2)  für  Zucker 
der  Französischen  Kolonien,  welcher  vom  i.  September  1896  ab  mit 
der  Bestimmung  nach  Frankreich  verschifft  ist  und  von  der  Verkündi- 
gung des  gegenwärtigen  Gesetzes  ab  von  Französischen  Niederlagen 
ausgeführt  wird ;  3)  für  Zucker  und  Farinzucker,  bestimmt  zur  Abschrei- 
bung von  Konten  für  zeitweilige  Zulassung  von  Zucker  der  seit  dem 
I.September  1896  in  Frankreich  gewonnen  oder  aus  den  Französischen 
Kolonien  versandt  ist: 

Rohzucker,  gekörnt  oder  in  kleinen  Krystallen ,  und  zwar  Rüben- 
zucker von  mindestens  98  Proz.  Gehalt  oder  Kolonialzucker  von  min- 
destens 97  Proz.  Gehalt,  der  Gehalt  vor  dem  Abzug  des  Raffinations- 
nachlasses ermittelt,  für  100  kg  raffinierten  Zuckers  4  Franken; 

Rohzucker  und  zwar  Rübenzucker  von  65—98  Proz.  Gehalt  oder 
Französischer  Kolonialzucker  von  65 — 97  Proz.,  für  100  kg  raffinierten 
Zuckers  3,50  Franken ; 

Kandiszucker,  nach  dem  gesetzmässigen  Koeffizienten  berechnet, 
für  100  kg  effektives  Gewicht  4,50  Franken; 

Raffinierter  Zucker  in  vollkommen  reinen,  harten  und  trockenen 
Broden  oder  Stücken,  für  100  kg  effektives  Gewicht  4,50  Franken; 

Farinzucker,  für  100  kg  raftmierten  Zuckers  4,50  Franken; 

Raffinierter  Zucker  in  Körnern  oder  Krystallen  von  mindestens  98 
Proz.,  4  Franken.  —  Art.  2.  Für  Zucker  der  Französischen  Kolonien 
und  Besitzungen  wird  bei  direkter  Einfuhr  nach  Frankreich  ein  E  n  t- 
fernungsnachlass  gewährt,  und  zwar  von  2,25  Franken  pro  100 
kg  raffinierten  Zuckers  bezüglich  der  Kolonien  des  Atlantischen  Ozeans 
und  von  2,50  Franken  pro  100  kg  raffinierten  Zuckers  bezüglich  der 
übrigen  Kolonien.  —  Art.  4.  Von  der  Verkündigung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  ab    wird    eingeführt:    i)  Eine  Raftmationsabgabe   auf  Kandis- 
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zucker,  vollständig  gereinigte  harte  und  trockene  raffinierte  Zucker ;  auf 
andere  raffinierte  Zucker  von  wenigstens  98  Proz.  Gehalt  und  auf  Farin- 
zucker,  i  Franken  für  100  kg  raffinierten  Zuckers  ;  2)  Eine  Fabrikations- 
abgabe vom  Rohzucker,  welcher  nicht  in  die  Raffinerien  geht,  i  Franken 
für  100  kg.  raffinierten  Zuckers ;  von  den  in  den  vorhergehenden  beiden 
Paragraphen  vorgesehenen  Abgaben  sind  die  Zucker  befreit,  welche 
ausgeführt  werden.  —  Art.  5.  Ausserdem  werden  die  Eingangszölle 
auf  die  nachstehend  genannten  Zuckerderivate,    wie  folgt,   abgeändert: 

Melasse,  nicht  zur  Branntweinbereitung,  mit  einem  Zuckergehalt 
von  50  Proz.  und  darunter:  Generaltarif  24,75  Franken  für  100  kg, 
Minimaltarif  20,75  Franken  für  100  kg: 

Melasse,  nicht  zur  Branntweinbereitung,  mit  einem  Zuckergehalt 
von  mehr  als  50  Proz.:  Generaltarif  52,50  Franken  für  100  kg,  Mini- 
maltarif 42,90  Franken  für  100  kg. 

Chokolade,  55  Proz.  Kakao  und  darunter  enthaltend:  Generaltarif 
132,25  Franken  für  100  kg,  Minimaltarif  102,25  Franken  für  100  kg.  — 
Art.  8.  Für  die  Gewährung  der  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  ge- 
schaffenen Ausfuhrprämien  werden  mittels  Indossierung  übertragbare 
Steuer-Gutscheine  eingeführt,  die  als  Bargeld ,  bei  der  Erledigung  der 
Vormerkscheine  über  zeitweilig  zugelassenen  einheimischen  und  Fran- 
zösischen Kolonialzucker  angenommen  werden.  Diese  Gutscheine,  welche 
für  den  von  den  Fabriken  unter  Aufschub  der  Steuer  ausgeführten 
Zucker  erteilt  worden  sind,  werden  als  Bargeld  bei  der  Steuerentrich- 
tung angenommen.  Vom  i.  September  1897  ab  müssen  diese  Steuer- 
gutscheine binnen  zwei  Monaten  nach  ihrer  Ausfertigung  benutzt  werden. 

—  Art.  9.  Die  Verordnung  vom  26.  Juli  1899,  betreffend  die  Erhöhung 
der  Zollzuschläge  für  fremden  Zucker,  wird  bestätigt  und  in  ein  Gesetz 
umgewandelt.  Jedoch  werden  diese  Zuschläge  von  der  Verkündigung 
des  gegenwärtigen  Gesetzes,  wie  folgt,  festgesetzt;  Rohzucker  europäi- 
schen Ursprungs  oder  aus  europäischen  Niederlagen  eingeführt,  für  100 
kg  netto,  effektives  Gewicht  9  Franken;  Raffinierter  Zucker  und  die 
diesem  gleichgestellten  Zuckerarten,  ausser  Kandis,  Generaltarif  für 
100  kg  netto,  effektives  Gewicht  16  Franken;  Raffinierter  Zucker  und 
die  diesem  gleichgestellten  Zuckerarten ,  ausser  Kandis,  Minimaltarif 
für  100  kg  netto,  effektives  Gewicht  10  Franken;  Kandiszucker,  Gene- 
raltarif, für  100  kg  netto,  effektives  Gewicht  28,80  Franken;  Kandis- 
zucker, Minimaltarif,  für  100  kg  netto,  effektives  Gewicht  25,80  Franken. 

—  Die  durch  Artikel  4  des  gegenwärtigen  Gesetzes  eingeführten  Fabri- 
kations- und  Raffinationsabgaben  finden  unter  denselben  Bedingungen 
wie  für  einheimischen  und  französischen  Kolonialzucker  auch  auf  alle 
fremden  Zucker  Anwendung.  Fremder  Kolonialzucker  geniesst  die  Ver- 
günstigung der  Zulassung  auf  Zeit,  ist  jedoch  von  der  Ausfuhrprämie 
ausgeschlossen.  —  Art.  11.  Wenn  Rübenzucker  produzierende  Länder, 
welche  gegenwärtig  Ausfuhrprämien  gewähren,  diese  Prämien  aufheben 
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oder  herabsetzen,  so  ist  die  Regierung  ermächtigt,  in  Abwesenheit  der 
Kammern  im  Verordnungswege,  vorbehaldich  der  Bestätigung  durch 
ein  Gesetz,  die  gleichen  Massnahmen  zu  treffen.  —  Art.  12.  Falls  der 
Betrag  der  während  eines  Betriebsjahres  gewährten  Prämien  das  Auf- 
kommen aus  den  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  vorgesehenen  Fabri- 
kations- und  Raffinationsabgaben  übersteigen  sollte,  ist  durch  eine  im 
Ministerrat  zu  erlassende  Verordnung,  welche  den  Kammern  vor  Ab- 
lauf ihrer  Session ,  wenn  sie  versammelt  sind ,  oder  in  der  nächsten 
Session,  wenn  sie  nicht  versammelt,  in  Form  eines  Gesetzentwurfs  vor- 
zulegen ist,  der  Prämiensatz  für  das  folgende  Betriebsjahr  auf  die  Ziffer 
herabzusetzen,  welche  erforderlich  ist,  um  den  Vorschuss  der  Staats- 
kasse zu  decken. 

Niederlande.  Gesetz  über  die  Zuckerbesteuerung  vom  29.  Dezember 
1896. 

Bulgarien.  Salzsteuer  und  Salzzoll.  Ein  Bulgarisches  Gesetz  ver- 
ordnet; Art.  I.  Inländisches  Seesalz  unterliegt  einer  Accise  von  6 
Franken  für  100  kg.  —  Art.  2.  Von  ausländischem  See-  und  Steinsalz 
sind  bei  der  Einfuhr  nach  dem  Fürstentum  an  Einfuhrzoll  und  Accise 
9  Franken  zu  entrichten. 

Portugal.  Angola.  Einführung  des  A  1  k  o  h  o  1  m  o  n  o  p  o  1  s  in  der 
Provinz  Angola. 

Nicaragua.  Ein  am  10.  Mai  1897  von  der  Regierung  erlassenes 
Gesetz,  durch  welches  das  Tabakmonopol,  welches  in  Folge  einer 
Bestimmung  der  Verfassung  vom  10.  Dezember  1883  aufgehoben  war, 
wieder  eingeführt  wird,  lautet:  Art.  i.  Vom  i.  Juli  d.  Js.  an  wird  das 
Tabakmonopol  in  der  vom  gegenwärtigen  Gesetze  vorgeschriebenen 
Form  (Grossverkaufsmonopol,  Art.  6)  wieder  hergestellt. 

Japan.  Zolltarifgesetz.  Ein  am  29.  März  1897  (29.  Tage  des 
dritten  Monats  im  30.  Jahre  Meiji)  veröffentlichtes  Japanisches  Gesetz 
(Nr.  14),  vom  26.  März  1897  (26.  Tage  des  dritten  Monats  im  30.  Jahr 
Meiji),  führt  einen  Allgemeinen  Zolltarif  ein.  Der  Tarif  ist 
ein  Werttarif;  doch  können  nach  Artikel  3  des  Ges.  für  diejenigen  im 
Tarif  aufgeführten  Gegenstände,  »bezüglich  deren  es  angezeigt  erschei- 
nen sollte,  an  Stelle  der  Wertzölle  spezifische  Zölle  zu  setzen,  solche  mit 
ihren  Unterabteilungen  durch  Kaiserliche  Verordnung  bestimmt  werden. 
Die  vorerwähnten  spezifischen  Zölle  sollen  nach  Massgabe  der  im  an- 
liegenden Tarif  angegebenen  Sätze  nach  den  Durchschnittspreisen  wäh- 
rend mindestens  sechs  Monaten  auf  der  im  vorhergehenden  Artikel 
angegebenen  Grundlage  festgesetzt  werden.  —  Die  Valorenzölle 
betragen:  bei  Klasse  I  (Waffen,  Munition,  Uhren,  Instrumente,  Appa- 
rate, Werkzeuge  und  Maschinen)  unter  30  Positionen  5,  10,  15,  20,  25 
und  (Uhren  von  Gold  und  Platin)  30  Proz. ;  in  Gruppe  II  Getränke 
und  Esswaren  (Pos.  31 — 50)  10,  15,  20  und  25  Proz.;  in  Gruppe  III 
ßekleidungsgegenstände  und  Zubehör  (Pos.  51 — 65)   20,   25  und  30  Proz. ; 
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in  Gruppe  IV  (Drogen,  Chemikalien  und  Arzneimittel)  und  Gruppe  V 
(Farbstoffe,  Farben  und  Tünche)  lo  Proz. ;  Alkohol  40  Proz. ;  Gruppe 
VI  (Glas-  und  Glaswaren)  5,  10,  15,  20  und  25  Proz.;  in  Gruppe  VII 
(Getreide  und  Sämereien)  5  Proz.;  in  Gruppe  VIII  (Hörner,  Elfenbein, 
Häute,  Haare,  Schalen  u.  s.  w.)  5,  10,  20  (Menschenhaare),  25  (Federn, 
Pelzwerk)  Proz. ;  in  Gruppe  IX  (Metall  und  Metallwaren)  (Pos.  202  bis 
271)  5,  IG,  15,  20  und  25  Proz.;  Gruppe  X  Oel  und  Wachs  10  Proz. 
(Lichte  15  Proz.);  Gruppe  XI  Papier,  Papierwaren  15,  25,  30  Proz.; 
Gruppe  XII  (Zucker)  5,  10,  20  und  25  Proz.);  Gruppe  XIII  (Gewebe, 
Garne,  Zwirne)  (Pos.  304 — 378)  überwiegend  15  Proz.,  20  und  25  Proz. 
bei  seidener  Ware;  Gruppe  XIV  (Tabak)  40  Proz. ;  Gruppe  XV  (Weine, 
Getränke,  Spirituosen)  25,  30  und  40  Proz.  —  Zollfreie  Gegen- 
stände (Pos.  495  —  525)  sind  es  N.  498—532  Positionen. 

Russland.  Das  Gesetz  vom  20.  März  1896  gestattet  den  Verkauf 
von  Thee  bloss  unter  Banderole.  Noch  im  Jahre  1889  wurde  zum 
Zwecke  der  Verhütung  von  Fälschungen  den  Händlern  erlaubt,  den 
Thee  unter  solcher  Banderole  zu  verkaufen,  welche  unter  Aufsicht  von 
Staatsbeamten  angelegt  worden  war.  Diese  Banderolierung  nahm  nach 
kurzer  Blütezeit  wieder  ab ,  da  viele  Theehändler  sich  derselben  ent- 
zogen. Durch  den  Verkauf  verfälschten  Thees  konnten  sie  eben  die 
Preise  billiger  stellen.  Jedoch  die  Interessen  der  Konsumenten  forder- 
ten die  Beseitigung  der  Falsifikation.  Dies  konnte  bloss  erreicht  wer- 
den entweder  durch  Herabsetzung  der  Theesteuer ,  oder  durch  die 
Einführung  einer  obHgatorischen  Theebanderolierung.  Diesen  letzten 
Weg  schlug  das  Gesetz  vom  20.  März  ein,  welches  am  i.  Januar  1896 
in  Kraft  getreten  ist.     (Jahrb.  II  der  i.  V.) 

b.  Gebühren  und  gebührenartige  Steuern. 
Lübeck.  Erbschaftssteuer  vom  3.  Juni  1896:  i  Proz.  für 
Ehegatten,  Kinder,  Enkel,  soweit  sie  an  die  Stelle  ihres  gestorbenen 
Vaters  treten,  3  Proz.  für  Enkel  und  weitere  Abkömmlinge,  bei  welchen 
die  obigen  Verhältnisse  nicht  zutreffen.  Eltern,  Grosseltern  und  Ur- 
grosseltern.  4  Proz.  Geschwister,  6  Proz.  für  adoptierte ,  arrogierte 
oder  durch  Einkindschaft  berufene  Kinder.  8  Proz.  für  Blutsverwandte 
des  3.  Grades  der  Seitenverwandtschaft.  10  Proz.  in  anderen  Fällen. 
—  Von  der  Steuer  frei  sind  Anfälle  von  einem  Ehegatten  an  den  an- 
deren bei  beerbter  Ehe,  Alimente  und  Jahresgelder  zum  notwendigen 
Unterhalte  benannter  Personen.  Jeder  Anfall  bis  zu  200  M.  Geschenke 
als  Andenken  an  den  Erblasser  oder  in  Anerkennung  ihm  geleisteter 
Dienste  bis  200  M.  ^Anfälle  an  Kinder  und  weitere  Abkömmlinge  und 
enterbte  Ehegatten  an  Hausrat,  Wäsche  u.  s.  w.  aber  nicht  an  Schmuck, 
Kunstgegenstände.  Ferner  Anfälle  an  Kinder,  Eltern,  Grosseltern  u.  s. 
w. ,  die  4000  M.  nicht  übersteigen.  Für  Minderjährige  bis  8000  M. 
Dienstboten  bis  2000  M. 
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Oesterrcich.  Gesetz  vom  9.  März  1897,  betreffend  die  Besteuerung 
des  Umsatzes  von  Effekten  (Efifektenumsatzsteuer).  §  i.  Der 
Umsatz  von  Effekten  (Wertpapieren)  unterliegt  nach  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  einer  besonderen  Steuer  (Effektenumsatzsteuer). 
Es  unterliegen  derselben  sowohl  an  der  Börse,  als  auch  ausserhalb  der 
Börse  geschlossene,  ursprüngliche  und  prolongierte  Geschäfte.  In  Be- 
zug auf  die  Steuerpflicht  von  Kostgeschäften  macht  es  keinen  Unter- 
schied, ob  der  Kostnehmer  über  die  übernommenen  Stücke  zu  verfügen 
berechtigt  ist  oder  nicht.  Bei  Prämiengeschäften  ist  der  Verfall  der 
Prämie  oder  die  Stornierung  des  Geschäftes,  soferne  dieselbe  nicht  am 
Tage  des  Geschäftsabschlusses  selbst  erfolgt,  in  Absicht  auf  die  Steuer- 
pflicht der  Lieferung  der  Effekten  gleichzuachten.  Beim  Kommissions- 
geschäfte (Artikel  360  des  Handelsgesetzbuches)  ist  die  Steuer  nicht 
nur  für  das  Geschäft  zwischen  dem  Kommissionär  und  dem  Dritten, 
sondern  auch  für  das  Abwicklungsgeschäft  zwischen  dem  Kommissionär 
und  dem  Kommittenten  zu  entrichten.  Tauschgeschäfte,  womit  Effek- 
ten gegen  Effekten  anderer  Art  mit  oder  ohne  Aufzahlung  getauscht 
werden,  sind  als  zwei  Umsatzgeschäfte  zu  behandeln.  —  §  2.  Der 
Umsatz  von  inländischen  Wechseln,  kaufmännischen  Anweisungen  und 
überhaupt  von  zu  einem  festen  Zahlungstermine  und  zu  einem  festen 
Betrage  zahlbaren  Wertpapieren  (gezogenen  Wertpapieren,  Zinsen-  und 
Dividendencoupons  mit  festgesetztem  Auszahlungsbetrage,  Kassenschei- 
nen, staatlichen  Schatzscheinen  u.  s.  w.),  dann  von  gemünzten  und  un- 
gemünzten  edlen  Metallen,  von  Devisen  und  sonstigen  ausländischen 
Zahlungsmitteln  ist  von  der  Effektenumsatzsteuer  frei.  —  §  3.  Umsatz- 
geschäfte der  im  §  I  bezeichneten  Art,  bei  welchen  ein  Kontrahent 
sich  im  Auslande  befindet,  sind  nur  dann  steuerpflichtig,  wenn  der  zur 
Steuerentrichtung  zunächst  Verpflichtete  sich  im  Inlande  befindet  oder 
eine  Handelsniederlassung  oder  einen  ständigen  Bevollmächtigten  (Re- 
misier)  im  Inlande  hat,  durch  welche  das  Geschäft  gemacht  wurde.  — 
§  4.  Die  Effektenumsatzsteuer  wird  in  festen  Sätzen  für  je  einen  ein- 
fachen Schluss  bemessen.  Ein  einfacher  Schluss  beträgt:  Bezüglich  der 
zur  Zeit  des  Beginnes  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  an 
der  Wiener  Effektenbörse  notierten  (cotierten)  Effekten,  wenn  diese  in 
Prozenten  gehandelt  werden ,  einen  Nennbetrag  von  5000  fl.  ö.  W. ; 
wenn  sie  nach  Stücken  gehandelt  werden,  die  Zahl  von  25  Stücken, 
beziehungsweise  denjenigen  Nennbetrag  oder  diejenige  Stückzahl,  welche 
nach  den  zu  dem  gedachten  Zeitpunkte  geltenden  Geschäftsbedingungen 
der  Wiener  Börse  für  gewisse  besondere  Effekten  als  einfacher  Schluss 
festgesetzt  sind.  ^  §  5.  Werden  bei  einem  Geschäfte  —  die  im  §  4 
bezeichneten  Geschäfte  ausgenommen  —  Effekten  verschiedener  Gat- 
tung umgesetzt,  so  ist  der  einfache  Schluss  für  jede  Effektengaltung 
besonders  zu  berechnen.  Soferne  hiebei  einzelne  Posten  die  Höhe 
eines  einfachen  Schlusses  nicht  erreichen,    ist  der  Geldumsatz  der  Be- 
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icclinuni;  der  Steuer  zugrunde  zu  legen  und  gilt  als  einfacher  Schluss 
die  Summe  von  5000  fl.  ö.  W. ;  sind  hiebei  Gegenstand  des  Umsatzes 
Eflekten ,  welche  einem  verschiedenen  Steuersatze  unterliegen ,  so  ist 
die  Steuer  nach  dem  höheren  Satze  zu  berechnen.  —  §  7.  Die  Effek- 
tenumsatzsteuer beträgt  für  jeden  einzelnen  Schluss  bei  Geschäften  mit 
Dividendenpapieren  (Aktien)  und  Prämienschuldverschreibungen  mit 
Ausnahme  der  Titres  der  Staatsprämienanlehen  50  kr.,  bei  allen  übri- 
gen 20  kr.  ö.  W.  —  §  8.  Die  Effektenumsatzsteuer  wird  in  der  Regel 
mittelst  besonderer  Stempelzeichen  entrichtet.  Die  Regie- 
rung wird  ermächtigt,  die  unmittelbare  Entrichtung  der  Steuer  zu  be- 
willigen. —  §  9.  Von  Börsengeschäften  der  im  §  i  bezeichneten  Art, 
welche  durch  ein  offizielles  Arangementbureau  einer  inländischen  Börse 
abzuwickeln  sind ,  ist  die  Steuer  von  jedem  der  beiden  Kontrahenten 
durch  Verwendung  von  Stempelzeichen  von  je  25  kr.,  beziehungsweise 
10  kr.  (§  7)  für  jeden  einfachen  Schluss  auf  der  beim  Arrangement- 
bureau einzureichenden  Konsignation  der  zu  arrangierenden  Geschäfts- 
umsätze (Arrangementbogen)  zu  entrichten.  —  §  11.  Die  Arrangement- 
bögen sind,  mit  laufenden  Nummern  versehen,  von  dem  Arrangement- 
bureau durch  zwei  Jahre  aufzubewahren  und  der  Finanzbehörde  auf 
Verlangen  vorzuweisen.  Der  Finanzbehörde  steht  es  jederzeit  zu,  in 
diese  verwahrten  Arrangementbögen  im  Beisein  eines  Organes  des 
Bureau  Einsicht  zu  nehmen.  —  §  i5-  Alle  übrigen  ausserhalb  der 
Börse  geschlossenen  Umsatzgeschäfte  der  in  den  §§  i  und  3  bezeich- 
neten Art  unterliegen,  unbeschadet  der  Bestimmung  des  §  21,  der 
Steuer  nur  insoferne,  als  hiebei  ein  Kaufmann,  welcher  gewerbsmässig 
den  Effektenhandel  betreibt  (Effektenhändler),  thätig  ist.  —  §  18.  Wer 
an  der  Börse  Prämiengeschäfte  abschliesst  und  überhaupt  jedermann, 
der  gewerbsmässig  den  Effektenhandel  betreibt  (§  15),  ist  verpflichtet, 
ein  oder  mehrere  von  der  Finanzbehörde  beglaubigte  Register  an- 
zulegen (Registerpflicht),  in  welche  jedes  Prämiengeschäft  und  jedes 
nach  §  15  steuerpflichtige  Geschäft  spätestens  am  dritten  Werktage 
nach  dessen  Abschluss  einzutragen,  und  in  welchen  die  Steuer  —  mit 
Ausnahme  der  durch  ein  offizielles  Arrangementbureau  einer  Börse 
abzuwickelnden  und  nach  §  9  zu  versteuernden  Prämiengeschäfte  — 
spätestens  am  dritten  Werktage  nach  dem  Vollzuge  des  Geschäftes, 
beziehungsweise  bei  Prämiengeschäften,  bei  welchen  die  Steuerpflicht 
ohne  Ablieferung  der  Effekten  einzutreten  hat  (§  i  Absatz  4),  spätestens 
am  dritten  Werktage  nach  dem  eingetretenen  Verfalle  der  Prämie  oder 
der  Stornierung  des  Geschäftes  vorschriftsmässig  zu  entrichten  ist.  Die 
Regierung  wird  ermächtigt,  bei  Effektenhändlern  mit  kleinerem  Ge- 
schäftsumfange  Erleichterungen  bezüglich  der  Registerpflicht  zu  bewil- 
ligen, sowie  auch  jene  Effektenhändler,  deren  ausserbörsliche  Geschäfte 
sich  auf  Ueberweisungen  der  Ablieferung  oder  des  Bezuges  (§  16)  von 
Effekten  beschränken,  welche  für  den  Ueberweisenden  auf  Grund  eines 
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von  ihm  eingereichten  Arrangementbogens  aus  dem  Arrangement  sal- 
dieren, von  der  Registerführung  ganz  zu  entheben.  —  §  19-  Wer  zu- 
folge §  17  zur  Führung  eines  Registers  verpflichtet  ist,  ist  gehalten, 
seine  Geschäftsaufschreibungen  so  einzurichten,  dass  aus  deren  Vergleich 
mit  dem  Register  die  genaue  Versteuerung  jedes  bei  ihm  vorgekom- 
menen registerpflichtigen  Geschäftes  leicht  und  ersichtlich  konstatiert 
werden  kann.  —  §  20.  Die  Register  der  zwei  vorangegangenen  Jahre 
sind  von  jedem  zur  Registerführung  Verpflichteten  zu  verwahren,  und 
samt  den  im  nächstfolgenden  Absätze  bezeichneten  Geschäftsaufschrei- 
bungen der  Finanzbehörde  auf  Verlangen  vorzuweisen.  —  §  35.  Rech- 
nungen (Noten)  über  Geschäfte,  welche  der  Effektenumsatzsteuer  unter- 
liegen, einschliesslich  der  Rechnungen  über  Rücklieferungen  aus  steuer- 
pflichtigen Kostgeshäften ,  sowie  Abschriften  solcher  Rechnungen  sind 
von  den  im  §  19  des  Gesetzes  vom  8.  März  1876  festgesetzten  Stem- 
pelgebühren befreit.  Diese  Befreiung  erstreckt  sich  nicht  aufDifterenz- 
oder  Reduktions-  und  Zinsenrechnungen. 

Belgien.  Gesetz  v.  21.  Mai  1897,  zur  Ermässigung  der  Engre- 
gistrements-  und  Ueberschreibungsgebühren  auf  Erwerbung  länd- 
licher Grungstücke. 

Italieii.  Gesetz  vom  22.  Juli  1897,  betr.  die  V  e  1  o  c  i  p  e  d  t  a  x  e. 
—  Aufhebung  der  Vel.-Kommunaltaxen  von  10,    15  und  20  Francs. 

Russland.  Gesetz  vom  7.  April  1897  zur  Aufhebung  der  Inland- 
passe. 

Russland.  Gesetz  vom  10.  April  betr.  die  »Privilegien  bei 
der  Erhebung  der  Stempel  gebühren  und  Abgaben  im  Falle  u  n ent- 
geltlichen Vermögens-Uebergangs.«  Hierdurch  ist  der 
unentgeltliche  Eigentumsübergang  aller  jener  Grundstücke  abgabenfrei, 
welche  ausserhalb  der  Städte  (in  den  Distrikten)  sich  befinden  und 
unentgeltlich  auf  die  Verwandten  in  gerader  Ascendens-  und  Descen- 
denzlinie,  auf  die  Adoptivkinder  und  von  einem  Ehegatten  auf  den 
andern  übergehen.  Ausserdem  werden  bei  der  Berechnung  der  Steuer 
auf  ererbtes  Vermögen  von  dem  Werte  des  Nachlassobjektes  die  Schul- 
den abgezogen,  welche  nach  den  Statuten  der  Kreditanstalten  sicher 
gestellt  und  durch  Pfand  ausreichend  geschützt  sind. 

Russland.  Das  Gesetz  vom  15.  Mai,  betr.  die  Minderung  der  Ab- 
gab e  n  von  versichertem  Vermögen  setzt  die  Steuer  bis  auf 
5  Kop.  für  jede  1000  Rub.  der  Versicherungssumme  jährlich  oder  bis 
auf  4  Vg  Kop.  für  jeden  vollen  oder  nicht  vollen  Monat  und  bis  auf 
5  Kop.  jährlich  oder  ='/i2  Kop.  monatlich  für  jede  volle  oder  nicht  volle 
100  Rub.  herab.  Dies  geschieht  bei  Feuerversicherungen  verschiedener 
Arten  von  Vermögensgegenständen  mit  der  einzigen  Ausnahme,  dass 
dann,  wenn  die  so  berechnete  Abgabe  20  Proz.  der  Summe  übersteigt, 
welche  jährlich  der  Versicherungsgesellschaft  vom  Versicherer  (Asse- 
curat) ausgezahlt  wird ,    oder  m.  a.  W.  mehr    beträgt    als  20  Proz.  der 
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Priimie,  die  Steuer  diese  20  Pioz.  nicht  übersteigen  darf.  Das  Gesetz 
vom  15.  Mai  beseitigt  ausserdem  die  Besteuerung  der  Kapital-  und 
Einkommenversicherungen.  Insoweit  dieses  Gesetz  die  Abgaben  von 
den  Versicherungen  herabsetzt,  steht  es  nicht  isoHert  da.  Die  Versuche 
der  Minderung  der  Versicherungsprämie,  obwohl  blos  für  landwirtschaft- 
liche Produkte,  begannen  schon  im  Jahre  1891.  Denselben  Charakter 
trägt  auch  das  Gesetz  vom  27.  Januar  1895,  durch  welches  die  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse,  sowie  die  dem  Ackerbau  dienenden  Ma- 
schinen und  Geräte  von  der  Abgabe  befreit  werden,  welche  75  Kop. 
für  jede  1000  Rub.  betrug.     (Jahrb.  d.  i.  V.) 

Spanien.  Gesetz  v.  30.  Aug.  1896,  betr.  Erhebung  einer  Trans- 
p  ort  st  euer.  Art.  i.  Um  die  Kriegsmarine  des  Königreichs  zu 
verstärken,  wird  auf  die  Dauer  von  15  Jahren  eine  vorübergehende 
Transportsteuer  auf  den  Personen-  und  Warenverkehr  der  Küste  und 
der  Landgrenze  Spaniens  sowie  der  umliegenden  Inseln  gelegt,  und 
zwar  sowohl  für  den  Eingang  wie  auch  für  den  Ausgang.  ■ —  Art.  2. 
Auf  Grund  dieser  Steuer  werden  im  Seeverkehr  o.io,  0.12,  0.20, 
0.25,  0.50  Peseta  per  Tonne  erhoben.  —  Nach  Art.  3  haben  die 
Reisenden  im  Seeverkehr  die  Steuer  nach  einer  von  50.50  bis  10.00  Pe- 
setas reichenden  Skala  zu  entrichten. 

3)  Schulden-  und  Zahlungswesen. 
Deutsches  Reich.  Gesetz  wegen  Verwendung  überschüssiger  Reichs- 
einnahmen zur  Schuldentilgung.  Vom  24.  März  1 897.  —  §  i .  Unter 
Aufhebung  der  Vorschrift  im  Absatz  I  des  Gesetzes  vom  16.  April  1896 
wird  die  Summe,  welche  gemäss  §  8  des  Zolltarifgesetzes  vom  15.  Juli 
1879  der  Reichskasse  von  dem  Ertrage  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer 
verbleibt,  für  das  Etatsjahr  1896/97  behufs  Verminderung  der  Reichs- 
schuld von  136000000  M.  auf  180000000  M.  erhöht.  —  §  2.  Ueber- 
steigen  im  Etatsjahr  1897/98  die  den  Bundestaaten  zustehenden  Ueber- 
weisungen  aus  den  Erträgen  an  Zöllen,  Tabaksteuer,  Branntweinver- 
brauchsabgabe und  Zuschlag  zu  derselben,  sowie  an  Reichsstempelab- 
gaben die  aufzubringenden  Matrikularbeiträge ,  so  sind  drei  Vierteile 
des  Ueberschusses  an  den  den  Bundesstaaten  aus  dem  Ertrage  der 
Zölle  und  der  Tabaksteuer  zu  überweisenden  Beträgen  zu  kürzen  und 
zur  Verminderung  der  Reichsschuld  zurückzuhalten.  Die  Verminderung 
der  Reichsschuld  erfolgt  durch  entsprechende  Absetzung  vom  Anleihe- 
soll. Soweit  geeignete  Anleihekredite  nicht  mehr  offen  stehen ,  wird 
über  die  Art  der  Schuldentilgung  durch  den  Reichshaushalts-Etat  Be- 
stimmung getroffen.  —  §  3.  Uebersteigen  im  Etatsjahr  1899/1900  die 
Matrikularbeiträge  das  Etatssoll  der  Ueberweisungen  für  die  gleiche 
Periode  um  mehr  als  den  Betrag  der  für  das  Rechnungsjahr  1897/98 
über  die  Matrikularbeiträge  hinaus  erfolgenden  Ueberweisungen,  so 
bleibt    der  Mehrbetrag    insoweit    unerhoben,    als    auf  Grund    des  §  2 
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Mittel  zur  Schuldentilgung"  verfügbar  geworden  sind.  Die  infolgedessen 
zur  Herstellung  des  Gleichgewichts  im  ordentlichen  Etat  erforderliche 
Deckung  erfolgt  zu  Lasten  des  ausserordentlichen  Etats.  Jedoch  ist 
von  dieser  Bestimmung  nur  in  dem  Masse  Gebrauch  zu  machen ,  als 
der  Bedarfsbetrag  nicht  durch  Mehrerträge  bei  den  Ueberweisungs- 
steuern  Deckung  findet.  —  §  4.  Bei  Ermittelung  des  Unterschiedes 
zwischen  den  Ueberweisungen  und  den  Matrikularbeiträgen  werden 
von  den  letzteren  die  von  einzelnen  Bundesstaaten  zur  Reichskasse  zu 
zahlenden  Ausgleichungsbeträge  abgesetzt. 

Deutsches  Reich.  Gesetz,  betreffend  die  Kontrolle  des  Reichs- 
haushalts, des  Landeshaushalts  von  Elsass-Lothringen  und  des  Haus- 
halts der  Schutzgebiete  für  das  Etatsjahr  1896/97.  Vom  4.  Jan.  1897. 
Uebertragung  an  die  preussische  Ober-Rechnungskam- 
mer unter  der  Benennung  »Rechnungshof  des  Deutschen 
Reichs«. 

Preussen.  Gesetz,  betr.  die  Tilgung  von  Staatsschulden, 
vom  8.  März  1897.  §  i.  Für  das  Etatsjahr  1897/98  ist  eine  Tilgung 
in  Höhe  von  mindestens  einem  halben  Prozent  und  vom  Etatsjahre 
1898/99  ab  eine  solche  in  Höhe  von  jährlich  mindestens  dreifünftel 
Prozent  der  sich  jeweils  nach  dem  Staatshaushalts-Etat  ergebenden 
Staatskapitalschuld  vorzunehmen.  Eine  Verrechnung  auf  bewilligte 
Anleihen  ist  einer  Tilgung  gleichzuachten.  —  §  3.  Ergiebt  sich  nach 
der  Jahresrechnung  ein  Ueberschuss  des  Staatshaushalts ,  so  ist  der- 
selbe im  vollen  Betrage  zur  weiteren  Tilgung  von  Staatsschulden  bezw. 
Verrechnung  auf  bewilligte  Anleihen  zu  verwenden. 

Oesterreich.  V.O.  des  Finanzministers  vom  14.  Dezember  1896, 
womit  die  schwebende  Schuld  in  P  a  r  t  i  a  1  -  H  y  p  o  t  h  e  k  a  r  a  n- 
weisungen  auf  den  Betrag  von  jetzt  achtzig  auf  siebzig  Millionen 
Gulden  österreichischer  Währung  beschränkt  wird.  Die  Einlösung  des 
über  diesen  Betrag  hinausreichenden  Teiles  dieser  Schuld  wird  in  der 
Art  geordnet,  dass  im  Staatsvermögen  befindliche  Partial-Hypothekar- 
anweisungen  im  Betrage  von  zehn  Millionen  Gulden  österreichischer 
Währung  von  der  k.  k.  Staats-Zentralkasse  an  das  k.  und  k.  Reichs- 
Finanzministerium  als  eingelöst  ohne  Ersatz  abzuliefern  sind.  An 
Stelle  dieser  eingelösten  Partial-Hypothekaranweisungen  dürfen  keine 
Partial-Hypothekaranweisungen  ,  bezgsw.  Staatsnoten  mehr  ausgegeben 
werden. 

Oesterreich.  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
Handels,  einverständlich  mit  dem  Obersten  Rechnungshofe  vom  26.  Nov. 
1897,  betreffend  die  Ausdehnung  der  bisher  für  Steuer-  und  Ge- 
bührenzahlungen in  Niederösterreich  gestatteten  Benützung  des 
Anweisungs-  (Check-  und  Clearing-)  Verkehres  der  Postsparkassa 
auf  Zahlungen  an  sämtliche  Steuerämter  in  den  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern. 
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Kolonien  und  Schutzgebiete. 

Deutsches  Reich.  Verordnung,  betr.  die  Erfüllung  der  Dienst- 
])  flicht   bei   der  Kaiserlichen   Schutztruppe   für  Südwestafrika. 

—  §  I.  Angehörigen  des  Reichsheeres  oder  der  Kaiserliche  Marine, 
welche  auf  Grund  freiwilliger  Meldung  der  Schutztruppe  für  Südwest- 
afrika zugeteilt  werden,  wird  die  Zeit,  während  welcher  sie  bei  der 
Schutztruppe  dienen  ,  auf  die  aktive  Dienstzeit  im  Heere  oder  in  der 
Kaiserlichen  Marine  angerechnet.  —  §  7.  Diejenigen  Mannschaften  des 
Beurlaubtenstandes,  welche  der  aktiven  Dienstpflicht  ganz  oder  teil- 
weise in  der  Schutztruppe  für  Südwestafrika  genügt  haben,  sind,  so 
lange  sie  ihren  dauernden  Aufenthalt  im  südwestafrikanischen  Schutz- 
gebiete haben,  vom  Dienste  im  Heere  oder  in  der  Kaiserlichen  Marine 
zurückgestellt,  können  aber  innerhalb  der  für  das  Heer  bestimmten 
Grenzen  zu  Uebungen  in  der  Schutztruppe  eingezogen  werden. 

Südwestafrika.  Verordnung,  betr.  die  Einführung  von  Feuerwaffen 
und  Munition  in  Südwestafrika.  Auf  Grund  des  §  11  des  Gesetzes, 
betr.  die  Rechtsverhältnisse  in  den  Deutschen  Schutzgebieten ,  vom 
15.  März  wird  für  den  Umfang  des  südwestafrikanischen  Schutzgebietes 
verordnet  was  folgt:  §  i.  Die  Einführung  von  Feuerwaffen,  Munition 
oder  Pulver  jeder  Art,  sowie  der  Handel  damit  ist  nur  der  Kaiserlichen 
Landeshauptmannschaft  gestattet.  —  §  2.  Auf  Grund  eines  schriftlichen 
von  der  zuständigen  Bezirkshauptmannschaft  auszustellenden  Erlaubnis- 
scheines kann  Nichteingeborenen  die  Erlaubnis  zur  Einführung  von 
Feuerwaffen  und  Munition  zum  eigenen  Gebrauch  gestattet  werden, 
sofern  sie  hinreichende  Sicherheit  dafür  gewähren,  dass  sie  dieselben 
nicht  an  Dritte  vergeben  oder  verkaufen  werden.  —  §  3.  Die  Beamten 
der  Kaiserlichen  Landeshauptmannschaft ,  sowie  die  Offiziere  und 
Europäischen  Mitglieder  der  Schutztruppe  bedürfen  zur  Einführung  von 
Waffen  und  Munition,  insoweit  sie  zum  eigenen  Gebrauch  bestimmt 
sind  oder  zur  dienstlichen  Ausrüstung  gehören,  keines  Erlaubnisscheines. 

—  §  4.  Zur  Weitergabe  von  Waffen  und  Munition  sowohl  an  Nicht- 
eingeborene wie  an  Eingeborene  durch  Kauf,  Tausch,  Schenkung  oder 
in  sonst  einer  Weise  bedarf  es  der  behördlichen  Genehmigung.  — 
§  6.  Jede  eingeführte  Feuerwaffe,  welche  nicht  zur  dienstlichen  Aus- 
rüstung der  im  §  2  bezeichneten  Personen  gehört,  muss  abgestempelt 
und  in  ein  von  der  Polizei  geführtes  Register  eingetragen  werden.  — 
§  10.  Alle  Personen,  welche  sich  bereits  im  Besitze  von  Feuerwaffen 
befinden,  haben  spätestens  drei  Monate  vom  Tage  des  Inkrafttretens 
dieser  Verordnung  ab  bei  der  Polizeibehörde  die  Stempelung  der 
Waffe  und  Ausstellung  des  Erlaubnisscheines,  welche  in  diesem  Falle 
kostenfrei  erfolgt,  zu  beantragen.  —  §   ti.   Die   Eingeborenen-Kapitäne 


Gesetze  und  Verordnungen  des  Jahres   1897.  353 

haften  mit  ihrem  Jahresgehalte  für  die  Befolgung  dieser  Verordnung 
seitens  ihrer  Stammesangehörigen,  sowie  für  die  Eintreibung  der  auf 
Grund  derselben  festgesetzten  Strafen.  —  §  13.  Zuwiderhandlungen 
gegen  diese  Verordnung  werden,  soweit  nicht  nach  den  Strafgesetzen 
eine  höhere  Strafe  verwirkt  ist,  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  5000  M.,  allein  oder  in  Verbindung  mitein- 
ander bestraft.  Die  Feuerwaffen,  die  Munition  und  das  Pulver,  welche 
Gegenstand  der  Zuwiderhandlung  sind,  unterliegen  der  Einziehung. 
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III.  LITTERATUR. 


—  e.  Huxley,  Thomas  H.  Soziale  Essays.  Berechtigte  deutsche  Aus- 
gabe mit  einer  Einleitung  von  Alexander  Tille.  Weimar,  F.  Felber  1897. 
—  Die  um  das  J.  1890  entstandenen  »Sozialen  Essays«  v.  Huxley  ver- 
dienten eine  Uebersetzung-  Im  Original  werden  sie  doch  nur  einem 
kleineren  Kreise  deutscher  Leser,  zu  welchem  Referent  bisher  nicht  ge- 
hört zu  haben  hier  bekennen  muss,  bekannt  geworden  sein.  Ob  die 
Essays  als  »die  bedeutendste  Leistung  sozialen  Denkens,  die  das  moderne 
England  hervorgebracht  hat«,  angesehen  werden  müssen,  wie  der  Herr 
Uebersetzer  meint,  wollen  wir  dahingestellt  sein  lassen.  Dass  die  Ver- 
suche »in  ihrer  künstlerischen  Form,  ihrer  Frische,  ihrem  Humor«  zu 
den  hervorragendsten  Erscheinungen  der  europäischen  sozialen  Littera- 
tur  überhaupt  gehören«,  wird  dagegen  kaum  jemand  bestreiten  wollen. 
Einigermassen  wenigstens  wird  der  Herr  Uebersetzer  Recht  haben, 
wenn  er  in  der  Einleitung  bemerkt:  »Was  Darwin  seinem  Vaterlande 
und  der  Kulturmenschheit  nicht  zu  geben  vermochte,  das  hat  ihnen 
ein  Freund  und  Landsmann  gegeben,  Thomas  Henry  Huxley.  Er  ist 
trotz  Herbert  Spencer,  des  Philosophen  des  Lamarekismus,  der  erste 
darwinistische  Philosoph  Englands  und  zugleich  dessen  grösster  Welt- 
anschauungskämpfer im  neunzehnten  Jahrhundert.  Er  ist  mehr  als  der 
Popularisator  des  Darwinismus,  er  ist  ein  selbständiger  Denker  und 
selbständiger  Forscher  und  durch  seine  Klarheit  und  Vornehmheit  des 
Denkens  zugleich  echt  volkstümlich.  Huxley  nimmt  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  in  dem  England  des  neunzehnten  Jahrhunderts  dieselbe  Stelle 
ein  wie  Lessing  in  dem  Deutschland  des  achtzehnten.  Er  ist  derselbe 
streitbare  Recke  wie  jener,  derselbe  überzeugungstreue  Ehrenmann, 
derselbe  scharfsinnige  Kopf  und  derselbe  mitleidlose  Spötter  über  auf- 
geblasene Dummheit.«  Als  streitkräftiger,  nirgends  hinter  dem  Busche 
haltender  Anhänger  des  Darwinismus  ist  Huxley  längst  weithin  bekannt, 
als  in  weitesten  Kreisen  der  Gebildeten  populär  wirksamer  Sozialschrift- 
steller, durchgebildeter  Philosoph,  Kenner  der  philosophischen  Litteratur, 
als  geharnischter  Bekämpfer  des  in  Henry  George  wieder  auferstandenen 
»Rousseauismus«  ist  er  es  nicht.  Huxlefs  grossen  Verdienste  um  die 
Reform    des    höheren    Schulwesens    sind    wohl    nicht     hinlänglich    be- 
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kannt.  Herr  Tille  stellt  das  Licht  Huxlefs  wie  gebührend  auf  den 
Scheffel  und  damit  es  volle  Leuchtkraft  bewähre,  lässt  er  der  Ueber- 
setzung  eine  längere  Einleitung  über  Leben,  Wirken  und  Charakter 
Huxlefs  vorangehen.  Diese  Einleitung  wird  dem  Herrn  Uebersetzer 
um  so  mehr  zum  Verdienste  anzurechnen  sein,  als  dieser  den  scharfen 
Malthusianismus  Zr?/;v:/^y.f  nicht  teilt,  sondern  für  »V  o  1  k  s  s  t  a  n  d  s- 
Wirtschaft«  im  Sinne  nicht  »des  Friedensideals  der  Hu- 
manität, sondern  des  Kampfideals  der  schönen  Stärke 
schwärmt«  und  diesfalls  wiederholt  auf  sein  Buch  »Von  Darwin  bis 
Nietzsche«  (1895)  verweist.  In  der  That  ist  Huxley  nicht  zu  dem 
Satze  vorgedrungen:  »Die  schöne  Stärke  nur  ist  Daseinsrecht.«  Trotz- 
dem, teilweise  deshalb  erscheinen  uns  die  sozialen  Essay's  äusserst 
ansprechend.  Zwar  die  Bekämpfung  des  sozialwissenschaftlichen  »Apri- 
orismus  (Rousseauismus«)  wird  kaum  als  die  bedeutendste  Partie  der 
Essays  angesehen  werden  dürfen ;  denn  der  Rousseauismus,  der  aprio- 
ristische  Individualismus  des  »Naturrechtes«  ist  längst  einer  Kritik 
erlegen,  welcher  Huxley  kaum  einen  bedeutenden  neuen  Gedanken 
hmzuzufügen  vermochte.  Immerhin  war  es  verdienstlich,  in  England 
gegen  die  Bodenverstaatlicher  die  alte  Kritik  aufzunehmen,  und  die  mit 
nicht  verletzenden  Sarkasmen  gespickte  Opposition  gegen  H.  George 
war  für  England  gewiss  eine  wohl  angebrachte  Leistung.  Unbedingt  im 
Rechte  wird  Huxley  sein,  wenn  er  sagt,  der  gewöhnliche  Liberalismus 
sei  ein  sehr  inkonsequenter  Individualismus,  konsequent  sei  nur  der  Stir- 
ner'sche  Anarchismus.  Huxley  verwirft  beide.  Was  er  gegen  den  libe- 
ralen »Staatsnihilismus«  —  der  Staatsnachtwächtertheorie  köstlich  sagt 
und  wie  er  zwischen  »Anarchie  und  Bevormundung«  in  kerngesundem 
Verstand  durchsteuert,  ist  vorzüglich  zu  nennen.  Dabei  lehnt  er  auch 
den  evolutionistisch  analogisierenden  Liberalismus  seines  Freundes 
Herbert  Spencer  ab,  indem  er  u.  a.  sehr  richtig  bemerkt:  »Wenn  die 
Aehnlichkeiten  zwischen  dem  physiologischen  und  dem  sozialen  Körper 
nicht  nur  das  umschliessen,  was  der  soziale  Körper  ist  und  wie  er  es 
geworden  ist,  sondern  auch  das ,  was  er  sein  sollte  und  was 
er  die  Tendenz  hat  zu  werden,  so  fällt  meiner  Ueberzeugung 
nach  die  ganze  Wucht  des  Vergleiches  in  die  Schale,  die  diejenige 
mit  der  negativen  Anschauung  von  den  Aufgaben  des  Staates  in  die 
Höhe  schnellt.  Angenommen ,  im  Einklang  mit  dieser  Anschauung 
behauptete  jeder  Muskel,  das  Nervensystem  hätte  kein  Recht,  sich  in 
seine  Zusammenziehung  zu  mischen,  ausser  um  ihn  zu  verhindern,  die 
Zusammenziehung  eines  anderen  Muskels  zu  beeinträchtigen ;  behauptet 
jede  Drüse,  sie  habe  ein  Recht  Absonderungen  zu  machen,  solange 
diese  mit  keiner  anderen  Drüse  in  Widerstreit  gerieten;  oder  würde 
jeder  Zelle  freigegeben,  ihr  eigenes  Interesse  zu  suchen,  und  das 
Laissez-faire  würde  der  Herr  von  allem,  —  was  würde  dann  aus  dem 
physiologischen  Körper  werden?    Thatsächlich    denkt    die  oberste  Ge- 
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walt  des  Körpers  für  den  physiologischen  Organismus,  handelt  für  ihn 
und  beherrscht  die  einzelnen  Teile  mit  eiserner  Rute.  Selbst  die  Blut- 
körperchen vermögen  keine  öffentliche  Versammlung  abzuhalten,  ohne 
wegen  »Auflaufs«  verklagt  zu  werden,  und  das  Gehirn  ruft,  darin  den 
anderen  uns  bekannten  Gewaltherrschern  gleich ,  sofort  nach  dem 
scharfen  Stahl,  um  ihn  gegen  sie  zu  brauchen.  Wie  in  Hobbes'  »Le- 
viathan«  steht  der  Träger  der  höchsten  Gewalt  in  dem  lebenden  Or- 
ganismus, obgleich  er  alle  seine  Macht  von  der  Masse  ableitet,  die  er 
beherrscht,  doch  über  dem  Gesetze.  Jeder  Zweifel  an  seiner  Gewalt 
bringt  den  Tod  oder  doch  jenen  teilweisen  Tod,  den  wir  Lähmung 
nennen.  Wenn  also  der  Vergleich  des  sozialen  Körpers  mit  dem  phy- 
siologischen überhaupt  etwas  bedeutet,  so  spricht  er  doch  wohl  zu 
Gunsten  eines  noch  viel  stärkeren  Eingreifens  der 
Regierungsgewalt  als  heute  besteht  oder  als  ich  z. 
B.  je  zusehen  wünschte.  Aber  so  verführerisch  auch  die  Ge- 
legenheit ist,  so  will  ich  doch  auf  diesen  Vergleich  keinen  Schluss 
zu  Gunsten  meiner  eigenen  Anschauung  gründen;  der  Vergleich  ist  ja 
überraschend,  bemerkenswert  und  in  vielen  Punkten  gelungen,  aber  er 
zieht  doch  gewisse  tiefgreifende  und  wesentliche  Unterschiede  zwischen 
dem  physiologischen  und  dem  sozialen  Körper  nicht  in  Rechnung.« 
Huxky  ist  überhaupt  der  einfachen  Uebertragung  der  zoologischen 
Entwicklungstheorie  in  die  Soziologie  abgeneigt  und  spitzt  seine  von 
Spencer  gründlich  abweichende  Auffassung  der  sozialen  Entwickelung 
eher  einseitig  ethisch  zu,  indem  er  den  den  sozialen  Körper  beeinflus- 
senden Staatsmann  eher  dem  Technologen  der  praktischen  Chemie  und 
dem  Kunstgärtner  zu  vergleichen  geneigt  ist.  »Die  Atome  Kohlenstoff 
und  Wasserstoff,  Sauerstoff,  Stickstoff,  die  ein  zusammengesetztes  Mole- 
kül bilden,  verlieren  nicht  die  Kräfte,  die  ihnen  ursprünglich  innewoh- 
nen, wenn  sie  sich  vereinigen,  um  das  Molekül  zu  bilden,  dessen  Eigen- 
schaften die  Kräfte  des  ganzen  Aggregates  darstellen ,  die  durch  die 
Atome  unter  einander  nicht  aufgehoben  und  aufgewogen  werden.  Jedes 
Atom  hat  etwas  aufgegeben,  damit  die  atomische  Gesellschaft,  das 
Molekül,  bestehen  könne.  Und  sobald  sich  ein  Atom  oder  mehrere 
Atome,  die  sich  so  gesellt  haben,  die  Freiheit  wieder  nehmen,  die  sie 
vordem  aufgegeben  haben,  und  einer  äusseren  Anziehung  folgen,  so  ist 
das  Molekül  zerstört,  und  es  verschwinden  all  die  besonderen  Eigen- 
heiten, die  von  seiner  Zusammensetzung  abhingen.  Jede  Gesellschaft, 
die  kleine  wie  die  grosse,  gleicht  einem  solchen  vielfach  zusammenge- 
setzten Molekül,  in  dem  die  Atome  durch  Menschen  dargestellt  werden, 
die  all  die  vielfältigen  Anziehungs-  und  Abstossungskräfte  besitzen,  die 
sich  in  ihrem  Wirken  und  Wollen  zu  erkennen  geben ;  und  die  unbe- 
grenzte Macht,  ihnen  zu  genügen,  nennen  wir  Freiheit.  Das  soziale 
Molekül  besteht  nur  durch  den  Verzicht  jedes  einzelnen  auf  ein  Mehr 
oder  Weniger  von  dieser  Freiheit.     Es   zerfällt,  wenn  die  Anziehungs- 
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kraft  des  Wunsches  zur  Wiederaufnahme  jener  Freiheit  führt,  deren 
Unterdrückung  für  das  Dasein  des  sozialen  Moleküls  wesentlich  ist. 
Das  grosse  Problem  dieser  S  o  z  i  a  1  c  h  em  i  e  ,  die  wir 
Politik  nennen,  ist,  welche  Wünsche  der  Menschen  befriedigt 
werden  können  und  welche  unterdrückt  werden  müssen,  wenn  die  viel- 
fache Zusammensetzung  »Gesellschaft«  der  Auflösung  entgehen  soll. 
Der  Verzicht  auf  die  Befriedigung  mancher  Wünsche  ist  für  die  Ord- 
nung wesentlich ;  die  Gestattung  der  Erfüllung  anderer  ist  ebenso  we- 
sentlich für  den  Fortschritt,  und  nach  meiner  Meinung  ist  es  die  Auf- 
gabe der  höchsten  Gewalt  —  die  einfach  eine  Abordnung  des  Volkes 
ist  oder  sein  sollte,  ernannt  um  für  sein  bestes  zu  sorgen  — ,  nicht 
nur  den  Verzicht  auf  die  gesellschaftsfeindlichen  Wünsche  zu  erzwingen, 
sondern  auch  überall,  wo  es  nötig  scheint,  die  Befriedigung  derjenigen 
zu  fördern,  die  zum  Fortschritt  führen.«  Doch  ist  Huxley  weit  davon 
entfernt,  auf  das  Bild  vom  Sozialchemiker  und  Sozialgärtner  eine  So- 
ziologie zu  basieren.  —  Bei  der  Kritik  des  »Staatsnihilismus«,  des 
laissez  faire  weist  Huxley  in  verdienstlichster  Weise  einen  Trugschluss 
zurück,  welcher  dem  Bastiat'schen  »Was  man  sieht  und  was  man  nicht 
sieht«,  kühn  entgegengestellt  werden  könnte  (S.  212).  »Meiner  Mei- 
nung nach  ist  es  vollkommen  wahr,  dass  das  staatliche  Eingreifen  immer 
mehr  oder  weniger  falsch  angewandt  gewesen  ist  und  immer  so  ange- 
wandt werden  wird.  Aber  ich  kann  nicht  sehen ,  dass  das  von  dem 
Handeln  der  Menschen  in  ihrer  körperschaftlichen  Eigenart  mehr  gelte 
als  von  ihren  Handlungen  als  einzelne.  Der  weiseste 
und  leidenschaftsloseste  Mann,  den  es  giebt,  wird,  wenn  er  bloss  von 
einem  Feldrain  zu  dem  gegenüberliegenden  gehen  will,  nicht  ganz  ge- 
rade gehen.  Immer  geht  er  ein  wenig  falsch  und  immer  verbessert  er 
sich.  Und  ich  kann  dem  Individualisten ,  der  sagen  kann ,  dass  der 
allgemeine  Gang  seines  Lebens  von  weniger  schwankender  Art  gewesen 
ist,  nur  Glück  wünschen.  Das  Handeln  des  Staates  aufzugeben, 
weil  seine  Richtung  niemals  mehr  als  annähernd  richtig  ist ,  scheint 
mir  so  ziemlich  dasselbe  zu  sein,  als  wenn  man  den  Mann  am  Steuer- 
rade abschaffen  wollte,  weil  das  Schiff,  was  er  auch  immer  thut,  doch 
mehr  oder  weniger  aus  der  Linie  segelt.  »»Warum  sollte  ich  meines 
Eigentums  beraubt  werden,  um  den  Unterricht  der  Kinder  von  jemand 
andrem  zu  bezahlen?««  ist  eine  Individualistenfrage,  die  ziemlich  häufig 
gestellt  wird,  als  erledigte  sie  die  ganze  Sache.  Mag  ja  sein.  Ich 
finde  jedoch  Schwierigkeiten  darin ,  warum  sie  das  notwendigerweise 
thun  müsse.  Die  Gemeinde,  in  der  ich  lebe,  lässt  mich  meinen  Teil 
für  das  Pflastern  und  Beleuchten  sehr  vieler  Strassen  bezahlen,  durch 
die  ich  niemals  gehe,  und  ich  könnte  ausführen,  man  beraube  mich 
zu  dem  Zwecke,  anderen  Leuten  den  Weg  zu  ebnen  und  das  Dunkel 
zu  erleuchten.  Aber  die  Gemeindebeamten  würden  mich  doch  wohl 
auf  Grund  dieser  Ausführung  nicht  freigeben.     LTnd  ich  muss  gestehen, 
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icli  sehe  auch  gar  nicht  ein  warum.«  »In  WirkHchkeit  sehen  wir,  dass 
Staaten  sich  aus  einer  beträchtlichen  Anzahl  unwissender  und  thörichter 
Menschen,  einem  kleinen  Bruchteil  echter  Lumpe  und  einem  sehr 
kleinen  Zusatz  fähiger  und  ehrlicher  Menschen  zusammensetzen  und 
dass  infolge  der  Anstrengungen  der  zuletzt  genannten  die  ersten  in 
einem  Znstand  vernünftiger  Bevormundung  und  die  zweiten  in  einem 
Zustand  der  Unterdrückung  gehalten  werden.  Und  da  die  Thatsachen 
nun  einmal  so  sind,  so  sehe  ich  nicht  ein,  wie  sich  für  die  Ausdehnung, 
bis  zu  der  unter  gewissen  Umständen  die  Regierung  in  ihren  Hand- 
lungen rechtmässig  gehen  darf,  Grenzen  festsetzen  lassen.  Hatte  die 
britische  Regierung  darin  recht,  dass  sie  den  Thaggismus  in  Indien 
unterdrückte?  Wenn  nicht,  wäre  es  unrecht,  einen  Schwärmer  unschäd- 
lich zu  machen,  der  auf  dem  Haymarket  in  London  den  Astartedienst 
einzuführen  versuchte  ?  Hat  der  Staat  kein  Recht,  groben,  offenen  Ver- 
letzungen des  allgemeinen  Schamgefühls  eine  Schranke  zu  setzen  ?  Und 
wenn  er  dies  Recht  hat,  was  meiner  Meinung  nach  der  Fall  ist,  müssen 
wir  dann  nicht  auch  mit  Locke  zugeben,  er  habe,  wenn  es  wirklich 
wahr  ist,  dass  die  praktischen  Folgerungen  von  Papsttum  und  Atheis- 
mus für  die  bürgerliche  Geseilschaft  nachweisbar  schädlich  sind,  ein 
Recht,  auch  diese  Anschauungen  zu  verbieten  ?  Die  Frage ,  wo  die 
Linie  zwischen  den  Dingen  zu  ziehen  ist,  die  in  den  Bereich  der  Staats- 
gewalt fallen,  und  denen,  die  ausserhalb  dieses  Bereiches  bleiben,  ist 
also  für  jeden  einzelnen  Fall  besonders  zu  entscheiden.  Der  Staats- 
mann steht  derselben  Schwierigkeit  gegenüber,  mit  der  wir  alle  es  im 
Leben  zu  thun  haben,  wo  unsere  abstrakten  Rechte  auch  meist  ganz 
klar  sind  und  die  Schwierigkeit  erst  damit  beginnt  zu  sagen ,  an  wel- 
chem Punkte  es  weise  ist,  nicht  mehr  starr  auf  diesen  Rechten  zu  be- 
stehen.« —  Die  letzten  Essays,  »Ethik  und  Entwickelung« ,  sind  das 
gerade  Gegenteil  verbreiteter  Bestialisierung  der  Ethik  durch  die  un- 
mittelbare Anwendung  der  zoologischen  Entwickelungstheorien ,  aber 
eine  monistische  Weiterbildung  der  letzteren  stellen  sie  nicht  dar.  Ein 
klaffender  Dualismus  kommt  vielmehr  zum  Vorschein.  Davon  mögen 
einige  Hauptstellen  zeugen:  »So  ist  es  nicht  nur  wahr,  dass  die  Wel- 
tenkraft, die  durch  den  Menschen  auf  einen  Teil  der  Pflanzenwelt  wirkt, 
derselben  Kraft  entgegengesetzt  ist ,  wie  sie  durch  den  Naturzustand 
wirkt,  sondern  ein  ähnlicher  Widerstreit  besteht  offenkundig  allenthalben 
zwischen  dem  Künstlichen  und  dem  Natürlichen.  Selbst  im 
Naturzustand  —  was  ist  denn  da  der  Daseinskampf  anders  als  der 
wechselseitige  Widerstreit  der  Ergebnisse  des  Naturwaltens  in  der  Welt 
des  Lebendigen?  Nicht  nur  ist  der  Naturzustand  dem  Kunstzustand 
des  Gartens  feindlich,  sondern  der  Grundsatz  des  Gartenbauvorganges, 
durch  den  der  Garten  geschaffen  und  erhalten  wird,  steht  in  Wider- 
streit zu  dem  des  Naturwaltens.  Der  bezeichnende  Zug  des  letzteren 
ist  der  heftige  und  unaufliörhche  Wettbewerb  des  Daseinskampfes.    Das 
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Kcnnmal  des  eisteren  ist  die  Ausscheidung  dieses  Kampfes 
mittels  der  Entfernung  der  Bedingungen,  die  zu  ihm  führen.  Die  Ten- 
denz des  Naturwaltens  ist  es,  die  Anpassung  der  Formen  des  Pflanzen- 
lebens an  die  bestehenden  Bedingungen  zu  schaffen.  Die  Tendenz  des 
(iartenbauvorganges  aber  ist  die  Anpassung  der  Bedingungen  an 
die  Bedürfnisse  der  Formen  des  Pflanzenlebens,  das  der  Gärtner  zu  züch- 
ten wünscht.«  Dann  weiter  S.  245 :  »Trotzdem  bleibt  es  wahr,  dass 
das  sittliche  Walten,  da  Gesetz  und  Sittlichkeit  Einschränkungen  für 
den  Daseinskampf  zwischen  den  Menschen  in  der  Gesellschaft  sind, 
dem  Naturwalten  grundsätzlich  zuwiderläuft  und  die  Tendenz  hat,  die 
am  besten  für  den  Sieg  in  diesem  Kampfe  eignenden  Eigenschaften 
zu  unterdrücken.«  Endlich  S.  286:  »Die  Gesetze  und  sittlichen  Vor- 
schriften gehen  darauf  hinaus,  dem  Naturwalten  Schranken  zu  ziehen 
und  den  einzelnen  an  seine  Pflichten  gegen  die  Gesamtheit  zu  er- 
innern ,  deren  Schutz  und  Einflüsse  er ,  wenn  nicht  das  Dasein 
selbst ,  so  doch  das  Leben  auf  einer  höhern  Stufe  als  der  blut- 
dürstige Wilde  verdankt.«  —  Der  durchgebildete  Kenner  der  Ge- 
schichte der  Philosopliie  kommt  in  folgender  Aeusserung 
von  acht  englischem  Sarkasmus  zur  Geltung.  »Es  wäre  etwas  neues 
in  der  Geschichte,  wenn  sich  apriorische  Philosophen  von  dem  partei- 
lichen Widerspruche  der  Erfahrung  einschüchtern  Hessen.  Und  die 
Stoiker  wären  die  letzten  gewesen ,  die  sich  von  blossen  Thatsachen 
hätten  schlagen  lassen.  »»Gieb  mir  eine  Lehre,  und  ich  finde  dir  die 
Gründe  dafür««,  sagte  Chrysippus.  So  vervollkommneten  sie  jene  geist- 
reiche und  einleuchtende  Form  der  Verteidigung,  die  Theodizee, 
wenn  sie  sie  nicht  vielleicht  sogar  erfunden  haben.  Das  geschah  zu 
dem  Zwecke,  um  erstlich  zu  zeigen,  dass  es  etwas  derartiges  wie  das 
Uebel  gar  nicht  giebt ;  zweitens,  dass  es,  wenn  vorhanden,  die  notwen- 
dige Entsprechung  des  Guten  ist,  und  drittens ,  dass  es  entweder  auf 
Rechnung  unseres  eigenen  Fehlens  kommt  oder  uns  zu  unserem  besten 
auferlegt  ist.  Die  Theodizeen  sind  seinerzeit  sehr  volkstümlich  gewesen, 
und  vermutlich  lebt  eine  zahlreiche  wenn  auch  etwas  verzwergte  Nach- 
kommenschaft von  ihnen  immer  noch  fort.  Soweit  ich  sie  kenne,  sind 
sie  alle  Abwandlungen  des  Satzes,  der  in  jenen  berühmten  sechs  Zeilen 
der  »Abhandlung  über  den  Menschen«  vertreten  wird,  in  denen  Pope 
Bolingbrok's  Erinnerungen  an  stoische  und  andere  derartige  Spe- 
kulationen zusammenfasst : 

Natur  ist  Kunst   —  nur  dass  dir   's  Aug  gebricht ; 
Zufall  ist  Rieht  u  n  g   —   nur  siehst  du  sie  nicht ; 
Missklang  ist  E  i  n  t;  1  a  n  g  —  nur  nicht  fühlts  dein   Herz  ; 
Teilweises  Uebel  —  Gutes  allerwärts. 
Und  was   da  Stolz  und  Irrvernunft  auch  thut, 
Ein   .Satz  steht   fest :   was  ist,   das  ist  auch  gut. 
Wenn    es    auch     wenig     wichtigere    Wahrheiten    giebt     als    diejenigen, 
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welche  die  ersten  drei  Zeilen  zum  Ausdruck  brini^^en,  so   sind  doch  die 
letzten  dr e i  Zeilen  sicherlich  sehr  schweren  Einwänden  ausgesetzt.« 


—  e.  Sombart,  IV.,  Soziaiis7nus  und  soziale  Bnvegung  im  ig.  Jahr- 
liuiidert.  Jena.  G.  Fischer.  1896.  —  Gehört  unstreitig  zum  Besten, 
Schönsten  und  Ansprechendsten,  was  auf  einem  sehr  kleinen  Raum  zu 
gründlicher  und  vorurteilsloser  Orientierung  weitester  Kreise  geschrie- 
ben ist.  In  der  gelegentlichen  Beurteilung  von  K.  Marx'  Werttheorie 
wird  Sombart  kaum  die  allgemeine  Zustimmung  finden. 

— e.  S c h  a  nz,  Georg,  Das  Erbe  der  Witwen  und  Waisen  der  Uni- 
versitätsprofessoren. Ein  Beitrag  zur  KoUegiengelderfrage  in  Bayern 
Bamberg.  C.  B.  Bucher.  1897.  —  Die  so  charaktervoll  wie  gründlich 
geschriebene  Schrift  stellt  jener  Lösung  der  Kollegien-G.F.  bei  welcher 
der  Unterrichtsminister  zum  Crispinus  wird,  für  Bayern  eine  andere  Art 
der  Ausgleichung  gegenüber ,  welche  uns  allgemeinen  Beifall  zu  ver- 
dienen scheint  und  jedenfalls  den  Vorteil  hat,  die  materielle  Verbesse- 
rung der  Lage  der  Professorenfamilien  nicht  auf  Kosten  der  Unab- 
hängigkeit der  Dozentenwelt  herbeiführen  zu  wollen.  Schanz  bemerkt 
(S.  22):  »Die  weniger  mit  Einnahmen  Gesegneten  werden  sich  ja  wohl 
darüber  zu  trösten  wissen,  dass  sie  unter  Umständen  darauf  verzichten 
müssen,  an  der  sogenannten  Geselligkeit  sich  zu  beteiligen,  und  ge- 
zwungen sind ,  äusserst  sparsam  zu  leben  und  mit  einem  Einkommen, 
das  geringer  als  das  eines  Gymnasialrektors  ist,  auszureichen.  Dagegen 
ist  es  ihnen  wohl  nicht  zu  verargen,  wenn  eine  gewisse  Bitterkeit  ent- 
steht darüber,  dass  es  ihnen  so  unendlich  schwerer  gemacht  wird,  für 
ihre  Familie  entsprechend  zu  sorgen,  wenn  den  Einzelnen  stets  der  Ge- 
danke quält,  wie  wird  es  meiner  Frau  und  meinen  unversorgten 
Kindern  nach  meinem  Tode  gehen?  Da  ist  ein  Punkt,  ein  wunder 
Punkt,  von  dem  aus  die  Kollegiengeldfrage  noch  nirgends  erörtert  ist, 
da  ist  eine  Gelegenheit,  wo  alle  Professoren,  die  reich  und  die  wenig 
mit  Glücksgütern  bedachten ,  in  echter  Kollegialität  sich  die  Hand 
reichen  und  etwas  schaffen  können,  das  alle  Begünstigung  und  Gna- 
denwirtschaft ausschliest  und  alle  mit  ihrem  Schicksal  aussöhnt.  Hier 
muss  meines  Erachtens  eine  kleine  Ausgleichung  der  Kollegiengeldein- 
nahme einsetzen«.  Dieser  Gedanke  läuft  in  den  folgenden  praktischen 
Vorschlag  aus:  es  ist  eine  Pensionszuschusskasse  zu  bilden  mit  dem 
Zweck,  den  Hinterbliebenen  der  pragmatisch  angestellten  Professoren 
Zuschüsse  zu  ihren  Pensionen  zu  gewähren.  Dem  Fonds  hätte  in 
erster  Linie  zuzufliessen  ein  Anteil  von  allen  Vorlesungs-  und  Uebungs- 
honoraren  und  zwar  derart,  dass  von  den  baren  Ablieferungen  pro 
Semester  5  Proz.  in  Anspruch  genommen  werden.  Wer  also  eine  Kol- 
legiengeldeinnahme von  100  M.  hat,  giebt  5  M.,  wer  eine  solche  von 
joooo  M.    hat,    giebt    500  M.     Diejenigen   Mitglieder   jedoch,    welche 
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nach  Errichtung-  der  Kasse  ernannt  werden,  zahlen,  wenn  die  jährhche 
KoUegiengeldemnahme  5000  M.  (im  Semester  also  2500  M.)  über- 
schreitet, von  dem  Ueberschuss  10  Pro/..  Während  nach  dem  preussi- 
schen  Modus  bei  den  Neuernannten  und  Optanten  das  IvoUeggeld, 
das  über  3000  M.  (in  Berlin  über  4500  M.)  hinausgeht,  in  Zukunft 
halbiert  werden,  also  mit  50  Proz  eingezogen  werden  soll ,  um  damit 
Gratifikationen  an  Kollegen  zu  verteilen ,  welche  wenig  Kolleggeld 
haben,  will  ich  bis  5000  M.  alle  gleich  behandeln  und  vom  Mehrbe- 
trag für  die  Neuangestellten  nur  10  Proz.  abgezogen  wissen,  und  zwar 
zu  Gunsten  der  Witwen  und  Waisen  aller  Professoren.  Auch  den- 
jenigen, die  in  Zukunft  etwas  stärker  beigezogen  Averden,  wird  ein 
Aequivalent  geboten.  Bei  ihrem  Tod  wird  es  ihren  Hinterbliebenen 
auch  wohlthun,  einen  Zuschuss  zu  ihrer  Pension  zu  erhalten.  Und 
wenn  selbst  diejenigen,  welche  ganz  wenig  Kolleggeld  haben,  ein 
Opfer  von  5  Proz.  bringen,  so  werden  die  reich  bedachten  kaum  etwas 
einwenden  können,  wenn  die  zukünftigen  Professoren  vom  Kolleggeld 
das  5000  M.  übersteigt,  den  doppelten  Prozentsatz  entrichten.  Das  ist, 
sollte  man  meinen,  eine  Ausgleichung  der  Unterschiede,  die  jeder  für 
billig  erachten  könnte  und  müsste.«  —  Allein  es  wäre  immerhin  mög- 
lich ,  dass  das  bayerische  Ministerium  dem  preussischen  Vorgehen 
folgen  zu  müssen  glaubt.  »Dann  verschone  es  uns  wenigstens  mit  den 
Gratifikationen  und  willkürlichen  Zulagen  an  die  aktiven 
Professoren  und  gewähre  statt  dessen  reiche  Zuschüsse  an  die  an  den 
einzelnen  Universistäten  zu  bildenden  Witwen-  und  Waisenkassen ,  so 
dass  diese  dann  mit  einem  ganz  geringen  Abzug  von  etwa  2  Proz.  von 
allen  Kolleggeldern  auszukommen  vermöchten«. 

Schanz,  G.,  Neue  Beiträge  zur  Frage  der  Arbeitslosen-  Versicherung. 
Berlin,  L.  Heymann,   1897. 

Erster  Bericht  des  Auschusses  [der  deutschen  Volkspartei]  be- 
treffend die  Arbeiisiosen-  Versicherung  auf  kommunaler  Grundlage.  Frank- 
furt a.  M.,  Fey,   1897. 

Zu  der  grossen  Frage,  mit  deren  allgemeiner  Bedeutung  und 
besonderen  Ausgestaltung  der  unterzeichnete  Referent  schon  1884 
im  »korporativen  Hilfskassenzwang«  (2.  Aufl.)  angelegentlich  sich  be- 
schäftigt hat,  sind  beide  obengenannten  Beiträge  willkommen  zu  heissen. 
Die  Schrift  von  Schanz,  welche  sich  »Neue  Beiträge«  betitelt,  ist  in 
ihrem  ersten  Teil  eine  leidenschaftlose  Antikritik  der  Beurteilungen, 
welchen  seine  erste  Schrift  über  Arbeitslosenversorgung  durch  Spar- 
zwang statt  durch  Arbeiterversicherung  begegnet  ist ;  diese  Replik  kann 
Referent,  obwohl  sie  sich  auch  gegen  ihn  wegen  der  Besprechung  in 
Harden'^  »Zukunft«  wendet,  nur  als  lesenswert  bezeichnen.  Der  Vor- 
schlag von  Schanz  geht  dahin,  dass  jeder  krankenkassenpflichtige 
Arbeiter  gezwungen  sein  soll,    wöchentlich  20  Pfg.,    die  Saisonarbeiter 


362  Lilleratur. 

beträchtlich  mehr,  in  eine  Sparkasse  einzulegen,  wozu  der  Arbeitgeber 
10  Pfg.  legen  soll.  Diese  Beiträge  bleiben  gesperrt  bis  zu  100  M.  und 
können  erst  nach  festgestellter  Arbeitslosigkeit  in  Wochenraten  be- 
hoben werden.  An  diesem  ersten  Vorschlag  hält  Schanz  fest,  die 
Modifikationen,  zu  welchen  er  sich  herbeilässt,  berühren  den  Kern 
seines  ersten  Vorschlages  wenig.  Die  Opposition  gegen  Arbeitslosen- 
versicherung behält  Schanz  bei,  indem  er  den  ersten  Teil  seiner  anti- 
kritischen Schrift  mit  dem  Ergebnis  abschliesst :  »Die  Einrichtung  der 
obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  kann  nicht  befriedigen;  sie 
muss  eine  schwer  gehende  Maschine  werden,  aus  der  neben  guten 
Produkten  sehr  viel  Missgestaltetes  hervorgehen  wird ;  sie  ist  zudem 
eine  recht  kostspielige  Sache.  Wenn  man  die  St.  Gallener  und  Berner 
Versicherungskassen  zu  Grunde  legen  darf,  scheint  es ,  dass  man  für 
jeden  Versicherten  nicht  unter  0,90  M.  rechnen  kann.  Eine  generelle 
obligatorische  Arbeitslosenversicherung  würde  für  Deutschland  sonach 
14  Mill.  M.  beanspruchen.  Die  Arbeiterversicherung  arbeitet  ohnehin 
schon  mit  viel  toten  Kosten,  es  ist  gewiss  am  Platz,  diese  nicht  noch 
weiter  zu  vermehren  und  das  durch  die  Wahl  des  billigen  und  ein- 
fachen Sparzwangs  ersparte  Geld  lieber  für  Zuschüsse  zu  den  Spargut- 
haben zu  verwenden.«  —  Entgegengesetzter  Meinung  ist  »der  erste  Be- 
richt des  Ausschusses«,  d.  h,  Hr.  So?inemann,  welcher  die  .Arbeitslosen- 
Zwangsversicherung  seit  Jahren  vertritt  und  zwar  durch  Behandlung  im 
vollen  Lichte  der  Parteiöfifentlichkeit,  also  in  sachlicher,  oder  ich 
möchte  sagen,  höchst  loyaler  Weise.  Der  Sonnematm'sc\\t  Gedanke, 
welcher  die  Deutsche  Volkspartei  für  ein  Reichsgesetz  in  seinem  Sinne 
aufbietet,  tritt  ganz  konkret  in  der  Gestalt  von  »revidierten  Grund- 
zügen eines  Reichsgesetzes  zur  kommunalen  Versicherung  gegen  Ar- 
beitslosigkeit« auf.  Herr  Sommnann  hätte  an  sich  eine  Reichsversiche- 
rung lieber  gehabt,  um  den  Wirkungen  künsthchen  Zuströmens  zu  den 
Städten  mit  künftiger  Kommunalversicherung  zu  entgehen  und  die  Bei- 
seitelassung der  Gesindearbeit  und  der  ländlichen  Arbeiter  aus  seinem 
Projekt  entspricht  wohl  auch  nur  der  Rücksicht  auf  die  jetzige  Sozial- 
reform-Müdigkeit des  Reiches,  oder,  wie  ersieh  gut  ausdrückt,  auf  den 
»allgemein  niedrigen  Stand  des  sozialpolitischen  Barometers«.  Die 
Kommunalversicherung  soll  »fakultativ«  sein  für  die  Gemeinden,  sofern 
diese  nicht  gezwungen  werden,  die  Arbeitslosenversicherung  einzuführen, 
aber  obligatorisch  für  die  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  jener  Gemein- 
den, welche  kommunale  Arbeiterversicherung  einführen.  Der  revidierte 
Sonnemann'sche  Vorschlag  verlangt  nach  seinen  Hauptbestimmungen: 
»Die  Versicherten  sind  in  zwei  Klassen  einzuteilen:  I.  alle  diejenigen 
Klassen  von  Fabrik-  und  Bergarbeitern,  sowie  Handwerksgesellen  und 
Ladenarbeitern,  bei  welchen  die  Arbeitslosigkeit  nicht  eine  alljährlich 
zu  gewisser  Jahreszeit  wiederkehrende  ist ;  IL  alle  Erd-,  Bau-  und  über- 
haupt solche  Arbeiter,  bei  welchen  die   vorübergehende  Arbeitslosigkeit 
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eine  Folge  der  Jahreszeit  und  in  der  Natur  des  Gewerbes  begründet 
ist.  Jede  dieser  beiden  Klassen  ist  in  drei  Stufen  nach  der  Lohnhöhe 
eingeteilt.  Die  erste  Stufe  umfasst  die  Arbeiter,  deren  Wochenlohn  nicht 
höher  ist  als  M.  15-—  ;  die  zweite  Stufe  diejenigen  Arbeiter,  deren  Lohn 
nicht  höher  ist  als  M.  24. — ;  die  dritte  alle  diejenigen  Arbeiter,  deren. 
Wochenlohn  M.  24. —  übersteigt.  Die  Anstalten  sollen  dotiert  werden  : 
a.  durch  obligatorische  Beiträge  der  Arbeiter,  b.  durch  obligatorische 
Beiträge  der  Arbeitgeber,  c.  dusch  Uebernahme  der  Verwaltungskosten 
und  Zuschüsse  (so  auch  jetzt  in  Schanz^  »Neuen  Beiträgen«)  von 
Seiten  der  Kommunen,  d.  durch  Zuwendungen  der  Einzelstaaten.  Die 
von  den  Arbeitern  zu  zahlende  Versicherungsprämie  soll  nicht  über- 
steigen dürfen : 

/    I.  Stufe   IG  Pfennige  die  Woche 
L  Klasse  -]  2.       >       15  »  »  » 

'       -X.  ■)!  20  »  »  » 


II.  Klasst 


20         »         »         » 
30         »         »         » 

40  »  :^  » 

Die  wöchentlichen  Leistungen  der  Arbeitgeber  dürfen  in  der  i.  Klasse 
nicht  den  Betrag  von  10  Pfg.  für  jeden  bei  ihnen  beschäftigten  Arbeiter 
und  in  der  2.  Klasse  von  20  Pfg.  für  jeden  beschäftigten  Arbeiter  über- 
steigen. Die  Zuschüsse  der  Gemeinden  dürfen  nicht  Alk.  4. —  auf  das 
Jahr  für  jede  versicherte  Person  der  Klasse  I  und  Mk.  6. —  der  Klasse 
II  übersteigen.  Die  Zuschüsse  der  ^Arbeiter,  welche  weniger  als  ein 
Jahr  in  Arbeit  stehen,  werden  pro  rata  temporis  berechnet.  Ausserdem 
tragen  die  Stadtgemeinde  oder  die  zu  einer  Anstalt  vereinigten  Gemein- 
den die  gesamten  Kosten  der  Anstaltsverwaltung.  Die  Regierungen 
der  Einzelstaaten  gewähren  den  Gemeinden  Zuschüsse,  welche  jedoch 
nicht  den  vierten  Teil  der  von  den  Gemeinden  selbst  geleisteten  Zu- 
schüsse zu  übersteigen  haben.  —  Die  Höhe  der  Unterstützungen  für 
die  beiden  Klassen  wird  durch  die  Satzungen  festgestellt.  Sie  beträgt 
mindestens  täglich  Mk  i. —  und  höchstens  Mk.  2V2.  Verheiratete  Ar- 
beiter erhalten  höhere  Unterstützungen  als  unverheiratete.  Die  Unter- 
stützung wird  auch  für  die  Sonn-  und  Feiertage  bezahlt  und  kann  an 
einen  Versicherten  höchstens  für  75  Tage  während  der  Dauer  eines 
Jahres  vergütet  werden.  —  Die  unmittelbare  Verwaltung  der  Anstalt 
wird  durch  einen  Vorsteher  geführt,  welcher  auf  Vorschlag  des  Ver- 
waltungs-Ausschusses durch  die  städtischen  Behörden  auf  die 
Dauer  von  6  Jahren  ernannt  wird.  Der  Vorsteher  erhält  angemessene 
Besoldung.  Demselben  wird  die  nötige  Zahl  von  Hilfsarbeitern  beige- 
geben, deren  Anstellung  in  gleicher  Weise  erfolgt.  Der  Verwaltungs- 
Ausschuss  besteht  aus  6  bis  18  Mitgliedern,  zu  einem  Drittel  beitrags- 
zahlende Arbeitgeber,  zu  zwei  Dritteln  versicherungspflichtige  Arbeiter. 
Dieselben  werden  in   getrennter  Wahl    von  den  zu  Beiträgen  verpflich- 
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teten  Arbeitgebern  und  von  den  bei  der  Anstalt  versicherten  Arbeit- 
nehmern erwählt.  Der  Vorsteher  hat  Sitz  und  Stimme  im  Verwaltungs- 
Ausschusse.  —  Dies  die  Grundzüge  des  revidierten  Sonnemafin  sehen 
Projekts,  welches  sich  in  seiner  Begründung  gegen  G.  Schanz  in  ver- 
liindlichster  Form  wendet.  Endgültig  abgeschlossen  ist  der  Streit  zwischen 
dem  Individualsparzwang  von  Scham  {Zwangssparkasse  mit  Sperrung 
bis  zum  Fall  der  Arbeitslosigkeit)  und  solidarischem  Sparzwang,  wie 
er  in  der  Arbeitslosenversicherung  zur  Verwirklichung  käme,  wohl  noch 
nicht.  Beide,  innerlich  einander  nicht  konträre,  auf  jeder  Seite  von 
edelster  Gesinnung  getragene  Vorschläge  werden  wohl  noch  mancher 
Anfechtung  begegnen,  namentlich  was  den  Kommunal-  und  Staatsbei- 
trag betrifft,  und  in  der  Organisation  werden  beide  sich  wohl  einander 
nähern  müssen ,  indem  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber,  welche  indivi- 
duell wenig  Arbeitslosigkeit,  bezw.  Arbeiterentlassung  aufweisen,  auch 
bei  Arbeitslosenversicherung  eine  Berücksichtigung  finden  müssen  gegen- 
über denjenigen,  bei  welchen  thatsächlich  das  Umgekehrte  zutrifft.  — 
Die  Arbeit  von  G.  Schanz  ist  wertvoll  ganz  abgesehen  von  der  Frage, 
ob  die  Arbeitslosenversorgung  durch  individuellen  Sparzwang  oder  durch 
Versicherungssolidarität  erreicht  werden  soll.  In  dem  11.  Abschnitt 
macht  Schanz  »die  neuesten  statistischen  Erhebungen  über  Arbeitslosig- 
keit in  Deutschland«  in  seiner  unübertroffenen  Weise  politisch  verwert- 
bar. Das  erkennt  auch  Sonnemafin  an,  welcher  die  diesfällige  statistische 
Formulierung  von  Schanz  wie  folgt  wiedergiebt:  »Schanz  geht  näher  auf 
den  Grad  der  Arbeitslosigkeit  in  den  einzelnen  Berufen  ein  und  teilt 
die  Arbeitslosen  in  fünf  Klassen.  Die  erste  Klasse  umfasst  die  Arbeiter, 
welche  weniger  als  i  Proz.  Arbeitslose  aufweisen ,  die  zweite  Klasse 
diejenigen,  welche  i — 2  Proz.,  die  dritte  Klasse  diejenigen  mit  2 — 3 
Proz.,  die  vierte  Klasse  diejenigen  mit  3 — 5  Proz.  und  die  fünfte  Klasse 
diejenigen  mit  mehr  als  5  Proz.  Arbeitslosen.  Die  grosse  Mehrzahl 
aller  Arbeiter,  nämlich  8,779,856  oder  54,4  Proz.  gehört  in  die  zweite 
Gruppe.  In  diese  Gruppe  gehören  die  Ivandarbeiter  mit  5,522,902 
Köpfen  und  die  häuslichen  Dienstboten  mit  1,570,888,  ferner  die  Schuh- 
macher ,  die  Maschinenbauer ,  Grobschmiede,  Eisengiesser  und  die 
-Arbeiter  der  Forstwirtschaft.  Die  kleinste  Gruppe  von  1,123,966  Ar- 
beitern ist  die  fünfte  mit  über  5  Proz.  Arbeitslosen.  Zu  derselben 
gehören  alle  Saisonarbeiter,  die  Maurer,  Zimmerleute,  Stubenmaler, 
Schiffer  und  die  unqualificierten  Arbeiter.  Die  erste  Gruppe  mit  2,562,477 
.'\rbeitnehmern,  welche  weniger  als  i  Proz.  Arbeitslose  hat,  umfasst  die 
Arbeiter  im  Bergbau  und  Hüttenbetrieb,  in  der  Textilindustrie,  die 
Glashütten,  Spiegelindustrie,  feine  Thonwaren-  und  Porzellanindustrie, 
die  Tabak-  und  Papierindustrie,  sowie  eine  Reihe  von  Branchen  der 
Metallindustrie.  Zur  dritten  Gruppe  mit  einer  Arbeitslosenzififer  von 
2—3  Proz.  und  2,293,320  Arbeitern  gehören  die  Tischler,  Schlosser, 
Spengler,  Drechsler,  Schneider,  Buchbinder,  die  graphischen  Gewerbe, 
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die  Bierbrauer  u.  s.  w.  In  der  vierten  (xrappe  mit  3  —  5  Proz.  Arbeits- 
losen sind  1,387,052  Arbeitnehmer  gezählt.  Hierher  gehören  die  Zie- 
geleien, die  Töpfereien,  die  Bäcker,  die  Steinmetzen,  die  Kleider-  und 
Wäschefabrikation,  die  Schiffsbauer,  und  Kupferschmiede  u.  s.  w.  Es 
sei  hier  eingeschaltet,  dass  auch  auf  Grund  dieser  Klassifizierung  unsere 
Grundzüge  mit  der  Einteilung  der  zu  zahlenden  Versicherungsprämien 
in  6  verschiedenen  Stufen  einen  richtigen  Weg  eingeschlagen  haben 
dürften.  Mit  Recht  wird  in  einer  Besprechung  der  Schanz'schen  Schrift 
ausgeführt,  dass  nach  den  nunmehr  vorliegenden  sorgfältig  durchge- 
arbeiteten Ergebnissen  der  beiden  Reichsenqueten  von  1895  und  den 
ergänzenden  städtischen  Untersuchungen  von  mangelnden  statistischen 
Unterlagen  in  Hinsicht  auf  die  Arbeitslosen-Versicherung  nicht  mehr 
gesprochen  werden  kann.  Jedenfalls  sind  die  heute  schon  vorhandenen 
statistischen  Unterlagen  für  die  Arbeitslosen-Versicherung  zuverlässiger 
als  diejenigen,  welche  bei  der  Durchführung  der  Unfall-  und  Invaliden- 
Versicherung  für  diese  Versicherungsarten  vorhanden  waren.  Und  doch 
hat  man  sich  durch  diesen  Mangel  nicht  abhalten  lassen ,  den  ersten 
Schritt  zu  wagen,  was  heute  kein  ernsthafter  Sozialpoliker  bereuen  wird.« 

Schäffle. 

—  e.  Ehrenberg,  Richard.  Das  Zeitalter  der  Fuggcr.  Geldkapital 
und  Kreditverkehr  i?n  16.  Jahrhundert.  Jena,  G.Fischer.  (1896):  i.Bd. 
Die  Geldmächte  des  16.  Jahrhunderts;  2.  Bd.  Die  Weltbörsen  des  16. 
Jahrhunderts.  —  Das  Werk  bietet  eine  überaus  belehrende ,  zugleich 
angenehm  spannende  Lektüre.  Belehrend  ist  es  nicht  bloss  durch 
seinen  grossen  Gegenstand,  sondern  auch  durch  die  Fülle  des  tief  er- 
gründeten, z.  T.  ganz  neu  aus  bedeutenden  Quellen  geschöpften  Ma- 
terials;  besonders  wertvoll  ist  die  Ausbeutung  aus  dem  Fugger'schen 
Familienarchiv.  Das  spannendste  ist  die  genaue  Darstellung  vom  Auf- 
steigen und  Niedergang  des  Augsburger  Handelsfürstenhauses,  nament- 
lich die  Charakteristik  des  Fugger  »Jakob  II«,  welcher  für  den  nach- 
maligen Kaiser  Karl  V.  gegen  Franz  I.  von  Frankreich  die  deutsche 
Königskrone  den  unsäglich  feilen  Reichsständen  um  für  damals  hor- 
rende Summen  thatkräftig  abfeilschte,  sofort  aber  auch  Gläubigerfreude 
beim  Kaiser  —  nicht  erfahren  sollte.  Uebrigens  ist  es  keineswegs  bloss 
eine  Geschichte  der  Gelddynastie  Fugger,  sondern  eine  solche  auch 
der  übrigen  grossen  Handels-  und  Finanzhäuser  des  16.  Jahrhunderts, 
namentlich  der  oberdeutschen.  Den  gleichartigen  Schicksalsgang  aller, 
welcher  sich  in  dem  alten  Wort:  »Der  Vater  schnellt,  der  Sohn  hält, 
der  Enkel  fällt«  wohl  am  besten  zusammenfassen  Hesse,  sehen  wir  in 
Ehrenbergs.  Buch  ablaufen.  Der  H.  Verfasser  führt  auch  nicht  bloss 
die  Geldhäuser  des  16.  Jahrhunderts,  sondern  wirklich  das  »Zeitalter 
der  Fugger« ,  vorwiegend  freilich  die  Wechselwirkung  zwischen  den 
Fürstenhäusern  und  den  Geldhäusern  vor,    ohne  welche  das  Schicksal 
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der  Geldmagnaten  gar  nicht  zu  verstehen  wäre.  Die  grossen  Geld- 
familien gehen  an  der  steigenden  Verstrickung  in  die  Finanz  zu  Grunde, 
und  brechen  in  den  grossen  spanischen  und  französischen  Staats-,  da- 
mals Fürsten-Bankerotten  zu  Grunde.  Ehrenberg  greift  sehr  instruktiv 
in  zwei  Richtungen  über  das  Zeitalter  der  Fugger  hinaus ,  rückwärts 
nach  der  spätmittelalterlichen  Geldmacht  der  Florentiner,  wobei  u.  a. 
die  noch  näher  zu  erwähnende  Vergleichung  Medicäischen  und  Fug- 
ger'schen  Reichtums  gegeben  wird ,  und  vorwärts ,  indem  in  Grund- 
linien auch  die  Kredit-  und  Börsen-Entwickelung  über  das  i6.  Jahr- 
hundert hinaus  (Amsterdam,  Hamburg,  Frankfurt)  in  den  Grundlinien 
verfolgt  wird.  Was  der  gründlich  gebildete  H.  Verfasser  in  diesem  weit 
gezogenen  Rahmen  giebt,  ist  zwar  in  der  Hauptsache  positive  Geschichts- 
darstellung, doch  lässt  er  es  nicht  bei  dieser  bewenden ;  er  verwertet 
das  grosse  Material  auch  zu  einer  genetischen  Nachweisung  der  Han- 
dels-, Kredit-  und  Finanzformen,  der  Börsen-,  Wechsel-  und  der  Zahlungs- 
technik, der  Entstehung  der  Börse  aus  den  Messen,  der  Kommissions- 
geschäfte (II.  6),  der  Handelsgesellschaften,  Syndikate,  wobei  es  an 
feinen  nationalökonomischen  Analysen  nicht  mangelt.  — •  Ehrenberg  ^  Buch 
wäre  nicht  ganz  gewürdigt,  wenn  man  bloss  hervorheben  würde,  was 
es  für  die  Volkswirtschaftslehre  leistet ;  es  giebt  einen  reichen  Ertrag 
auch  für  die  allgemeine  Staatslehre.  Eben  dadurch,  dass  die  floren- 
tinischen  und  oberdeutschen  Grosskaufleute  —  vielleicht  mehr  der  Not 
gehorchend  als  dem  eigenen  Trieb ,  d.  h.  infolge  der  Entdeckung 
Amerika's,  des  Seewegs  nach  Ostasien,  der  vordringenden  Türkenherr- 
schaft —  immer  einseitiger  zu  Finanz-  und  Borghäusern  für  die  Fürsten 
der  Grossreiche  des  nachmittelalterlichen ,  d.  h.  nachfeudalen  und 
nachstadtstaatlichen  Territorialismus  werden,  durchdringen  sich  in  ihnen 
zentral  die  Volkswirtschaft  und  der  Staat  des  Zeitalters.  Der  tiefe 
Einblick,  welchen  das  Buch  in  das  öffentliche  Kreditwesen  des  nach- 
mittelalterlichen, dem  modernen  Staate  entgegentreibenden  Territorialis- 
mus staatsgeschichtlich  gewährt,  gehört  zum  wertvollsten,  was  Ehrenberg 
für  die  Entwickelungslehre  des  Staates  bietet,  namentlich  auch  durch 
die  Kontraste  spanischer  und  französischer  gegenüber  holländischer 
und  englischer  Kreditwirtschaft.  —  Ueber  die  politische  Macht 
der  Fugger  handelt  der  Abschnitt:  »Die  Fugger  und  die  Kaiserwahl 
Karls  V.«  (I,  loo  ff.).  Die  Fugger  konnten  gerade  damals  recht  viel 
aushalten.  Das  ergiebt  die  Vergleichung  der  Bilanz  des  Fugger'schen 
Familienvermögens  für  die  Jahre  1511  und  1527.  Bald  hatten  die  Fug- 
ger fünfmal  mehr  als  die  Medici  je  gehabt  hatten.  »Das  grösste  Ka- 
pital ,  das  als  im  Besitze  der  Medici  befindlich  nachgewiesen  werden 
kann,  besass  im  Jahre  1440  Lorenzo,  Sohn  des  Giovanni  d'Averardo 
und  Bruder  von  Cosimo  Pater  Patriae ;  es  betrug  235137  fl.  Das  Ver- 
mögen von  Cosimo  war  damals  jedenfalls  grösser;  nehmen  wir  das- 
jenige beider  Brüder  zusammen  mit  500000  fl.  zu  3.50  gr.  Feingold  an, 
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SO  betrug  es  im  Jahre  1440:  1750  kg.  Feingold,  nacii  Goldwert  rund 
5  Millionen  Mark  Reichswährung  im  Kaufwerte  von  ungefähr  30  Mil- 
lionen Mark  heutiger  deutscher  Währung.  Der  grösste  Vermögensstand 
des  Handelshauses  der  Fugger  (von  dem  Vermögen  der  einzelnen  Fa- 
milien-Mitglieder abgesehen)  belief  sich  im  Jahre  1546  auf  4700000 
Gulden.  Dies  waren  Courantgulden ,  deren  jeder  nur  */5  Goldgulden 
(^  3-45  »r  Feingold)  wert  war,  was  einen  Goldwert  von  rund  13000 
kg  oder  rund  40  Mill.  Mark  und  einen  heutigen  Kaufwert  von  min- 
destens 160  Millionen  ergiebt.  Hieraus  ersehen  wir,  wie  weit  die  Ka- 
pitalkraft der  grössten  Handelshäuser  des  16.  Jahrhunderts  diejenige 
ihrer  mittelalterlichen  Vorgänger  überragte.«  Anton  Fugger  hätte  wohl 
die  Mittel  gehabt,  Schuldbriefe  Karls  V.  vor  des  letztern  Augen  in 
einem  Zimmtfeuer  zu  vertilgen ,  doch  wird  die  volle  Richtigkeit  der 
bekannten  Angabe  von  Ehrenberg  mit  guten  Gründen  bezweifelt  (I, 
168  ff.).  Aber  auch  mit  »Fugger's  Gut«  gieng  es  durch  die  spanischen 
Finanzbankerotte  seit  1557  bergab  (die  letzten  Welser  starben  sogar  arm). 


— e.  V.  Kaufmann,  Richard.  Die  Eisenbahnpoliük  Frankreichs. 
2  Bde.  Stuttgart,  I.  G.  Cotta's  Erben.  —  Der  Wert  dieses  Buches  liegt 
in  der  genauen,  thatsäc  blichen  Darstellung  der  Geschichte  und 
des  gegenwärtigen  Standes  der  französischen  Eisenbahnpolitik,  genauer 
darin,  dass  diese  Darstellung  aus  den  ersten  Quellen  geschöpft' ist  und 
ein  gewaltiges  Material  mit  Sorgfalt  zur  Uebersicht  bringt.  Dazu  sind 
zwar  zwei  dicke  Bände  (zusammen  1288  Seiten)  erforderlich  gewesen, 
aber  der  Gegenstand  zusammenfassender  Orientierung  rechtfertigt  diese 
Behandlung.  —  Einzelnheiten  aus  dem  dargestellten  grossen  Thatsachen- 
komplex  vorzuführen,  ist  für  ein  Referat  an  dieser  Stelle  ausgeschlossen. 
Dagegen  fordern  die  allgemeinen  s  c  h  u  1  m  ä  s  s  i  g  e  n  und  poli- 
tischen Verwertungen,  welche  neben  dem  sachlichen  Kern  des 
Buches  herlaufen  und  welche  dem  Verfasser  eine  unliebsame  Kritik 
eingetragen  haben,  einige  Bemerkungen  heraus.  Referent  meint,  dass 
von  Anfang  an  deutsche  und  französische  Eisenbahnpolitik  bei  der 
Abwägung  ihres  vergleichsweisen  Wertes  einander  zu  schroff  gegenüber- 
gestellt worden  sind.  Ist  denn  der  Unterschied  ein  so  fundamentaler  und 
unüberbrückbar?  Auch  die  französische  Eisenbahnpolitik  hat  von  An- 
fang für  eine  langsame  Verstaatlichung  gearbeitet,  indem  die  stossweise 
emporgetriebenen  Eisenbahnnetze  nach  Ablauf  der  Konzessionsfristen 
kostenfrei  dem  Staat  zufallen  sollen.  Nur  die  Frage,  ob  es  schliesslich 
zu  einer  blossen  Finanz  (Staatspacht)-Verstaatlichung  oder  zur  Betriebs- 
verstaatlichung kommen  soll,  bleibt  bis  zu  den  Endterminen  der  Kon- 
zessionen für  Frankreich  unentschieden.  Man  begreift  daher  schwer, 
weshalb  die  französische  Eisenbahnpolitik  zur  deutschen,  welche  sofort 
und  gänzlich  zur  Finanz-  und  Betriebsverstaatlichung  geschritten  ist, 
in  einen  schneidenden  Gegensatz    gestellt  werden  will.     In  dieser  Be- 


Ziehung  können  wir  weder  den  Eifer  des  H.  Verfassers,  noch  denjeni- 
gen der  geharnischten  Angriffe  auf  das  Buch ,  leicht  begreifen.  — 
Wir  geben  dem  Verfasser,  dessen  Verdienst  umsichtiger  und  fleissiger 
Originalforschung  u.  E.  kaum  im  Einzelnen  bemängelt  werden  kann, 
darin  Recht,  dass  das  festina  lente  der  französischen  Verstaatlichungs- 
politik auch  seine  besonderen  Vorteile  hat,  indem  es  die  Tilgung  der 
Kisenbahnschuld  sichert,  vor  der  Aufsaugung  der  Ueberschüsse  für 
laufende  Staatsausgaben  -  statt  für  Amortisation  und  hiemit  für  künf- 
tige Verkehrsverbilligung  —  bewahrt,  der  versteckten  Verkehrsbesteue- 
rung wehrt;  der  deutsche  modus  procedendi  der  Eisenbahnverstaatlich- 
ung hat  seine  finanzpolitischen  Gefahren  und  als  ein  Verdienst 
V.  Kaufmanns  erscheint  es  uns,  diese  Gefahren  in  patriotischer  Gesinnung 
hervorgehoben  zu  haben.  Allein  die  französische  Eisenbahnpolitik  hat 
auch  ihre  besonderen  Schwierigkeiten  für  die  Sicherstellung  des  Heim- 
falls, d.  h.  der  Zukunftsverstaatlichung  gehabt,  wie  gerade  v.  Kauf- 
mann?, Buch  nachweist,  und  von  überlegener  Eisenbahnstaatskunst  der 
Franzosen  kann  keine  Rede  sein,  da  auch  sie  der  Not  der  Umstände, 
nicht  wissenschaftlichem  Drange  gefolgt  und  gewichen  ist.  —  Die  v  o  1  k s  - 
wirtschaftspolitischen  Lichtseiten  der  beiderlei  Wege  der  Eisen- 
bahnpolitik, welche  zur  Verstaatlichung  führen,  sind  ja  doch  prinzipiell 
nicht  voll ,  daher  auch  nicht  mit  voller  Objektivität  abgewogen.  Das 
ist  wohl  auch  als  die  Ursache  davon  anzusehen ,  dass  v.  Kaufmanns 
Buch  als  Herabsetzung  der  deutschen  Staatseisenbahnpolitik  scharfe 
Anfechtung  erfahren  hat.  Der  Verfasser  sagt  nun  freilich  in  der  Replik 
auf  diese  Angriffe  (ÄW/^'s  Annalen  1897,  Nr.  4):  »Die  Gesichtspunkte, 
unter  denen  ich  an  die  Lösung  meiner  Aufgabe :  eine  Darstellung  der 
französischen  Eisenbahnpolitik  zu  geben,  herangegangen  bin,  habe  ich 
in  der  Vorrede  meines  Werkes  dargelegt  und  überlasse  es  jedem  zu 
urteilen,  ob  ich  bei  Durchführung  der  mir  selbst  gestellten  Aufgabe 
jene  Gesichtspunkte  festgehalten  und  nach  menschlichem  Vermögen 
denselben  gerecht  zu  werden  versucht  habe.  Kann  ich  doch  auf  meine 
im  Schlusskapitel  enthaltene  kurze  Darstellung  der  deutschen  und  spe- 
ziell preussischen  Eisenbahnpolitik  verweisen,  in  welcher  ich  die  schliess- 
liche  Verstaatlichung  der  preussischen  Eisenbahnen  ebenso  als  eine 
geschichtlich  gewordene  Notwendigkeit  darstelle  und  als  solche  recht- 
fertige (IL  S.  729  ff.,  besonders  S.  737 — 749),  wie  ich  mich  in  meinem 
ganzen  Buche  bemüht  habe ,  die  Eisenbahnpolitik  Frankreichs  von 
Etappe  zu  Etappe  aus  den  dortigen  politischen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  und  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  zu  begreifen. 
Das  war  die  Aufgabe  des  ersten  Teiles  meiner  Arbeit.  Wenn  sich  aber 
aus  den  Erscheinungen  jener  Politik  ein  wie  immer  beschaffenes  System 
entwickeln  Hess  und  nachdem  ein  solches  zu  Tage  getreten  war,  er- 
wuchs mir  die  weitere  Aufgabe  :  dieses  System  als  solches  zu  schildern 
und  kritiscli  zu  beleuchten.     Für    mich    handelte    es  sich  nicht    darum 
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»die  Weisheit  der  französischen  EisenbahnpoHtik«  hervorleuchten  zu 
lassen,  sondern  nur  um  die  vor  allem  in  der  französischen  Litteratur 
häufig  genug  gestellte  Frage:  Qu'est-ce  qu'est  leregime  des  chemins  de 
fer  frangais?«  Das  wird  ja  wohl  die  leitende  Gesinnung  K.'s  gewesen 
sein.  Allein  den  bösen  Schein  einer  Tendenz  gegen  den  prinzipiellen 
Standpunkt,  von  welchem  aus  wirklich  objektiv  die  preussische  Staats- 
bahnpolitik begründet  worden  ist,  hat  v.  Kau/mann  doch  nicht  ver- 
mieden. Er  hätte  vielleicht  besser  gethan ,  folgende  zur  Sache  ganz 
überflüssigen  Bemerkungen  zu  vermeiden  :  »Nur  daraus,  dass  dort  (Frank- 
reich) nicht  ein  jeder,  der  sich  ein  Staatsmann  dünkt,  ein  besonderes 
System  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Beglückung  mit  dem  Kom- 
mandostab aus  seinem  Tornister  zieht,  lässt  sich  das  gleichmässige 
wirtschaftliche  Weitergedeihen  des  Landes  trotz  aller  politischen 
Kämpfe  und  Krämpfe  erklären.  Wir  (Deutsche)  sind  auf  dem  Gebiet 
der  Verfassungspolitik  konservativ  und  auf  dem  der  Volkswirtschaft 
revolutionär,  während  Frankreich  politisch  revolutionär  und  volkswirt- 
schaftlich konservativ  ist.«  Ich  meine,  der  Kommandostab  und  der 
Tornister  und  der  Kontrast  in  Beziehung  auf  konservatives  und  revo- 
lutionäres Wesen  waren  mildest  ausgedrückt  —  unnötig. 

Schäffle. 


— e.  Stolz  mann,  Die  soziale  Kategorie  in  der  Volkswirtschaftslehre. 
\.  Grundlegender  und  kritischer  Teil.  Berlin,  Puttkammer  und  Mühl- 
brecht, 1896.  —  Ein  selbständig  denkender  Praktiker,  Kais.  Geh.  Reg.- 
Rat  im  Reichsversicherungsamt  bietet  hier  Untersuchungen  namentlich 
zur  Weiterbildung  der  Lehre  vom  Kapitalgewinn ,  welche  aller  Beach- 
tung wert  sind.  Die  »soziale  Kategorie«  bedeutet  hier  Anlegung  des 
sozialen  Massstabes  für  die  Erklärung  wirtschaftlicher  Grunderschei- 
nungen aus  den  sozialen  Funktionen.  »Der  Kapitalgewinn  ist  ähnlich 
wie  der  Arbeitslohn,  ein  Ausfluss  der  sozialnotwendigen  Vergeltung  der 
sozial  notwendigen  Kapitalbildungs-  und  Kapitalverwendungsfunktionen.« 
Der  Herr  Verfasser  beansprucht  nicht,  dass  er  damit  etwas  Neues  sage. 
Er  führt  jedoch  diese  Grundauffassung  weiter,  indem  er  der  letzteren 
»auch  für  das  Mass  und  die  Regulierungsweise  des  Ka- 
pitalgesetzes die  entscheidenden  Grössenbestimmungsgesetze«  ent- 
nimmt. Das  Problem  des  Kapitalzinses  ist  ein  Wertproblem  ,  bei  wel- 
chem nicht  der  Grenznutzen  des  einzelnen  Gutes,  sondern  »die  sozialen 
Grenzwerte  und  Grenzgrössen«,  im  gesetzten  Falle  »die  letzten  Unter- 
nehmungen«, »die  letzten  Kapitalisten«,  nicht  die  letzten  Kapitalteilchen 
von  ausschlaggebender  Bedeutung  sind  :  »Die  äusserlich  unscheinbaren 
letzten  Unternehmungen«  der  »letzten  Kapitalisten«  sind  die  Kampf- 
plätze, auf  denen  sich  der  moderne  Sozialkampf  täglich  und  stündlich 
abspielt.  Auch  der  Sozialpolitiker  wird  dies  immer  mehr  beachten 
müssen.    Die  soziale  Frage   ist   nicht  bloss    eine  Arbeiterfrage.    Es   ist 
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nicht  bloss  zu  untersuchen,  ob  das  eherne  Arbeitslohngesetz  über- 
windbar ist,  sondern  es  steht  damit  in  innigster  Verbindung  die  Frage 
nach  den  Gesetzen  der  Grösse  und  der  Wandelbarkeit  der  übrigen 
grossen  Zweige  des  Volkseinkommens.  Bei  allen  sozialpolitischen  Mass- 
nahmen wird  besonders  auch  zu  erwägen  sein,  welchen  Einfluss  die- 
selben auf  den  Mikrokosmus  der  »letzten  Unternehmungen«  ausüben, 
wieviel  für  sie  gethan  werden  kann,  was  sie  ihrerseits  an  Lasten  für 
die  sozialpolitische  Reform  ertragen  können  und  ob  Wohlthat  für  sie 
nicht  Plage  wird.  Hier  ist  die  empfindlichste  und  wichtigste  Stelle  des 
ganzen  Organismus,  wo  jede  Aenderung  der  Konjunktur,  jeder  Wechsel 
im  Wirtschaftssystem  und  jede  Schwenkung  in  der  Steuer-  und  Sozial- 
politik gleich  Sein  und  Nichtsein  in  Frage  stellen  kann.  Der  Kampf 
der  Konkurrenz,  den  die  Kapitalisten  unter  einander  führen,  ist  nicht 
minder  bedeutsam,  als  der  Kampf  zwischen  Kapitalisten  und  Arbeitern, 
und,  was  die  letzteren  oftmals  unbeachtet  lassen,  der  erstere  Kampf, 
der  Kampf  der  Kapitalisten  untereinander,  schlägt  auf  die  Arbeiter  zu- 
rück. Ddirant  reges,  plectuntur  Achivi.«  .  .  .  »Der  Gewinnst  und  damit 
der  Zins  ist  nur  durch  die  »reinen«  Kapitalunternehmungen  bestimmt, 
wo  das  Kapital  und  nicht  die  persönliche  Arbeitsleistung  der  Unter- 
nehmer die  entscheidende  Grundlage  des  Reinertrages  ergiebt.« 

— e.  W  olf ,  Ju  lius ,  Steuerreform  im  Kanton  Zürich.  (Raustein) 
1897.  —  Im  Grund  kommen  die  Vorschläge  auf  Hinüberbildung  des 
schweizerischen  Steuersystems  zum  neueren  deutschen  Besteuerungs- 
system hinaus.  Steuerpolitische  Gedanken  aus  der  Schweiz  über  Schanz 
hinaus  bietet  die  Schrift  nicht.  Hervorzuheben  ist,  dass  auch  Wolf  eine 
ungeheure  Steuerhinterziehung  als  Folge  übertrieben  hoher  Steuersätze 
und  schlechter  Einsteuerung  der  Züricher  direkten  Abgaben  konstatiert. 
»Ist  —  sagt  er  —  das  Steuersystem,  so  wie  es  gegenwärtig  gestaltet 
ist,  eine  Zuchtstätte  der  Steuerhinterziehung,  so  ist  es  nicht  weniger 
ein  Werkzeug  sozialer  Ungerechtigkeit,  indem  es  die  Ehrlichkeit  be- 
straft —  in  zu  hoher  Steuerleistung  —  und  jenen,  die  es  nicht  so  ge- 
nau mit  ihr  nehmen,  eine  Prämie  aussetzt.  Ob  im  Durchschnitt  des 
Kantons  40  oder  50  oder  60  Proz.  des  Vermögens  versteuert  werden, 
können  wir  so  wenig  wie  ein  anderer  genau  angeben ,  auch  jene  40 
oder  50  oder  60  Proz.  beruhen  bloss  auf  Schätzung,  auf  Vergleichung 
verschiedener  Angaben  und  von  Fällen  der  Steuerhinterziehung,  die 
einer  grösseren  Oeftentlichkeit  bekannt  geworden  sind.  Immerhin  neigen 
wir  zu  der  Meinung,  dass  die  50  Proz.  Steuerhinterziehung  den  Durch- 
schnitt bezeichnen.  Sicher  ist,  dass  es  in  jeder  grössern  Gemeinde 
ebensowohl  Personen  giebt,  die  zwei  Drittel  und  drei  Viertel  wie  vier 
Fünftel  oder  gar  fünf  Sechstel  ihres  Vermögens  zur  Steuer  deklarieren, 
und  andere,  die  bloss  mit  einem  Drittel ,  ja  vielleicht  bloss  mit  einem 
Viertel  zur  Steuer  kommen.    Denn  da  das  Steuersystem  mit  seinen  heu- 
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tigen  Ansätzen  ein  Auge  zudrückt,  zudrücken  muss  zu  Unterdeklara- 
tionen, ist  das  Mass  derselben  nicht  abzusehen.  Es  giebt  in  jeder  un- 
serer grösseren  Gemeinden  Personen,  die  vom  gleichen  Vermögen  das 
Zwei-  und  Dreifache  dessen  zahlen,  was  ihr  Nachbar  zahlt.« 

-— e.  Boghart,  Ernst  Lud  low,  Die  Finanzverhältnisse  der 
Einzelstaaien  der  nordamerikanischen  Union.  Jena,  G.  Fischer,  1897.  — 
Die  kleine,  aber  gehaltreiche  Schrift  behandelt  die  Stellung  der  Einzel- 
staaten im  Bunde,  die  Geschichte  der  Finanzen,  die  gegenwärtigen  Fi- 
nanzbeschränkungen der  Verfassungen,  das  formelle  Finanzstaatsrecht, 
die  Budgets  und  bei  letzteren  hauptsächlich  die  Steuern.  Der  Herr  Ver- 
fasser ist  mit  den  hervorragendsten  Kennern  der  dortigen  Besteuerung, 
z.  B.  mit  Seligmann,  über  die  Schlechtigkeit  der  Vermögenssteuer  ein- 
verstanden, fordert  eine  weitere  Entwicklung  der  Besteuerung  der  Er- 
werbsgesellschaft und  die  Erbschaftsbesteuerung ,  wonach  die  Real- 
property-Tax  von  den  States  an  die  engeren  Verbände  abgelassen  wer- 
den könnte.  Als  einen  Grundschaden  für  die  Besteuerung  der  Erwerbs- 
gesellschaften bezeichnet  der  Verfasser  die  Ungleichartigkeit  der  Steuer- 
gesetzgebung in  den  Einzelnstaaten.  Der  ganze  Besteuerungszustand 
spiegelt  eben  den  dermaligen  Entwickelungszustand  amerikanischen 
Staatswesens ,  welcher  gar  nicht  in  die  Schablonen  des  europäischen 
Staatsrecht  sich  bringen  lässt,  auf  jedem  Punkt  wieder.  —  Unter  den 
Erwerbs-,  Gesellschafts-  oder  »Korporations«-Steuern  behandelt  der  Ver- 
fasser obenan  die  Eisenbahn-  und  die  Banksteuer.  Dann  erörtert  er 
»die  wichtigsten  weiteren  Korporationssteuern«  :  die  allgemeine  Aktien- 
gesellschaftssteuer, die  korporative  Organisationssteuer  (Gebühr  für  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister),  die  Steuer  auf  Telegraphen-,  Tele- 
phon-, Versicherungs-,  Schlafwagen-  und  Expressgesellschaften.  In  allen 
diesen  Korporationssteuern,  sowie  in  den  Licenzen-  oder  Geschäftsbe- 
rechtigungs-Gebühren  darf  man  erste  eigentümliche  Ansätze  der  Er- 
werbsbesteuerung erblicken,  welche  als  eine  vom  alten  Europa  steuer- 
gescliichtlich  schon  zurückgelegte  Phase  eines  entwickelungsgcsetzlich 
allgemeinen  Werdeganges  der  Besteuerung  anzusehen  sein  dürften. 

— e.  Hildebrand,  Richard,  Recht  und  Sitte  auf  den  verschie- 
denen wirtschaftlichen  Kulturstufen.  Jena,  G.  Fischer,  1896.  —  Der  Cha- 
rakter der  Schrift  ist  nach  Zielpunkt  und  Methode  im  Vorwort  selbst 
scharf  bezeichnet,  indem  gesagt  wird:  »um  die  entwickelungsgeschicht- 
liche  oder  genetische  Aufeinanderfolge  oder  Zusammengehörigkeit  der 
einzelnen  bei  den  verschiedenen  Völkern  zu  verschiedenen  Zeiten  auf- 
tretenden Rechtsverhältnisse  und  Sitten  zu  bestimmen  oder  schlechtweg 
sagen  zu  können,  dieses  Recht  oder  diese  Sitte  ist  älteren  oder  primi- 
tiveren Ursprungs  als  jenes  Recht  oder  jene  Sitte ,  dazu  braucht  man 
offenbar  ein  über  die  Chronologie  hinausragendes  oder  von  derselben 
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ganz  unabhängiges  Kriterium ;  als  ein  solches  bietet  sich  aber  nur  die 
wirtschaftliche  Kultur  dar ,  da  nur  diese  einen  ganz  bestimmten ,  im 
Grossen  und  Ganzen  immer  und  überall  gleichen  oder  sich  stets  in 
einer  und  derselben  Richtung  fortbewegenden  Entwickelungsgang  auf- 
weist,  der  sich  daraus  erklärt,  dass  die  Bevölkerung  oder  Zahl  der 
Menschen  immer  und  überall  mehr  oder  weniger  wächst  und  von  allen 
Interessen,  welche  das  handelnde  Leben  beherrschen,  der  Natur  der 
Sache  nach  stets  die  allermächtigste  ist.«  Ob  »nur«  geschichtliche 
Thatsachen  der  wirtschaftlichen  Kultur  als  Leitmuscheln  für  die  s.  z.  s. 
paläontologische  Erforschung  des  Werdens  von  Recht  und  Sitte  zu  be- 
handeln sind ,  wird  zwar  vielseitig  in  Zweifel  gezogen  werden ,  doch 
wird  sich  darüber  eine  letzte  Auseinandersetzung  mit  dem  Herrn  Ver- 
fasser erst  dann  pflegen  lassen,  wenn  dem  ersten  Teil  der  Schrift  der 
zweite  gefolgt  und  die  wirtschaftliche  Genese  des  Rechtes  hinaus  über 
die  Zeit  der  ersten  Ueberwindung  der  Nomadie,  hinaus  über  die  erste 
Entstehung  wirklichen  Grundeigentums  zur  Darstellung  gelangt  sein 
wird.  Indessen  wird  schon  und  vielleicht  gerade  dem  ersten  Teil  die 
Anerkennung  gezollt  werden  müssen,  dass  die  Methode  der  volkswirt- 
schaftlichen Isolierung  für  die  genetische  Erklärung  von  Recht  und  Sitte 
sich  alssehrfruchtbar  erweist,  wenn  sie  auch  nicht  die  ganze  entwicke- 
lungsgeschichtliche  Wirklichkeit  ergiebt  und  ergeben  kann.  Der  Ver- 
fasser zeigt  sich  übrigens  selbst  weit  davon  entfernt,  die  wirtschaftsge- 
schichtliche Betrachtung  mit  schroffer  Einseitigkeit  zur  Geltung  zu 
bringen.  Nicht  bloss  im  Abschnitt  I  (»Jäger  und  Fischer«)  und  im 
Abschnitt  II  (»Hirten«) ,  sondern  auch  im  Abschnitt  III  (»Bauern  und 
Grundherrn«)  wird  der  ausserwirtschaftliche  Einfluss  der  F  amilien-Ur- 
verfassung,  später  der  Ständebildung  ausdrücklich  betont.  Wir  führen 
zum  Beweis  dessen  nur  folgende  zwei  Stellen  an:  Seite  40  und  Seite  140. 
Die  Entwicklung  seines  methodologischen  Grundgedankens  vollzieht 
der  H.  Verfasser  nicht  bloss  mit  gründlicher,  durch  Abdruck  der  Quellen- 
stellen überzeugend  wirkender,  historich  ethnographischer  Gelehrsam- 
keit, sondern  auch  mit  dem  Aufgebot  nicht  gewöhnlichen  wissenschaft- 
lichen Scharfsinnes.  Seine  kritischen  Streiche  sind,  was  die  Epoche 
der  Jäger  und  Hirten  (I)  betrifft,  gegen  heute  weitverbreitete  Annah- 
men —  über  Brautraub  und  Brautkauf,  ursprüngliche  Promiskuität, 
Mutterrecht,  —  gerichtet ;  die  fraglichen  Institutionen,  soweit  sie  nach- 
weisbar sind,  schreibt  der  Verfasser  vielmehr  erst  dem  Hirten-  und  be- 
ginnenden Ackerbauzustand  nach  ökonomischer  Notwendigkeit  zu.  Das 
Interesse  der  Schrift  gipfelt  in  der  Auslegung  der  Stellen  von  Cäsar 
und  Tacitus  über  die  alten  Germanen.  Der  H.  Verfasser  stellt  ein 
Mark-Gemeineigentum  im  strengen  Wortsinn  in  Abrede.  »Von  der  ge- 
läufigen Vorstellung  der  alten  deutschen  Markgenossenschaft'  bleibt 
gar  nichts  übrig:  Das  Ganze  ist  ein  Hirngespinst.«  In  der  Auseinander- 
setzung  hierüber    kommt    es   freilich    darauf  an,    ob  man  für  die  dem 
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vollen  Ackerbauzustand  vorangegangenen  Erscheinungen  die  Begriffe 
Gemeinde,  Staat,  Familie  u.  s.  w.  im  engeren  romanistischen  oder  im 
weiteren  die  funktionell  parallelen  Gebilde  und  Funktionen  beider 
Epochen  umfassenden  Sinne  verwendet.  Hildebrand' s  Erklärung  ist  von 
dem  Gedanken  getragen,  dass  die  Germanen  von  damals  den  Ueber- 
gang  vom  Hirtenleben  zum  Ackerbau  erst  begannen,  keineswegs  aber 
schon  vollzogen  hatten.  Wir  vermögen  der  eingehenden  scharfsinnigen 
Polemik  gegen  die  in  Deutschland  bisher  herrschenden  Auslegungen 
hier  nicht  zu  folgen,  können  aber  nicht  umhin,  sie  als  höchst  beachtens- 
wert anzusehen.  —  Eine  beiläufige  Konsequenz,  die  der  Verfasser  aus 
der  Annahme  des  noch  starken  Hereinragens  des  Hirtenlebens  in  den 
Ackerbau  zieht,  glauben  wir  anführen  zu  sollen.  Auf  S.  54  ff.  wird  be- 
merkt: »Der  Ackerbau  beschränkt  sich  im  Anfang,  oder  solange  noch 
die  Jagd  oder  Viehzucht  die  Hauptsubsistenzquelle  bildet,  nur  auf  die 
Höhen,  um  erst  später  auch  nach  den  Niederungen  vorzurücken. 
Man  hat  diese  Thatsache  damit  erklärt,  dass  das  höher  gelegene  Land 
dem  Ackerbau  leichter  zugänglich  sei,  oder  geringere  Schwierigkeiten 
darbiete  resp.  weniger  Vorarbeiten  notwendig  mache  (Fällen  grosser 
Bäume,  Entsumpfung  oder,  in  tropischen  Gegenden,  Bewässerung),  als 
das  tiefer  gelegene  [Carey).  Eine  einfachere  und  näher  liegende  Er- 
klärung scheint  mir  indes  folgende  zu  sein.  Aller  Ackerbau  kennt,  be- 
greiflicherweise, im  Anfang  nur  eine  Sommersaat.  Den  Sommer  resp. 
die  Regenzeit  pflegen  nun  aber  Völker,  deren  Hauptsubsistenzquelle 
noch  die  Jagd  oder  Viehzucht  bildet,  auf  den  Höhen  zuzubringen,  der 
vergleichsweise  günstigeren  Ernährungsverhältnisse  wegen,  welche  in 
dieser  Jahreszeit  die  Höhen  dem  Vieh  resp.  Wilde  darbieten.  Was 
ist  unter  diesen  Umständen  also  natürlicher,  als  dass  auch  der  Acker- 
bau zuerst  auf  den  Höhen  beginnt,  da,  wo  sich  Völker,  die  noch  vor- 
wiegend von  der  Jagd  oder  Viehzucht  leben,  eben  im  Sommer  befinden? 
Dieselben  Umstände,  welche  die  Thatsache  erklären,  dass  der  Acker- 
bau zuerst  auf  den  Höhen  beginnt,  sprechen  auch  für  die  Annahme, 
dass  da,  wo  es  nur  Ebenen,  keine  Höhen  gibt,  die  nördlichen,  nicht 
die  südlichen  Gegenden  es  sind,  in  welchen  zuerst  Ackerbau  betrieben 
wird.  Ich  erinnere  an  die  Kirgisen.  S.  {Georgi)  a.  a.  O. :  »»Die  Kir- 
gisen halten  sich  des  Sommers  vorzüglich  in  den  nördlichen,  sowie  des 
Winters  in  den  südlichen  Steppen.««  Und  an  die  Kalmücken.  S.  {Georgi) 
a.a.O.:  »»Die  Kalmücken  halten  sich  des  Sommers  in  den  nördlichen, 
des  Winters  in  den  südlichen  Gegenden  auf.««  Selbstverständlicher- 
weise kommen  hier  nördliche  Gegenden,  ebenso  wie  Höhen,  immer  nur 
so  weit  in  Betracht,  als  überhaupt  die  Vegetation  reicht  oder  Acker- 
bau noch  möglich  ist«.  —  Auf  der  geschilderten  Stufe  des  H  a  1  b  n  o- 
madentums  standen  aber  »die  Germanen  zu  Caesars  und  zu  Taci- 
tus'  Zeiten«.  .  .  Und  S.  72:  »In  politischer  Beziehung  waren  demnach 
die  Verhältnisse    bei  den  Germanen   zu  Caesars  Zeiten   noch  um  kein 
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Haar  von  denjenigen  verschieden,  welchen  wir  bei  den  Beduinen  und 
Tartaren  begegnet  sind.«  —  Hildebrand  resümiert  S.  189:  »Fassen  wir 
alles  über  das  ursprüngliche  Gemeineigentum  an  Grund  und  Boden 
Gesagte  zusammen,  so  ist  »die  vierfache  Wurzel«  dieser  ganzen  Theorie 
folgende:  Erstens  hat  man  als  »res  communis«  behandelt,  was  noch 
eine  »res  nullius«  war.  Zweitens  hat  man  für  Gemeineigentum  ge- 
halten, was  nur  eine  nicht  vollkommen  durchgeführte  Erbteilung  (pro 
indiviso)  oder  ein  Miteigentum  (condominium)  war.  Drittens  hat 
man  für  ein  Eigentumsrecht  der  Bauern  an  Grund  und  Boden  gehalten, 
was  nur  ein  mehr  oder  weniger  prekäres  »ius  in  re  aliena«  oder  Nutz- 
ungsrecht derselben  an  einem  im  Eigentum  eines  oder  mehrerer  Grund- 
herren befindlichen  Landes  war.  Und  viertens  hat  man  für  ein  Eigen- 
turasrecht der  Gemeinde  an  Grund  und  Boden  angesehen,  was  nur 
eine  rein  administrative  Befugnis  derselben  war.« 

— e.  Hadley,  Arthur  Tzvining.  Economics ,  ati  account  of  the 
relations  behveen  private  property  and  public  tuelfare.  Putnam  Son's  i8g6. 
—  Das  Buch  will  ein  Lehrbuch  für  alte  und  junge  Studenten  sein.  Es 
bricht  jedoch  nicht  bloss  in  der  Systematik  mit  der  alten  Einteilung 
in  die  Lehren  von  der  Produktion,  dem  Umsatz,  der  Verteilung  und 
der  Konsumtion  der  Güter,  sondern  verknüpft  geflissentlich  Theorie 
und  Praxis,  die  letztere  zur  Illustration  der  ersteren.  Für  europäische 
Leser  wird  wohl  das  Kapitel  VI  über  »Combination  of  capital«,  wel- 
ches die  amerikanische  Kartellpraxis  theoretischen  Betrachtungen  unter- 
zieht, das  stofflich  interessanteste  sein.  Aber  auch  sonst  ist  das  Theo- 
retisieren  aus  der  amerikanischen  Praxis  heraus  dasjenige,  was 
Hadley  %  Buch  lehrreich  macht. 


—  e.  Köhler,  W.  Die  preussischen  Kommunalanleihen  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  eine  Centralisatton  des  Kommunalkredits.  Jena  (G. 
Fischer)  1897.  Eine  sehr  fleissige  Zusammentragung  von  Material  über 
Wachstum  und  Verwendung  der  Schulden  der  verschiedenen  Kommu- 
nalkörperschaften Preussens  macht  den  Hauptinhalt  der  Schrift  aus. 
Dazu  kommt  eine  höchst  beachtenswerte  Ausführung  über  die  Centra- 
lisation  des  Kommunalkredits,  der  Finanzierung,  Verzinsung  und  Til- 
gung sämtlicher  Kommunalschulden  durch  ein  centrales  Kommunal- 
kreditinstitut. 

V.  Lilienfeld ,  Paul.  La  pathologie  Sociale  avec  un  preface  de 
Rene  Worms  (Bibl.  social,  internat.  II)  Paris,  Giard  et  Bri^re  1896.  — 
Der  Verfasser  des  vierbändigen  deutschgeschriebenen  Werkes  »Gedanken 
über  die  Sozialwissenschaft  der  Zukunft«,  Gouverneur  von  Kurland, 
führt  nun  in  französischer  Abfassung  einen  Teil  der  gleichgebliebenen 
Gedanken  seines  älteren  Werkes  w^eiter  aus.    Nach  einer  längeren  Ein- 
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leitung,  in  welcher  er  sich  vom  induktiven  Charakter  seiner  Forschungs- 
weise überzeugt  erweist,  behandelt  er  in  einem  ersten  Teil  unter  dem 
Titel  »Maladies  du  corps  social  en  generab<,  zuerst  allgemeine  Grund- 
sätze und  die  Abnormitäten  (anomalies)  der  zwei  Elemente,  aus  welchen 
nach  Ansicht  des  Verfassers  der  soziale  Organismus  aufgebaut  ist :  die 
Krankheiten  des  »sozialen  Nervensystems«  und  der  »sozialen  Intercel- 
lularsubstanz«,  unter  welcher  die  dem  sozialen  Nervensystem  zugewen- 
deten Güterbestände  an  Litteratur  und  Kunstschätzen  hauptsächlich  ver- 
standen werden.  In  einem  zweiten  Teil  werden  die  »Krankheiten  der 
verschiedenen  Sozialsphären«  abgehandelt.  Solche  Sphären  giebt  es 
nach  V.  Lilienfeld  drei:  die  ökonomische,  die  juridische,  die  politische, 
welche  v.  L.  als  physiologische,  morphologische  und  unitäre  Analogie 
der  animalischen  Organismen  auffasst.  Der  dritte  Teil  giebt  eine  »thera- 
peutique  sociale« ,  in  welcher  der  Staatsmann  als  Sozialarzt  und  die' 
sozialtherapeutischen  Methoden  (modes  de  traitements)  abgehandelt  wer- 
den. Die  Darstellung  gipfelt  in  einem  Schlusskapitel  über  »Wissenschaft 
und  Religion.«  —  Zwei  Eigenschaften  wird  man  dem  H.  Verfasser  nicht 
abstreiten  können:  er  weicht  keine  Linie  von  dem  in  den  »Gedanken 
über  die  Sozialwissenschaft  der  Zukunft«  festgelegten  Standpunkt  ab 
und  er  ist  auf  jedem  Blatt  ein  geistreicher  Schriftsteller ,  welcher  im 
Einzelnen  auch  denjenigen  anregt,  welcher  ihm  gegenüber  im  Ganzen 
fremd  und  unzugänglich  stehen  bleibt ;  es  fehlt  wieder  nicht  an  Geistes- 
blitzen, welche  überraschen.  Dagegen  befürchten  wir,  dass  der  H.  Ver- 
fasser nicht  mehr  überzeugen  wird,  als  durch  die  »Gedanken  der  So- 
zialwissenschaft der  Zukunft«.  Es  will  uns  scheinen,  dass  er  einer 
gewaltigen  Selbsttäuschung  unterliegt,  wenn  er  glaubt,  der  induktiven 
Methode  im  Sinne  Bacon?,  die  Bahn  in  der  Sozialwissenschaft  zu  brechen 
und  sogar  seine  eigentliche  Methode  der  realen  Analogien  der  So- 
ziologie mit  Physiologie  und  Biologie ,  dürfte  kaum  die  richtige  Ver- 
gleichung  getroffen  haben.  Selbst  der  Herausgeber,  H.  Rene  Wonns 
äusserte  diesfalls  (preface  VIII  f.)  Zweifel ,  welche  uns  vollständig  be- 
gründet erscheinen,  v.  Lilienfeld' s  Anathem  gegen  den  »Staatssozialis- 
mus«, welcher  in  der  französischen  Revolution  allmählich  zum  Ungetüm 
erwächst,  wollen  wir  nichts  sagen.  Dass  auch  die  herabgesetzten  Staats- 
sozialisten de  l'Allemagne  die  Freiheit  unterdrückt  haben  wollen  und 
Nichts  von  der  sozialen  »Bipolarität«  zwischen  Individualität  und  Soli- 
darität verstünden  und  wissen  wollten,  ist  eine  Imagination  der  baltischen 
Nächte,  die  dem  Lichte  nicht  Stand  hält.  Vielleicht  ist  in  Russland 
die  fragliche  soziale  Bipolarität  praktisch  stärker  verletzt,  als  z.  B.  von 
einem  A.  Wagner  in  Deutschland  theoretisch.  —  Der  unterzeichnete 
Referent  dankt  schliesslich  dem  H.  Herausgeber  der  »Bibliotheque  inter- 
nationale sociologique«  für  die  endlich  (p.  VII)  erfolgte  Erklärung,  dass 
die  Theorie  in  »Bau  und  Leben  des  soz.  Körpers«  »sehr  ungenau« 
mit    der    Lilien/eld' sehen    Auffassung    »vermengt«    (confondue)    worden 
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sei,  und  dass  v.  Lilienfeld  Spencer  näher  stehe.  Beide,  ?'.  Lilienfeld  und 
LLerbcrt  Spencer  können  nur  durch  das  ewige  Nachreden  einer  fable 
convenue  mit  dem  Verfasser  von  »Bau  und  Leben«  und  letzterer  mit 
Lilicnfeld  und  Spencer  in  den  einen  Topf  der  »organischen  Schule«  ge- 
worfen werden.  Nach  Aufbau,  Methode  und  Entstehung  sind  die  drei 
Werke  völlig  unabhängig  von  einander.  Herrn  R.  Worms,  welcher  in 
>,Organisme  et  societe«  doch  weit  mehr  in  meine  Nähe  als  zur  Seite 
Lilienfeh{%  und  Spencer  %  sich  gestellt  hat,  möchte  ich  auf  diesem  Wege 
bitten,  dass  bei  weiteren  Publikationen  der  »Bibl.  social,  intern.«  die  Zu- 
sammenwerfung dauernd  vermieden  werde.  Schäffle. 


— e.  Tarde,  G.  L'oppositien  unii^er seile,  essai  d'une  theorie  des  con- 
traires.  (Bibl.  de  phil.  contemporaine).  Paris,  F.  Alcan,  1897.  —  Der 
immer  geistvolle  und  rührige  Autor  macht  an  der  Hand  der  ganzen  Na- 
turwissenschaft, Biologie,  Psychologie  und  Soziologie  der  Neuzeit  einen 
Gang  durch  die  kleine  und  grosse  Welt,  um  überall  Eines,  die  allge- 
meine Entgegensetzung,  als  die  weltweite  »soziale -Frage«  nachzuweisen. 
Es  geschieht  allerdings  nicht  nach  dem  Dreitakt  des  Hegel'schen  Pan- 
logismus  und  im  Einzelnen  finden  sich  manche  anregende  Gedanken- 
blitze. Im  Ganzen  und  im  Grunde  ist  aber  doch  »die  Opposition  uni- 
verselle« keine  neue  Entdeckung  und  was  Tarde  speziell  über  die  allge- 
meine Entgegensetzung  in  der  Sozialwelt,  namentlich  über  Krieg  und 
Konkurrenz  beibringt ,  enthält  kaum  Etwas ,  was  mit  gleicher  Unab- 
hängigkeit sowohl  von  den  Konkurrenz-  als  von  den  Brüderlichkeits- 
aposteln nicht  anderswo  ausgesprochen  und  vom  weitesten  soziologischen 
Horizonte  aus  begründet  wäre.  Die  Art  der  Durchführung  des  alten 
Gedankens  durch  Tarde  ist  gewiss  selbständig,  verrät  auch  eine  nicht 
geringe  Kraft  philosophischer  Konzentration  umfassenden  Fachwissens. 
Dass  sie  aber  ansprechender  wäre ,  als  das  Wenige ,  was  in  derselben 
Richtung  von  Heraklit  überliefert  ist,  welchem  zufolge  der  Krieg  der 
Vater  aller  Dinge  und  der  Stifter  der  Harmonie  ist,  das  wird  kaum 
gerühmt  werden  dürfen.  Diese  Art  »promenades  d'esperit  ä  travers  le 
monde«  — ■  wird  für  die  wissenschaftliche  Begründung  der  Soziologie 
wenig  Ertrag  geben. 


— e.  An  dl  er,  Ch.  Les  origines  du  socialisme  d'ctat  en  Allemagne 
(biblioth^que  d'histoire  contemporaine)  Paris,  Felix  Alcan,  1897.  —  Das 
fatale  Wort  »Staatssozialismus«  scheint  den  Franzosen  besonders  zu 
gefallen,  um  Alles,  was  in  Deutschland  nicht  mehr  Kind  des  Liberalis- 
mus ist,  unter  Einen  Hut  zu  bringen.  Danach  ist  der  Titel  auch  des 
vorliegenden  Buches  gewählt.  Das  letztere  will  wirklich  nur  »die  An- 
fänge« untersuchen  und  beschäftigt  französische  Leser  hauptsächlich 
mit  Savigny,  Thünen,  List,  Rodbertus,  Lassalle. 
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— e.  Balicki,  Sig.  Letat  coine  Organisation  coercitive  de  la  socictc 
politiquc.  Paris,  Giard  und  Briere,  1896.  (Bibliotheque  socialique  inter- 
nationale :  V).  Mich e l,  Henr.  Videe  de  tetat,  essay  critique  des  theories socia- 
les et politiques  en  Fraiice  depiiis  la  rcvoliition.  Paris,  Hachette,  1896.  p.  659. 

—  Michel's  breitangelegte,  mit  Aufwand  von  Gelehrsamkeit  geschriebene 
Geschichte  und  Kritik  der  Sozial-  und  Staatstheorien ,  wie  solche  seit 
der  Revolution  in  Frankreich  —  z.  T.  unter  auswärtigem  Einfluss  — 
sich  entwickelt  haben,  gelangt  zu  dem  Ergebnis ,  dass  der  Endpunkt 
der  Entwickelung,  welche  auch  er  im  »Staatssozialismus«  zu  finden 
beliebt,  »die  einfache  Rückkehr  zum  aufgeklärten  Despotismus«  bedeute. 
Man  müsse  von  da  wieder  zu  einem  neuen  Individualismus  zurückkehren. 
Bei  der  Begründung  dieses  neuen  Individualismus  stützt  sich  Alichel 
hauptsächlich  auf  die  Philosophie  Renouvier's,  deren  übersichtliche  Dar- 
stellung das  Instruktivste  des  Buches  für  deutsche  Leser  bilden  mag. 
Von  den  letzteren  werden  freilich  nur  wenige  zu  den  Bekehrten  gehören. 
Von  allen  —  für  den  H.  Verfasser  im  Staatssozialismus  kulminierenden 

—  Reaktionen  gegen  die  liberalen  Ideen  der  ersten  französischen  Revo- 
lution nimmt  Michel  an,  dass  sie  die  individuelle  Freiheit  negieren, 
den  Staat  als  Leviathan,  als  Selbstwesen  und  Selbstzweck  mit  Negation 
der  persönlichen  Würde  des  Individuums  auffassen,  das  Ganze  der  Ge- 
sellschaft die  Teile  und  Glieder  verschlingen  lassen.  Diese  Auffassung 
ist  eine  willkürliche  Annahme  des  H.  Verfassers ;  die  Mehrzahl  aller 
Gegner  des  liberalen  Individualismus  sind  keineswegs  Anbeter  des  Staats- 
moloch, sondern  geben  gleichsehr  dem  Individuum,  was  des  Individuums, 
dem  Ganzen,  was  des  Ganzen  ist,  erblicken  das  Gedeihen  des  Einzel- 
nen und  dasjenige  des  Ganzen  wechselseitig  bedingt  und  beide  von  ein- 
ander abhängig.  Die  zwei  Grundforderungen  der  Gerechtigkeit  nach 
dem  Neoindividualismus  Renoiivier- Michel :  Jeden  leben  zu  lassen  und 
Jeden  kulturell  sich  entwickeln  zu  lassen  —  negiert  u.  W.  keine  einzige 
der  Auffassungen,  welche  H.  Michel  in  den  Topf  des  Staatssozialismus 
zusammenzuwerfen  beliebt.  H.  Michel  führt  also  seine  vernichtende  neo- 
individualistischen Streiche  im  Wesentlichen  auf  Windmühlen.  Der  neue 
Individualismus  Michef^  ist  selbst  kein  reiner  Individualismus,  sondern 
erstrebt  die  Versöhnung  zwischen  einseitigem  Individualismus  und  ein- 
seitigem Kollectivismus.  Das  spricht  der  H.  Verfasser  selbst  aus,  indem 
er  seinen  Standpunkt  u.  a.  dahin  präzisiert,  dass  Individualismus  und 
Sozialismus  keine  ausschliessenden  Gegensätze  seien  (p.  643),  d.  h.  dass 
beide  Wahrheit  enthalten  und  die  Summe  des  Wahren  aus  beiden  zu 
ziehen  sei.  Das  ist  ganz  richtig.  Wozu  dann  aber  der  Lärm  mit  dem 
Neuindividualismus  gegen  die  als  StaatssoziaHsmus  charakterisierte  Ge- 
samtheit der  Kritiken  des  alten,  einseitig  liberalen  Individualismus  r ! !  Die 
hübsche  Schrift  von  Balicki  könnte  Herrn  Michel  davon  überzeugen, 
dass  die  moderne  Soziologie,  welche  die  Reaktion  gegen  den  alten  In- 
dividualismus mehr  als  jede  andere  Entgegensetzung  vertritt,  gar  nicht 
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daran  denkt,  den  Staat  als  Selbstwesen  und  Selbstzweck  für  sich,  statt 
als  Organ  der  Integration  der  Gesellschaft  im  Ganzen  und  in  ihrer 
Gliederung  aufzufassen.  Schade,  dass  auch  H.  Balicki  die  fable  con- 
venue  nachredet,  die  Soziologie  habe  von  mir  und  Andern  »schlechtweg 
biologisch«  begründet  werden  wollen.  Da  hätte  er  doch  beim  H.  Her- 
ausgeber der  Bibl.  sociol.  internationale  das  Gegenteil  erfahren  können, 
wenn  er  mein  Buch  selbst  nicht  las.  Schäffle. 


— e.  Giddings,  Franklin  H.  Principes  de  sociologie  (Bibl.  soc. 
internationale),  precede  d'un  preface  par  le  Vcte  Covibes  de  Lestrade.  Paris, 
Giard  und  Briere,  1897.  —  Die  nicht  sehr  geschmackvolle  Vorrede  des 
Uebersetzers  spricht  über  die  Auffassung  des  Gesellschaftskörpers  als 
»Organismus«  ab,  obwohl  allmählich  männiglich  bekannt  ist,  dass  die 
meisten  Soziologen  den  sozialen  Körper  nicht  als  biologisch,  sondern 
rein  psychisch  vermittelte  hyperorganische  Lebensgemeinschaft  auffassen. 
Das  Hauptergebnis  des  Buches  (S.  358)  lautet  nun  selbst  nur:  »Die 
Gruppe  der  sozialen  Erscheinungen  ist  kein  physischer  Organismus. 
Es  sind  psychische,  nicht  durch  materielle  Bande,  sondern  durch  Er- 
kenntnis, Sympathie  und  Interesse  geknüpfte  Beziehungen.«  Der  H. 
Uebersetzer  wirft  also  keineswegs  eine  neue  Sozialanschauung  in  die 
Welt,  wie  er  doch  zu  glauben  scheint. 


— e.  Novicow,  I.  Les  gaspillages  des  societes  modernes,  contribution 
a  fände  de  la  qiiestion  sociale  (Bibl.  le  phil.  contemp.).  Paris ,  F.  Alcan, 
1894.  —  Eine  Bekämpfung  des  Sozialismus  aus  dem  Gesichtspunkt,  dass 
die  Armut  nicht  durch  die  schlechte  Verteilung,  sondern  durch  die  Un- 
zulänglichkeit des  Nationaleinkommens  verursacht  sei.  Das  letztere, 
meint  N.,  würde  zehnmal  grösser  ausfallen,  wenn  man  drei  Irrtümer 
aufgeben  würde:  die  Verwechselung  von  Wohlstand  und  Geld,  welche 
zur  Züchtung  des  Protectonismus  führe,  sodann  die  Verwechselung  von 
Wohlstand  und  Eigentum,  was  den  sozialen  Parasitismus  und  den  Er- 
oberungsgeist hecke,  endlich  den  Glauben  an  perfection  originale.  — 
Ja  w  e  n  n  das  Wörtchen  Wenn  nicht  wäre ! 


— e.  Novicow.  Conscience  et  volonte  sociale.  Giard  und  Briere, 
1897.  (Bibliotheque  sociol.  internationale).  —  Referent  hat  diese  Schrift 
mit  besonderer  Genugthuung  gelesen.  Sie  durchschreitet  mit  besonderem 
Geschick  und  in  siegreicher  Polemik  gegen  unglaublich  insipide  An- 
griffe einen  Teil  des  Kreises  der  sozialpsychologischen  und  sozialpsy- 
chophysischen  Ausführungen,  welchen  der  Unterzeichnete  zu  umschreiben 
und  thunlichst  auch  auszufüllen  gesucht  hat.  Novicoiv ,  welcher  am 
Schlüsse  bemerkt,    dass  er  eine  vollständige  »edification  de  la  psycho- 
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logie  sociale«  nicht  habe  geben  wollen,  was  die  Kraft  eines  Einzigen 
überschreite,  verfolgt  namentlich  das  soziale  Kulturleben  und  den  äusseren 
Prozess  desselben  in  seiner  eigenen  und  in  einer  äusserst  ansprechenden 
Weise.  Der  Hauptgedanke,  welchem  Novianv  nachgeht,  ist  der,  dass 
nur  die  elite  sociale  Träger  des  sozialen  Willensprozesses  sei  und  dass 
keine  Gesellschaft  ohne  leitende  Stellung  dieser  Elite  ein  gedeihliches 
Willensleben  führen  könne.  Man  könnte  hinter  dieser  scharfen  Accen- 
tuierung  eine  Reaktion  auf  die  alte  Aristokratie  der  Geburt  und  des 
Besitzes  wittern  wollen.  Diese  Unterstellung  wäre  jedoch  durchaus 
ungerecht ;  denn  Novicoiu^  elite  sociale  ist  eben  nur  das ,  was  man 
längst  »Geistesaristokratie«  nennen  hört  und  diese  ist  bei  der  guten  De- 
mokratie mindestens  ebenso  Erfordernis ,  als  bei  der  Herrschaft  der 
Wenigen  oder  der  Einzelnen.  H.  Novikow  ist  nichts  weniger  als  ein 
verkappter  altaristokratischer  Reaktionär.  —  Als  das  fachwissenschaft- 
lich Wertvollste  am  Buch  will  uns  sogleich  der  Eingang  der  Schrift  er- 
scheinen, worin  die  unglaublich  insipiden  Missverständnisse,  welche  der 
auch  von  Novicotv  leider  »organische  Theorie«  getauften  Sozialeinheits- 
wissenschaft  selbst  von  hervorragenden  Vertretern  der  alten  Orthodoxie 
des  Individualismus  zuteil  geworden,  schlagend  und  mit  wohlberechtigter 
Derbheit  abgewiesen  werden. 


—  e.  N itti ,  Fr.  S.  La  populattoji  et  le  Systeme  social,  avec  un  prc- 
face  de  Rene  Worms.  Paris,  V.  Giard  &  Briere,  1897.  —  Das  Buch  in 
französischer  Uebersetzung  gehört  der  R.  Worms'schen  »Bibliotheque 
sociologique  internationale«  an.  Das  Original  ist  schon  1894  in  Rom 
und  Turin  erschienen.  Die  ganze  Litteratur  der  Bevölkerungslehre  wird 
kritisch  vorgeführt  bis  zum  neuesten  Stande  der  Bevölkerungsstatistik. 
Das  Buch  ist  nicht  wesentlich  Bevölkerungsstatistik,  sondern  Kritik  und 
neue  Dogmatisierung  der  theoretischen  Bevölkerungslehre  und,  obwohl 
Ergebnisse  der  Bevölkerungsstatistik  verwertet  werden,  mehr  Theorie  der 
Bevölkerungsbewegung  als  vollständige  Demographie.  Als  wertvoll  wird 
mit  E.  Worms  die  doppelte  Leistung  anzusehen  sein :  einerseits  der 
Nachweis  des  Einflusses  der  aufsteigenden  und  der  absteigenden  Ge- 
sellschaftsentwickelung auf  die  bald  optimistische,  bald  pessimistische 
Formulierung  der  dogmatischen  Bevölkerungslehre,  andrerseits  die  Aus- 
dehnung des  Gesichtskreises  auf  die  moralischen,  religiösen  und  poli- 
tischen Faktoren  des  Bevölkerungsganges,  an  Stelle  der  Beschränkung 
auf  bloss  ökonomische  Erklärung,  kurz  der  Anlauf  zu  einer  allgemein 
soziologischen  Begründung  der  Bevölkerungslehre.  — 
Die  Charakteristik  der  einzelnen  bevölkerungstheoretischen  Standpunkte, 
welche  vor  Nitti  in  der  Litteratur  aufgetreten  sind,  können  wir  nicht 
als  zutreffend  und  durchaus  richtig  anerkennen.  So  fertigt  Nitti  die 
bevölkerungstheoretische  Auffassung  des  unterzeichneten  Referenten  da- 
mit ab,    dass  sie    unter  dem  Einfluss  des  populationistischen  Pessimis- 
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mus  Stehe,  führt  aber  als  meine  Ansicht  an,  dass  ich  die  Herstellung 
und  Bewahrung  des  Bevölkerungsgleichgewichts  von  der  Herstellung 
einer  [die  Extreme  der  proliferierenden  Armut  und  des  unfruchtbaren 
Reichtums  eindämmenden,  einen  gesunden  kooperativen  Mittelstand 
begünstigenden]  Organisation  der  sozialen  Oekonomie  abhängig  mache. 
Dieser  richtigen  Angabe  wird  aber  keine  Folge  gegeben,  und  es  könnte 
erscheinen,  als  ob  ich  NittVs  Auffassung  gänzlich  ferne  stehe.  Nichts 
ist  aber  irriger  als  dies.  Nitti  selbst  bringt  die  Störung  des  Bevölke- 
rungsgleichgewichtes in  derselben  Weise,  wie  es  von  Mario  und  dem 
Referenten  geschehen  ist,  mit  der  hyperindividualistischen  Organisation 
in  Zusammenhang,  erlaubt  sich  also  nur  dieselben  Anklänge  an  den 
Pessimismus,  die  er  dem  Ref.  zum  Vorwurf  macht;  und  das  »neue 
Gesetz«,  das  er  formuliert,  liegt  der  Auffassung  in  »Bau  und  Leben« 
keineswegs  so  ferne,  als  es  nach  dem  Buche  NitWs  den  Anschein  ge- 
winnt. Dieses  das  ganze  Ergebnis  der  iVzV/'/'schen  Untersuchungen  zu- 
sammenfassende Gesetz  lautet:  »In  jeder  Gesellschaft,  wo  die  Indivi- 
dualisierung stark  entwickelt  sein  und  wo  der  Fortschritt  der  Soziali- 
sierung nicht  alle  individuelle  Aktivität  zerstören  wird,  wo  der  Wohl- 
stand breite  Verteilung  gefunden  haben  (largement  subdivisee)  und  wo 
die  sozialen  Ursachen  der  Ungleichheit  dank  einer  höheren  Form  der 
Kooperation  beseitigt  sein  werden,  wird  die  Gebürtigkeit  (Geburten- 
häufigkeit) mit  den  Subsistenzmitteln  sich  ins  Gleichgewicht  zu  setzen 
suchen  und  die  rhythmischen  Variationen  der  demographischen  Entwicke- 
lung  werden  für  die  Menschheit  nichts  Erschreckendes  mehr  haben.« 
Genau  zu  derselben  Ansicht  bin  ich  vor  20  Jahren  in  Bd.  2  der  i.  Ausg. 
von  »Bau  und  Leben«  gelangt.  Diese  Ansicht  hat  schon  damals  Wider- 
spruch gefunden,  und  ob  sie  richtig  ist,  bleibe  dahin  gestellt.  H.  Nitti 
aber  wird  kaum  ein  Recht  haben,  Mario  und  mich  seitab  zu  stellen. 
Schaf  fle. 

— e.  Posada,  Adolphe.  Theorie  tnodernes  sur  /es  origines  modernes 
sur  les  origines  des  de  la  faniiüe,  de  la  sociclc  et  de  fctat  (Bibl.  sociol.  intern. 
IV).  —  Der  sozial-  und  namentlich  staatswissenschaftlich  bedeutende 
spanische  Denker  liefert  eine  höchst  lichtvolle  Darstellung  der  verschie- 
denen Auffassungen  über  die  »Anfänge«  (origines)  der  Familie:  Pa- 
triarchie  —  Matriarchie.  Seiner  Ansicht,  dass  der  Staat  [als  Willens- 
und Machtorgan  jeder  Stufe  der  Volksgemeinschaft]  schon  dem  Fa- 
milien- oder  hordenmässigen  Gesellschaftszustande,  weil  jeder  Phase 
der  Volksgemeinschaft  unentbehrlich,  in  besonderer  Form  angehöre, 
kann  Ref.  ds.  nur  zustimmen. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 

DIE  AUFGABEN  DES  DEUTSCHEN  REICHES 
GEGENÜBER  DER  SEEFISCHEREI. 

VON 

ARTHUR  DIX. 


I.  Statistisches. 

Von  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Seefischerei  ver- 
mag man  nur  schwer  ein  klares  Bild  zu  gewinnen  ,  da  das 
Material  zur  Beurteilung  ihrer  wahren  Ausdehnung  äusserst  dürf- 
tig ist.  Zwar  sagt  die  Berufszählung  uns,  wieviel  Menschen  der 
Seefischerei  obliegen,  auch  teilt  sie  uns  einiges  über  die  Zahl 
derer  mit,  die  mit  der  Verarbeitung  der  Fischernte,  in  Räuchereien 
und  dergl.  thätig  sind,  doch  lässt  sie  uns  schon  im  Stich,  wenn 
wir  ein  Bild  davon  gewinnen  wollen,  wieviel  Personen  in  anderer 
Weise  an  der  Seefischerei  interessiert  sind,  besonders  durch  Her- 
stellung aller  notwendigen  Geräte  einschliesslich  der  Fahrzeuge. 
Vollends  aber  versagt  die  Statistik,  wenn  wir  über  die  Erträge 
der  Seefischerei  unterrichtet  sein  wollen. 

Die  Gewerbezählung  von  1875  macht  noch  keine  Trennung 
zwischen  der  See-  und  Binnenfischerei ;  sie  zählt  in  der  gesamten 
Fischerei  15662  Haupt-  und  1243  Nebenbetriebe,  darin  15  604 
männliche  und  344  weibliche  Betriebsleiter,  3361  männliche  und 
147  weibliche  Gehilfen  und  Arbeiter,  sowie  170  Lehrlinge,  insge- 
samt 19626  in  der  Fischerei  beschäftigte  Personen.  Die  Zahl 
der  mehr  als   5  Gehilfen  beschäftigenden  Betriebe  beträgt  nur  33. 

Nach  der  Berufszählung  vom  5.  Juni  1882  kommen  im  Deut- 
schen Reiche  auf  looo  Erwerbsthätige  im  Durchschnitt  1,3  in  der 
Fischerei  thätige  Personen;  in  den  Küstenländern  ist  die  Zahl 
bedeutend  grösser;  sie  steigt  in  den  Hansestädten  und  Mecklen- 
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bürg  auf  3,5,  in  Schleswig -Holstein  auf  4,4,  in  Ost-  und  West- 
preussen  auf  5,1,  bezw.  5,3,  und  erreicht  den  Höhepunkt  in 
Pommern  mit  11,4.  Diese  Berufsstatistik  aber  brachte  auch  eine 
Scheidung  zwischen  der  See-  und  Binnenfischerei.  Die  See-  und 
Küstenfischerei  nahm  damals  mit  10670  Erwerbsthätigen  oder 
0,57  %o  aller  Erwerbsthätigen  unter  den  153  gesonderten  Berufen 
die  116.  Stelle  ein,  unter  der  ganzen  Bevölkerung  aber,  einschliess- 
lich der  Dienenden  und  Angehörigen  mit  34526  Personen  oder 
0,76  %o  der  Bevölkerung  die  109.  Stelle.  Es  darf  nicht  über- 
sehen werden,  dass  die  Fischerei  zu  jenen  Gewerben  gehört,  in 
denen  die  Zahl  der  selbständigen  Erwerbsthätigen  besonders 
gross  ist:  Unter  je  1000  in  der  gesamten  Fischerei  Erwerbsthäti- 
gen sind  614  Personen  selbständig ;  freilich  ist  hier  die  Binnen- 
fischerei mitgezählt ;  für  die  zum  Teil  in  verhältnismässig  grossen 
Betrieben  arbeitende  Seefischerei  allein  wird  sich  das  Verhältnis 
weniger  günstig  stellen.  Ebenso  ist  es  von  Wichtigkeit,  sich  die 
Belastung  der  in  der  Fischerei  thätigen  Personen  durch  den 
Unterhalt  zahlreicher  Angehöriger  zu  vergegenwärtigen;  unter 
denjenigen  Berufen,  in  denen  die  Zahl  der  zu  unterhaltenden 
Angehörigen  besonders  gross  ist,  steht  die  Fischerei  an  12.  Stelle 
mit  294  Angehörigen  auf  100  Erwerbsthätige.  Was  ferner  das 
Alter  der  Fischer  betriftt,  so  ist  zu  bemerken,  dass  von  1000  in 
der  Fischerei  thätigen  Personen  132  mehr  als  60  Jahre,  324  40 
bis  60  Jahre  und  132  jünger  als  20  Jahre  sind;  das  hohe  Alter 
ist  also  verhältnismässig  stark  in  diesem  Beruf  thätig.  —  Die 
Mehrzahl  der  Fischer  ist  gleichzeitig  in  einem  Nebenberuf  thätig, 
unter  lOO  Erwerbsthätigen  58,7,  davon  54,3  in  einem  selbstän- 
digen Landwirtschaftsbetriebe ;  anderseits  wird  die  Fischerei  auch 
häufig  als  Nebenberuf  ausgeübt,  und  zwar  von  27  Proz.  der  über- 
haupt in  diesem  Beruf  thätigen  Personen.  Die  Gesamtzahl  der  in 
der  Fischerei  Erwerbsthätigen  betrug  i.  J.  1885:  10670  Personen, 
darunter  487  weibliche.  Von  ihnen  waren  nur  5735  ohne  Nebener- 
werb, 3896  betrieben  gleichzeitig  selbständige  Landwirtschaft.  Es 
treten  hinzu  573  Dienende  und  23283  Angehörige  ohne  eigenen  Be- 
ruf, so  dass  insgesamt  34526  Personen  von  der  Seefischerei  direkt 
lebten.  Von  den  Betrieben  arbeiteten  nur  0,59  Proz.  mit  mehr  als  5 
Gehilfen,  35  Proz.  mit  i — 5  Gehilfen;  ferner  waren  nur  2  im  Besitz 
von  Genossenschaften,  279  im  Besitz  von  mehreren  Gesellschaftern. 
Nach  der  letzten  Berufszählung  vom  14.  Juni  1895  hat  sich 
die  Zahl  der  Erwerbsthätigen    in    der  Seefischerei   etwas  vermin- 
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dert;  es  sind  nur  noch  10144  mit  426  Dienenden  und  23  I2I  An- 
gehörigen, zusammen  33691  Personen.  Vermehrt  hat  sich  da- 
gegen die  Zahl  der  Fischer,  welche  keinen  Nebenberuf  ausüben, 
es  sind  nur  noch  3832  in  einem  Nebenberuf  thätig,  während  die 
Seefischerei  anderseits  von  2080  Personen  nebenberuflich  ausge- 
übt wird.  Beschäftigungslos  waren  in  der  Seefischerei  am 
14.  Juni  nur  41  Personen,  am  2.  Dezember  1895  dagegen  557. 
An  der  Seefischerei  besonders  stark  interessiert,  bezw.  lediglich 
für  sie  arbeitende  oder  wesentlich  von  ihr  beschäftigte  Berufe 
sind  neben  den  Fischern  selbst  die  Fischhändler,  Fischereigerät- 
schaften-Fabrikanten und  -Händler,  Fischkonserven-Fabrikanten, 
Fischerzeugstricker,  Fischkrämer,  Fischleimfabrikanten,  Fisch- 
mariniranstalten,  Fischnetzmacher  und  -Stricker,  Fischpökler,  Fisch- 
räucherer,  -röster,  und  -salzer,  ferner  besonders  die  Fabrikanten 
von  Fischereifahrzeugen.  Sie  alle  gehören  zu  der  Zahl  derer, 
die  von  der  Seefischerei  leben. 

Ueber  die  Erträge  der  Seefischerei  können,  wie  gesagt,  ge- 
naue Angaben  nicht  gemacht  werden  ;  hier  beruht  alles  auf  einer 
keineswegs  zuverlässigen  Schätzung.  Dasselbe  gilt  natürlich  für 
den  Consum  von  Seefischen.  Einige  kleine  Fingerzeige  giebt  die 
Ein-  und  Ausfuhrstatistik,  insofern  sie  zeigt,  wie  weit  die  Erträge 
der  deutschen  Seefischerei  hinter  dem  Bedarf  des  Inlandes  zurück- 
bleiben. Das  statistische  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  von 
1880  berichtet  nur,  dass  im  Jahre  1878  722000  Tonnen  Heringe 
im  Werte  von  etwa  27,4  Millionen  Mark  und  5000  Tonnen  an- 
derer Fische  eingeführt  wurden,  wogegen  die  Ausfuhr  nur  sehr 
gering  war.  Nach  dem  Jahrbuch  von  1890  wurden  1888  994336 
Fass  Heringe  i.  W.  v.  24,6  Millionen,  1889  sogar  i  217  389  Fass 
i.  W.  V.  32  Millionen  Mark  eingeführt,  andere  zubereitete  Fische 
im  Werte  von  5,  frische  Fische  im  Werte  von  17  Millionen  Mark. 
Das  letzte  Jahrbuch  (1897)  verzeichnet  folgende  Ein-  und  Ausfuhr 
(siehe  Tabelle  auf  S.   388): 

Einschliesslich  der  hier  nicht  näher  angeführten  Länder  ist 
die  gesamte  Einfuhr  von  Fischen  incl.  Heringen  auf  55 — 60  Millio- 
nen Mark,  die  Ausfuhr  dagegen  nur  auf  7  Millionen  zu  schätzen. 

Der  deutsche  Seefischerverein  (früher  Sektion  für  Küsten- 
und  Hochseefischerei  des  deutschen  Fischereivereins),  auf  dessen 
Thätigkeit  wir  noch  zurückkommen  werden,  ist  eifrig  bemüht, 
über  die  Fangergebnisse  der  deutschen  Seefischerei  im  Einzelnen 
eine  möglichst  genaue  Auskunft  zu  geben,    in    der    richtigen  Er- 
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Produkt 

Land  der  Herkunft 

Einfuhr 

Ausfuhr 

oder  Bestimmung 

Tonnen 

^11 

Tonnen 

Belgien 

623 

0,9 

141 8 

2,1 

Dänemark 

8613 

2,6 

— 

— 

Grossbritannien 

3727 

3,0 

— 

— 

Niederlande 

2  412 

3.4 

881 

'-3 

Frische  Fische 

Norwegen 
Oesterreich-Ungarn 

548 
2  024 

0,7 

2,4 

1298 

1,0 

Russland 

2428 

1.3 

1551 

>,2 

Schweden 

38  191 

9.9 



Ver.  Staaten  v.  Amer. 

469 

0,7 

— 



Schweiz 

578 

0,6 

Gesalzene      f 
Fische         \ 

Niederlande 

2751 
1000  Fass 

3.0 

1000  Fass 

- 

Grossbritannien 

46s 

12,4 





Niederlande 

339 

6,9 

— 

_ 

Heringe 

Norwegen 

166 

3.8 

— 



Schweden 

68 

0,7 



Seewärts 

79 

1,7 

— 

kenntnis,  dass  eine  gründliche  Fischereistatistik  sowohl  von 
grossem  Werte  als  Ergänzung  des  statistischen  Gesamtbildes  der 
deutschen  Volkswirtschaft,  als  auch  besonders  eine  geradezu  un- 
entbehrliche Grundlage  für  die  verschiedensten  Arbeiten  zur 
Hebung  der  Seefischerei  ist  ^).  Wenn  der  Gesamtertrag  auch 
keineswegs  mit  einiger  Genauigkeit  statistisch  festgestellt  zu  wer- 
den vermag,  vielmehr  der  Schätzung  ein  nur  zu  weiter  Raum  ge- 
lassen werden  muss,  so  liefern  die  Erhebungen  des  Vereins  doch 
im  Einzelnen  vielfach  einen  guten  und  zuverlässigen  Anhalt. 

Nach  den  »Mitteilungen«  ^)  wurde  z.  B.  die  Hochseefischerei 
in  der  Nordsee  nach  dem  Bestände  vom  i/I.  1890  von  445  deut- 
schen Fahrzeugen,  darunter  18  Dampfern,  mit  41  000  cbm  Raum- 
gehalt und  1716  Mann  Besatzung  ausgeübt.  Die  Mehrzahl  hatte 
einen  Raumgehalt  von  70 — 100  cbm.  Die  Gesamterträgnisse  der 
Ostseefischerei   im  Jahre  1889/90    wurden 

Swinemiinder  Bucht  und  Umgebung 
Hinterpommerische  Küste 
Pillauer  Bezirk,  Frische  Nehrung 
Putziger  Wick  und  Heia 
Küste  von  Cranz  bis  Memel 
Neuvorpommern  und  Rügen 
OderhafF 
Frisches  HaflF 
Kurisches  HafF 


wie    folgt    geschätzt  •^): 

233  260  M. 

144  720  M. 

196  560  M. 

371  170  M. 

241  000  M. 
? 
1073035  M. 

452  078  M. 

476  300  M. 


Zusammen 


;23  M. 


i)  Sonderbeilage  1891,    S.  21.  —  Diese  und  die  folgenden  Quellenangaben  be- 
ziehen sich  auf  die   >M  itteilungen«   des  Seefischereivereins  bezw.  der  Sektion. 
2)  Ebda.  S.  32/3.  3)  1892  S.   76  ff. 
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Im  folgenden  Jahre  ')  wurde  der  Ertrag  der  Seefischerei  an 
der  Küste  von  Neuvorpommern  und  Rügen  auf  i  091 034  M.  ge- 
schätzt, so  dass  wir  den  Gesamtertrag  der  deutschen  Ostsee- 
fischerei auf  4 — 4^/2  Millionen  Mark  jährlich  schätzen  dürfen.  Für 
die  Nordsee  betrug  allein  der  Gesamterlös  der  Fisch  -  Auktionen 
in  Geestemünde,  Bremerhaven,  Altona  und  Hamburg  im  Jahre 
1893^)  5227988  Mark;  er  hatte  sich  damit  gegenüber  dem  des 
Jahres  1887  mehr  als  verzehnfacht.  Und  im  Jahre  1894  ^)  betrug 
der  Umsatz  dieser  Auktionen  in  Bremerhaven  0,5,  in  Hamburg  1,3, 
in  Altona  1,5  und  in  Geestemünde  2,6,  zusammen  also  nahezu 
6  Millionen  Mark;  und  der  Ertrag  der  deutschen  Ostseefischerei 
wurde  in  diesem  Jahre  auf  gleichfalls  annähernd  6  Millionen  Mark 
geschäzt.  —  Die  Zahl  der  am  i.  Januar  1896  in  der  Nordsee  im 
Dienste  der  Hochseefischerei  stehenden  Fahrzeuge  *)  betrug  515, 
darunter  bereits  88  Dampfer,  mit  zusammen  75312  cbm  Raum- 
gehalt und  28 II  Mann  Besatzung.  Die  Zahl  der  Fahrzeuge  von 
70 — 100  cbm  hatte  sich  vermindert  (157),  die  der  grösseren  da- 
gegen stark  vermehrt;  119  hatten  einen  Raumgehalt  von  mehr 
als  200  cbm. 

II.  Umfang  und  Förderung  der  Seefischerei  in  anderen 
Staaten. 

Auch  über  den  Umfang  der  Seefischerei  in  anderen  Ländern 
lassen  sich  natürlich  ebenso  wenig  zuverlässige  Daten  angeben; 
von  den  verschiedenen  Schätzungen  sei  nur  erwähnt,  dass  der 
Engländer  Walpole  die  gesamte  Ernte  aller  an  der  Nordsee- 
fischerei beteiligten  Nationen  auf  eine  halbe  Milliarde  Mark,  den 
Gesamtverbrauch  der  Erde  an  Fischen  auf  eine  halbe  Million 
Tonnnen  schätzt  —  eine  Menge  Nahrungsstoff,  die  dem  Fleisch  von 
etwa  1V2  Millionen  Rindern  gleichkommt.  In  Grossbritannien  allein 
liegen  etwa  120  000  Fischer  in  37  000  Fahrzeugen  der  Fischerei 
ob,  und  weitere  80  000  Menschen  sind  im  Lande  mittelbar 
durch  die  Fischerei  beschäftigt,  in  der  im  ganzen  etwa  lOO  Millio- 
nen Mark  Kapital  angelegt  sind  (vergl.  Buchenberger  in  Conrads 
Jahrbuch). 

Ueber  die  Organisation  der  Fischereibehörden  ^)  in  anderen 
Staaten  mögen  folgende  Angaben  genügen ; 

In    den    Vereinigten  Staaten    besteht    eine  Fischkommission, 

i)  1893  S.  81.  2)  1895  S.  no.  3)  1896  S.  49.  4)  1896  S.  358/9. 

5)  1890  S.  100  ff. 
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die  durch  einen  Direktor  autokratiscli  und  frei  von  Verantwor- 
tung geleitet  wird.  Die  praktischen  Fortschritte  beschränken 
sich  auf  die  Süsswasserfischerei.  In  Frankreich  untersteht  die 
Leitung  der  Fischereien  dem  Marineminister  in  einem  Bureau, 
an  dessen  Spitze  ein  vom  Staat  mit  der  Inspektion  der  Fischereien 
beauftragter  Direktor  steht.  In  Boulogne  befindet  sich  eine  aus 
den  Mittehi  der  Stadt  und  der  Handelskammern  gegründete 
Hauptstation  für  wissenschaftHche  Studien,  die  auf  die  Seefischerei 
Bezug  haben  ,  in  Villefranche  ein  vom  Ackerbauminister  unter- 
stütztes zoologisches  Laboratorium,  in  dem  das  Leben  verschie- 
dener Fischarten  studiert  wird.  —  In  Norwegen  hegt  die  Aufsicht 
über  die  Förderung  der  Fischereien  beim  Regierungsdepartement 
für  das  Innere.  Durch  einen  Staatszuschuss  von  i6  ooo  Kronen 
jährlich  wird  die  > Gesellschaft  zur  Beförderung  der  norwegischen 
Seefischerei«  in  Bergen  unterstützt,  die  viele  Zweiggesellschaften  un- 
terhält und  besonders  für  Verbesserung  der  Fischereigeräte,  Berei- 
tung und  Konservierung  der  Fische  sorgt.  An  besonderen  Zuschüs- 
sen hefert  die  Staatskasse  jährlich  Summen,  welche  den  regelmäs- 
sigen Zuschuss  oft  weit  übersteigen.  In  Schweden  liegt  die  Orga- 
nisation ähnUch.  Dem  Departement  des  Innern  ist  ein  Intendant 
der  Fischereien  untergeordnet.  Derselbe  hat  die  Arbeiten  der 
Fischereibeamten  zu  überwachen  und  darüber  zu  berichten,  und 
die  zur  Förderung  der  Fischerei  nötigen  Massregeln  zu  leiten 
bezw.  neue  anzubahnen.  In  den  Niederlanden  besteht  ein  »Collegie 
voor  de  Zeevischerijen«  aus  15  von  der  Krone  ernannten  Mit- 
gliedern ;  eine  Minderheit  derselben  darf  aus  Interessenten  der 
Fischerei-Industrie  bestehen.  Die  MitgHeder  beziehen  Reisediäten. 
Der  Staat  bewilligt  an  festen  Summen  jährlich  5000  Mark  für 
Versuche  im  Fischereigewerbe  und  10  OOO  Mark  für  Lachszucht. 
In  Italien  ernennt  der  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel 
eine  Kommission  von  24  Mitgliedern,  die  die  Förderung  der 
Seefischerei  überwacht. 

Die  gelegentlich  zur  Förderung  der  Seefischerei  aufgewen- 
deten Summen  erreichen  in  einzelnen  Staaten  eine  recht  statt- 
liche Höhe.  Wir  müssen  uns  hier  auf  einzelne  Beispiele  be- 
schränken.  — 

In  Schw^eden^)  wurde  i.  J.  1892  ein  Betrag  von  lOOOOO 
Kronen  zu  Förderung  der  Seefischerei  bewilligt,  woraus  den 
Provinzial-Vertretungen  und  landwirtschaftHchen  Vereinen  zur  An- 

I)  1894  S.  24. 
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Schaffung  von  Fischereigeräten  und  sonstigen  auf  Verbesserung 
des  Fischereiwesens  abzielenden  Massnahmen  Darlehen  zu  3  Proz. 
gewährt  wurden.  Daneben  haben  die  Vereine  selbst  nicht  uner- 
hebhche  Mittel  aufgebracht.  Der  Staat  unterhält  ferner  zur  För- 
derung der  Fischerei-Interessen  besoldete  Agenten  in  Berlin  und 
London. 

In  Norwegen^)  wurden  z.  B.  im  Etatsjahre  1893/94  an 
Staatsmitteln  für  die  Zwecke  der  Seefischerei  bewilligt : 

a.  Für  wisssenschaftliche  Untersuchungen  bezüglich  des  Früh- 
jahrs -  Heringsfanges  3800  Kronen. 

b.  Für  die  15  norwegischen  Fischereivereine  (für  Versuche  mit 
neuen  Methoden  und  Geräten,  belehrende  Vorträge,  Aus- 
stellungen etc.)  5O  524  Kronen. 

c.  Für  die  Fischereischulen  in  Bergen  und  Bodo  (Vorbereitung 

junger  Leute  in  P'ischzubereitung  und  Konservierung)  n  500  Kronen, 

d.  Für  die  Aufsichtsorgane  in  den  grossen  Fischereiplätzen         94  150  Kronen. 

e.  Gehälter  für  4  Fischerei  -  Inspektoren  22600  Kronen. 

f.  »  >  2  >  Agenten  12000  Kronen, 
g.  Für  Vorbereitungen  zur  Gewinnung  von  Flunderrogen  i  100  Kronen, 
h.  Versuche  des  IMakrelenfangs  mit  Garn  900  Kronen. 

i.  Entsendung  eines  Kandidaten  ins  Ausland  zur  Erlernung  der 

dort  üblichen  Fischkonservierung  4  000  Kronen. 

216  574  Kronen, 

Ferner  wurde  der  Darlehens -Fonds  zur  Unterstützung  der 
Hochseefischerei  auf  400000  Kronen  erhöht;  die  Darlehen  sind 
im  ersten  Jahre  zinsfrei,  später  mit  2V2   Proz.  zu  verzinsen. 

In  Dänemark^)  sind  die  staatlichen  Mittel  zur  Förderung 
der  Seefischerei  dauernd  gestiegen.  Sie  beliefen  sich  i.  J.  1888/89 
auf  78000  Kronen.  1893/94  wurden  ausgeworfen  :  25  OOO  Kronen 
für  allgemeine  Zwecke ,  wissenschaftliche  Untersuchungen,  Ver- 
suche mit  neuen  Geräten,  Fahrzeugen  und  Fangmethoden.  Ferner 
besteht  ein  Fonds  von  300000  Kronen  für  3prozentige  Darlehen. 
Für  die  staatliche  Beaufsichtigung  sind  59000  Kronen  ausge- 
worfen ;  zur  Beaufsichtigung  und  zum  Schutz  der  dänischen  See- 
fischerei stehen  im  Dienst :  i  Dampfboot  und  2  Segelboote  an 
der  jütischen  Küste,  i  Dampfschiff  und  i  Segelboot  an  den 
Inseln,  ein  Kriegsfahrzeug  bei  Island,  eins  bei  Grönland,  eins  an 
der  westjütischen  Küste,  eins  in  der  Ostsee.  —  Dem  2290  Mit- 
glieder umfassenden  Fischereiverein  wurden  2000  Kronen  be- 
willigt. Der  Verein  hat  u.  a.  mit  staatlicher  Unterstützung  Ge- 
fahrsignalstationen,   eine  Fischereischule    und  eine  Wandersamm- 

i)  1894  S.  21/3.  2)  1894  S,  229  ff.  und  1897  S.   14  ff. 
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lung  von  Gerätschaftsmodellen  angelegt,  Prämien  für  Vertilgung 
der  Seehunde  ausgesetzt  und  eine  Versicherung  der 
Fischereifahrzeuge  eingerichtet,  letztere  mit  einem  jähr- 
lichen Staatszuschuss  von  20000  Kronen.  Diese  Versicherung 
besteht  seit  1889;  der  Grundfonds  beträgt  50000  Kronen,  der 
Staat  gab  zum  Reservefonds  10 000  Kronen.  Gegenstand  der 
Versicherung  ist  der  durch  Seeschaden  aller  Art  an  Fischerei- 
fahrzeugen erlittene  Verlust.  Die  Versicherungsprämie  ist  auf 
■V4 — 3  Proz.  bemessen;  sie  betrug  am  i.  März  1893  für  485  ver- 
sicherte Fahrzeuge  rund  20000  Kronen,  die  Versicherungssumme 
773000,  wovon  472000  auf  81  Nordsee -Deckfahrzeuge  entfallen. 
Islandboote  zahlen  5  Proz.  —  Die  Regierung  hat  ferner  für  die 
Errichtung  einer  biologischen  Station  i.  J.  1889  34000  Kronen 
und  später  einen  Jahreszuschuss  von  10  000  Kronen  bewilligt, 
und  für  Versuche  zur  Verhinderung  des  Fangs  unausgewachsener 
Fische  4000  Kr.  Die  Fischerei  geniesst  ausserdem  den  Vorteil, 
dass  Fische  auf  allen  Staatsbahnen  zu  Frachtgutpreisen  als  Eil- 
gut befördert  werden.  Für  Fischereihäfen,  Baggerarbeiten  u.  dergl. 
sind  I  700  000  Kronen  ausgeworfen.  Im  Jahre  1891  wurde  der 
dänische  Seefischereiertrag  auf  3,8  Millionen  Kronen  aus  der 
Ostsee,  I  Million  aus  dem  Lymfjord  und  700000  aus  der  Nord- 
see geschätzt.  —  Endlich  sei  bemerkt ,  dass  zur  Erleichterung 
des  Absatzes  die  Fischauktionen  von  den  öffentlichen  Abga- 
ben befreit  sind  und  das  Salz  zur  Präservierung  des  Fangs  zoll- 
frei ist. 

Die  staatliche  Förderung  hat  dazu  geführt,  dass  i.  J.  1894 
der  Gesamtertrag  auf  mehr  als  6  Millionen  Kronen  gestiegen  ist. 
Die  Seefischerei  beschäftigt  in  Dänemark  etwa  33  000  Personen. 
Der  Aufschwung  der  Seefischerei  ermutigte  zu  weiteren  Unter- 
stützungen. Die  staatlichen  Aufwendungen  stiegen  i.  J.  1895/96 
auf  rund  180  000  Kronen.  Auch  die  Island-Fischerei  ging  nicht 
leer  aus.  Nach  amtlicher  Feststellung  fischten  bei  Island  im 
Jahre  1895  die  Franzosen  mit  225  Segelfahrzeugen  von  20000 
Tons  und  4252  Mann,  die  Engländer  mit  40 — 50  Fischerdampfern, 
die  Amerikaner  mit  7  Schonern,  die  Norweger  mit  6  Fahrzeugen 
von  je  92  Tons,  die  Dänen  dagegen  nur  mit  4  Fahrzeugen.  Die 
Regierung  ist  bemüht,  die  dänische  Islandfischerei  zu  heben  und 
ihr  besonders  den  Absatz  nach  England  zu  erleichtern.  Auch 
für  Fischereihäfen  an  der  dänischen  und  besonders  an  der  Born- 
holmer  Küste  ist  lebhaft  gesorgt. 
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In  England  betrug  die  im  Jahre  1893  ^)  gelandete  Gesamt- 
ernte an  Fischen  6,6  Millionen  Zentner  im  Werte  von  4,8  Mil- 
lionen £,  einschliesslich  der  Schaltiere  beziffert  sich  der  Gesamt- 
wert auf  5,2  Millionen,  in  ganz  Grossbritanien  auf  7,2  Millionen. 
Dazu  wird  bemerkt ,  dass  dies  nur  der  Wert  der  Fische  beim 
Landen  ist;  durch  die  Verführung  zum  Markt,  durch  Salzen, 
Räuchern  und  andere  Behandlungsarten  steigert  sich  der  Wert 
natürlich,  so  dass  man  schliesslich  den  Gesamtwert  der  Fisch- 
ernte in  den  vereinigten  Königreichen  auf  mehr  als  280  Millionen 
Mark  schätzen  kann.  Der  Fischerei  lagen  im  Jahre  1892  ob  : 
8241  Fahrzeuge  von  mehr  als  15  t  Gehalt,  14 135  Fahrzeuge  von 
weniger  als  15  t,  4781  Ruderböte,  zusammen  27157  Fahrzeuge, 
die  regelmässig  der  Fischerei  dienten,  dazu  23813,  die  zeitweilig 
dazu  benutzt  wurden.  Es  wurden  in  dei'  Seefischerei  regel- 
mässig 77675  und  vorübergehend  42681  Personen  männlichen 
Geschlechts  beschäftigt.  Die  ausführliche  englische  Fischerei- 
statistik gibt  auch  Vergleiche  mit  der  Seefischerei  anderer  Länder; 
danach  betrug  die  Gesamternte  der  Seefischerei  in  Norwegen  im 
Jahre  1892 :  28,  in  Frankreich  86,  im  Dominium  Kanada  79  Mil- 
lionen Mark;  dieses  ist  natürlich  die  rohe  Ernte,  die  in  England 
also  140  Millionen  Mark  Wert  hat.  —  Seitdem  die  Nordsee  nicht 
mehr  im  Stande  ist ,  die  gewaltigen  Mengen  von  Seefischen  zu 
liefern^),  welche  der  Konsum  verlangt,  haben  die  englischen 
Kurrenfischer  namentlich  von  Hüll  und  Grimsby  aus,  entlegenere 
Fischgründe  im  Westen  von  England  und  Irland  und  südlich  bis 
zur  Bai  von  Biscaya  aufgesucht  und  sind  schliesslich  auf  dem 
Wege  über  die  ergiebigen  Fangplätze  für  Angelfischer  bis  Island 
vorgedrungen.  Die  Islandfische,  denen  wir  bei  dieser  Gelegenheit 
einen  Augenblick  unsere  Aufmerksamkeit  zuwenden  wollen,  sind 
erheblich  grösser  als  die  entsprechenden  Formen  der  Nordsee, 
aber  durchgehends  geringerer  Qualität,  so  dass  die  Reisen  der  eng- 
lischen Fischdampfer  im  allgemeinen  nicht  sehr  gewinnbringend 
sind.  Im  Hinblick  auf  diese  ziemlich  trüben  Erfahrungen ,  die 
man  mit  der  Islandfischerei  gemacht  hat  —  schreibt  der  Bericht- 
erstatter —  und  die  zum  grossen  Teil  leider  auch  bei  uns  in 
Deutschland  Bestätigung  gefunden  haben,  ist  eine  Mitteilung  von 
Interesse,  die ,  wenn  sie  zuverlässig  ist,  die  Perspektive  auf  die 
Zukunft  des  Betriebes  wieder  etwas  aufhellt.  Auch  die  Fisch- 
gründe der  Doggerbank  sollen  vor  Jahren,    als  man    anfing,    sie 

i)  1895  S.  41  ff.  2)  1895  S.  210/11. 
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mit  der  Kurre  zu  bearbeiten,  ein  Fischmaterial  geliefert  haben, 
welches  dem  jetzt  von  Island  herübergebrachten  in  vieler  Be- 
ziehung sehr  ähnelte ;  erst  infolge  einer  starken  Bearbeitung  des 
Grundes  mit  dem  Schleppnetz  soll  sich  die  Qualität  wesentUch 
verbessert  haben,  was  darauf  zurückgeführt  wurde,  dass  durch 
das  Aufwühlen  des  Bodens  die  in  demselben  verborgene  Nahrung 
den  Fischen  zugänglich  gemacht  worden  ist.  Demnach  hofft 
man,  dass  die  Fischerei  auf  den  ergiebigen  Gründen  von  Island 
besseren  Zeiten  entgegen  geht ;  in  Deutschland  dürfen  wir  nur 
den  Vorschlägen  zustimmen  ,  die  den  englischen  Fischdampfern 
raten ,  die  Islandgründe  aufzusuchen  und  damit  die  »Eastern 
grounds«  der  Nordsee  zu  entlasten,  die  in  den  Sommermonaten 
die  Jungfischgründe  par  excellence  darstellen  —  eine  für  die 
ganze  Nordseefischerei  sehr   schädliche    Raubwirtschaft. 

Eine  Reihe  verschiedener  Kommissionen  ')  hat  in  England  im 
Laufe  dieses  Jahrhunderts  für  die  Interessen  der  Seefischerei,  be- 
sonders durch  wissenschaftliche  und  statistische  Untersuchungen, 
gewirkt.  Im  Jahre  1882  wurde  die  »Fishery  Board«  von  Schott- 
land gegründet,  die  eine  Reihe  wichtiger  Untersuchungen  unter- 
nahm ;  am  31.  März  1884  konstituierte  sich  die  Marine  Biological 
Association  of  the  United  Kingdom ,  die  Professor  Huxley  zum 
Vorsitzenden  wählte;  ihre  erste  Aufgabe  war  die  Errichtung  eines 
Laboratoriums;  für  diesen  Zweck  wurden  im  Jahre  1885  durch 
Subskription  160  ooo  Mark  gezeichnet,  1886  kamen  auf  demselben 
Wege  300000  Mark  hinzu,  davon  100  000  aus  dem  Kgl.  Schatz- 
amt, und  1887  begannen  die  Arbeiten  im  Laboratorium.  Die 
Regierung  stellte  ferner  im  Jahre  1884  der  Scottish  Fishery  Board 
20000  Mark  für  wissenschaftliche  Untersuchungen  zur  Verfügung. 
Es  wurden  nun  zahlreiche  wissenschaftliche  Stationen  errichtet 
und  wertvolle  Untersuchungen  veröffentlicht.  Fast  die  ganze 
Küste  von  England  und  Wales  ist  in  Seefischerei-Distrikte  ein- 
geteilt, deren  Distrikt-Komitees  sehr  weitgehende  Machtbefugnisse 
haben,  indem  sie  Verordnungen  von  unbeschränkter  Ausdehnung 
zur  Regulierung  der  Fischerei  in  ihrem  Bezirk  erlassen  und  ihre 
Ausgaben  durch  lokale  Abgaben  decken  können.  Für  die  Ar- 
beiten der  Biological  Association  steuert  die  Regierung  jährlich 
20  000  Mark  bei ;  im  allgemeinen  lässt  die  englische  Regierung 
es  indessen  oft  an  den  Mitteln  für  die  notwendigsten  Unter- 
suchungen fehlen,  worüber  die  Association  fortgesetzt  Klage  führt. 

I)  1895  S.  244  ff-,  255  ff., 
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Ueber  die  Seefischerei  in  Frankreich  lieferten  die  Mit- 
teikingen  des  Deutschen  Seefischereivereins  vor  kurzem  einen 
ausführhchen  Bericht '),  dem  wir  nur  wenige  Angaben  entnehmen 
wollen.  Der  Ertrag  wird  dort  auf  72  MilHonen  Mark  beziffert. 
In  der  Seefischerei  arbeiten  86000  Personen,  ferner  50000  in  der 
Strandfischerei;  eine  noch  grössere  Zahl  findet  in  den  verschie- 
denen Industrien  Beschäftigung,  die  infolge  der  Seefischerei  oder 
in  Verbindung  mit  ihr  betrieben  werden.  —  Im  Marine-Ministerium 
besteht  seit  1887  ein  Comite  consultatif  des  peches  maritimes, 
dessen  Aufgabe  es  ist,  wissenschaftliche  und  Verwaltungsfragen 
7X1  studieren  und  zu  begutachten.  Die  See-  und  Küstenfischerei 
ressortiert  von  dem  Bureau  für  Seefischerei,  das  einen  integrierenden 
Teil  des  Marineministeriums  bildet;  ihm  unterstehen  die  Fischerei- 
polizei, die  festen  und  vorübergehend  unterhaltenen  Fischerei- 
betriebe, die  Austernbänke,  die  Fischerei-Inspektionen,  die  Staats- 
unterstützung der  See-  und  Küstenfischerei ,  die  Gewährung  von 
Hilfen  bei  Verlust  von  Fanggeräten  in  ausserordentlichen  Fällen, 
die  Abgrenzung  des  Strandes,  alle  Etablissements  auf  dem  Marine- 
gebiet und  die  Seefischereistatistik.  —  Die  Franzosen  haben  den 
Hauptanteil  an  der  Islandfischerei.  —  Alle  Regierungen  Frank- 
reichs, heisst  es  in  dem  Bericht,  haben  den  Wert ,  welchen  die 
Seefischerei  durch  die  Ausbildung  guter  Seeleute  hat ,  hoch  an- 
geschlagen. Sie  haben  daher  dieses  Gewerbe,  das  mit  Mangel 
an  Geldmitteln,  mit  einem  ungünstigen  Klima  und  mit  Strapazen 
zu  kämpfen  hat,  begünstigt,  besonders  durch  Steuerfreiheit,  Aus- 
rüstungs-  und  Produktionsprämien.  Alles  einheimische  —  für  die 
Islandfischerei  auch  das  ausländische  —  Salz  zur  Bereitung  von 
Fischen  ist  Steuer-  bezw.  zollfrei.  Ausrüstungsprämien  werden  für 
die  Fangzeit  und  nach  der  Kopfzahl  der  unter  22  Jahre  alten,  für 
den  Marinedienst  eingeschriebenen  Besatzungsmannschaften  ge- 
währt; hierbei  sei  bemerkt,  dass  die  »Marineeinschreibung«  eine 
alte  französische  Einrichtung  ist ,  durch  welche  ein  grosser  Teil 
der  Küstenbevölkerung  Frankreichs  zum  Dienst  in  der  Kriegs- 
flotte verpflichtet  wird,  gegen  Gewährung  gewisser  Vergünstigungen. 
Die  Prämie  beträgt  12 — 40  Mark ;  ihr  Zweck  besteht  in  der  Heran- 
bildung einer  grossen  Zahl  von  Matrosen,  An  Produktionsprä- 
mien werden  16  Mark  für  je  100  Kg.  nach  Frankreich  eingeführten 
Rogen,  9 — 16  Mark  für  je  loo  Kg.  ausgeführten  getrockneten 
Kabeljau  gezahlt.     Im    Jahre    1894   betrugen    die   Prämien  6j  799 
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Mark  für  Einfuhr  und  2,4  Millionen  Mark  für  Ausfuhr.  Demgegen- 
über unterliegt  die  Einfuhr  fremder  Fische  einem  Zoll  von  8 — 50 
Mark  für  loo  Kg.  Nur  für  die  Heringsfischerei  bestehen  keine 
Vergünstigungen,  da  die  Aus-  und  Einfuhr  verschwindend  ist. 
Im  übrigen  sind  genügende  Mindestmasse  und  Schonzeiten  fest- 
gesetzt; natürlich  sind  solche  Massregeln  nur  für  die  Küsten- 
fischerei möglich.  —  Neben  der  staatlichen  Begünstigung  der  See- 
fischerei in  Frankreich  ist  jedoch  der  Schaden  nicht  zu  verkennen, 
der  andererseits  ihr  wie  besonders  der  Handelsmarine  aus  der 
Bevormundung  durch  die  Kriegsmarine  erwächst.  Der  Bericht- 
erstatter ist  der  Ansicht,  dass  die  französische  Organisation  mit 
ihren  Prämien,  ihren  Schutzzöllen  und  ihrer  übertriebenen  Bevor- 
mundung durch  den  Staat  zu  grosser  Vorsicht  bei  dem  Gedanken 
an  ihre  Uebertragung  auf  unsere  Verhältnisse  mahnt. 

Grosse  Fortschritte  hat  in  Frankreich  der  Bau  von  Fischerei- 
fahrzeugen gemacht.  —  Als  dringend  notwendig  hat  sich ,  da 
Massregeln  zum  Schutz  der  Eier  im  Meere  nicht  möglich  sind, 
die  Zufuhr  von  junger  Brut  zur  Wiederbevölkerung  der  Meere 
erwiesen.  Dazu  bedarf  es  besonders  biologischer  Stationen,  da 
die  Fischbrutanstalten  nur  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  er- 
richtet werden  können.  —  Im  Februar  1895  ist  ferner  in  Paris  ein 
Verein  für  Seefischerschulen  gegründet  worden,  der  Berufsschulen 
und  Kurse  für  Erwachsene  zum  Besten  der  Seefischer  gründet, 
um  sie  in  den  Stand  zu  setzen,  ihr  Gewerbe  mit  weniger  Gefahr 
zu  betreiben,  ihre  Einnahmen  zu  erhöhen,  sich  gegen  Krankheit 
und  Unfall  zu  sichern  u.  s.  f. ;  es  sind  in  kurzer  Zeit  eine  Reihe 
von  Schulen  gegründet  worden,  in  denen  über  die  verschiedensten 
einschlägigen  Fächer  unterrichtet  wird  ^). 

Schliesslich  noch  ein  kurzer  Blick  auf  die  Niederlande^). 
Die  Fischerflotte  bestand  im  Jahre  1895  aus  5  189  Schiffen  von 
180000  Tons  mit  17643  Mann  Besatzung.  Besondere  Sorge  wird 
der  Erhaltung  und  dem  Ausbau  von  Fischereihäfen  zugewandt, 
sowie  der  Stärkung  der  Ausfuhr  nach  Deutschland  durch  Besserung 
der  Transportmittel.  Der  niederländische  Bericht  hebt  hervor,  »dass 
der  Deutsche  ausschliesslich  frische  oder  nahezu  frische  Fische 
zu  essen  wünsche ;  in  Deutschland  ist  kein  Markt  für  halbgute 
Fische,  in  England  dagegen  wohl«.  Der  Transport  nach  Deutsch- 
land muss  daher  möglichst  schnell  und  gut  erfolgen.  Ferner  heisst 
es:  »Deutschland  ist  auf  dem  Wege,  seine  Fischerei  auszubreiten, 
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dank  der  Unterstützung  und  Mitwirkung,  welche  der  Betrieb  sei- 
tens der  Regierung  und  der  unteren  Verwaltungsorgane  er- 
fährt«. In  den  Niederlanden  ist  die  Fischerei  auf  sich  selbst  an- 
gewiesen,  nur  die  Verwaltungskosten  des  Kollegiums  für  See- 
fischerei trägt  die  Regierung,  die  besondere  Posten  zur  Hebung 
des  Berufszweiges  nicht  auswirft.  Dagegen  bestehen  an  den 
einzelnen  Fischerplätzen  Vereinigungen  und  Stiftungen  mit  an- 
sehnlichen Mitteln  zur  Förderung  der  Fischereiinteressen. 


III.  Die  Förderung  der  Fischerei  in  Deutschland. 
I.  Der  Deutsche  Seefischereiverein. 

Die  Förderung  der  deutschen  Seefischerei  liegt  der  Haupt- 
sache nach  in  der  Hand  des  deutschen  Fischereivereins.  Im 
Jahre  1885  wurde  in  diesem  Verein  eine  »Sektion  für  Küsten- 
und  Hochseefischerei«  begründet.  Bei  der  damaligen  Lage  der 
Seefischerei  musste  man  zweifeln,  ob  es  überhaupt  möglich  sein 
würde,  einem  so  tief  darniederliegenden  Gewerbszweige  mit  den 
Geldmitteln,  wie  sie  ein  Verein  im  besten  Falle  sich  beschaffen 
kann,  wirksame  Hilfe  zu  bringen  '). 

Der  Versuch  wurde  jedoch  angetreten  und  unter  dem  Pro- 
tektorat des  damaligen  Kronprinzen  und  unter  dem  Vorsitze  des 
Klosterkammer-Präsidenten  Heriuig  die  Sektion  gegründet  '). 

Die  Schwierigkeiten,  mit  denen  sie  zu  kämpfen  hatte,  waren 
ausserordentlich,  »Auf  der  einen  Seite  ein  Stück  Volkswirtschaft 
von  hoher  wirtschaftlicher  und  durch  seine  Beziehung  zu  der 
Kriegsmarine  nationaler  Bedeutung,  auf  den  verschiedensten 
Punkten  durchsetzt  mit  ungelösten  technischen  und  nationalöko- 
nomischen Fragen,  ein  mit  wenigen  Ausnahmen  zurückgegangenes 
Gewerbe,  seine  Vertreter  mutlos  und  misstrauisch,  in  der  Nation 
nur  ganz  vereinzelt  ein  Verständnis  der  Grösse  dessen ,  was  wir 
entbehrten,  nirgends  eine  sichere  Erfahrung,  welche  Wege  und 
Methoden  zum  Besseren  gewiesen  hätten  —  auf  der  andern  Seite 
nur  der  gute  Wille  weniger  Männer  und  materielle  Mittel  ge- 
ringsten Umfanges«  ^).  Die  Ziele  der  Sektion  waren  zunächst, 
auf  folgende  Punkte  hinzuwirken  :  Anlage  von  Schutz-  und 
Nothäfen;  Erhöhung  der  Seetüchtigkeit  der 
Fahrzeuge;  Einführung  möglichst  zweckmässiger 
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Fanggerätschaften;  Abstellung  fischereischäd- 
licher Missbräuche;  Förderung  von  Bruteinsatz 
und  Schutz  der  jungen  Fische;  Erleichterung 
des  Absatzes;  Verringerung  der  Kosten  des  Zwi- 
schenhandels; Versicherungsveranstaltungen 
für  beschädigtes  oder  verlorenes  Betriebsma- 
terial; Förderung  von  Beobachtungsstationen, 
örtlichen  Untersuchungen,  statistischen  Auf- 
nahmen u.  a.  Mitteln  wissenschaftlicher  For- 
schung. 

Wie  die  Thätigkeit  der  Sektion  und  die  öffentliche  Unter- 
stützung ihrer  Arbeiten  von  bescheideneu  Anfängen  rasch  an- 
wuchs, geht  daraus  hervor,  dass  der  Kassenabschluss  am  Ende 
des  ersten  Berichtsjahres  in  Einnahmen  und  Ausgaben  nur  5000 
Mark  aufwies ,  sich  nach  einem  halben  Jahrzehnt  aber  bereits 
verzehnfacht  hatte  *).  Die  Arbeit  der  Sektion  war  um  so  schwie- 
riger, als  die  Fischer  selbst,  die  sich  »mit  Recht  über  eine  Jahr- 
hunderte lange  Vernachlässigung  beklagen«  konnten,  dem  neuen 
Unternehmen  gegenüber  zunächst  sehr  misstrauisch  waren.  Es 
ist  der  Sektion  in  mühevoller  Arbeit,  die  viel  Geduld  und  Takt 
erforderte,  gelungen,  den  Fischer  zu  überzeugen,  dass  sie  ihn 
uninteressiert  fördern  und  unterstützen  will;  seine  Besorg- 
nisse ,  dass  sich  hinter  der  Sektion  nur  das  Grosskapital 
verberge,  sind  verschwunden,  und  selbst  die  eine  Zeit  lang 
drohende  Klippe,  dass,  nachdem  er  sich  mit  dem 
Gedanken  der  Hilfe  von  aussen  vertraut  gemacht, 
er  ihr  die  Zügel  doch  zu  weitschiessenlasse, 
ist  schliesslich  glücklich   umschifft«. 

Eine  wesentliche  Unterstützung  fanden  die  Bestrebungen  der 
Sektion  durch  die  vom  Preussischen  Staate  in  Kiel 
gegründete  wissenschaftliche  Kommission  zur  Er- 
forschung der  Deutschen  Meere,  deren  Arbeit  sich  mit 
dem  letzten  Teil  des  Programms  der  Sektion  deckt.  Von  grosser 
Wichtigkeit  war  besonders  die  Hafen  frage,  die  bis  zur  Grün- 
dung der  Sektion  fast  gar  nicht  beachtet  war.  Diese  selbst  ver- 
mochte mit  ihren  bescheidenen  Mitteln  nicht  aktiv  einzugreifen, 
es  gelang  ihr  aber,  die  Regierungen  zu  erfolgreicher  Thätigkeit 
anzuregen.  Ebenso  schwierig  war  die  Regelung  der  Ver- 
sicherungsfrage.     Da    die    privaten    Versicherungsgesell- 
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Schäften  Fischerfahrzeuge  überhaupt  nicht  aufnahmen,  oder  ihre 
Benutzung  wegen  der  Höhe  der  Prämien  für  die  Fischer  ausge- 
schlossen blieb,  so  fehlte  thatsächlich  für  den  grössten  Teil  der  Nord- 
see und  für  die  ganze  Ostseeküste  die  Versicherungsmöglichkeit^). 
Im  Einverständnis  mit  den  Reichs-  und  Staatsbehörden  unter- 
nahm die  Sektion  es,  neue  Kassen  zu  gründen,  die  zu  einem  Rück- 
versicherungsverbande vereinigt  wurden.  —  Zur  Hebung  des  Fisch- 
handels wurde  auf  eine  günstige  Gestaltung  des  Transport-  und 
Tarifwesens  hingewirkt.  Besonders  rege  waren  die  Versuche  zur 
Hebung  des  Fischkonsums,  die  daraufhinausgehen,  »dass  durch 
das  ganze  Land  Seefische  das  ganze  Jahr  hindurch 
in  tadellos  guter  Waare  zu  einem  solchen  Preise  zu 
kaufen  sein  sollen,  dass  auch  die  unbemittelten 
Schichten  der  Bevölkerung  das  billigste  Fleisch, 
welches  existiert,  zur  Ernährung  benutzen  können. 
An  diesem  Punkte  setzt  eine  hochwichtige  so- 
zialpolitische Aufgabe  ein,  welche  die  deutsche  See- 
fischerei zu  erfüllen  hat  und  deren  Bedeutung  in  demselben  Masse 
wachsen  wird,  wie  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  zunimmt  und 
der  Anspruch  an  die  Lebenshaltung  steigt.  Das  erste  und  haupt- 
sächlichste Mittel  zu  ihrer  Erfüllung  bleibt  natürlich  die  massen- 
hafte Vermehrung  der  deutschen  Produktion; 
allein  nebenher  laufen  noch  viele  kleinere  Hilfsmittel,  so  z.  B. 
Belehrung  der  Bevölkerung  über  den  Wert  der  Fischnahrung, 
über  die  richtige  Behandlung  des  Fisches  nach  dem  Fang,  auf 
dem  Versandt  und  in  der  bürgerlichen  Küche«.  Besonders  hat 
die  Sektion  sich  um  die  Einführung  der  Seefische  in  die  Soldaten- 
küche bemüht;  der  Soldat  soll  hier  den  P'ischgenuss  schätzen 
lernen  und,  ins  bürgerliche  Leben  zurückgekehrt,  den  Seefisch- 
konsum popularisieren  ^). 

Auch  den  mannigfachen  Nebenindustrien  und  der  Verwertung 
der  Abfälle  hat  die  Sektion  ihre  Aufmerksamkeit  zugewandt. 
Hierher  gehören  Konservenfabrikation,  Räuchereien,  Thrange- 
winnung ,  Schift'sbau ,  Netzfabrikation ,  Hanf-  und  Drahtseilerei, 
Kabel-  und  Korkfabrikation ,  Fischmehl-  und  Leimgewinnung. 
Ferner  wurden  verschiedene  praktische  Versuche  zur  Verbesserung 
der  Betriebe  getroffen,  wissenschaftliche  Sammlungen  angelegt 
und  Ausstellungen   veranstaltet, 
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Die  erste  Ausstellung,  an  der  die  Sektion  sich  betei- 
ligte, war  im  Jahre  1888  eine  Provinzialausstellung  in  Emden. 
Besonders  erfolgreich  war  ihre  Beteiligung  dann  an  der  Nord- 
westdeutschen Gewerbe-  und  Industrieausstellung  in  Bremen  1890, 
ebenso  in  Berlin  1896;  die  »Fischkosthallen«  in  den  verschiedenen 
Ausstellungen  haben  nicht  unwesentlich  zu  einer  beträchtlichen 
Hebung  des  Fischkonsums  beigetragen.  Für  die  Berliner  Aus- 
stellung gewährte  der  Kaiser  dem  Verein  einen  Ehrenpreis  von 
1000  Mark  und  ein  Reisestipendium  von  2000  Mark.  Während 
der  Berliner  Ausstellung  wurden  allein  in  der  Fischkosthalle  mo- 
natlich rund  1200  Zentner  Fisch  verzehrt,  in  Portionen,  deren 
Preis  40  Pfennige  nicht  überstieg  und  deren  Gewicht  im  Durch- 
schnitt V2 — ^ji  Pfd.  betrug.  Auch  an  der  Kieler  Ausstellung 
von  1896  beteiligte  die  Seefischerei  sich  mit  grossen  Sammlungen. 

Im  Winter  1889/90  konnte  die  Sektion  auch  die  erste 
F  i  s  c  h  e  r  e  i  s  c  h  u  1  e  in  Finkenwärder  gründen.  In  den  Fischerei- 
schulen soll  den  Fischern  unentgeltlicher  Unterricht  in  Nautik, 
allgemeiner  Naturkunde  der  heimischen  Meeresgründe  u.  ä.  ein- 
schlägigen Fächern  erteilt  werden.  Zur  Beratung  über  einzelne 
wichtige  Tagesfragen  werden  Fischereiversammlungen  abgehalten, 
so  1886  in  Bremerhaven  und  1890  in  Bremen ;  auch  beteiligte 
die  Sektion  sich  an  der  allerdings  ergebnislosen  internationalen 
Fischereikonferenz  in  London  1890^).  Eine  zur  Untersuchung  der 
deutsch-südwestafrikanischen  Küste  auf  ihren  voraussichtlich  sehr 
grossen  Fischreichtum  geplante  Expedition,  deren  Plan  mit  Hilfe 
der  Kieler  Kommission  bereits  in  allen  Einzelheiten  festgestellt 
war,  scheiterte  an  finanziellen  Schwierigkeiten.  Die  wissenschaft- 
lichen Untersuchungen  blieben  zunächst  besonders  in  der  Nord- 
see, deren  einzelne  Teile  durch  grössere  Expeditionen  erfoscht 
wurden. 

Das  stetige  äussere  Wachstum  der  Vereinsgeschäfte,  ver- 
bunden mit  ihrer  steigenden  Bedeutung,  veranlasste  die  Sektion 
endHch  im  Januar  1894,  sich  selbständig  zu  machen ;  sie  trennte 
sich  also  von  dem  »Deutschen  Fischereiverein«  und  nannte  sich 
hinfort:  »Verein  für  deutsche  S  e  efis  ch  er  ei«  **).  Der 
Verein  erhielt  die  Rechte  einer  juristischen  Person,  und  S.  M. 
der  Kaiser  übernahm  das  Protektorat.  In  den  neuen 
Satzungen  traten  folgende  Punkte  zu  den  oben  angeführten  Zielen 
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der  früheren  Sektion :  Unterstiitzung  der  staatlichen  Behörden 
durch  Auskunft,  Rat  und  Uebernahme  bestimmter  Aufträge;  Ein- 
führung von  Einrichtungen  zur  Abwendung  oder  Milderung  der 
mit  dem  Fischereiberuf  zusammenhängenden  Gefahren  ;  Belehrung 
der  Fischer  mittelst  Fischerschulen ,  Vorträgen ,  Ausstellungen, 
Mitteilungen  aus  den  Fischereibetrieben  des  In-  und  Auslandes; 
Verbesserung  bestehender  und  Einführung  neuer  Betriebsarten ; 
Aufsuchung  und  Untersuchung  von  Fischgründen  ;  Hebung  der 
sozialen  Stellung  des  Seefischerstandes  durch  Wohlfahrtseinrich- 
tungen, insbesondere  durch  Gründung  von  Unterstützungskassen 
für  Hinterbliebene  von  Seefischern,  Beförderung  von  Massnahmen 
zur  Erleichterung  und  Verbilligung  des  Fischtransportes  nach  dem 
In-  und  Auslande ;  einheitliches  Zusammenwirken  mit  den  Lokal- 
vereinen der  Küste,  der  biologischen  Anstalt  auf  Helgoland,  der 
Kieler  Kommission  durch  organische  Arbeitsteilung;  Pflege  der 
auf  das  Gebiet  der  Seefischerei  gehörigen  Beziehungen  zum  Aus- 
lande durch  Austausch  von  Publikationen  und  sonstigen  Verkehr 
mit  Behörden  und  Notabilitäten  ^). 

Im  September  1896  wurde  in  Berlin  der  dritte  Seefischerei- 
tag abgehalten^);  demselben  wohnten  etwa  400  Teilnehmer  bei, 
darunter  der  Landwirtschaftsminister  und  verschiedene  Vertreter  der 
anderen  Ministerien.  Die  »Mitteilungen  des  deutschen  Seefischerei- 
vereins«, welche  monatlich  herausgegeben  werden,  haben  über 
denselben  einen  sehr  ausführlichen  Bericht  gebracht  ^),  Aus  dem 
Geschäftsbericht  für  1894/95 ,  den  der  Generalsekretär  Prof.  Dr. 
Henking  ablegte,  ist  folgendes  zu  erwähnen :  Es  wurden  während 
der  Winterruhe  auf  Kosten  des  Vereins  Fischerschulen  in 
verschiedenen  Orten  der  Nord-  und  Ostseeküste  abgehalten, 
ebenso  Samariterkurse  längs  der  ganzen  deutschen  Küste. 
Im  Einzelnen  ist  viel  für  die  Hebung  der  Betriebe  und  ihrer 
Sicherheit  gethan.  Auch  Versicherungskassen  sind  in  grösserer 
Zahl  und  mit  Erfolg  gegründet  worden.  Von  einzelnen  Mass- 
nahmen seien  erwähnt:  Die  Versuche  zur  Beruhigung  der  Wellen 
mit  Oel ;  das  Eintreten  für  Besserung  des  Signalwesens  auf  See; 
ferner  für  die  Aufnahme  der  grossen  Heringsfischerei  in  die  See- 
berufsgenossenschaft; das  Aussetzen  von  Preisen  für  die  Ver- 
besserung von  Fischerfahrzeugen ;  die  Abwehr  von  Erschwerungen 
der  Fischerei,  die  besonders  an  den  Flussmündungen  infolge  des 

i)  1894  S.  243. 

2)  1896  S.  143/5  'i»d  235  —  341. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1898.  3.  20 


402 


Arthur  Dix 


gesteigerten  Verkehrs  eintreten ;  die  Ausarbeitung  zuverlässiger 
Karten ;  die  Errichtung  von  Eishäusern ;  die  Einführung  neuer 
Fischereimethoden,  Untersuchungen  über  Verwertung  bisher  wert- 
loser Fische  und  Fischabfälle,  Unterstützung  bei  der  Anschaffung 
von  Geräten  durch  unverzinsliche  Darlehen  ;  Ausarbeitung  einer 
Denkschrift  über  die  Heringsschutzzollfrage  u.  s.  f.  —  Der  Verein 
geht,  soweit  seine  Mittel  es  erlauben  und  soweit  es  in  seiner 
Macht  steht,  zum  Teil  selbständig  vor,  zum  Teil  muss  er  sich 
darauf  beschränken,  den  Regierungen  Fingerzeige  zu  geben  und 
bei  ihnen  für  bestimmte  Massregeln  einzutreten.  Was  die  Re- 
gierungen für  die  deutsche  Seefischerei  thun ,  ist  zum  grossen 
Teil  gleichzeitig  stets  ein  Verdienst  des  Deutschen  Seefischerei- 
Vereins,  der  das  Material  und  die  Anregung  liefert.  In  einigen 
der  wichtigsten  Fragen  freilich  vermag  weder  der  Verein  noch 
das  Reich  selbständig  vorzugehen,  wie  es  bei  dem  internationalen 
Charakter  des  Meeres  selbstverständlich  ist ;  hier  muss  das  Reich 
sich  damit  begnügen ,  soweit  es  möglich  ist ,  auf  internationale 
Vereinbarungen  hinzuwirken,  durch  welche  besonders  die  Sicher- 
heit der  Fischereifahrzeuge  gewahrt,  Zusammenstössen  vorgebeugt 
und  die  Ueberfischung  und  Raubfischerei  verhindert  wird. 

2.  Die  staatliche  Förderung  der  deutschen 
Seefischerei. 

Zunächst  wollen  wir  in  chronologischer  Reihe  einige  staat- 
lichen Massnahmen  zu  Gunsten  der  Seefischerei  betrachten.  — 
Von  grosser  Bedeutung  für  die  deutsche  Nordseefischerei  war 
die  am  9.  August  1890  erfolgte  Einverleibung  von  Helgoland. 
Die  F'ischerei,  die  früher  von  Helgoland  aus  in  sehr  bedeutendem 
Umfange  betrieben  wurde,  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  allerdings 
sehr  zurückgegangen ,  aber  noch  eines  grossen  Aufschwunges 
fähig ;  zudem  ist  Helgoland  ein  sehr  wichtiger  Stützpunkt  für  die 
übrige  Nordseefischerei.  Schon  an  dem  Tage,  als  die  deutsche 
Flagge  zum  erstenmale  auf  der  kleinen  Insel  gehisst  wurde,  be- 
tonte der  Vorsitzende  des  Seefischerei- Vereins  ^)  die  Bedeutung 
dieser  Thatsache  für  die  deutsche  Nordseefischerei ,  gleichzeitig 
aber  auch  die  Notwendigkeit  der  Anlage  eines  Zufluchtshafens, 
der  namentlich  im  Winter  den  grösseren  Teil  der  Fischerfahr- 
zeuge sichern  Ankergrund  gewährte.  In  der  Nähe  der  Insel 
befinden  sich  einige  der   wichtigsten  Fischgründe,    auch  ist  eine 

i)  1890  s.  76/7. 
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Steigerung  des  Heringsbestandes  in  der  weiteren  Umgegend  zu  er- 
warten. Von  Bedeutung  ist  Helgoland  namentlich  auch  für  das 
Signalwesen  zur  Sicherung  der  Fischereifahrzeuge.  Ganz  beson- 
ders wurde  die  Errichtung  einer  biologischen  Station  auf 
dem  neugewonnenen  Eiland  empfohlen.  In  der  Tbat  fand  dieser 
Wunsch  schnell  Berücksichtigung,  und  im  Jahre  1892  wurde  eine 
solche  Station  eröffnet^).  Die  Insel  war  auch  wegen  der  äusserst 
mannigfaltigen  Tier-  und  Pflanzenformen  an  dieser  Stelle  der  Nord- 
see wie  kein  anderer  Punkt  für  derartige  wissenschaftliche  Unter- 
suchungen des  Meeres  geeignet.  Neben  den  rein  wissenschaft- 
lichen Zielen  handelt  es  sich  darum,  wissenschaftliche  Grundlagen 
für  einen  vernünftigen  Betrieb  der  Seefischerei  zu  gewinnen,  die 
Ernährung,  Entwicklung,  Fortpflanzung  und  namentlich  die  Wan- 
derungen der  Nutzfische  zu  untersuchen,  Fischgründe  und  Laich- 
plätze aufzusuchen  und  Versuche  mit  der  künstlichen  Aufzucht 
von  Seefischen  anzustellen.  Für  die  grosse  Wichtigkeit  solcher 
Untersuchungen  spricht  die  Thatsache,  dass  die  Fischerei,  obwohl 
eine  der  ältesten  Erwerbszweige  der  Menschen,  heute  noch  irra- 
tioneller betrieben  wird,  als  irgend  ein  anderer.  Die  See- 
fischerei steht  noch  heute  auf  der  Stufe  des  Raubbaus.  Schon 
wiederholen  sich  die  Klagen  über  Abnahme  der  Fische  in  der 
Nordsee  in  beunruhigender  Weise.  Die  Frage  der  Verhütung 
einer  Ueberfischung  wird  immer  brennender,  je  grösser  der  An- 
teil der  Seefischerei  an  der  Volksernährung  wird.  Soll  diese 
wichtige  Quelle  der  Volksernährung  nicht  versiegen,  so  ist  ein 
rationeller  Betrieb  der  Seefischerei  unentbehrlich,  der  mit  zuneh- 
mender Bevölkerung  schliesslich  zur  Meereskultur  übergehen  wird  -). 
Von  grösster  Bedeutung  für  die  Seefischerei  ist  eine  andere 
verwandte  Anstalt ,    die    d  e  u  t  s  c  h  e  S  e  e  w  a  r  t  e    in   Hamburg, 


i)  1892  S.  119. 

2)  Ehie  gewisse  Bedeutung  hat  die  Einverleibung  Helogolands  für  die  See- 
fischerei auch  noch  dadurch,  dass  nunmehr  auch  der  H  u  m  m  e  r  f  a  n  g  in  die 
Reihe  der  deutschen  Seefischereibetriebe  aufgenommen  ist.  (1896  S.  219.)  Die 
Hummerfischerei  wird  bei  Helgoland  den  grössten  Teil  des  Jahres  hindurch  be- 
trieben ;  sie  ruht  im  Sommer  während  der  vorgeschriebenen  Schonzeit  vom  15.  Juli 
bis  15.  September  und  im  Winter  während  der  kältesten  Zeit.  Es  ist  um  so  wich- 
tiger, dieses  wertvolle  Gewerbe  zu  schützen,  als  das  Vorkommen  des  Hummers  bei 
Helgoland  ganz  beschränkt  ist.  Zunächst  ist  ein  verhältnismässig  geringes  Minimal- 
mass  festgesetzt  worden.  Bei  etwaiger  Abnahme  des  Ertrages  wäre  es  notwendig, 
die  Eier  tragenden  Weibchen    am  Leben    zu    lassen    bezw.    sich    nach    dem  Muster 
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die  im  Jahre  1875  errichtet  worden  ist  ^).  Die  Seewarte  unterrichtet 
die  Küstenbevölkerung  fortgesetzt  und  so  schnell  wie  möglich  über 
den  Stand  der  Witterung  und  warnt  sie  besonders  vor  heran- 
nahenden Stürmen.  Die  Nachrichten  müssen,  wenn  sie  ihren 
Zweck,  die  Fischereifahrzeuge  und  die  Fischer  selbst  zu  sichern, 
so  schnell  und  so  weit  wie  irgend  möglich  verbreitet  werden. 
Demgemäss  ist  die  Errichtung  von  Signalstationen  in  den  letzten 
Jahren  immer  weiter  ausgedehnt^).  —  — 

Nachteilig  für  die  Ausdehnung  der  Seefischerei  ist  das  Ent- 
stehen der  zahlreichen  Badeorte-^).  Ueberall  da,  wo  der  Bade- 
verkehr sich  der  Fischerorte  bemächtigt ,  verleidet  die  bequeme 
und  gefahrlose  Art  des  Verdienstes  den  Fischern  die  Freude  an 
der  Ausübung  ihres  eigenen,  freilich  beschwerlicheren  und  gefahr- 
volleren Berufes,  das  Aufsuchen  grösserer,  entfernter  Fischplätze 
unterbleibt  und  der  Betrieb  beschränkt  sich  immer  mehr  auf  die 
Küste.  Zum  Teil  dürfte  dieser  üebelstand  wohl  gehoben  wer- 
den, wenn  auch  die  Fischerei  einträglicher  und  ungefährlicher 
gestaltet  würde,  was  bis  zu  einem  gewissen  Grade  durch  wissen- 
schaftliche Untersuchungen  des  Meeres,  Unterstützung  der  Fischer 
durch  Darlehen,  bessere  Ausrüstung,  gutes  Nachrichtenwesen, 
Versicherungs-  und  Unterstützungs- Kassen  u.  dergl.  zu  erreichen 
ist.  So  kann  aus  eigener  Anschauung  bestätigt  werden,  dass 
z.  B.  an  der  Küste  der  Danziger  Bucht  infolge  der  Anlage  eines 
Fischereihafens  in  Heia  und  sonstige  Unterstützung  der  Hochsee- 
fischerei die  Fischerei  auch  von  den  zahlreichen  Badeorten  aus 
wieder  lebhafter  betrieben  wird. 

Ein  besonderes  Hemmnis  besteht  noch  an  der  Küste  von 
Neuvorpommern  und  Rügen  *).  Dort  ist  die  Fischerei  nicht  frei, 
es  bestehen  vielmehr  alte  Fischereigerechtigkeiten,  aus  denen  bei- 
anderer Staaten  der  künstlichen  Hummerzucht  zuzuwenden.  Vorläufig  sind  ein- 
schneidende Massregeln  jedoch  noch  nicht  begründet. 

1)  1890  S.  66  ff.  u.  105  ff. 

2)  Eine  weitere  Ausdehnung  des  Signalwesens  wird  von  dem  Seefischereiverein 
dringend  gewünscht  (1895  S.  220  ff.  u.  296  ff.).  Es  ist  nötig,  »die  Sturmwarnungen 
nicht  nur  auf  das  Gebiet  der  Küste  zu  beschränken,  sondern  dieselben  innerhalb 
eines  gewissen  Rayons  auf  See  zu  verbreiten«.  Dazu  ist  erforderlich,  dass  die 
Feuerschiffe  an  das  Telegraphennetz  angeschlossen  und  mit  Sturmsignaleinrichtungen 
versehen  werden,  die  auch  nachts  möglichst  leistungsfähig  sind,  und  dass  die  pas- 
sierenden Dampfer  aller  Nationen  sich  der  leichten  Mühe  unterziehen,  diese  Sturm- 
signale aufzunehmen  und  ihrerseits  den  Fischerflotten  auf  See  kenntlich  zu  machen. 

3)  1892  S.   5. 

4)  1892  S.   18. 
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spielsweise  der  Fiskus  45  000,  die  Stadt  Stralsund  18  000  Mark 
jährlich  beziehen  soll;  es  ist  sehr  zu  wünschen,  dass  diese  Be- 
lastung des  Gewerbe  überall  in  Fortfall  kommt. 

Von  allgemeinster  Bedeutung  sind  die  Erleichterungen  des 
Fischhandels  und  -Transportes.  Leider  ist  es  nicht 
selten,  dass  die  Fischhändler  die  einzelenen  Fischer  durch  Dar- 
lehen von  sich  abhängig  machen  und  sie  verpflichten,  ihre  Ernten 
an  keiner  anderen  Stelle  abzusetzen ,  so  dass  sie  sich  jede  will- 
kürliche Preisdrückung  gefallen  lassen  müssen  und  somit  den 
schlimmsten  Wucher  leiden  ').  Derartige  Uebelstände  sind  nur 
dadurch  zu  beseitigen,  dass  den  Fischern  der  Kredit  erleich- 
tert wird.  Ueberhaupt  hat  die  Fischerei  lange  darunter  gelitten, 
dass  das  Kapital  sich  fast  völlig  von  ihr  zurückhielt.  Erst  mit 
der  grossen  Ausdehnung  der  Hochseefischerei  beginnt  es  ihr  zugäng- 
lich zu  werden,  doch  sind  die  Fischer  zur  Beschaffung  genügen- 
der Ausstattungen ,  besonders  zur  Anschaffung  von  Fahrzeugen, 
die  den  modernen  Anforderungen  genügen ,  hinlänglich  sicher 
sind  und  einen  rationellen  Betrieb  ermöglichen,  auf  billige  staat- 
liche Darlehen  angewiesen.  Besonders  Hegt  es  neben  der  Sicher- 
heit der  Fischer  im  volkswirtschaftlichen  Interesse,  ihnen  stets  die 
besten  Fahrzeuge  und  Geräte  zugänglich  zu  machen,  um  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  die  Spitze  bieten  zu  können.  —  Was  den 
Absatz  anbetrifft,  so  kommt  die  Regierung  der  Fischerei  dadurch 
entgegen,  dass  sie  ihre  Produkte  zum  einfachen  Frachtsatz  als 
Eilgut  befördert ;  gelegentlich  wird  freilich  darüber  geklagt,  dass 
diese  Massnahme  nicht  weit  genug  ausgedehnt  ist  und  daher 
einige  Erzeugnisse  vom  binnenländischen  Markte  ausgeschlossen 
sind  ^).  Der  Seefisch  ist,  als  Transportobjekt  betrachtet,  ein 
leicht  verderbliches,  in  den  wichtigsten  seiner  Arten  billiges,  all- 
gemeines Nahrungsmittel,  das  nur  aus  der  See  zu  beziehen,  für 
einen  Massenabsatz  aber  auf  die  dicht  bevölkerten  Teile  des 
Binnenlandes  angewiesen  ist  ^).  Er  bedarf  also,  um  nicht  zu  ver- 
derben, eines  möglichst  raschen  Transportes  bezw.  künstlicher 
Mittel  der  Erhaltung,  sodann  eines  billigen  Transportes,  da  er 
sonst  nicht  als  billiges  Volksnahrungsmittel  dienen  kann.  Die 
Billigkeit  des  Transportes  wird  dadurch  erschwert ,  dass  der 
Transport  stets  nur  in  einer  Richtung  (landeinwärts)  erfolgt,  dass 
die  Wagen  aber  oft  leer  zurückgehen  müssen.  Ist  der  Seefisch 
also  einmal  auf  einen  schnellen  und  billigen  Eisenbahntransport  an- 
I)  1892  S.  25.  2)  1892  S.  31.  3)  1896  S.  252  ff. 
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gewiesen,  so  macht  er  gleichzeitig  für  die  Eisenbahn  besondere 
Schwierigkeiten,  da  er  besonders  gebaute  Wagen  erfordert,  die 
obendrein  nur  während  ihres  halben  Laufes  benutzt  werden. 
Trotz  der  Schwierigkeiten  wurden  z.  B.  in  England  i.  J.  1895 
nicht  weniger  als  445  167  Tons  Seefische  i.  W.  von  mehreren 
100  Millionen  Mark,  zum  Teil  auf  weite  Entfernungen,  durch  die 
Eisenbahnen  befördert.  Dass  der  Vergleich  mit  England  trotz 
der  sehr  viel  günstigeren  Küstenverhältnisse  Englands  wohl  ge- 
zogen werden  kann ,  geht  daraus  hervor ,  dass  z.  B.  die  Entfer- 
nung von  Aberdeen  nach  London  nicht  geringer  ist  als  die  von 
Hamburg  nach  München,  und  doch  in  der  Heringssaison  täglich 
der  ganzen  Länge  nach  von  mehreren  Spezialfisch  zu  gen 
mit  Schnellzugsgeschwindigkeit  durchfahren  wird. 
Bei  uns  ist  der  Fischkonsum  im  Binnenlande,  besonders  in  Süd- 
deutschland,   noch    sehr  zurückgeblieben;    Dr.  EJirenberg    schätzt 

—  in  einem  auf  dem  letzten  Seefischereitag  gehaltenen  Vortrage  ^) 

—  den  Seefischkonsum  in  Berlin  auf  etwa  3 — 4  Pfund  für  den 
Kopf  der  Bevölkerung,  den  von  London  dagegen  auf  72  Pfund. 
Der  Umstand  aber,  dass  London  einen  grossen  Teil  der  Fische 
aus  Aberdeen  bezieht,  thut  dar,  dass  wir  auch  in  ganz  Süddeutsch- 
land einen  sehr  bedeutenden  Seefischkonsum  ermöglichen  könnten. 
Was  für  den  Fischtransport  gethan  werden  kann,  lehrt  ein  Blick 
auf  Grimsby  ,  den  grössten  Fischereihafen  der  Welt ,  der  in 
einem  Jahre  über  100  000  Tons  versendet.  In  der  bei  den  Fisch- 
docks befindlichen  Telegraphenstation  beträgt  die  Zahl  der  dort 
täglich  abgehenden  und  ankommenden  Telegramme  nicht  weniger 
als  2500,  was  sich  daraus  erklärt,  dass  der  Fischverkehr  für  seine 
Korrespondenz  so  gut  wie  ausschliesslich  auf  den  Telegraphen 
angewiesen  ist ;  für  unsere  deutsche  Post-  und  Telegraphenver- 
waltung liegt  hierin  ein  kräftiger  Antrieb,  sich  auch  ihrerseits  für 
Hebung  des  Fischverkehrs  zu  bemühen ,  bemerkt  Ehrenberg. 
G  r  i  m  s  b  y  s  Bedeutung  ist  durch  die  Eisenbahngesellschaft  ge- 
schaffen, die  in  den  50er  Jahren  eine  Eisenbahnlinie  nach  dem 
günstig  gelegenen,  aber  damals  nur  etwa  4000  Einwohner  zählen- 
den Städtchen  legte,  auf  eigene  Kosten  die  ersten  Fischerfahr- 
zeuge baute  und  dadurch  Privatleute  ermutigte,  dem  Beispiel  zu 
folgen,  und  mit  grossen  Opfern  geräumige  und  praktische  Ein- 
richtungen für  den  Fischverkehr  schuf  und  sie  stets,  dem  Wunsche 
der  Interessenten  entsprechend,    verbesserte  und  erweiterte.     Die 

i)  1896  S.  252  ff. 
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Einwohnerzahl  von  Grimsby  ist  inzwischen  auf  56  000,  der  Werl 
des  Fischversandes  auf  mehrere  loo  Millionen  Mark  gestiegen  — 
alles  nur  Dank  der  für  die  Seefischerei  günstigen  Lage  —  doch 
diese  war  schon  früher  vorhanden  und  brachte  doch  keine  Vor- 
teile —  und  ganz  besonders  Dank  der  Eisenbahn.  Die 
frischen  Fische  werden  in  G.  am  Quai  in  den  Fischhallen  in 
Kisten  und  Fässern  niedergelegt ,  sofort  verauktioniert,  verpackt 
und  verladen ,  wobei  die  Eisenbahnbeamten  das  Gewicht  zur 
Vermeidung  von  Zeit-  und  Geldverschwendung  nur  durch  Schätz- 
ung feststellen.  Alle  Fischwagen  werden  dort  von  den  Eisen- 
bahngesellschaften gebaut  und  den  Interessenten  zur  Verfügung 
gestellt.  In  Deutschland  hat  man  die  Spezialwagen  bisher  nicht 
gekannt,  da  die  Eisenbahnverwaltungen  den  Bau  von  Spezial- 
wagen überhaupt  den  Interessenten  zu  überlassen  pflegten.  Inter- 
essenten, die  dazu  im  Stande  wären,  giebt  es  aber  in  Deutsch- 
land nicht,  und  wenn  sogar  in  England,  trotzdem  solche  dort 
wohl  vorhanden  wären,  die  Bahnen  selbst  die  Fischwagen  stellen, 
so  wird  dies  bei  uns  um  so  mehr  geboten  sein  ^).  Versuche 
sind  in  Deutschland  neuerdings  auf  Antrag  des  Deutschen  See- 
fischereivereins gemacht,  —  In  England  geschieht  der  Ver- 
sand nun,  wie  schon  bemerkt,  in  besonderen  Fischzügen,  weiche 
mit  Schnellzugsgeschwindigkeit  fahren  und  bisweilen  an  Schnellig- 
keit unsere  besten  D.  -  Züge  erreichen.  In  Deutschland  ist  die 
Verbindung  von  der  Ost-  und  Nordseeküste  nach  Berlin  im  all- 
gemeinen einstweilen  befriedigend,  was  jedoch  für  die  Verbindung 
mit  dem  Westen  und  Süden  Deutschlands,  also  gerade  mit  den 
wegen  des  katholischen  Glaubens  der  Bevölkerung  wichtigsten 
Absatzgebiete  für  Fische,  leider  nicht  der  Fall  ist.  Die  weitere 
Verteilung  der  Fische  von  den  grossen  Hauptorten  auf  die  klei- 
neren Plätze  mittelst  der  Seitenlinien  ist  in  Deutschland  noch  in 
weit  höherem  Grade  verbesserungsbedürftig;  es  wird  dringend 
gewünscht,  dass  die  Fische  wie  in  England  von  den  lokalen  Ver- 
teilungscentren aus  mit  den  nächsten  nach  ihrer  Ankunft  dort 
abgehenden  Personenzügen  weiter  befördert  werden.  Ebenso 
wird  die  Ausdehnung  der  für  frische  P'ische  bestehenden  P'racht- 
vergünstigung  —  Transport  als  Eilgut  zum  einfachen  Fracht- 
satz —  auf  geräucherte  Frische ,  die  gleichfalls  ein  billiges  und 
langen  Transport  nicht  vertragendes  Massennahrungsmittel  bil- 
den ,  dringend  gewünscht.  Heute  setzen  unsere  Fischdampfer 
i;  1896  S.  258/9. 


AOS  Arthur  Dix  : 

namentlich  im  Sommer  ihren  Fang  oft  in  England  ab,  wo  sie  nur 
halb  so  viel  Fracht  zahlen  wie  bei  uns  ').  Was  in  Grossbritannien 
für  die  Erleichterung  und  grossartige  Ausdehnung  des  Fisch- 
transportes möglich  war,  kann  auch  uns  um  so  weniger  unerreich- 
bar sein ,  als  bei  uns  die  Bahnen  nicht  in  den  Händen  von  Er- 
werbsgesellschaften, sondern  in  denen  des  Staates  sind.  Die  wich- 
tigsten Forderungen  an  die  Plisenbahnverwaltungen  sind  nach  dem 
vorstehenden  : 

Einstellung  besonderer  Fischwagen, 

Einstellung  besonderer  Fischzüge  mit  Schnellzugsgeschwindig- 
keit auf  den  Hauptlinien. 

Sofortige  Weiterbeförderung  mit  den  Personenzügen  auf  den 
anderen  Linien. 

Ausdehnung  der  Frachtermässigung    auf  konservierte  Fische. 

Soweit  ein  täglicher  Fischzugtransport  heute  nicht  thunlich 
oder  angebracht  erscheint,  wäre  es  mindestens  sehr  wünschens- 
wert, solche  Züge  in  jeder  Woche  derartig  zu  befördern,  dass 
nach  allen  Teilen  Deutschlands  und  darüber  hinaus  nach  der 
Schweiz,  Italien,  Oesterreich  zu  jedem  Freitag  eine  grosse 
Menge  frischer  Seefische  gelangen  kann,  da  der  Bedarf  dann  be- 
sonders gross  ist  ^).  Durch  eine  derartige  massenhafte  Einführung 
des  billigen  Seefischs  würde  eine  weitere  Einbürgerung  und  dem- 
gemäss  ein  gesteigerter  Bedarf  von  selbst  erfolgen. 

Auch  die  Telegraphenverwaltungen  haben  der  Fischerei 
gegenüber  gewisse  Aufgaben ;  einmal  die  möglichst  weite  Aus- 
dehnung des  telegraphischen  Dienstes  an  der  Küste  im  Interesse 
des  Signalwesens  —  namentlich  ausgedehnteste  und  schnellste 
Beförderung  der  Sturmwarnungen  — ,  sodann  vielleicht  auch  ge- 
wisse Erleichterungen  für  den  telegraphischen  Nachrichtenverkehr 
von  den  Fischlandungsplätzen  aus,  dessen  Wichtigkeit  aus  dem 
Beispiel  von  Grimsby  erhellt. 

Abgesehen  von  der  Ausdehnung  des  Signalwesens  dienen 
die  hier  geforderten  Massnahmen  durchweg  dazu ,  den  Fisch- 
konsum  im  Binnen  lande  zu  heben.  Es  ist  schon  oben 
darauf  hingewiesen  worden ,  welche  sozialpolitische  Be- 
deutung die  Verbreitung  dieses  billigen  Volksnahrungsmittels  hat. 
Dass  der  Konsum  noch  einer  grossen  Steigerung  fähig  ist,  wenn 
auch  in  Süddeutschland  der  Seefisch  überall  leicht  zugänglich 
gemacht  wird,  unterliegt  keinem  Zweifel.     Gleichzeitig  wird,  wenn 

i)  1896  S.   236.  2)  1896  S.  270. 
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der  Absatz  erleichtert  und  ein  geringerer  Teil  des  Ertrages  für 
Transportkosten  verbraucht  wird,  auch  die  Lage  der  Fischer  selbst 
und  die  Seefischerei  überhaupt  gehoben ;  denn  mit  der  Vergrös- 
serung  des  heimischen  Marktes  würde  sich  auch  im  Inlande  der 
Seefischerei  ein  grösseres  Interesse  zuwenden  und  es  wäre  zu 
erwarten,  dass  mehr  Kapital  für  ihre  Zwecke  flüssig  würde.  — 
Inzwischen  ist  es  von  grösster  Wichtigkeit ,  fernerhin  für  die 
Sicherheit  der  Fischer  in  ihrem  schweren  und  gefahrvollen 
Gewerbe  zu  sorgen.  Auf  die  einzelnen  Fragen  ist  schon  an  ver- 
schiedenen Stellen  hingewiesen  worden. 

Eine  hervorragende  Stelle  nimmt  in  den  Massnahmen  zur 
Sicherung  und  Ausdehnung  der  Seefischerei  die  Anlage  von 
Fischereihäfen  ein;  auch  verschiedene  sonstige  Wasserbauten 
sind  für  die  Seefischerei  von  grosser  Bedeutung.  In  den  letzten 
Etatsjahren  sind  u.  a.  folgende  wichtige  Wasserbauten  unter- 
nommen bezw.  in  den  Etat  eingestellt*):  Zur  Herstellung  einer 
6,5  m  tiefen  Fahrrinne  von  Königsberg  durch  das  Frische  Hafif 
nach  Pillau  sind  nach  und  nach  über  7  Millionen  Mark  bewilligt 
worden;  die  Vorteile  der  hierdurch  geschaffenen  erleichterten  Ver- 
bindung zwischen  Königsberg  und  seinem  Hafen  kommen  natür- 
lich auch  der  Seefischerei  zu  gute.  —  Zur  Vergrösserung  des 
Hafengebietes  und  zur  Anlage  eines  Fischereihafens  zu  Geeste- 
münde  sind  beträchtliche  Summen  flüssig  gemacht ,  zunächst 
1890/92  600000  Mark;  die  weiteren  Kosten  für  die  Landgewin- 
nung und  die  Erbauung  des  Fischereihafens  wurden  auf  5  '/2  Mil- 
lionen veranschlagt,  doch  machten  sich  beträchtliche  Mehrkosten  un- 
vermeidHch,  so  dass  für  das  Jahr  1896/97  noch  eine  Nachforderung 
von  750000  Mark  in  den  Etat  eingestellt  wurde'**).  Der  Fischerei- 
hafen ist  am  I.  November  1896  eröffnet,  der  Betrieb  des  Auktions- 
wesens, des  Seemannsheims,  der  Restauration  u.  s.  w.  einer  aus 
den  Interessenten  gebildeten  Genossenschaft  übergeben  worden. 
Die  grosse  450  m  lange  Fischhalle  war  in  kürzester  Zeit  verpachtet; 
da  die  ganze  Anlage  wohl  gelungen  ist,  steht  zu  hoffen,  dass  sich 
Geeste  münde  als  Hauptfisch  markt  Deutschlands  be- 
hau]Dten  und  immer  mehr  entwickeln  wird.  Dazu  ist  freilich  un- 
bedingt erforderlich,  dass  die  Anlagen  immer  wieder  dem  wach- 
senden Bedarf  angepasst  werden.  —  Von  weiteren  Anlagen 
neuesten    Datums    sind  zu    nennen;    Erweiterung  des  Hafens  bei 

i)  1894  S.   iSoff. 
2)  1897  S.  43/4. 
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Sassnitz  (i  Million),  Errichtung  einer  Leuchtfeueranlage  bei  Kahl- 
berg auf  der  Frischen  Nehrung  (105000  M.) ,  Herstellung  eines 
Fischereihafens  bei  Schaaksvitte  im  Kurischen  Haff  (Gesamtkosten 
77000,  Staatsbeihilfe  60  000  M.),  Erweiterung  des  Fischereihafens 
in  Altona  (^A  Million),  Ausbaggerung  der  Eibstromrinne  (450000  M.), 
Vertiefung  der  Süderelbe  (690000  M.),  Regulierung  der  Swine 
u.  a.  m.  Für  diese  Wasserbauten  sind  im  laufenden  Etatsjahr 
über  4  Millionen  im  »Etat  der  Bauverwaltung«  vorgesehen.  Ferner 
ist  in  den  letzten  Jahren  ein  Fischereihafen  in  Heia  ^)  gebaut, 
nachdem  schon  lange  ein  dringendes  Bedürfnis  bestand;  ohne 
diesen  Hafen  war  auch  eine  thatkräftige  Hebung  der  Hochsee- 
fischerei im  östHchen  Teile  der  Ostsee  nicht  möglich.  Die  Hoch- 
seefischerei hat  nun ,  nachdem  der  Hafen  gebaut  ist  und  vom 
Reichskanzler  zinsfreie  Darlehne  zur  Beschaffung  von  Hochsee- 
boten und  Treibnetzen  gewährt  worden  sind,  in  der  That  einen 
bedeutenden  Aufschwung  genommen.  Im  Jahre  1890  lagen  nur 
2  deutsche  und  8 — 10  ausländische  Fischer  in  der  Danziger  Bucht 
dem  Lachsfange  ob,  zu  Beginn  des  Jahres  1894  aber  war  die 
Zahl  der  westpreussischen  Hoch  seeboote  bereits 
auf  180  gestiegen. 

Es  ist  selbstverständlich ,  dass  auch  das  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s- 
w  e  s  e  n  in  den  Dienst  des  an  Gefahren  so  reichen  Seefischerei- 
betriebes gestellt  wird.  Auch  diese  Frage  ist  im  Laufe  unserer 
Betrachtungen  schon  verschiedentlich  gestreift  worden.  Gerade 
die  Versicherungsfrage  bereitete  dem  Seefischereiverein  (bezw.  der 
»Sektion«)  grosse  Schwierigkeiten,  Teils  gelang  es  ihm,  mit  Erfolg 
Versicherungskassen  ins  Leben  zu  rufen,  teils  sorgte  er  durch 
Samariterdienst  für  das  Wohl  verunglückter  Fischer.  Für  beson- 
ders grosse  Unglücksfälle,  denen  allerdings  gerade  die  Seefischer 
stark  ausgesetzt  sind,  wird  gewöhnlich  freilich  die  Privatwohl- 
thätigkeit  angerufen  werden  müssen.  Ein  derartiger  schwerer  Fall 
ereignete  sich,  wie  man  sich  erinnern  wird,  bei  einem  Dezember- 
sturm im  Jahre  1894 ;  für  die  Hinterbliebenen  der  damals  verun- 
glückten Fischer  sammelte  der  Seefischereiverein  gegen  70000 
Mark,  darunter  ein  Gnadengeschenk  des  Kaisers  und  der  nam- 
hafte Ertrag  eines  Wohlthätigkeitskonzertes  im  Reichstagsgebäude 2). 
—  Eine  Verordnung  des  Bundesrates  Hess  im  Jahre  1896  auf 
Grund  des  §  i,  Abs.   5   des  Gesetzes  betr.   die  Unfallversicherung 

I)  1893  S.  31- 
2;  1895  S.  159. 


Die  Aufgaben   des  Deutschen  Reiches  gegenüber  der  Seefischerei.  41  i 

der  Seeleute  vom  13.  Juli  1887  die  Wohlthaten  dieses  Gesetzes 
auch  den  an  der  grossen  Heringsfischerei  beteiligten  Personen 
zu  Teil  werden  und  erfüllte  damit  eine  alte  Forderung  des  See- 
fischereivereins ^).  Neuerdings  ist  das  Gesetz  weiter  auf  die  See- 
fischerei ausgedehnt.  Die  Unfallversicherung  des  Fischers  selbst 
bildet  jedoch  nur  einen  Teil  seiner  Sicherung;  wie  er  selbst,  so 
ist  auch  sein  ganzes  Gerät  fortgesetzt  stark  gefährdet,  und  es  ist 
für  ihn  von  ganz  besonderem  Wert,  wenn  er  ohne  zu  grosse 
Opfer  sein  Fahrzeug  und  Netz  gegen  Verlust  oder  Beschädigung 
durch  Naturgewalten  zu  versichern  vermag.  Wie  weit  die  Ver- 
sicherungskassen gegenwärtig  dem  Bedürfnis  genügen,  ob  sie  ins- 
besondere den  Versicherten  keine  zu  hohen  Opfer  auferlegt,  ver- 
mag ich  nicht  zu  entscheiden ;  zweifellos  ist  jedenfalls,  dass  sich 
die  Verhältnisse  in  den  letzten  Jahren  sehr  gebessert  haben  ^).  — 
Eine  weitere  Gefahr  erwächst  den  Seefischern  und  ihren  Fahr- 
zeugen aus  den  anderen  Schiffen ,  die  auf  der  See  verkehren, 
und  denen  sie  entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur  unter  schwerer 
Schädigung  des  Betriebes  hinlänglich  schnell  auszuweichen  ver- 
mögen. Das  Wegerecht  macht  der  Gesetzgebung  der  ver- 
schiedenen an  der  Seefischerei  beteiligten  Staaten  daher  auch 
fortgesetzt  Schwierigkeiten.  Das  Hanseatische  Oberlandesgericht 
hatte  am  2.  November  1894  entschieden,  dass  alle  Seefischerfahr- 
zeuge, auch  wenn  sie  fischen,  also  an  ihren  Netzen  festgebunden 
sind,  denselben  Ausweichvorschriften  unterliegen,  wie  die  in  voller 
Freiheit  sich  bewegenden  Kauffahrer  ^).  Diese  Auffassung  ist 
natürlich  für  die  Seefischerei  äusserst  verhängnisvoll;  in  der  That 
gestehen  die  englischen  Gerichtshöfe  denn  auch  dem  fischenden 
Dampfer  allen  manövrierfähigen  Fahrzeugen  gegenüber  das  Wege- 
recht  zu.  Um  die  geringere  Manövrierfähigkeit  anzuzeigen,  sind 
ihnen  besondere  Unterscheidungslichter  gegeben.  Den  deutschen 
Reichstag  beschäftigte  noch  in  diesem  Sommer  eine  Interpellation 
(Abgg.  Hahn  u.  Genossen),  dahingehend,  ob  die  mit  dem  i.  Juli 
1897  ^^  Kraft  tretende  Kaiserl.  Verordnung  betr.   die  Lichter-  und 

i)  1896  S.  22. 

2)  Einen  ausführlichen  Bericht  über  die  Lage  der  Versicherungskassen,  der 
sich  recht  günstig  über  dieselben  ausspricht  und  viel  interessantes  Material  enthält, 
lieferte  der  Generalsekretär  der  »Sektion«,  Dr.  Henking,  in  einem  besonderen  Bei- 
hefte zu  Nr.  ^ji  der  »Mitteilungen«  von  1893 ;  ferner  brachten  die  Mitteilungen  im 
August  1896  einen  eingehenden  Bericht  über  die  älteste  und  bedeutendste  dieser 
Kassen  in  Finkenwärder,    die  seit  1835  besteht    und  sich   vortrefflich    bewährt  hat. 

3)  1895  S.  175  ff. 
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Signalführung  der  Fischerfahrzeuge,  vom  lo.  Mai  1897,  bezügHch 
des  Wegerechts  der  Fischdampfer  völHge  Gleichheit  der  Rechts- 
grundlagen mit  England  schaffen  solle;  der  Staatssekretär  v. 
Boetticher  beschränkte  seine  Antwort  »auf  ein  lautes  und  ver- 
nehmliches Ja!«  Die  Frage  war  in  einer  Kommission  aus  Ver- 
tretern der  beteiligten  Behörden  sowie  aus  Fischerei-  und  Schifif- 
fahrtskreisen  am  24.  Februar  1897  im  Reichsamt  des  Innern  ein- 
gehend beraten  ^).  Der  verhängnisvolle  Beschluss  des  internatio- 
nalen nautischen  Kongresses,  der  1889  in  Washington  getagt  hatte, 
die  Fischdampfer  als  hinlänglich  manövrierfähig ,  also  zum  Aus- 
biegen verpflichtet,  zu  betrachten  —  dem  auch  die  obige  Ent- 
scheidung des  Hanseatischen  Oberlandesgerichts  entspricht  —  ist 
durch  die  Kaiserliche  Verordnung  für  Deutschland  nun  ebenso 
glücklich  aus  der  Welt  geschafft,  wie  er  es  für  England  schon 
lange  war.  —  Neben  der  Absatzerleichterung  und  persönlichen 
Sicherung  der  Seefischer  ist  die  Sorge  für  ihre  Konkurrenzfähigkeit 
gegenüber  den  ausländischen  Fischern ,  die  Sorge  für  Hebung 
des  Ertrages  nicht  zu  vergessen.  Hierher  gehören  die  mehrfach 
erwähnten  Massnahmen,  welche  bezwecken,  dem  Seefischer  die 
Fortschritte  der  Technik,  die  Verbesserungen  der  Ausrüstung, 
Fanggeräte  und  Methoden  zugänglich  zu  machen ,  ohne  ihn  mit 
Opfern  zu  belasten,  die  er  nicht  zu  tragen  vermag ;  ein  derartige? 
Mittel  ist  namentlich  die  Gewährung  zinsfreier  Darlehen  zur  Be- 
schaffung brauchbarer,  den  modernen  Anforderungen  entsprechen- 
der Fahrzeuge,  Nicht  erwähnt  haben  wir  bisher  die  durch  König- 
liche Fischmeister  erteilten  Unterweisungen  der  Fischer 
im  Gebrauche  zweckmässiger  Geräte  u.  s.  w.  Die  Unterweisungen 
werden  nach  dem  Wanderlehrersystem  durch  Reisen  an  der  Küste 
erteilt ;  über  solche  Unterweisungsreisen  des  Kgl.  Fischmeisters 
Hinkelmann  an  der  schleswig-holsteinischen  Ostküste  haben  die 
»Mitteilungen«  verschiedentlich  berichtet^).  Der  Seefischereiverein 
seinerseits  hat  übrigens  auch  dankenswerte  Versuche  gemacht, 
die  Seefischer  auch  in  der  Buchführung  zu  unterweisen^). 
Unter  dem  Titel:  »Buchführung  für  den  Fischereibetrieb«  hat  er 
eine  Anleitung  herausgegeben,  die  zunächst  für  den  Unterricht 
in  den  Fischerschulen ,    dann    aber  auch  für  den  praktischen  Ge- 


1)  1897  S.  150. 

2)  1894  S.  83/5,   1895  S.   34/41,  1896  S.  V4. 

3)  1895  S.  5  u.   215/17. 
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brauch  des  einzelnen  Seefischers  bestimmt  war;  auch  durch  Vor- 
träge ist  für  die  Verbreitung  der  Buchführung  gesorgt. 

An  dieser  Stelle  seien  auch  noch  die  Bemühungen  des 
Deutschen  Seefischereivereins  um  die  Errichtung  von  See- 
mannsheimen erwähnt,  die  an  verschiedenen  Küstenorten 
gegründet  sind  ^).  Auch  der  neue  Fischereihafen  in  Geestemünde 
ist  z.  B.  mit  Anstalten  versehen  worden,  die  der  Wohlfahrt  und 
der  sittlichen  Förderung  der  Seeleute  dienen.  Die  Königlichen 
Behörden  sind  den  diesbezüglichen  Wünschen  gern  entgegenge- 
kommen und  haben  im  Anschluss  an  das  Restaurationsgebäude 
in  einem  besonderen  Flügel  ein  Fischerheim  nebst  Lesezimmer 
und  Heuerbureau  errichten  lassen.  Die  Errichtung  von  Heuer- 
bureaus ist  um  so  wichtiger,  als  die  bisherige  Zersplitterung  des 
Heuerwesens  den  Stellensuchenden  grosse  Zeit-  und  Geldverluste 
verursacht,  und  als  die  Unsitte,  dass  die  gesamte  Heuervermittlung 
in  Wirtschaften  sich  vollzieht,  dem  Leichtsinn  und  der  Trunksucht 
Vorschub  leistet.  —  Aehnliche  Einrichtungen  sind  an  der  Küste 
von  Pommern  und  Rügen  durch  private  Wohlthätigkeit  getroffen 
worden  ^).  In  der  Stellenvermittelung  bleibt  noch  manches  zu 
thun,  doch  lässt  der  Seefischereiverein  diese  Frage  nicht  aus 
dem  Auge. 

Zur  Hebung  des  Ertrages  dienen  auch  die  mehrfach  mit 
Unterstützung  der  Regierung  unternommenen  wissenschaft- 
lichen Untersuchungen  des  Meeres,  wie  sie  nicht 
nur  durch  die  Kieler  Kommission  und  die  biologische  Anstalt  in 
Helgoland  unternommen  werden  ^).  Verschiedene  Teile  der  Ost- 
und  Nordsee  sind  wiederholt  von  eigens  zum  Zwecke  der  Unter- 
suchung nach  Fischgründen,  Laichplätzen  u.  dgl.  ausgerüsteten 
Expeditionen  durchforscht  worden.  Der  grossartige  Aufschwung 
der  Nordseefischerei  der  letzten  Jahrzehnten  war  nur  dadurch  mög- 
lich, dass  die  hohe  See  als  ganz  neues  Produktionsgebiet  erschlos- 
sen, dass  bisher  völlig  unberührte,  wahrhaft  jungfräuliche,  lebens- 
reiche Gründe  des  offenen  Meeres  entdeckt  und  ausgenutzt  wurden. 
Nachdem  sich  aber  einmal  die  Seefischerei  der  hohen  See  be- 
mächtigt und  hier  eine  wüste  Raubwirtschaft  begonnen  hatte, 
musste  sich  bald  zeigen,  dass  auch  die  Schätze  des  Meeres  nicht 
unerschöpflich  sind,  neue  Fischgründe  mussten  gesucht,  die  Lebens- 
weise und  Wanderungen  der  einzelnen  Fischarten  mussten  er- 
forscht werden,  um  wenigstens  ein  wenig  System  in  diese  Raub- 

i)  1896  S.  354.  2)  1892  S.   38.  3)  1896  S.   316-330  etc. 
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Wirtschaft  zu  bringen.  Die  physikalischen  Zustände  des  Meeres 
sind  natürlich  von  grossem  Einfluss  auf  das  Leben  seiner  Be- 
wohner, und  um  die  Hochseefischerei  möglichst  vorteilhaft  be- 
treiben zu  können,  muss  man  diese  Zustände  kennen  und  unter- 
suchen ^).  —  Neben  diesen  Untersuchungen  haben  besonders  die 
auf  die  Ueberfischung  der  Meere  gerichteten  Forschungen  eine 
grosse  Bedeutung  gewonnen.  Dass  die  Frage  der  Ueberfischung 
keine  müssige  ist,  geht  daraus  hervor,  dass  im  Jahre  1891  bereits 
eine  internationale  Konferenz  nach  London  berufen  wurde 
zur  Beratung  von  möglicher  Weise  zu  ergreifenden  internationalen 
Schonmassregeln  in  der  Nordsee  '*).  Damals  war  die  Frage  wissen- 
schaftlich noch  nicht  hinreichend  geklärt.  Eine  Kommission  des 
englischen  Unterhauses  stellte  nun  diesbezügliche  Erhebungen  an, 
deren  Ergebnisse  1893  in  einem  umfangreichen  Blaubuch  ver- 
öffentlicht wurden.  Fast  alle  Aussagen  gipfelten  in  der  Ueber- 
zeugung,  dass  die  ersten  Zeichen  beginnenden  Verfalls  der  kost- 
baren Fischbestände  der  Nordsee  deutlich  zu  erkennen  sind,  dass 
es  wie  bisher  nicht  weitergehen  kann ,  wenn  jene  Fischbestände 
nicht  demselben  Schicksal  entgegengehen  sollen,  das  einst  die 
reichen  Walgründe  der  nordischen  Meere  gehabt  haben.  Eine 
durchgreifende  gesetzliche  Regelung  der  Nordsee- 
fischerei sei  früher  oder  später  unabweisbar.  Der 
Direktor  der  biologischen  Anstalt  auf  Helgoland,  Prof.  Dr.  Heincke, 
hat  die  Frage  einer  eingehenden  Untersuchung  unterzogen ,  auf 
die  hier  verwiesen  sei  ^).  Aus  den  Beweisen  für  die  Ueber- 
fischung sei  nur  erwähnt ,  dass  z.  B.  die  englische  Statistik  der 
letzten  6  Jahre  ( — 1894)  zu  dem  Ergebnis  kommt,  dass  die  Masse 
der  aus  der  Nordsee  angebrachten  Seefische  die  gleiche  geblieben 
ist,  trotzdem  sich  die  Zahl  und  namentlich  die  Grösse  der  Fischerei- 
fahrzeuge erheblich  vermehrt  hat  und  die  Fahrten  jetzt  weit  über 
die  alten  Gebiete  hinaus  ausgedehnt  werden.  Der  Durchschnitts- 
fang des  einzelnen  Fahrzeugs  hat  sich  erheblich  vermindert.  Auch 
das  Gewicht  der  gefangenen  Fische  ist  in  der  Abnahme  begriffen. 
Wir  sind  im  Begriff,  das  Kapital  unserer  N  o  r  d  s  e  e  fischerei 
anzugreifen.  Alle  Gelehrten  und  Praktiker  stimmen  darin  überein, 
dass  die  Wurzel  des  Uebels  in  der  masslosen  Vernichtung  der 
Jungfische  liegt. 

Ueber  die    zu    ergreifenden    Schonmassregeln  herrscht  nichts 

1)  1896  s.  122. 

2)  1894  S.  61  ff. 
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weniger  als  Einigkeit.  Vielfach  werden  besondere  Schonrevierc 
und  Schonzeiten  gefordert ;  die  Untersuchungen  von  Prof,  Heincke 
sprechen  jedoch  gegen  dieselben.  Als  das  beste  Mittel  wird 
überwiegend  das  L a n  d u  n  g s-  und  V  e r  k  a u  f  s  v e  r  b o  t  unter- 
massiger Fische  angesehen;  unleugbar  wird  dieser  Vorschlag 
zum  Ausgangspunkt  jeder  Seefischereigesetzgebung  werden  ,  um 
so  mehr  als  in  verschiedenen  Ländern  ein  solches  Verbot  in  ge- 
ringem Grade  bereits  besteht.  Die  Schwierigkeiten  sind  aber  auch 
hier  sehr  gross,  und  diese  Massnahme  allein  ohne  andere  Schon- 
vorschriften dürfte  kaum  genügen.  Zunächst  müssen  die  dem 
Verkaufsverbot  untermassiger  Fische  zu  Grunde  liegenden  Minimal- 
masse überall  dieselben  sein.  Die  Hauptbedingung  aber  ist,  dass 
die  Methode  der  Grundnetzfischerei  derartig  abgeändert  wird, 
dass  der  Fischer ,  der  nun  kein  Interesse  mehr  an  dem  Fang 
untermassiger  Fische  hat,  auch  gar  keine  mehr  fangen  kann  oder 
doch  die  gefangenen  so  wenig  beschädigt,  dass  er  sie  lebensfähig 
dem  Meere  zurückgeben  kann.  Prof.  Heincke  kommt  u.  a.  zu 
folgenden  Forderungen,  die  alle  auf  gründliche,  praktisch-wissen- 
schaftliche Untersuchungen  und  Experimente  abzielen  : 

Untersuchungen  der  wichtigsten  Jungfischgründe  der  deutschen 
Nordsee. 

Untersuchung  der  örtlichen  Eigentümlichkeiten  der  wichtigeren 
Plattfische  in  der  deutschen  Nordsee. 

Aussetzen  gezeichneter  Nutzfische. 

Praktische  Versuche  mit  verbesserten  Fanggeräten.  — 

Einen  weiteren ,  höchst  lesenswerten  Aufsatz  veröffentlichte 
Prof.  Heincke  über  diese  Frage  anlässlich  des  dritten  Seefischerei- 
tages ^),  in  dem  er  sich  noch  viel  schärfer  ausspricht. 

»Denken  Sie,  sagt  Prof.  Heincke,  an  die  Entdeckung  der 
bäum-  und  wildreichen  Gebiete  Nordamerikas,  der  büffelreichen 
Prärien,  bedeckt  mit  den  fruchtbarsten,  keiner  Düngung  bedür- 
fenden P^rdreich.  Denken  Sie  an  die  Elefantenherden  Inner- 
Afrikas, an  die  reichen  VValdgründe  Spitzbergens  und  Grönlands, 
an  die  nordischen  Eis-Inseln  mit  ihren  ungeheuren  Herden  von 
Robben  und  Walrossen.  Was  ist  aus  allen  diesen  scheinbar  un- 
erschöpflichen Quellen  der  Natur  geworden  ?  Sie  sind  versiegt 
oder  dem  Versiegen  nahe.  —  Unsere  moderne  Seefischerei  geht 
früher  oder  später  unweigerlich  demselben  Schicksal  entgegen«. 
—  Auf  dem  Festlande  ist  der  Mensch  übergegangen  zu  einer  be- 

l)   1896  S.   316—330  etc. 
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wussten,  weisen  Leitung  der  organischen  Produktion,  zur  »Kultur«. 
Die  Fischerei  ist  eine  der  ältesten  Erwerbsthätigkeiten  des  Men- 
schen, aber  vor  ihr  macht  die  Kultur  halt.  —  Seit  loo  Jahren 
ist  der  Mensch  wenigstens  in  der  Binnenfischerei  zu  den  An- 
fängen einer  Wasserkultur,  zur  Teichanlage  und  künst- 
lichen Fischzucht  übergegangen.  Abgesehen  von  den  Austern- 
bänken an  den  Küsten  —  keine  Spur  von  Ausdehnung  der  Wasser- 
kultur auf  das  offene  Meer.  Noch  ist  der  Glaube  zu  tief  ge- 
wurzelt, dass  das  Meer  an  organischem  Leben  ebenso  reich  und 
unerschöpflich  sei ,  wie  seine  Ausdehnung  gewaltig  und  seine 
Tiefe  grenzenlos.  Die  wissenschaftliche  Forschung  hat  diese  An- 
nahme völlig  widerlegt;  sie  hat  dargethan,  dass  die  Flachsee 
unendlich  viel  lebe  ns  reich  er  als  der  Ozean  ist, 
dass  also  nach  einer  Zerstörung  des  Fischbestandes  in  den  Flach- 
seen auf  die  Hilfe  des  Ozeans  nicht  zu  bauen  ist.  Wir  werden 
daher  für  alle  Zukunft  auf  die  Flachsee  ,  als  die  reichsten  Teile 
des  Meeres  und  die  einzig  möglichen  Gebiete  einer  kräftigen 
Meereskultur  hingewiesen.  Dass  die  Meeres  kultur  mit  der 
Zeit  zu  einer  unabweisbaren  Aufgabe  der  Mensch- 
heit wird ,  darauf  habe  ich  schon  oben  gelegentlich  hinge- 
wiesen. —  Die  Armut  des  Ozeans  ist  in  überraschender  Weise 
durch  die  hervorragenden  wissenschaftlichen  Untersuchungen  von 
Mensen  im  Jahre  1889  in  einer  viermonatlichen  Untersuchungsfahrt 
durch  den  atlantischen  Ozean,  der  berühmten  deutschen  Plankton- 
Expedition  '),  dargethan.  Die  Meeresforschung  im  Dienste  der  See- 
fischerei muss  hinfort  also  auf  die  Flachseen  beschränkt  bleiben  und 
auch  die  Meereskultur  wird  sich  auf  sie  zu  beschränken  haben. 

Giebt  man  aber  erst  einmal  der  Ueberzeugung  Raum,  dass 
der  Uebergang  zur  Meereskultur  mit  der  Zeit  notwendig  eintreten 
muss,  so  wird  man  sich  auch  einer  anderen  Forderung  nicht 
verschliessen  können ,  die  von  der  oben  erwähnten  englischen 
Parlaments-Kommission  aufgestellt  ist  und  auch  von  deutscher 
Seite  nur  Billigung  finden  kann.     Die  Forderung  nämlich,  in  einer 

1)  Eine  weitere  interessante  Tiefsee-Expedition  wird  in  Deutschland  neuerdings  vor- 
bereitet. Die  Mittel  für  dieselbe  sind  bereits  in  den  Reichshaushaltsplan  von  1898 
eingestellt.  Ueber  die  Frage  der  Tiefsee-Forschung  hielt  Prof.  Dr.  Chun  im  letzten 
Herbst  gelegentlich  der  69.  Versammlung  deutscher  Naturforscher  und  Aerzte  einen 
anziehenden  Vortrag,  auf  den  hier  besonders  verwiesen  sein  soll.  Die  Versammlung 
befürwortete  nachdrücklich  das  Gesuch  des  Vortragenden  um  Unterstützung  der  Ex- 
pedition, die  nun  im  August  1898  ausgerüstet  werden  soll ;  dieselbe  ist  auf  9  Monate 
berechnet  und  wird  nach  dem  Westen  Afrikas  und  dem  Indischen  Ozean  gehen. 
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internationalen  Konferenz  über  eine  Ausdehnung  der  Ter- 
ritorialgrenze auf  der  See  zu  beraten.  Wenn  diese 
Grenze,  die  gegenwärtig  3  Seemeilen  vom  äussersten  Punkt  des 
Landes  beträgt,  auf  12  Seemeilen  vorgeschoben  wird,  und  zwar 
nur  in  Bezug  auf  die  Ausübung  der  Seefischerei,  so  erhält  jeder 
Staat  freie  Hand  in  einem  ziemlich  grossen  und  namentlich  für  die 
Fortpflanzung  vieler  Nutzfische  und  das  Heranwachsen  der  Jung- 
fische wichtigen  Gebiet  und  kann  selbständig  Schongesetze  er- 
lassen, die  den  lokalen  Verhältnissen  angepasst  sind  und  bei  den 
heimischen  Fischern  ohne  grosse  Schwierigkeiten  durchgeführt 
werden  können. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  auch  der  Fischereiaufsicht  gedacht, 
der  bei  dem  Zustandekommen  dieses  neuen  Planes  eine  bedeutend 
erweiterte  Aufgabe  zufallen  würde.  Bekanntlich  wird  die  Aufsicht 
über  die  Seefischerei ,  insbesondere  über  die  Respektierung  der 
3  Meilen-Grenze  durch  fremde  Fahrzeuge ,  jeweilig  durch  ein 
Kriegsschift"  geführt.  Entsprechend  dem  Verfahren  anderer  Staaten, 
besonders  Dänemarks,  ist  es  wünschenswert,  dass  diese  Aufsicht 
mit  grösster  Strenge  durchgeführt  wird;  nicht  selten  ist  von 
deutschen  Seefischern  über  Eingriffe  ,  namentlich  von  englischer 
und  schwedischer  Seite,  Klage  geführt.  —  Die  Ausdehnung  des 
Küstenbezirks  für  die  Seefischerei  von  3  auf  12  Seemeilen  halte 
ich  im  Interesse  einer  rationellen  Fischerei  und  eines  Beginnes 
der  Meereskultur  für  höchst  wünschenswert ;  die  beteiligten  Staaten 
werden  sich  auf  die  Dauer  einer  derartigen  internationalen  Mass- 
nahme nicht  entziehen  können.  Nur  durch  eine  derartige  Ge- 
bietsverteilung an  die  einzelnen  Staaten  ist  es  möglich ,  die  un- 
geheuren Schwierigkeiten,  die  sich  einer  internationalen  Regelung 
der  Hochseefischerei  in  den  Weg  stellen,  zu  beseitigen.  Da 
internationale  Schonmassregeln  nicht  zu  erzielen  sind  ,  muss  das 
Gebiet  des  nationalen  Schutzes  möglichst  weit  ausgedehnt  wer- 
den. —  — 

Noch  eine  bisher  nicht  berührte  Frage ,  mit  der  sich  auch 
die  Oeftentlichkeit  wiederholt  beschäftigt  hat,  muss  hier  Erwäh- 
nung finden  :  die  Frage  des  H  e  r  i  n  g  s  z  o  1 1  e  s  ').  Für  die 
grosse  Heringsfischerei  Deutschlands  ist  der  schottische  Hering 
ausschlaggebend.  Die  Lage  Deutschlands  zu  den  Fanggründen 
zwingt  der  deutschen  Heringsfischerei  als  Betriebsweise  die  echte 
Hochseefischerei  auf,  die  mit  grossen  Kosten  und  mit  grossem 
I)  1897  S.  109  ff. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1898.  3.  27 
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Risiko  verbunden  ist.  Die  schottische  Heringsfischerei  ist  da- 
gegen ganz  überwiegend  reine  K  ü  s  t  e  n  f  i  s  c  h  e  r  e  i,  daher  be- 
deutend billiger  und  gefahrloser. 

Zu  dieser  ausserordentlich  schwerwiegenden  Bevorzugung 
des  schwedischen  Wettbewerbes  aus  den  durch  die  Natur  ge- 
schaffenen Bedingungen  treten  dann  noch  einige  weitere  hinzu, 
die  ihre  Ursache  in  gesetzlichen  Einrichtungen  haben. 
Der  Verkehr  mit  Salz  ist  in  Schottland  ganz  frei. 
Ausserdem  kennt  Schottland  leider  nicht  die  durch  die  sozial- 
politische Gesetzgebung  notwendig  gemachten  Aus- 
gaben, wodurch  die  Erträge  der  schottischen  Unternehmung  bei 
gleichen  Verhältnissen  um  i  Proz.  günstiger  stehen  als  die  der  deut- 
schen. Es  ist  sicherlich  keine  unbillige  Forderung,  wenn  hierfür  auf 
dem  Wege  des  Zolls  ein  Ausgleich  gefordert  wird,  da  andernfalls 
der  mangelnde  Arbeiterschutz  prämiert  wird.  Deutschland  bezahlt 
gegenwärtig  für  seinen  eigenen  Bedarf  an  Salzheringen  28—35 
Millionen  Mark  an  das  Ausland;  der  Konsum  betrug  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  1836/40:  1,10  Kg;  1866/70:  2,02  Kg; 
1886/90:  3,57  Kg:  1891/95:  3,74  Kg.  Die  Ausgabe  von  etwa 
30  Millionen  Mark  für  gesalzene  Heringe  an  das  Ausland  ist  da- 
durch als  besonders  überflüssig  gekennzeichnet,  dass  sie  für  eine 
Ware  entrichtet  wird,  die  den  der  freien  Ausbeutung  aller  Völker 
gleichmässig  zugänglichen  Meeresschätzen  entstammt  ^).  Die  Lage 
der  Küstenbevölkerung  ist  nach  dem  Rückgang  der  Küstenschiff- 
fahrt  unter  Segel  immer  drückender  geworden.  Eine  neue  Ent- 
wicklung der  grossen  Heringsfischerei  wäre  am  besten  geeignet, 
Abhilfe  zu  bringen.  Sie  würde  Tausen-den  neue  Beschäftigung 
geben.  Auch  andere  Teile  der  Seefischerei  und  eine  Reihe  von 
Nebenindustrien  würden  grosse  Vorteile  aus  einem  bedeutenden 
Aufschwung  der  Heringsfischerei  ziehen.   Ferner  ist  an  die  eminente 


i)  Vor  einiger  Zeit  ist  übrigens  eine  neue  grosse  Herings-  und  Hochseefischerei- 
Gesellschaft  gegründet,  die  den  Heringsfang  statt  mit  Segelloggern  mit  Dampf  loggern 
betreiben  will,  der  erste  Versuch,  den  man  in  dieser  Beziehung  in  Deutschland  macht. 
Man  hofft  auf  diese  Weise  die  kolossale  Einfuhr  an  Heringen  aus  dem  Auslande  er- 
folgreich bekämpfen  und  die  vielen  Millionen  Mark,  die  jetzt  für  dieses  Volksnah- 
rungsmittel ins  Ausland  fliessen,  wenigstens  teilweise  dem  Vaterland  erhalten  zu  kön- 
nen. Das  zu  dem  Betrieb  dieser  Gesellschaft  ,  die  ihren  Sitz  in  Geestemünde  haben 
wird,  nötige  Aktienkapital  von  5V2  Mill.  Mark  ist  bereits  voll  gezeichnet  und  die 
Konstituierung  der  Gesellschaft,  die  im  Sommer  bis  in  den  November  hinein  dem 
Heringsfang  und  dann  der  Hochseefischerei  obliegen  wird,  erfolgt.  Ihre  Thätigheit 
wird  die  Gesellschaft  bereits  im  nächsten  Frühjahr  beginnen. 
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Wichtigkeit  der  Fischereiflotte  für  die  Kriegsflotte  zu  denken, 
zieht  die  Marine  doch  den  Hauptteil  ihrer  Bemannung  aus  den 
Fischern.  Besonders  für  den  Fall  der  Mobilmachung  sind  die 
Fischer  sehr  viel  wertvoller  als  die  in  der  Handelsflotte  thätigen 
Personen,  da  sie  in  jedem  Augenblick  ganz  zur  Verfügung  stehen, 
eine  Thatsache,  die,  wie  der  Vereinspräsident  Dr.  Herzvig  schreibt, 
die  Marineverwaltung  aufs  Eifrigste  bedacht  sein  lassen  sollte, 
darauf  hinzuwirken,  dass  die  zur  Reserve  entlassenen  Mannschaften 
möglichst  in  das  Seefischereigewerbe  zurückströmen.  Als  Mittel 
zur  Hebung  der  grossen  Seefischerei  in  Deutschland  ist  im  All- 
gemeinen der  Ausgleich  der  ungünstigen  Bedingungen  zu  fordern, 
unter  denen  infolge  der  geographischen  Lage  der  Fanggründe 
auf  schottische  Heringe  gefischt  werden  muss,  und  der  Ausgleich 
mit  den  Erschwerungen,  die  der  deutschen  Seefischerei  aus  ge- 
wissen staathchen  Einrichtungen  erwachsen.  Als  solche  Massre- 
geln wären  zu  nennen  :  Gew  ähr  ung  staatlicher  Darlehen, 
Gewährung  der  Zollfreiheit  für  Salz,  Gewährung 
von  Staatsprämien ,  und  endlich  Einführung  eines 
Schutzzolles  auf  ausländische  Heringe.  Das  Bei- 
spiel Frankreichs ,  das  wir  oben  betrachtet  haben ,  mahnt  zur 
Vorsicht  vor  zu  ausgedehnter  Anwendung  der  einzelnen  Mittel. 
Insbesondere  sind  die  zinsfreien  Darlehen  und  die  Prämien  doch 
nur  für  das  Anfangsstadium  oder  als  Ueber- 
gangsmassregel,  nicht  aber  als  ständige  Unterstützung  des 
erstarkten  Gewerbes  zu  rechtfertigen.  Die  Zollfreiheit  für  das 
zum  Konservieren  der  Heringe  nötige  Salz  besteht  bereits.  Bleibt 
der  HeringszolL  Dass  derselbe  als  Finanzzoll  nicht  zu  rechtfer- 
tigen ist,  unterHegt  keinem  Zweifel,  obwohl  Oesterreich-Ungarn 
und  Russland  dieses  verbreitete  Volksnahrungsmittel  mit  einem 
starken  Finanzzoll  belegt  haben,  x^nders  ein  Schutzzoll,  der  dazu 
dient,  Deutschlands  Seefischerei  in  den  Stand  zu  setzen,  die  für 
jeden  Staat  bereit  Hegenden  Schätze  des  Meeres,  soweit  das  Land 
ihrer  bedarf,  selbst  zu  ernten  und  die  äusserst  schwierige  Lage 
der  Küstenbevölkerung  zu  bessern.  Nach  der  Ansicht  Herwigs 
würde  eine  Erhöhung  des  Zolles  von  3  auf  9  Mark  die  deutsche 
Seefischerei  soweit  konkurrenzfähig  machen ,  dass  es  weiterer 
Schutzmittel  —  Prämien  —  nicht  mehr  bedarf,  ohne  dass  der 
deutsche  Konsument  den  Schaden  trüge,  der  vielmehr  auf  das 
Ausland  abgewälzt  werden  würde.  Höchstens  könnte  es  sich  um 
den  Bruchteil  eines  Pfennigs  auf  das    Stück    handeln.     Die    Ent- 
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Wicklung  der  grossen  Heringsfischerei  in  Deutschland  bis  zu  dem 
Umfang,  dass  sie  den  Eigenbedarf  Deutschlands  ganz  oder  zum 
grössten  Teil  deckt,  ist  im  wirtschaftlichen  und  nationalen  Inter- 
esse sehr  wünschenswert ,  besonders  angesichts  der  ungünstigen 
Lage  der  Küstenbevölkerung  infolge  des  Rückganges  der  Segel- 
schiffahrt, auch  im  Interesse  der  Kriegsflotte.  Von  diesem  letzten 
Gesichtspunkte  aus,  den  wir  schon  oben  erwähnten,  steigt  natür- 
lich die  Bedeutung  der  Seefischerei  mit  dem  wachsenden  Bedarf 
unserer  Kriegsflotte. 

Die  staatliche  Fürsorge  für  die  Seefischerei  hat  sich  also, 
wie  wir  gesehen  haben,  besonders  auf  das  Transport-,  Wasserbau-, 
Signal-  und  Versicherungswesen  zu  erstrecken,  worunter  die 
Hebung  des  Transportwesens  gegenwärtig  jedenfalls  die  erste 
Stelle  beanspruchen  muss.  Die  Förderung  der  grossen  Herings- 
fischerei durch  einen  Schutzzoll  ist  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  so- 
weit der  Zoll  nur  einen  Ersatz'für  die  teils  natürliche,  teils  gesetzHche 
Benachteiligung  der  deutschen  Fischerei  gegenüber  dem  Auslande 
bieten  soll.  Neben  diesen  verschiedenen  praktischen  Massnahmen 
gebührt  der  wissenschaftlichen  Durchforschung  der  Meere  ein  be- 
vorzugter Platz ;  ohne  sie  ist  eine  rationelle  Fischerei  unmöglich. 
Diese  wissenschaftliche  Forschung  hat  bereits  zu  den  wichtigsten 
Resuhaten  geführt  und  für  die  Zukunft  ein  grossartiges  Programm 
vorgezeichnet;  das  weitblickende  Programm  heisst  in  seinen 
Grundzügen:    Meereskultur,    und    zu  dem  Zweck:    internationale 

Meeresverteilung.     Mag  es  heute  noch  eine  Utopie  scheinen 

wer  hat  vor  Jahrhunderten  auf  dem  Lande  eine  feste  Grenzlinie 
gezogen  ?  Und  bei  den  unkultivierten  Völkern  laufen  noch  heute 
die  Grenzländer  unübersehbar  in  einander  über.  Erst  je  weiter 
die  Landeskultur  fortgeschritten,  um  so  enger  und  fester  i.st  die 
Grenze  geworden ,  bis  sie  endhch  in  eine  Luftlinie  zusammen- 
schrumpfte. Vor  dem  Meere  hat  heute  noch  die  Kultur  und  die 
Begrenzung  Halt  gemacht.  Doch  auch  die  Schätze  des  Meeres 
werden  kostbarer  und  drohen  zu  versiegen,  wenn  die  Kulturarbeit 
nicht  eingreift.  Und  damit  der  einzelne  Staat  hier  kulturell  mit 
Erfolg  vorgehen  kann,  muss  ein  möghchst  weites  Gebiet  für  die 
Zwecke  der  Seefischerei  ihm  allein  zugeschrieben  werden.  Je 
eher  die  Grenze  erweitert  wird  ,  um  so  besser  für  die  Meeres- 
kultur. Der  Seefischerei  der  Zukunft  eröffnet  sich  damit  eine 
ganz  neue,  eigenartige  Perspektive. 
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DIE  GESETZLICHEN  GRUNDLAGEN  DES 
HESSISCHEN  BUDGET-RECHTES. 


VON 

IiIEMP:NZ 

GKOSSH.    HESS.    RENTAMTMANN. 


Die  nationale  Begeisterung  und  Volkserhebung,  welche  zur 
glücklichen  Beendigung  der  Freiheitskriege  im  Anfang  unseres 
Jahrhunderts  so  wesentlich  beigetragen  haben,  die  die  Aussicht 
auf  einen  dauerhaften  und  segensreichen  Frieden  eröffnete,  hatte 
in  allen  Kreisen  des  deutschen  Volkes  die  Hoffnung  wachge- 
rufen, dass  die  kommende  Friedenszeit  auch  den  gerechtfertigten 
Wünschen  des  Volkes  auf  eine  entsprechende  Teilnahme  des- 
selben an  den  Regierungsgeschäften  Rechnung  tragen  werde. 
In  der  That  ist  dies  auch  in  den  offizielUen  Friedensverhand- 
lungen und  Berathungen  der  vereinigten  Deutschen  Fürsten  der 
F'all  gewesen ,  denn  sowohl  die  Wiener  Erklärung  vom  i6.  No- 
vember 1814  (Wiener  Kongress)  als  auch  die  Bundesakte  vom 
8.  Juni  1815  enthielten  bestimmte  und  bündige  Erklärungen,  nach 
welchen  sich  die  Deutschen  Bundesfürsten  bereit  erklärten, 
constitutionelle  Verfassungen  in  ihren  betreffenden  Bundesstaaten 
einzuführen.  Und  so  sehen  wir  denn,  dass  in  dem  folgenden  Jahr- 
zehnt in  den  damals  wichtigsten  deutschen  Staaten  Verfassungen 
eingeführt  wurden ,  welche  in  ihren  wesentlichsten  Punkten  viel 
Uebereinstimmendes  enthielten.  Namentlich  kann  dies  auch  gesagt 
werden  von  den  in  den  meisten  in  jener  Zeit  erlassenen  Ver- 
fassungen enthaltenen  Bestimmungen,  welche  die  Teilnahme  der 
Volksvertretung  an  der  Verwaltung  der  Staatseinkünfte  und  des 
Staatsvermögens    festsetzten    und    welche    somit    die  Grundlagen 
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der  landständischen  Budgetrechte  in  den  verschiedenen  deutschen 
Staaten  geworden  sind.  Das  gemeinsame  Vorbild  aller  dieser  in  den 
verschiedenen  Staaten  erlassenen  Gesetze  bildet  die  einschlägige 
engHsche  Gesetzgebung  mit  ihren  auf  einer  alten  historischen 
Grundlage  festbegründeten   parlamentarischen  Einrichtungen. 

Im  Grossherzogtum  Hessen  wurden  nach  mancherlei  Ver- 
zögerungen und  nachdem  in  den  Jahren  i8i6  bis  1820  bei  der 
Regierung  dahingehende  Vorbereitungen  getroffen  worden  waren, 
im  J.  1820  das  Edikt  vom  18.  März  1820  erlassen ,  welches  in- 
dessen weder  den  Erwartungen,  welche  man  in  weiteren  Kreisen 
der  hessischen  Bevölkerung  an  die  zu  erlassende  Verfassungs- 
Urkunde  knüpfte,  entsprach,  noch  auch  die  Billigung  der  2.  Kam- 
mer der  Landstände,  welche  am  27.  Mai  desselben  Jahres  zu- 
sammentrat, gefunden  hat.  Für  unsere  Betrachtung  mag  hier 
auf  den  Inhalt  des  Art.  15  hingewiesen  sein,  welcher  die  Grund- 
lage eines  verfassungsmässigen  Budgetrechtes  in  einer  allerdings 
knappen  Form  enthielt  und  welche  schon  im  Wesentlichen  mit 
den  in  der  Verfassungs-Urkunde  enthaltenen  Bestimmungen  über- 
einstimmte. In  dem  Edikt  fehlt  eine  ausdrückliche  Anerkennung 
des  Steuerbewilligungsrechtes  der  Landstände,  wie  solches  in 
allen  deutschen  Verfassungen  enthalten  war.  Die  Bestimmungen 
des  erwähnten  Art.  15  sind  aber  namentlich  um  deswillen  ganz 
wertlos,  weil  dieselben  durch  den  Inhalt  des  nachfolgenden  Art.  16 
für  gewisse  Fälle  ganz  wirkungslos  gemacht  werden ,  so  zwar, 
dass  man  sie  als  die  Grundlage  eines  den  Landständen  zustehen- 
den Budgetrechtes  nicht  betrachten  konnte.  Es  war  nämlich  in 
dem  letzteren  bestimmt,  dass  für  den  Fall  ein  neues  Finanzgesetz 
nicht  zu  Stande  käme,  die  nach  dem  alten  Finanzgesetze  er- 
hobenen Steuern,  insofern  sie  nicht  bloss  für  einen  vorübergehen- 
den und  bereits  erreichten  Zweck  bestimmt  gewesen  seien,  noch 
ein  Jahr  fortbestehen  sollten,  während  dessen  ein  neuer  Landtag 
seitens  der  Regierung  einzuberufen  wäre.  Diese  Bestimmung, 
welche  von  den  Landständen  in  keiner  Weise  gebilligt  wurde, 
wird  in  demselben  Artikel  damit  begründet ,  dass  die  Erhaltung 
der  Existenz  des  Staates  und  die  eingegangenen  rechtlichen  Ver- 
pflichtungen der  Regierung  nicht  von  einer  willkürlichen  Steuer- 
Verweigerung  der  Landstände  abhängig  gemacht  werden  könnten. 

In  dem  darauf  folgenden  Landtag,  welcher  nach  Massgabe 
der  in  dem  Edikt  enthaltenen  bezüglichen  Bestimmungen  gebil- 
det war,  wurde  dann  die  Verfassungs-Urkunde  in  ihrer  z.  Zt.  noch 
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gültigen  Form  zwischen  der  Regierung  und  den  Landständen 
vereinbart.  Die  Verfassungs-Urkunde  vom  17.  Dezbr.  1820  enthält 
die  Grundlagen  eines  landständischen  Budgetrechtes  in  ihren  Art.  7, 
6y — 71  und  78  und  zwar  bestimmt  Art.  7  in  Bezug  auf  die  zum 
Famihen-Eigentume  des  Grn.  Hauses  gehörigen  Domänen:  »Die 
Einkünfte  dieses  Familiengutes,  worüber  eine  besondere  Berech- 
nung geführt  wird,  sollen  jedoch  in  dem  Budget  aufgeführt  und 
zu  den  Staatsausgaben  verwendet  werden,  die  zu  den  Bedürf- 
nissen des  Grn.  Hauses  und  Hofes  erforderlichen  Summen,  sind 
aber  darauf  vorzugsweise  radiziert«.  —  Art.  öy :  »Ohne  Zustim- 
mung der  Stände  kann  keine  direkte  oder  indirekte  Auflage 
ausgeschrieben  oder  erhoben  werden.  Das  Finanzgesetz,  welches 
immer  auf  3  Jahre  gegeben  wird,  soll  zuerst  der  2.  Kammer 
vorgelegt  werden,  welche  darüber  nach  einer  vorherigen  ver- 
traulichen Besprechung  mit  der  i.  Kammer  durch  die  Ausschüsse 
ihre  Beschlüsse  zu  fassen  hat.  Die  Beschlüsse  der  2.  Kammer 
kann  die  erste  nur  im  Ganzen  annehmen  oder  verwerfen.  Ge- 
schieht das  Letztere,  so  wird  das  Finanzgesetz  in  einer  Versamm- 
lung der  vereinigten  beiden  Kammern  unter  dem  Vorsitz  des 
Präsidenten  der  ersten  diskutiert  und  der  Beschluss  nach  absolu- 
ter Stimmenmehrheit  gefasst.«  —  Art.  68:  »Die  Bewilligungen 
dürfen  von  keiner  Kammer  an  die  Bedingung  der  Erfüllung  be- 
stimmter Desiderien  geknüpft  werden.  Beide  Kammern  sind 
jedoch  befugt,  nicht  nur  eine  vollständige  Uebersicht  und  Nach- 
weisung der  Staatsbedürfnisse ,  sondern  auch  eine  genügende 
Auskunft  über  die  Verwendung  früher  bewilligter  Summen  zu 
begehren.«  —  Art.  69:  »Die  Auflagen,  insofern  sie  nicht  bloss 
für  einen  vorübergehenden  und  bereits  erreichten  Zweck  bestimmt 
waren,  dürfen  nach  Ablauf  der  Verwilligungszeit  noch  6  Monate 
forterhoben  werden,  wenn  die  Ständeversammlung  aufgelöst  wird, 
ehe  ein  neues  Finanzgesetz  zu  Stande  kommt,  oder  wenn  die 
ständigen  Berathungen  sich  verzögern.  Diese  sechs  Monate  wer- 
den jedoch  der  neuen  Finanzperiode  mit  eingerechnet.«  —  Art.  70 
enthält  dann  die  Bestimmungen  über  die  Civilliste  und  Art.  71 
diejenigen  über  das  Notanleiherecht  der  Regierung.  Art.  78  ent- 
hält die  Bestimmung :  »Die  gesamte  Staatsschuld,  welche  ohne 
ständische  Einwilligung  nie  vermehrt  werden  kann,  ist  als  solche 
durch  die  Verfassung  garantiert.  Die  Art  und  Weise  ihrer  Rück- 
zahlung bestimmt  das  Schuldentilgungsgesetz.« 

Mit    diesen    Bestimmungen    war    eine    gesetzliche    Grundlage 
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für  ein  Budgetrecht  geschaffen,  das  den  berechtigten  Forderungen 
der  landständischen  Vertretung  auf  eine  Teihiahme  an  der  wirt- 
schaftlichen Verwaltung  des  Staatsvermögens  zu  entsprechen  ge- 
eignet war.  Gleichwohl  können  diese  Bestimmungen  nicht  als 
eine  erschöpfende  Darstellung  aller  einschlägigen  rechtlichen  Fra- 
gen betrachtet  werden;  es  konnte  dies  auch  bei  der  erstmaligen 
Festsetzung  dieser  Grundsätze  nicht  erwartet  werden  und  es 
musste  den  späteren  Zeiten  vorbehalten  bleiben,  diese  Grund- 
sätze nach  den  Richtungen  hin  zu  erweitern  und  auszubauen, 
welche  die  praktische  Erfahrung  für  notwendig  halten  würde. 

Welchen  grossen  Fortschritt  dieselben  aber  im  Vergleich  zu 
den  vorherigen  Zuständen  bildeten ,  wird  erst  recht  klar,  wenn 
man  erwägt,  dass  die  ganze  Verwaltung  des  Staatsvermögens 
und  der  Staatseinkünfte  bis  dahin  noch  nach  den  veralteten 
Regeln  erfolgt  ist,  welche  den  Grundsätzen  des  absoluten  Regimes 
der  deutschen  Kleinstaaten  im  vorigen  Jahrhundert  entsprungen 
waren.  Eigentliche  Voranschläge  für  den  gesamten  Staatshaus- 
halt noch  auch  für  einzelne  Teile  der  Fiuanzverwaltung  hatten 
bis  dahin  nicht  bestanden.  Statt  deren  waren  monatliche  und 
jährliche  Probabilitäts-Anschläge  eingeführt,  welche 
sowohl  von  der  Generalkasse  als  auch  den  Provinzialkammerkassen 
des  Landes  vorzulegen  waren  und  nach  welchen  Finanzbedarf 
und  Mittel  für  die  nächste  Periode  abgeschätzt  wurden.  Diese 
Probabilitäts-Anschläge  konnten  nicht  einmal  im  finanztechnischen 
Sinne  die  Wirkung  haben  wie  eigentliche  Voranschläge,  da  sie 
nicht  mit  der  notwendigen  Genauigkeit  aufgestellt  waren  und  da 
sie  ausserdem  auf  den  Grundlagen  einer  Naturalabgabenwirtschaft 
aufgebaut  waren,  welche  bis  dahin  noch  bei  der  Verwaltung  der 
Staatseinkünfte  eingeführt  war.  Die  jährlichen  Probabilitäts  -  An- 
schläge der  Provinzialkammerkassen  wurden  dementsprechend 
alljährlich  zu  einer  Zeit  vorgelegt,  wenn  man  über  den  Ausfall 
der  Ernte  zuverlässige  Angaben  machen  konnte.  Es  ist  einleuch- 
tend, dass  eine  auf  einer  derartigen  Grundlage  aufgebaute  staat- 
liche Finanzwirtschaft  nicht  den  Anforderungen  genügen  konnte, 
welche  man  gegenwärtig  an  dieselbe  stellt.  Bedenkt  man  ausser- 
dem, dass  das  ganze  Staatswesen,  welches  kaum  fünf  Jahre  vor- 
her seine  damalige  Gestalt  angenommen  hatte,  noch  in  einem 
Bildungs-  und  Entwicklungsprozess  begriffen  war,  der  noch  nicht 
abgeschlossen  war  und  dass  die  langen  Kriegsjahre  und  die  hier- 
durch bedingten  grossen,  finanziellen  Leistungen  die  Staatsfinanzen 
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derart  erschöpft  hatten ,  dass  sich  dieselben  in  der  kurzen  fünf- 
jährigen Friedenszeit  noch  nicht  wieder  gekräftigt  hatten,  so  wird 
man  es  begreiflich  finden,  dass  der  gesammte  Staatshaushalt  bei 
Erlass  der  Verfassung  sich  nicht  in  dem  geordneten  Zustande 
befand ,  wie  es  wohl  wünschenswert  gewesen  wäre.  Als  dann 
die  Thätigkeit  der  Landstände  mit  der  Beratung  des  Budgets 
für  1821/23  begann,  war  es  notwendig,  dass  erst  durch  eine  be- 
sondere Kommission  die  Finanzlage  des  Staates  untersucht  und 
klar  gestellt  werden  musste,  um  eine  Unterlage  zu  gewinnen,  auf 
welcher  sich  das  Staatsbudget  aufbauen  liess. 

Die  Herbeiführung  geordneter  dem  Geiste  einer  verfassungs- 
mässigen Finanzverwaltung  entsprechender  Zustände  wurde  dann 
auch  alsbald  durch  verschiedene  Gesetze  und  Verordnungen  ange- 
strebt. Wir  nennen  hier  vor  Allem  das  Staatsschuldentilgungsgesetz 
vom  29.  Juni  1821,  welches  zur  Ausführung  des  Art.  78  der  Ver- 
fassungs-Urkunde erlassen  wurde  und  durch  welches  eine  geregelte 
Verwaltung  dieses  wichtigen  Teiles  der  Finanzen  gewährleistet 
wurde,  sowie  die  Instruktion  »zur  Verbindung  des  Kameral- 
Rechnungswesens  mit  dem  Hauptstaatsvoranschlage«  vom  23.  De- 
zember 1820,  durch  welche  die  Ausführung  der  landständischen 
in  dem  Budget  niedergelegten  Beschlüsse  bei  den  einzelnen  Or- 
ganen der  Staatsfinanzverwaltung  gesichert  werden  sollte. 

Alle  diese  Bestimmungen  und  namentlich  diejenigen  der  Ver- 
fassungs-Urkunde lehnen  sich  an  an  die  auch  in  andren  deutschen 
Staaten  über  diesen  Gegenstand  in  jener  Zeit  erlassenen  Gesetze. 
Es  wird  nicht  uninteressant  sein,  die  hierdurch  geschaffene  Grund- 
lage des  hessischen  Budgetrechtes  an  der  Hand  derjenigen  Grund- 
sätze, welche  die  moderne  Staatswissenschaft  über  diese  Materie 
aufgestellt  hat  und  welche  zum  grössten  Teil  aus  den  Erfahrungen 
des  englischen  Parlamentarismus  geschöpft  sind,  einer  eingehen- 
den Betrachtung  zu  unterziehen.  Es  ist  hierbei  Folgendes  be- 
achtenswert : 

In  der  Verfassungs-Urkunde  ist  nur  von  dem  Finanzgesetze 
die  Rede.  Dieses  selbst  enthält  aber  nur  die  Vorschriften,  welche 
Arten  von  staatlichen  Auflagen  erhoben  werden  sollen  unter 
gleichzeitiger  Angabe  des  Steuerfusses  und  eventueller  sonstiger 
Einheitssätze ,  ohne  jedoch  die  Summen  der  zu  erhebenden 
Staatsauflagen  im  Einzelnen  noch  in  der  Totalität  der  gesammten 
Staatseinnahmen  zu  veranschlagen  und  bezüglich  der  Staatsaus- 
gaben   nur    die    gesetzliche    Formel:     »Sämtliche    Staatsausgaben 
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sollen  auf  die  verschiedenen  Verwaltungszweige  so  verteilt  werden, 
wie  die  Bedürfnisse  von  Unseren  getreuen  Ständen  bewilligt  wor- 
den und  wie  solche  in  der  Beilage  zum  gegenwärtigen  Gesetze 
aufgeführt  sind«.  Diese  Vereinbarung  über  die  Staatsausgaben 
erfolgt  aber  eben  in  dem  Hauptvoranschlag  und  erlangen  die 
darin  vereinbarten  Bewilligungen  durch  diese  Aufnahme  in  das 
Finanzgesetz  die  gesetzHche  Kraft.  Die  weiter  erwähnte  Beilage 
bildet  eine  kapitelweise  Zusammenstellung  der  Staatsausgaben, 
wie  solche  aus  der  landständischen  Berathung  des  Hauptstaats- 
voranschlags hervorgegangen  sind.  Diese  Beilage  war  dem  je- 
weiligen Finanzgesetze  früher  nicht  beigegeben,  sie  war  auch  vor 
Erlass  des  Gesetzes  über  die  Verwaltung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Staates  und  solange  überhaupt  die  Frage,  ob  die 
bewilligten  Summen  im  Ganzen  für  die  notwendigen  Staatsaus- 
gaben verwendet  werden  können  oder  nicht,  noch  unentschieden 
war,  gegenstandslos.  Die  Vorschrift,  dass  der  Voranschlag  zu- 
erst und  zwar  in  seinen  einzelnen  Positionen  von  der  2.  Kammer 
zu  beraten  ist,  und  dass  das  von  derselben  festgesetzte  Budget 
von  der  ersten  Kammer  nur  im  Ganzen  angenommen  oder  abge- 
lehnt werden  kann,  entspricht  den  analogen  Bestimmungen,  welche 
in  fast  allen  Staaten  mit  einem  Zweikammersystem  über  diesen 
Gegenstand  gelten. 

Nach  Art.  67  ist  weiter  eine  dreijährige  Budgetperiode  vor- 
geschrieben. Es  ist  dies  einer  der  Punkte,  in  welchem  sich  unser 
Budgetrecht  von  dem  anderer  Staaten,  namentlich  aber  von  dem 
des  Reiches  und  Preussens  unterscheidet,  indem  dort  nur  ein- 
jährige Budgetperioden  vorgeschrieben  sind.  Baden  hat  2jährige, 
Bayern,  welches  anfänglich  6jährige  Budgetperioden  hatte,  hat 
nunmehr  seit  1865  ebenfalls  2Jährige  Budgetperioden.  Die  Ein- 
haltung dreijähriger  Budgetperioden  ist  indessen  nicht  immer 
möglich  gewesen  und  sind  die  bestehenden  Finanzgesetze  wieder- 
holt verlängert  worden.  Für  die  Finanzperioden  1833  —  35  und 
1848 — 50  sind  eigenthche  Budgets  überhaupt  nicht  zu  Stande  ge- 
kommen und  für  das  Jahr  1872  wurde  auf  Wunsch  der  2.  Kam- 
mer nur  ein  einjähriges  Budget  vereinbart.  Dem  in  dieser  Kam- 
mer und  namentlich  seit  1871  wiederholt  hervorgetretenen  Er- 
suchen um  Einführung  einjähriger  Budgetperioden,  welche  ja  wohl 
den  Vorteil  haben  würden,  dass  unsere  Finanzverwaltung,  welche 
in  so  vielen  Punkten  von  derjenigen  des  Reiches  und  nun  neuer- 
dings auch  von  derjenigen  Preussens  abhängig  ist,  auch  hinsieht- 
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lieh  dieser  Bestimmungen  mit  denjenigen  des  Reiches  und  Preussens 
übereinstimmen  würde,  ist  durch  diese  einmalige  Vereinbarung 
einer  einjährigen  Budgetperiode  versuchsweise  Rechnung  getragen 
worden.  Bei  diesem  Versuche  ist  es  indessen  auch  gebheben 
und  man  kann  der,  selbst  auch  aus  Kreisen  der  Abgeordneten 
bei  Besprechungen  über  diesen  Gegenstand  geäusserten  Ansicht, 
dass  die  Einführung  einjähriger  Budgetperioden  für  das  Grossherzog- 
tum Hessen  weder  notwendig  noch  auch  im  Vergleich  zu  dem 
seitherigen  Zustande  besonders  nützlich  sei,  unbedingt  zustimmen. 
Die  finanzielle  Lage  ist  eine  so  übersichtHche  und  bei  den  kleinen 
Verhältnissen  des  Landes  eine  so  einfache,  dass  auch  bei  drei- 
jährigen Budgets  die  notwendige  Uebersicht  über  alle  Teile  der 
Finanzverwaltung  nicht  verloren  gehen  kann.  Zudem  ist  durch 
den  Umstand,  dass  unser  Budget  in  seinen  hauptsächlichsten 
Einnahmen  und  Ausgaben  von  dem  Reichshaushalts-Etat  und  von 
dem  preussischen  Etat  abhängig  ist,  eine  jährliche  Berathung 
eben  dieser  wichtigsten  Einnahme-  und  Ausgabeposten  in  gesetz- 
gebenden Körperschaften  gewährleistet  und  was  speziell  den 
Reichshaushalts-Etat  anbelangt,  in  einer  solchen,  zu  welcher  auch 
unser  Land  seine  Abgeordneten  zu  entsenden  hat.  Hiezu  kommt 
noch  ein  anderer  Punkt,  der  bei  der  Beurteilung  dieser  Frage 
beachtenswert  erscheint:  Die  einjährige  Budgetperiode  hat  vor 
allem  den  Zweck,  eine  möglichst  genaue,  in  Einzelheiten  gehende 
Veranschlagung  der  für  die  bewilligten  Ausgaben  notwendigen 
Deckungsmittel  zu  bewirken.  Dieser  Punkt  kann  da  von  Wich- 
tigkeit sein,  wo  eine  ausdrückliche  Bilanzierung  der  Einnahmen 
vorgeschrieben  ist  oder  wo  die  Natur  der  staatlichen  Einnahme- 
quellen so  beschaffen  ist,  dass  dieselben  häufigen  und  erheblichen 
Schwankungen  unterworfen  sind,  wie  beides  im  Reichshaushalte 
der  Fall  ist.  Sie  erscheint  aber  weniger  von  Wichtigkeit,  wo 
eine  derartige  Bilanzierung  der  Einnahmen,  wie  dies  bei  unserem 
hessischen  Budget  der  Fall  ist,  weder  vorgeschrieben,  noch  auch 
seither  geübt  worden  ist.  Die  einjährigen  Budgetperioden  er- 
scheinen aber  auch  um  desswillen  nicht  so  notwendig,  weil  die 
Natur  unserer  staatHchen  Einnahmequellen  nicht  so  beschaffen 
ist,  dass  man  nicht  mit  ziemlicher  Sicherheit  auf  3  Jahre  hinaus 
die  von  demselben  zu  erwartenden  Einnahmen  abschätzen  könnte. 
Unsere  hauptsächlichsten  spezifisch  hessischen  Einnahmequellen 
bilden  bekanntlich  die  Erträge  aus  Domänen,  Regalien,  innere  in- 
direkte   Auflagen,    Einnahmen    aus    verschiedenen    Quellen    und 
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direkte  Steuern,  welche  nach  dem  Entwürfe  des  neuesten  Budgets 
von  der  gesammten  circa  37.4  Millionen  Mark  betragenden  ordent- 
lichen Einnahmen  etwa  20  bis  21  Millionen  ausmachen.  Dieselben 
sind  derart  beschaffen,  dass  sie  einen  stabilen  Fond  von  Staats- 
Einnahmen  bilden,  an  dem  durch  die  jeweiligen  Budgets  nicht 
viel  geändert  wird.  Ein  eventuelles  Plus  oder  Minus  im  Staats- 
bedarf könnte  im  gegebenen  Falle  durch  höheren  oder  geringeren 
Anschlag  von  direkten  Steuern  erzielt  werden.  Da  aber  auch 
bei  diesen  seit  Jahren  das  übereinstimmende  Bestreben  der  Re- 
gierung und  der  Landstände  dahin  geht,  den  einmal  eingeführten 
Steuerfuss  möglichst  beizubehalten,  so  kann  auch  die  Rücksicht 
hierauf  nicht  für  die  Einführung  einjähriger  Budgetperioden  be- 
stimmend sein.  Diesen  spezifisch  hessischen  Einnahmequellen 
stehen  gegenüber  die  aus  der  Reichskasse  fliessenden  Einnahmen 
an  Zöllen  und  Reichssteuern  und  neuerdings  der  Anteil  an  dem 
Reingewinn  der  Preussisch  -  Hessischen  Eisenbahngemeinschaft, 
Einnahmen  auf  deren  Gestaltung  die  landständischen  Beschlüsse 
von  gar  keinem  oder  doch  nur  geringem  Einfluss  sind.  Bezüglich 
der  aus  der  Reichskasse  fliessenden  Einnahmen  sind  in  den  letzten 
Jahren  allerdings  bedeutende  Schwankungen ,  welche  sich  in 
unserer  Finanzverwaltung  und  in  der  Budgetfeststellung  unange- 
nehm bemerkbar  machten,  dadurch  vorgekommen,  dass  das  Ver- 
hältnis dieser  Einnahmen  zu  den  an  die  Reichskasse  zu  zahlenden 
Ausgaben  für  Matrikularbeiträge  nicht  so  geblieben  ist,  wie  es 
früher  war  und  wie  solches  auch  in  den  Budgets  angenommen 
wurde. 

Diese  Verhältnisse  könnten  allerdings  einen  Grund  bilden, 
der  für  die  Einführung  einjähriger  Budgetperioden  bestimmend 
wäre,  da  indessen  bei  der  Reichsfinanzverwaltung  die  Absicht 
ausgedrückt  worden  ist,  für  die  Folge  den  Bundesstaaten  an 
Matrikularbeiträgen  nicht  mehr  anzusinnen,  als  die  Herauszahlungen 
auf  Zölle  und  Reichssteuern  betragen  werden,  so  steht  zu  erwar- 
ten, dass  derartige  Schwankungen  in  Zukunft  vermieden  werden. 
Wenn  man  daher  die  Rücksicht  auf  die  von  dem  Reiche  zu  er- 
wartende Einnahme  oder  die  an  dasselbe  zu  zahlende  Ausgabe 
als  Grund  für  die  Einführung  einjähriger  Budgetperioden  bezeich- 
nen wollte,  so  würde  man  formell  allerdings  die  Befugnisse  der 
landständischen  Vertretung  erweitern,  materiell  aber  würde  dies 
ganz  belanglos  sein,  weil  sich  ja  eben  diese  von  dem  Reiche  ab- 
hängigen Einnahmen    und  Ausgaben    völlig    der  Mitwirkung    der 


Die  gesetzlichen   Grundlagen  des  hessischen  Budget-Rechtes  420 

hessischen  Landstände  entziehen.  Bei  richtiger  Beurteilung  dieser 
Thatsachen  wird  man  kaum  zu  dem  Schlüsse  kommen  können, 
dass  es  wünschenswert  sei,  dem  Lande  noch  die  nicht  unbedeu- 
tenden Kosten  einer  jährHchen  Budgetberatung  aufzubürden. 

Es  soll  hier  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  es  auch  nicht  an 
Versuchen  gefehlt  hat ,  das  landständische  Budgetrecht  zu  be- 
schränken. Im  Jahre  1827  Hess  der  Abgeordnete  v.  Kuder  an  die 
Zweite  Kammer  einen  Antrag  auf  Einführung  sechsjähriger  Budget- 
Perioden,  jedoch  unter  Beibehaltung  dreijähriger  Gesetzgebungs- 
landtage gelangen.  Nach  den  Vorschlägen  des  Antragstellers 
sollten  nach  dem  Beispiele  Bayerns  sechsjährige  Finanzperioden 
eingeführt  werden,  doch  sollten  die  dreijährigen  Landtagsperioden 
bestehen  bleiben  und  zwar  sollte  sich  der  Landtag  jeweils  in  der  er- 
sten Periode  mit  der  Prüfung  der  Ergebnisse  der  abgelaufenen 
(sechsjährigen)  Periode  und  in  der  zweiten  dreijährigen  Periode  mit 
der  Aufstellung  und  Beratung  des  Voranschlags  für  die  nächste  Fi- 
nanzperiode befassen.  Der  Antrag  ist  von  dem  Abgeordneten 
von  Kuder  damit  begründet  worden,  dass  er  sagte,  die  finanzielle 
Lage  des  Landes  erfordere  fortgesetzt  die  grösste  Sparsamkeit 
auf  allen  Gebieten  der  staatlichen  Verwaltung.  Mit  dieser  not- 
wendigen Sparsamkeit  ständen  jedoch  die  grossen  Kosten  nicht 
in  Einklang,  welche  die  beiden  ersten  Landtage  verursacht  hät- 
ten. Diesem  Uebelstande  könne  aber  in  wirksamer  Weise  durch 
die  von  ihm  beantragte  Aenderung  der  Budgetperioden  begegnet 
werden,  durch  welche  eine  nicht  unerhebliche  Ersparnis  erzielt 
werden  könne,  ohne  dass  darum  die  Rechte  der  Landstände  irgend- 
wie verkürzt  würden.  Diese  Anträge ,  welche  übrigens  nicht  zur 
Ausführung  kamen  ,  haben  in  einer  bezüglichen  Schrift  des  Frei- 
herrn von  Gagern  eine  ebenso  eingehende  wie  sachgemässe  Be- 
urteilung gefunden.  In  derselben  ist  in  überzeugender  Weise  dar- 
gelegt: »dass  die  Summe  ständischer  Rechte  wesentlich  verküm- 
mert und  der  Wert  ständischer  Verfassung  herabgesetzt  würde«, 
wenn  der  Motion  des  Herrn  v.   Kuder  Folge  gegeben  würde. 

Es  ist  hier  ferner  noch  zu  beachten  die  Veränderung,  welche 
an  dem  Umfang  des  Staatsbudgets  im  Vergleiche  zu  den  Staats- 
aufgaben seit  1866  durch  den  Anschluss  des  Landes  an  den  nord- 
deutschen Bund  und  die  später  erfolgte  Errichtung  des  Deutschen 
Reiches  und  die  neuerdings  mit  Preussen  wegen  Herstelluung 
einer  Eisenbahngemeinschaft  abgeschlossenen  Verträge,  erfolgt  ist. 
Diese  politischen  Ereignisse  haben  bekanntlich  zur  Folge  gehabt, 
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dass  fast  die  ganze  Pflege  der  auswärtigen  Beziehungen,  welche 
das  Land  früher  unterhalten  hatte,  die  Militärverwaltung  und  eine 
Reihe  wichtiger  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung  an  das  Reich 
und  bezw.  Preussen  übergegangen  sind  und  sind  für  diese  Teile 
der  Staatswirtschaft  demgemäss  in  unserem  hessischen  Budget 
Einnahmen  und  Ausgaben  nicht  mehr  vorzusehen.  Das  hessische 
Budget  stellt  sich  demnach  als  ein  solches  dar,  durch  welches 
nicht  alle  Mittel  der  Staatsverwaltung  im  weiteren  Sinne  veran- 
schlagt werden,  gibt  also  in  wirtschaftlicher  Beziehung  kein  voll- 
ständiges Bild  über  die  Erfüllung  aller  Staatsaufgaben. 

In  die  dreijährigen  Budgets  werden  alle  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Staates  mit  der  im  vorhergehenden  Absatz  enthaltenen 
Beschränkung  aufgenommen  und  zwar  nunmehr  in  einer  unten 
näher  zu  besprechenden  Reihenfolge.  Insoweit  dies  nicht  aus 
den  allgemeinen  verfassungsmässigen  Grundsätzen  der  Verfassung 
(Art.  67  Absatz  i  und  Art.  68  Absatz  2)  hervorgeht,  ist  dies 
auch  noch  bezüglich  einzelner  Staats  -  Einnahmen  und  Ausgaben 
festgelegt  in  Artikel  7  hinsichtlich  der  Einkünfte  aus  den  zum 
Familien  -  Eigentume  gehörigen  Domänen,  Art.  70  bezüglich  der 
Ausgaben  für  die  ZiviUiste  und  Art  71  und  78  bezüglich  der 
Ausgaben   für    die  Verwaltung  der  Staatsschuld. 

Nach  den  über  diesen  Gegenstand  aufgestellten  staatswissen- 
schaftlichen Doktrinen  ist  es  wohl  denkbar,  dass  einzelne  Teile 
der  Staatseinnahmen  oder  Staatsausgaben  aus  dem  ordentlichen 
Budget  ausgeschieden  und  für  immer  oder  doch  für  länger  als 
die  gewöhnlichen  Budgetperioden  bewilligt  werden.  Ein  derartiger 
Zustand,  der  wie  gesagt  unserem  hessischen  Budgetrecht  fremd 
ist,  hat  allerdings  den  Vorzug,  dass  die  Beratungen  des  ordent- 
lichen Budgets  vereinfacht  und  dadurch  an  Kosten  erspart  werden 
kann.  Andrerseits  lässt  sich  gegen  eine  derartige  Einrichtung  an- 
führen, dass  sie  die  Uebersicht  über  die  ganze  Finanzlage  erschwert 
und  unter  Umständen  geeignet  ist,  eine  genaue  Abschätzung  der 
notwendigen  Deckungsmittel  unmöglich  zu  machen.  Die  Rück- 
sicht auf  die  möglichste  Kostenersparnis  und  die  schleunigere 
Erledigung  des  Budgets  hat  allerdings  auch  bei  uns  wenig- 
stens zu  Versuchen  geführt,  eine  Trennung  des  Budgets  in  ein 
ordentliches  und  ausserordentliches  einzuführen.  Abgesehen 
von  älteren  derartigen  Anträgen  der  Regierung,  welche  in- 
dessen nur  eine  vorübergehende  Teilung  des  Budgets  zum 
Zwecke  hatten,    wurde    im  Jahre   1872  von  den  Ständen  das  Er- 
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suchen  ausgesprochen:  »Die  Frage  zu  prüfen,  ob  durch  eine 
Trennung  des  Budgets  in  ein  ordentliches  oder  ausserordent- 
liches künftig  nicht  eine  nützliche  Beförderung  der  Beratung  und 
Feststellung  desselben  erzielt  werden  könne«.  Da  die  Durch- 
führung einer  derartigen  Massregel  seitens  der  Regierung  davon 
abhängig  gemacht  worden  war,  dass  die  Stände  einem  ordent- 
lichen für  die  gewöhnlichen  laufenden  Bedürfnisse  ausreichenden 
Budget,  welches  als  ein  ständiges  anzusehen  wäre,  zustimmen 
würden,  so  dass  für  die  dreijährigen  Budgets  nur  die  ausserordent- 
lichen Einnahmen  und  Ausgaben  übrig  blieben,  die  Stände  einem 
derartigen  Ansinnen  aber  nicht  zustimmen  wollten,  so  hat  auch 
dieser  Versuch  keine  praktische  Bedeutung  erlangt.  Es  sei  hier 
sogleich  noch  erwähnt,  dass  auch  im  Reichshaushalts-Etat  für  ge- 
wöhnlich eine  Trennung  in  ordentliches  oder  ausserordentliches 
Budget  nicht  stattfindet.  Als  etwas  Aehnliches  allerdings  kann 
die  in  den  Jahren  1874,  1880  und  1887  bewilligte  Friedenspräsenz- 
ziffer des  Heeres  auf  die  Dauer  von  7  Jahren  angesehen  werden, 
indem  nämlich  hierdurch  die  hierfür  zu  bewilligenden  Mittel  mate- 
riell den  jährlichen  Etatsberathungen  vorweggenommen  wurden. 
Formell  allerdings  wurden  auch  diese  Mittel  in  die  jährlichen 
Etats  aufgenommen. 

Bei  der  Besprechung  der  Hauptgrundsätze  unseres  Budget- 
wesens sei  schliesslich  noch  angeführt,  dass  eine  ausdrückliche 
Bilanzierung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Finanzgesetze 
unterbleibt.  Eine  Vorschrift,  wie  sie  Art.  69  der  Reichsverfassung 
enthält,  wonach  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reiches  ver- 
anschlagt und  auf  den  Reichsbaushalts-Etat  gebracht  werden  müs- 
sen, existiert  hier  nicht. 

Einer  der  meist  umstrittenen  Punkte  in  der  Entwicklung  des 
Budgetrechtes  der  meisten  deutschen  Staaten  und  so  auch  in 
Hessen,  bildet  die  Frage  nach  der  Uebertragungsfähigkeit  der 
Kredite  innerhalb  der  von  den  gesetzgebenden  Faktoren  verein- 
barten Summen  des  Staatsbudgets,  sowie  der  Uebertragungs- 
fähigkeit von  Crediten  aus  einer  Budgetperiode  auf  die  nächste. 
Da  die  Verfassungs-Urkunde  selbst  hierüber  keine  Bestimmungen 
enthält,  so  waren  bis  zum  Erlass  eines  allgemeinen  Gesetzes  über 
diesen  Gegenstand  gesetzliche  Unterlagen  zur  Beurteilung  dieser 
Frage  nur  in  der  Weise  zu  gewinnen,  dass  in  den  Finanzgesetzen 
für  die  dreijährigen  Budgetperioden  bezügliche  Bestimmungen 
Aufnahme    fanden.     Bei    der    grossen  Wichtigkeit    dieses   Gegen- 
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Standes  erscheint  es  begreiflich,  wenn  eine  Vereinbarung  hierüber 
nur  schwer  und  erst  nach  Verlauf  vieler  Jahrzehnte  erreicht 
wurde.  Es  wird  notwendig  sein,  bei  diesem  Punkte  etwas  zu 
verweilen  und  schicken  wir  zur  Beurteilung  dieser  Frage  folgende 
allgemeine  Grundsätze  voraus  :  Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des 
Budgets  besteht  vor  allem  auch  darin,  dass  die  in  dem  Finanzge- 
setze und  in  dem  Hauptvoranschlag,  welcher  in  dieser  Beziehung  dem 
Finanzgesetz  gleich  zu  achten  ist,  vereinbarten  Ausgabesummen 
für  die  Erfüllung  der  wirtschaftlichen  Aufgaben  des  Staates  ge- 
wisse rechtliche  Grenzen  setzen.  Für  die  Finanzverwaltungsbe- 
hörden sind  diese  Grenzen  um  so  hemmender,  je  strenger  die 
Behörden  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  an 
die  einzelnen  Ausgabepositionen  gebunden  sind  und  je  weniger 
es  denselben  möglich  wäre ,  Uebertragungen  von  Krediten  einer 
Ausgabeposition  auf  eine  andere  vorzunehmen.  Es  ist  daher  be- 
greiflich, dass  jede  Regierung  danach  streben  wird,  in  diesem 
Punkte  möglichst  freie  Hand  zu  behalten,  während  es  andrerseits 
ebenso  natürlich  erscheint,  dass  die  Landstände  danach  streben, 
dass  die  wirtschaftlichen  Aufgaben  des  Staates  genau  in  der 
Weise  und  in  den  Grenzen  ausgeführt  werden,  wie  sie  solche 
durch  ihre  Bewilligungen  im  Ausgabebudget  eingehalten  wissen 
wollen.  Diese  Verschiedenheit  in  den  beiderseitigen  Interessen 
kam  bei  der  Gestaltung  unseres  hessischen  Budgetrechtes  schon 
bald  nach  Erlass  der  Verfassungs-Urkunde  zum  Ausdruck  und 
sind  die  bezüglichen  Bestrebungen  der  Landstände  auf  verschie- 
denen Gebieten  des  Budgets  gleichzeitig  neben  einander  geltend 
gemacht  worden. 

Während  man  nämlich  noch  bezüglich  des  Finanzgesetzes 
für  die  Finanzperiode  1824/26  dahin  übereingekommen  war,  dass 
sämtliche  Staatseinkünfte  auf  die  verschiedenen  Verwaltungszweige 
»im  Ganzen«  so  verwendet  werden  sollen,  wie  die  Bedürfnisse 
derselben  von  den  Landständen  bewilligt  worden  sind,  war  bei 
den  Budgetberatungen  für  die  Finanzperiode  1827/29  von  den 
Landständen  der  Wunsch  geäussert  worden,  dass  in  dem  Finanz- 
Gesetze  die  gesetzliche  Formel:  »Im  Ganzen«  weggelassen  werden 
möge.  Die  Bedeutung  dieser  Auslassung  in  dem  Finanzgesetze 
kann  nach  dem  Vorhergehenden  nicht  zweifelhaft  sein.  Es  würde 
für  die  Regierung  das  Aufgeben  eines  wichtigen  von  ihr  bean- 
spruchten und  seither  auch  unzweifelhaft  besessenen  Rechtes  zur 
Folge  gehabt  haben.    Diesem  von  der  2.  Kammer  ausgesprochenen 
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Verlangen  ist  bei  der  Redaktion  des  Finanzgesetzes  von  der  Re- 
gierung vorerst  nicht  entsprochen  worden.  Das  ablehnende  Ver- 
halten der  Regierung  ist  in  dem  Landtagsabschied  von  1827  wie 
folgt  motiviert:  »Es  ist  nämlich  diese  gesetzHche  Formel  über 
die  Verwendung  der  bewilligten  Summen  auf  die  einzelnen  Ab- 
teilungen der  verschiedenen  Staatsausgaben  auf  dem  vorigen 
Landtage,  nach  vorausgegangener  reiflicher  Beratung  und  mit 
Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände,  von  Uns  in  das  Finanz- 
gesetz aufgenommen  worden,  und  da  solche  einen,  die  Bestim- 
mungen Unserer  Verfassung  näher  erläuternden  allgemeinen  und 
für  immer  giltigen  Grundsatz  ausspricht,  mit  den  von  drei  zu 
drei  Jahren  dem  Wechsel  unterworfenen  übrigen  Bestimmungen 
des  Finanzgesetzes  aber,  welche  die  Regulierung  der  Staatsauf- 
gaben zum  Gegenstande  haben,  nicht  das  Mindeste  gemein  hat, 
so  werden  Wir  immer  denjenigen  Teil  des  Finanzgesetzes,  welcher 
von  den  Ausgaben  im  Allgemeinen  handelt  oder  überhaupt  Ver- 
fügungen enthält,  welche  sich  nicht  auf  die  periodische  Bewilli- 
gung der  Auflagen  beziehen,  als  ein  Gesetz  ansehen,  welches  so 
lange  fortbesteht,  bis  Wir  es  für  gut  finden,  in  Uebereinstimmung 
mit  Unseren  getreuen  Ständen  etwas  daran  zu  ändern.«  Bei  Ge- 
legenheit der  Budgetberatungen  für  die  folgenden  Finanz- 
Perioden  wurden  von  selten  der  Landstände  erneute  Versuche 
gemacht,  der  Uebertragungsfähigkeit  der  von  ihnen  bewilligten 
Kredite  engere  Grenzen  zu  ziehen,  dadurch,  dass  wiederholt 
der  Antrag  gestellt  wurde,  die  gesetzHche  Formel:  »Im  Ganzen« 
im  Finanzgesetze  zu  streichen.  Indessen  ist  erst  1836  bei 
der  Budgetberatung  für  die  Finanzperiode  1836 — 38  eine  Eini- 
gung dahin  erzielt  worden,  dass  von  nun  an  die  viel  umstrit- 
tene Formel  in  dem  Finanzgesetze  weggeblieben  ist.  Die  Eini- 
gung ist  erzielt  worden  auf  Grund  einer  von  den  Landständen 
abgegebenen  Erklärung,  mit  deren  Inhalt  die  Regierung  sich  ein- 
verstanden erklärt  hat.  Diese  Erklärung  besagt  im  Wesentlichen, 
dass  die  Ständekammern  auf  eine  so  weitgehende  Specifikation, 
dass  jede  einzelne  Position  innerhalb  der  für  »die  verschiedenen 
Verwaltungszweige«  bewilligten  Einzelsummen,  aus  welchen  sich 
dann  die  Summen  »der  verschiedenen  Verwaltungszweige«  zu- 
sammensetzen, seitens  der  Finanzverwaltungsbehörden  genau  ein- 
gehalten werden  müssten,  keinen  Wert  legen,  »dass  vielmehr  un- 
beschadet der  Zwecke  der  Bewilligung  von  den  Voranschlägen 
im  Einzelnen    abweichende  Verwendungen    stattfinden    könnten« 
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Man  ging  hierbei  seitens  der  Landstände  von  der  Ansicht  aus, 
dass  durch  den  in  dem  Finanzgesetze  stehenden  Ausdruck:  »auf 
die  verschiedenen  Verwaltungszweige«  schon  genügend  ausge- 
drückt sei,  dass  die  Verwendung  der  bewilligten  Summen  sich 
innerhalb  der  für  jede  Rubrik  genehmigten  Kredite  bewegen 
müsse  und  dass  eine  noch  weitergehende  Spezifikation  seitens  der 
Landstände  seither  nicht  verlangt  worden,  vielfach  auch  gar  nicht 
möglich  sei. 

Während  so  im  Allgemeinen  der  Uebertragungsfähigkeit  der 
bewilligten  Kredite  engere  Grenzen  gezogen  waren,  wurden  da- 
neben noch  auf  dem  besonderen  Gebiete  der  Besoldungen  der 
Staatsdiener  Vereinbarungen  getroffen,  welche  den  landständischen 
Bewilligungen  festere  Gestalt  gaben.  Schon  bei  der  ersten  Budget- 
beratung 1821/23  wurde  in  dieser  Beziehung  die  Ansicht  ausge- 
sprochen, dass  die  Bewilligungen  für  Gehalte  an  Staatsdiener  sich 
auf  feste  Besoldungs-Etats,  welche  von  der  Regierung  den  Land- 
ständen vorzulegen  seien,  zu  gründen  hätten.  Obwohl  diese  An- 
sicht damals  noch  von  allen  gesetzgebenden  Faktoren  gebilligt 
wurde,  ist  dieselbe  doch  in  diesem  und  dem  folgenden  Landtag 
zum  Gegenstand  ausgedehnter  parlamentarischer  Kämpfe  geworden. 
Der  beiderseitige  Standpunkt,  soweit  er  sich  auf  das  bereits  be- 
stehende Recht  stützt,  ist  hierbei  dadurch  gekennzeichnet,  dass 
auf  der  einen  Seite  geltend  gemacht  wurde,  dass  der  Regierung 
das  Recht  der  Organisation  der  Behörden  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange nach  der  Verfassungs-Urkunde  zustehe  und  dass  eine  Mit- 
wirkung der  Landstände  hierbei  ausgeschlossen  sei  und  dass  das 
Recht,  Beamte  im  Staats-Interesse  anzustellen,  natürlich  auch  das 
Recht  in  sich  begreifen  müsse,  denselben  die  ihren  Diensten  an- 
gemessenen Besoldungen  zu  verleihen.  Dieses  Recht  habe  mit 
dem  Steuerbewilligungs-Recht  der  Landstände  nichts  zu  thun  und 
sei  von  diesem  getrennt  zu  halten.  Auf  der  andren  Seite  wurde 
geltend  gemacht,  dass  den  Landständen  das  Recht  der  Ausgaben- 
bewilligung im  ganzen  Umfang  der  Staatsausgaben  zustände  und 
dass  dieses  Recht  sich  demgemäss  auch  auf  die  Bewilligung  der 
Gehalte  der  Staatsdiener  erstrecke.  Die  Notwendigkeit  der  Ver- 
ausgabung der  Gehalte  lasse  sich  jedoch  nur  an  der  Hand  von 
festen  Besoldungs-Etats  prüfen  und  es  könne  nicht  als  zulässig 
erachtet  werden,  dass  Beamte  im  Staats-Interesse  angestellt  wurden, 
für  welche  vom  Landtag  keine  Gehalte  bewilligt  worden  seien, 
da  man  fast  für  jede  Anstellung  die  Wahrung  irgend  eines  Inter- 
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esses  der  Staatsverwaltung  herausfinden  Vcönne  und  die  strikte 
Durchführung  dieses  Grundsatzes  schliessHch  jedes  Budgetrecht  null 
und  nichtig  machen  müsse. 

Für  sich  allein  kann  keiner  der  beiderseitigen  Rechtsansprüche 
bestehen  und  nur  in  der  Zusammenwirkung  beider  können  die  kon- 
stitutionellen Grundsätze  ihre  Wirksamkeit  zum  Nutzen  der  Gesammt- 
heit  entfalten,  indessen  war  der  Geist  des  konstitutionellen  Lebens 
noch  nicht  so  überall  durchgedrungen,  dass  man  diese  Ansicht 
hätte  ungehindert  zur  Geltung  kommen  lassen.  Die  auf  Vorlage 
fester  Besoldungs-Etats  gerichteten  Bestrebungen  der  Ständekam- 
mern bildeten  während  mehrerer  auf  einander  folgender  Landtage 
einen  Hauptbestandteil  der  von  der  2.  Kammer  vorgebrachten 
Wünsche.  Bei  der  Budgetberatung  für  1824726  wurden  den  Ständen 
feste  Besoldungs-Etats  vorgelegt,  über  welche  indessen  keine  Ver- 
einbarung zu  Stande  kam.  Bei  Gelegenheit  der  Budgetberatung 
für  1830 — 32  wurde  von  den  Ständen  der  Wunsch  auf  Vorlage 
fester  Besoldungs-Etats  für  die  gesammte  Staatsdienerschaft  wieder- 
holt ausgesprochen,  welchem  Wunsche  denn  auch  bei  der  Budget- 
beratung für  1833 — 35  entsprochen  wurde.  Da  aber  für  diese 
Finanz-Periode  ein  Budget  überhaupt  nicht  zu  Stande  gekommen 
ist,  so  konnten  auch  über  die  Besoldungs-Etats  keine  Beschlüsse 
gefasst  werden.  Für  die  folgende  Finanz-Periode  (1836 — 38) 
wurden  Besoldungs-Etats  vorgelegt,  über  welche  eine  Verein- 
barung zu  Stande  gekommen  ist  und  welche  in  diesem  und  den 
folgenden  Budgets  die  Grundlagen  für  die  Bewilligung  der  Staats- 
diener gebildet  haben.  Am  Schlüsse  der  Budgetberatung  haben 
die  beiden  Kammern  eine  gemeinschaftliche  Adresse  überreicht, 
in  welcher  die  Ansichten  der  Kammern  über  die  Bedeutung  der 
Personal-  und  Besoldungs-Etats  eingehend  dargelegt  sind.  Be- 
deutungsvoll ist  diese  Erklärung  um  desswillen ,  weil  sie  für  die 
Bewilligung  und  Verleihung  der  Beamtengehalte  bereits  alle 
Grundsätze  enthält,  welche  nachmals  in  dem  Etatgesetze  Auf- 
nahme gefunden  haben  und  welche  des  näheren  unten  angeführt 
sind.  Ausserdem  enthält  diese  Erklärung  noch  eine  Reihe  von 
Bestimmungen  über  Nebenämter  von  Beamten  und  über  das  Ein- 
kommen aus  solchen,  Bestimmungen,  denen  heute  allerdings  nicht 
mehr  die  Bedeutung  beizumessen  ist  wie  in  jener  Zeit.  Mit  dieser 
Erklärung  war  eine  Grundlage  geschaffen,  wenn  auch  vorerst  noch 
nicht  in  gesetzHcher  Form,  welche  allseitig  anerkannt  war  und 
nach  welcher  in  der  Folgezeit  bei  der  Bewilligung  und  Verleihung 
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von  Beamtengehalten  verfahren  wurde.  Da  die  dem  Landtage 
von  1836 — 38  vorgelegten  Besoldungs-Etats  insofern  nicht  vollstän- 
dig waren,  als  sie  nicht  alle  Staatsbeamten  umfassten  (es  fehlten 
in  denselben  beispielsweise  die  Besoldungen  für  das  Personal  der 
Landes-Universität)  wurden  in  folgenden  Landtagen  auf  derselben 
vorher  besprochenen  Grundlage  noch  Vereinbarungen  getroffen 
wegen  der  Gehalte  derjenigen  Gruppen  von  Staatsdienern ,  für 
welche  bisher  keine  Besoldungs-Etats  bestanden  oder  deren  Be- 
soldungen aus  andren  Gründen  einer  Neuregelung  bedurften,  so 
in  1847  für  die  Ober-Rechnungskammer  und  die  Justifikaturen  in 
1858  für  die  Ministerien  des  Innern  und  der  Justiz,  die  Ober- 
studiendirektion und  die  Forstmeister,  1862  für  die  Steuer-Kon- 
trolle u.  a.  m. 

Bedeutungsvoll  ist  für  die  Gestaltung  des  Budgetrechtes 
weiter  die  Frage  nach  der  Uebertragungsfähigkeit  von  Kredit- 
resten aus  einer  Finanzperiode  in  die  folgende.  Diese  Frage, 
welche  naturgemäss  nur  solche  Kredite  betrifft ,  die  für  grössere 
sachliche  Ausgaben,  in  unseren  hessischen  Verhältnissen  vorzugs- 
weise für  das  Bauwesen  bewilligt  worden  sind  und  zu  welchen 
die  Mittel  gewöhnlich  durch  ausserordentliche  Einnahmen  (An- 
leihen, Verkauf  von  Domänen  etc.)  beschafft  werden ,  war  nach 
den  ursprünglichen  Grundlagen  des  hessischen  Budgetrechtes 
ebenfalls  eine  offene.  Uebertragungen  von  grösseren  Kreditresten 
aus  einer  Finanz-Periode  in  die  andre,  die  für  grössere  Staats- 
aufgaben bewilligt  worden  waren,  wurden  früher  wohl  von  der 
Kammer  speziell  genehmigt,  wie  dies  beispielsweise  in  der  Finanz- 
Periode  1860/62  bezüglich  der  Kreditreste  für  Bauten,  welche  im 
Budget  1857 — 59  genehmigt  waren,  der  B^all  gewesen  ist. 

Nachdem  so  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  die  Grund- 
sätze des  hessischen  Budgetrechtes  erweitert  und  vertieft  worden 
waren,  haben  diese  Grundsätze  dann  in  dem  Gesetz  vom  14.  Juni 
1879:  »Die  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates 
betr.«  auch  ihre  gesetzmässige  Regelung  und  Festsetzung  erfahren. 
Dieses  Gesetz,  das  einem  dem  Reichstag  im  Dezember  1875  vor- 
gelegten aber  nicht  zur  Verabschiedung  gelangten  Gesetzentwurfe 
nachgebildet  ist,  kann  daher  als  eine  höchst  wertvolle  Ergänzung 
unseres  hessischen  Budgetrechtes  betrachtet  werden.  Es  nimmt 
dasselbe  in  doppelter  Weise  unser  Interesse  in  Anspruch,  einmal 
nämHch  weil  der  Erlass  desselben  eine  nicht  zu  unterschätzende 
historische  Bedeutung  hat.     Es  bildet  den  Abschluss  in  der  Ent- 


Die  gesetzlichen  Grundlagen  des  hessischen   Budget-Rechtes.  4^7 

Wickelung  des  hessischen  Budgetrechtes  und  gibt  zugleich  einen  er- 
freuHchen  Beweis  dafür,  wie  alle  gesetzgebenden  Faktoren  von  dem- 
selben Geiste  beseelt  gewesen  sind,  welcher  in  dem  Jahrzehnt  nach 
dem  grossen  Kriege  gerade  auf  diesem  Gebiete  so  viel  Gutes  und 
Segensreiches  geschaffen  hat,  es  bildet  demnach  der  Erlass  des 
Gesetzes  in  dieser  Beziehung  einen  lichtvollen  Gegensatz  zu  den 
Zuständen ,  welche  in  den  ersten  Jahrzehnten  nach  Einführung 
der  Verfassung  geherrscht  haben  und  welche  nur  zu  häufig  da- 
durch gekennzeichnet  sind,  dass  die  gesetzgebenden  Faktoren  von 
tiefgehenden,  erbitterten  Meinungsverschiedenheiten  beherrscht 
gewesen  sind,  welche  ein  erspriessliches  Zusammenwirken  desselben 
unmöglich  gemacht  haben. 

Sodann  nimmt  das  Gesetz  unser  Interesse  wegen  seines  rein 
finanz-technischen  Wertes  in  Anspruch.  Dieser  selbst  liegt  aber 
wieder  auf  zweierlei  Gebieten,  nämlich  auf  demjenigen  des  Budget- 
Rechtes  und  sodann  auf  dem  des  Rechnungswesens  und  der 
Rechenschaftsablage.  Für  unsere  Betrachtung  interessiert  uns  nur 
das  erste  Gebiet  und  wir  geben  nachstehend  die  Bestimmungen 
des  Art.  i — 4  wieder,  welche  für  die  Feststellung  des  Budgets 
massgebend  sind. 

Art.  I.  »Die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  werden 
nach  den  Gesetzen,  insbesondere  nach  dem  Finanz-Gesetze  und 
dem  mit  den  Ständen  vereinbarten  Hauptvoranschlag  der  Staats- 
Einnahmen  und  Ausgaben  verwaltet. 

Dem  Finanzgesetze  und  dem  Hauptvoranschlage  der  Staats- 
Einnahmen  und  Ausgaben  sind  im  Sinne  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  gleich  zu  achten  diejenigen  Gesetze  und  Verein- 
barungen, welche  sie  abändern  oder  ergänzen,  oder  über  die 
Finanz-Periode  hinaus  erstrecken  oder  welche  andre  als  die  im 
Hauptvoranschlage  eingestellten  Einnahmen  und  Ausgaben  an- 
ordnen und  ausserdem  die  auf  Grund  des  Art.  69  der  Verfassungs- 
Urkunde  erlassenen  Verordnungen«. 

Art.  2:  >Die  von  den  Ständen  bewilligten  höheren  und  an- 
deren sachlichen  Ausgabebeträge  stehen  der  Regierung  für  die 
ganze  Dauer  dieser  Periode  auch  in  dem  Fall  zur  Verfügung,  dass 
das  auf  einen  Teil  desselben  erstreckte  Finanz-Gesetz  der  vorher- 
gehenden Periode  niedere  und  andere  sachliche  Ausgabebeträge 
festsetzt.  Enthält  das  letztere  jedoch  für  einzelne  Staatszwecke 
höhere  oder  andere  Bewilligungen ,  als  das  neue  Finanz-Gesetz, 
so  bleiben  dieselben  für  die  Zeit    der    Erstreckung    des    früheren 
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Finanz-Gesetzes  fortbestehen,  wenn  während  dieser  Zeit  die  Ver- 
hältnisse, auf  welchen  die  früheren  Bewilligungen  beruhen,  keine 
Aenderung  erleiden«. 

Art.  3 :  »In  die  einzelnen  Titel  des  Hauptvoranschlags  sind 
unter  entsprechenden  Abteilungen  und  Unter- Abteilungen  zunächst 
alle  voraussichtlich  in  jedem  Jahre  der  dreijährigen  Finanz-Periode 
regelmässig  in  gleicher  Art  wiederkehrenden  Staats-Einnahmen 
und  Ausgaben  als  fortlaufende  Einnahmen  und  Ausgaben  und 
hierauf  alle  übrigen  Staats-Einnahmen  und  Ausgaben  als  einmalige 
aufzunehmen«. 

Was  die  fortlaufenden  Einnahmen  und  Ausgaben  in  dem 
Staatsbudget  anbelangt,  so  sind  dieselben  nach  dem  neuesten 
Entwurf  des  Hauptvoranschlags  in  V.  bezw.  XL  Haupt-Abteilungen 
mit  entsprechenden  Unter-Abteilungen  in  folgender  Reihenfolge 
veranschlagt : 

Ordentliche  Einnahmen: 

I.  Domänen ;  Erträge  aus  dem  Familien-Eigentum  des  Gr. 
Hauses.  Erträge  aus  Staatsdomänen.  —  II.  Regalien.  —  III.  In- 
direkte Auflagen:  Innere  indirekte  Auflagen.  Aus  Reichssteuern. 
—  IV.  Einnahmen  aus  verschiedenen  Quellen :  Geldstrafen.  Ver 
schiedene  Einnahmen.  —  V.  Direkte  Steuern : 

Ordentliche  Ausgaben: 

I.  Lasten  und  Abgänge.  —  II.  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Staatsschuld.  —  III.  Pensionen.  —  IV.  Bedürfnisse  des  Grossh. 
Hauses.  —  V.  Landstände.  —  VI.  Staatsministerium.  —  VII. 
Ministerium  des  Innern.  —  VIII.  Ministerium  der  Justiz.  —  IX. 
Ministerium  der  Finanzen.  —  X.  Zur  Durchführung  einer  neuen 
Gehaltsordnung  für  die  gesammte  Beamtenschaft  nach  dem  Grund- 
satze   des    Dienstaltersstufensystems.    —    XI.    Matrikularbeiträge. 

Art.  4:  »Die  im  Voraus  nicht  allein  der  Art  und  Grösse, 
sondern  auch  der  Zeit  nach  bestimmten  Ausgaben  sind  von  einer 
Finanzperiode  in  die  andere  nicht  übertragbar.  Dagegen  können 
die  für  bauliche  Zwecke  und  die  für  einmalige  Ausgaben  be- 
willigten Fonds,  sowie  solche  Fonds,  welche  nach  besonderer 
durch  den  Hauptvoranschlag  getroffener  Bestimmung  übertragbar 
sind,  sofern  sie  innerhalb  derjenigen  Finanzperiode,  für  welche 
die  Bewilligung  erfolgt  ist,  entweder  gar  nicht  oder  nur  teilweise 
zur  Verwendung  gelangen,  ganz  oder  teilweise  in  das  Rechnungs- 
wesen der  darauf  folgenden  Finanzperiode  übertragen  werden. 
Erleidet  ihre  Verwendung  eine  weitere  Verzögerung,  so  sind  sie 
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in  eine  spätere  Finanzperiode  nur  dann  übertragbar,  wenn  hierzu 
die  Zustimmung  der  Stände  ausdrücklich  erfolgt  ist.« 

Von  den  übrigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  haben  einen 
budgetrechtlichen  Wert  noch  diejenigen  des  Art.  il  und  12, 
welche  die  Grundsätze  enthalten,  nach  denen  bei  Veranschlagung 
und  Verleihung  von  Beamten  -  Gehalten  zu  verfahren  ist,  sowie 
diejenigen  des  Art.  20,  welche  den  Begriff  der  Etatsüberschrei- 
tungen näher  bestimmen  und  deren  hauptsächlichsten  Inhalt  wir 
nachstehend  gleichfalls  noch  anführen: 

Art.  II:  »Besoldungen  dürfen  nur  auf  Grund  des  mit  den 
Ständen  vereinbarten  Hauptvoranschlags  verliehen  werden.  In 
die  zur  Vorlage  an  die  Stände  gelangenden  Anlagen  zum  Haupt- 
Voranschlage  sind  bei  den  einzelnen  Besoldungsfonds  die  Zahl 
der  Stellen  und  die  dafür  angesetzten  Gehalte  im  Einzelnen  und 
Ganzen  aufzunehmen.  Bei  der  Verausgabung  der  so  festgestellten 
Besoldungsfonds  darf  weder  die  vorgesehene  Gesamtsumme  der 
Gehalte,  noch  die  vorgesehene  Anzahl  der  Stellen,  noch  das  Ge- 
haltsmaximum überschritten  noch  unter  das  Gehaltsminimum 
heruntergegangen  werden.  Die  Ersparnisse  an  den  Besoldungs- 
fonds können  nur  zu  eigentlichen  Stellvertretungskosten  innerhalb 
der  betreffenden  Finanzperiode  verwendet  werden.  Der  unent- 
geltliche Genuss  von  Dienstwohnungen,  Besoldungsgrundstücken 
und  anderen  Naturalien  kann  nur  auf  Grund  des  Hauptvoran- 
schlags gewährt  werden.  Die  Mietvergütungen  sind  im  Haupt- 
voranschlag ersichtlich  zu  machen.« 

Art.  12:  »Remunerationen  und  Unterstützungen  dürfen  nur 
auf  diejenigen  Fonds  angewiesen  werden,  welche  im  Hauptvoran- 
schlag und  dessen  Anlagen    ausdrücklich    dazu    bestimmt  sind«. 

Bezüglich  der  die  Beamtengehalte  betreffenden  Grundsätze 
ist  oben  schon  angedeutet  worden,  dass  solche  im  Wesentlichen 
mit  dem  übereinstimmen,  was  in  der  landständischen  Adresse 
von  1836  in  Bezug  auf  diesen  Gegenstand  schon  ausgesprochen 
wurde. 

Art.  20:  »  .  .  .  .  Als  Etatsüberschreitungen  sind  dagegen 
diejenigen  sachlichen  Mehrausgaben  nicht  zu  betrachten,  welche 
durch  Minderausgaben  bei  den  betreffenden  Abteilungen  und 
Unterabteilungen  des  Hauptvoranschlags  gedeckt  werden,  wenn 
und  insoweit  bei  den  betreffenden  Abteilungen  und  Unterabtei- 
lungen die  Stände  ausdrücklich  die  Verwilligung  als  Pauschsumme 
beschlossen    haben.     Ebenso    verhält    es    sich,    wenn  die  Ueber- 
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tragungsfähigkeit  andrer  Teile  des  Hauptvoranschlags  unter  sich 
in  dieser  Beziehung  von  den  Ständen  ausdrückUch  bewilligt  wor- 
den ist«. 

Mit  der  in  Art.  20  enthaltenen  Bestimmung  der  Etatsüber- 
schrcitungen  ist  zugleich  eine  Grenze  gezogen,  innerhalb  deren 
sich  die  Uebertragung  von  Krediten  bewegen  darf.  Auch  diese 
Grundsätze  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  in  den  beiden  ersten  Jahr- 
zehnten nach  Erlass  der  Verfassung  Gegenstand  wiederholter 
parlamentarischer  Erörterungen  gewesen  und  auch  in  einer  von 
den  Landständen  i.  J.  1836  abgegebenen  bezüglichen  Erklärung 
niedergelegt. 

Durch  die  vorstehend  wiedergegebenen  Bestimmungen  des 
Etatsgesetzes  ist  ein  gewisser  Abschluss  in  der  Entwicklung  des 
hessischen  Budgetrechtes  erreicht  worden.  Eine  weitere  Um- 
gestaltung desselben  dürfte  übrigens  in  der  Kürze  eintreten,  durch 
die  Bestimmungen  des  den  Landständen  zur  Beratung  und  Be- 
schlussfassung am  II.  Sept.  lfd.  Js.  zugegangenen  Gesetzentwurfs: 
»Die  Besoldungen  der  Staatsbeamten  betr.«.  Da  sich  z.  Z.  noch 
nicht  absehen  lässt,  ob  und  eventuell  in  welcher  Form  der  Ent- 
wurf Gesetzeskraft  erlangen  wird,  so  beschränken  wir  uns  darauf, 
hier  anzuführen,  dass  nach  dem  fraglichen  Entwurf  für  die  Besol- 
dungen der  gesamten  Staatsbeamten  die  Einführung  eines  Dienst- 
altersstufensystems geplant  ist,  dass  also  hierdurch  die  z.  Z.  be- 
stehenden Bestimmungen,  namentlich  was  »die  Gesamtsumme  der 
Gehalte« ,  sowie  die  dem  Hauptvoranschlag  über  die  Zahl  der 
Stellen  und  die  Höhe  der  Gehalte  beizugebenden  Anlagen  an- 
geht, beseitigt  würden. 
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ÜBER  DIE  ENTWICKLUNG 

WÜRTT.  VERWALTUNGSEINRICHTUNGEN 

IM  XIX.  JAHRHUNDERT. 


VON 

Dr   ALFRED  ZELLER. 


Der  Entwicklungsgang  württembergischer  Verwaltungseinrich- 
tungen während  dieses  Jahrhunderts  bietet  schon  darum  manches 
Interessante,  weil  bei  all'  den  zahlreichen  organisatorischen  Aen- 
derungen  und  Umgestaltungen  immer  wieder  jener  dem  Schwaben 
charakteristische  konservative  Zug  zum  Vorschein  kommt,  dem 
es  wohl  zuzuschreiben  ist,  wenn  manch'  eigenartige  Besonder- 
heiten alten  Gepräges  z.  B.  das  Schreiberinstitut,  das  System  der 
Zentralisation  und  die  vorwiegend  bureaukratische  Ordnung  der 
Verwaltung  bis  heute  erhalten  geblieben  sind. 

Ausserdem  dürfte  dieser  Werdegang  manchen  Fingerzeig  er- 
geben in  Bezug  auf  Notwendigkeit,  Art  und  Richtung  einer  Weiter- 
bildung der  Verwaltungsordnung. 

Um  nicht  auf  eine  allzubreite  Grundlage  der  Darstellung  zu 
kommen,  soll  dieselbe  thunlichst  auf  das  Gebiet  der  inneren  Ver- 
waltung beschränkt,  dabei  aber  auch  gelegentlich  kritischen  Aeus- 
serungen  Raum  gegeben  werden.  Die  Einteilung  des  Stoffes 
wird  am  besten  der  historisch  gegebenen  Scheidung  zu  folgen 
haben  und  es  werden  demgemäss  zunächst  die  herzogliche  Zeit 
und  dann  die  einzelnen  Regierungsperioden  je  für  sich  zur  Be- 
sprechung kommen. 

a)  Die  herzogliche  Zeit. 
Unter  der  Herrschaft  des    alten  Rechts  <,  also  bis  1806,  bildete 
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die  Zcntralrcgierung,  etwa  mit  den  Funktionen  eines  modernen 
Staatsministeriums,  der  Geheime  Rat,  dessen  Mitglieder  vom  Her- 
zog ernannt  wurden.  Er  war  zugleich  das  vermittelnde  Glied 
zwischen  Herzog  und  Landschaft,  zur  Wahrung  der  Verfassung 
verpflichtet  und  in  verfassungsmässiger  Unabhängigkeit  zwischen 
beiden  Parteien  stehend.  Ihm  waren  sämtliche  Beamte  und  in 
nächster  Hinsicht  die  »Kanzlei«  d.  h.  die  einzelnen  Landeskollegien 
(das  Regierungskollegium ,  die  Rentkammer  etc.)  unterstellt  und 
alle  Landesangelegenheiten,  die  von  den  Kollegien  an  den  Regen- 
ten zu  bringen  waren,  sowie  alle  Befehle  des  Letzteren  an  jene 
giengen  durch  seine  Hand. 

Unmittelbar  unter  der  Kanzlei  standen  als  Administrativ-, 
Polizei-  und  Justizbeamte  die  Oberamtmänner  (zu  Anfang  des 
Jahrhunderts  56).  Der  herzogliche  Oberamtmann  war  daneben 
noch  Vorsteher  der  Oberamtstadt,  Vorsitzender  des  Stadtmagi- 
strats und  Vorstand  des  Stadtgerichts ,  als  dessen  Aktuar  ihm 
der  Stadtschreiber  beigegeben  war.  Zuweilen  fungierte  er  ausserdem 
auch  noch  als  »Keller«,  wenn  nicht  ein  besonderer  herzoglicher 
Finanzbeamter  neben  ihm  bestand. 

Der  Schwerpunkt  der  Gemeindeverwaltung  beruhte  auf  den 
Magistraten,  bestehend  aus  Gericht  und  Rat,  deren  auf  Lebehs- 
zeit  berufenen  Mitglieder  sich  durch  Selbstergänzung  fortpflanzten ; 
eine  gesetzliche  Vertretung  der  Bürgerschaft  ihnen  gegenüber  gab 
es  nicht.  Allen  Gemeinden  stand,  wenn  auch  durch  Bevormundung 
der  Regierung  oft  genug  beeinträchtigt,  Selbstverwaltung  ihrer 
Angelegenheiten  und  Ausübung  der  Ortspolizei,  ferner  bürgerliche 
Gerichtsbarkeit  in  i.  Instanz  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  zu;  der 
städtische  Magistrat  war  ausserdem  Gerichtsbehörde  über  Stadt 
und  Land  (insbesondere  auch  für  peinliche  Sachen)  und  zugleich 
kontrollierende  Behörde  gegenüber  dem  Bezirksbeamten  —  ein 
Ueberrest  des  altgermanischen  Gleichgewichts  von  Gerwalt  und 
Beschränkung  — ,  Beschwerden  über  letzteren  durften  unmittelbar 
an  die  Kanzlei  eingesandt  werden. 

Die  Stellen  der  Vorsteher  der  Dorfgemeinden  wurden  in  der 
Regel  durch  Wahl  der  Gemeinden  (ebenfalls  auf  Lebenszeit)  be- 
setzt, die  Regierung  hatte  blos  das  Recht  der  Bestätigung  aus- 
zuüben. Ein  Eingriff  in  diese  Rechte  erfolgte  aber  durch  die 
Einführung  des  Instituts  der  Unteramtleute  (1762),  welche  in  Unter- 
ordnung unter  die  Oberamtleute  in  grösseren  Gemeinden  die 
Stellen  des  i.  Ortsvorstehers  zu    versehen   und    hier   wie    in    den 
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ihnen  zugeteilten  Beiorten  die  Aufsicht  über  die  Gemeindever- 
waltung zu  führen  hatten. 

Hiedurch  waren  die  Gemeindebehörden  unter  das  Regiment 
von  Beamten  gestellt,  die  oft  genug  auf  die  Besetzung  der  Magi- 
stratsstellen und  dadurch  auf  die  gesamte  Gemeindeverwaltung 
entscheidenden  Einfluss  gewannen.  Die  in  Folge  davon  ergangenen 
Beschwerden  des  ständischen  Ausschusses  führten  zwar  die  im 
Erbvergleich  von  1770  gegebene  Zusage  zu  allmähliger  Beseiti- 
gung dieser  Einrichtung  herbei ,  doch  blieb  sie  in  Wirklichkeit 
bis   1818  bestehen. 

Als  Vereinigung  sämtlicher  Gemeinden  des  Amtsbezirks  und 
als  Verbindungsglied  von  Stadt  und  Amt  dienten  die  Amtskörper- 
schaften, bei  welchen  die  einzelnen  Gemeinden  durch  ihre  Orts- 
vorsteher, Amtleute  oder  Schultheissen,  die  grösseren  auch  durch 
weitere  Magistratsmitglieder  vertreten  waren. 

Neben  ihrer  Obliegenheit,  unter  Vorsitz  der  Oberbeamten 
die  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten,  insbesondere  die  Regu- 
lierung des  Amtsschadens,  d.  h.  der  gemeinschaftlichen  Ausgaben, 
zu  beraten,  kamen  ihnen  wichtige  Funktionen  gegenüber  der 
Landschaft  zu.  Insbesondere  hatten  sie  die  Abgeordneten  zur 
Landschaft  zu  entsenden,  zu  bezahlen  und  zu  instruieren,  sowie 
die  Steuern  und  Abgaben  für  die  Landschaftskasse  aufzubringen, 
wobei  jede  Mitwirkung  der  Bezirksbeamten  zu  unterbleiben  hatte. 
Hierdurch  erhielten  sie  ein  volkstümliches  Element,  Selbstthätig- 
keit,  sowie  eine  gewisse  Autorität  gegenüber  den  Bezirksbeamten. 

Neben  dem  Beamtentum  und  dieser  selbstverwaltenden  Ge- 
meindeohgarchie  und  beide  umschhessend ,  bestand  eine  dritte 
Körperschaft,  das  Schreibertum. 

Ein  berufsmässiger  Schreiberstand  erwuchs,  als  im  Bestreben 
nach  besserer  Ordnung  in  der  Gemeindeverwaltung  auf  ein  um- 
ständlicheres Rechnungsverfahren,  geordnete  Protokollführung  bei 
Gerichtsverhandlungen  und  Schriftlichkeit  bei  vielen  Geschäften 
gesehen  wurde  und  die  gewöhnlichen  Dorfgerichtsschreiber ,  als 
welche  oft  Dorfschulmeister  fungierten,  diesen  Anforderungen  nicht 
mehr  nachkommen  konnten.  So  wurden  zunächst  die  Gehilfen  der 
Stadtmagistrate  zu  Stadt-  und  Amtsschreibern ,  neben  denen  im 
Lauf  der  Zeit  für  einzelne  grössere  Amtsorte  noch  besondere 
Amtsschreiber  entstanden,  hauptsächlich  infolge  der  Einführung 
der  Unteramtleute,  welche  in  der  Regel  Amtsschreiber  ihres  Be- 
zu-kes  waren.    Die  Unentbehrlichkeit  des  Schreibertums  nahm  zu, 
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je  mehr  die  von  ihm  in  Anspruch  genommenen  Geschäfte  dem 
Verständnis  der  Selbstverwaltungsorgane  entwuchsen.  Den  ge- 
meinen Dorfgerichtsschreibern,  »die  nicht  von  der  Feder  waren«, 
wurde  die  Besorgung  wichtiger  Sachen  untersagt  und  damit  dem 
Schreiberstand  ein  Monopol  gegeben  auf  einen  weiten  und  wach- 
senden Wirkungskreis.  In  den  letzteren  fielen,  abgesehen  von  Ar- 
beiten aus  Privatauftrag,  insbesondere  die  Besorgung  der  Gerichts- 
schreiberei- und  Registraturgeschäfte,  Stellung  der  Gemeinde-  etc. 
Rechnungen ,  Steuerrepartition ,  Fortführung  der  Steuerkataster, 
Lagerbücher  und  Bürgerlisten,  Besorgung  des  Pfandwesens  und 
der  meisten  Geschäfte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Mit  der 
Ausdehnung  ihres  Wirkungskreises  stieg  auch  das  Einkommen  der 
Schreiber,  dessen  Berechnungsweise  in  Gebührenform  nach  dem 
Umfang  der  Arbeiten  ausserdem  vielfach  zu  möglichst  umständ- 
licher und  weitschweifiger  Geschäftsbehandlung  Anlass  gab.  In 
gleichem  Mass  wuchs  ihnen  Einfluss  und  Gefolgschaft.  Viele  Per- 
sonen ,  die  ihrer  bedurften ,  und  nicht  selten  auch  die  Bezirks- 
beamten, kamen  in  Abhängigkeit  von  ihnen  und  zur  Ausübung 
ihres  grossen  Geschäftsmonopols  bedurften  sie  zahlreicher  Gehilfen, 
Skribenten  und  Substituten ,  welche  ihrem  Meister  verpflichtet 
waren.  Da  es  wenig  studierte  Beamte  gab  und  dem  Schreiber 
der  Weg  selbst  zu  den  höheren  Staatsämtern  offen  stand ,  so 
wurde  das  Schreibertum  geradezu  zur  Bildungsanstalt  für  das  Be- 
amtentum. Freilich  war  die  Ausbildung,  die  dasselbe  gab,  nur 
eine  einseitig  praktische  ohne  wissenschaftliche  Grundlage ,  und 
daran  konnte  auch  das  Erfordernis  der  Ablegung  eines  Substituten- 
Examens  bei  der  Kanzlei  nichts  ändern. 

Dem  Volk  war  das  ganze  Institut  eine  schwere  Last  und  die 
Klage  über  dasselbe ,  insbesondere  über  die  Anmassung ,  Unbil- 
dung und  Unwissenheit  mancher  Vertreter  dieses  Standes  hörten 
in  diesem  ganzen  Zeitraum  nie  auf. 

b)  Die  Zeit  König  Friedrichs  (i8o6  bis  3o.  Oktober  1816). 

Eine  umfassende  Aenderung  der  gesamten  Staatsverwaltung 
trat  ein  nach  Annahme  der  Königswürde,   1806. 

Durch  das  Organisationsmanifest  vom  18.  März  1806  wurde 
der  altwürttembergische  Geheime  Rat  beseitigt  und  durch  ein  Staats- 
ministerium ersetzt.  Dasselbe  bestand  aus  den  Chefs  der  gleich- 
zeitig neugeschaffenen  Verwaltungsdepartements  (der  Departements 
der  Justiz,  des  Auswärtigen,  des  Inneren,  des  Kirchen-  und  Schul- 
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Wesens,  des  Kriegswesens,  der  Finanzen,  von  1807  bis  18 16  auch: 
der  Polizei)  und  den  vom  König  sonst  ernannten  Mitgliedern,  Die 
Stellung  des  Staatsministeriums  blieb  zunächst  eine  dem  früheren 
Geheimen  Rat  noch  sehr  analoge,  bald  jedoch  wurde  seine  Thä- 
tigkeit  beschränkt  auf  Angelegenheiten,  die  auf  das  Ganze  oder 
einen  beträchtlichen  Teil  des  Staats  oder  ganze  Klassen  von  Staats- 
bürgern sich  erstreckten  und  allgemeine  Gesetze  und  Verordnungen 
zum  Gegenstand  hatten.  Die  letzte  Entscheidung  über  seine  Be- 
schlüsse blieb  dem  König  vorbehalten. 

Neben  das  Staatsministerium  trat  1811  ein  nach  französischem 
Vorbild  geschaffener  Staatsrat,  bestehend  aus  den  Departements- 
chefs und  den  vom  König  ernannten  Staatsräten.  Wie  das  Staats- 
ministerium sollte  er  über  allgemeine  Staatsangelegenheiten  oder 
sonstige  wichtige  »in  einzelne  oder  mehrere  Departements  zugleich 
einschlagende«  Gegenstände  zu  beraten  haben.  Er  wurde  jedoch 
vom  König  selten  zusammenberufen.  Später  war  von  ihm  gar 
nicht  weiter  die  Rede,  als  durch  Normalverordnung  vom  15.  Juli 
18 16  der  Wirkungskreis  des  Staatsministeriums  ausgedehnter  ge- 
staltet wurde.  Dessen  Thätigkeit  wurde  damit  nicht  bloss  auf  alle 
allgemeinen  Staats-,  Landes-  und  kirchliche  Angelegenheiten  und 
die  Gegenstände  der  Gesetzgebung  und  allgemeiner  Verordnungen 
erstreckt,  sondern  auch  in  Hinsicht  einer  Kontrolle  gegenüber  den 
Departementschefs  erweitert.  Zugleich  wurde  ihm  die  Schlichtung 
von  Kompetenzstreitigkeiten  und  die  Entscheidung  über  Rekurse 
gegen  die  Verfügungen  einzelner  Ministerien  in  kontentiosen  ad- 
ministrativen Sachen  übertragen. 

Durch  diese  Gestaltung  der  obersten  Landesbehörde  und  na- 
mentlich durch  die  Einrichtung  der  Departementsministerien  an 
sich  wurde  die  vormalige  ständische  Beeinflussung  der  Staatsver- 
waltung beseitigt,  die  letztere  dem  Regenten  ausschliesslich  dienst- 
bar gemacht  und  ihr  an  Stelle  der  alten  kollegialischen  Schwer- 
fälligkeit die  bewegliche  Schlagfertigkeit  des  autokratischen  Re- 
gimes verliehen. 

Was  im  Besonderen  die  Einrichtung  des  neugeschaffenen  De- 
partements des  Innern  anlangt ,  so  wurde  ihm  als  Geschäftskreis 
überwiesen  das  polizeiliche,  staatswirtschaftliche  und  das  Regimi- 
nalfach.  Daneben  verblieben  auch  den  höheren  Verwaltungsbehörden 
trotz  der  mit  Einführung  eines  Justizministeriums  ,  wenigstens  für 
die  höheren  Instanzen,  bezweckten  Trennung  von  Justiz  und  Ver- 
waltung, vorläufig  noch  einige  Zweige  der  Rechtspflege,  wie  denn 
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diese  Trennung  nur  allmählich  weiter  durchgeführt  wurde. 

Dem  Ministerium  wurden  in  nächster  Hinsicht  wiederum  einige 
Landeskollegien  unterstellt,  teils  des  gesteigerten  Geschäftsanfalles 
wegen ,  teils  wohl  auch  im  Bestreben ,  die  Staatsverwaltung  auf 
grossen  Fuss  zu  setzen.  Von  diesen  Kollegien  hatte  das  Ober- 
landesökonomiekoUegium :  die  staatswirtschaftlichen  Beziehungen, 
namentlich  die  Oekonomie  der  Kommunen ,  Stiftungen  und  der 
Universität;  die  Oberlandesregierung:  die  übrigen  Administrativ- 
gegenstände, namentlich  die  Landespolizei,  das  Brandversicherungs- 
wesen und  die  Bestätigung  der  Wahl  der  Magistratsmitglieder  zu 
besorgen.  Daneben  bestand  noch  eine  Direktion  für  Strassen-, 
Brücken-  und  Wasserbau  und  eine  solche  für  das  Medizinalwesen. 

Eine  Neuorganisation  des  Departements  erfolgte  1809  »zum 
Zweck  der  Förderung  des  Geschäftsgangs  und 
des  besseren  Zusammenhangs  der  einzelnen  Be- 
hörden, sowie  zu  besserer  und  gleichförmiger 
Behandlung  der  Geschäfte«.  Dem  Ministerium  wurde 
zur  Besorgung  wichtigerer  Geschäfte  eine  Generaldirektion  des 
Innern  beigegeben,  die  sich  aber  nur  auf  Befehl  des  Ministers  ver- 
sammeln sollte  und  an  Stelle  der  Oberlandesregierung  trat  ein 
Oberregierungskollegium  mit  drei  Unterdepartements  (Regierungs- 
Oberpolizei-  und  Oberlehensdepartement).  Neben  ihnen  verblieb 
das  Oberlandesökonomiekollegium ,  das  Medizinal- ,  sowie  das 
Strassen-,  Brücken-  und  Wasserbaudepartement  mit  unverändertem 
Geschäftskreis  bestehen.  Aber  schon  im  Jahre  1 81 1  wurde  diese  Or- 
ganisation wieder  geändert.  Die  vorhin  erwähnten  Kollegien  wurden 
aufgelöst  und  der  Geschäftskreis  des  Ministeriums  in  sechs  Sektionen 
abgeteilt  (je  eine  für  innere  Administration  —  mit  dem  Geschäfts- 
kreis des  früheren  Regierungs-  und  Oberpolizeidepartements  — , 
für  das  Medizinal-,  das  Strassen-,  Brücken-  und  Wasserbauwesen, 
die  Kommunadministration  und  das  Kommunrechnungswesen,  — 
letztere  beiden  1812  in  eine  Sektion  der  Kommunverwaltung  ver- 
einigt). Zugleich  wurde  »zur  Vereinfachung  und  Be- 
schleunigung des  Geschäftsgangs  und  zur  Lei- 
tung desselben  nach  stets  gleichen  Grundsätzen« 
an  Stelle  des  Kollegialsystems  die  bureaukratische  Geschäftserle- 
digung gesetzt.  Auf  die  gegen  diese  Einrichtung  gerichteten  Be- 
schwerden der  i.  J.  181 5  einberufenen  Stände  hin  wurde  dieselbe 
aber  zum  Teil  wieder  beseitigt,  indem  für  eine  grosse  Zahl  von 
Geschäften  die  kollegialische  Behandlung  wiederhergestellt  und  zu 
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diesem  Behuf  unterm  7.  Juli  1816  dem  Ministerium  zur  Beratung 
wichtiger  Gegenstände  wiederum  eine  kollegiaUsche  Generaldirek- 
tion des  Innern  zur  Seite  gegeben ,  auch  die  Sektion  für  innere 
Administration  in  ein  Oberregierungskollegium  umgewandelt  wurde. 

Diese  Periode  rastlosen  Organisierens,  Wiederänderns  und 
Neuschaffens  beschränkte  sich  aber  nicht  bloss  auf  Gestaltung  der 
Spitze  der  Staatsverwaltung,  es  galt  auch  die  Aufgabe,  das  Sy- 
stem nach  unten  hin  gleichförmig,  zweckmässig  und  übersichtlich 
zu  ordnen  und  schlagfertig  zu  machen.  In  der  Absicht,  den  aus 
der  ständischen  Zeit  herübergenommenen  unteren  Organen  zuver- 
lässige Kontrolleure  zu  setzen  und  mit  ihrer  Hilfe  die  rücksichts- 
loseste Durchführung  des  obersten  Willens  im  Land  zu  erzwingen, 
wurde  nach  Analogie  der  Departements-Präfekturen  Frankreichs 
das  Staatsgebiet  in  12  geographisch  abgegrenzte  Kreise  (von  1810 
ab  Landvogteien)  eingeteilt  mit  je  einem  Kreishauptmann  (bezw. 
später  Landvogt)  an  der  Spitze ,  der  seinerseits  der  alleinherr- 
schenden Zentralgewalt  unbedingt  unterworfen  war. 

Die  Kreishauptleute  bezw.  Landvögte ,  denen  ein  rechtskun- 
diger Aktuar  beigegeben  war ,  ausserdem  ein  Landvogteiarzt  für 
Medizinalvisitationen ,  ein  Kreissteuerrat  für  Beaufsichtigung  der 
Korporations-  und  staatlichen  Rechnungsbeamten,  sowie  ein  Kreis- 
kriminalrat zur  Führung  von  Strafuntersuchungen  zur  Seite  stan- 
den, waren  in  erster  Linie  Organe  für  ständige  Beaufsichtigung 
der  Bezirksbeamten,  weshalb  regelmässig  in  allen  Verwaltungs- 
sachen die  Berichte  nach  oben  und  alle  Erlasse  nach  unten  durch 
ihre  Hand  gingen.  Sodann  wurden  sie  aber  auch  mit  der  Besor- 
gung einiger  wichtiger  Polizeigeschäfte  z.  B.  der  Strassen-,  Feuer- 
und  Armenpolizei  betraut  und  namentlich  mit  der  Konskription 
beauftragt.  Mit  Hilfe  dieser  Einrichtung  wurde  die  Durchführung 
straffster  Zentralisation  der  Staatsverwaltung  und  Schaffung  un- 
bedingter Staatseinheit  bewerkstelligt,  doch  wurde  dabei  dem 
Vorbild  des  französischen  Präfekten  nicht  in  jeder  Hinsicht  ge- 
folgt und  der  Schwerpunkt  der  Exekutive  nach  wie  vor  bei  den 
Oberämtern  belassen. 

Die  altüberkommene  ungemein  vielseitige  und  einflussreiche 
Stellung  der  letzteren  musste,  wenn  entsprechend  beaufsichtigt 
und  benutzt,  diesem  diktatorischen  Regime  von  grösster  Wichtig- 
keit werden.  Die  Oberämter  behielten  deshalb  im  wesentlichen 
ihren  alten  Geschäftskreis  bei,  so  dass  also  der  Oberamtmann  in 
seiner  Stellung  als  erster  Justiz-,  Polizei-  und  Verwaltungsbeamter 
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des  Bezirks  und  unmittelbarer  Vorstand  der  Oberamtsstadt  ver- 
blieb. Nur  wurden  die  Oberamtsbezirke  wesentlich  vergrössert 
und  die  Bezirksfinanzverwaltung,  soweit  sie  noch  mit  Oberbe- 
amtungen  vereinigt  war ,  von  diesen  völlig  getrennt  und  auf  die 
an  Stelle  der  alten  Kellereien  tretenden  Kameralämter  übertragen. 
Die  Gemeindeverfassung  blieb  zunächst  im  allgemeinen  ziem- 
lich unverändert.  Doch  wurde  bald  in  verschiedene  Gerechtsame 
der  Gemeinden  eingegriffen  und  ihnen  insbesondere  i.  J.  1807  die 
Wahl  der  Stadt-  und  Amtsschreiber  und  im  folgenden  Jahr  auch 
die  Besetzung  der  Schultheissenstellen  entzogen.  Letztere  wurden 
fernerhin  von  der  Regierungsbehörde  auf  Vorschläge  der  Ober- 
beamten vergeben,  wodurch  das  Ortsvorsteheramt  in  vollkommene 
Abhängigkeit  zum  Beamtentum  gebracht  und  die  unbedingte  Aus- 
führung der  Regierungsanordnungen  sichergestellt  wurde. 

c)  Die  Zeit  König  Wilhelms  (30.  Oktober  1816  — 1864). 

Die  Regierungsperiode  König  Wilhelms  brachte  der  Verwal- 
tungsorganisation wiederum  viele  und  weitgreifende  Aenderungen. 

Die  erste  Massregel  war ,  dass  entsprechend  den  Wünschen 
der  Altwürttemberger,  die  vom  alten  Geheimen  Rat  nicht  lassen 
wollten,  durch  Verordnung  vom  8.  November  18 16  dem  Staats- 
ministerium die  Benennung  Geheimer  Rat  verliehen  wurde.  Nach 
der  Verfassungsurkunde  von  181 5  ist  der  Geheime  Rat  die  oberste, 
unmittelbar  unter  dem  König  stehende  aber  seiner  Hauptbestim- 
mung nach  bloss  beratende  Staatshehörde,  bestehend  aus  den  De- 
partementschefs und  sonstigen  vom  König  ernannten  Mitgliedern. 
Selbständige  Entscheidung  und  Verfügung  war  ihm  vorbehalten 
in  Administrativrekurssachen,  sowie  bei  Erkennung  über  die  Not- 
wendigkeit der  Zwangsenteignung.  Ausserdem  war  er  der  Ver- 
mittler des  ganzen  geschäftlichen  Verkehrs  zwischen  König  und 
Ständen.  Neben  ihm  standen  die  Minister  als  Chefs  der  Verwal- 
tungsdepartements mit  persönlicher  Verantwortung  für  die  ihr  De- 
partement betreffenden  Verfügungen  und  insbesondere  berufen 
zur  Vertretung  der  Regierung  vor  den  Ständen,  also  in  einer  mit 
der  Stellung  des  Geheimen  Rats  nicht  ganz  vereinbaren  Stellung. 
Erst  mit  Schaffung  eines  Staatsministeriums  1876  trat  hierin 
Wandlung  ein. 

Zu  den  sechs  Ministerien  trat  18 17  wiederum  ein  Polizei- 
ministerium (für  die  Residenzpolizei)  hinzu,  wogegen  im  selben  Jahr 
das  Kultministerium    mit    dem  Ministerium    des   Innern    vereinigt 
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wurde.  Beide  Einrichtungen  wurden  aber  durch  den  Wortlaut  der 
Verfassungsurkunde  wieder  aufgehohen  und  der  alte  Bestand  der 
6  Ministerien  wieder  hergestellt,  wenn  auch  thatsächlich  die  Ver- 
bindung der  letztgenannten  beiden  Ministerien  noch  einige  Jahr- 
zehnte fortbestand. 

Das  Ministerium  des  Innern  behielt  ungefähr  seinen  Geschäfts- 
kreis von  1806.  Innerhalb  seines  Ressorts  wurde  aber  die  Be- 
hördenorganisation wesentlich  umgestaltet:  Durch  das  Organi- 
sationsedikt vom  8.  November  1817  wurde  das  bisherige  Ober- 
regierungskollegium und  die  übrigen  Sektionen  dieses  Ministeriums 
aufgehoben  und  an  deren  Stelle  eine  Reihe  neuer  Kollegien  er- 
richtet. Die  Generaldirektion  des  Innern  wurde  ersetzt  durch  die 
Oberregierung,  welche  von  den  dem  Minister  unmittelbar  beige- 
gebenen Räten  für  kollegialische  Beratung  bestimmter  Angelegen- 
heiten gebildet  wurde.  An  Stelle  der  bisherigen  Sektionen  traten 
das  Medizinalkollegium  (bestimmt  hauptsächlich  zur  Aufsicht  über 
das  Heilpersonal  und  über  öffentliche  Krankenanstalten  aller  Art, 
zur  Bekämpfung  von  Epidemien  und  Gesundheitspflege  der  Haus- 
tiere, —  neben  ihm  späterhin  eine  besondere  Aufsichtskommission 
für  die  Staatskrankenanstalten),  die  Landesgestütskommission  für 
die  Verwaltung  des  Landesgestütswesens  und  der  Oberbaurat 
zur  Bearbeitung  der  technischen  Angelegenheiten  des  gesamten 
Staatsbauwesens,  welch'  letzterer  aber  schon  1819  wieder  aufge- 
löst wurde,  infolgedessen  seine  Geschäfte  und  seine  Mitglieder 
als  technische  Räte  an  die  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen 
übergingen.  Dazu  kamen  noch  die  Zentralleitung  des  im  Teue- 
rungsjahr 1817  gestifteten  Wohlthätigkeitsvereins,  mit  welcher  1818 
die  Armenkommission  und  späterhin  die  württembergische  Spar- 
kasse in  Verbindung  gesetzt  wurde ,  ferner  die  Zentralstelle  des 
landwirtschaftlichen  Vereins  als  Geschäftsstelle  des  gleichzeitig 
organisierten  landwirtschaftlichen  Vereinswesens  zu  welcher  als 
Gegenstück  eine  Zentralleitung  des  Handels-  und  Gewerbevereins 
entstand,  weiterhin  die  schon  1772  gegründete  Gebäudebrand- 
versicherungsanstalt und  endlich  der  im  Jahr  1819  für  das  Rekru- 
tierungswesen gebildete,  zugleich  dem  Kriegsministerium  unter- 
stellte Oberrekrutierungsrat. 

Wichtige  Neuerungen  brachte  das  Organisationsedikt  auch 
in  Bezug  auf  das  Landvogteiinstitut  des  vorigen  Regimes.  Diese 
Einrichtung,  welche  für  Angliederung  der  neuen  Landesteile  und 
Durchführung  der  neuen  Ordnung  während  der  Friedericianischen 
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Diktatur  wichtige  Dienste  geleistet  hatte ,  zeigte  sich  späterhin 
bei  Wiederkehr  ruhiger  Zeiten  von  geringer  Wirksamkeit  und 
führte ,  wie  bei  ihrer  Vielzahl  leicht  verständHch ,  nur  zu  Ver- 
schleppung der  Geschäfte.  Die  gegen  sie  vorgebrachten  stän- 
dischen Beschwerden  ,  in  denen  sich  das  allgemeine  Missver- 
gnügen über  den  vormaligen  Hauptpunkt  landvogteilicher  Wirk- 
samkeit, die  Konskription ,  widerspiegelte  ,  führte  dann  auch  zur 
Aufhebung  derselben.  Das  Land  wurde  in  4  Kreise  neu  einge- 
teilt und  an  die  Spitze  derselben  als  Kreisbehörden  eingesetzt 
die  Kreisgerichtshöfe  ,  die  koUegialischen  —  ausschliesslich  aus 
Berufsbeamten  zusammengesetzten  —  Kreisregierungen  und  Kreis- 
finanzkammern. 

Damit  wurde  nicht  bloss  die  Trennung  der  Justiz  und  der 
Verwaltung  auch  in  der  Mittelinstanz  zur  Durchführung  gebracht, 
sondern  auch  noch  als  weiteres  Prinzip  eingeführt  die  völlige 
Sonderung  der  Regiminal-  von  der  Fiuanzverwaltung  in  selbst- 
ständig neben  einanderstehende  Behördenreihen.  W^ährend  noch 
beim  Institut  der  Landvögte  in  gewissem  Sinne  die  Aufsicht  über 
das  Steuer-  und  Rechnungswesen  mit  derjenigen  über  die  Regi- 
minalverwaltung  vereinigt  war,  fehlte  den  neugeschaffenen  Regi- 
minal- und  Finanzmittelstellen  eine  derartige  Verbindung  im  Ge- 
gensatz zu  dem  Vorgang  der  preussischen  Bezirks-  und  bayrischen 
Kreisregierungen,  bei  welchen  schon  wegen  des  Zusammenhangs 
des  direkten  Staats-  und  Kommunalsteuerwesens,  wie  überhaupt 
des  Ineinanderlaufens  von  Staats-  und  Kommunalverwaltung,  diese 
beiden  Verwaltungszweige  zusammengreifen. 

Den  Kreisfinanzkammern  wurde  die  unmittelbare  Leitung 
aller  Zweige  des  Staatseinkommens  aus  Domänen,  Regalien  und 
Steuern  übertragen  und  ihnen  hiefür  die  Kameral-  und  die  Forst- 
ämter unterstellt,  auch  Kreisforsträte,  und  für  das  Hochbauwesen 
Kreisbauräte  ,  beigegeben  ,  dagegen  den  Kreisregierungen  ,  den 
Oberbehörden  der  Oberämter,  alle,  nicht  anderen  Kreis-  oder 
Zentralstellen  überwiesenen ,  Gegenstände  der  Landesverwaltung 
im  Regiminalfach,  in  dem  der  Staatspolizei  und  der  Staatswirt- 
schaft zugeteilt  (Regierungsinstruktion  vom  27.  Dezember  1819). 
Doch  war  der  Geschäftskreis  der  letzteren  immerhin  noch  ein 
ziemlich  weit  gezogener,  da  ihnen  vorerst  auch  die  mehr  polizei- 
lichen Geschäfte  der  Medizinalpolizei  (das  Technische  verblieb 
dem  Medizinalkollegium)  und  zu  diesem  Zweck  je  ein  Medizinal- 
rat überwiesen  und   nach  Auflösung    des  Oberbaurats    auch    das 
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Strassenbauwesen  mit  einem  bezüglichen  Referenten  übertragen 
wurde. 

Das  frühere  Misstrauen  gegen  das  Landvogteiinstitut  über- 
trug sich  jedoch  auch  auf  diese  neuen  Kreisverwaltungsbehörden, 
trotz  der  bei  ihnen  vorherrschenden  Kollegialverfassung.  Dies 
führte  auf  den  Landtagen  von  1820,  21,  24  und  26  mehrfach  zu 
Erörterungen  in  der  Abgeordnetenkammer  und  zu  wiederholten 
Anträgen  an  die  Regierung  auf  Wiederaufhebung  der  Einrichtung 
und  Herstellung  einer  bezüglichen  Zentralstelle  für  das  ganze 
Land,  worauf  die  Staatsregierung  aber  nicht  einging.  Da  auch 
in  späteren  Zeiten  ab  und  zu  Bestrebungen  dieser  Art  zu  Tage 
traten,  so  ist  es  nicht  uninteressant ,  sich  die  hauptsächlichsten 
damaligen  Erörterungen  von  »für«  und  »wider«,  wie  sie  Robert  von 
Mohl  registriert,  zu  veranschaulichen.  Gegen  die  »Provinzial- 
mittelstellen«  wurde  ständischerseits  insbesondere  vorgebracht, 
dass  eine  sie  ersetzende  einheitliche  Landeszentralstelle  wohlfeiler 
sei  und  die  Geschäfte  gleichmässiger  besorge,  dass  fernerhin  ein 
derartiges  grosses  Zentralkollegium  selbständiger  sei  gegenüber 
verfassungswidrigen  und  unzweckmässigen  Befehlen  von  Oben, 
dass  innerhalb  desselben  die  Geschäftsteiler  ganz  nach  den  indi- 
viduellen Kenntnissen  und  Fähigkeiten  sich  einrichten  lassen  und 
ausserdem  durch  Verminderung  der  Rekursstellen  und  gleichzeitige 
Verbreiterung  der  Amtsgewalt  der  Bezirkbeamten  eine  Geschäfts- 
verminderung sich  erzielen  Hesse. 

Auf  der  anderen  Seite  wurde  von  den  Regierungsvertretern 
geltend  gemacht,  bei  einem  einzigen  an  die  Stelle  der  Kreisbe- 
hörden gesetzten  Zentralkollegium  würden  die  Geschäfte  in  solcher 
Anzahl  anfallen ,  dass  die  Bildung  besonderer  Sektionen  nötig 
wäre  ,  wodurch  nach  den  in  den  Jahren  1811 — 17  gemachten  Er- 
fahrungen eine  Unzahl  von  Kommunikationen  zwischen 
denselben  und  damit  Geschäftsvermehrung  und 
-Verzögerung  erwüchse,  ferner  sei  eine  solche  Einrichtung 
bei  gleichbleibendem  Bedarf  an  Beamtenpersonal  durchaus  nicht 
wohlfeiler,  ihre  Widerstandskraft  nach  Oben  wäre  bei  dem  ob- 
waltenden Subordinationsverhältnis  ohne  Belang  und  eine  zu  weit 
getriebene  Arbeitsteilung  erzeuge  Einseitigkeit  und  Referenten- 
despotismus wie  auch  die  Zentralisierung  der  Geschäfte  eine 
grosse  Ueberl astung  des  Ministeriums  nach  sich 
zöge,  von  Mohl  führt  daneben  als  weiteren  Nutzen  der  Kreis- 
stellen an :  genaue  Aufsicht  über  die  Bezirksbeamten   und  deshalb 
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bessere  Geschäftsbesorgung  bei  denselben,  Vereinigung  der 
in  ein  Departement  gehörigen  sämtlichen  Geschäfts- 
zweige bei  einer  Stelle  und  damit  besseres  Inein- 
andergreifen der  Arbeiten  und  Vermeidung  von 
Kommunikationen  mit  anderen  Stellen,  grössere  Nähe 
der  Beschwerdeinstanz  für  die  Beschwerdeführer.  Schliesslich 
äussert  er  die  Ueberzeugung,  dass  die  Uebertragung  eines  grös- 
seren Wirkungskreises  an  die  Kreisbehörden,  der  sie  selbständiger 
und  fühlbarer  machen  würde ,  den  gegen  sie  vorgebrachten  Be- 
denken und  Beschwerden  vielleicht  ein  definitives  Ende  machen 
könnte,  dass  bei  Aufrechterhaltung  eines  wirksamen  Beschwerde- 
rechts und  stehender  Aufsicht  seitens  der  Zentralbehörde  eine 
solche  selbständigere  Stellung  ganz  unbedenklich  wäre  und  daraus 
zugleich  eine  Entlastung  des  Ministeriums  sich  ergäbe ,  so  dass 
dasselbe  sich  leichter  zu  allgemeiner  Uebersicht  und  zu  weit  aus- 
sehenden systematischen  Verbesserungsplänen  erheben  könnte. 

Diese  Anschaung  von  Mohrs,  die  für  die  Anhänger  der  De- 
zentralisationsidee und  Gegner  der  sogenannten  Zentralmittel- 
stellen bis  heute  ihre  Bedeutung  behalten  hat ,  ging  allerdings 
nicht  bis  zu  der  letzten  Konsequenz,  der  Forderung  des  Zu- 
sammenschlusses der  Finanzkammern  und  der  Regierungen  zu 
einzigen,  den  beteiligten  Ministerien  gemeinsam  untergeordneten 
Geschäftsstellen  nach  Art  der  preussischen  und  bayrischen  Re- 
gierungen, zum  Zweck  erleichterten  Zusammenwirkens  der  beiden 
verwandten  Ressorts  und  zu  aller  Vermeidung  departementalen 
Sonderlebens.  Dem  wäre  freilich  der  Umstand  im  Weg  gestan- 
den, dass  in  Württemberg  für  die  Beamten  des  höheren  Ver- 
waltungs-  und  Finanzdienstes  ein  verschiedenartiger  Studien- 
und  Ausbildungsgang  und  gesonderte  Prüfungen  (s.  u.)  vorge- 
schrieben sind. 

Die  Bezirksstellen  ,  welche  von  den  früheren  Reorganisatio- 
nen ziemlich  unberührt  geblieben,  wurden  in  dieser  Periode  eben- 
falls einer  erheblichen  Umgestaltung  unterzogen,  die  hauptsächlich 
den  Geschäftskreis  der  Oberämter  betraf.  Es  hatte  sich  gezeigt, 
dass  die  letzteren  bei  den  grossen  Anforderungen  des  vorigen 
Regimes  insbesondere  auf  rascheste  Durchführung  der  polizei- 
lichen Geschäfte ,  bei  der  erheblichen  Vergrösserung  ihrer  Be- 
zirke, sowie  bei  den  damaligen  zahlreichen  und  raschen  Beamten- 
versetzungen ,  manch'  wichtigen  Zweigen  ihres  Berufs ,  wie  der 
Zivilrechtspflege,  Sorge  für  den  Gemeindehaushalt,  Aufsicht  über 
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die  pia  corpora  und  Pflegschaften,  nur  ungenügend  nachkommen 
konnten.  Die  hierdurch  veranlassten  ständischen  Beschwerden 
erstrebten  nur  Verkleinerung  der  Oberamtsbezirke,  damit  der  Ober- 
amtmann allen  seinen  Pflichten  gehörig  nachkommen  könne  und 
die  einzelnen  Oberämter  nicht  in  mehrere  Amtsschreibereien  zer- 
fielen, so  dass  der  Unterthan  an  einem  Ort  alle  Bezirksbeamten 
finden  und  seine  Geschäfte  bei  den  verschiedenen  Beamten  auf 
einem  Gang  abmachen  könne.  Ihnen  abgeholfen  aber  wurde 
durch  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung  auch  in  der  Bezirks- 
instanz. Die  Rechtspflege  im  Bezirk  kam  ,  soweit  sie  nicht  den 
Gemeindebehörden  anvertraut  blieb,  an  die  neuerrichteten  Ober- 
amtsgerichte. Damit  hörte  der  Oberamtmann  auf,  Richter,  und 
zugleich  auch  unmittelbarer  Vorsteher  der  Amtsstadt,  zu  sein. 
Doch  beliess  diese  Organisation  von  1817  das  Oberamt  immer 
noch  als  Mittelpunkt  der  inneren  Verwaltung  und  der  Ober- 
amtmann verblieb  Vertreter  der  Regierung  für  Wahrung  der 
Hoheitsrechte  des  Staats,  Erhaltung  des  Staatsorganismus,  Hand- 
habung der  Landespolizei  und  Aufsicht  über  die  Ortspolizei,  Auf- 
sicht über  Gemeinden,  Amtskörperschaften  und  Stiftungen,  Aus- 
übung der  Polizeistrafrechtspflege  und  Verwaltungsrechtspflege. 
Bei  dem  so  verminderten  Geschäftskreis  wurden  die  in  einzelnen 
Bezirken  noch  bestehenden  Unteramteien  als  überflüssig  aufge- 
hoben, dagegen  den  Oberämtern  staathch  bezahlte  (von  1839 
ab  vom  König  ernannte)  Aktuare,  die  späteren  Amtmänner,  bei- 
gegeben. 

Diese  organisatorischen  Aenderungen  scheinen  allgemein 
befriedigt  zu  haben.  Gegenvorschläge  bemerkenswerter  Art  er- 
gingen in  dieser  Zeit  nur  vom  Abgeordneten  List  in  seiner  be- 
kannten Reutlinger  Petition  von  1820.  In  derselben  wird  u.  A. 
die  Aufhebung  der  Stellen  der  Oberamtleute  gefordert.  An  ihre 
Stelle  solle  in  jedem  Bezirk  ein  gewählter  unbesoldeter  Landrat 
gesetzt  werden  und  neben  ihn  für  Besorgung  der  Rechnungs- 
revision und  Vollziehung  höherer  Aufträge  ein  bezahlter  Revisor. 
Je  5  Bezirken  solle  ein  Obervogt  vorgesetzt  werden,  bei  dem 
die  Landräte  von  Zeit  zu  Zeit  zur  Erledigung  der  Regiminalge- 
schäfte  zusammentreten  würden.  Desgleichen  verlangte  er  die 
Aufhebung  der  Kameralämter  unter  näherer  Darlegung,  in  welcher 
Weise  deren  Geschäfte  anderweitig  untergebracht  werden  könnten. 
Diese  Petition  fand  aber  keinen  Anklang ,  führte  vielmehr  zu 
schwerer  Massregelung    ihres  Urhebers.     Beachtungswert    ist    sie 
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jedoch,  wegen  ihrer  eingenartigen  Gesichtspunkte,  denen  ein  Zug 
von  Grösse  nicht  abzusprechen  ist ,  wenn  es  auch  freihch  sehr 
fragHch  ist,  ob  eine  derartige  Einrichtung  (die  vielleicht  als  eine 
Verbindung  des  altpreussischen  Landrats  in  seiner  Eigenschaft 
als  ständiger  Kommissar  der  Regierung  mit  dem  System  der 
Sessions  der  englischen  Friedensrichter  gedacht  war)  in  dem  da- 
maligen an  Vielregieren  gewöhnten  Württemberg  hätte  lebens- 
fähig werden  können,  zumal  es  wohl  auch  an  Notabein  für  ein 
solches  Ehrenamt  hier  gefehlt  hätte. 

Fast  gleichzeitig  mit  den  auf  die  Oberämter  bezüglichen 
Aenderungen  erfolgte  auch  die  Umformung  des  Instituts  der 
Amtskörperschaften.  Nach  Umwälzung  der  ständischen  Verfas- 
sung war  diesen  nur  Zweck  und  Form  einer  kommunalen  Ver- 
waltungsbehörde ohne  alle  repräsentative  Eigenschaften  verblieben. 
Durch  die  Edikte  von  i8i8  sowie  weiterhin  durch  das  Verwal- 
tungsedikt vom  I.  März  1822  wurde  ihnen  als  Aufgabe  zuge- 
wiesen die  Verfolgung  der  der  Körperschaft  gemeinschaftlichen 
Zwecke  mit  gemeinschaftlichen  Kräften,  also  hiernach  und  auf 
Grund  besonderer  Vorschriften  z.  B.  Errichtung  nützlicher  Ein- 
richtungen für  beschränktere  Bedürfnisse,  die  die  Kräfte  einzelner 
Gemeinden  übersteigen  (Weganlagen,  Haltung  ärztlichen  Personals, 
Erbauung  von  Krankenhäusern ,  Leistungen  für  das  Bildungs- 
wesen u.  dergl.),  ferner  gemeinschaftliche  Uebernahme  von  Lasten, 
die  einzelne  Gemeinden  unbillig  treffen  würden  ,  wie  Leistungen 
für  das  Heer,  endlich  Erleichterung  der  Staatsverwaltung  durch 
Aufbringung  direkter  Steuern ,  Einzug  bezw.  Auszahlung  von 
Brandschadensgeldern,  Strassenbau-  und  Landjägerkosten  u.  s.  w. 
vermittels  der  Körperschaftskasse  (Amtspflege).  Das  Organ  der 
Amtskörperschaft ,  die  aus  den  Ortsvorstehern  der  Gemeinden 
und  weiteren  Deputierten  der  Gemeinderäte  grösserer  Gemein- 
den bestehende  Amtsversammlung ,  hatte  einen  Ausschuss  zu 
wählen ,  der  dem  Oberamtmann  behufs  Mitwirkung  an  der  Ver- 
waltung der  Körperschaftsangelegenheiten  zur  Seite  tritt,  übrigens 
ohne  eine  Vertretung  der  Bezirksinsassen  gegenüber  dem  Bezirks- 
beamten zu  bedeuten  oder  eine  stehende  Kontrolle  ihm  gegen- 
über zu  bilden. 

Nicht  minder  wichtig  sind  die  Umgestaltungen ,  welche  die 
Organisation  der  Gemeindeverwaltung  durch  die  Gesetzgebung 
dieser  Periode  erfuhr.  Unter  der  vorigen  Regierung  waren ,  wie 
schon    angedeutet ,    die    althergebrachten ,    allerdings    zu  grossen 
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Missbräuchen  ausgearteten  Rechte  der  Gemeinden  mehrfach  ge- 
schmälert worden.  Dies  führte  nach  Zusammenberufung  der 
Stände  zu  Beschwerden  und  Anträgen  auf  Wiederherstellung 
einer  freien  Munizipalverfassung.  Zunächst  suchte  Abhilfe  zu 
schaffen  die  Verordnung  vom  7.  Juni  1817,  welche  das  Institut 
der  Gemeindedeputierten  einführte,  das  die  Bürgerschaft  in  steter 
genauer  Kenntnis  mit  der  magistratlichen  Gemeindeverwaltung 
erhalten  und  ihr  Einfluss  auf  dieselbe  gewähren  sollte.  Die 
Teilung  des  Magistrats  in  Gericht  und  Rat  hörte  auf,  dafür  kam 
die  Bezeichnung  Gemeinderat  für  ersteren ,  Bürgerausschuss  für 
die  Deputierten,  in  Eingang.  Noch  weiter  ging  das  Edikt  vom 
31.  Dezember  1818,  welches  u.  A.  den  Gemeindebehörden  das 
Recht  auf  Selbstverwaltung  des  Gemeindevermögens  und  Hand- 
habung der  Ortspolizei,  sowie  den  Gemeinden  die  Befugnis  zu 
Wahl  ihrer  Vorsteher  wiedergab,  Grundsätze,  die  dann  nach  einer 
mit  den  Ständen  vereinbarten  Revision  im  Verwaltungsedikt  kodi- 
fiziert wurden.  Zwischen  städtischer  und  ländlicher  Gemeinde- 
verfassung wurde  dabei  kein  Unterschied  gemacht.  Von  diesem 
Gang  der  Gesetzgebung  wurde  insbesondere  auch  die  Stellung 
der  Ortsvorsteher  wesentlich  berührt.  Wie  schon  erwähnt  be- 
kamen jetzt  die  Oberamtsstädte  gleich  den  übrigen  Gemeinden 
ihre  selbständigen  Stadtvorsteher.  Bezüglich  der  Besetzung  der 
Ortsvorsteherstellen  wählte  das  Edikt  von  1818  zunächst  einen 
Mittelweg  zwischen  der  Besetzungsweise  vor  und  nach  1808 :  es 
sollten  nämlich  durch  Stimmenmehrheit  der  Gemeinden  3  Mit- 
glieder des  Gemeinderats  als  Kandidaten  vorgeschlagen  und  von 
der  Staatsregierung  (d.  h.  in  grossen  Gemeinden  vom  König,  in 
kleineren  von  der  Kreisregierung)  einer  aus  denselben  nach  freiem 
Ermessen  ernannt  werden.  Da  jedoch  die  Stände  auf  der  Be- 
setzungsweise vor  1808  als  einem  wesentlichen  Zeichen  der  Ge- 
meindeselbständigkeit beharren  wollten,  so  ging  hieraus  der  Kom- 
promiss  hervor,  dass  die  Regierung  sich  zur  Ernennung  des- 
jenigen Kandidaten,  welcher  ^/s  aller  Stimmen  auf  sich  vereinige, 
verpflichtete  und  ausserdem  zugestand  ,  dass  die  Gemeinden  mit 
ihren  Vorschlägen  weder  auf  Mitglieder  des  Gemeinderats  noch 
überhaupt  auf  Gemeindebürger  beschränkt  sein  sollten.  Das  Recht, 
gegebenenfalls  wenigstens  eine  Ergänzung  der  drei  W^ahlvorschläge 
durch  weitere  geeignetere  Kandidaten  fordern  zu  dürfen ,  wurde 
der  Regierung  nicht  eingeräumt.  Charakteristisch  ist  ferner  die 
Beibehaltung  lebenslänglicher  Bestellung  der  Ortsvorsteher.     Das 
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Edikt  vom  31.  Dezember  1818  erwähnte  in  dieser  Beziehung,  es 
sei  dem  Vorteil  der  Gemeinden  gemäss,  dass  die  obrigkeitlichen 
und  verwaltenden  Personen  ihre  Geschäfte  ohne  fremden  Bei- 
stand versehen;  dies  erfordere  auf  der  einen  Seite  Vereinfachung 
der  Geschäfte ,  auf  der  anderen  Seite  angemessene  Belohnung 
der  Angestellten  und  in  der  Regel  lebenslängliche  Beibehaltung 
der  Stellen.  Das  Verwaltungsedikt  erhob  dann  die  Anstellung 
der  Ortsvorsteher  auf  Lebenszeit  zur  gesetzlichen  Bestimmung. 
Dagegen  ist  jene  in  Aussicht  genommen  gewesene  Geschäftsver- 
einfachung offenbar  nicht  in  so  weitgehender  Weise  durchgeführt 
worden ,  dass  nicht  auch  fernerhin  ein  besonderes  fachmänni- 
sches Hilfsbeamtentum  für  viele  Gemeinden  unentbehrlich  ge- 
worden wäre. 

Vorerst  hatte  es  allerdings  den  Anschein  ,  als  ob  dem 
Schreiberinstitut  der  Untergang  bereitet  würde.  Die  im  Jahr  181 5 
und  16  einberufenen  Stände  richteten  eine  Menge  von  Beschwer- 
den gegen  die  Stadt-  und  Amtsschreibereien  wegen  der  übertrie- 
benen Ausdehnung  ihrer  nach  dem  Umfang  bezahlten  Dienste, 
der  hohen  Kosten  der  Kommun-  und  anderer  Rechnungen,  ihrer 
unzureichenden  Beaufsichtigung  seitens  der  Staatsbeamten.  Erste 
Abhilfe  versuchten  nun  einige  Verfügungen  von  1817  über  Ver- 
einfachung des  Rechnungswesens  und  Minderung  der  Schreibereien 
bei  Inventuren  und  Teilungen.  Durch  das  Edikt  vom  31.  De- 
zember 1818  wurde  dann  die  Auflösung  aller  Stadt-  und  Amts- 
schreibereien angebahnt  (die  thatsächliche  Auflösung  erfolgte 
durch  Verordnung  vom  27.  April  1826)  und  durch  das  Notariats- 
edikt vom  29.  August  1819,  das  aber  nicht  sofort  vollzogen  wurde, 
die  Uebertragung  der  wichtigsten  Geschäfte  derselben  bei  Aus- 
übung der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  auf  Notariate  in  Aussicht 
genommen,  die  Gerichtsnotare  auch  zu  einstweiliger  Hilfeleistung 
bei  der  Verwaltung  derjenigen  Gemeinden  bestimmt,  deren  Vor- 
steher oder  Rechner  die  hiezu  erforderlichen  Kenntnisse  oder 
Fertigkeiten  noch  nicht  besitzen.  Auf  Bitten  der  Stände  um 
Trennung  der  Rechts-  und  Verwaltungsgeschäfte  auch  bei  dem 
Institut  der  Gerichtsnotare  erfolgte  dann  die  Bestellung  des  In- 
stituts der  Verwaltungsaktuare,  d.  h.  geprüfter  von  den  Gemein- 
den widerruflich  zu  wählender  und  von  der  Regierung  zu  be- 
stätigender Hilfsbeamter  für  Geschäfte  (wie  Steuer-  und  Gemeinde- 
schadensumlagen, Fertigung  der  Gemeindeetats  und  Stellung  der 
Gemeinderechnung),    welche    die    Ortsvorsteher    und    Gemeinde- 
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rechner  nicht  selbst  besorgen  können,  wobei  letzteren  aber  stets 
die  Befugnis  zustehen  sollte ,  diese  Geschäfte ,  wenn  sie  dazu 
im  Stand  sind,  an  sich  zu  ziehen.  Das  Verwaltungsedikt  bestätigte 
dann  dies  Hilfsbeamtentuni,  aber  ebenfalls  als  Provisorium,  indem 
es  davon  ausgieng,  dass  die  Gemeinderechner  ihre  Rechnungen 
selbst  ohne  fremde  Beihilfe  zu  stellen  hätten.  Unentbehrlich  ist 
es  aber  bis  heute  noch  nicht  geworden,  denn  selbstverständlich 
konnte  den  Verwaltungsaktuaren  nicht  zugemutet  werden  ,  die 
Gemeinderechner  zur  eigenen  Besorgung  ihrer  Geschäfte  zu 
schulen.  Eine  dieser  Selbstbesorgung  des  Rechnungswesens  wohl 
förderliche  Gemeinderechnungsinstruktion,  wie  sie  im  Verwaltungs- 
edikt zugesagt  wurde,  ist  nicht  erschienen:  Die  von  der  Regie- 
rung unterm  24.  Januar  1823  auf  die  gelungensten  Entwürfe  einer 
solchen  ausgesetzten  Preise  führten  kein  völlig  befriedigendes 
Resultat  herbei. 

Doch  ist  dem  Verwaltungsaktuariat  das  Verdienst  nicht  ab- 
zusprechen ,  dass  unter  seinem  Einfluss  das  Gemeinderechnungs- 
wesen in  musterhafte  Ordnung  kam. 

Die  Beseitigung  des  Schreiberinstituts  als  solchen  ist  also 
nicht  erfolgt ,  vielmehr  wurde  den  Missständen  abzuhelfen  ver- 
sucht lediglich  durch  Zerschlagung  der  Funktionen  der  Stadt- 
und  Amtsschreiber  in  mehrere  Spezialfächer  und  daneben  durch 
Beschränkung  des  Einkommens  der  Schreiber  mittels  Einführung 
fester  Gehälter  bezw.  von  Honorarsätzen  massiger  Höhe.  Ob 
aber  der  angestrebte  Zweck,  den  Einfluss  der  Schreiber  auf  die 
Gemeindeangelegenheiten  einzuschränken  und  die  Gesamtkosten 
dieses  Instituts  zu  vermindern,  erreicht  wurde,  ist  fraglich,  da 
dieser  Stand  rasch  zunahm  und  sich  auch  die  Ortsvorsteherstcl- 
len  grösserer  Gemeinden  mit  einem  mindestens  auskömmlichen 
wenn  nicht  reichlichen  Einkommen  zu  sichern  wusste.  Durch  die 
Verbreiterung  eines  Instituts,  das  an  Beibehaltung  alter  Zustände 
(Erhaltung  des  bisherigen  Gemeinderechnungswesens ,  Belassung 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  bei  den  Gemeinden)  ganz  erheb- 
Hch  und  vielleicht  noch  mehr  als  die  Gemeinden  selbst  interessiert 
ist ,  wurde  ausserdem  von  vornherein  ein  Gegengewicht  ge- 
schaffen gegen  Fortschritte  mancherlei  Art.  Gleichwohl  scheinen 
seither  die  Klagen  über  das  Schreibereiunwesen  verstummt  zu 
sein.  Dahingestellt  mag  bleiben  ,  ob  dies  dem  wachsenden  Ein- 
fluss dieses  Standes  oder  der  Abneigung  breiter  Bevölkerungs- 
klassen gegen  ein  akademisch  gebildetes  Beamtentum  oder  aber 
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dem  Umstand  zuzuschreiben  ist,  dass  das  Schreibertum  eine 
Vielen  sympatische  Durchgangsstelle  für  das  Aufsteigen  in  höhere 
Gesellschaftsklassen  verblieben  ist. 

Jedenfalls  darf  nicht  verkannt  werden ,  dass  der  Schreiber- 
stand mit  seinen  nahen  Beziehungen  zum  praktischen  Leben, 
seiner  Kenntnis  der  Wirklichkeit ,  seinem  Einblick  in  Einzelver- 
hältnisse zu  einem  nützlichen  Verbindungsglied  zwischen  Regie- 
renden und  Regierten  geworden  ist  und  gewissermassen  einen 
Ersatz  für  die  noch  fehlende  Beteiligung  des  Laienelements  an 
der  unteren  Verwaltung  bildet. 

Was  die  in  diesem  Zeitraum  ab  und  zu  hervorgetretenen 
Klagen  über  Vielschreiberei  der  Behörden  anlangt,  so  äussert  von 
Molil  die  beachtenswerte  Anschauung,  dass  »wenn  den  Elemen- 
tar- und  Mittelstellen  mehr  Recht  zu  endlicher  Entscheidung  von 
Angelegenheiten  gegeben  würde,  wenn  sich  die  höchsten  Stellen 
nur  die  Leitung  der  allgemeinen  Angelegenheiten  vorbehielten 
und  nicht  Zeit,  Kraft  und  Ueberblick  durch  Detailarbeiten  verlören, 
wenn  häufiger  auf  die  Klagen  der  Verletzten  gewartet  würde,  ehe 
etwas  von  oben  geschähe,  die  Zahl  der  unnötigen,  geisttötenden 
und  kostbaren  Schreibereien  sich  sehr  vermindern  würde«. 

Endlich  wurde  zur  Hebung  des  Bildungsgrads  für  die  An- 
wärter des  höheren  Staatsverwaltungsdienstes  und  zu  dessen 
Emanzipierung  von  der  Schreiberlaufbahn  1817  eine  staatswirt- 
schaftliche Fakultät  bei  der  Landesuniversität  errichtet  und  durch 
die  Prüfungsvorschriften  für  die  Kandidaten  des  Finanz-  und  Ver- 
waltungsdienstes 1837  der  Umfang  der  an  diese  zu  stellenden 
Anforderungen  festgelegt,  wobei  allerdings  zu  wenig  auf  juristische 
Vorbildu)ig  (und  bei  späteren  Reformen  zu  wenig  auf  praktische 
juristische  Ausbildung)  gesehen  wurde.  Auch  verfiel  man,  im 
Bestreben  die  Schreiber  vom  eigentlichen  Staatsdienst  möglichst 
fern  zu  halten  ,  in  das  Extrem ,  für  manche  Stellen,  die  ander- 
wärts von  Subalternen  eingenommen  werden,  akademische  Bildung 
zu  fordern. 

Mit  den  zwanziger  Jahren  ging  diese  Hauptreorganisations- 
periode König  Wilhelms  zu  Ende.  Im  ganzen  genommen  brachte 
sie  der  württembergischen  Verwaltung  eine  für  die  damalige  Zeit 
musterhafte  Ordnung.  Vergegenwärtigt  man  sich,  wie  viele  Augcn- 
blicksschöpfungen  des  vorigen  Regimes,  wie  manche  Unordnung 
im  Unterbau  der  Verwaltung  zu  einem  geordneten  System  um- 
zuschaffen  waren,   erinnert  man  sich  vor  allem  jenes  grossen  Fort- 
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Schrittes  durch  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung ,  so 
gewinnt  man  ein  Bild  von  dem  Verwaltungstalent,  von  der  ge- 
waltigen Arbeitskraft  dieses  Fürsten.  Für  lange  hinaus,  ja  in  der 
Hauptsache  bis  heute,  blieben  die  Grundzüge  der  neugeschaffenen 
Einrichtungen  unverändert  bestehen,  insbesondere  wurde  während 
dieser  Regierungsperiode  wenig  daran  mehr  geändert.  Nur  in 
den  Jahren  1848  und  49  vollzogen  sich  noch  einige  Aenderungen 
von  Belang.  Im  erstgenanten  Jahr  wurde  an  Stelle  der  bisherigen 
Zentralleitung  des  Handels-  und  Gewerbevereins  eine  staatliche 
Zentralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  errichtet,  sowie  die  Zentral- 
stelle des  landwirtschaftlichen  Vereins  zu  einer  Zentralstelle  für 
die  Landwirtschaft  mit  fest  abgegrenztem  Wirkungskreis  umge- 
schaffen, (beide  Behörden  neben  dem  erforderlichen  Beamtenper- 
sonal auch  Vertreter  des  Gewerbslebens  umschliessend).  Ausser- 
dem erhielt  im  selben  Jahr  das  Ministerium  des  Innern  eine  Ab- 
teilung für  Strassen-  und  Wasserbau  unter  gleichzeitiger  Entbin- 
dung der  Kreisregierungen  von  ihrer  bisherigen  bezüglichen  Zu- 
ständigkeit. Mit  dieser  Einschränkung  des  bisherigen,  fast  alle 
Aufgaben  des  Departements  umfassenden  Wirkungskreises  der 
Kreisregierungen  begannen  Zentralisationstendenzen  in  Wirksam- 
keit zu  treten,  welche  bald  auch  auf  anderes  Gebiet  übergriffen, 
indem  schon  im  folgenden  Jahr  die  dem  Finanzdepartement  zuge- 
hörigen Kreisfinanzkammern  aufgelöst  und  zu  einer  Oberfinanz- 
kamnier  (mit  3  Abteilungen)  vereinigt  wurden. 

d)  Die  Zeit  König  Karls  (1864— 1891). 

Mit  der  Regierung  König  Karls  begann  wiederum  eine  an 
neuen  Organisationen  in  der  Verwaltung  fruchtbare  Zeit ,  doch 
beschränkten  sich  dieselben  vorwiegend  auf  die  oberen  Instanzen, 
entsprechend  der  fortschreitenden  Zentralisation  der  Staatsver- 
waltung. 

Besonders  reich  an  Neubildungen  dieser  Art  war  das  Jahr  1876. 
Durch  Gesetz  vom  i.  Juli  1876  wurde  als  oberste  Staatsbehörde 
an  Stelle  des  bisherigen  Geheimen  Rats  das  Staatsministerium 
eingesetzt,  dessen  Wirkungskreis  im  Speziellen  die  Beratung  aller 
allgemeinen,  aller  ständischen  Angelegenheiten  und  derjenigen, 
welche  die  Beziehungen  zum  deutschen  Reich  betreffen ,  sowie 
die  Vermittlung  des  Verkehrs  der  Staatsregierung  mit  den  Stän- 
den und  weiterhin  (1888)  die  Beratung  des  Staatsoberhaupts  be- 
züglich der  Zulässigkeit    der  Zwangsenteignung    umfasst.     Neben 
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ihm  blieb  jedoch  der  Gehcimerat  als  erweiterter  Ministerrat,  aber 
mit  erheblich  eingeschränkter  Kompetenz ,  bestehen :  seine  bis- 
herige Stellung  als  Berater  der  Krone  und  Vermittler  des  Ver- 
kehrs mit  den  Ständen  hörte  auf,  seine  Wirksamkeit  betreffs  Er- 
ledigung von  Rechtsbeschwerden  gegen  Entscheidungen  und  Ver- 
fügungen der  Verwaltungsbehörden  ging  über  an  den  im  selben 
Jahr  neugeschaffenen  Verwaltungsgerichtshof,  und  die  Entschei- 
dung von  Kompetenzkonflikten  an  den  1879  errichteten  Kom- 
petenzgerichtshof, während  für  die  Entlassung  von  Beamten  bzw. 
Körperschaftsbeamten  im  Disziplinarweg  1876  und  1891  besondere 
Disziplinarhöfe  eingesetzt  wurden. 

Die  weiteren  Aenderungen  dieser  Periode  berührten  haupt- 
sächlich die  Mittelstellen  im  Departement  des  Innern ,  und  als 
wichtigste  derselben  am  meisten  die  Kreisregierungen. 

Auf  der  einen  Seite  wurde  ihrer  Bedeutung  für  die  innere 
Verwaltung  mehrfach  Abbruch  gethan  und  zwar  direkt  durch 
fortschreitende  Verringerung  ihres  Geschäftskreises  (indem  ihnen 
1872  nach  Errichtung  einer  besonderen  Ministerialabteilung  für 
das  Hochbauwesen  ihre  bezügliche  baupolizeiliche  Zuständigkeit 
und  bei  der  Reorganisation  des  Medizinalkollegiums  im  Jahr  1880 
und  gleichzeitiger  Aufhebung  der  Kreismedizinalratsstellen  auch 
die  Funktionen  der  letzteren  abgenommen  wurden)  und  indirekt 
dadurch,  dass  anlässlich  der  Neugestaltung  vorhandener  zentraler 
Mittelbehörden  (der  Zentralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  1875 
und  derjenigen  für  die  Landwirtschaft  1877)  die  Gelegenheit  un- 
genützt blieb,  etwa  unter  Umgestaltung  dieser  Spezialbehörden 
zu  Ministerialabteilungen,  die  Wirksamkeit  der  Kreisregierungen 
nach  dieser  Richtung  hin  zu  erweitern.  Hiedurch  wäre  nicht 
bloss  eine  grössere  Uebersichtlichkeit  der  Behördenorganisation 
und  eine  Dezentralisation  der  Verwaltung  mit  Annäherung  der- 
selben an  die  lokalen  Verhältnisse  erzielt ,  sondern  auch  dem 
Wirkungskreis  der  Kreisregierungen  eine  Universalität  verliehen 
worden  ,  die  sie  zu  einer  Art  praktischer  Hochschulen  für  das 
junge  Beamtentum  gemacht  hätte.  Die  Angliederung  der  im 
Jahr  1875  erforderlich  gewordenen  Oberaufsichtsbehörde  für  die 
technische  Bewirtschaftung  der  Körperschaftswaldungen  an  die 
Kreisregierungen  verbot  sich  schon  darum,  weil  der  mit  Auflösung 
der  alten  Kreisfinanzkammern  schon  zu  weit  gediehene  Zentrali- 
sationsprozess  eine  Zuziehung  von  Kreisforsträten  zur  Regierungs- 
instanz undurchführbar  machte ,    weshalb    auch    für    diese    Funk- 


Ueber  die  Entwicklung  württ.   Verwaltungseinriclitungen   im  XIX.  Jahrh.       46 1 

tionen  ein  Landeskollegiuin  (Forstdirektion,  Abteiknig  für  Körper- 
schaftswaldungen) in  Angliederung  an  die  staatliche  Forstdirektion 
eingerichtet  wurde. 

Dagegen  brachte  das  Jahr  1876  den  Kreisregierungen  solch' 
wichtige  geschäftliche  Zulagen,  dass  ihr  ferneres  Bestehen  dadurch 
gesichert  worden  ist.  Das  Verwaltungsrechtspflegegesetz  erklärte 
sie  nämlich  zu  allgemeinen  Verwaltungsgerichten  i.  Instanz  für 
die  näher  definierten  »Parteistreitigkeiten«,  während  die  »Rechts- 
beschwerden« der  verwaltungsgerichtlichen  Oberinstanz  (dem  Ver- 
waltungsgerichtshof) zugewiesen  wurden.  In  den  vorerwähnten  An- 
gelegenheiten ,  sowie  in  dem  durch  §  21  der  Gewerbeordnung 
vorgeschriebenen  öffentlich-mündlichen  Verfahren  in  Sachen  kon- 
zessionspflichtiger  gewerblicher  Anlagen,  wie  auch  im  Fall  des 
§  4  des  Reichsgesetzes  vom  7.  April  1876  verhandeln  und  ent- 
scheiden bezw.  beschliessen  sie  in  Besetzung  von  3  Kollegialmit- 
gliedern einschliessUch  des  Vorstands.  Eine  Beteiligung  des  Laien- 
elements bei  der  Verwaltungsrechtspflege  und  diesen  Beschluss- 
sachen wurde  nicht  durchgeführt. 

SchliessHch  brachte  die  Verordnung  vom  15.  November 
1889  unter  Beseitigung  der  Regierungsinstruktion  von  1819  einige, 
auch  für  die  Form  der  Geschäftserledigung  der  Kreisregierungen 
wichtige  Bestimmungen.  Während  bisher  der  Vorstand  nur  in 
wenig  Angelegenheiten  zu  selbständiger  Verfügung  berechtigt  war, 
wurde  jetzt  für  die  Geschäftserledigung  als  Regel  der  Bureauweg, 
freilich  in  modifizierter  Weise,  eingeführt,  da  Kollegialerledigung, 
abgesehen  von  speziell  vorgeschriebenen  Fällen ,  künftig  auch 
dann  Platz  zu  greifen  hat,  wenn  bei  Erledigung  im  Bureauweg 
zwischen  Präsident  und  Berichterstatter  eine  Meinungsverschieden- 
heit besteht. 

Bezüglich  der  Organisation  der  Oberämter  brachte  dieser 
Zeitraum  keine  nennenswerten  Aenderungen.  Dagegen  erfuhr 
ihr  Wirkungskreis  einige  Modifikationen ,  nämlich  einerseits  eine 
Einschränkung  durch  das  Verwaltungsrechtspflegegesetz  von  1876 
und  die  Reichsprozessgesetze  von  1879,  auf  der  anderen  Seite  aber 
eine  Erweiterung  durch  das  Polizeistrafgesetz  von  1871  in  Bezug 
auf  die  Befugnis  zu  Erlassung  polizeilicher  Vorschriften ,  welch 
letztere,  wenn  für  dauernde  Geltung  bestimmt,  an  vorherige  Zu- 
stimmung des  Amtsversammlungsausschusses  gebunden  wurden. 
Hierin  war  der  erste  Anfang  einer  Mitwirkung  von  Laien  bei  der 
Bezirksverwaltung   zu  erblicken  und  es  hatte  bald  den  Anschein, 
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als  ob  dieses  Prinzip  noch  mehr  zur  Durchführung  kommen  sollte. 
So  wurde  z.  B.  in  der  Thronrede  bei  Eröffnung  des  Landtags 
von  1877  erwähnt,  die  Verwaltung  der  Gemeinden  und  Amtskörper- 
schaften solle  nach  den  Grundsätzen  der  Selbstverwaltung  weiter 
entwickelt,  die  Amtsversammlungen  durch  gewählte  Bezirksver- 
tretungen ersetzt  und  den  Oberämtern  ein  Bezirksrat  zur  Unter- 
stützung bei  der  staatlichen  Verwaltung  beigegeben  werden.  Eine 
Bezirksordnung  im  Anschluss  an  eine  neue  Gemeindeordnung 
wurde  denn  auch  in  Vorbereitung  genommen,  die  sich  aber  lange 
hinauszog.  Bemerkenswert,  weil  hierauf  wohl  abzielend,  sind  die 
Ausführungen  des  Staatsrats  Dr.  v.  Bitzer  im  Staatsanzeiger 
Nr.  104  von  1882.  Derselbe  hält  es  »für  eine  dem  Staatswesen 
ungemein  nachteilige  Einrichtung ,  dass  die  gesamte  württ.  Ver- 
waltung früher  ausschliesslich  bureaukratisch  geordnet  gewesen 
sei.«  Im  Interesse  ihrer  nach  den  Bedürfnissen  des  Lebens  fort- 
schreitenden Entwicklung  sei  es  geboten ,  dass  jenes  ergänzende 
freiwillige  Element  wie  in  den  Kommunen  und  manchen  Zweigen 
der  höheren  Verwaltung,  so  auch  in  der  staatlichen  Bezirksver- 
waltung eingebürgert  werde,  insbesondere  durch  Beiziehung  eines 
Bezirksrats  zur  Verwaltung  der  Oberämter.  Die  bisherige  Mit- 
wirkung des  Amtsausschusses  bei  Polizeiverordnungen  solle  des- 
halb Ausdehnung  erhalten  auch  auf  SpezialVerfügungen  der  Ober- 
ämter in  dem  landespolizeilichen  Gebiet ,  welche  von  grösserer 
und  allgemeinerer  Bedeutung  seien  und  keiner  sofortigen  Erledi- 
gung hedürften. 

Unterm  21.  Mai  1891  trat  cndUch  ein  Gesetz  über  die  Ver- 
waltung der  Gemeinden,  Amtskörperschaften  und  Stiftungen  ins 
Leben,  das  aber  die  Organisation  der  Oberämter  nicht  berührte 
insbesondere  über  Heranziehung  eines  Bezirksrats  zur  staatlichen 
Verwaltung  nichts  enthielt.  Dagegen  brachte  dasselbe  einige  neue 
Bestimmungen  über  die  (nach  wie  vor  lebenslängliche)  Bestellung 
der  Ortsvorsteher.  Den  Gemeinden  wurde  dabei,  unter  Beseiti- 
gung des  3  Kandidaten- Vorschlags ,  ein  direktes  und  positives 
Wahlrecht,  der  Staatsregierung  das  Bestätigungsrecht  gegeben 
mit  der  einzigen  Einschränkung ,  dass ,  falls  der  von  der  Bürger- 
schaft zum  Ortsvorsteher  Gewählte  mehr  als  Vs  aller  abgegebenen 
Stimmen  auf  sich  vereinige ,  die  Bestätigung  der  Wahl  nur  dann 
versagt  werden  könne,  wenn  der  Disziplinarhof  für  Körperschafts- 
beamte den  Gewählten  zur  Bekleidung  seines  Amtes  für  untaug- 
lich erklärt  habe,  Bestimmungen,  welche  die  bisherige  Gebunden- 
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heit  des  Staats  gegenüber  den  Ortsvorsteherwahlen  zwar  milderten, 
aber  nicht  völlig  beseitigten  und  insbesondere  auch  bezüglich  der 
Bestätigungsinstanz  (Kreisregierung  bezw.  König)  keine  Aenderung 
brachten.  Ausserdem  wurde,  wohl  in  Würdigung  des  Umstands, 
dass  eine  vorwiegend  aus  lebenslänglichen  Ortsvorstehern  zusam- 
mengesetzte Amtsversammlung  einen  für  die  Aufgaben  der  Amts- 
körperschaft fast  allzu  bureaukratischen  Zug  trage ,  die  bisherige 
offizielle  Mitgliedschaft  der  Ortsvorsteher  bei  jener  fallen  gelassen 
und  die  Wahl  sämtlicher  Deputierter  durch  die  vereinigten  Ge- 
meinderäte und  Bürgerausschüsse  angeordnet. 

Bezüglich  des  Hilfsbeamtentums  der  Gemeinden  verblieb  es 
beim  Alten.  Als  ein  bedeutsamer  Vorgang  ist  es  jedoch  anzusehen, 
dass  wenigstens  im  Finanzdepartement  seit  einigen  Jahren  als  Vor- 
bedingung für  Ablegung  der  niederen  Dienstprüfung  eine  bessere 
allgemeine  Vorbildung,  nämlich  die  Berechtigung  zum  einjährigen 
freiwilligen  Dienst  gefordert  wird. 

Nach  dem  Bisherigen  wird  man  sich  der  Anschauung  nicht  ver- 
schliessen  können ,  dass  die  Entwicklung  der  württembergischen 
Verwaltungsorganisation  einen  vorläufigen  Abschluss  noch  nicht 
erreicht  haben  kann.  Noch  fehlt  ihr  der  Schlussstein  ,  die  erwei- 
terte Beteiligung  des  Laienelements  bei  der  Verwaltung ,  insbe- 
sondere bei  den  Aufgaben  der  Bezirksverwaltung.  Diese  Einrich- 
tung echtdeutschen  Gepräges  ist  verkörpert  in  den ,  den  unteren 
Verwaltungsbehörden  in  Preussen ,  Sachsen ,  Baden  etc.  beigege- 
benen Laienausschüssen  (Kreis-  bezw.  Bezirksausschüssen  bezw. 
Bezirksräten).  Ihr  Wirkungskreis  ist  ein  dreifacher  als  Gemeinde- 
aufsichtsinstanz ,  als  Beschlussbehörde  zur  kollegialischen  Erledi- 
gung mancher  Verwaltungssachen  (u.  a.  Konzessionierung  ge- 
wisser gewerblicher  Anlagen  im  Sinn  von  §  i6 — 23  der  Ge- 
werbeordnung) und  als  Verwaltungsgericht  erster  Instanz  für  die 
ihnen  zugewiesenen  Angelegenheiten.  Dies  System  dürfte  für  Regie- 
rende und  Regierte  gleich  viele  Vorzüge  bieten.  Der  Verwaltung 
wird  damit  ein  Teil  ihrer  Verantwortung  abgenommen.  Durch  ihre 
Ergänzung  aus  Sachverständigen  der  praktischen  Berufe  wird  sie 
mit  dem  praktischen  Leben  in  enger  Fühlung  gehalten  und  ihren 
Formen  etwas  von  der  Beweglichkeit  des  industriellen  Treibens 
verliehen.  Andererseits  wird  dadurch  auch  dem  Bürgertum  die 
Arbeit  des  Beamten  wie  die  Vorschrift  des  Gesetzes  vertrauter 
gemacht  und  dem  engherzigen  Misstrauen,  das  bei  rein  bureaukra- 
tischer  Verwaltung  gegen  Regierung   und  Beamtenstand  sich  nur 
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ZU  leicht  einnisten  kann,  wird  begegnet,  wenn  solch  trennende 
Schranken  zwischen  dem  regierenden  und  dem  Erwerbsstand  nicht 
mehr  bestehen.  Der  Zwang ,  in  freiwilligem  Ehrendienst  an  der 
Verantwortung  der  Verwaltung  mitzutragen,  wird  ausserdem  den 
Bürger  in  poHtischer  Zucht  und  Pflichttreue  fördern  und  damit 
jener  nicht  ganz  seltenen  Neigung,  bei  möglichst  geringer  Gegen- 
leistung das  Höchste  vom  Staat  zu  fordern  und  denselben  für 
alles  verantwortlich  zu  machen,  entgegenwirken. 

Endlich  wäre  damit  die  Möglichkeit  geschaffen  ,  dem  gebil- 
deten Mittelstand  durch  vorzugsweise  Heranziehung  zu  solcher 
Ehrenstellung  von  Verwaltungsbeiräten  eine  wohlberechtigte  Ent- 
schädigung zu  gewähren  für  seine  ungünstige  Lage  als  Hauptbe- 
teiligter bei  der  Steuerlast  und  für  seine,  wenigstens  in  Ländern 
allgemeinen  Stimmrechts,  besonders  schwache  Vertretung  im  Par- 
lament gegenüber  den  Erwählten  der  breiten  Volksmassen,  wo- 
ran auch  ein  Proportionalwahlsystem  nichts  zum  Besseren  än- 
dern kann.  Auch  den  Parlamenten  ist  bestens  gedient,  wenn 
Mitglieder  derselben  einiges  von  der  Sachkunde  des  Beamten- 
tums besitzen. 

Würde  so,  auch  in  Württemberg,  ein  Teil  der  Verwaltung 
gewissermassen  unter  öffentliche  Kontrolle  gestellt,  so  Hesse  sich 
jene  schon  von  Molil  befürwortete  Entlastung  des  Ministeriums 
auf  Kosten  der  Mittelbehörden  (Regierungen)  herbeiführen ,  be- 
sonders wenn  auch  diesen  für  Beschlusssachen  und  verwaltungs- 
gerichtliche Thätigkeit  ein  Laienausschuss  ^)  beigeordnet  und  ein 
Teil  ihrer  bisherigen  beschliessenden  und  verwaltungsgerichtlichen 
Thätigkeit  auf  die  Oberämter  und  die  ihnen  beizugebenden  Laien- 
ausschüsse abgewälzt  würde.  Je  lebendiger  die  Selbstverwaltung, 
desto  leichter  auch  eine  Erweiterung  des  rascher  arbeitenden 
Bureausystems  für  die  übrigen  Geschäfte  der  Staatsverwaltung,  desto 
eher  durchführbar  eine  Umgestaltung  der  Organisation  im  Sinne 
grösserer  Einfachheit  und  Uebersichtlichkeit.  Auch  die  Gemeinde- 
verwaltung könnte  von  solchem  System  nur  Förderung  zu  er- 
warten haben,  denn  die  Gemeinden  würden  am  zweckmässigsten 
regiert  von  Gemeinden  höherer  Ordnung,  die  Ortsgemeinde  also 
von  der  Vertretung  der  Amtsgemeinde.  Wenn  bei  diesen  beiden 
Formationen  das  Ehrenamt  in  ausschlaggebender  Weise  vertreten 
wäre,  so  würde  dies  zum  Gegengewicht  gegen  die  immer  steigen- 
den Anforderungen  des  Staats  an  die  Gemeindebehörden,  die  nur 

l)  Vgl.  die  den  preussischen  Regierungspräsidenten  beigegebenen  Bezirksausschüsse. 
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dem  Eindringen  des  Subalternen  in  den  Gemeindedienst  Vorschub 
leisteten.  Die  württ.  Gemeindeselbstverwaltung,  welche  Gefahr 
läuft ,  eine  Verwaltung  durch  und  für  Organe  des  Schreibfachs 
zu  werden ,  müsste  selbst  daran  interessiert  sein ,  wenn  der  Ge- 
meindebürger in  die  ihm  dabei  zukommende  Stelle  eingesetzt 
würde.  Dies  setzt  aber  voraus,  dass  die  Gemeinde  von  Geschäf- 
ten, die  der  Bürger  nicht  besorgen  kann  (etwa  vermittelst  ihrer 
Uebertragung  an  die  Bezirksstellen)  entlastet  und  der  übrige  ihr 
verbleibende  Geschäftskreis,  z.  B.  das  Gemeinderechnungswesen 
auf  die  ausschliessliche  Besorgung  durch  Laien  eingerichtet  würde. 
Jenes  für  Württemberg  charakteristische  Hilfsbeamtentum  aus  dem 
Schreibfach  würde  allerdings  durch  derartige  Aenderungen  em- 
pfindlich betroffen,  doch  wäre  es  vielleicht  nicht  unmöglich,  das- 
selbe zum  Teil  durch  Heranziehung  zum  Staatsdienst  zu  entschä- 
digen ,  zumal  für  einen  erweiterten  Wirkungskreis  der  Bezirks- 
stellen Hilfskräfte  erforderlich  würden.  Auch  liesse  sich  die  Ge- 
nauigkeit des  Subalternen  bei  Bureaugeschäften  wohl  noch  für 
manche  Arbeiten  verwerten,  für  die  noch  immer  studierte  Beamte 
in  Verwendung  stehen. 


Ein  soeben  in  Vorbereitung  stehendes  Gesetz  betr.  die  Be- 
stellung und  die  Amtsobliegenheiten  der  Ortsvorsteher  und  Ver- 
waltungsaktuare wird  wohl  manchen  Fortschritt  bringen  im  Sinne 
einer  Entlastung  der  Ortsvorsteher,  allerdings  um  den  Preis  der 
Konservierung  des  Verwaltungsaktuariats  als  einer  Art  neuer 
Komunalbureaukratie.  Anzuerkennen  ist,  dass  es  um  diesen  Preis 
den  Gemeinden  ermöglicht  werden  soll ,  weniger  als  bisher  bei 
der  Wahl  der  Ortsvorsteher  auf  »fachmännisch  gebildete  Männer« 
sehen  zu  müssen ;  indessen  hätte  vielleicht  eine  Gemeinderech- 
nungsinstruktion mit  auch  für  Laien  leicht  fasslichen  Musterrech- 
nungsformularen dies  Aushilfsmittel  entbehrlich  machen  können, 
zumal  es  immerhin  der  Frage  wert  ist,  ob  die  Mehrzahl  der  Ge- 
meinderechnungen einen  solchen  Arbeitsaufwand  (neben  Rech- 
nungsführung noch  Rechnungsstellung  durch  den  Verwaltungs- 
aktuar, folgender  Detailrevision  und  Rechnungsabhör  durch  das 
Oberamt)  lohnt.  Auch  die  Lebenslänglichkeit  der  Ortsvorteher 
soll  nun  dem  Wunsch  der  Kammermajorität  gemäss  endgültig 
fallen.  Wünschenswert  wäre  es  aber,  wenn  diese  Position  seitens 
der  Regierung  nicht  verlassen  würde,  ohne  Kompensationen  auf 
anderer  Seite  erzielt  zu  haben ,    etwa  in  der  Richtung ,    dass  die 
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Wahl  der  Ortsvorsteher  nicht  mehr  der  Bürgerschaft,  sondern 
(zur  Verhütung  politischer  Parteinahme)  den  bürgerlichen  Kol- 
legien, in  Landgemeinden  womöglich  unter  Beschränkung  auf 
Wählbarkeit  von  Gemeindebürgern,  übertragen  würde,  dass  ferner 
der  Staatsverwaltung  mit  Rücksicht  auf  die  wichtigen  Funktionen 
des  Ortsvorstehers  als  staatliches  Organ  mehr  Befugnisse  hinsicht- 
lich der  Bestätigung  (auch  der  mit  ^s  Majorität  Gewählten)  zu- 
kämen und  dass  dieses  Bestätigungsrecht  in  Bezug  auf  Land- 
gemeinden, wie  sonstwärts,  dem  Oberamt  oder  wenigstens  dem 
Amtsversammlungsausschuss  (Bezirksrat)  als  einer  den  lokalen 
und  persönlichen  Verhältnissen  näher  stehenden  und  zur  nächsten 
Mitarbeit  mit  dem  Ortsvorsteher  berufenen  Instanz  übertragen 
würde.  Schliesslich  hätte  es  Manches  für  sich,  wenn  die  Verwal- 
tung der  Ortspolizei,  soweit  sie  bisher  Recht  und  Pflicht  der  Ge- 
meinden war,  diesen  ganz  oder  doch  zum  Teil  abgenommen  und 
vielleicht  —  etwa  nach  dem  Vorgang  in  der  preussischen  Provinz 
Hannover  —  auf  die  unteren  Verwaltungsbehörden  übertragen 
werden  könnte.  Als  Hilfsbeamte  für  deren  Handhabung  wären 
wohl  diesfalls  die  Amtmänner  verwendbar ,  deren  Stellung  sich 
mehr  oder  minder  selbständig,  eventuell,  soweit  ein  Vergleich 
möglich  ist,  nach  Analogie  der  Stellung  der  vormaligen  hannover'- 
schen  Amtshauptmänner  gestalten  Hesse  ^). 


i)  Als  Quellen  wurden  u.  a,  benutzt: 

Rob.  V.  Mohl:  Württ.  Staatsrecht, 

vo7t  Sarwey :  »  » 

Gaupp :  »  » 

von  Riecke:  Verfassung,  Verwaltung  etc.  in  Württemberg, 

Wächter:  Württ.  Privalrecht, 

Weishaar :     »  » 

Reysihe?' sehe  Gesetzsammlung. 
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ZUM  KARTELL  WESEN  UND  ZUR  KARTELL- 
POLITIK. 

VON 

Dr.   SCHÄFFLE. 


.      ERSTER   ARTIKEL. 
Zum  Kartellwesen. 

Fast  wie  ein  Blitz  aus  dem  kaum  noch  so  heiteren  Himmel 
des  Glaubens,  welcher  dem  »freien  Spiel  der  Kräfte«,  dem  Kon- 
kurrenzharmonismus  der  liberalen  Volkswirtschaft  galt,  sind  die 
Kartelle  herniedergefahren.  Sie  haben  vielleicht  mehr  als  irgend 
ein  anderes  der  neuen  Gebilde ,  welche  dem  Schosse  des  öko- 
nomischen Individualismus  entsprossen  sind,  dazu  beigetragen, 
auch  bei  den  Praktikern  dem  Dogma  von  der  regulativen  Allge- 
walt der  »freien  Konkurrenz«  einen  heftigen  Stoss  zu  versetzen. 
Die  unerwartete  und  reissend  schnelle  Ausbreitung  der  Kartelle 
während  der  letzen  Jahrzehnte  hat  weithin  geradezu  verblüffend 
gewirkt.  Und  das  ist  nicht  zu  verwundern ;  denn  die  Kartellierung 
bedeutet  planmässige  Beseitigung  von  Konkurrenz.  Konkurrenz 
war  aber  die  Panace;  wo  am  meisten  Konkurrenz,  da  sollte  in 
der  besten  der  möglichen  Welten,  der  liberalen  nämlich.  Alles 
herrlich  bestellt  sein  und  die  Konkurrenz  war  ja  kaum  erst  gänz- 
lich freigegeben  worden.  Und  nun  diese  Enttäuschung ,  als 
thatsächlich  das  Monopol  sich  ausbreitete! 

Das  aber  ist  es  nicht,  was  den  Verfasser  d.  zu  den  nach- 
folgenden Untersuchungen  bestimmt  hat;  letzterer  hat  nie  an  die 
Garantie  volkswirtschaftlicher  Allharmonie  durch  Freiheit  der  Kon- 
kurrenz geglaubt,    nicht  die  Konkurrenz  als  den  Allregulator  des 
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wirtschaftlichen  Daseinskampfes  angesehen.  Vielmehr  drängt  zu 
der  gegenwärtigen  Arbeit  die  Erfahrung,  welche  der  Verfasser 
aus  einem  besondern  Anlass  jüngst  gemacht  hat.  Diesen  Anlass 
gab  der  österreichische  Kartellgesetzentwurf  vom  Juni  und  wieder 
vom  Oktober  1897,  welcher  wohl  als  der  bedeutendste  bis  jetzt 
gemachte  Anlauf  zu  verwaltungsrechtlicher  Ordnung  des  Kartell- 
wesens bezeichnet  werden  darf.  Der  Verfasser  schrieb  auf  Ver- 
anlassung von  Holdheim's  »Monatschrift  für  Handel  und  Bank- 
wesen« (Oktober  1897)  eine  Kritik  dieser  bedeutsamen  gesetz- 
geberischen Vorlage.  Hiebei  Hess  ihn  die  rasch  angeschwollene 
kartelltheoretische,  kartellpolitische  und  kartellstatistische  Littera- 
tur,  von  deren  Umfang  das  sorgfältige,  übrigens  auch  nicht  ganz 
vollständige  Verzeichnis  bei  Liefmann  ^)  eine  Vorstellung  giebt,  in 
mehr  als  einem  wichtigen  Punkt  im  Stich.  Das  gab  den  Antrieb, 
der  wissenschaftlichen  Fixierung  der  Kartellerscheinungen  und  den 
Problemen  der  Kartellpolitik  eindringlicher  nachzugehen.  Das 
Ergebnis  dieser  weiteren  Untersuchungen  will  in  den  folgenden 
Artikeln  niedergelegt  werden. 

Im  ersten  Artikel  ist  das  Kartellwesen  an  sich ,  noch  abge- 
sehen von  den  Aufgaben  der  Kartellpolitik  ins  Auge  zu  fassen. 
Es  geschieht,  weil  über  Wesen,  Methoden,  Thatbestand,  entwicke- 
lungsgesetzliche  Erklärung  der  Karteilierung,  über  ihr  Verhältnis 
zu  verwandten  und  miteingreifenden  Strömungen  der  modernen 
Volkswirtschaft  —  wie  Fusionierung ,  Trustbildung ,  Wirtschafts- 
genossenschaft, Lohnkoalition,  Konsumvereinen  u.  s.  w.  —  keines- 
wegs vollkommen  klare  Vorstellungen  verbreitet  sind.  Auch  for- 
derte schon  das  Schwanken  in  der  wissenschaftlichen  Bezeichnung 
der  neuartigen  Erscheinungen  eine  scharfe  Feststellung  des  Ge- 
genstands der  Kartellpolitik,  wobei  wir  übrigens  bemüht  sein  wer- 
den, den  Wiederkäuern  stereotyper  Schulweisheit  nicht  gerechten 
Grund  zur  Unzufriedenheit  über  neue  Bezeichnungen  zu  geben ; 
für  neue  Thatsachen  und  für  neue  Gedanken  sind  solche  freilich 
nie  zu  vermeiden. 

I.  Wesen  und  Begriff  der  Kartellierung. 

Das  Kartell  wird  jetzt  ziemlich  übereinstimmend  als  vertrags- 
mässige,  also  freiwillige  Vereinigung  selbständiger  Geschäfte  meist 
derselben  Berufsart,  als  Berufsgenossenschaft  von  Unternehmern, 
als  »Unternehmerverband«  definiert  und  zwar  als  ein  Unternehmer- 


i)  Liefnianii^  K.,  Unternehmerverbände,  1897,  S.  7  ff. 
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verband  zur  Herbeiführung  gewinnbringender  Preise  mittelst  Be- 
seitigung von  Konkurrenz. 

Das  Kartell  zählt  in  morphologischer  Hinsicht,  d.  h.  bezüglich 
der  Organisationsform  zu  den  Erscheinungen  des  modernen  Ge- 
nossenschafts Wesens,  speziell  des  berufsgenossenschaftlichen 
Societarismus ,  welchem  der  Verfasser  d.  schon  in  seiner  ersten 
wissenschaftlichen  Arbeit  über  »Abbruch  und  Neubau  der  Zunft« 
(1856),  dann  namentlich  in  »Kapitalismus  und  Sozialismus«  (1870) 
eine  entscheidende  Bedeutung  für  die  Weiterentwickelung  der 
Volkswirtschaft  zuweisen  zu  müssen  geglaubt  hat. 

In  funktioneller  Hinsicht,  d.  h.  dem  Zwecke  nach,  ist  das  Kar- 
tell eine  neuartige  Anwendung  wirtschaftlicher  Genossen- 
schaftsbildung. Das  wirtschaftliche  Genossenschaftswesen  ist  bis 
jetzt  hauptsächlich  teils  als  Ergänzungswirtschaft  für  den  Be- 
trieb selbständiger  meist  kleiner  Unternehmer,  in  den  s.  g.  Wirt- 
schafts- und  Kreditgenossenschaften,  teils  —  bisher  mit  nur  ge- 
ringem Erfolg  —  als  Zusammenfassung  von  Arbeitskräften  zu 
gemeinsamer  Arbeit-Kapital-Unternehmung,  als  s.  g.  Produktiv- 
genossenschaft ,  teils  als  Haushaltungs- ,  Konsum-  und  Versiche- 
rungsgenossenschaft zur  Entfaltung  gelangt.  In  der  kartellieren- 
den Genossenschaft  ist  von  alledem  keine  Rede.  Das  Kartell  hat, 
wie  die  Lohnkoalition  der  Arbeitnehmer,  einen  anderen  Zweck, 
nämlich  Gewinnung  eines  massgebenden  Einflusses  auf  konkurrenz- 
freie Preisbildung  zum  Vorteil  der  Genossen  ;  das  Kartell  ist 
kein  neues  Geschäft ,  keine  Nebenunternehmung  ausser  den  ver- 
bundenen Unternehmungen,  sondern  eine  eigenartige  gemeinsame 
Regelung  und  Ordnung  dieser  Unternehmungen.  Zum  Unterschied 
vom  Lohnkampfverein  der  Klasse  der  Arbeitnehmer ,  welche  als 
der  schwächere  Teil  im  Kampfe  um  den  Arbeitspreis  logisch  und 
thatsächlich  vorangegangen  ist,  schliessen  sich  im  Kartell  die  füh- 
renden Elemente  des  kapitalistischen  Produktions- ,  Umsatz-  und 
Absatzprozesses  der  modernen  Gesellschaft,  die  Unternehmer,  zu- 
sammen, um  den  Regulator  dieses  Prozesses,  den  Marktpreis,  zu 
beeinflussen  und  zwar  durch  die  Beseitigung  der  Konkurrenz  unter- 
einander zu  beeinflussen.  Das  ist  die  eigenartige  Funktion  des 
kartellmässigen  Genossenschaftswesens.  Nicht  immer  gelingt  es 
hiebei,  die  Konkurrenz  ganz  zu  beseitigen,  da  leicht  Unternehmer 
des  betreffenden  Geschäftszweiges  »draussen«  bleiben,  ausserhalb 
des  Kartellverbandes  als  s.  g.  Outsiders  die  Konkurrenz  fortsetzen ; 
zwischen  den  Kartellgenossen    jedoch  wird  die  Konkurrenz  besei- 
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tigt,  damit  alle  zusammen  für  die  Bildung  gewinnbringender  Preise 
dieselbe  Monopolmacht  in  Angebot  und  Nachfrage  gewinnen,  welche 
das  konkurrenzfreie  Einzelgeschäft  im  Individualmonopol  besitzt. 
Die  Kartellierung  gehört  hienach  funktionell  zu  den  Monopoler- 
scheinungen. Es  ist  societärer  im  Gegensatz  zum  individuellen  Mo- 
nopolismus, Kollektivmonopolismus.  In  dieser  eigensten 
Funktion  des  Kartells  wurzeln  alle  seine  guten  Folgen,  welche 
ebendarin  bestehen,  mit  der  Konkurrenz  auch  die  Schäden  wilder 
Konkurrenz  durch  genossenschaftliche  Regelung  des  Gleichgewichts 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage  aufzuheben,  Folgen,  welche  gar 
nicht  ausbleiben  können ;  darin  wurzeln  aber  auch  die  Gefahren 
und  Schäden  des  Kartellwesens ,  deren  Unterdrückung  und 
Verhütung  Aufgabe  der  Kartellpolitik,  also  hauptsächlicher  Gegen- 
stand der  nachfolgenden  Untersuchung  ist. 

Die  oben  an  die  Spitze  gestellte  Definition  des  Kartells  mag 
auf  den  ersten  Blick  zu  eng  erscheinen.  Beispielsweise  definiert 
die  österreichische  Kartellgesetzvorlage  (§  i)  weiter:  »Verbindung 
selbständiger  Unternehmer  zu  dem  Zwecke ,  um  durch  solidari- 
sches Vorgehen,  insbesondere  durch  einverständliche  Beschränkung 
oder  Beseitigung  des  freien  Wettbewerbes  auf  die  Produktions-, 
Preis-  oder  Absatzverhältnisse  bestimmend  einzuwirken.«  Diese 
Definition  wird  für  ein  Gesetz  ganz  passend  sein ;  denn  die  Kar- 
tellierung verwendet  in  ihren  verschiedenen  Methoden  (vgl.  Ab- 
schnitt II)  als  Mittel  der  Preisbeeinflussung  auch  gewisse  Re- 
gelungen der  Produktion  und  des  Absatzes,  also  »bestimmende 
Einwirkungen  auf  die  Produktions-  und  Absatzverhältnisse«,  nicht 
immer  ist  und  bleibt  die  bestimmende  Einwirkung ,  welche  vom 
Kartell  ausgeht,  unmittelbare  Preisbeeinflussung.  Verbandsmono- 
polistische Herbeiführung  gewinnbringender  Preise  ist  aber  der 
Kern  der  Sache ,  eigentlicher  Zweck  der  Kartellierung ,  wofür 
teils  mittelbar  Verpflichtungen  zu  Geschäftsbeschränkungen,  teils 
unmittelbar  Preisbeschränkungen  oder  Limitierungen  oder  beide 
zusammen  als  Mittel  in  Anwendung  kommen.  Die  Wirkung  reicht 
dann  von  selbst  weiter,  das  Kartell  erteilt  Antrieb  zu  allem,  was 
alle  Kartellgenossen  zusammen  auf  dem  Markt  siegreich  macht 
und  siegreich  erhält,  und  zu  allem ,  was  den  einzelnen  Genossen 
eine  hervorragende  und  dauernde  Stellung  im  Kartell  sichert;  in 
der  Nachweisung  der  s.  g.  Vorteile  der  Kartellierung  wird  das 
weiterhin  hervortreten. 

Der  weitereBegriffist  nicht  das  Kartell,  son- 
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dern  die  P  r  e  i  s  k  o  a  1  i  t  i  o  n.  Die  Preiskoalition  umfasst  alle  Ver- 
bindungen einzelner  wirtschaftlicher  Persönlichkeiten  zu  solidari- 
schem Einwirken  auf  die  Preisbildung  mittelst  Ausschliessung  von 
Konkurrenz;  Koalitionen  sind  hienach  nicht  die  Kartellverbände 
der  Unternehmer  allein.  Koalitionen  sind  auch  gewisse  Verbände 
von  Lohnarbeitern;  Verbindungen  von  vereinzelten,  nicht  profes- 
sionellen Käufern  und  Verkäufern,  nicht  bloss  solche  von  Unter- 
nehmern können  als  Preiskoalitionen  auftreten. 

Bei  der  obigen  Definition  gehen  wir  von  dem  feststehenden  Be- 
griff des  Unternehmers  oder  der  Unternehmung  aus,  wie  er 
sich  für  die  heutige  kapitalistische  Volkswirtschaft  im  wissenschaft- 
lichen und  im  gemeinen  Sprachgebrauch  festgestellt  hat.  Unterneh- 
mer ist  subjektiv  jeder,  bezw.  jede  Kapitalassociation,  welcher  auf 
»eigene  Rechnung  und  Gefahr«  ,  d.  h.  unter  Verantwortung  von 
Verlusten  aus  dem  eigenen  Vermögen,  solche  Erwerbsgeschäfte 
selbständig  durchführt,  welche  auf  Gewinn  durch  Teilnahme  am 
Verkehr  in  Sachgütern,  Diensten  und  Nutzungen  gerichtet  sind. 
Unternehmungen  sind  objektiv  die  Geschäfte ,  durch  welche  Er- 
werb im  Verkehr  des  arbeitsteiligen  Produktions-,  Umsatz-  und 
Absatzprozesses  für  eigene  Rechnung  der  Geschäftssubjekte  erstrebt 
wird.  Nicht  alle  selbständigen  Wirtschaftsführungen,  welche  auf  Ver- 
sorgung des  besonderen ,  nicht  im  weiteren  Sinn  marktmässigen 
Bedarfes  ausgehen,  sind  schon  Unternehmungen,  und  manche  solche 
Wirtschaftsführungen  sind  es  heute  noch  erst  in  mehr  oder  we- 
niger beschränktem  Grade ;  denn  die  den  Verkehr  umgehende 
Eigenversorgung  ,  die  s.  g.  geschlossene  Bedarfsbefriedigung  der 
einzelnen  Persönlichkeit  innerhalb  der  eigenen  Wirtschaft  ist  mit 
der  erwerbswirtschaftlich  selbstthätigen  Geschäftsführung,  mit  der 
Teilnahme  am  Güterverkehr  auf  Gewinn ,  noch  in  verschiedenen 
Abstufungen  verschmolzen.  An  dem  Wesen  der  Unternehmung 
ändert  es  aber  nichts,  dass  nicht  alle  selbständigen  Betriebsfüh- 
rungen ganz  verkehrswirtschaftlich ,  dass  viele  noch  nicht  reine 
Unternehmungen  im  vollen  Sinne  des  Wortes  sind. 

Hienach  ist  die  Unternehmung  als  solche  selbständige 
Geschäftsführung  und  es  bedarf  wenigstens  für  die  wissenschaft- 
liche Definition  des  Beisatzes  selbständig,  welchen  die  Legaldefi- 
nition der  österreichischen  Vorlage  für  gut  findet,  nicht. 

Jedes  in  den  Verkehr  der  modernen  arbeitsteiligen  Volks- 
wirtschaft auf  selbständigen  Erwerb  eingreifende  Geschäft  ist  als 
eine  Unternehmung  anzusehen.    Es  macht  keinen  Unterschied,  ob 
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ein  solches  Geschäft  auf  die  Produktion  —  Landwirtschaft,  Ge- 
werbe und  Industrie  —  oder  auf  den  Handel  und  den  Transport- 
betrieb gerichtet  ist,  ob  es,  wenn  es  Handelsgeschäft  ist,  Waren- 
oder Kreditwerte  umsetzt,  ob  es  im  Kleinen  oder  im  Grossen  — 
als  Handwerk  oder  als  Fabrikation  —  betrieben  wird.  Darauf 
kommen  wir  noch  in  diesem  Abschnitt  (Z.  8)  zurück. 

Man  mag  sagen  ,  dass  ein  Geschäft  um  so  intensiver  Unter- 
nehmung ist,  je  mehr  dabei  Kapital ,  flüssiges  oder  flüssiges  und 
fixes  auf  selbständigen  Erwerb  durch  Beteiligung  an  der  arbeits- 
teiligen Bedarfsbefriedigung  eingesetzt  wird,  und  man  wird  zuzu- 
geben haben,  dass  es  selbständige  Erwerbsgeschäfte  giebt,  bei 
welchen  der  Kapitalfaktor  gegen  den  Arbeitsfaktor  weit  in  den 
Hintergrund  tritt ;  letzteres  ist  namentlich  bei  der  Ausübung  der 
»liberalen«  Berufe  und  der  freien  Künste  der  Fall.  Es  wird  sich 
aber  wenigstens  vom  Standpunkt  der  kartellpolitischen  Betrach- 
tung empfehlen,  Preiskoalitionen  von  selbständig  thätigen  Berufs- 
genossen dieser  Art  in  den  Kreis  der  Kartellverbindungen  einzu- 
beziehen.  Wilde  Konkurrenz,  also  das  Bedürfnis  zur  Beseitigung 
oder  doch  Beschränkung  der  letzteren  für  den  Zweck  der  Herbei- 
führung lohnender  Preise,  d.  h.  das  KartelUerungsbedürfnis  ist 
auch  bei  Geschäften  dieser  Art,  bei  welchen  das  Kapitalrisiko 
sehr  in  den  Hintergrund  tritt ,  mehrfach  vorhanden ;  das  aber, 
nicht  der  Grad  der  Intensität  des  Kapitalrisikos  ist  kartellpolitisch 
der  für  die  Definition  überragende  Gesichtspunkt. 

Bei  der  Auffassung  des  Kartells  als  einer  besonderen  Erschei- 
nung der  Genossenschaft  bleiben  wir  uns  bewusst  des  Unter- 
schiedes von  der  allgemeinen  Societät,  welche  alle  Verbin- 
dungen freiwilliger  Art  für  irgendwelche  —  wirtschaftliche  oder 
nichtwirtschafdiche  Zwecke  —  für  gemeinen  oder  für  Verbands- 
nutzen —  in  sich  vereinigt ;  von  der  Gesellschaft  im  weitesten 
Sinn  ist  das  Kartell  eine  besondere  Erscheinung ,  aber  seine  Be- 
sonderheit ist  eben  erst  zu  bestimmen. 

Das  Kartell  steht  auch  den  Grundformen  der  i.  e.  S.  soge- 
nannten Gesellschaft,  d.  h.  der  offenen,  stillen  und  aktienmässigen 
Erwerbsgesellschaft,  sowie  der  Produktivgenossenschaft 
bestimmt  gegenüber,  indem  beim  Kartell  keine  Einzelunternehmung 
durch  Kapitalassociation  entsteht. 

Die  Kartellgenossenschaft  unterscheidet  sich  weiter  vom  Ver- 
ein, auch  wenn  dieser,  z.  B.  in  Agitationsvereinen  für  Schutz- 
zölle, dem  wirtschaftlichen  Interesse  von  Unternehmern  dient,  ohne 
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die   Sonderwirtschaft  jedes    einzelnen   Mitglieds    zu    beschränken. 

Das  Kartell  ist  auch  nicht  »Wir  t  s  c  h  a  f  t  sge  no  sse  n- 
schaft«  im  eng.  Sinn,  zu  welcher  auch  die  s.  g.  Konsumvereine 
gehören ;  denn  das  Kartell  bezweckt  nicht  ein  Zusammenstehen  zu 
gemeinsamer  Verfolgung  besonderer  gleichartiger  Einzelzwecke 
jedes  der  verbundenen  Geschäfte  oder  des  Haushaltes  aller  ein- 
zelnen Mitglieder,  wie  bei  Rohstoff-,  Magazins-,  Molkerei-,  Kredit- 
genossenschaften ,  Konsumvereinen.  Das  Kartell  ist  vielmehr  ge- 
nossenschaftliche Vereinigung ,  welche  gleiche  Beschränkung  der 
Genossen  in  der  Angebots-  und  in  der  Nachfragekonkurrenz  zum 
Mittel  und  monopoHstische  Sicherstellung  vorteilhafter  Preise  zum 
Zweck  hat. 

Wir  sind  keineswegs  darauf  erpicht,  die  Kartelle  als  Genossen- 
schaften i.  e.  Sinne  ,  als  zweiten  Zweig  einer  Verbindungsweise, 
deren  anderer  Haupttrieb  die  »Wirtschaftsgenossenschaft«  ist,  auf- 
zufassen. Man  mag  im  Interesse  eines  klaren,  allgemein  verständ- 
lichen Sprachgebrauches  den  Begriff  der  Genossenschaft  auf  den 
der  nicht  monopolisierenden  Wirtschaftsgenossenschaft  einengen. 
Alsdann  fällt  das  Kartell  eben  unter  den  weiteren  Begriff  einer 
»Vereinigung«,  einer  »Verbindung«,  eines  »Verbands«,  dessen 
eigenstes  Wesen  in  der  Zusammenfassung  von  gleichartigen  Unter- 
nehmungen zur  Beseitigimg  von  Konkurrenz  durch  Beschrän- 
kungen in  der  Geschäftsführung  ist.  Den  Ausdruck  »Verband« 
möchten  wir  jedoch  auf  solche  Beschränkungsvereinigungen  schon 
deshalb  nicht  einengen,  weil  der  Ausdruck  Verband  im  allgemei- 
nen Sprachgebrauch  einen  viel  weiteren  Sinn  bereits  angenommen 
hat,  wonach  es  Verbände  von  Kartellen ,  wie  von  Vereinen,  von 
Wirtschaftsgenossenschaften  und  von  Einzelnen  giebt.  Die  Wirt- 
schaftsgenossenschaft kann  freilich  zum  Kartell  werden ;  dann  näm- 
lich, wenn  sie  für  Bezug  oder  Absatz  Verabredungen  trifft,  indem 
sie  für  den  Bezug  Maximal-,  für  den  Absatz  Minimalpreise  gemein- 
verbindlich festsetzt.  Es  ist  sehr  wohl  möglich ,  dass  sich  immer 
mehr  Verbände  von  Wirtschaftsgenossenschaften  zur  thatsächlichen 
Ausschliessung  der  Konkurrenz  im  Ankauf  und  Verkauf  ent- 
wickeln, dass  Kartelle  von  Wirtschaftsgenossenschaften  entstehen, 
etwa  in  Gestalt  von  Zentralverbänden  von  Rohstoffsgenossen- 
schaften, von  Genossenschaften  zur  Anschaffung  von  Werkzeugen 
und  Maschinen,  von  Absatzgenossenschaften  aller  Art,  von  Zentral- 
verbänden, welche  den  Marktpreis  machen  wollen  und  vielleicht 
mehr  und  mehr  auch  machen  können.    Fähig  der  Kartellierung 
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sind  die  Wirtschaftsgenossenschaften ,    nicht    bloss   einzelnpersön- 
liche und  erwerbsgesellschaftliche  Unternehmungen. 

Von  selbst  versteht  es  sich,  dass  eine  und  dieselbe  Unter- 
nehmung zugleich  in  einer  Wirtschaftsgenossenschaft  und  in  einem 
Kartell  stehen  kann. 

Das  Verständnis  vom  Wesen  des  Kartells  wird  gefördert 
werden,  wenn  man  sogleich  die  verschiedenen  Merkmale  des 
Kartellbegriffes  einzeln  hervorhebt.  Hiedurch  erreicht  man 
einmal,  dass  falsche  Erweiterungen  und  falsche  Ein- 
engungen des  Kartellbegriffes  voraus  beseitigt  werden.  Man 
erlangt  weiter  die  sichere  Abgrenzung  des  Kartells  von 
verwandten  Volkswirtschaft  liehen  Zeitströmungen, 
deren  Kern  ebenfalls  in  der  Beseitigung  anarchisch  wilder  Kon- 
kurrenz besteht.  Man  erlangt  endlich  die  ersten  Einsichten ,  von 
welchen  aus  die  Aufgabe  der  Kartell  p  ol  itik  innerhalb  des 
Gesamtsystems  der  Volkswirtschaftspflege  sachgemäss  wird  abge- 
grenzt werden  können.  Hienach  ist  das  Folgende  (Ziffer  i 
bis  lo)  zu  bemerken. 

i)  Das  Kartell  ist  ein  frei  w  i  11  i  g  e  r,  ve  r  t  rag  sm  ä  s  s  iger 
Verband.     Es  ist  keine  Korporation. 

Das  Kartell  verliert  sein  Wesen,  wenn  es  in  einen  öffentlich- 
rechtUchen  Verband  umgestaltet,  in  eine  zwangsverbindliche  Preis- 
koalition —  wie  das  für  die  Landwirtschaft  z.  B.  im  Ledebiir' sehen 
Entwurf  über  landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaften  in  Oester- 
reich  angebahnt  werden  wollte,  verwandelt  werden  würde. 

Dagegen  können  Kartelle  an  Wirtschaftskammern  und  an 
»Zwangsinnungen«,  d.  h.  an  die  mo  d  er  nen  Be  ruf  sko  r  p  o- 
rationen  angelehnt  werden.  Letztere  mögen  zur  Handhabung 
einer  Kartellpolizei  sehr  zweckmässig  herangezogen  werden  können. 
Es  ist  sogar  denkbar ,  heute  jedoch  noch  völUg  unabsehbar, 
dass  das  berufsgenossenschaftliche  Kartell  eine  der  geschicht- 
lichen Uebergangsbrücken  zu  teilweise  öffentlicher  Marktpreisbe- 
stimmung der  Zukunft  nach  Berufsgliederungen  werden  könnte. 

Nicht  im  Geringsten  bedeutet  das  Kartell  das  Wiederauf- 
leben der  alten  Zwangsinnung,  der  Zunft.  Die  alte  Zunft  hatte, 
wie  die  »neue  Zunft« ,  welche  auf  den  Namen  Zwangsinnung  ge- 
tauft worden  ist  und  in  der  »Handwerkskammer«  gipfelt,  den  stadt- 
mittelalterlich ,  später  territorialistisch  gefärbten  Charakter  einer 
öffentlichen  Körperschaft  für  die  Wahrnehmung  der  gemeinsamen 
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Interessen  nach  aussen  und  für  Polizei  und  Disziplin  nach  innen, 
später  allerdings  auch  den  Charakter  einer  Korporation  mit  mono- 
polistischer Tendenz.  Ein  freier  Verband  zu  monopolistischer 
Konkurrenzbeschränkung  war  die  alte  Zunft  so  wenig ,  wie  die 
neue  Zwangsinnung  oder  die  moderne  Handwerkskammer.  Neben 
der  modernen  Zwangsinnung  und  Handwerkskammer  geht  das 
Kartell  selbständig  seinen  eigenen  Weg  in  der  Richtung  der 
monopolartigen  Preisbeeinflussung  und  verfolgt  eine  Richtung, 
welche  für  die  modernen  Wirtschaftskörperschaften  bis  jetzt  wenig- 
stens durch  die  Gesetze  ausgeschlossen  ist.  Dagegen  ist  es  denk- 
bar, dass  das  öffentliche  Recht  der  Zukunft  die  modernen  Wirt- 
schaftskammern, in  deren  Kreis  Innung  und  Handwerkskammer 
fallen,  auch  als  Organe  der  Preisbeeinflussung  zu  verwenden  ver- 
sucht sein  kann.  Das  würde  z.  B.  geschehen,  wenn  das  wohlbe- 
rechtigte Streben  des  Agrarismus,  lohnende  Preise  zu  gewinnen, 
den  Versuch  erzwingen  sollte ,  alle  landwirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen zu  Zwangsgenossenschaften  und  diese  zu  landwirt- 
schaftlichen Zwangsgenossenschaftsverbänden  für  den  Zweck  zu- 
sammenzufassen, um  die  Kaufs-  und  Verkaufspreise  durch  that- 
sächliche  Aufhebung  der  Einkaufs-  und  Verkaufskonkurrenz  mono- 
polistisch zu  beeinflussen. 

2)  Das  Kartell  bedeutet  Preiskoalition  von  Unternehmern, 
also  nicht  von  Arbeitnehmern,  auch  nicht  von  Gelegenheits- 
spekulanten ,  welche  am  Verkehr  in  Sachgütern  und  in  Kredit- 
werten teilnehmen.  Nur  Lohnkoalition  der  Arbeitgeber  wird  als 
Unternehmerverband  von  monopolistischer  Tendenz  den  Kartellen 
beizuzählen  sein. 

Heutzutage  greifen  auch  andere  Persönlichkeiten,  als  die  Ar- 
beiter (Arbeitnehmer)  in  den  allgemeinen  Verkehr  ein,  ohne  Un- 
ternehmer zu  sein. 

Da  sind  u.  A.  die  Gelegenheitsspekulanten.  Es 
giebt  Spekulanten,  die  es  als  Unternehmer  sind,  und  gerade  die 
spekulativen  Unternehmer  mögen  auf  gemeinschädliche  Weise 
kartellieren.  Jeder  Kaufmann  wie  Bankier  ist  Spekulant,  wenn 
thätiges  Ausschauen  nach  Gewinn  das  Wesen  der  Spekulation 
ausmacht,  und  jeder  Kaufmann  wie  Bankier  kann  Spekulant  sein, 
wenn  das  Dichten  und  Trachten  nicht  nach  Gewinn  im  reellen 
Waren-  und  Effektenumsatz,  sondern  dasjenige  auf  Gewinn  aus 
Preisdifferenzen  i.  e.  S.  unter  Spekulation  verstanden  wird.  Es 
giebt    aber    auch  Spekulanten ,    welche    keine    Handelsleute    von 
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Beruf,  keine  Unternehmer  sind,  —  Privatspekulanten  und  zwischen 
Berufs-  und  Privatspekulation  liegen  mancherlei  Uebergangsformen. 
Es  ist  nun  kein  Zweifel,  dass  es  Spekulationskartelle  gegeben  hat 
und  immer  wieder  geben  wird,  sowohl  an  der  Waren-  als  an  der 
Kreditbörse,  wenigstens  unter  Berufsspekulanten.  Immerhin  können 
auch  Privatspekulanten  mittelbar  in  Kartelle  und  Ringe  hinein- 
kommen, und  zwar  auf  eine  für  sie  und  für  die  ganze  Volks- 
moral verderbliche  Weise.  Es  geschieht  dadurch ,  dass  sie  als 
Kunden  von  kartellierten  Kaufleuten  und  Bankiers  an  Ringen 
und  »Syndikaten«,  sich  beteiligen;  Massen  von  Privatvermögen 
ruinieren  sich  als  bald  abgeschorene  Schafherden  in  Kaufmanns- 
und Bankiers-KHentel  an  der  Spekulation  und  wohl  auch  an  kar- 
tellmässiger  Spekulation  der  Berufsunternehmer.  Es  ist  aber  ein- 
leuchtend, dass  hiegegen  nicht  kartellpolitisch  einzuschreiten  ist, 
wenn  überhaupt  eingeschritten  werden  will  und  eingeschritten 
werden  kann.  Vielmehr  können  hier  nur  Massregeln  bezüglich 
des  Terminhandels,  des  Differenzgeschäfts,  der  Börsen-  und  Bank- 
registrierung ,  der  beschränkten  Klagbarkeit,  der  Konkursnach- 
teile u.  a.  in  Frage  kommen.  Wir  lassen  den  Gegenstand  in 
diesen  der  Kartellpolitik  zugewendeten  Untersuchungen  weiterhin 
bei  Seite  liegen. 

Was  von  den  Privatspekulanten  in  Waren  und  Effekten  gilt, 
wäre  analog  auch  von  den  Spekulanten  in  Immobilien, 
in  Häusern  und  Grundstücken  zu  sagen.  Kartelle  kommen,  da 
die  Grundstück-Spekulation  als  Unternehmung,  wohl  nirgends  vor- 
wiegt, kaum  vor.  Dagegen  können  die  Privatspekulanten  zu  wenn 
auch  noch  so  losen  Verbänden  für  monopolistische  Beherrschung 
des  Verkehrs  in  Grundstücken  zusammentreten  und  spricht  man 
deshalb  längst  von  Bauringen,  Güterschlächterbanden,  Chawrussen 
u.  s.  w.  Diese  Verbände  werden  aber  nicht  als  Kartelle ,  also 
auch  nicht  durch  ein  Analogon  der  Kartellpolizei,  sondern  durch 
besondere  Massnahmen  in  ihrer  oft  grundschädlichen  Wirksamkeit 
zu  beschränken  sein.  Man  kann  zwar  nicht  sagen ,  dass  solche 
besondere  Massnahmen  schon  zur  wünschenswerten  Entwicklung 
gelangt  seien.  Grösserer  Erfolg  kann  jedoch  in  Gestalt  kom- 
munaler und  agrarkorporativer  Organisation  des  Grundbesitz- 
wechsels, durch  das  Zwangsvollstreckungsrecht  u.  s.  w.  unmittel- 
bar, sowie  durch  Realkreditorganisation  und  bäuerliches  Erbrecht 
mittelbar  erreicht  werden,  worauf  ich  an  anderen  Orten  (»Inkor- 
poration des  Hypothekarkredits«,  »Kern-  und  Zeitfragen«)  hinge- 
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wiesen  habe. 

Eine  wilde  Konkurrenz  kann  namentlich  in  der  Nachfrage 
bestehen,  ohne  dass  sie  eine  Nachfragekonkurrenz  von  Unter- 
nehmern wäre.  Wir  denken  u.  a,  an  die  regellose  Konkurrenz 
in  der  Nachfrage  nach  Mietwohnungen,  wie  sie  von 
kleinen  Leuten  aller  Art  ausgeht.  Diese  kleinen  Leute  sind 
zur  Kartellierung  gar  nicht  fähig.  Der  aus  der  regellosen  Miet- 
nachfrage hervorgehenden  Auswucherung  muss  anders  geholfen 
werden:  durch  öffentlichen  Mietnachweis  (ähnlich  dem  öffentlichen 
Arbeitsnachweis),  namentlich  aber  durch  staatlich  oder  sonstwie 
vermittelte  Zusammenfassung  zur  Wohnungsgenossenschaft  (vergl. 
Lechler-Schäjfle,  Die  nationale  Wohnungsreform,  zweite  Aufl.). 

3)  Ein  Unternehmerverband  von  monopolistischer 
Tendenz  muss  sein ,  was  Kartell  heissen  soll ;  nicht  jeder 
Unternehmerverband  ist  auch  schon  ein  Kartell. 

Zu  den  Kartellen  zählt  also  nicht  der  blosse  Verein  von 
Unternehmern  für  Vertretung  gemeinsamer  Interessen  in  der 
Oeffentlichkeit,  die  sog.  wirtschaftliche  Vereinigung 
von  Geschäftsmännern.  Eine  Berufs-Unfall  versicherungs  ge- 
nossenschaft  ist  auch,  wenn  sie  freiwillig  entsteht,  noch  kein  Kar- 
tell ;  denn,  um  dies  zu  sein,  muss  der  Unternehmerverband  auf 
gewinnbringende  Gestaltung  der  Preise  mittelst  einverständlicher 
Beseitigung  von  Konkurrenz  gerichtet  sein. 

Ebenso  stellt  sich  ein  Fabrikantenverein,  welcher  auf  Regie- 
rung und  Parlament  handelspolitisch  einzuwirken  sucht, 
nicht  als  Kartell  dar.  Selbst  nicht  dann,  wenn  er  auf  die  Er- 
reichung von  Schutzzollmonopolen  gerichtet  ist;  denn  nicht  der 
Unternehmerverband  ist  es ,  der  durch  sich  selbst ,  sondern  der 
Staat,  der  durch  Beschränkung  fremder  Konkurrenz  für  alle  gleich- 
artigen Inlandunternehmungen,  ob  sie  zum  Fabrikantenverein  ge- 
hören oder  nicht,  ein  Monopol  und  zwar  zwangsweise,  nicht  frei 
begründet. 

Zum  Kartell  gehört  übrigens  nur  Beseitigung  von  Konkur- 
renz ,  nicht  die  Aufhebung  aller  Konkurrenz  durch  Beitritt 
sämtlicher  Geschäfte  desselben  Unternehmungszweiges.  Kar- 
telle können  bestehen ,  auch  wenn  noch  Outsiders  fortbestehen. 
Für  den  vollen  Erfolg  eines  Kartells  ist  es  gewiss  von  grosser 
Bedeutung,  wenn  sämtliche  Konkurrenten  unter  Einen  Kartellhut 
zu  bringen  sind.  Es  handelt  sich  aber  doch  nur  um  Beseitigung 
»von«  Konkurrenz,    und    damit  das  Kartell  seine  Wirkung    thue, 
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von  so  viel  Konkurrenz,  dass  Einfluss  auf  Bildung  ge- 
winnbringender Preise  gewonnen  wird  und  den  Outsiders  in  engerem 
oder  weiterem  Marktbereiche  die  Stirne  geboten  werden  kann.  Es 
kommt  nicht  so  sehr  darauf  an,  dass  kein  outsider  übrig  bleibe 
oder  sich  wieder  erhebe,  als  darauf,  dass  diejenigen  Konkurrenten 
dem  Kartell  gewonnen  werden  und  erhalten  bleiben,  welche  durch 
ihre  Betriebsfähigkeit  im  Stande  sind ,  dem  Kartell  Einfluss  auf 
Herbeiführung  gewinnbringender  Preise  zu  verschaffen  und  zu  be- 
wahren. Vielmehr  liegt  es  im  Interesse  erfolgreicher  Kartellierung, 
die  mindest  konkurrenzfähigen  Geschäfte  vom  Verbände  ferne  zu 
halten,  wenn  sie  zur  Deckung  des  Gesamtbezuges  oder  Gesamt- 
absatzes nicht  nötig  sind,  wie  weiterhin  (Abschn.  II)  erhellen  wird. 

4)  Das  Kartell  ist  ein  Unternehmer  verband  monopoli- 
stischer Art.  Als  solcher,  als  Kollektivmonopolismus,  steht  das 
Kartell  allen  Erscheinungen  des  Individualmonopols,  auch 
denjenigen  gegenüber,  welche  dadurch  zu  Stande  kommen,  dass 
mehrere  Unternehmungen ,  um  monopolistische  Stellung  zu  ge- 
winnen ,  sich  zu  einer  einzigen  Unternehmung  vereinigen.  Bei 
der  Fusion  ist  nur  noch  eine  durch  Verschmelzung  zu  Stande 
gekommene  Einzelnunternehmung,  nicht  mehr  ein  Unternehmer- 
verband vorhanden,  in  welchem  etwa  jedes  einzelne  der  nun  ver- 
schmolzenen Geschäfte  noch  mehr  oder  weniger  freie  Bewegung 
bewahren  würde.  Solche  durch  dauernde  oder  vorübergehende 
Verschmelzung  (Fusion)  zustande  gekommenen  Einzelnunter- 
nehmungen von  monopolistischer  Stellung  sind  für  die  Regel  die 
triists  und  die  Ringe  (corners,  Schwänze  und  sonstwie  benannt). 
Beide  sind  gewöhnlich  individual-  nicht  verbandsmonopolistische 
Gebilde. 

Der  Trust  —  der  Name  stammt  bekanntlich  aus  den  Ver. 
Staaten  von  N.A.  —  ist  in  der  That  schon  eine  einzige  Unter- 
nehmung, entstanden  durch  Verschmelzung  früher  selbständiger 
Unternehmer,  Unternehmerassociation,  U  n  t  e  r  n  e  h  m  e  r  -  U  n  t  e  r- 
n  e  h  m  u  n  g.  Der  Trust  ist  zwar  noch  nicht  eine  zum  Aktien- 
geschäft nivelUerte  Kapitalassociation ;  die  früher  selbständigen 
Unternehmer  sind  zwar  noch  durch  die  Trustanteile,  womit  sie 
abgefunden  sind,  in  der  Geschäftsstruktur  leicht  zu  erkennen,  sie 
sind  aber  auch  dann ,  wenn  sie  im  Trust  als  Ober-  und  Unter- 
dirigenten weiter  arbeiten,  Geschäftsführer  eines  einzigen  Kollek- 
tivunternehmens. 

Die   den    eingeschmolzenen  Unternehmern  zugewiesenen  An- 
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teile  am  Fusionsgeschäft  sind  in  den  Verein.  Staaten  gewissen 
Personen  als  Treuhändern  (trusts)  zur  Bewahrung  und  Verwaltung 
in  die  Hand  gegeben  worden ;  es  geschah ,  um  die  Schranken 
gewisser  Staatengesetzgebungen  zu  umgehen.  Wesentlich  ist  die 
Treuhänderverwahrung  für  das,  was  man  heute  trust  heisst,  d.  h. 
für  die  Unternehmerunternehmung,  nicht. 

DieFusionen  mitKapitalbeteiligung  der  älteren  Sonderunterneh- 
mer oder  die  Trusts  an  und  für  sich  sind  nur  Einzelgeschäfte,  welche 
auf  Kapitalassociation  beruhen ,  wie  die  Aktiengesellschaft  oder 
die  anderen  Formen  der  Erwerbsgesellschaft,  aber  sie  sind  an  sich 
nicht  notwendig  auch  monopolistischer  Ten- 
denz. Sie  können  Monopolunternehmungen  werden  und  es 
sind  die  amerikanischen  Trusts  solche  Monopolunternehmungen  in 
der  Regel  und  in  vollendeter  Weise  wirklich  geworden.  Auch 
die  monopolistischen  Trusts  sind  und  bleiben  jedoch  Individual- 
monopol-,  nicht  Verbandsmonopol-Unternehmungen,  sind  und 
werden  keine  Kartelle.  Die  für  den  Trust  in  Thätigkeit  verblei- 
benden Fusionsteilhaber  büssen  ihre  frühere  Betriebsselbständig- 
keit ein. 

Die  monopolistischen  Trusts  und  solche  verstehen  wir  weiter- 
hin schlechtweg  unter  der  Bezeichnung  trust,  können  selbstver- 
ständlich, was  die  Aufhebung  der  Schäden  der  Konkurrenz  be- 
trifft ,  so  günstig  wirken ,  wie  Kartelle ,  sie  besitzen  aber  auch 
gleich  allen,  auch  den  nicht  aus  Fusion  hervorgegangenen  Indivi- 
dualmonopolen,  eine  des  Missbrauchs  fähige  Macht  über  die  Preis- 
bildung und  werden  stets  mehr  oder  weniger  versucht  sein, 
von  dieser  Macht  auch  Gebrauch  zu  machen.  Unmittelbar  neben 
den  Aufgaben  der  Kartellpolitik  des  Staates  liegen  daher  nächst- 
verwandt diejenigen  einer  Trustpolitik. 

Mit  den  Trusts  zusammen  werden  jetzt  viel  genannt  die 
Ringe  oder  corners.  Die  Ringe  sind  monopolistische  Unter- 
nehmen gleich  den  Kartellen.  Der  Ring  hebt  sich  vom  Kartell 
aber  nicht  dadurch  wesentlich  ab,  dass  er  Gewinn  durch  ein  that- 
sächliches  Warenhandelsmonopol  erstrebt ;  denn  es  giebt  auch 
Handels-,  spez.  Warenhandelskartelle,  wie  sich  alsbald  zeigen  wird, 
und  das  dem  Ring  eigentümliche  Vorwalten  des  flüssigen  Kapitals 
der  Unternehmung  begründet ,  wie  beim  Handelskartell  nur  be- 
sondere Schwierigkeiten  und  Gefahren ,  sowie  eine  grosse  Hin- 
fälligkeit und  Vergänglichkeit,  nicht  aber  einen  Wesensunterschied 
von   der  Kartellierung.    Der  Ring    unterscheidet   sich   auch   nicht 
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dadurch  wesentlich  vom  Kartell,  dass  er  zugleich  den  Warenbezug 
monopolisieren  muss  ,  um  den  Absatz  zu  beherrschen ;  die  Aus- 
schliessung der  Nachfragekonkurrenz  kommt  auch  in  Verbindung 
mit  der  kartellmässigen  Absatzmonopolisierung  vor.  Der  Ring  un- 
terscheidet sich  aber  gleich  dem  monopolistischen  trust  vom  Kar- 
tell dadurch ,  dass  er  —  soweit  das  Material  schon  bekannt  ist, 
wenigstens  für  die  Regel  die  Schaffung  eines  I  n  d  i  v  i  d  u  a  1  - 
monopols  durch  monopolistische  Association  von  Kapitalien  und 
zwar  von  Kapitalien  für  einen  bestimmten  Handelsartikel  erstrebt. 
Diese  Monopolisierung  kann  auch  ohne  Association  durch  ein  ein- 
ziges Handelseinzelnvermögen  vollzogen  werden ,  wenn  dieses 
Mittel  genug  besitzt,  im  Bezug  des  zu  monopolisierenden  Artikels 
den  Ring  des  Aufkaufes  um  die  Lieferanten  dieses  Artikels  fest 
zu  schmieden ;  Versuche  sind  ja  gemacht  worden.  Es  wird  je- 
doch mehr  oder  weniger  Association  von  Handelskapital  statt- 
finden, um  dem  Aufkauf  gewachsen  zu  sein.  Die  Ringassociation 
selbst  ist  für  die  Regel  eine  in  welche  Rechtsform  immer  geklei- 
dete, einheitliche  Handelsunternehmung,  keinesfalls  ein  Kartell  zur 
Beseitigung  von  Konkurrenz  unter  solchen  Unternehmern,  welche 
abgesehen  von  Kartellverpflichtungen  mehr  oder  weniger  selbstän- 
dig bezüglich  des  Ringartikels  noch  während  der  Dauer  des  Ringes 
walten  könnten.  Der  Ring  ist  alsdann  wirklich  ein  Individual- 
monopol-Geschäft  mittelst  meist  sehr  flüchtiger  Association  von 
flüssigen  Kapitalien  für  bestimmte  Handelsartikel,  monopolistische 
Handelskapital-Association,  ohne  dass  jeder  der  Ringteilhaber 
sein  ganzes  Handelskapital  einzuwerfen  braucht. 

Der  Ring  kann  jedoch  dazu  sehr  geneigt  sein,  sich  auf  Kartelle 
zu  stützen,  und  entgegen  das  Kartell  Neigung  dazu  haben,  seinen 
Absatz  durch  einen  Ring  besorgen  zu  lassen.  Wenn  der  Artikel, 
welchen  der  Ring  monopolisiert,  zur  Produktion  kartelliert  ist,  so 
ist  es  ja  dem  Ringe  erleichtert ,  den  Bezug  des  Handelsartikels 
in  seinen  Händen  durch  einen  einzigen  Vertrag  mit  dem  Kartell 
ganz  in  die  Hand  zu  bekommen.  Umgekehrt  wird  ein  Kartell 
unter  Umständen  diesen  Vertrag  eingehen  können ;  denn  der  Ab- 
satz vereinfacht  sich  für  das  Kartell.  Freilich  kann  das  Kartell 
auch  Schaden  leiden,  wenn  der  Ring  dem  Kartell  schlechte  Preise 
bietet,  selbst  aber  den  Löwenanteil  am  Gewinn  haben  will  und 
dem  Publikum  so  hohe  Preise  stellt,  dass  der  Absatz  sinkt  oder 
neue  Konkurrenz  von  Outsiders  entsteht.  Auf  die  bisher  miss- 
glückten Versuche,  dem  Produzentenkartell  einen  Ring  anzulöten, 
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wird  im  nächsten  Abschnitt  zurückgekommen  werden. 

Ringe  sind  keine  rein  neuzeitUche  Erscheinung ;  denn  der  pro- 
fessionsmässige  Handel,  auf  dessen  Boden  der  Ring  sich  bewegt, 
ist  das  auch  nicht.  Schon  für  die  römische  Kaiserzeit  sind  Ringe 
nachgewiesen  und  aus  Ehrenberg  i,  »Zeitalter  der  Fugger«  ersieht 
man,  dass  der  famose  Kupferring,  welcher  1889  i^^  Paris  zusam- 
menbrach, schon  im  16.  Jahrhundert  einen  Vorgänger  gehabt  hat. 

5)  Objektiv  hat  das  Kartell  Anwendbarkeit  auf  alle 
Gegenstände,  für  welche  marktmässige  Konkur- 
renz stattfinden  kann. 

Durch  die  unter  Z.  i — 4  gepflogenen  Betrachtungen  haben 
begrifflich  unzulässige  Erweiterungen  des  Kartellbegrififes  Zurück- 
weisung erfahren.  Es  gilt ,  auch  unstatthafte  oder  doch  vom 
Standpunkte  dieser  Untersuchung  aus  unzweckmässige  Eineng- 
ungen besonders  abzulehnen.  An  Verengerungen  dieser  Art  hat 
es  in  der  KartelUitteratur  nicht  gefehlt.  Dieselben  betrafen  teils 
die  Objekte ,  teils  den  Gegensatz  von  Nachfrage  und  Angebot, 
teils  den  Unterschied  von  Klein-  und  Grossbetrieben  ,  bald  die 
Verzweigung  der  Unternehmungen,  bald  die  Kartellierungsorgani- 
sation  und  die  Kartellierungsmethoden. 

Dem  Objekte  nach  sollte  Kartellierung  nur  vorhanden  sein, 
wenn  ein  Unternehmerverband  auf  gewinnbringende  Waren  preise 
gerichtet  ist  und  solche  durch  Beseitigung  von  Konkurrenz  er- 
strebt. Indessen  können  auch  Arbeit  und  Kredit  Gegen- 
stände der  Kartellierung  sein  ;  die  Lohnarbeit  mittelst  Beseitigung 
von  Konkurrenz  in  der  Anwerbung  der  Lohnarbeiter,  wofür  je- 
doch der  besondere  Name  Lohnkoalition  der  Arbeitgeber 
gebraucht  werden  wird.  Gegenstand  der  Kartellierung  können 
weiter  sein  und  sind  mehrfach  die  selbständigen,  mehr  oder 
weniger  unternehmerartigen,  einem  voraus  unbestimmten  Publikum 
angebotenen  Dienstleistungen,  z.  B.  im  Honorarkartell  von 
Aerzten,  welche  örtlich  Minimalhonorare  für  Tag-  und  für  Nacht- 
besuche verabreden.  Ausserdem  sind  Bank-  und  Börsen- 
syndikate mit  monopolisierender  Tendenz  aufgetreten,  also  Emis- 
sions-und  Spekulationkartelle  in  Kreditwerten  zustandegekommen. 

Begrifflich  sind  alle  auf  diese  Objekte  gerichteten  Unter- 
nehmerverbände zu  den  Kartellen  zu  zählen ;  wenn  sie  auf  Be- 
schränkung und  Beseitigung  von  Konkurrenz  gerichtet  sind.  Aller- 
dings ist  unbedingt  zuzugeben ,  dass  die  Dienstleistungs-  und  die 
Kreditkartellierung   auch    wirtschaftspolitisch  besser  abgesondert  in 
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der  Gesetzgebung  und  in  der  Verwaltung  wie  in  der  Theorie  an- 
gefasst  werden,  und  in  diesem  Sinn  haben  auch  wir  zunächst  die 
Warenkartelle  im  Auge,  wenn  Dienstleistungs-  und  Kreditkartelle 
nicht  besonders  genannt  werden.  Die  Geschäfte  der  freien  Dienst- 
leistung sind  an  sich  in  der  Kartellierungsmethode,  in  der  Organi- 
sation und  im  Vollzug  von  einfacherer  Natur  und  finden  mehrfach 
ihre  Preisregelung  ohne  Privatverabredung  durch  Taxen  und  Ge- 
bühren. Im  Kreditwesen  sind,  soweit  es  den  Schutz  der  Kredit- 
nehmer und  der  letzten  Kreditgeber  betrifft,  besondere  Wege  zur 
Beseitigung  hervorgetretener  Schäden  eingeschlagen  worden,  wo- 
bei hauptsächlich  die  verschiedenen  Anwendungen  der  Kreditge- 
nossenschaft in  Frage  kommen.  Das  Kartell  der  Arbeitgeber 
gegen  die  Arbeitnehmer  weist  zwar  alle  Grundzüge  der  Kartellie- 
rung, jedoch  in  besonderer  Abfärbung  auf;  es  wird  ebenfalls  besser 
vom  Warenkartell  ganz  abgesondert. 

6)  Eine  weitere  Verengerung  des  Kartellbegriffes  besteht  darin, 
dass  man  unter  Kartell  nur  die  Absatz-  oder  Angebots-, 
nicht  auch  die  Nachfrage-  oder  Bezugskartellierung 
verstehen  will.  Ausschliessung  verderblicher  Kaufskonkurrenz  kann 
jedoch  ebenso  zweckmässig  sein,  als  Ausschliessung  verderblicher 
Verkaufskonkurrenz,  Wir  schliesen  daher  die  sog.  »Abnehmer- 
verbände« aus  der  Reihe  der  Kartellerscheinungen  nicht  aus,  so- 
fern sie  monopolisierende  Tendenz  haben,  und  meinen  weiter,  dass 
dieselbe  Unternehmerschaft  schädlicher  Kaufs-  und  Verkaufskon- 
kurrenz zugleich  ausgesetzt  sein  mag,  daher  ein  und  derselbe 
Unternehmerverband  zugleich  Bezugs-  z.  B.  Rohstoffbezugs-  und 
Absatzkartell  sein  kann.  So  beim  mittelrheinischen  Schieferdecker- 
verband, welcher  zugleich  Schieferbezugs-  und  Dachdeckerkar- 
tell ist. 

Andererseits  ist  unbedingt  zuzugeben,  dass  das  Absatzkartell 
an  Bedeutung  die  Nachfragekartelle  überragt  und  dass  letztere 
volkswirtschaftlich  nur  einem  weniger  verbreiteten  Bedürfnis  ent- 
sprechen. Es  sind  ja  zweierlei  Bezüge  zu  unterscheiden ,  solche 
der  gesamten  Konsumentenwelt  und  solche  der  Unternehmer. 
So  weit  es  sich  um  erstere  handelt,  stellt  der  Konsumverein  den 
längst  betretenen  Weg  dar,  um  die  Nachteile  der  regellosen  Klein- 
kaufskonkurrenz zu  beseitigen;  als  Gegengewicht  gegen  Aus- 
schreitungen der  Angebotskartelle  von  Produzenten  und  Händlern 
wird  für  den  Konsumverein  noch  eine  weitere  grosse  Zukunft  in 
Aussicht  zu  nehmen  sein.     So  weit  es  sich  aber  um  Bezüge  von 
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Produzenten  und  Händlern  an  bestimmten  Dienstleistungen,  Ma- 
terialien und  Werkmitteln  des  besonderen  Faches  handelt ,  wird 
zwar  das  Bezugskartell  anwendbar  sein  und  ist  es  schon  ange- 
wendet in  Lohnkoalitionen  und  Rohstoffkartellen  der  Unternehmer, 
doch  wird  weit  weniger  das  Bedürfnis  und  die  Möglichkeit  gegeben 
sein,  den  ganzen  Artikel  für  den  Bezug  zu  monopolisieren ;  es 
genügt  u.  a.,  in  blosser  Einkaufsgenossenschaft  (Rohstoffgenossen- 
schaft u.  s.  w.)  auf  den  Markt  zu  treten ;  da  wird  die  Bezugs- 
kartellierung,  welche  überdies  da  aussichtslos  ist ,  wo  die  Masse 
der  Bezugswaren  auf  Nachfragen  ausserhalb  des  Unternehmerver- 
bandes rechnen  kann ,  keinem  dringenden  Bedürfnis  entsprechen. 

7)  Begrifflich  unzulässig  und  kartellpolitisch  unzweckmässig 
will  uns  eine  dritte  Begriffseinschränkung  erscheinen,  die  Ein- 
schränkung auf  die  Kartellierung  zwischen  Grossbetriebs- 
unternehmungen.  Rudimentäre  ^)  Kleinbetriebs-,  wenigstens  Hand- 
werkskartelle hat  es  unter  allerlei  Namen  schon  vor  den  Gross- 
industriekartellen gegeben  und  für  die  Handwerkskartelle  kann 
namentlich  dann,  wenn  sie  unentbehrliche  Gegenstände  des  Massen- 
gebrauchs kartellmässig  monopolisieren,  eine  besonders  einläss- 
liche  Kartellgesetzgebung  und  Kartellpolizei  am  Platze  sein. 

Das  Kleinbetriebskartell  mag  sich  allerdings  in  »Fachvereinen«, 
»Meistergenossenschaften«  u.  s.  w.  häufig  verstecken.  A.  Voigt 
hat  jedoch  in  Jastroiu's  »sozialer  Praxis«  auch  ausgebildete  Klein- 
betriebskartelle nachgewiesen. 

Am  20.  April  1897  wurde  in  Darmstadt  zwischen  den  Rheini- 
schen Schiefergruben-Besitzern  und  S  c  hiefer-  Händ- 
lern einerseits  und  den  Dachdeckermeister-Vereinen 
von  24  im  Rheingebiet  Hegenden  Städten  von  Bonn  bis  Mülhausen 
und  Kolmar  andererseits  die  folgende  Uebereinkunft  abgeschlossen: 
»Von  den  unterzeichneten  Grubenbesitzern  und  Lieferanten  darf 
vom  I.  Mai  1897  ab  in  den  obengenannten  Städten  nur  an  die 
Mitglieder  der  obengenannten  Vereine  Material  verkauft  werden, 
niemals  aber  an  Privatunternehmer  oder  Bauherren  direkt  oder 
indirekt,  ebensowenig,  wie  Herstellung  von  Schieferbedachung 
in  eigener  Rechnung  übernommen  und  ausgeführt  werden  darf. 
Ausserdem  verpflichten  sich  die  unterzeichneten  Schieferproduzen- 
ten, an  solche  Händler  nicht  zu  verkaufen,  die  vorstehende  Ueber- 
einkunft nicht  anerkennen.  Die  in  den  obigen  Städten  und  deren 
Interessensphären    wohnenden    Dachdeckermeister,     welche    den 
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Dachdeckermeister- Vereinen  nicht  beigetreten  sind,  werden  be- 
kannt gegeben,  gleichwie  sämtliche  Verbandsmitglieder  bekannt 
gegeben  wurden  und  werden.  Dagegen  verpflichten  sich  die  mit- 
unterzeichneten Delegierten  (als  Vertreter  ihrer  Vereine  und  In- 
nungen für  alle  Verbandsmitglieder)  ausschliesslich  das  für  ihre 
Arbeiten  erforderliche  Schiefermaterial  von  den  mitunterzeichneten 
Grubenbesitzern  und  Schieferhändlern  zu  kaufen.  —  Verbands- 
Dachdeckermeister,  welche  trotz  dieser  Uebereinkunft  erwiesener- 
massen  von  anderen  Gesellschaften  und  Personen  als  den  Mit- 
unterzeichneten Schiefer  kaufen  ,  müssen  von  den  Vereins-  oder 
Innungsvorständen  für  jeden  einzelnen  Waggon  Schiefer  mit  einer 
an  die  Vereins-  oder  Innungskasse  zu  zahlenden  Strafe  von  dreissig 
Mark  für  jeden  Einzelfall  belegt  werden.  —  Dieser  Uebereinkunft 
können  weitere  Städte  beitreten,  wenn  dieselben  Innungen  oder 
Vereine  gebildet  haben,  welche  dem  Deutschen  Dachdeckermeister- 
Verbande  angehören ;  dieselben  werden  im  Verbandsorgan  be- 
kannt gegeben  und  gelten  als  gleichberechtigt,  wenn  von  Seiten 
der  mitunterzeichneten  Herren  Grubenbesitzer  und  Lieferanten 
beim  Verbands-Vorsitzenden  kein  Widerspruch  erhoben  wird. 
Dieses  Abkommen  tritt  am  i.  Mai  1897  in  Kraft  und  besteht 
rechtsgiltig  bis  i.  Mai  1900,  wonach  es  verlängert  werden  kann.« 
—  Ein  anderes  hochinteressantes  Kleingewerbekartell  weist  Voigt 
a.  a.  O.  in  den  Kaminfegerverbänden  norddeutscher 
Städte  nach:  »Die  Schornsteinfeger-Meisterschaften  sind  zuerst  1872 
in  Berlin  gegründet  worden ;  nach  deren  Muster  sind  seitdem  an- 
dere in  Breslau,  Königsberg  i.  Pr.,  Hamburg  und  zuletzt  in  Frank- 
furt a.  M.  entstanden.  Seit  1889  haben  sie  sich  der  Form  von 
Genossenschaften  nach  dem  Reichsgesetze  angepasst,  gehören 
aber  in  keine  der  bekannten  Kategorien  der  Genossenschaften, 
sondern  stellen  ohne  Zweifel  Kartelle  dar,  und  zwar  solche,  die 
an  Straffheit  der  Organisation  und  in  Bezug  auf  Vollkommenheit 
der  Durchführung  den  ausgebildetsten  grossindustriellen  Kartellen 
nichts  nachgeben.  Es  gehen  ihnen  regelmässig  vorauf  allerlei  Ver- 
suche ,  durch  private  Verträge  die  Konkurrenz  der  Schornstein- 
fegermeister zu  beschränken,  insbesondere  Uebergriffe  in  die  ge- 
genseitigen Arbeitsgebiete  zu  verhüten.  Das  Statut  einer  der  Ber- 
liner Genossenschaften  bezeichnet  als  Gegenstand  des  Unterneh- 
mens die  Förderung  des  Erwerbs  der  Mitglieder  mittels  »»eines 
geordneten  Geschäftsbetriebes,  welcher  bezweckt,  das  unwürdige 
Arbeitsuchen ,  sowie  das  gehässige  Konkurrenzmachen  unter  den 
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vier  in  Berlin  bestehenden  Schornsteinfeger-Meisterschaften  und 
deren  Mitgliedern  zu  verhüten.««  Diese  Ordnung  des  Geschäfts- 
betriebes besteht  in  einem  System  wohldurchdachter  Bestim- 
mungen ,  die  den  Zweck  haben ,  die  Konkurrenz  zwischen  den 
einzelnen  Meistern  und  Meisterschaften  soweit  zu  beschränken, 
dass  jedem  Einzelnen  ein  Minimaleinkommen  garantiert  werden 
kann.  Zunächst  ist  jedes  neue  Mitglied  verpflichtet,  »»innerhalb 
vier  Tagen  ein  spezielles  Verzeichnis  seiner  von  ihm  ausgeführten 
Arbeiten  dem  Vorstande  der  Genossenschaft  einzureichen,  später 
jede  Veränderung  dieser  Liste  anzuzeigen,  auch  seine  Kehrverträge 
und  sein  Arbeitsbuch  vorzulegen.««  Unterlässt  er,  einzelne  Ar- 
beiten in  der  Liste  aufzuführen  oder  später  hinzugekommene 
anzuzeigen,  so  werden  diese  »»als  Genossenschaftsarbeit  be- 
trachtet und  sind  an  die  Genossenschaft  herauszugeben ,  sie 
werden ,  wenn  sie  verloren  gehen  ,  nicht  ersetzt. « «  Die  Mitglie- 
der nämlich  garantieren  sich  gegenseitig  den  Bestand  an  Arbeit, 
den  jeder  in  die  Genossenschaft  einbringt.  Er  kann  mit  Zustim- 
mtmg  der  Genossenschaft  neue  Arbeit  hinzugewinnen,  aber  in  der 
Regel  keine  verlieren ,  indem  jeder  unverschuldete  Verlust  aus 
der  »»Genossenschaftsarbeit««  ersetzt  wird.  Diese  Genossenschafts- 
arbeit ist  nicht  etwa  eine  genossenschaftlich  betriebene  Arbeit ; 
alle  Arbeit  wird  auf  Kosten  und  Gefahr  einzelner  Meister  aus- 
geführt ;  sie  ist  vielmehr  der  Fonds ,  aus  welchem  die  Meister- 
schaft ihre  Pflichten  gegen  die  einzelnen  Genossen  bestreitet  und 
der  aus  fünf  Quellen  gespeist  wird  :  i .  aus  der  durch  Neubauten 
geschaffenen  Arbeit,  2.  aus  der  Nachlassarbeit  verstorbener  Ge- 
nossen, 3.  aus  der  durch  freiwilliges  oder  unfreiwilliges  Ausschei- 
den von  Genossen  an  die  Genossenschaft  heimfallenden  Arbeit, 
4.  aus  der  als  Strafe  für  Nichterfüllung  der  Kartellpflichten  an  die 
Genossenschaft  herauszugebenden  Arbeit  und  5.  endlich  aus  einer 
als  besondere  Genossenschaftsarbeit  oder  Reservearbeit  bezeich- 
neten Kategorie,  die  bei  jeder  Verteilung  von  Arbeit  von  der  Ge- 
nossenschaft einbehalten  werden  kann.  Letztere  ist  in  erster  Linie 
zur  Ausstattung  neueintretender  Genossen  bestimmt,  denen  sofort 
ein  bei  den  verschiedenen  Kartellen  wechselnder  Betrag ,  minde- 
stens aber  für  1000  M.  Arbeit  zugewiesen  wird.  Neue  Arbeits- 
gelegenheiten z.  B.  bei  Neubauten ,  erwirbt  nicht  die  Genossen- 
schaft als  solche,  sondern  ein  beliebiger  durch  Nähe  seiner  Woh- 
nung oder  sonstige  Umstände  dazu  geeigneter  Genosse.  Dieser 
erwirbt   durch   Abschluss    des  Vertrages    die    Arbeit    nicht   ohne 
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weiteres  für  sich ,  sondern  für  die  Genossenschaft.  Er  ist  ver- 
pflichtet, die  Arbeit  oder  ein  Geldäquivalent  der  Genossenschaft 
zur  Verfügung  zu  stellen,  und  darf  sie  erst  als  sein  eigen  betrach- 
ten, wenn  sie  ihm  bei  der  Verteilung  der  gesamten  Genossen- 
schaftsarbeit zugesprochen  wird.  Aehnlich  wird  die  Nachlassarbeit, 
die  Arbeit  in  den  Ruhestand  getretener  Genossen,  kurz  jede  durch 
Aufhören  der  bisherigen  Kehrverträge  wieder  frei  werdende  Ar- 
beit gehandhabt ;  sie  muss  immer  wieder  von  Neuem  erworben 
werden.  Wer  sie  erwirbt,  macht  binnen  drei  Tagen  davon  der 
Genossenschaft  Anzeige  und  verwaltet  für  diese  die  Arbeit  teils 
unentgeltlich,  d.  h.  unter  Auslieferung  seines  gesamten  Kehrlohnes 
an  die  Genossenschaft,  teils  gegen  Einbehaltung  von  Vs  desselben, 
bis  von  der  Genossenschaft  eine  endgültige  Verfügung  getroffen 
ist.  Damit  nicht  Mangel  an  Arbeitskräften  den  einzelnen  Meister 
an  der  Uebernahme  solcher  teilweise  unentgeltlichen  Genossen- 
schaftsarbeiten hindere ,  sind  die  Genossen  verpflichtet ,  sich  ge- 
genseitig gegen  Vergütung  mit  Arbeitskräften  zu  unterstützen.  Die 
Verteilung  der  Arbeit  und  der  Entschädigung  für  verlorene  Ar- 
beit vollzieht  sich  unter  Umständen  besonders  dort,  wo  schon  die 
gesamte  Meisterschaft  dem  Kartelle  beigetreten  ist,  in  einfacheren 
Formen.  Auf  Ersatzneubauten  hat  in  erster  Linie  der  Meister  An- 
spruch, der  den  alten  Bau  inne  hatte;  erhält  ihn  ein  anderer  durch 
Vertrag,  so  muss  er  jenen  direkt  entschädigen,  womöglich  durch 
Abtretung  eines  gleichwertigen  Vertrages,  sonst  durch  Geld.  Das- 
selbe gilt  überall,  wo  ein  Genosse  einen  anderen  aus  seinem  Ver- 
trage verdrängt.  Auch  Austausch  von  Häusern  unter  der  Hand 
zur  Abrundung  oder  Zusammenlegung  der  Kehrbezirke  ist  zu- 
lässig, ebenso  kann  auch  zum  selben  Zwecke  ein  Genosse  anstatt 
seiner  neuerworbenen  Häuser  andere  an  die  Genossenschaft  ab- 
liefern. Es  wird  eben  die  Abgrenzung  von  Kehrbezirken,  wie  sie 
anderswo  gesetzlich  besteht,  hier  auf  dem  Wege  des  Vertrages 
erstrebt.  Von  besonderem  Interesse  ist  noch  die  Stellung  der 
Witwen  und  Waisen  zur  Genossenschaft.  Sie  erhalten  für  den 
Heimfall  der  Arbeit  des  verstorbenen  Meisters  an  die  Genossen- 
schaft —  so  kann  man  sich  den  thatsächlichen,  obwohl  nicht  den 
rechtlichen  Verhältnissen  entsprechend,  wohl  ausdrücken  —  eine 
Entschädigung  von  1V2  bis  2  Jahresbeträgen  der  Einnahme  des 
letzten  Jahres,  welche  sie  durch  Vorlage  der  Geschäftspapiere 
nachzuweisen  haben.  Diese  verhältnismässig  geringe  Entschädi- 
gung wird  in  der  Regel    innerhalb  der    ersten  3  Jahre  nach  dem 


Zum   Kartelhvesen  und   zur  Kartellpolitik.  487 

Tode  des  Ernährers  ausbezahlt  und  die  Aushändigung  ist  noch 
von  gewissen  Bedingungen  bezüghch  des  sittUchen  Verhaltens  der 
Witwe  abhängig.  Was  aber  an  den  Bestimmungen  das  Charakte- 
ristische ist,  ist,  dass  die  Erben  über  das  Geschäft  keinerlei  Ver- 
fügung haben:  sie  können  es  weder  fortsetzen  noch  verkaufen. 
Jedes  Geschäft  wird  gewissermassen  als  ein  Lehen  der  Genossen- 
schaft aufgefasst ;  nicht  mit  Unrecht ,  denn  Bedeutung  und  Wert 
verdankt  das  einzelne  Geschäft  nur  dem  Kartell.  .  ,  .  Wo,  wie  in 
Berlin,  mehrere  Schornsteinfeger-Meisterschaften  neben  einander 
bestehen,  stehen  diese  in  einem  besonderen  Kartell  mit  einander. 
Diese  ausdrücklich  als  Kartell  bezeichnete  Vereinigung  höherer 
Ordnung  hat  als  flauptzweck,  die  Bezirke  der  einzelnen  Genossen- 
schaften gegeneinander  abzugrenzen,  Uebergriffe  von  Meistern  der 
einen  Genossenschaft  in  das  Gebiet  der  anderen  zu  verhindern 
oder,  wo  es  unvermeidlich  ist,  durch  Entschädigung  wieder  aus- 
zugleichen. Die  Wahrung  der  Interessen  aller  vier  Genossen- 
schaften ist  natürlich  nur  möglich ,  wenn  die  Zahl  der  Mitglieder 
in  jeder  derselben  mit  dem  Umfang  der  Arbeit  in  Einklang  ge- 
halten wird,  und  darum  fällt  dem  Zentralkartell  insbesondere  die 
Aufgabe  zu,  neue  Meister  aufzunehmen  und  jeweils  derjenigen 
Meisterschaft  zuzuweisen,  in  deren  Bezirk  die  meisten  Neubauten 
erstellt  sind ,  sofern  es  sich  nicht  um  den  Ersatz  eines  verstor- 
benen Mitgliedes  der  Genossenschaft  handelt.  Taxen  für  die  ver- 
schiedenen Arbeiten  sind  nicht  festgestellt ,  dagegen  finden  sich 
in  den  Statuten  eine  Reihe  allgemeiner  Bestimmungen  über  die 
Preise.  Im  allgemeinen  geben  alle,  die  sich  an  einer  Submission 
beteiligen,  zu  gleichen  Bedingungen  ein,  nur  wenn  einem  Bestimm- 
ten eine  Arbeit  zugewendet  werden  soll ,  sind  die  übrigen  Sub- 
mittenten verpflichtet,  höhere  Forderungen  als  dieser  zu  stellen.  .  . 
Gegenüber  den  Outsiders  haben  die  Genossen  volle  Vertragsfreiheit; 
sie  dürfen  deren  Arbeit  »»um  jeden  Preis-«  übernehmen.  Darin 
liegt,  wenn  erst  die  Mehrzahl  der  Meister  für  die  Genossenschaft 
gewonnen  ist,  die  Macht  derselben,  jede  Konkurrenz  aus  dem 
Felde  zu  schlagen ;  denn  es  ist  ohne  Belang,  wenn  die  Genossen- 
schaft dann  vorübergehend  Arbeit  um  einen  Spottpreis  überneh- 
men muss.  Es  dürfte  daher  ausser  Zweifel  stehen,  dass  die  Schorn- 
steinfeger-Kartelle, wo  sie  emmal  Fuss  gefasst  haben,  trotz  an- 
fänglicher bedeutender  Hindernisse,  allmählich  die  gesamte  Meister- 
schaft gewinnen ,  wie  es  in  den  Orten ,  wo  sie  längere  Zeit  be- 
stehen,   schon    der  Fall  ist.    Das  Kartell  bietet  ihren  Mitgliedern 


488  r>'-.  Schäfifle: 

SO  bedeutende  Vorteile,  dass  es  sich  für  einen  jungen  Meister  gar 
nicht  um  die  Frage  handelt,  ob  er  beitreten  will  oder  nicht,  als 
vielmehr  um  die ,  ob  die  Meisterschaft  ihn  aufnimmt.  Garantie 
eines  Existenzminimums,  Vorzugsrechte  so  lange  er  zu  den  Minder- 
begüterten zählt,  Sicherung  des  einmal  erlangten  Besitzstandes, 
Aussicht  auf  stetiges  Wachstum  des  Einkommens,  die  Möglich- 
keit ,  sich  durch  Vertrag  mit  der  Genossenschaft  beim  Rücktritt 
vom  Geschäft  eine  Altersrente  zu  sichern  und  ein  gewisses  Mass 
der  Fürsorge  für  Witwe  und  Kinder :  es  dürfte  nicht  leicht  unter 
den  grossgewerblichen  Kartellen  eines  zu  finden  sein,  das  seinen 
Mitgliedern  ähnliche  Sicherheit  des  Erwerbs  bietet.« 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  nicht  alle  Kleinbetriebskartclle 
eine  ebenso  ausgebildete  Verfassung  erlangen  werden,  wie  die 
eben  geschilderten  Kartelle  und  Vv?ie  die  Grossbetriebskartelle. 
Das  beweist  aber  nur ,  dass  es  sich  dann  um  das  handelt ,  was 
wir  im  nächsten  Abschnitt  als  unvollständige  (primitive,  rudimen- 
täre) Kartellierung  zu  bezeichnen  haben  werden.  Allein  Kartelle 
primitiver  Art,  vorwiegend  Limitokartelle  liegen  in  ihnen  doch 
vor.  Voigt  bemerkt  mit  Recht:  »will  man  jegliche  freiwillige  Ver- 
einbarung zum  Zweck  der  Emschränkung  der  Konkurrenz,  also 
auch  schon  die  Verabredung  von  Minimalpreisen  ein  Kartell 
nennen,  dann  werden  unbedingt  Handwerker-Kartelle  nicht  seltener 
sein  als  solche  unter  Grossindustriellen.  Vor  Allem  sind  es  die 
Bäcker  und  Schlächter,  die  bei  der  Gleichartigkeit  und  leichten 
Taxierbarkeit  ihrer  Produkte ,  fast  überall  Preisvereinbarungen 
leicht  zustande  bringen  und  dank  einer  mehr  oder  weniger  straffen 
Organisation  meistens  auch  leidlich,  manchmal  nur  zu  gut  —  wir 
erinnern  an  den  Strike  der  Fleischkonsumenten  in  Freiburg  i.  B. 
im  Jahre  1895  —  inne  halten.  Es  ist  ja  richtig,  dass  im  allge- 
meinen die  Preistarife  der  Handwerker  nicht  sonderlich  gewissen- 
haft gehalten  werden  (was  sie  übrigens  mit  den  Bestimmungen 
mancher  grossgewerblicher  Kartelle  gemein  haben  sollen) ;  sie 
werden  darum  nicht  völlig  bedeutungslos.  Ihre  blosse  Existenz 
allein  giebt  der  Preisbewegung  nach  unten  einen  gewissen  Halt, 
und  eine  gewisse  Beschränkung  der  Konkurrenz  führen  sie  unter 
allen  Umständen  herbei.  Moral-  und  Strafgesetze  verlieren  ihren 
normativen  Wert  ja  auch  nicht  dadurch,  dass  gegen  sie  so  häufig 
gesündigt  wird.  Man  kann  es  dem  Handwerk  nicht  eben  verübeln, 
wenn  es  den  Spuren  der  Grossunternehmungen  folgt  und  dem 
ziemlich    allgemeinen  Weichen   der  Preise  und  Gewinne ,    für  das 
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in  vielen  Fällen  ausser  der  wachsenden  Konkurrenz  der  Hand- 
werker unter  einander  kein  Grund  aufzufinden  ist,  einen  Damm 
entgegenzusetzen  sucht.  Nirgends  ist  die  Konkurrenz  rücksichts- 
loser als  gerade  in  den  niederen  Regionen  des  Gewerbelebens, 
und  speziell  bei  den  Submissionen  von  Handwerkerarbeiten  stehen 
die  Preise  in  der  Regel  in  auffallendem  Missverhältnis  zu  den 
reellen  Kosten  und  normalen  Gewinnen  und  stimmen  schlecht  zu 
den  Bemühungen  der  Behörden,  das  Handwerk  zu  heben.« 

Eine  vielleicht  gewaltige  Frage  der  Zukunft  ist  es,  ob  nicht 
Kleinbetriebskartelle  bäuerlicher  Wirtschaftsgenossenschaften, 
gestützt  und  gepflegt  durch  den  öffentlichen  Kredit  und  durch 
bäuerliche  Landwirtschaftskammern ,  entstehen  werden  oder  zur 
Entstehung  gebracht  werden  können.  Wir  kommen  hierauf  ein- 
gehender zurück. 

8)  Viel  zu  eng  ist  viertens  die  in  Hinsicht  auf  die  Ver- 
zweigung der  Geschäfte  vorgenommene  Beschränkung  des  Kar- 
tells als  blossen  Produzenten-  oder  gar  als  blossen  Indu- 
striellenkartells. In  allen  Unternehmungszweigen  ist  Kartellierung 
möglich  und  kann  sie  Bedürfnis  sein  oder  werden.  Danach  müssen 
mindestens  Produzenten-,  Handels-  und  Transportkartelle  neben- 
einander genannt  werden. 

Die  Produzentenkartelle,  die  übrigens  nicht  mit  den 
Produktionsei  ns  ehr  änkun  gs- Kartellen  (vgl.  S.  492)  verwech- 
selt werden  dürfen ,  verzweigen  sich  weiter  in  gewerbliche 
und  in  landwirtschaftliche,  die  gewerblichen  in  Industrie- 
und  Handwerkskartelle  (oben  S.  483),  in  Rohstoff-,  in  Halbfabrikat-, 
und  in  Ganzfabrikat-Kartelle. 

Die  landwirtschaftlichen  Produzenten-Kartelle  treten 
bis  jetzt  wenigstens  gegen  die  gewerblichen  weit  zurück,  obwohl 
auch  in  den  landwirtschaftlichen  Unternehmungen  die  planlose 
Konkurrenz,  inländische  wie  ausländische,  den  Unternehmer  kaum 
weniger  schädigt  als  im  Gewerbe.  Hierauf  ist  zurückzukommen. 
Vorläufig  sei  nur  bemerkt,  dass  agrarische  Kartellierung  eine  eben- 
so gute  Sache  werden  kann,  wie  es  die  industrielle  Kartellierung 
schon  ist,  und  dass  die  letztere  keineswegs  berechtigt  ist ,  dem 
Agrarismus  ins  Gesicht  zu  werfen :  »Bauer ,  das  ist  ganz  was 
anders«.  Namentlich  das  Bauern-  oder  landwirtschaftliche  Klein- 
betriebs-Kartell wäre  kartellpolitisch  mit  keinem  anderen  Mass- 
stab zu  messen,  als  das  Handwerkerkartell. 

Indem  wir  die  Unterschiede  von  Produzentenkartellen    einer- 
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seits  und  von  Handelskartellen  andererseits  festhalten,  sind  wir 
doch  weit  davon  entfernt ,  zu  behaupten,  dass  nicht  beide  Arten 
von  Kartellen  ihre  kartellpolitisch  bedeutsamen  Eigentümlichkeiten 
besitzen.  Das  Handelskartell  operiert  ganz  überwiegend 
mit  flüssigem,  in  raschem  Totalumsatz  rotierendem  Kapital,  während 
die  meisten  Produzentenkartelle  zugleich,  häufig  vorwiegend  mit 
fixem  Kapital  arbeiten.  Die  Handelskartellierung  wird  daher  im 
Durchschnitt  von  kürzerer  Dauer,  oft  ganz  flüchtig,  nur  für  die 
Ausnützung  der  augenblicklichen  Konjunktur  (Konjunkturen-Kar- 
tell) berechnet  sein,  und  die  Konkurrenz  wird,  wenn  das  Handels- 
kartell ausbeutend  auftritt,  sofort  wieder  aufleben.  Die  Produk- 
tionskartellierung  dagegen  wird  von  selbst  die  Richtung  auf  längere 
Dauer  erhalten.  Denn  zur  Verhütung  von  Verlust  an  der  Sub- 
stanz und  an  der  Nutzung  des  fixen  Kapitals,  welches  bei  aller 
Produktion  eine  grössere  Rolle  spielt,  ist  nachhaltige  Ausschlies- 
sung wilder  Konkurrenz  im  ganzen  und  immer  wieder  in  dem- 
selben Produzentenkreise  lebhaftes  Bedürfnis.  Entsprechend  wird 
auch  die  Organisation  der  Produzentenkartelle  entfalteter,  geschlos- 
sener und  nachhaltiger  sein.  Dieses  verschiedene  Verhalten  der 
Produktions-  und  der  Handelsgeschäfte  hebt  zwar  die  Möglichkeit 
der  Handelskartellierung  nicht  auf;  denn  auch  im  Handel  ist  plan- 
lose Konkurrenz  zu  beseitigen  und  hiefür  die  Kartellierung  ver- 
wendbar. Dagegen  wird  das  Handelskartell  in  geringerem  Um- 
fang Bedürfnis  sein  und  gegen  dasselbe  lassen  sich  erforderlichen 
Falles  die  Hebel  der  Kartellpolizei  auf  besondere  Weise  in  Be- 
wegung setzen.  Zum  Schutz  der  Abnehmer  und  Konsumenten 
gegenüber  dem  Handelskartell  reicht  entweder  für  die  Mehrzahl 
aller  Konsumgegenstände  die  nichtmonopolistische  Wirtschaftsge- 
nossenschaft,  der  Konsumverein,  aus,  oder  ist,  soweit  das  nicht 
der  Fall  i.st,  taxpolizeiUches  Einschreiten,  bezw.  Verstaatlichung 
und  Kommunalisierung  das  wirksamere  und  zweckmässigere  Mittel. 

9)  Eine  weitere  Verengerung  des  Kartellbegriffs,  welche  im 
Folgenden  abgelehnt  wird,  schliesst  die  Kartelle  für  Beeinflussung 
der  lokalen  Märkte,  die  Lokalkartelle  vom  Kartellbegriff  aus 
und  erblickt  in  den  Kartellen  nur  Verbände  zur  Beseitigung  der 
Konkurrenz  auf  weiteren  Marktgebieten. 

Man  wird  nun  zwar  die  Lokalkartelle  von  den  Regional-, 
diese  von  den  Landes-  und  Nation alkartellen,  letztere 
von  den  internationalen  Kartellen  zu  unterscheiden  haben 
und  die  Kartellpolizei  kann  den  Lokalkartellen  gegenüber  wesent- 
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lieh  den  Kominiinalgewalten  und  Handwerkskammern  vorzube- 
halten sein.  Dagegen  unterscheidet  sich  dem  Wesen  nach,  theo- 
retisch und  praktisch  in  Hinsicht  auf  das  Kartellwirtschaftsrecht, 
das  Lokalkartell  von  den  Kartellen  für  weitere  Marktgebiete  nicht. 
Das  Lokalkartell  kann-  ebendeshalb  kartellpolitisch  analog  be- 
handelt werden  müssen,  wie  die  für  weitere  Märkte  berechnete 
kartellmässige  Konkurrenzbeschränkung.  Vielleicht  wäre  es  gut 
gewesen,  wenn  man  das  für  die  Lokalpolizei  frühe  genug  be- 
achtet hätte. 

Jedes  Kartell  setzt  einen  bestimmten  Markt  als  Gebiet  der 
gemeinsamen  Konkurrenzbeschränkung  voraus.  Der  grössere  oder 
kleinere  Umfang  des  kartellierten  Marktgebietes  ändert  jedoch 
für  die  praktische  Kartellpolitik  wenig.  Es  kommt  vor,  dass  nur 
engere  Marktgebiete  kartelliert  sind,  der  Markt  darüber  hinaus 
jedoch  der  allgemeinen  Konkurrenz  einschliesslich  der  Konkurrenz 
zwischen  den  Kartellgenossen  eines  engeren  Marktgebietes  vor- 
behalten ist.  Und  es  kommt  vor ,  dass  für  die  engeren  und  für 
die  weiteren  Marktgebiete  nebeneinander  verschiedene  Kartellie- 
rungsmethoden  in  Anwendung  kommen,  dass  Kartelle,  welche  im 
engeren  Gebiete  Zusammenfassungskartelle  im  Sinne  des  folgen- 
den Abschnittes  sind,  mit  anderen  Unternehmern  und  Unternehmer- 
verbänden für  die  weiteren  Märkte  vielmehr  Marktteilungs-  oder 
sog.  Rayonierungskartelle  eingehen. 

lo)  Zwei  weitere  Einengungen  des  Kartellbegriffes  sind  dem 
Unterschiede  in  der  Vollkommenheit  der  Kartellierungsmethode, 
in  der  Organisation  und  der  rechtlichen  Form  des  Kartellvertrages 
entnommen. 

Die  erste  dieser  Einschränkungen ,  welche  hier  abgelehnt 
wird,  besteht  darin,  dass  man  unter  Kartell  nur  dasjenige  ver- 
steht, was  uns  im  Abschnitt  II  als  »vollkommene«  oder  »eigent- 
lich e<  Kartellierung,  als  Kartellierung  schlechtweg  im  Gegensatz 
zur  unvollkommenen  Kartellierung  entgegentreten  wird.  Wenn 
der  Zweck  des  Kartells,  Beseitigung  von  Konkurrenz  zum  Zweck 
der  Erzielung  gewinnbringender  Preise,  vollkommen  erreicht  werden 
soll,  so  darf  weder  im  Angebotskartell  bloss  das  Angebot  für 
sich  beschränkt  und  geordnet  werden,  sondern  das  muss  geschehen 
mit  Rücksicht  auf  die  Na  ch  fr  age ;  das  Kartell  muss  mit 
der  Ermittelung  und  Zuweisung  der  Nachfrage  sich  befassen,  um 
hienach  die  Angebotsbeschränkung  zu  bemessen  und  durchzu- 
führen, da  nur  so  sich  jenes    ordentliche  Gleichgewicht   zwischen 
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Nachfrage  und  Angebot  herstellen  lässt,  ohne  welches  Erzielung 
gewinnbringender  Preise  nicht  bewirkt  werden  kann.  Und  ähn- 
lich muss  im  Nachfragekartell  Vorkehrung  getroffen  werden,  das 
Angebot  zu  überschauen  und  hienach  die  Nachfragebeschränkung 
mit  dem  Angebot  in  ein  planmässiges  Verhältnis  zu  bringen. 
Aber  weder  im  AngebotskartcU  erfolgt  immer  und  vom  Anfang 
der  Kartellbewegung  an  das  Erstere,  noch  im  Nachfragekartell  das 
Letztere.  Man  begnügte  sich  mit  einseitigen  Mengen-  oder  Preis- 
beschränkungen auf  der  Angebots-,  bezw.  auf  der  Nachfrageseite, 
ohne  bewusste  Balancierung  dort  mit  der  Nachfrage,  hier  mit  dem 
Angebot.  Die  Kartellierung  ist  dabei  noch  halb  blind  in  der 
Beschränkung  der  Angebots-,  bezw.  der  Nachfrage-Konkurrenz 
und  dementsprechend  der  Kartellierungserfolg  ein  mehr  oder 
weniger  unvollständiger.  Diese  unvollkommene,  rudimentäre  Kar- 
tellierung herrschte  im  Anfang  des  Kartellwesens  vor  und  ent- 
spricht einfacheren  Kartellierungsbedürfnissen,  so  heute  noch  um- 
fassend im  Kleinbetriebskartell.  Man  begnügt  sich  im  Angebots- 
kartell mit  mehr  oder  weniger  willkürlichen  Betriebs-  und  Preis- 
beschränkungen. 

Man  zählt  u.  a.  jene  Produzentenkartelle ,  welche  Einschrän- 
kungen im  Umfang  der  Produktion  ohne  fortlaufende  Anpassung 
der  Produktionsbeschränkung  an  die  Nachfrage  durchführen,  wohl 
auch  gar  nicht  zu  den  Kartellen  und  nennt  sie  im  Gegensatz 
zu  den  eigentlichen  Kartellen  nur  »Produk  t  i  o  n  skartelle«.  Das 
ist  kaum  zulässig;  denn  hier  liegt  zwar  nur  unvollkommene  Kar- 
tellierung vor,  Kartellierung  in  erstem  Ansatz,  aber  Verabredung 
verbandmässiger  Beseitigung  von  Konkurrenz  ist  dennoch  dabei. 
Der  Name  »Produktions kartellierung«  ist  keinesfalls  zutreffend  ; 
denn  nicht  bloss  in  der  Produktion ,  sondern  auch  sonst ,  nicht 
bloss  in  der  quantitativen  Beeinflussung  des  Angebots ,  sondern 
auch  in  derjenigen  der  Nachfrage  kommt  eine  unvollkommene, 
rudimentäre  Kartellierungsweise  vor.  Ausserdem  kommen  Pro- 
duktionseinschränkungen neben  anderen  Mitteln  der  Erreichung 
des  Kartellzweckes  innerhalb    vollkommener  Kartellierungen    vor. 

Weiter  ist  es  nicht  zutreffend ,  zu  den  Kartellen  nur  jene 
Unternehmerverbände  von  monopolistischer  Tendenz  zu  zählen, 
deren  Vertrag  rechtsförmlich  verbrieft,  in  einem  Statut 
niedergelegt  ist.  Kartellierung  kann  auch  auf  »stillschweigendem« 
Einverständnis  beruhen.  Es  giebt  eben  stille  und  Statuta r- 
Kartelle ,    das    Statutenkartell    darf   nicht    allein    als    Kartell    be- 
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zeichnet  werden.  Eine  bloss  mündlich  oder  gar  nur  mimisch  ge- 
schlossene Verabredung  von  Steigerern  in  einer  Auktion  kann 
sehr  wohl  ein  Nachfragekartell  sein. 

Endlich  will  es  uns  als  eine  unzulässige  Einengung  er- 
scheinen, wenn  bloss  diejenigen  Unternehmerverbände  von  mono- 
polistischer Tendenz,  welche  besondere  Direktions-  und  Vollzugs- 
organe sog.  Syndikate  besitzen ,  als  Kartelle  anerkannt  werden. 
Der  Meinung  Voigfs^  wonach  Kartelle  nur  diejenigen  monopo- 
listischen Preiskoalitionen  von  Unternehmern  sind ,  deren  »Ver- 
tragsbestimmungen einen  Verwaltungsorganismus  voraussetzen 
oder  bedingen«,  vermögen  wir  uns  nicht  anzueignen.  Die  Be- 
deutung, welche  der  Unterschied  syndikatloser  oder  wie  wir  es 
vielleicht  bezeichnen  dürfen,  einfa  eher  un  d  sy  ndikat  is  c  he  r 
Kartelle  für  die  Kartellpolitik  hat,  soll  darum  keineswegs  in  Ab- 
rede gestellt  sein. 

Uebrigens  denken  auch  wir  im  Folgenden  zunächst  an  voll- 
kommene oder  eigentliche,  an  statutarische  und  an  syndikatische 
Kartelle,  wo  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  unvollkommene, 
stille,  einfache  Kartelle  in  Frage  stehen. 

Die  Verfolgung  der  besonderen  Merkmale  des  Kartellbegrififes, 
welche  soeben  unter  Z.  i  bis  lO  im  Hinblick  auf  verwandte  und  auf 
gegenüberstehende  Gebilde  heutiger  Volkswirtschaft  vollzogen 
worden  ist,  orientiert  nun  wohl  über  die  Stellung  des  Kartells  im 
Kreise  der  Einzeln  erscheinungen  heutiger  Volkswirtschaft, 
aber  nicht  ebenso  über  seine  allgemeine  Bedeutung  als  Er- 
scheinung der  Entwicklungsgeschichte.  Diese  letztere  Charakteri- 
sierung lässt  sich  freilich  erst  dann  ganz  und  positiv  ins  Klare 
stellen,  wenn  die  für  die  Grundlegung  der  Kartellpolitik  erforder- 
lichen Erörterungen  über  Konkurrenz  einerseits  und  Monopol 
andererseits  gepflogen  sein  werden,  was  hier  noch  nicht  geschehen 
kann.  Doch  wird  es  schon  zum  Schluss  dieses  Abschnitts,  welcher 
das  erste  Verständnis  für  das  ganze  Wesen  des  Kartells  geben 
soll,  wohl  angebracht  sein ,  zwei  Vorurteile  über  die  allgemeine 
entwicklungsgeschichtliche  Bedeutung  des  Kartellwesens  an  der 
Schwelle  —  vorbehaltlich  späterer,  gründlicher  Beweisführung  — 
abzuweisen.  Das  eine  weit  verbreitete  Vorurteil  geht  dahin,  das 
Kartell  sei  wesentlich  nur  Erscheinung  der  unaufhaltsam  fort- 
schreitenden »Konzentration  des  Kapitals« ,  das  andere  aber 
lautet    dahin,    das    Kartell    sei    bereits     einen    Schritt    über     die 
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kapitalistische  Gesellschaftsordnung  hinaus. 

Die  Kartellierung  stärkt  zwar  die  verbundenen  Unternehmer, 
indem  sie  dieselben  in  ihrer  Unternehmerwillkür  durch  gemein- 
same Ordnungen  einschränkt,  und  zu  gemeinsamer  Verbesserung 
der  Betriebsführung  zur  Nicderhaltung  der  otitsider-Konknxxenz 
hinführt.  Allein  Kapitalkonzentration  bedeutet  sie  primär 
nicht ;  denn  jeder  Unternehmer  behält  die  Verfügung  über  sein 
Kapital  ohne  jene  den  Ti'ust  charakterisierende  Verschmelzung 
zur  Kapitalassociation.  Die  Kartellierung  bedeutet  eher  das  Ge- 
genteil der  Marxistischen  Kapitalkonzentration  ;  denn  sie  gestattet 
auch  kleineren  Unternehmern,  sich  zu  behaupten,  indem  sie  ihnen 
die  Vorteile  monopolistischer  Ausschliessung  ruinöser  Konkurrenz 
ohne  das  Aufgehen  in  der  Konzentration  zu  individualmonopolisti- 
schem  Grosskapital  vermittelt;  ganz  zu  schweigen  davon,  dass 
überall  da,  wo  die  Arbeit  einen  oder  den  Hauptfaktor  der  Unter- 
nehmung ausmacht,  die  Kartellierung  Bedürfnis  sein  kann,  ohne 
dass  das  auch  die  Kapitalaccumulation  wäre.  Als  besondere  An- 
wendung des  Genossenschaftsprinzips  für  den  Zweck  der  Aufhe- 
bung ruinöser  Konkurrenz  erleichtert  das  Kartell,  wie  jede  andere 
Anwendung  desselben  Prinzips  auch  kleineren  Unternehmerkapi- 
talen die  Fortexistenz  und  bewahrt  sie,  solange  das  Kartell  be- 
steht, vor  grosskapitalistischer  Aufsaugung.  Der  Zeitpunkt,  da 
der  Accumulationsprozess  des  Kapitals  durch  fortschreitenden  Sieg 
mittelst  Kapitalstärke  so  weit  gediehen  sein  wird ,  dass  endUch 
»die  Expropriateurs  selbst  expropriiert  werden <',  m.  a.  W.  da  die 
kapitalistische  vor  der  kollektivistischen  Wirtschaftsordnung  un- 
fehlbar weichen  muss,  scheint  also  durch  das  Kartellwesen  eher 
hinausgerückt  werden  zu  müssen,  und  ob  das  Kartellwesen  nicht 
ein  Mittel  ist,  für  ein  kleineres  oder  grösseres  Gebiet  der  Produk- 
tion und  des  Umsatzes  das  Aufgehen  sei  es  plutokratisch  in 
wenigen  Individualmonopolen,  sei  es  sozialistisch  in  öffentlichem 
Geschäftsbetrieb  hintanzuhalten,  die  Leitung  der  Volkswirtschaft 
mehr  oder  weniger  unternehmerischen  Charakter  zu  bewahren, 
das  wird  heute  unbedingt  weder  verneint  noch  bejaht  werden 
können,  aber  von  Staatsmännern  doch  sehr  ernstlich  zu  erwägen 
sein.  An  und  für  sich  ist  die  Kartellierung  nicht  eine  Erscheinung 
der  Kapitalkonzentration,  sondern  eine  solche  der  freien,  thatsäch- 
lichen  Beseitigung  von  Konkurrenz,  der  Erhaltung  nicht  der  Dezi- 
mierung der  Unternehmerklasse.  Die  Voraussagung  Proudhon's, 
dessen  Philosophie  de  la  viisere  uns  heute  so  wenig  wie  jemals  wie 


Zum   Kartellwesen  und  zur  Kartellpolitik.  40? 

misere  de  la  Philosophie  vorkommt ,  bewahrheitet  sich  zwar  am 
Kartell wesen,  die  Voraussagung  nämlich,  dass  »die  Konkurrenz 
die  Konkurrenz  totschlage«  ;  dieser  Totschlag  braucht  nur  nicht 
die  Folge  der  Marxistischen  Kapitalaccumulation  zu  haben.  Wir 
stimmen  A.  Voigt  bei,  wenn  er  a.  a.  O.  behauptet:  »Wir  kommen 
auf  jedem  Wege  zu  demselben  Ergebnis  :  die  Kartelle  sind  nicht 
lediglich  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Konzentration  der  Betriebe 
aufzufassen  und  sind  keine  spezifisch  grossindustrielle  Erscheinung. 
Sie  können ,  wegen  der  mit  ihnen  notwendig  verbundenen  Ab- 
schwächung  des  Konkurrenzkampfes  auch  der  Erhaltung  der  Ein- 
zelbetriebe dienen  und  sind  an  sich  auf  jeder  Stufe  der  indu- 
striellen Entwicklung  möglich,  wenn  auch  die  Bedingungen  ihrer 
Entstehung  und  Ausbildung  öfter  in  der  Grossindustrie  als  im 
Handwerk  erfüllt  sind.  Es  wird  daher,  ähnlich  wie  bei  den  Ein- 
zelbetrieben sich,  trotz  aller  Konzentration  in  den  oberen  Regionen, 
die  ganze  Skala  von  Klein-  über  Mittel-  zum  Grossbetrieb  erhält, 
auch  die  Entwicklung  der  Kartelle  auf  verschiedenen  Stufen  stehen 
bleiben,  je  nach  der  Eigenart  der  Produktions-  und  Absatz- Ver- 
hältnisse im  betreffenden  Industriezweige.  So  wenig  wie  alle 
Kleingewerbe  einer  Kartellierung  nach  dem  Muster  der  Schorn- 
steinfeger-Meisterschaften fähig  sind ,  werden  auch  die  Grossin- 
dustrien alle  das  Ideal  eines  förmlichen  Aufgehens  der  Einzelbe- 
triebe in  die  wirtschaftliche  Gemeinschaft  unter  Beibehaltung  allein 
der  technischen  Selbständigkeit  jemals  erreichen.  Nicht  minder 
aber  wie  dem  Liberalismus  machen  die  Kartelle  auch  dem  Marxi- 
stischen Sozialismus  einen  Strich  durch  die  Rechnung.  Mit  ihrer 
Beschränkung  des  Wettbewerbs  der  einzelnen  Betriebe  unter  ein- 
ander mussten  sie  naturgemäss  den  Konzentrationsprozess  der 
Betriebe,  bei  welchem  ihr  Eingreifen  ursprünglich  gar  nicht  vor- 
gesehen war,  —  Marx  kennt  nur  die  Konkurrenz  als  Agens  im 
Konzentrationsprozesse  —  irgendwie  beeinflussen,  und  zwar,  wie 
man  denken  sollte ,  hemmen.  Sehen  wir  doch  die  Kartellierung 
eines  Industriezweiges  in  der  Regel  gerade  dann  eintreten,  wenn 
die  Konkurrenz  einen  Teil  der  Betriebe  zu  vernichten  droht,  also 
gerade  in  dem  Momente,  welcher  der  Konzentration  im  J/ßr.r'schen 
Sinne  am  günstigsten  wäre.« 

Nicht  minder  ist  das  andere  der  zwei  erwähnten  Vorurteile 
voraus  abzulehnen,  wonach  die  KarteUierung  selbst  schon  eine 
antikapitalistische  Entwickelung  darstellen  soll,  weil  sie 
Konkurrenz  beseitige.    Zwar  ist  das,  was  aus  dem  Kartellwesen  bei 
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geschichtlicher  Auswirkung  weiterer  Entwicklungsketten  schliess- 
lich hervorwachsen  mag,  nicht  abzusehen.  Das  Kartell  an  sich 
selbst  aber  bewegt  sich  noch  durchaus  auf  individualistisch-kapi- 
talistischer Grundlage.  Dasselbe  bedeutet  einmal  nur  thatsäch- 
lichc  Beseitigung  von  Konkurrenz,  nicht  rechtliche  Aufhebung  der 
Freiheit  der  Konkurrenz.  Das  Kartell  stärkt  sodann  eher  einen 
Unternehmerstand,  als  dass  es  solchen  notwendig  vernichtet ;  die 
führende  Rolle  des  Unternehmertums  ist  ja  aber  das  am  meisten 
charakteristische  Moment  der  kapitalistischen  Ordnung  des  sozialen 
Produktions-,  Umsatz-  und  Absatzprozesses.  Das  Kartell  hebt 
endlich  weder  die  Lohnform  der  Arbeitsleistung ,  noch  die  Zins- 
form der  Kapitalsnutzung  auf.  Der  ganze  weitere  Gang  unserer 
Untersuchung  mag  J.  Matern  Recht  geben,  wenn  dieser  in  seiner 
schönen,  aus  der  Praxis  heraus  gedachten  Schrift  behauptet,  dass 
die  parasitären  Auswüchse  der  regellosen  Konkurrenz  nicht  dem 
kapitalistischen  Individualismus,  sondern  der  Konkurrenzanarchie 
zuzuschreiben  seien  und  dass  das  Kartellwesen  eine  höhere  Ent- 
wicklungsphase, gesunden  Individualismus  bedeute.  Matern  sagt 
nämlich :  »Die  heutige  Regellosigkeit  in  der  Güterproduktion  ist 
keineswegs  eine  wesentliche  Folge  des  Wirtschaft  liehen 
Individualismus,  sondern  lediglich  die  Begleiter- 
scheinung einer  noch  niedrigen  Entwickelungstufe 
desselben.  Wären  wirtschaftlicher  Individualismus  und  Regel- 
losigkeit in  der  Güterproduktion  sich  gegenseitig  ergänzende  und 
bedingende  Begriffe,  so  könnte  es  für  keinen  verständigen  Men- 
schen zweifelhaft  sein,  dass  man  mit  allem  Eifer  denselben  zu 
beseitigen  hätte.  Wäre  der  wirtschaftliche  Individualismus  in 
unsrer  heutigen  Gesellschaft  nicht  so  häufig  mit  furchtbarer  Un- 
vernunft verquickt,  so  würden  wir  wahrscheinlich  keine  Veran- 
lassung haben,  uns  über  bedauerliche  Folgewirkungen  desselben 
zu  beklagen.  Ein  sehr  grosser  Teil  der  bösartigen  Erscheinungen 
in  unserm  Wirtschaftsleben  wird  sehr  unbegründeterweise  dem 
Individualismus  aufs  Konto  gesetzt.  In  unserm  heutigen  Wirt- 
schaftsleben spielen  völlig  illoyale  Kräfte  eine  hervorragende  Rolle 
und  zeitigen  Erscheinungen  und  Zustände  der  bedenklichsten  Art. 
Diese  sich  unter  dem  Deckmantel  loyaler,  ja  sogar  sehr  nützlicher 
Wirtschaftsthätigkeit  in  den  Vordergrund  drängenden  Kräfte  sind 
es  hauptsächlich,  die  das  individualistische  Wirtschaftssystem  so 
arg  in  Miskredit  gebracht  haben ,  dass  der  Glaube  an  die  Heil- 
samkeit desselben  überall  dort  mehr  und  mehr  zu  schwinden  be- 
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ginnt,  wo  man  die  stets  bedenklicher  werdenden  gesellschaftlichen 
Zustände  lediglich  als  das  Resultat  dieses  Systems  erachtet.  Nur 
dem  grossen  Mangel  an  Bildung  und  Einsicht  in  den  Fragen  des 
Wirtschaftslebens  bei  der  Volksmasse  ist  es  zuzuschreiben,  dass 
sich  die  produktiven  Stände  mit  fatalistischem  Gleichmut  die 
Ausbeutung  durch  eine  verhältismässig  geringe 
Zahl  schlauer  Parasiten  widerspruchslos  gefallen 
lassen.  Könnte  diese  unheilvolle  parasitische  Wirtschaftsthätig- 
keit  völlig  lahmgelegt  werden  ,  —  Matern  erwartet  dies  vom 
Kartell  —  dann  würden  wir  sehr  bald  gewahr  werden,  in  wie 
segensreicher  Weise  der  Individualismus  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
biet wirkt,  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel ,  dass  alsdann  die 
eifrigsten  Verfechter  des  Sozialismus  sehr  bald  zur  Einsicht  kom- 
men würden ,  dass  sie  das  Kind  mit  dem  Bade  ausgeschüttet 
haben,  indem  sie  auf  Grund  der  zutagetretenden  Folgewirkungen 
unserer  heutigen  Gesellschaftsordnung  den  Individualismus  als  die 
Ursache  derselben  erachteten  und  demgemäss  grundsätzlich  ver- 
warfen.« 

II.  Die  Methoden,  die  Organisation  und  die 
Thätigkeit  der  Kartellierung. 

Verständige  Kartellpolitik  hat  zur  Voraussetzung,  dass  man 
die  verschiedenen  Methoden  der  Kartellierung,  sowie  die  Kartell- 
organisation und  die  Kartellthätigkeit  genauer  kenne.  Wir  fassen 
zunächst  die  Methoden  der  Kartellierung  ins  Auge. 

Hiebei  begegnet  die  wissenschaftliche  Untersuchung  nicht 
geringen  Schwierigkeiten ;  denn  die  Thatsachen  der  verschiedenen 
Kartellierungsmethoden  sind  nur  sehr  unvollständig  erhoben  und 
selbst  so  fleissige  Untersuchungen ,  wie  sie  Liefmann  über  die 
Methoden  der  Kartellierung  auf  Grund  alles  zugänglich  gewor- 
denen Materials  gepflogen  hat,  heben  doch  nicht  den  Zweifel 
auf,  ob  die  Verfahrungsweisen,  welche  der  Scharfsinn  der  Unter- 
nehmerwelt bisher  gefunden  und  zur  Anwendung  gebracht  hat, 
bereits  hinreichende  Erfahrungsgrundlagen  für  eine  wohl  beratene 
Kartellpolitik  zu  Tage  gefördert  haben.  Uns  wenigstens  scheint 
die  Kartellpolitik  in  Gesetzgebung  und  in  Verwaltung  kein  tieferes 
Eingreifen  sich  gestatten  zu  dürfen ,  ohne  dass  Enqueten  und 
statistische  Erhebungen  über  die  Methoden,  sowie  über  die  Or- 
ganisation und  die  Thätigkeit  der  Kartellierung  in  eindringender 
Weise  gepflogen  sind.     Immerhin    dürften    die  Ausführungen  des 
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gegenwärtigen  zweiten  Abschnittes  für  die  KartclIpoHtik  Anhalts- 
punkte gewinnen,  welche  eine  tiefere  Anfassung  der  Probleme 
der  Kartellpolitik  ermöglichen. 

So  verschieden  die  schon  bekannten  Methoden  sind ,  so 
treffen  sie  in  dem  Punkt  zusammen ,  den  Kartellgenossen  Be- 
schränkungen aufzuerlegen,  welche  geeignet  sind,  der  Beseitigung 
preisverderbender  Konkurrenz  Vorschub  zu  leisten.  Diese  Be- 
schränkungen sind  jedoch  von  sehr  verschiedener  Art  und  von 
ungleicher  Wirksamkeit. 

Zunächst  begegnet  man  dem  Gegensatz  der  Marktteilungs- 
und der  Marktzusammenfassungs-,  kürzer  der  Teilungs-  und  der 
Solidar-  oder  Samtkartelle. 

Die  Teilungskartelle  nehmen  eine  Verteilung  des 
Marktes  unter  die  Kartellanten  räumlich  oder  zeitlich  vor,  indem 
jedem  Mitglied  entweder  ein  bestimmter  Teil  des  ganzen  Bezugs- 
oder Absatz  g  e  b  i  e  t  s  zugewiesen  wird,  oder  indem  der  Reihefolge 
nach  jeder  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Nachfrage  oder  das  An- 
gebot auf  dem  kartellierten  Marktgebiete  zugesprochen  erhält. 
Die  Teilungskartelle  sind  hienach  teils  Ray  on  i  e  rungskartelle, 
auch  Territorial-  oder  Gebietskartelle  genannt,  teils  Reihen- 
kartelle, welche  auch  als  Turnuskartelle  sich  bezeichnen  lassen 
würden.  Beide  Arten  der  Marktteilungs-Kartellierung  haben  das 
Eigentümhche,  dass  jeder  der  Kartellanten  (Kartellgenossen)  einen 
Teil  des  Angebotes,  bezw.  der  Nachfrage  ins  Individual- 
monopol  zugewiesen  erhält.  Das  Teilungskartell  ist  nur  der  Vor- 
gang genossenschaftlich  verabredeter  Herstellung  von  Individual- 
Stückmonopolen. 

Dem  Teilungsmonopol  gegenüber  stehen  die  Kartelle,  welche 
wir  unmassgeblich  Zusammenfassungskartelle ,  kürzer  Solidar- 
kartelle  oder  Samtkartelle  benennen  wollen.  Alle  Kartellge- 
nossen zusammen  machen  das  ganze  kartellierte  Marktgebiet  zur 
Domäne  gemeinsamer  monopolistischer  Preisbeherrschung  mittelst 
Ausschliessung  von  Konkurrenz. 

Im  Folgenden  wird  an  Zusammenfassungskartelle  gedacht, 
wenn  nicht  ausdrücklich  von  Teilungskartellen  die  Rede  ist.  Doch 
darf  an  den  Teilungskartellen  nicht  ganz  vorübergegangen  werden. 

Beide,  die  Marktteilungs-  und  die  Solidarkartelle  können  so- 
wohl als  vollkommene  wie  als  unvollkommene  Kartelle  (Abschnitt  I, 
Ziffer  lo)  auftreten. 
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A.  Die  Marktteilungkartelle,  insbesondere  Gebietskartelle. 

Die  TeilkartelHerung  schafft  eine  Summe  nebeneinander  lie- 
gender, bezw.  einander  zeitfolglich  ablösender  Individualmonopole, 
für  jeden  Kartellanten  eines,  durch  räumliche,  bezw.  zeitliche  Zer- 
stückung jenes  Marktes,  auf  welchem  die  Schäden  der  Konkurrenz 
mittelst  Aufhebung  der  letzteren  beseitigt  werden  sollen.  Jedes 
Kartellmitglied  beschränkt  seine  Konkurrenz  um  den  Preis  des 
Monopols  auf  einem  ihm  zugewiesenen  Teilgebiet  des  Marktes, 
bezw.  um  den  Preis  des  Monopols  im  Turnus  auf  bestimmte  Zeit- 
räume. In  seinem  Rayon,  bezw.  in  seinem  Turnus  bleibt  jeder 
Kartellant  unbeschränkter  Herr  ohne  jede  weitere  Beschränkung, 
als  diejenige  durch  Rayonsraumgrenze,  bezw.  Turnuszeitgrenze. 
Im  Rayon  oder  im  Turnus  schaltet  und  waltet  er  allein,  kann 
er  es  machen  wie  er  will ,  um  durch  Preisstellung ,  durch  Art 
und  Umfang  von  Nachfrage  und  von  Angebot  zum  Ziele  des  Ge- 
winnes durch  lohnende  Preise  zu  gelangen.  Nur  für  die  Ein- 
haltung der  Marktgrenzen  braucht  durch  die  Verbandsorgane  ge- 
sorgt zu  werden  und  Wächter  dieser  Einhaltung  ist  in  erster 
Linie  der  Rayons-  oder  Turnusinhaber  selbst.  Insofern  sind  die 
Teilungskartelle  besonders  einfach,  und  wesentliche  Komplika- 
tionen entstehen  auch  nicht  dadurch,  dass  Gebiets-  und  Turnus- 
kartelle nicht  bloss  zwischen  einzelnen  Unternehmern ,  sondern 
zwischen  Unternehmerverbänden  geschlossen  werden  können. 

Eines  der  ältesten  Rayonierungs-  oder  Gebietskartelle,  wenn 
nicht  das  älteste  ist  der  1860  entstandene  Neckarsalinenverein, 
wodurch  zwei  Staats-  und  eine  Privatsaline  den  Salzabsatz  je  für 
Württemberg,  Baden  und  Hessen  monopolisierten;  nationale 
Gebietskartelle  sind  in  Deutschland  die  Walzwerks-,  die  Zement-, 
die  Alaun-,  die  Eisengiesserei-,  die  Feinblech-  und  andere  Ver- 
bände gewesen ;  das  bekannteste  internationale  Gebietskartell  ist 
das  Kartell  der  Dynamitfabriken. 

Die  Gebietsabgrenzungen  beziehen  sich  häufig  nur  auf  ein- 
zelne Teile  des  Gesamtmarktes,  während  das  übrige  Absatzgebiet 
der  freien  Konkurrenz  überlassen  bleibt.  Gebietskartelle  sind 
auch  gewisse  Schornsteinfegerverbände  in  norddeutschen  Städten 
(s.  oben);  Turnuskartelle  ergeben  sich  bei  Versteigerungen,  zwischen 
Aufkäufern,  sowie  bei  den  alsbald  zu  erwähnenden  Submissions- 
kartellen. 

Es  ist  durchaus  nicht  ausgeschlossen,  dass  Unternehmerver- 
bände ,    welche  im  Solidarkartell   stehen ,    zu  Teilungskartell-Ver- 
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bänden  sich  zusammenschliessen.  Ein  Verband,  welcher  für  das 
von  ihm  kartellierte  Gebiet  monopolistische  Marktstellung  erreicht 
hat,  wird  schon  der  Einfachheit  wegen  mit  anderen  Verbänden 
die  Marktteilungs-Kartellierung  eingehen,  wodurch  jeder  Verband 
sich  verpflichtet,  dem  andern  auf  dessen  eigenstem  Monopolge- 
biet nicht  durch  das  Gehege  zu  gehen.  Der  Zusammentritt  von 
Zusammenfassungskartellen  zu  nationalen  und  internationalen 
Tcilungs-  oder  Gebietskartellen  hat  denn  auch  frühe  begonnen 
und  besteht  heute  noch  umfassend  fort. 

Internationale  Gebietskartelle  sind  geeignet ,  den  Schutzzoll 
entbehrlich  zu  machen  oder  in  seiner  Wirkung  zu  verstärken. 

Auch  Lokalkartelle  können  Teilungskartelle  sein,  z,  B.  unter 
Schornsteinfegern,  welche  sich  ohne  polizeiliche  Zuweisung  durch 
Kartellierung  Kehrdistrikte  schaffen 

B.  Die  Zuammenfassungs-  oder  Solidarkartelle   (Samtkartelle). 

In  diesen  Kartellen  erhält  nicht  jeder  Genosse  ein  Monopol- 
stück, sondern  alle  zusammen  organisieren  sich  zu  monopolisti- 
scher Beherrschung  eines  ganzen  Marktes. 

Das  Solidarkartell  hat  notwendig  verwickeitere  Organisation 
und  verwickeiteren  Vollzug.  Die  Beschränkungen ,  die  es  aufer- 
legt, bestehen  nicht  in  der  Enthaltung  des  einzelnen  Kartellanten 
von  der  Konkurrenz  ausserhalb  des  eigenen  Gebiets,  bezw.  in  der 
Enthaltung  von  der  Konkurrenz  der  Zeit  nach,  sondern  in  gleich- 
artiger Konkurrenz-Enthaltung  aller  Kartellanten  zu  dem  Zweck, 
durch  gemeinsame  Monopolisierung  von  Nachfrage  und  von  An- 
gebot ordentlichen  Gewinn  für  sämtliche  Mitglieder  zu  erreichen. 

Die  Solidarkartellierung  erfordert  viel  kompliziertere  Metho- 
den zur  Erreichung  des  Kartellzweckes.  Es  führen  aber  verschie- 
dene Wege  die  Solidarkartellierung  zum  Ziel.  Der  Unternehmer- 
verband kann  auf  gemeinsame  Erreichung  von  Gewinn  unmittelbar 
losgehen,  indem  er  die  unter  gewissen  gemeinsamen  Einschrän- 
kungen erreichten  Gewinne  verteilt.  Das  lässt  sich  als  unmittelbare 
oder  im  engeren  Sinn  schlechthinige  Gewinnkartellierung 
bezeichnen.  Die  Entwickelung  des  Kartellwesens  hat  jedoch  nicht 
sogleich  diese  Richtung  eingeschlagen,  vielmehr  den  eigentlichen 
Kartellzweck  zuerst  mittelbar  zu  erreichen  gesucht,  indem 
nicht  auf  den  Gewinn,  welchen  jeder  Kartellgenosse  machen  würde, 
die  Hand  zur  Verteilung  gelegt,  sondern  auf  solche  Geschäfts- 
f  ü  h  r  u  n  g  s  b  e  s  c  h  r  ä  n  k  u  n  g  e  n  Bedacht    genommen    wurde 
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deren  gemeinsame  Befolgung  Gewinn  für  alle  Genossen  erwarten 
Hess.  Diese  Kartelle  mögen  hier,  in  Ermangelung  einer  besseren 
und  überhaupt  jeder  feststehenden  Bezeichnung  Geschäftsein- 
schränkungs-,  kürzer  auch  Einschränkungskartelle  ge- 
nannt werden. 

Die  Einschränkungen,  durch  welche  Kartelle  der  letzteren 
Art  den  Kartellzweck  mittelbar  sicherzustellen  suchen ,  können 
nun  entweder  in  gemeinsamer  Preisbeschränkung  oder  in  Be- 
schränkungen der  Geschäftsausdehnung  (Betriebsräume,  Maschinen, 
Arbeiterzahl,  Produktionsquantum  etc.)  bestehen,  wonach  sich 
Preis-  und  Mengen-Einschränkungs karteile  unterschei- 
den  lassen. 

Die  Preisbeschänkungskartelle  werden  wohl  auch  als  »Preis- 
kartelle« bezeichnet.  Diese  Bezeichnung  vermeiden  wir  jedoch, 
weil  alle  Kartelle  durch  Preisbeeinflussung  den  Gewinn  sicherzu- 
stellen haben,  also  leicht  Missverständnisse  aus  der  Bezeichnung 
Preiskartell  entstehen  können.  Den  Mengen-Einschränkungskar- 
tellen würden  wir  gerne  einen  kürzeren  Namen  geben  und  man 
findet  für  sie  wohl  auch  die  Bezeichnung  Beschränkungskartelle 
angewendet ;  wir  vermeiden  aber  auch  die  letztere  Bezeichnung, 
da  Beschränkung,  nämlich  Konkurrenzbeschränkung  alle  Kartell- 
methoden gleichmässig  erfüllt.  Selbstverständlich  wird  die  Preis- 
beschränkung mit  der  Mengenbeschränkung  kombiniert,  wo  dies 
besser  und  sicherer  zum  Kartellziel  führt. 

Die  Solidarkartellierung  lässt  verschiedene  Grade  der  Voll- 
kommenheit erkennen.  Die  unvollkommenen  Formen  der- 
selben gehen  der  Entstehung  nach  den  vollkommeneren  voran. 
Vollkommen  ist  die  Methode  der  Kartellierung  erst  dann,  wenn 
die  Kartellorganisation  geeignet  ist,  Angebot  und  Nachfrage 
planmässig  in  ein  Gleichgewicht ,  d.  h.  in  ein  gewinnbringende 
Preise  sicherndes  Gleichgewicht  zu  versetzen  (vgl.  Abschn.  I, 
Ziffer  lo).  Das  ist  aber  nur  dann  möglich,  wenn  das  Kartell  als 
Nachfragekartell  auch  die  Lieferung  und  als  Angebotskartell  auch 
die  vorhandene  oder  zu  gewärtigende  Nachfrage  der  Ermittelung 
und  Einwirkung  des  Unternehmerverbandes  unterwirft.  Kartelle, 
bei  welchen  dies  zutrifift,  sind  vollkommene  Kartelle  oder  »eigent- 
liche« Kartelle.  Jene  Kartelle  dagegen ,  bei  welchen  die  Kar- 
tellierung nach  der  einen  oder  nach  der  andern  Seite  unorgani- 
siert bleibt,  sind  unvollkommene  oder  rudimentäre  Kartelle ;  Lief- 
mann nennt  die  letzteren   »Kartelle  niederer  Ordnung«. 
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I,  Unvollkommene  (rudimentäre,  primitive)  Kartelle. 

a)  Primitive  L  i  m  i  t  karteile.  Die  Gewinnkontingentierung 
erscheint  auf  den  ersten  Blick  die  nächstliegende  Kartellierung 
zu  sein.  In  Wirklichkeit  sind  jedoch  die  Preis-  und  Mengen-Be- 
schränkungskartelle zuerst  aufgetreten  und  auch  sie  zuerst  nur  in 
unvollkommener,  rudimentärer  Gestalt.  Zunächst  lag  es,  kurzer- 
hand durch  blosse  Preisbeschränkung  die  Nachteile  regelloser 
Konkurrenz  zu  verhüten  oder  wenigstens,  nachdem  sie  da  waren, 
zu  beseitigen. 

Die  Preisbeschränkung  hat  in  der  Geschäftssprache  den  Na- 
men Limitierung  erhalten.  Man  kann  daher  Kartelle  der  be- 
zeichneten Art  auch  Limitierungs-  oder  Limitkartelle  nennen. 
Limitkartelle  können  sowohl  die  stillen  als  die  Statutar-,  sowohl 
die  einfachen  als  die  Syndikatskartelle,  sowohl  die  Kaufs-  als  die 
Verkaufskartelle  sein  und  auch  die  Kartelle,  welche  den  Preis 
der  Arbeit  zum  Gegenstand  haben,  d.  h.  die  Lohnkoalitionen 
werden  in  den  meisten  Fällen  Limitverbände  sein.  Das  Kartell 
muss  aber  nicht  Limitierungsverband  sein;  es  giebt  auch  Kar- 
telle ohne  Limitierung,  sowie  gemischte  Kartelle,  in  welchen 
ausser  den  Preislimiten  andere  Mittel  zur  gewinnbringenden  Markt- 
preisbeherrschung angewendet  werden. 

Das  Limitkartell  setzt  Grenz  preise  nach  oben  und  nach 
unten  fest,  welche  von  allen  Kartellanten  einzuhalten  sind.  Bei 
Nachfragekartellen  sind  das  Höchstpreise ,  über  welche  nicht 
gekauft,  bei  den  Absatzkartellen  sind  es  Mindestpreise,  unter 
welchen  das  kartellierte  Objekt  nicht  ausgeboten  werden  darf. 
Dort  gilt  es  Ueberbietung,  hier  Unterbietung,  in  beiden  P'ällen 
ruinöse  Konkurrenz  zu  verhüten. 

Indessen  können  Limite  auch  zum  Zweck  der  Unterbietung, 
bezw.  der  Ueberbietung  stattfinden ,  um  die  fortdauernde  Kon- 
kurrenz von  Outsiders  zu  schlagen ,  soferne  die  Ertötung  dieser 
Konkurrenz  die  Opfer  solcher  Kampflimitierungen  lohnt.  Das 
sind  nicht  ordentliche,  sondern  ausserordentliche  oder  Kampf- 
limite. 

Die  blosse  Limitierung  erreicht  ihren  Zweck  Schleuder- 
und  U  eb  e  rzahlu  ngs  k  o  n  k  u  r  r  e  n  z  zu  beseitigen,  nur  unvoll- 
kommen. Die  Verschleuderung  als  Folge  bereits  stattgehabter 
Ueberproduktion  kann  wohl  durch  Limitierung  zurückgedrängt 
werden.  Dagegen  reicht  die  Limitierung  zur  dauernden  Verhütung 
von    Ueberproduktionen    nicht    aus.     Das    Limitkartell    ist    nicht 
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bloss  schwierig ,  weil  gleiche  Preissätze  bei  ungleichen  Bezugs- 
und Herstellungskosten  nicht  allen  Unternehmern  des  Geschäfts- 
zweiges behagen,  sondern  es  ist  auch  in  der  Wirkung  unvoll- 
kommen. Nur  durch  Hinzutritt  volkommener  Kartellierungsmetho- 
den  lässt  sich  der  Ueberproduktion  auch  vorbeugen. 

Die  Limitkartelle  enthalten  nicht  nur  Festsetzungen  gemein- 
samer Verkaufspreise,  sondern  auch  noch  Nebenb  est  immun  gen 
über  die  Höhe  des  Rabatts,  über  Kreditgewährung  u.  dgl.  »Wenn 
solche  Vereinbarungen  in  den  ersten  Kartellen  hier  und  da  fehl- 
ten, so  haben  sie  sich  doch  bald  als  notwendig  erwiesen ;  denn 
häufig  verlangten  die  Unternehmer  zwar  die  vereinbarten  Preise, 
umgingen  aber  den  Vertrag  durch  Gewährung  von  Rabatt,  langen 
Kredit,  Lieferung  von  grösseren  Quanten,  als  gekauft  waren,  und 
suchten  auf  diese  Weise  Kunden  zu  gewinnen.  Heute  enthalten 
die  Kartellstatuten  stets  Bestimmungen  über  Rabatt,  Kredit,  über 
die  zu  verwendenden  Masse,  Anrechnung  der  Verpackung,  und  ähn- 
Hches.  Besonders  schwierig  gestaltet  sich  dabei  oft  die  Aus- 
gleichung von  Frachtdififerenzen,  welche  sich  durch  die  verschie- 
dene Lage  der  verbundenen  Werke  zum  Absatzorte  ergeben« 
(Lüßnann). 

Eine  eigentümliche  Gestaltung  nimmt  die  Limitierung  bei 
den  Gewinnverteilungskartellen  zum  Angebot  an  ,  wo  eine  Maxi- 
mallimitierung,  der  sog.  Grundpreis,  mit  einer  Minimallimi- 
tierung  des  Absatzpreises  verbunden  vorkommt  und  die  Differenz 
beider  den  Gegenstand  der  Gewinnverteilung  bildet.  Wir  kommen 
auf  diese  eigentümliche  Limitgestaltung  alsbald  zurück. 

Die  Limitierung  kommt  nicht  bloss  bei  der  Warenkartellie- 
rung,  sondern  auch  bei  der  Kreditkartellierung ,  z.  B.  bei  einem 
Emissionskonsortium  als  Fixierung  des  Uebernahme-  und  des 
Subskriptionspreises  vor.  Desgleichen  bei  der  Dienstleistungs- 
kartellierung  als  Verabredung  mindester  Honorarsätze.  Verab- 
redung von  Lohnhöchstsätzen  ist  der  Kern  der  Arbeitgeberkoali- 
tionen, wie  diejenige  von  Lohnmindestsätzen  den  Mittelpunkt  der 
Arbeitnehmerkoalition  bildet.  Selbstverständlich  ist  Limitierung 
ohne  Unterschied,  ob  die  Kartellanten  Produzenten,  Händler  oder 
Transportunternehmer,  ob  sie  Landwirte  oder  Gewerbetreibende, 
Fabrikanten  oder  Handwerker  sind ,  bei  den  betreffenden  Kar- 
tellierungszweigen  anzutreffen. 

b)  Primitive  M  e  n  g  e  n- E  i  nschr  änku  ngs  karteile.  Statt 
der    Preisbeschränkung    oder    in    Verbindung    mit    dieser     kann 
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Geschäfteinschränkung  verabredet  werden  ,  welche  auf  Vermin- 
derung der  Nachfrage,  bezw.  des  Angebotes  so  angelegt  wird, 
um  lohnende  Preise,  voraus  limitierte  oder  unbestimmte,  und 
hiemit  Gewinn  zustande  kommen  zu  lassen.  Die  Mengenein- 
schränkung kann  sowohl  als  Nachfragebeschränkung  im  Nach- 
fragekartell wie  als  Angebotsbeschränkung  im  Angebotskartell 
vorkommen  und  wird  von  jeder  Art  von  Kartellen,  vom  Produ- 
zenten- wie  vom  Händler-,  vom  Kreditwert-  wie  vom  Warenwert- 
Kartell  als  Weg  zur  Erzielung  lohnender  Preise  mittelst  Beseiti- 
gung von  Konkurrenz  eingeschlagen.  Wir  fassen  jedoch  zunächst 
das  Produzentenkartell  und  dieses  hauptsächlich  als  Waren-Ab- 
satzkartell ins  Auge ;  alle  Erscheinungen  dieses  Produzentenkar- 
tells kehren  analog  bei  den  übrigen  Kartellarten  wieder. 

Die  Kartellierung,  welche  den  Kartellzweck  durch  Geschäfts- 
cinschränkung  zu  erreichen  sucht,  steht  nur  scheinbar  dem  Zweck 
der  Preisbeherrschung  durch  Beseitigung  von  Konkurrenz  ferne. 
Zweck  der  geschäftlichen  Nachfrage-  bezw.  Angebots-Einschrän- 
kung ist  und  bleibt  auch  bei  den  Mengen-Einschr.-Kartellen  die 
Preisbeeinflussung  mittelst  Beseitigung  der  Konkurrenz ;  die  Ge- 
schäfts-Einschränkung ist  Mittel  zu  diesem  Zweck.  Nur  äusser- 
lich  verdeckt   das  Mittel  den  Zweck. 

Die  Mengen-Einschr.-KartelHerung  ist  nur  dann  vollkommen, 
wenn  im  Nachfragkartell  das  zu  erwartende  Angebot  und  im 
Absatzkartell  die  zu  erwartende  Nachfrage  planmässig  ermittelt 
und  dort  dem  wahrscheinlich  gemachten  Angebot  die  Gesamt- 
nachfrage des  Kartells,  hier  aber  der  wahrscheinlich  gemachten 
Nachfrage  das  Gesamtangebot  angepasst  wird.  Allein  eine  in 
diesem  Sinne  vollkommene  Kartellorganisation  hat  nicht  von  An- 
fang an  Platz  gegriffen  und  findet  auch  jetzt  noch  nicht  allgemein 
statt.  Vielmehr  werden,  ohne  bewusste  Bemühung  um  das  für 
lohnende  Preise  erforderliche  Gleichgewicht  zwischen  Angeboten 
und  Nachfragen ,  mehr  nur  auf  das  Ungefähr  Nachfrage-,  bezw. 
Angebots-Einschränkungen  vorgenommen.  So  ergiebt  sich  wieder 
der  Unterschied  vollkommener  und  unvollkommener  Kartellierung, 
welcher  am  Produzentenkartell ,  und  zwar  am  Angebotskartell 
der  Produzenten,  namentlich  am  Angebotskartell  industrieller  Pro- 
duzenten nachgewiesen  werden  mag. 

Das  unvollkommene  Einschränkungskartell  für  Angebote  der 
Produzenten  nimmt  und  nahm  zuerst  nur  unzureichende  Ein- 
schränkungen   vor.     Doch    geschah    es    in    verschiedener  Weise, 
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Bald  wurde  ein  Gesamtquantum  der  Produktion  verabredet  ohne 
Organisation  einheitlicher  Annahme  und  Zuteilung  der  Aufträge, 
bald  die  Unterlassung  weiterer  Ausdehnung  der  Werkmittel  und 
der  beschäftigten  Arbeiter,  bald  auch  die  Betriebsminderung  in 
der  Zeit  der  Beschäftigung  der  Werke  und  der  Arbeiterschaft, 
bald  die  völlige  Einstellung  einzelner  Betriebe  gegen  Entschädi- 
gung der  ausser  Beschäftigung  gesetzten  Kartellanten. 

Mit  allen  diesen  Mitteln  arbeiten  je  nach  Umständen  auch 
vollkommene  Kartelle  durch  Geschäftseinschränkungen. 

Die  unvollkommene  Einschränkungskartellierung  in  ihren  ver- 
schiedenen Abarten  wird  von  Liefmann  am  angef.  Ort  wie  folgt 
charakterisiert : 

a)  Kartelle  mit  Untersagung  der  Betriebs  vergrösse- 
r  u  n  g  :  Die  Mitglieder  des  Verbandes  verpflichten  sich,  innerhalb 
einer  gewissen  Zeit  die  Anzahl  ihrer  Maschinen  oder  ihrer  Ar- 
beiter nicht  zu  vermehren.  Als  einziger  Zweck  eines  Verbandes 
kommt  diese  Massregel  wohl  kaum  vor,  aber  neben  anderen 
Vereinbarungen  findet  sie  sich  sehr  häufig  in  den  Kartellstatuten. 
In  §  15  des  Verbandsstatuts  der  bayerischen  Spiegelglasfabriken 
wird  z.  B.  den  Mitgliedern  gegen  eine  Konventionalstrafe  von 
10  000  M.  untersagt,  ein  Glasveredelungswerk  selbst  neu  zu  er- 
bauen, sich  an  der  Einrichtung  eines  solchen  durch  ein  Nichtmit- 
glied  zu  beteiligen,  eines  zu  pachten  oder  sonstwie  in  Benützung 
zu  nehmen.  Sogar  die  Anlage  einer  weiteren  Triebkraft  wurde 
verboten.  Ein  anderes  Beispiel  bietet  Artikel  4  des  Verbands- 
statuts deutscher  Wollkämmereien  vom  Dezember  1888.  Auch 
die  Vereinigung  deutscher  Flaschenfabriken  beschloss,  um  einer 
Zuvielerzeugung  vorzubeugen,  dass  im  I>aufe  des  Jahres  1896  auf 
keiner  Hütte  eine  Betriebsvergrösserung  vorgenommen  werden 
dürfe.  Häufig  ist  auch  die  Vornahme  von  Betriebsvergrösserungen 
an   die  Erlaubnis  des  Verbandes  gebunden. 

ß)  Wer  kein  Stellungs-Kartelle.  Eine  gemeinsame  Be- 
triebseinschränkung besteht  darin,  dass  jeder  Unternehmer  eine 
bestimmte  Anzahl  seiner  Maschinen  vollständig  ruhen  lässt  und 
nur  mit  einem  Teile  weiterarbeitet ;  so  beschlossen  die  bayrischen 
Spiegelglasfabriken  1893  wegen  schlechten  Absatzes  nach  Amerika 
und  dadurch  hervorgerufener  Ueberproduktion  von  einem  be- 
stimmten Tage  an  zwei  Drittel  aller  Apparate  ausser  Betrieb  zu 
setzen. 

Y)  K  a  r  t  e  1 1  e    für    B  e  t  r  i  e  b  s  e  i  n  s  t  e  1 1  u  n  g.      Dabei    ist 
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die  Betriebseinstellung  entweder  eine  allgemeine  oder  eine  singu- 
lare. Beide  sind  wegen  der  Verschiedenheit  ihrer  wirtschaftlichen 
Folgen  scharf  zu  unterscheiden. 

Die  allgemeine  Betriebseinstellung  besteht  darin,  dass 
alle  Unternehmer  übereinkommmen,  ihre  Werke  eine  bestimmte 
Anzahl  Stunden ,  Tage  oder  Wochen  gänzlich  ruhen  zu  lassen. 
Betriebseinstellungen  beschliessen  u.  a.  fast  alljährlich  die  deut- 
schen Jutesspinnereien,  die  z.  B.  1888  übereinkamen,  kein  Mit- 
glied dürfe  seine  Fabrik  länger  als  60  Stunden  pro  Woche  und 
3000  Stunden  pro  Jahr  im  Betrieb  haben  ;  auch  in  anderer  Weise 
können  derartige  Vereinbarungen  zur  Ausführung  kommen ,  so 
z.  B.  durch  Auslassen  der  Nacht-  und  Sonntagsschichten,  wie  sie 
1880  der  Verband  der  Strohpapier-  und  Strohpappenfabriken  be- 
schloss ;  durch  gemeinsames  Aufgeben  einzelner  Schichten  suchten 
auch  die  Ruhrkohlenzechen  Mitte  der  70er  Jahre  eine  Ueberpro- 
duktion  zu  beseitigen.  Am  meisten  hat  aber  auch  in  dieser  Be- 
ziehung der  Verband  bayrischer  Spiegelglasfabriken  geleistet, 
dessen  Mitglieder  seit  1883  fast  alljährlich  mehrere  Wochen  (1892 
sogar    den    dritten  Teil    des  Jahres)    ihren  Betrieb    ruhen  liessen. 

Statt  auf  allen  Werken  gemeinsam  eine  bestimmte  Zeit  lang 
den  Betrieb  einzustellen,  kann  auch  nur  ein  einzelnes  Werk  oder 
eine  geringe  Anzahl  aber  auf  längere  Zeit  ausser  Betrieb  gesetzt 
werden:  dies  ist  die  singulare  Betriebseinstellung.  Die  singu- 
lare Betriebseinstellung  ist  dasselbe  Mittel,  dessen  sich  die  ameri- 
kanischen triists  und  auch  sonst  europäische  Fusionen  bedient 
haben,  um  unvorteilhaft  produzierende  Werke  zu  beseitigen  und 
den  Gesamtbedarf  billiger  hervorzubringen.  Entschädigung  muss 
auch  vom  Kartell  den  Besitzern  der  eingestellten  Werke  gegeben 
werden.  Die  Besitzer  der  letzteren  werden  durch  Pacht-  oder 
selbst  Kaufzahlungen  entschädigt,  die  von  den  übrigen  Mitgliedern 
des  Verbandes  im  Verhältnis  zur  Grösse  ihres  eigenen  W^erkes 
aufgebracht  werden;  so  pachtete  1887  das  kurz  vorher  gegründete 
Syndikat  des  Verbandes  oberschlesischer  Walzwerke  die  Ruffer'- 
sche  Pietahütte  und  das  Graf  Henkel'sche  Lory-Walzwerk  für 
mehrere  Jahre.  Beide  Werke  wurden  geschlossen ,  die  Besitzer 
durch  Pachtsummen  entschädigt.  Andere  Beispiele  singulärer  Be- 
triebseinstellungen liefert  besonders  die  chemische  Industrie.  Hier 
sind  solche  verhältnismässig  leicht  möglich,  da  die  einzelnen  Fa- 
briken regelmässig  verschiedene  Produkte  herstellen  und  daher 
leichter  geneigt  sind,  die  Fabrikation  eines  Artikels  einzustellen. 
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So  brachLcn  die  kartellierten  deutschen  und  englischen  Fabri- 
kanten von  Oxalsäure  1889  zwei  Fabriken  zum  Stillstand  ,  und 
von  den  Mitgliedern  der  Konvention  für  kalzinierte  Soda  mussten 
1891  vier  den  Betrieb  ganz  einstellen ,  die  anderen  ihn  erhebhch 
einschränken.  Dass  die  singulare  Betriebseinstellung  auch  aus 
anderen  Gründen  als  Ueberproduktion  und  ungünstiger  wirtschaft- 
licher Lage  vereinbart  werden  kann ,  beweist  das  wegen  seiner 
exorbitanten  Preisfestsetzungen  berüchtigte  Kartell  der  Zucker- 
säurefabrikanten von  1888.  Dieselben  brachten ,  um  ihre  hohen 
Preise  aufrecht  erhalten  zu  können,  zwei  von  den  fünf  Fabriken 
gegen  Entschädigung  zum  Stillstand,  und  als,  durch  die  hohen 
Preise  verlockt,  die  chemische  Fabrik  Silesia  die  Produktion  auf- 
nahm, kauften  sie  dieser  dieselbe  ab. 

Bei  Kartellen  wird  wohl  auch  nicht  annähernd  die  Betriebs- 
einstellung so  umfassend  angewendet  werden  wie  beim  trust  (der 
englische  ivhisky  trust  fusionierte  80  Fabriken,  wovon  sofort  68 
geschlossen  wurden). 

0)  Kartelle  mit  Einschränkung  des  Quantums  von  Ange- 
bot, bezw.  Nachfrage ,  statt  der  Betriebseinschränkung.  Im  Ver- 
trag solcher  Kartelle  wird  festgesetzt,  dass  jedes  Werk  seine  Pro- 
duktion in  einem  bestimmten  für  Alle  gleichen  Prozentsatze  zu 
seiner  Durchschnittsproduktion  innerhalb  eines  vereinbarten  Zeit- 
raums einzuschränken  hat.  Die  einfachste  Art  der  Produktions- 
beschränkung ist  auch  wieder  die  Untersagung  von  Vergrössc- 
rungen,  die  Verpflichtung  eines  Jeden,  nicht  mehr  zu  produzieren, 
als  er  in  einem  bestimmten  Zeitraum  vorher  produziert  hat.  Eine 
derartige  Abmachung  bestand  in  dem  internationalen  Zinkkartell 
für  das  Jahr  1885.  Zu  den  ältesten  thatsächlichen  Produktions- 
einschränkungen in  Deutschland  gehört  wohl  diejenige  der  23 
Gas-  und  Flammkohlenzechen,  welche  Ende  1877  für  das  Jahr  1878 
eine  loprozentige  Reduktion  des  Förderquantums  des  letzten 
Quartals  1877  beschlossen.  Seitdem  gehören  derartige  gemeinsame 
Produktionseinschränkungen  zu  den  verbreitetsten  Kartellverträ- 
gen. Sie  werden  nicht  nur  allein,  als  Hauptzweck  eines  Ver- 
bandes vielfach  geschlossen,  sondern  sehr  oft  auch  zusammen 
mit  den  höheren  Verbandsformen,  welche  die  Durchführung  dieser 
Massregel  wesentlich  erleichtern.  —  Verwandt  mit  dieser  Kar- 
tellierung ist  die  Prämiierung  einzelner  Werke  für  Minderproduk- 
tion; das  ist  nur  die  singulare  Form  der  fraglichen  Mengenbe- 
schränkung. 
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Es  ist  einer  der  Nachteile  des  Produkten  t  er  mi  n  handeis, 
dass  er  für  die  Produzenten  den  Ueberblick  über  die  am  Markte 
vorhandenen  Mengen  erschwert  und  so  die  Entstehung  einer 
Ueberproduktion  erleichtert.  Diese  Erscheinung  trat  nach  Lief- 
mann in  dem  deutschen  Kammzuggewerbe  hervor,  als  gegen 
Ende  der  8oer  Jahre  der  Terminhandel  in  Kammzug  eingeführt 
wurde  und  im  Zusammenhang  damit  die  Wollkämmereien  von 
dem  früheren  Lohngeschäft  immer  mehr  zur  Produktion  auf  eigene 
Rechnung  überzugehen  anfingen.  Die  infolge  dessen  fehlende 
Uebersicht  über  den  Stand  des  Angebots  führte  bald  zu  einer 
Ueberproduktion  und  zum  Sinken  der  Preise  und  dies  wiederum 
schon  im  Dezember  1888,  nicht  lange  nach  Einführung  des  Kamm- 
zugterminhandels zu  einem  Kartell  der  beteiligten  Produzenten. 
Dieselben  trafen  nicht  nur  eine  Festsetzung  über  die  Höhe  der 
Produktion  eines  Jeden,  sondern  suchten  auch  gemeinsam  »die 
Entstehung  neuer  Kämmereien  in  Verbindung  mit  dem  börsen- 
mässigen  Zug-Zeitgeschäfte  zu  verhindern«  und  verpflichteten  sich, 
zu  diesem  Zwecke  »die  Ausfertigung  von  Scheinen  über  die 
Lagerung  von  Zug  sofort  einzustellen,  wenn  an  dem  Markte,  für 
den  sie  bestimmt  sind,  Zug  aus  irgend  einer  anderen  deutschen 
oder  belgischen  Kämmerei  zum  Zeitgeschäft  zugelassen  wird«. 
Neuerdings  scheinen  die  ihrer  Industrie  infolge  des  Terminhandels 
erwachsenen  Schäden  die  Kammzugfabrikanten  zu  noch  energi- 
scheren Massregeln  veranlasst  zu  haben.  Dieselben  vereinbarten 
1896  eine  gemeinsame  Produktionseinschränkung  von  20  Proz. 
für  1897,  und  um  allmählich  wieder  die  Rückkehr  zu  dem  früheren 
ausschliesslichen  Lohngeschäft  zu  bewerkstelligen,  setzten  sie  für 
das  Jahr  1898  die  Kammzugerzeugung  für  eigene  Rechnung  auf 
einen  bestimmten  kleinen  Teil  der  Gesamterzeugung  herab. 

Neben  diese  vier  (a — 0)  wörtlich  nach  Liefmami  geschilder- 
ten und  charakterisierten  unvollkommenen  Einschränkungskartellen 
lässt  sich  eine  fünfte  Form  stellen ,  wonach  nicht  für  jedes  ein- 
zelne Geschäft  das  Lieferungs-,  bezw.  Bezugsquantum  verabredet 
ist,  sondern  das  zu  liefernde  (zu  beziehende)  G  e  s  a  m  t  quantum, 
dessen  Lieferung  nach  einem  bestimmten  Quoten-  oder  Kontin- 
gentierungsschlüssel unter  die  Kartellgenossen  verteilt  wird.  »Das 
so  bestimmte  Quantum  darf  Jeder  auf  den  Markt  bringen.  Die 
besten  Beispiele  für  solche  Kartelle  liefern  die  drei  Salinenver- 
bände von  1888,  der  westfälische  Salinen- Verband,  der  Verband 
norddeutscher  Salinen  und    der  Verband  mitteldeutscher  Salinen, 
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ferner  die  norddeutsche  Salinen- Vereinigung  von  Dezember  1888 
und  die  süddeutsche  Salinen- Vereinigung  von  1889;  in  derselben 
Art  waren  auch  im  deutschen  Kalikartell  die  Verträge  für  Kar- 
nallit  von  1879 — 83  und  1883  —  88  abgeschlossen.  Die  erwähnten 
Salinenkartelle  hatten  ein  eigenes  Organ ,  eine  Zentralstelle  er- 
richtet, dem  die  Salinen  von  ihren  täglichen  Lieferungen 
Anzeige  zu  machen  hatten  und  die  ihrerseits  den  Mitgliedern 
monatlich  eine  Zusammenstellung  der  täglichen  Lieferungsanzeigen 
und  damit  einen  genauen  Ueberblick  über  den  Geschäftsstand 
gab.  In  einfachster  Form,  ohne  eine  derartige  Zentralstelle  haben 
die  Fabrikanten  von  Chloralhydrat  ihren  neuesten  Verband  als 
Angebotskontingentierung   konstituiert    {Liefmann   a.    a.  O.  S.  92). 

Diese  fünfte  Form  primitiver  Einschränkungskartellierung  er- 
hebt sich  zwar  zu  einer  der  zwei  Grundeinrichtungen  der  voll- 
kommenen Kartellierung,  d.  h,  zur  einheitlichen  Verteilung 
des  Lieferungs-  bezw,  Abnahme-Gesamtquantums,  zur  Kontingen- 
tierung, aber  die  zweite,  wesentlichere  Einrichtung  vollkommener 
Kartellierung  geht  auch  dieser  fünften  Art  unvollkommener  Kar- 
tellierung noch  ab.  Diese  zweite  Eigenschaft  des  vollkommenen 
Kartells  und  ihre  Bedeutung  wird  sofort  hervortreten. 

Von  selbst  leuchtet  es  ein ,  dass  alle  Arten  der  unvollkom- 
menen Kartellierung  ebenso  beim  Nachfrage-  wie  beim  Angebots- 
kartell ,  ebenso  beim  Händler-  und  Verkehrsanstalten-,  wie  beim 
Produzentenkartell  Anwendung  finden  können ,  weshalb  wir  es 
früher  vermieden  haben,  der  unvollkommenen  Kartellierung  den 
Namen   »Produktionskartell«   zu  geben. 

Es  leuchtet  nicht  minder  ein,  dass  alle  Arten  unvollkommener 
KartelHerung  für  irgend  ein  Objekt  den  KartelHerungszweck  nicht 
ganz  erreichen  können ;  denn  entweder  wird  nur  das  Angebot 
ohne  soHdarische  Ermittelung  der  Nachfrage  oder  umgekehrt 
nur  die  Nachfrage  ohne  solidarische  Ermittelung  des  Angebotes 
der  Kartellregelung  unterzogen,  immer  fehlt  die  fortlaufende  nach 
beiden  Seiten  bewusste  Beeinflussung  eines  gewinngebenden  Gleich- 
gewichtes zwischen  Angebot  und  Nachfrage,  Nachfrage  und 
Angebot.  Der  Zweck  der  KartelHerung  kann  daher  von  den  pri- 
mitiven Mengen-Einschr.-Kartellen  ebensowenig  vollständig  erreicht 
werden,  wie  von  den  primitiven  Limitkartellen. 

Die  verschiedenen  Formen  der  EinschränkungskartelHerung 
zwischen  Unternehmern  lassen  sich  analog  auch  für  die  Methoden 
jener  Preiskoalition  nachweisen,    durch  welche  die  Arbeitnehmer 
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vorteilhafte  Löhne  mittelst  Beseitigung  von  Konkurrenz  zu  er- 
reichen bestrebt  sind.  Aber  auch  bei  der  das  Angebot  ein- 
schränkenden Koalition  der  Arbeiter  lässt  sich  der  angestrebte 
Erfolg  nur  unvollkommen  erreichen,  wenn  die  Regelung  des  An- 
gebotes ohne  organisierte  und  fortlaufende  Ermittelung  der  Nach- 
frage nach  Arbeit  durchgeführt  wird.  Es  giebt  ebenso  unvoll- 
kommene und  vollkommene  Lohnkoalition,  wie  es  unvollkommene 
und  vollkommene  Kartellierung  giebt. 

2.  Die    vollkommenen    oder    eigentlichen    Kartelle 
(Kartelle  i.  e.  S.). 

Der  Kartellzweck  lässt  sich  vollkommen  nur  erreichen,  wenn 
nicht  bloss  einseitig  Angebots-,  bezw.  Nachfrage-Einschränkungen, 
nicht  bloss  einseitige  Limitierungen  ohne  Rücksicht  auf  die  wirk- 
lich gegebene  Nachfrage,  bezw.  ohne  Rücksicht  auf  das  bestimmt 
vorhandene  Angebot  stattfinden ,  sondern  Angebot  und  Nach- 
frage beim  Angebots-,  Nachfrage  und  Angebot  beim  Nachfrage- 
kartell bewusst  in  ein  gewinnbringendes  Gleichgewicht  mittelst 
Beseitigung  von  Konkurrenz  durch  den  Verband  gebracht  werden. 
Das  geschieht ,  wenn  die  Kartellanten  im  Nachfragekartell  sich 
vereinigen  über  kartellmässige  Zuteilung  des  vorhandenen  oder 
zu  ermittelnden  Angebotes ,  im  Angebotskartell  aber  über  Ver- 
teilung der  vorhandenen  oder  zu  findenden  Nachfrage.  Im  einen 
wie  im  anderen  Fall  findet  bewusstes  Abwägen  von  Angebot 
gegen  Nachfrage  und  umgekehrt  statt  und  wird  hienach  das  be- 
schränkte Angebot,    bezw.  die    beschränkte    Nachfrage    zugeteilt. 

Ein  ganz  zutreffender  Name  für  die  vollkommene  Kartellie- 
rung steht  noch  nicht  fest,  wie  denn  auch  die  Methoden  der  voll- 
kommenen KarteUierung  am  Ende  ihrer  Entwickelung  noch  gar 
nicht  angekommen  sein  dürften.  Wir  wählen  nur  vorläufig  die  Be- 
zeichnung eigentliches  Kartell  oder  Kartell  i.  e.  S.  für  die  voll- 
kommene Kartellierung. 

Lief  mann  nennt  die  vollkommenen  Kartelle  »Kontingentie- 
rungen« und  unterscheidet,  indem  er  nur  Angebotskartellierungen 
und  zwar  Angebotskartelle  nur  von  Produzenten  im  Auge  behält, 
Auftrags-  und  Gewinnkontingentierung,  je  nachdem  die  Produzen- 
ten, welche  ins  Kartell  treten,  das  Gleichgewicht  zwischen  ihrer 
Solidarproduktion  dadurch  herstellen ,  dass  sie  die  vom  Kartell 
ermittelten  Bestellungen  (Aufträge,  Offerte)  nach  einem  bestimmten 
Quotenverhältnis  unmittelbar  zugeteilt  (kontingentiert)  erhalten, 
oder  durch  Verpflichtung  zur  Aufteilung  ihrer  Gewinne  unter  die 
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Genossen  mittelbar  genötigt  werden,  in  Uebernahme  und  Aus- 
führung der  bei  ihnen  eingehenden  und  von  ihnen  unabhängig 
vom  Kartell  ausgeführten  Aufträge  selbst  auf  das  gewinnbring- 
ende Gleichgewicht  zwischen  Gesamtangebot  und  Gesamtnach- 
frage Bedacht  zu  nehmen.  Die  Bezeichnung  »Kontingentie- 
rungen« wird  jedoch  einiges  gegen  sich  haben.  Mindestens 
wird  »Kontingentierungs- Kar t  eil«  vorzuziehen  sein,  da  die  ein- 
fache Bezeichnung  Kontingentierung  schon  anderswo ,  z.  B.  im 
steuerwissenschaftlichen  Sprachgebrauch  für  die  Repartitionsbe- 
steuerung  des  direkten  Steuerwesens  und  für  die  —  übrigens  un- 
vollkommene Produzentenkartellierung  bewirkende  —  Zuteilung 
steuerbegünstigter  Produktionsmengen  im  Verzehrungssteuerwesen 
(Branntweinbesteuerung)  angewendet  ist.  Sodann  kann  einge- 
wendet werden,  dass  auch  schon  in  den  unvollkommenen  Kar- 
tellierungen Kontingentierung  und  zwar  sowohl  unmittelbar  bei 
den  Geschäftseinschränkungs-  als  unmittelbar  bei  der  Limitkartel- 
lierung  gefunden  werden  könnte.  Der  Ausdruck  Kontingentie- 
rungskartell bringt  auch  das  wesentliche  Merkmal  der  vollkom- 
menen Kontingentierung  nicht  scharf  zum  Ausdruck.  Zwar  eine 
Zuteilung  muss  stattfinden  und  eine  Zuteilungsquotierung  verab- 
redet werden :  das  Besondere  des  eigentlichen  Kartells  aber  ist 
es,  dass  im  Angebotskartell  die  Angebotsgesamtmenge  nach  Mass- 
gabe der  ermittelten  oder  zu  ermittelnden  Gesamtnachfrage  und 
umgekehrt  im  Nachfragekartell  —  nach  einem  Quotenschlüssel 
zur  Verteilung  gebracht  wird. 

Die  vollkommene  Kartellierung  kommt  zwar  bis  jetzt  haupt- 
sächlich bei  den  Angebotskartellen  der  Produzenten  vor.  Aber 
doch  nicht  nur  bei  diesen  und  wie  weiter  unter  Unternehmern, 
welche  nicht  Produzenten  sind  ,  und  zwar  gegen  die  Nachfrage-, 
wie  gegen  die  Angebotskonkurrenz  Kartellierungen  eintreten  mö- 
gen, ist  noch  gar  nicht  abzusehen.  Beispiele  von  Nachfragekar- 
tellierung  zwischen  nicht  produzierenden  Unternehmern  kommen 
schon  jetzt  vor.  Z.  B.  in  Gestalt  von  Bankkonsortien,  welche  das 
bestimmt  gegebene  Angebot  eines  borgenden  Staates  nach  einem 
bestimmten  Quotenverhältnis  zu  übernehmen  sich  verabreden ; 
daran  schliesst  sich  leicht  eine  unvollkommene  Limitkartellierung, 
wenn  das  übernommene  Anlehen  zu  einem  verabredeten  Emis- 
sionsmindestpreis zur  Zeichnung  aufgelegt  wird. 

Hienach  vermeiden  wir  die  Einteilung  der  eigentlichen  Kar- 
telle in  Auftrags-  und  Gewinnkontingentierungen  und  stellen  ein- 
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ander  in  allgemeinerer  Bezeichnung  Geschäftsverteilungs-  und  Ge- 
winnverteilungs-Kartelle gegenüber. 

a)  Die  Gewinnverteilungskartelle.  Diese  sind 
nicht  zu  verwechseln  mit  den  Marktteilungs-  oder  i.  e.  S.  soge- 
nannten Teilungs-,  den  Territorial-  und  Rcihekartellen  ;  denn  auch 
sie  sind  Solidarkartelle.  Die  Gewinnverteilungskartelle  sind  aber 
auch  vollkommene  Solidarkartelle ;  denn  das  Kartell  trifft  z.  B. 
bei  Produzentenkartellen  bestimmte  Vorkehrungen  für  den  Zweck, 
das  gewinnbringende  Gleichgewicht  des  Angebotes  mit  der  Nach- 
frage vollbewusst  herzustellen  und  aufrecht  zu  erhalten  ,  und  hat 
Festlegung  von  Beteiligungsziffern  für  alle  Kartellgenossen  be- 
züglich einer  Gesamtnachfrage  zur  Voraussetzung.  Nur  die  Art 
und  Weise  der  Erreichung  des  Gleichgewichtes  des  Angebotes 
mit  der  wirklichen  Nachfrage  ist  hier  eine  besondere.  Die  Auf- 
träge, bezw.  die  Zuschlagsofiferte  werden  nicht  vom  Kartell  über- 
nommen und  ausgeteilt.  Jeder  Genosse  ist  frei  in  der  Annahme 
von  Aufträgen  und  Zuschlagsanerbietungen.  Er  wird  nur  dadurch, 
dass  er  für  den  seine  Beteiligungsziffer  überschreitenden  Absatz 
Gewinnanteil  an  die  übrigen  Genossen  abtreten  muss  oder  dass 
er  umgekehrt  beim  Zurückbleiben  hinter  seiner  Absatzziffer  bis 
zu  einer  gewissen  Grenze  Gewinnanteil  von  der  Kartellkasse  be- 
anspruchen darf,  daran  interessiert,  keine  Ueberproduktion  zu 
treiben.  Das  Gewinnbeteiligungskartell  sichert  gegen  Ueber-  und 
Unterproduktion  nicht  durch  Ueberlassung  und  Zuweisung  von 
Beschäftigungsansprüchen ,  wodurch  mittelbar  verhältnismäs- 
siger Anteil  am  Gewinn  erreicht  wird,  sondern  durch  unmit- 
telbaren Anteil  am  Gewinn,  welchen  alle  zusammen  machen, 
indem  die  unmittelbare  Gewinnzuweisung  von  einem  das  erstrebte 
Marktgleichgewicht  förderhchen  Handeln   abhängig  gemacht  wird. 

Auch  dem  Gewinnverteilungskartell  liegt  die  Verabredung  der 
Anteilsziffern  zu  Grunde  und  diese  Verabredung  ist  der  schwere 
Anfang  aller  solchen  Kartelle.  Wer  dauernd  hinter  dieser  vertrags- 
mässigen  Absatzziffer  mit  seinem  thatsächlichen  Absatzprozent 
zurückbleibt ,  wird  bei  neuer  Verabredung  in  der  Gewinnanteils- 
quote herabgesetzt  werden. 

Die  Abtretung  des  Gewinnes  kann  verschieden  geregelt  wer- 
den. Bald  hat  jeder  für  seinen  überverhältnismässigen  Absatz  die 
Differenz  zwischen  einem  Minimalabsatzpreis  und  einem 
Grundpreis  (mittleren  Kostensatz)  an  die  Syndikatskasse  ein- 
zuwerfen, bald  arbeitet  die  Gewinnverteilung  ohne  Limitierungen, 
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indem  sie  lediglich  fixe  Einzahlungen  für  jede  Mengeneinheit  Mehr- 
absatz oder  durch  fixe  Entschädigungen  aus  der  Syndikatskasse 
für  jede  Mengeneinheit  zurückgebliebene  Lieferung  bestimmt. 

Die  Entwickelung  der  kartellmässigen  Gewinnverteilung  ist 
wahrscheinlich  noch  lange  nicht  am  Ziele  angelangt,  so  erfindungs- 
reich und  scharfsinnig  die  Gründer  und  Führer  der  Kartelle  sich 
für  diese  Art  der  Kartellierung  schon  bis  jetzt  erwiesen  haben. 
Die  bis  jetzt  hervorgetretenen  Methoden  der  Gewinnkartellie- 
rung  lassen  sich  mit  Liefmami  für  die  Produzentenkartelle  in  zwei 
Kategorien  teilen,  in  die  einfachen  oder  E  i  n  z  ah  1  u  n  g  s  kartelle 
und  in  die  Gewinnkartelle  mit  Abnahme  der  kartellier- 
ten Produktion  durch  den  Kartellverband,  welcher  sich  als 
Handelsgesellschaft  konstituiert,  um  den  Absatz  im  ganzen  für  die 
Gesamtheit  der  Kartellgenossen  durchzuführen. 

Das  Wesentliche  der  ersten,  einfacheren  Methode  der  Gewinn- 
kartellierung  besteht  darin,  dass  die  Mitglieder  ihren  Produktions- 
anteil absetzen,  jedoch  ihren  reinen  Gewinn  (Differenz  von  Grund- 
preis und  Minimalpreis)  an  eine  gemeinsame  Kasse  einzubezahlen 
haben,  an  deren  Sammelbetrag  jeder  Genosse  mit  einer  bestimm- 
ten Quote  beteilt  wird.  »Diese  Einzahlungen  —  schildert  Lief- 
inann  —  können  in  verschiedener  Weise  erfolgen ;  die  häufigste 
Art  ist  folgende,  wie  sie  z.  B.  in  dem  Kartell  der  Pulverfabriken 
vom  Februar  1889  statuiert  ist.  Es  wird  ein  Minimalpreis  festge- 
setzt, unter  welchem  die  Mitglieder  nicht  verkaufen  dürfen  (§  4). 
Für  jedes  abgesetzte  Quantum  hat  jedes  Mitglied  einen  bestimm- 
ten Betrag  an  die  Syndikalkasse  zu  bezahlen  (§  4  und  10).  Dieser 
Betrag  besteht  in  der  Differenz  zwischen  dem  Minimalpreis  und 
einem  angenommenen  Grundpreis  (§  3) ;  der  Grundpreis  muss 
natürlich  niedriger  sein  als  der  Minimalverkaufspreis  und,  je  nach- 
dem er  mit  den  Produktionskosten  der  Unternehmer  mehr  oder 
weniger  zusammenfällt,  kommt  ihr  Gewinn  in  mehr  oder  weniger 
vollkommenem  Masse  aus  dem  Syndikat  zur  Verteilung.  In  dem 
Statut  des  Verbandes  nordwestdeutscher  Superphosphatfabrikanten, 
welches  mit  einigen  Erweiterungen  in  derselben  Art  abgefasst  ist 
wie  das  Kartell  der  Pulverfabriken,  ist  nach  dieser  Richtung  hin 
bestimmt  (§  13),  dass  der  Grundpreis  möglichst  den  Herstellungs- 
kosten entsprechen  und  darüber  hinaus  weder  Zinsen  für  das 
Anlagekapital  noch  einen  nennenswerten  Gewinn  enthalten  soll, 
so  dass  hier  der  ganze  Gewinn  aus  dem  Syndikat  verteilt  wird. 
Was  der  Unternehmer  über  den  Minimalverkaufspreis  an  Gewinn 
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erzielt,  wird  nicht  in  die  Syndikatskasse  ausbezahlt.  Insoweit 
macht  also  das  Verbandsmitglied  einen  Eigengewinn,  wie 
auch  der  Grundpreis  gestellt  sein  mag.«  In  dem  Kartell  der  Su- 
perphosphatfabrikanten ist  ausserdem  noch  folgende  Bestimmung 
getroffen :  »Jeder  Kontrahent,  welcher  seine  Prozentage  am  Kon- 
sum überschritten  hat,  zahlt  für  jeden  überschiessenden  Zentner 
einen  Betrag  von  lo  Pfennigen  in  die  Syndikatskasse  ein.  Jeder 
Kontrahent,  welcher  seine  Prozentage  nicht  erreicht,  erhält  für 
jeden  Zentner,  welcher  an  seiner  Prozentage  fehlt,  lo  Pfennige 
aus  der  Syndikatskasse  vergütet;  diese  Vergütung  wird  jedoch 
höchstens  bis  zur  Hälfte  der  prozentualen  Beteiligung  pro 
Zentner  gewährt«  (§  ij  c).  Die  Verteilung  der  Syndikatskasse 
geschieht  —  und  das  ist  das  Charakteristische  bei  allen  in  dieser 
Form  abgeschlossenen  Verbänden  —  nicht  etwa  in  Höhe  des 
effektiven  Absatzes  eines  Jeden  und  der  sich  darnach  bestimmen- 
den Höhe  der  Einzahlungen,  sondern  nach  einem  ganz  bestimmten 
vorher  festgesetzten  Verhältnis.  »Hierin  liegt  die  ganze  Re- 
gelung der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  der  Mit- 
glieder. Es  wird  weder  festgesetzt,  wie  viel  noch 
an  wen  jeder  absetzen  darf,  niemand  wird  durch  eine 
positive  Bestimmung  verhindert,  direkt  zu  verkaufen,  an  wen  und 
so  viel  er  will.  Nur  das  Bewusstsein,  dass  sein  Gewinn  sich 
dadurch  doch  nicht  ver grössern  wird,  hält  denEin- 
zelnen  von  der  Konkurrenzpolitik  zurück.  Alle  An- 
triebe, die  übrigen  Unternehmer  in  den  Preisen  zu  unter-,  im  An- 
gebot zu  überbieten,  fallen  fort,  es  liegt  viel  eher  im  Wesen  dieser 
Kartelle  die  Veranlassung ,  die  Produktion  einzuschränken ;  die 
Minderproduktion  wird  durch  dieselben  geradezu  prämiiert.« 

Es  ist  nicht  zu  befürchten,  dass  ein  Zurückbleiben  der  Pro- 
duktion hinter  dem  Bedarf  die  Folge  sein  könnte;  wenn  einmal 
ein  einzelnes  Werk  auf  die  Dauer  in  seinem  Absatz  zurückbleiben 
sollte,  so  würden  die  Uebrigen  bald  eine  Herabsetzung  der  An- 
teilziffer am  Gewinn  beantragen.  »Wo  aber  besondere  Entschä- 
digungen für  Minderproduktion  festgesetzt  sind,  da  ist  gewöhnlich 
dafür  gesorgt,  dass  dieselben  nicht  ins  Unbegrenzte  gezahlt  wer- 
den müssen ;  so  findet  sich  im  rheinisch-westfälischen  Kohlensyn- 
dikat, welches  zur  Ausgleichung  der  Absatzdifferenzen  seit  1895 
eine  Gewinnkontingentierung  neben  seiner  Auftragskontingentie- 
rung eingeführt  hat,  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass  Ent- 
schädigungen   für  Minderförderung   nur    insoweit   gezahlt   werden 
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sollen,  als  Abgaben  für  Mehrförderung  eingegangen  sind-:. 

Subsidär  neben  anderen  Kartellformen  kommt  die  Gewinn- 
kontingentierung mit  Einzahlungen  nicht  selten  vor. 

Das  Kartell  mit  Gewinneinzahlung  hat  Vorzüge ,  begegnet 
aber  auch  grossen  Schwierigkeiten.  Die  Vorzüge  sind  Vorzüge 
hauptsächlich  für  den  Unternehmer :  jeder  Unternehmer  bleibt  in 
unbeschränktem  Verkehre  mit  den  Abnehmern,  welche  entgegen 
ihren  Lieferanten  beliebig  wählen  können  ;  der  Verwaltungsapparat 
ist  überaus  einfach ;  die  Genossen  selbst  sind  die  Träger  der  Ver- 
waltung; ihr  eigener  Vorteil  hält  sie  von  Ueberproduktion  zurück; 
das  Einzahlungskartell  arbeitet  still  und  geräuschlos ,  schwer  er- 
kennbar für  die  Abnehmer ,  schwer  fassbar  für  kartellpolizeilichen 
Eingriff  seitens  öffentlicher  Gewalten ,  fast  unzugänglich  für  die 
Kritik  der  öffentlichen  Meinung.  Diese  Vorzüge  sind  aber  doch 
nur  Vorzüge  für  die  Genossen  und  unter  diesen  selbst  kommt 
Verständigung  über  die  Gewinnverteilungsziffern  nicht  leicht  zu 
Stande ;  bis  jetzt  sind  auch  nur  wenige  Gewinneinzahlungskartelle 
ins  Leben  getreten. 

Die  Schwierigkeiten  heben  sich  erst,  wenn  der  Gewinn  nach 
dem  abgesetzten  Quantum,  nicht  nach  der  Leistungsfähig- 
keit verteilt  werden  kann.  Das  wird  geschehen,  wenn  das  Kar- 
tell selbst  den  Absatz  an  Stelle  der  MitgUeder  besorgt,  als  Han- 
delsgesellschaft sich  konstituiert.  Lief  mann  nennt  dies  »Gewinn- 
kontingentierung mit  Ab  kauf  der  Produktion.«  Das  Syn- 
dikat übernimmt  hiebei  den  Absatz.  Der  Genosse  hat  nur  noch 
mit  der  Lieferung  zu  thun,  deren  wirtschaftlichste  Hervorbringung 
nun  sein  ganzes  Sonderinteresse  ausmacht.  Das  Syndikat  verteilt 
den  gemachten  Gesamtgewinn  im  Verhältnis  der  dem  einzelnen 
Genossen  abgenommenen  Produktmengen.  Das  Syndikat  ist  den- 
noch nicht  eine  vom  Kartell  losgelöste  Handelsgesellschaft.  »Das 
Syndikat  kauft  allen  Produzenten  thatsächlich  ihr  von  vorn- 
herein festgesetztes  Absatzquantum  ab  und  verkauft  alles 
wieder,  und  jedes  Mitglied  erhält  nachher  nicht  etwa  den  Gewinn, 
den  das  Syndikat  gerade  mit  seiner  Ware  erzielt  hat,  sondern 
jeder  partizipiert  im  Verhältnis  des  ihm  abgekauften  Quantums 
an  dem  gesamten  Syndikatsgewinn«     {Liefmann). 

Diese  zweite  Art  der  Kartellierung  setzt  jedoch  ein  grosses 
Verbandskapital  und  die  Uebernahme  von  nicht  geringen  Risiken 
voraus.  Es  ist  denn  auch  bis  jetzt  ebenfalls  nur  spärlich  ins  Leben 
getreten.    Es  entstand  daher  das  Streben,  sich  der  Schwierigkeiten 

33* 


5i6 


Dr.  Schäflfle: 


dadurch  zu  entledigen,  dass  der  Verband  den  Gesamtabsatz  nicht 
selbst  und  ausschliesslich  auf  sich  nimmt,  sondern  dass  hiefür  eine 
besondere  Gesellschaft  gebildet  wird,  an  welcher  Kartellgenossen 
und  Nichtkartellgenossen  sich  beteiligen  können.  Das  ist  der 
Gedanke,  welchen  wir  oben  (S.  480)  als  Anlötung  eines  »Ringes« 
ad  hoc  an  ein  Produzentenkartell  bezeichnet  haben.  Dieser  Ge- 
danke ist  nun  wohl  in  verschiedenen  Projekten  angeregt ,  aber 
bisher  nicht  zur  Durchführung  gebracht  worden.  In  den  gedachten 
Projekten  wurde  das  Ding  »Kartellbank«  genannt.  Die  Kartell- 
bank wurde  vorgeschlagen  als  Aktiengesellschaft,  der  Gewinn 
wollte  teilweise  an  die  Produzenten  im  Verhältnis  der  Lieferung, 
der  Rest  an  die  Aktionäre  verteilt  werden.  Die  ersten  Versuche 
zur  Gründung  einer  derartigen  »Bank«  datieren  nach  Liefmann 
aus  dem  Jahre  1886;  sie  gingen  vom  »Verein  für  die  bergbau- 
lichen Interessen  des  Oberbergamtsbezirks  Dortmund«  aus.  Es 
sollte  eine  Handelsgesellschaft  mit  25  Millionen  Mark  Kapital 
gebildet  werden,  die  den  Zechen  des  Bezirkes  ihre  Produktion  in 
Höhe  von  80  Proz.  der  Produktion  des  Vorjahres  abkaufen  sollte. 
Ein  darüber  hinausgehendes  Quantum  sollte  nur  zu  stetig  fallen- 
den Preisen  abgenommen  werden.  Die  Handelsgesellschaft  sollte 
sich  verpflichten,  im  zweiten  Geschäftsjahr  einen  um  zwei,  im 
dritten  einen  um  vier  Prozent  höheren  Preis  zu  bezahlen,  als  im 
ersten  Geschäftsjahre.  75  Proz.  des  Gewinnes  sollten  an  die 
Zechen,  25  Proz.  an  die  Aktionäre  fallen.  Auf  Grund  einer  dar- 
über ausgearbeiteten  Denkschrift  erstattete  der  Schriftführer  des 
Vereins,  Dr.  Havwiacher ^  den  Mitgliedern  Bericht  über  das  Pro- 
jekt. Die  Schwierigkeiten  seiner  Verwirklichung  zeigten  sich  je- 
doch als  zu  gross.  In  der  deutschen  Spiritusindustrie  ist  die 
Gründung  derartiger  Kartellbanken  schon  viermal  vergeblich  ver- 
sucht worden. 

b)  Die  Geschäftsverteilungskartelle.  Die  Gewinn- 
verteilungskartelle stellen  sich  gewissermassen  als  vervollkommnete 
oder  weiter  entwickelte  Limitkartelle  (Preiskartelle)  dar,  indem 
sie  hauptsächlich  durch  Preislimitierungen,  schliesslich  durch  direkte 
monopolistische  Preisbestimmung  den  Kartellzweck  durchführen. 
Dagegen  stellen  sich  die  Geschäftsverteilungskartelle  als  v  o  1 1- 
kommene  Mengeneinschränkungs  kartelle  dar. 

Das  Geschäftsverteilungskartell  erheischt  einmal  —  gleich  dem 
Gewinnverteilungskartell  —  Ermittelung  der  Grundlagen  für  die 
Kontingentbemessung.    Diese  bleiben  stets  dieselben,  nämlich  ent- 
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weder  Leistungsfähigkeit  oder  bisheriger  Absatz. 

Dann  aber  und  besonders  ist  die  Organisation  der  gemeinsamen 
Annahme  und  Zuweisung  der  gefragten  Lieferungen  im  Ange- 
botskartell ,  bezw.  der  Annahme  und  Zuweisung  angebotener 
Lieferungen  im  Nachfragekartell  zu  ordnen.  Diese  Organisation 
kann  am  Hauptfall,  dem  Angebotskartell  von  Produzenten,  deut- 
lich gemacht  werden. 

Die  Art  und  Weise,  v/ie  die  Nachfragenden  an  die  Produkt- 
lieferanten herantreten,  ist  eine  doppelte.  Entweder  fordert  der 
Nachfragende  zum  Angebot  in  Konkurrenz  auf,  oder  macht  er 
bei  dem  Anbietenden  Bestellungen.  Es  handelt  sich  also  darum, 
im  einen  wie  im  andern  Fall  durch  Ausschliessung  von  Konkur- 
renz lohnende  Absatzgeschäfte  zu  machen.  Im  einen  Falle  ge- 
schieht dies  durch  die  Zuschlags-  (Submissions-  oder  Min- 
destgebots-)Kartellierung ,  im  anderen  Falle  durch  die  Bestel- 
lungskartellierung  {h€\  Liefmann  Auftragskartellierung).  In 
beiden  Fällen  aber  wird  vom  Kartell  planmässig  die  Nachfrage 
ermittelt  und  nach  dem  Ergebnis  der  Ermittelung  planmässig 
gehandelt. 

Die  Subm. Kartellierung  setzt  voraus,  dass  die  Nachfragenden 
durch  Konkurrenz  der  anbietenden  Produzenten  die  günstigsten 
Bezugsbedingungen  zu  erreichen  suchen  (Submission).  Die  so 
hervorgerufene  Angebotskonkurrenz  wirkt  nun  leicht  ruinös  durch 
Unterbieten  der  planlos  anbietenden  Unternehmet-.  Dieses  Unter- 
bieten —  beim  Nachfragekartell  Ueberbieten  —  wird  dadurch 
verhindert,  dass  die  Unternehmer  ihre  Konkurrenz  beseitigen,  in- 
dem sie  sich  über  die  Beteiligung  an  der  bestimmten  Sub- 
mission und  über  ein  gemeinsames  Vorgehen  bei  jeder  Submis- 
sionsausschreibung zu  dem  Zwecke  verständigen,  den  Zuschlag  zu 
lohnenden  Preisen  zu  erlangen.  Entweder  reichen  sie  zu  diesem 
Zweck  gemeinsam  ihre  Offerte  ein  und  verteilen  dann  die  über- 
nommene Leistung  unter  einander  nach  der  Leistungsfähigkeit, 
oder  setzen  sie  fest,  dass  einer  von  ihnen  einen  niedrigsten  Preis 
bietet ,  welcher  den  Zuschlag  sichert ,  während  die  übrigen  zu 
höheren  Preisen  bieten. 

Die  zweite  Art  der  Zuschlagskontingentierung  hat  sich  frühe 
geltend  gemacht,  namentlich  für  die  Submissionen  im  Eisenbahn- 
bedarf; Liefmann  bemerkt  hierüber  a.  a.  O.  S.  206 :  »Die  sog. 
Gemeinschaften  für  Eisenbahnbedarf  —  es  bestehen  solche  haupt- 
sächlich für  Schienen,  Schwellen,  Laschen,  Lokomotiven  und  Wag- 
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gons  —  gehören  zu  den  ältesten  deutschen  Kartellen ;  die  meisten 
reichen  bis  in  die  70er  Jahre,  die  Schienengemeinschaft  sogar  bis 
1864  zurück.  Da  bei  Submissionen  der  Konkurrenzkampf  sich 
am  schärfsten  geltend  zu  machen  pflegt,  so  ist  es  kein  Wunder, 
dass  Vereinbarungen  über  das  Submissionswesen  schon  sehr  früh 
zu  Stande  kamen  und  besonders  in  den  Industriezweigen,  welche, 
wie  die  Herstellung  von  Eisenbahnbedarf,  zum  grössten  Teil  auf 
Submissionen  angewiesen  sind.  Die  genannten  Gemeinschaften 
sind  es  auch  gewesen,  welche  zum  ersten  Mal  die  Aufmerksam- 
keit des  Publikums  auf  die  Kartelle  gelenkt  und  bewirkt  haben, 
dass  sich  die  öffentliche  Meinung  mit  ihnen  beschäftigte;  das 
geschah  1878  infolge  davon,  dass  Schienenwalzwerke,  Waggon- 
und  Lokomotivfabriken  bei  ausländischen  Submissionen  ganz  be- 
deutend niedrigere  Preise  als  bei  inländischen  forderten.  Diese 
Thatsache  erregte  einen  Entrüstungssturm  in  der  Presse  und  kam 
auch  im  Reichstag  zur  Sprache.  Die  Oeffentlichkeit  der  Submis- 
sionen und  die  Bedeutung,  welche  dieselben  für  die  Industrie  und 
auch  für  den  Staatshaushalt  haben,  erklärt,  warum  gerade  in  der 
Verbindung  mit  Submissionskontingentierungen  dieNachteile,  welche 
die  Preiskartelle  für  die  inländischen  Konsumenten  haben  können, 
der  Allgemeinheit  zuerst  bekannt  wurden«. 

Praktisch  von  viel  grösserem  Belang  als  die  Zuschlags-Kar- 
tellierung  ist  die  Bestellungs-  oder  Auftrags-Kartellierung.  Hiebei 
werden  alle  von  der  Nachfrage  ausgehenden,  bei  denKartellanten 
eingehenden  Bestellungen  an  eine  gemeinsame  Stelle  überwiesen 
welche  ein  besonderes  Organ  des  Kartellverbandes  oder  ein  drittes 
Geschäft  (Kommissionsfirma)  ist.  Von  dieser  gemeinsamen  An- 
nahmestelle wird  die  Ausführung  der  Aufträge  an  die  Kartell- 
werke pro  rata  ihrer  Beteiligungsziffer  kontingentiert.  Damit  ist 
der  Besteller  in  die  Hand  des  vom  Verband  angewiesenen  Pro- 
duzenten gewiesen,  die  Konkurrenz  der  Produzenten  den  Bestellern 
(Konsumenten)  gegenüber  ist  aufgehoben.  So  im  rheinisch-west- 
fälischen Kohlensyndikat. 

Das  Verbandsorgan,  welches  die  Aufträge  sammelt  und  ver- 
teilt, wird  in  der  Regel  Verkaufsstelle  oder  Syndikat 
genannt ;  die  Auftragskontingentierung  verlangt  eine  solche  Stelle, 
die  Submissionskontingentierung  bedarf  deren  nicht. 

Die  Zuteilung  der  verlangten  Aufträge  wird  entweder  an  alle 
Kartellgenossen  pro  rata  der  kartellmässigen  Beteiligungsquoten 
vorgenommen  oder  so,   dass  die  Nähe  der  Lage  gegenüber  dem 
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Auftraggeber  (Transportersparung !)  oder  die  Grösse  des  Vorrates 
der  einzelnen  Kartellgenossen  oder  die  Dauer  der  bereits  statt- 
gehabten Lagerung  (bei  leicht  verderbenden  Artikeln !)  Berück- 
sichtigung finden.  Sodann  erhalten  diejenigen  Geschäfte,  welche 
das  ihnen  zustehende  Lieferungsquantum  noch  am  wenigsten  er- 
reicht haben ,  vorzugsweise  Zuweisungen.  Es  giebt  keine  feste 
und  einfache  Schablone  der  Zuteilung. 

Manche  Verbände  haben  —  nach  den  Nachweisungen  Lief- 
manjts  —  mehrere  Verkaufsstellen  für  verschiedene  Pro- 
dukte. So  besitzt  der  Rheinisch-westfälische  Roheisenverband 
deren  3,  für  Qualitäts-Puddel-,  Thomas-,  Giesserei  und  Hämatit- 
roheisen.  Andere  Verbände  haben  Verkaufsstellen  für  die  ver- 
schiedenen Absatzgebiete,  so  der  Westdeutsche  Feinblechverband 
eine  in  Weidenau  für  Süddeutschland,  Holland  und  Dänemark, 
eine  andere  in  Dortmund  für  Norddeutschland  und  den  übrigen 
Export.  Der  Verband  deutscher  Drahtstiftfabriken  hatte  eine 
Verkaufsstelle  für  das  Inland  bei  dem  Bankhaus  Delbrück,  Leo 
und  Co.  in  Berlin  und  eine  für  Exportverkäufe  in  Hamm. 

Die  Auftragskontingentierung  stellt  sich,  wie  Liefinann  ganz 
zutreffend  bemerkt,  als  eine  sehr  feste  und  geschlossene  Kartell- 
form dar.  »Der  komplizierte  Apparat,  der  mit  der  Verkaufsstelle 
stets  verbunden  ist  und  die  nicht  unbedeutenden  Verwaltungs- 
kosten, die  die  Sammlung  und  Verteilung  der  Aufträge,  die  Ein- 
ziehung der  Fakturen,  die  Verrechnung  der  eingegangenen  Beträge, 
endlich  die  Kontrolle  über  die  ganze  Verwaltung  verursachen,  er- 
fordern eine  sichere  Grundlage,  einen  Verband,  dessen  Bestehen 
auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  gesichert  ist.  Deshalb  werden 
diese  Verbände  meist  für  einen  längeren  Zeitraum  eingegangen; 
das  Kohlensyndikat  wurde  im  Jahre  1896  auf  10  Jahre  verlängert. 
Die  meisten  Unternehmer  sind ,  bevor  sie  zu  Auftragskontingen- 
tierungen schritten ,  erst  durch  die  Vorstufe  einer  weniger  festen 
Kartellierung  hindurchgegangen.  Es  zeigt  sich  allgemein  in  den 
Verbänden,  die  schon  eine  längere  Lebensdauer  haben,  das  Be- 
streben, nach  und  nach  zu  engeren  Vereinigungen  überzugehen. 
Der  weitaus  grösste  Teil  aller  Verkaufsstellen  ist  in  den  letzten 
10  Jahren  entstanden.«  Von  den  6y  deutschen  Verbänden  mit 
»Auftragskontingentierung«,  die  Liefmaiiri  bekannt  geworden  sind, 
bestanden  vor  dem  Jahre 

1880  1885  1890  1896 

5  12  34  64 


520 


Dr.  Schäffle: 


Die  Tendenz  zur  Konstituierung  solcher  Verbände  hat  in  den 
letzten  Jahren  ausserordentlich  zugenommen  und  ist  noch  heute 
in  stetem  Wachsen  begriffen.  Besonders  hat  das  Beispiel  des 
Rheinisch-westfälischen  Kohlensyndikats  manche  Industriezweige 
zur  Nachfolge  veranlasst.  Sie  kommen  namentlich  in  Zeiten  stei- 
gender Konjunktur  zu  stände,  weil  deren  sofortige  Ausnutzung 
durch  die  Zentralisation  des  Verkaufs  am  besten  ermöglicht  wird. 

Die  Waren,  welche  von  den  Lief  mann  bekannt  gewordenen 
deutschen  Kartellen  mit  Auftragskontingentierung  zum  Objekt  der 
Verbandsbestimmungen  gemacht  worden  sind,  sind  sehr  mannig- 
faltiger Natur.  Es  sind  vor  allem  Eisenstein,  Thomas-,  Qualitäts- 
puddel-,  Giesserei-  und  Hämatitroheisen,  Stabeisen  und  sonstige 
Walzprodukte,  Röhren,  Weissblech,  Draht,  Drahtstifte,  Gabeln, 
Spiegeleisen,  Feinblech,  Träger,  Zink,  Wismut,  Kalifabrikate,  Am- 
moniak- und  Kristallsoda,  Uranfarben,  Jod,  Brom,  Oxalsäure, 
blausaures  Kali,  Chromkali,  Kohlensäure,  Salinenprodukte,  Paraf- 
finöle, phosphorsaure  Salze,  Ammoniak,  Zement,  Ziegeleiprodukte, 
Kalk,  Gips,  Asphalt,  Sandstein,  Basalt,  Spiegelglas,  Tafelglas,  alle 
Arten  Kohle,  Koks,  Briketts,  Holzstoff  und  verschiedene  Arten 
Garne. 

Ob  die  Geschäftsverteilungs-  oder  die  Gewinnverteilungskar- 
telle die  höhere  und  die  aussichtsreichere  Methode  der  vollkom- 
menen Kartellierung  darstellen,  bleibe  dahingestellt,  da  die  Er- 
fahrung noch  eine  sehr  unvollständige  ist.  Vorläufig  hat  die  erste 
Methode  grössere  Verbreitung.  Wir  führen  jedoch  Liefinajin's 
Ansicht  an,  welcher  bemerkt:  »Die  Gewinnkontingentierung  mit 
Abkauf  der  Produktion  nimmt  den  Unternehmern  die  eine  Hälfte 
ihrer  Wirtschaftsthätigkeit,  die  distributive,  nur  in  der  Pro- 
duktion lässt  sie  dieselben  selbständig.  Sie  ist  darum  (?)  die 
höchste  Stufe  der  Unternehmerverbände.  Eine 
weitere  Beschränkung  ist  nicht  mehr  möglich ,  ohne  dass  dem 
Unternehmer  seine  ganze  Thätigkeit  genommen  wird,  so  dass 
er  aufhört,  Unternehmer  zu  sein  und  blosses  Organ  einer  Gesell- 
schaft, einer  Kollektivunternehmung  wird.  Ein  Schritt  nur  trennt 
diese  Gewinnkontingentierung  von  der  Fusion:  statt  dass  die 
Aktiengesellschaft  jedem  Unternehmer  seine  Produktion  abnimmt, 
kauft  sie  ihm  mit  ihren  Aktien  seine  Unternehmung  ab.  Beispiele, 
dass  deutsche  Industrien  die  Fusion  einer  Gewinn-  oder  Auftrags- 
kontingentierung vorzogen,  sind  gar  nicht  selten.  Band  LX  der 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  enthält  die  Geschichte  von 
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2  solchen  Fusionen,  der  Aktiengesellschaften  »»Vereinigte  Pinsel- 
fabriken«« und  »»Vereinigte  Ultramarinfabriken««.  Diese  Nähe, 
in  welcher  die  vollständigen  Fusionen  zu  den  Gewinnkontingen- 
tierungen mit  Abkauf  der  Produktion  stehen ,  scheint 
mir  der  Grund  dafür  zu  sein,  weshalb  letztere  nicht  häufiger  ab- 
geschlossen sind.  Waren  die  Unternehmer  einmal  so  weit  gekom- 
men, ihre  Selbständigkeit  in  dieser  Weise  einzuschränken,  so  bot 
die  vollkommene  Fusionierung  doch  so  zahl- 
reiche Vorteile,  dass  es  nahe  lag,  eine  solche  statt  einer 
Gewinnkontingentierung  einzugehen.  Allerdings  ist  ja  eine  Fusion 
bei  einer  sehr  grossen  Zahl  von  Betrieben  nicht  gut  möglich, 
während  dies  bei  einer  Gewinnkontingentierung  ohne  Einfluss  ist; 
ich  glaube  daher,  dass  sich  in  Zukunft  die  Zahl  der  Gewinnkon- 
tingentierungen noch  -vermehren  wird  und  es  ist  wohl  nur  eine 
Frage  der  Zeit,  dass  wir  in  Deutschland  in  einzelnen  Industrie- 
zweigen grosse  Kartellbanken  entstehen  sehen.« 

Schliesslich  sei  nur  noch  bemerkt,  dass  beide  Methoden  der 
Kartellierung,  diejenige  der  Geschäfts-  und  diejenige  der  Gewinn- 
verteilung ,  auch  kombiniert  vorkommen.  So  in  dem 
bedeutendsten  der  eigentlichen  Kartelle  Deutschlands,  dem  Unter- 
nehmerverband der  rheinisch-westfähschen  Zechen,  dem  rh.-w. 
»K  o  h  1  e  n  s  y  n  d  i  k  a  t«.  Dieses  Syndikat  ist  ein  Geschäftsver- 
teilungskartell in  der  Hauptsache ,  doch  besteht  dabei  seit  1895 
»auch  noch  eine  subsidiäre  Gewinnkontingentierung  zur  Ausglei- 
chung der  Differenzen ,  die  sich  bei  den  einzelnen  Mitgliedern 
zwischen  dem  Effektivabsatz  und  dem  zugebilligten  Absatzquantum 
ergeben  können«  {Liefmann).  Im  Kartell  der  bayerischen 
Spiegelglasfabriken  sind  folgende  Verträge  enthalten : 
i)  eine  Gewinnkontingentierung  mit  Abkauf  der  Produktion  durch 
eine  dazu  von  den  Mitgliedern  gegründete  Handelsunternehmung 
in  Form  einer  Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftpflicht, 
2)  Einschränkungskartelle ,  und  zwar  auf  Betriebseinschränkung 
und  Einstellung  und  auf  Untersagung  von  Vergrösserungen. 

Kartellorganisation  und  Kartellthätigkeit. 

Die  eingehende  Besprechung  der  Kartellierungsmethoden  hat 
auch  schon  die  Grundformen  der  Organisation  und  der  Thätigkeit 
der  Kartelle  erkennen  lassen. 

Ein  eigenes  Kartellprivatrecht  ist  bis  jetzt  nicht  geschaffen 
und  ein  Bedürfnis  dafür  wie    es  scheint ,    noch    nicht  empfunden. 
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Mit  Verfassung  und  Vollzug  bewegen  sich  die  Kartelle  in  den 
Rechtsformen  der  Societät,  der  Erwerbsgesellschaften,  der  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftbarkeit.  Die  bei  diesen  wirtschaft- 
lichen Vereinigungsweisen  üblichen  Organe,  welche  für  den  Ver- 
band handeln,  und  die  allgemeine  Thätigkeit  des  Vollzuges,  welche 
bei  denselben  stattfindet,  trifft  man  bei  den  Kartellen  wieder  an. 
Daher  ist  zur  Kartellorganisation  und  Kartellthätigkeit  im  Beson- 
deren nur  wenig  zu  bemerken. 

I.  Der  Kartellvertrag.  Die  Grundlage  der  Organi- 
sation wie  des  Vollzuges  ist  der  Kartellvertrag. 

Der  Kartellvertrag  kann  formlos  ohne  feste  Fixierung,  durch 
Beredung  und  Korrespondenz  geschlossen  oder  in  einem  förm- 
lichen Vertrage,  Statute,  festgelegt  sein.  Hienach  wurden  bereits 
stille  (statutlose)  und  statutenmässige  Kartelle  (Statu- 
tarkartelle)  unterschieden.  Bei  einem  Kartell  für  die  Beeinflus- 
sung des  Preises  auf  einer  Auktion  oder  beim  Verkauf  eines 
bestimmten  Objektes  im  Aufstreich  oder  bei  der  Vereinigung  von 
Macklern  in  Beziehung  auf  Ankauf  und  Ausgebot  einzelner  Werte 
(z.  B.  von  Grundstücken,  Häusern)  u.  s.  w.  kommen  und  kamen 
immer  stille  Kartelle  vor.  Bei  Baisse-  und  Hausse-Kartellen  an 
der  Börse  ist  und  war  immer  dasselbe  der  Fall.  Die  stille  Kar- 
tellverabredung genügt  aber  schon  für  die  rudimentäre  Kartellie- 
rung nicht  und  die  eigentlichen  Kartelle ,  zumal  diejenigen  der 
Geschäftsverteilung  verlangen  einen  förmlichen  Vertrag,  in  welchem 
die  Organe  sowie  die  Rechte  und  Pflichten  des  Handelns  der 
Organe  und  der  Mitglieder  festgesetzt  sind,  ein  —  Statut. 

Das  Kartellstatut  triflt  Bestimmungen  über  Zweck  und  Objekt 
des  Kartells;  über  die  Kartellierungsmethoden  ;  über  die  »Mittel« 
des  Kartells  ;  über  die  Beteiligungsziffer ,  die  Limitierungen  und 
Einschränkungen ;  über  Dauer  und  Wirkungsbereich  des  Kartells"; 
über  Mitgliedschaft  und  Verzeichnung  der  Mitgliedschaft ;  über 
Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder,  ihre  Haltung  mit  Konven- 
tionalstrafen und  Bürgschaften  und  Kautionen ;  über  den  Sitz  des 
Kartells ;  über  die  Organe  der  Geschäftsführung  (Syndikat,  Beirat, 
Plenarversammlung,  Kommissionäre,  Verkaufsstellen);  über  Ver- 
tretung nach  aussen ;  über  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
(K.-Schiedsgericht) ;  über  die  Erneuerung,  Auflösung  und  Liqui- 
dation ;  über  die  Beglaubigung  des  Kartellstatuts  und  der  Kartell- 
beschlüsse. 

2)  Die   Kartellorgane.     Eine   genaue   Erhebung    über 
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die  Einrichtung  und  Gliederung  dieser  Organe  ist  in  umfassender 
Weise  nicht  gepflogen.  So  viel  aber  steht  fest,  dass  alle  Ein- 
richtungen der  Erwerbsgesellschaft,  der  Genossenschaft  und  des 
Vereins  mehr  oder  weniger  vollständig  auch  beim  kartellmässigen 
Unternehmerverband  wiederkehren  :  Vorstandschaft  (Syndikat,  Di- 
rektorium, Beirat,  Plenarversammlung).  Diesen  Organen  haben 
für  Zwecke  der  Geschäftsführung  die  einzelnen  Mitglieder  Hilfs- 
dienste zu  erweisen,  namentlich  durch  Mengen-  und  Preismeldungen 
über  Aufträge,  Verkäufe  u.  s.  w. 

Der  Vorstand  wird  handlungsfähig  gestellt  werden  müssen, 
aber  auch  für  wichtigere  Beschlüsse  an  den  Beirat,  für  Feststellung 
der  Beteiligungsziffern  und  der  Preislimite  wohl  für  die  Regel  an 
die  einmütige  Zustimmung  aller  Genossen  zu  binden  sein.  Beson- 
deres lässt  sich  hierüber  nicht  feststellen. 

Zur  Geschäftsführung  der  eigentlichen  Kartelle  ist  immer  ein 
besonderes  Vollzugsorgan  (Syndikat,  Verkaufsstelle  bei  der  Auf- 
tragskontingentierung) erforderlich.  Die  Geschäftsführung  kann 
übertragen  sein:  einem  Verbandsmitglied,  einem  dritten  Kommis- 
sionshaus, einem  einfachen  Verbandsbureau  (Kontor),  welches  in 
Korrespondenz  mit  den  Mitgliedern  und  deren  Kunden  die  Ge- 
schäfte erledigt. 

Hienach  ist  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  der  Organisation 
wahrzunehmen  und  dem  entsprechend  gestaltet  sich  auch  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Syndikats  gegenüber  dem  einzelnen  Kartell- 
genossen und  wieder  des  Kartellgenossen  dem  Kartellkunden 
gegenüber  in  sehr  verschiedenartiger  Weise.  Je  fester  die  Orga- 
nisation ist,  je  mehr  der  Verband  selbständig  im  gemeinen  Inter- 
esse handelt,  statt  bloss  zu  ermitteln  und  zu  vermitteln,  zu  ver- 
teilen und  einzukassieren ,  je  mehr  das  Kartell  mit  juristischer 
Persönlichkeit  als  Aktien-  oder  als  Handelsgesellschaft  auftritt, 
desto  mehr  übernimmt  der  ganze  Verband  statt  des  Einzelnen 
Kosten  und  Haftverpflichtungen.  Je  nach  der  Wahl  der  einen 
oder  anderen  Organisationsweise  fällt  also  der  Verkehr  jedes 
Genossen  mit  den  Kunden  (Fakturierung,  Inkasso  u.  s.  w.),  sowie 
die  Haftung  für  Lieferung  gegen  den  Kunden,  das  Delcredere  ent- 
weder dem  einzelnen  Genossen  oder  aber  dem  Syndikat  bezw. 
dem  Kartellverband  zu.  Auch  bei  Syndikatkartellen  wird,  je  nach- 
dem des  Syndikat  blosse  Vermittelungsstelle  ist  oder  selbständig 
für  den  Verband  handelt,  ganz  oder  doch  mehr  oder  weniger 
entweder  der  Unternehmer,  welchem  ein  Geschäft  zugemittelt  wird. 
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oder  der  Verband,  oder  für  den  letzteren  die  Verkaufsstelle  selbst 
verpflichtet.  Der  Kunde  des  Kartells  wird  mehr  Rechtssicherheit 
haben,  wenn  der  einzelne  Kartellgenosse,  welcher  kauft  oder  liefert, 
dem  Kunden  haftet;  desto  geringer  ist  umgekehrt  die  Rechts- 
sicherheit des  Genossen  gegenüber  einem  Kunden ,  welchen  er 
nicht  beigebracht  hat  und  auf  die  Zahlungsfähigkeit  nicht  hat 
prüfen  können.  Die  Konstituierung  des  Verbandes  zu  einer  juristi- 
schen Person  in  Gestalt  der  Aktiengesellschaft  oder  der  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftbarkeit  gestattet,  alle  Haftung,  das 
Delcredere  u,  s.  w.  auf  den  Verband  zu  übernehmen.  Doch  ist 
das  vorteilhafter  für  die  Genossen  als  für  die  Kundschaft;  denn 
bei  Liquidation  des  Verbandes  können  zwar  die  Kundenansprüche 
geltend  gemacht  werden,  aber  nicht  mit  voller  Sicherheit,  da  der 
Verband  für  die  Regel  nur  mit  einem  sehr  geringen  Eigenver- 
mögen konstituiert  ist. 

Die  festeste  und  zugleich  umfassendste  Organisation 
ist  mindestens  für  die  Produzentenkartelle  im  Grossbetriebe  die 
beste  und,  was  technischen  Fortschritt  betrifft,  zugleich  die  frucht- 
barste. Matern  legt  dies  aus  dem  Leben  heraus  treffend  in  fol- 
genden Worten  (a.  a.  O.  S.  59)  dar:  »Einem  festeren  Zusammen- 
schluss  stellten  sich  anfänglich  überall  Schwierigkeiten  entgegen, 
die  aus  dem  persönlichen  Eigenwillen  des  Einzelnen  resultieren; 
erst  allmählich  schwinden  diese  Schwierigkeiten  mit  der  wachsen- 
den Einsicht  bei  den  Kartellierten  ,  dass  eine  wirkungsvolle  Ver- 
tretung der  Gemeinschaft  die  Verzichtleistung  auf  kleinliche  Son- 
derinteressen zur  Voraussetzung  hat.  Lose  Vereinigungen  erwie- 
sen sich  bei  diesen  Industrien  sehr  bald  als  völlig  untauglich ;  sie 
zerfielen,  um  alsdann  nach  kurzer  Zeit  in  festerer  Form  wieder 
aufzuleben.  Mit  Ausnahme  der  Kaliindustrie  ,  die  mit  Bezug  auf 
die  Produktionsstätte  räumUch  ganz  eng  begrenzt  bleibt,  sind  die 
behandelten  Industrien  räumlich  nicht  begrenzt,  und  Norden  und 
Süden ,  und  Westen  und  Osten  konkurrieren  auf  dem  gleichen 
Absatzmarkt.  Unter  solchen  Umständen  hat  das  Kartell  einer 
einzelnen  Fabrikantengruppe  nur  einen  massigen  Wert;  in  Er- 
kenntnis dessen  strebten  die  führenden  Männer  das  Zustandekom- 
men einzelner  Kartellgruppen  in  allen  Landesteilen  an  und  eine 
gegenseitige  Verständigung  bezüglich  Vereinigung  dieser  einzelnen 
Landesgruppen  zu  einem  alle  Einzelkartelle  umfassenden  Haupt- 
kartell. In  einzelnen  Industrien,  z.  B.  der  Salinen-,  Pulver-,  Holz- 
stoff-  und  Eisenindustrie ,  hat  sich  die  Zusammenfassung   der  ge- 
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samten  Landesindustrie  zu  einem  einzigen  Verbände  allmählich 
vollzogen  ,  und  zwar  nicht  zum  Nachteil  des  Gesamtwohls ,  und 
noch  viel  weniger  des  technischen  Fortschritts.  Gerade  in  Be- 
ziehung auf  letzteren  hat  sich  die  Kartellierung  als  ausserordent- 
lich fördersam  erwiesen,  wie  solches  aus  den  betreffenden  Schil- 
derungen klar  ersichtlich  ist  und  von  jedem  Industriellen  als  ganz 
natürHch  und  selbstverständlich  erachtet  wird  ;  dass  die  durch  die 
»freie  Konkurrenz«  bewirkte  Not  ein  besonders  wirksamer  Sporn 
zu  technischen  Verbesserungen  sei,  das  wähnen  lediglich  gewisse 
Theoretiker  am  grünen  Tisch,  die  noch  niemals  einem  technischen 
Betriebe  vorgestanden  haben ,  sich  trotzdem  aber  berufen  fühlen, 
die  deutschen  Industrien  dahin  zu  belehren ,  dass  eine  möglichst 
geringe  Verzinsung  ihres  Kapitals  und  ihrer  Arbeitskraft  sie  in 
besonders  hohem  Grade  zu  technischen  Fortschritten  befähige! 
Das  bedeutendste  Kartell  und  das  von  einer  einsichtslosen  Presse 
am  meisten  angefeindete,  ist  das  der  Aktiengesellschaft  Rhei- 
nisch-westfälisches Kohlensyndikat.  Dieses  Kartell 
ist  besonders  lehrreich.  Der  heutigen  festen  Form  der  Vereini- 
gung (Aktiengesellschaft)  der  rheinisch-westfälischen  Kohlenwerke 
sind  im  Laufe  mehrerer  Jahre  alle  anderen  Vereinigungsformen 
vorausgegangen,  —  sie  bildeten  die  natürlichen  Entwickelungs- 
stufen  zu  der  heutigen  festgeschlossenen  Aktiengesellschaft«. 

Das  Kartell  als  lebendige  Arbeit,  als  Kartellthätigkeit,  ist 
durch  die  Darstellung  der  Kartellmethoden  der  Hauptsache  nach 
bereits  zur  Anschauung  gebracht  worden  und  wurden  zu  diesem 
Zweck  sowohl  einige  Handwerkskartelle ,  als  einige  Industriekar- 
telle im  Früheren  genauer  gezeichnet  (S.  483  ff.  und  sonst).  Allge- 
mein sind  nur  noch  einige  eigentümliche  Massnahmen 
ins  Auge  zu  fassen ,  welche  zur  Ueberwindung  der  besonderen 
Schwierigkeiten  bei  Gründung  und  Erhaltung  der  Kartelle  ergriffen 
werden  müssen.  Dabei  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den  Wider- 
ständen ,  welche  innerhalb  des  Kartellkreises  und  jenen ,  welche 
von  aussen,  namentlich  von  Seite  der  Outsiders  sich  erheben. 

Beiderlei  Widerstände  pflegen  mit  besonderer  Stärke  bei  der 
Gründung  und  bei  der  periodischen  Erneuerung  der  Kartelle 
sich  zu  erheben  und  am  meisten  war  das  in  den  Anfängen  des 
Kartellwesens  der  Fall,  was  leicht  zu  begreifen  ist.  Das  Kartell 
legt  jedem  Genossen  Opfer  an  ungebundener  Freiheit  auf.  Es  um- 
schränkt seine  Freiheit  durch  gemeinsame  Ordnung,  und  obwohl 
die  Unterwerfung  unter  diese  Ordnung  nur  vorteilhaft  ist,  —  um 
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SO  vorteilhafter,  je  durchgreifender  sie  wird;  —  so  bedarf  es  erst 
der  Erfahrung  von  den  Schäden  der  schrankenlosen  Konkurrenz, 
um  sich  der  kartellmässigen  Balancierung  von[Angebot  und  Nach- 
frage fügen  zu  lernen.  »Ein  Blick  in  verschiedene  Jahrgänge  der 
»»Industrie««  bietet  zahlreiche  Beispiele  dafür,  wie  immer  und 
immer  wieder  Verhandlungen  eingeleitet ,  abgebrochen  und  neu 
angefangen  wurden ,  bis  sie  schliesslich  zu  einem  befriedigenden 
Ergebnis  führten ;  besonders  wenn  es  sich  um  die  Errichtung 
einer  festen  Verbandsorganisation  ,  eines  sogenannten  Syndikats 
handelt ,  machen  sich  grosse  Schwierigkeiten  bemerkbar ,  da  die 
Beteiligungsziffer  jedes  Kontrahenten  festgesetzt  werden  muss ; 
eine  kleine  Anzahl  von  Männern,  meist  Leiter  grosser  Unterneh- 
mungen oder  Rechtsanwälte,  hat  sich  gelegentlich  der  Gründung 
von  Verbänden  um  die  deutsche  Industrie  sehr  verdient  gemacht« 
{Liefmann). 

In  den  Anfängen  der  Kartellierung  mochte  weiter  von  der 
Anteilnahme  am  Kartell  die  falsche  Furcht  abschrecken ,  von 
der  liberalen  Presse  wegen  der  Zuwiderhandlung  gegen  das 
Dogma  vom  volkswirtschaftlichen  Konkurrenzharmonismus  ver- 
vehmt  zu  werden.  Dieses  Dogma  ist  zwar,  wie  später  in  ein- 
dringender Weise  nachgewiesen  werden  wird ,  wissenschaftlich 
völlig  unhaltbar,  aber  noch  heute  wirkt  es  nach  in  der  beliebten 
Geheimnisthuerei  der  Kartelle,  welche  wieder  nur  der  Ent- 
faltung einer  gesunden ,  frischen  ,  frohen  Kartellpraxis  abträglich 
werden  konnte.  »Insofern  die  kartellierten  Industriellen  ihre  eigenen 
Organisationen  für  illegale  Gebilde  erachten,  ist  es  sehr  verständ- 
lich, wenn  sie  ihre  Veilchenrolle  möglichst  lange  zu  spielen  suchen. 
Es  ist  auch  weiter  verständlich  ,  dass  sie  ihre  Organisationen  für 
solche  halten,  die  das  volle  Tageslicht  nicht  vertragen  ,  insofern 
sie  selbst  theoretisch  noch  dem  Glauben  an  die  alleinseligmachende 
freie  Konkurrenz  huldigen  .  .  .  Seitens  der  Industriellen  selbst 
sind  die  Kartellbestrebungen  in  Deutschland  bisher  lediglich  von 
dem  beschränkten  Standpunkt  des  Eigeninteresses  behandelt  wor- 
den ,  und  weil  man  vermeinte  ,  dass  dieses  Eigeninteresse  dem 
nationalen  Gesamtinteresse  nachteilig  sein  könnte ,  oder  sogar 
müsste,  sucht  man  diese  Bestrebungen  möglichst  geheim  zu  hal- 
ten«  {Matern). 

Indessen  beschränken  sich  die  Gründungs-  und  Erneuerungs- 
schwierigkeiten der  Kartellierung  keineswegs  auf  das  allgemeine 
Widerstreben  gegen  Freiheitsbeschränkung.     Es  kommen  dazu  — 
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und  diese  weiteren  Schwierigkeiten  werden  wohl  immer  den  ver- 
wundbarsten Punkt  der  Kartellierung  bilden  - —  auch  das  Zurück- 
haltender wirtschaftlich,  daher  auch  bei  freier 
Konkurrenz  kräftigsten  Berufs  genossen  von  der  Be- 
teiligung und  das  Herzudrängen  der  wirtschaftlich  schwächsten 
Unternehmungen.  Das  macht  die  Gründung,  besonders  die  erst- 
maligen Kontingentierungen  und  Limitierungen  schwierig ,  aber 
auch  jede  Erneuerung,  da  nach  Verlauf  einer  Kartellperiode  jeder 
Genosse  gerne  glaubt,  relativ  kräftiger  geworden  zu  sein,  also  auf 
erhöhtes  Kontingent  Anspruch  zu  haben ,  während  nicht  leicht 
ein  Kartellgenosse  glaubt  und  offen  zugesteht,  inzwischen  zurück- 
geblieben zu  sein.  Das  ist  dann  auch  der  Grund ,  dass  Kartelle 
nicht  unkündbar  auf  lange  Zeiten  zu  stände  kommen  können. 
Nationalökonomisch  lässt  sich  der  Punkt,  von  wo  an  das  Einzel- 
unternehmen dem  Individual-  statt  dem  Kartellmonopol  zustrebt, 
scharf  bezeichnen  ;  es  ist  der  Punkt,  wo  der  Einzelne  für  die  ganze 
Nachfrage,  bezw.  das  ganze  Angebot  die  Angebots-  bezw.  Nach- 
fragekonkurrenz schlagen  kann.  Ebenso  der  Punkt,  von  wo  an 
das  Kartell  schwächere  Berufsgenossen  als  Outsiders  liegen  und  zu 
Grunde  gehen  zu  lassen  ,  ein  Interesse  hat ;  das  ist  der  Punkt, 
von  wo  an  man  für  Peisbeeinflussung  die  Konkurrenz  der  schwä- 
cheren Geschäfte  nicht  mehr  zu  fürchten  braucht.  Von  dem 
ersteren  Punkt  ab  beginnt  der  Drang  zum  Kartellabfall  der  stärk- 
sten ,  vom  zweiten  ab  das  Streben  zur  Kartellabstossung  der 
schwächsten  Geschäfte.  Ein  Kartellbeitrittszwang  gegen  die  erste- 
ren ist  ebensowenig  einzuführen  ,  als  ein  Beitrittsrecht  der  letz- 
teren, wenn  dem  Kartell  nicht  sein  eigenster  Charakter  genommen 
werden  will ;  wir  kommen  hierauf  zurück.  Das  Kartell  ist  eben 
nicht  im  Stande ,  das  auch  volkswirtschaftlich  unverrückbare  Ge- 
setz der  Entwickelung  durch  Auslese,  durch  Uebermächtigwerden 
und  durch  Zurückbleiben  im  Kampfe  ums  Dasein  aufzuheben. 

Wirft  man  einen  Rückblick  auf  die  bis  jetzt  aufgetretenen 
Erscheinungen  der  Kartellmethoden ,  der  Kartellorganisation  und 
der  Kartellthätigkeit ,  so  gelangt  man  zu  der  offenliegenden  Er- 
kenntnis ,  dass  der  Unternehmerverband  als  Anwendung  der  Ge- 
nossenschaft für  monopolistische  Preisbeeinflussung  durch  Besei- 
tigung von  Konkurrenz  das  feste  Gefüge  und  den  festen  Bestand 
von  wirtschaftlichen  Vereinigungen  für  andere  Zwecke,  z.  B.  von 
Erwerbsgesellschaften  nicht  besitzt  und  nicht  erlangen  kann.  Man 
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wird  zwar  nicht  umhin  können,  das  Kartell  als  machtvolles  Mittel  zur 
teilweisen  Beseitigung  der  Schäden  der  Konkurrenz  anzuerkennen, 
auch  wird  man  es  in  dieser  Hinsicht  als  einen  Fortschritt  in  der 
Ausbildung  der  kapitalistischen  Volkswirtschaft  mit  günstigem  Auge 
anzusehen  haben.  Gleichwohl  wird  man  nicht  behaupten  dürfen, 
dass  das  Kartell  den  Gipfel  der  Vollkommenheit  in  der  Organi- 
sation des  sozialen  Produktions-,  Umsatz-  und  Absatzprozesses  dar- 
stelle. Die  eigentlichen  Kartelle  sind  schwerfällige  und  doch 
kündbare  Verbände.  Sie  enthalten  nicht  die  Bürgschaft,  dass  die 
leistungsfähigsten  Unternehmungen  des  Geschäftszweiges  beitreten, 
dass  nicht  immer  wieder  aufs  Neue  Outsiders  auftreten ,  dass  also 
vergeudende  Konkurrenz  nicht  fortdauere,  nicht  wieder  eintrete.  Sie 
legen  dem  einzelnen  Kartellanten  eine  weitgehende  Beschrän- 
kung auf,  deren  er  sich  ehethunlichst  durch  thatsächliche  Erobe- 
rung eines  überlegenen  Individualmonopols  wieder  zu  entledigen 
sucht.  Sie  sind  nur  Ordnungen  für  den  Preiskampf  zwischen  den 
Unternehmern  selbst,  nicht  auch  solche  zwischen  den  Unterneh- 
mern und  Arbeitgebern,  zwischen  den  Unternehmern  und  Kredit- 
gebern ,  endlich  zwischen  den  Unternehmern  und  Konsumenten, 
für  welche  eine  besondere  Kampforganisation  den  Unternehmern 
gegenüber  erforderlich  bleibt.  Im  Kartell  ist  nur  erst  ein  An- 
lauf und  entwickelungsgeschichtlich  vielleicht  ein  erster  Ansatz 
zu  einer  geschlossenen  berufsgenossenschaftlichen  Organisation 
zugleich  des  Unternehmerkapitals,  des  Leihkapitals  und  der  Lohn- 
arbeit, aber  keine  volle  Durchführung  solcher  Organisation  zu  er- 
kennen. 

Das  Kartell  kann  nur  dann  Aussicht  auf  Konsolidation  ge- 
winnen, wenn  die  kartellierende  Unternehmerwelt  selbst  in  der 
Ausbeutung  der  im  Kartell  gewonnenen  thatsächlichen  Monopol- 
stellung Mass  halten  will.  Sie  darauf  hinzudrängen,  wird  sich  uns 
als  die  Hauptaufgabe  der  Kartellpolitik  ergeben. 
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DER  ÜBERGANG  VON  DER  ERTRAGS-  ZUR 
EINKOMMENSBESTEUERUNG 

AUS  ANLASS  DER 
WÜRTTEMBERGISCHEN  STEUERREFORM. 

VON 
Dr.  FRANZ  SCHMID. 


Bei  der  Durchführung  der  immer  noch  schwebenden  Reform 
der  württembergischen  Staatsbesteuerung  bietet  die  Frage  nach 
der  Art  und  Weise  der  Kombinierung  der  einzuführenden  allge- 
meinen Einkommenssteuer  mit  den  bisherigen  Ertragssteuern  nicht 
geringe  Schwierigkeiten  dar,  die  in  der  Hauptsache  darauf  be- 
ruhen, dass  es  diese  Kombination  so  durchzuführen  gilt,  dass  sie 
den  Bedürfnissen  eines  Uebergangsstadiums  entspricht.  Und  so 
sehen  wir  denn  auch,  dass  die  Ansichten  über  den  Modus  dieser 
Kombination  sehr  geteilt  sind.  Anders  nämlich  denkt  sich  den- 
selben die  Regierung,  die  ursprünglich  allerdings  wohl  eher  Dinge 
im  Auge  hatte,  die  auf  Dauer  berechnet  sein  sollten,  später  aber, 
als  alles  über  den  zunächst  provisorischen  Charakter  der  Steuer- 
reform einig  war,  nichtsdestoweniger  ihre  Vorschläge  als  die  an- 
geblich richtigeren  aufrecht  hielt ,  anders  Professor  Neuina7in  zu 
Tübingen  in  seiner  Schrift:  »Die  persönlichen  Steuern  vom  Ein- 
kommen, verbunden  mit  Ertrags-  oder  mit  Vermögenssteuern  mit 
besonderer  Beziehung  auf  württembergische  Verhältnisse« ,  und 
wieder  anders  die  Mehrheit  der  Steuerkommission  und  des  Ple- 
nums des  Hauses  der  Abgeordneten. 

Genügend  bekannt  und  erörtert  ist,  was  den  Intentionen  der 
Regierung  und  Neumann's  entspricht.  Dagegen  dürfte  dies  we- 
niger der  Fall  sein  bezüglich  der  vom  Haus  der  Abgeordneten 
gefassten  Beschlüsse.  Und  es  mag  sich  daher  das  Folgende  in 
der  Hauptsache  mit  ihnen  beschäftigen ,    zumal  dieselben  ,    wenn 
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nicht  neuerdings  ein  gewisser  Umschwung  erfolgt  ist ,  vielleicht 
am  meisten  Aussicht  haben ,  Gesetz  zu  werden.  Die  Regierung 
hält  nämlich  ihren  Entwurf  zwar,  wie  schon  erwähnt,  immer  noch 
für  das  Richtigere,  hat  aber  bereits  die  Erklärung  abgegeben,  dass 
auch  die  in  Rede  stehenden  Beschlüsse  des  Hauses  der  Abgeord- 
neten nicht  unannehmbar  für  sie  seien. 

Sucht  man  sich  nun  zunächst  einen  Einblick  in  den  Inhalt 
dieser  Beschlüsse  zu  verschaffen,  so  thut  man  gut,  dieselben  nach 
ihrer  verschiedenen  Richtung  auf  die  Ertragssteuern  einerseits  und 
auf  die  Einkommenssteuer  andrerseits  auseinander  zu  halten.  Da- 
neben ist  aber  dann  noch  zu  beachten,  was  in  denselben  im  An- 
schluss  an  die  auf  die  Ertragssteuern  bezügliche  Normierung  hin- 
sichtHch  der  Gemeindebesteuerung  bestimmt  ist. 

Was  zuerst  den  auf  die  Ertragssteuern  bezüglichen  Beschluss 
betrifft,  so  kann  man  sagen,  dass  derselbe  gewissermassen  in  der 
Mitte,  allerdings  nicht  in  der  richtigen  Mitte  zwischen  den  Be- 
stimmungen des  Regierungsentwurfs  und  den  Neumann'schen  Dar- 
legungen steht. 

Der  Regierungsentwurf  schlägt  nämlich  ,  um  dies  der  Voll- 
ständigkeit und  des  besseren  Verständnisses  halber  anzuführen, 
vor,  die  bisherige  sog.  Einkommenssteuer  von  Dienst  und  Beruf 
und  ebenso  den  die  gewerbliche  Arbeit  belastenden  Teil  der  Ge- 
werbesteuer als  Steuern  auf  unfundierte  Bezüge  künftig  ganz  fallen 
und  in  der  Einkommenssteuer  aufgehen  zu  lassen  und  nur  die 
Kapitalrenten-,  Grund-  und  Gebäudesteuer  sowie  den  das  gewerb- 
Hche  Betriebskapital  belastenden  Teil  der  Gewerbesteuer,  letzteren 
mit  einer  gewissen  Modifikation,  neben  der  Einkommenssteuer  in 
gleichmässigen,  aber  selbstverständlich  ermässigten  Sätzen  beizu- 
behalten. 

Neumann  aber  giebt  zur  Erwägung,  ob  es  nicht  das  Rich- 
tigere wäre ,  an  den  bisherigen  Belastungsverhältnissen  mög- 
lichst wenig  zu  ändern  und  daher  neben  der  einzuführenden  all- 
gemeinen Einkommenssteuer  die  bisherigen  Ertragssteuern  thun- 
lichst  ohne  Aenderung  ihres  Charakters  und  ohne  Ausnahme, 
also  einschliesslich  der  gewerblichen  und  beruflichen  Arbeits- 
steuern beizubehalten,  aber  derart,  dass  die  Steuersätze  für  die 
Ertragssteuern  auf  gewerbliche  und  berufliche  Arbeit  stärker  er- 
mässigt  würden,  als  diejenigen  für  die  andern  Ertragssteuern. 

Dem  gegenüber  hat  die  Steuerkommission  und  das  Plenum  des 
Hauses  der  Abgeordneten  den  Beschluss  gefasst,  nach  Einführung  der 
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allgemeinen  Einkommenssteuer  die  sog.  Einkommenssteuer  vom 
Dienst  und  Beruf  fallen  zu  lassen,  bezüglich  der  übrigen  Ertrags- 
steuern aber  vorzuschlagen,  einerseits  dass  für  dieselben  »ein  ein- 
heitlicher Satz  durch  das  Finanzgesetz  zu  bestimmen«  sei,  na- 
mentlich aber  andrerseits,  dass  »der  Steuerberechnung«  das  bis- 
herige Kapitalrenten-  und  Gebäudekataster  unverändert,  dagegen 
»das  Grundkataster  mit  einem  Abzug  von  20  Proz. ,  sowie  das 
Gewerbekataster  mit  einem  Abzug  von  50  Proz.  zu  Grunde  zu 
legen«  sei. 

Man  sieht :  Durch  die  gänzliche  Ausscheidung  der  bisherigen 
»Einkommenssteuer«  von  Dienst  und  Beruf  schliesst  sich  der  Be- 
schluss  des  Hauses  der  Abgeordneten  an  den  Regierungsentwurf 
an,  während  er  sich  hiedurch  von  dem  Neumann'schen  Vorschlag 
unterscheidet ;  durch  die  Beibehaltung  des  bisherigen  Charak- 
ters der  Gewerbesteuer  als  einer  Steuer  vom  Gewerbeertrage 
einschliesslich  des  persönlichen  Arbeitsverdienstes  aber  entfernt 
er  sich  vom  Regierungsentwurf  und  lehnt  sich  in  dieser  Beziehung 
an  den  Neumann'schen  Grundgedanken  an.  Und  insofern  kann 
man  sagen  ,  dass  derselbe  zwischen  Regierungsentwurf  und  Neu- 
mann'schen Darlegungen  die  Mitte  hält.  Freilich  ist  die  nähere 
Ausgestaltung  der  Gewerbesteuer,  wonach  am  Gewerbekataster 
ein  Abzug  von  50  Proz.  zu  machen  und  dieser  Abzug  gleich- 
massig  auf  Kapital  und  Arbeit  zu  beziehen  ist,  ebenso  eine  spe- 
zifische Eigentümlichkeit  des  Beschlusses  des  Hauses  der  Abge- 
ordneten wie  die  Normierung  eines  2oprozentigen  Abzugs  am 
Grundkataster. 

Was  nun  aber  das  Korrelat  der  Ertragssteuern,  nämlich  die 
allgemeine  Einkommenssteuer,  mit  der  jene  zu  kombinieren  sind, 
näherhin  die  hier  allein  interessierende  S  kala  dieser  Einkommens- 
steuer betrißt,  so  steht  der  hierauf  bezügliche  Beschluss  des  Hau- 
ses der  Abgeordneten  prinzipiell  auf  gleichem  Boden  mit  dem 
Regierungsentwurf,  während  er  sich  vom  Neumann'schen  Gedanken 
scharf  unterscheidet.  Allerdings  ist  die  vom  Haus  der  Abgeord- 
neten beschlossene  Einkommenssteuerskala  in  ihrem  Aufbau  von 
derjenigen  des  Regierungsentwurfs  sehr  verschieden.  Es  braucht  ja 
nur  an  den  Maximalsatz  von  6  Proz.  bei  der  ersteren  und  den  von 
4  Proz.  bei  der  letzteren  erinnert  zu  werden.  Allein  hier  handelt  es 
sich  in  erster  Linie  um  eine  andere  Frage  von  mehr  grundlegender 
Bedeutung,  nämlich  um  die  Frage,  ob  die  Einkommenssteuerskala 
den  Charakter  des  Endgültigen  oder  des  Provisorischen  hat.  Und  in 
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dieser  Beziehung  steht  der  Beschluss  des  Hauses  der  Abgeordneten 
auf  gleicher  Grundlage  wie  der  Entwurf.  Denn  er  normiert  in  Ueber- 
einstimmung  mit  ihm  diese  Skala  endgültig.  Freilich  hat  dies  beim 
Beschluss  des  Hauses  der  Abgeordneten  einen  ganz  anderen  Sinn, 
als  beim  Regierungsentwurf,  da  der  letztere  nach  Einführung  der 
Einkommenssteuer  nur  noch  fundierte,  der  erstere  dagegen  da- 
neben auch  noch  unfundierte  Bezüge  in  den  Bereich  der  Ertrags- 
besteuerung zu  ziehen  gedenkt.  Anders  aus  diesem  Grunde  Neu- 
mann ,  dem  die  Beibehaltung  der  Arbeitsertragssteuern  eine  zu- 
nächst provisorische  Gestaltung  der  Einkommenssteuerskala  als 
wünschenswert  erscheinen  lässt. 

Neben  dem  bisher  Berührten  kommt  nun  aber  noch  eine  Be- 
stimmung in  Betracht,  die  das  Haus  der  Abgeordneten  bezüglich 
der  Gemeindebesteuerung  getroffen  hat.  Und  diese  geht  dahin, 
dass  der  »Abzug  an  dem  Grund-  und  Gewerbekataster«  »auch 
für  die  Kommunalbesteuerung  massgebend«  sei,  dass  aber  »ab- 
weichende Bestimmungen  hievon  zu  treffen«  »dem  Gesetz,  be- 
treffend die  Besteuerungsrechte  der  Gemeinden  und  Amtskörper- 
schaften vorbehalten«  sei,  eine  Bestimmung,  durch  die  sich  der 
Beschluss  des  Hauses  der  Abgeordneten  ebenso  vom  Regierungs- 
entwurf wie  von  den  Neumann'schen  Ausführungen  unterscheidet, 
die  sich  beide  eines  solchen  Uebergriffs  auf  das  Gebiet  der  Ge- 
meindebesteuerung enthalten. 

Hienach  tragen  die  Beschlüsse  des  Hauses  der  Abgeordneten 
einerseits  Züge  des  Regierungsentwurfs  und  der  Neumann'schen 
Arbeit  an  sich,  andererseits  aber  weichen  sie  in  wichtigen  Punkten 
von  beiden  ab  und  tragen  so  als  Ganzes  ihr  eigenes  Gepräge. 
Fragt  man  nun  aber  nach  den  Gründen ,  die  bestimmend  sein 
mochten,  die  in  Rede  stehenden  Beschlüsse  zu  fassen  ,  so  findet 
man,  dass  man  im  Schosse  der  Steuerkommission  und  des  Ple- 
nums des  Hauses  der  Abgeordneten  eifrig  bemüht  war,  Gesichts- 
punkte ins  Feld  zu  führen,  die  für  die  Wahrung  des  jetzigen  Cha- 
rakters der  Gewerbesteuer  im  Gegensatz  zu  der  von  der  Regie- 
rung geplanten  Ausscheidung  des  persönlichen  Arbeitsverdienstes 
aus  derselben  und  Verwandlung  derselben  in  eine  Betriebskapital- 
steuer sprechen  sollten.  Ja,  man  hat  in  dieser  Beziehung  des 
Guten  sogar  zu  viel  gethan  und  so  neben  zweifellos  zutreffenden 
Argumenten  auch  weniger  haltbare  Momente  angeführt. 

Ist  doch  z.  B.  geltend  gemacht  worden ,  »eine  massige  Her- 
anziehung aller  Gewerbetreibenden  zur  Gewerbesteuer«    sei  unter 
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anderem  auch  deshalb  zu  empfehlen,  »weil  thatsächlich  für  den 
Ertrag  aus  den  Gewerben  keineswegs  bloss  der  persönliche  Ar- 
beitsverdienst und  das  Betriebskapital  massgebend  seien,  sondern 
auch  noch  andere  Faktoren,  wie  z.  B.  sichere  Kundschaft,  die  so 
gut  eine  Art  von  fundiertem  Besitz  repräsentiere  wie  ein  Betriebs- 
kapital«, >'dann  aber  deshalb,  weil  sonst  viele  Gewerbetreibende, 
die  kein  Betriebskapital,  aber  ein  ganz  gutes  Einkommen  haben, 
wie  beispielsweise  Agenten,  Friseure  und  Kaminfeger ,  von  der 
Gewerbesteuer  ganz  frei  bleiben  würden.« 

Nun  dürfte  es  aber ,  was  die  Berufung  auf  solche  Faktoren 
wie  sichere  Kundschaft  betrifft ,  nicht  richtig  sein ,  dieselben  auf 
das  Gewerbe  im  ganzen  zur  Anwendung  zu  bringen,  da  doch  im 
einzelnen  Gewerben  mit  sicherer  solche  mit  unsicherer  Kund- 
schaft gegenüberstehen.  Sodann  möchte  eine  einigermassen  aus- 
reichende Berücksichtigung  solcher  Faktoren  im  Steuersystem  ge- 
radezu ein  Ding  der  Unmöglichkeit  sein.  Und  daher  ist  auch  in 
der  Denkschrift  betreffend  die  Weiterbildung  der  direkten  Steuern 
mit  Recht  ausgeführt,  »dass  von  allen«  »verschiedenen  Abstufungen 
in  der  Sicherheit  und  Nachhaltigkeit  des  Einkommens«  »bei  Be- 
gründung der  höheren  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens 
vornehmlich  die  Unterscheidungen«  »herausgegriffen«  werden, 
»welche  auf  Vermögen  einerseits  und  Arbeit  andererseits  beruhen.« 
Wenn  dem  aber  so  ist,  wenn  solche  Faktoren  wie  sichere  Kund- 
schaft dauernd  zurücktreten  sollen  hinter  dem  Faktor  des  Ver- 
mögensbesitzes, dann  dürfte  es  wenig  gerechtfertigt  sein,  dieselben 
für  die  Uebergangszeit  besonders  zu  urgieren.  Namentlich  aber 
dürfte  zu  beachten  sein ,  dass  die  Berücksichtigung  solcher  Fak- 
toren, wenn  sie  überhaupt  durchführbar  wäre,  doch  nicht  bloss 
mit  Bezug  auf  einen  einzigen ,  sondern  mit  Bezug  auf  sämtliche 
Berufszweige  und  unter  Vergleichung  derselben  darauf  hin,  ob 
und  in  welchem  Masse  solche  Faktoren  bei  jedem  von  ihnen  im 
Verhältnis  zu  allen  andern  zutreffen,  stattzufinden  hätte.  Solche 
Vergleichung  der  verschiedenen  Berufszweige  mit  einander  ist  aber 
hier  wohlweislich  gar  nicht  versucht,  vielmehr  nur  das  Gewerbe  iso- 
liert ins  Auge  gefasst.  Das  aber  bedeutet  einen  methodischen  Fehler. 

Was  sodann  das  Andere  betrifft,  dass  nämlich  eine  massige 
Heranziehung  aller  Gewerbetreibenden  zur  Gewerbesteuer  sich 
auch  deshalb  empfehle  ,  weil  sonst  viele  Gewerbetreibende ,  die 
kein  Betriebskapital,  aber  ein  ganz  gutes  Einkommen  haben,  von 
der  Gewerbesteuer  ganz  frei  bleiben  würden,  so  ist  hier  dem  Mo- 
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ment  des  Besitzes  eines  ganz  guten  Einkommens  eine  selbstän- 
dige Bedeutung  behufs  Begründung  besonderer  Belastung  gewerb- 
licher Arbeitseinkünfte  ausserhalb  der  Einkommenssteuer  zuge- 
schrieben, die  ihm  in  dieser  Richtung  nach  finanzwissenschaftlichen 
Grundsätzen  mit  nichten  zukommt  und  im  vorliegenden  Falle  um 
so  weniger  zukommen  kann,  als  ja  der  Landtag  eine  Einkommen- 
steuerskala beschlossen  hat,  die  mit  Recht  so  hoch  steigt,  um  die 
ganz  guten  Einkommen  genügend  zu  fassen ,  zu  denen  übrigens 
die  der  Friseure  und  Kaminfeger  im  allgemeinen  doch  noch  nicht 
gehören  möchten. 

Mit  diesen  beiden  Argumenten  hat  man  in  der  That  die 
richtigen  Grenzen  überschritten.  Und  auch  darin  dürfte  man 
sich  einer  Täuschung  hingeben ,  dass  man  meint ,  durch  Beibe- 
haltung der  jetzigen  den  ganzen  Ertrag  umfassenden  Gewerbe- 
steuer und  Reduzierung  derselben  um  eine  gewisse  Quote  ver- 
meide man  die  bei  Umwandlung  der  Gewerbesteuer  in  eine  Betriebs- 
kapitalsteuer unausweichliche  Frage  nach  der  Höhe  der  Verzin- 
sung der  gewerblichen  Betriebskapitalien.  Nein,  wenn  diese  Re- 
duktion der  Intention  des  Hauses  der  Abgeordneten  entsprechend 
mit  Rücksicht  auf  den  in  der  Gewerbesteuer  enthaltenen  persön- 
lichen Arbeitsverdienst  geschieht  und  daher  eine  solche  Gesamt- 
höhe des  Gewerbekatasters  herbeiführen  soll ,  dass  dasselbe  dem 
Grade  der  Fundierung  des  gewerblichen  Ertrags  entspricht, 
so  ist  ja  die  Beantwortung  der  Frage  nach  der  Höhe  der  Ver- 
zinsung der  gewerblichen  Betriebskapitalien,  wenn  man  sich  nicht  an 
bisherige  Verhältnisse  anschliessen  will,  unerlässliche  Voraussetzung 
für  die  Bestimmung  des  Masses  jener  Reduktion,  sofern  dieselbe  nicht 
im  Wege    schrankenloser  Willkür   festgestellt  werden  will. 

Dagegen  verdienen  unter  den  für  Wahrung  des  jetzigen  Cha- 
rakters der  Gewerbesteuer  geltend  gemachten  Gründen  zwei  Mo- 
mente alle  Beachtung ,  nämlich  einerseits  der  Hinweis  darauf, 
dass  eine  solche  Lösung  sich  schon  deshalb  empfehle  ,  weil  es 
sich  zunächst  um  eine  »Uebergangszeit«  handle ,  »über  welche 
man  doch  besser  die  alten  Kataster  beibehalte«,  und  andererseits 
die  Hervorhebung  des  Gesichtspunkts,  dass  auf  diesem  Wege  auch 
dem  Interesse  der  Gemeindebesteuerung  am  besten  entsprochen 
werde,  da  für  Gemeindezwecke  statt  der  Betriebskapitalsteuer  eine  die 
Betriebskapitalsrente  und  den  Arbeitsverdienst  zugleich  belastende 
Steuer  vielfach  die  passendere  Form  der  Gewerbesteuer  sei  und 
daher    bei  Wahrung  des  jetzigen  Charakters   der    staatHchen  Ge- 
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Werbesteuer  die  bei  Annahme  des  Regierungsentwurfs  notwendig 
werdende  Führung  zweier  Gewerbekataster  vermieden  werde. 

Allein  es  kann  wenig  befriedigen ,  wenn  hierin  und  in  der 
übrigens  nicht  ganz  einwandsfreien  Motivierung  des  20proz.  Ab- 
zugs am  Grundkataster  mit  der  zurückgegangenen  Grundrente  die 
ganze  Begründung  sich  erschöpft.  Spricht  doch  für  Wahrung  des 
jetzigen  Charakters  der  Gewerbesteuer  auch  der  unsichere  Cha- 
rakter der  Grundsteuer  und  wäre  doch,  zumal  die  mit  Bezug  auf 
die  Gewerbesteuer  angeführten  Gesichtspunkte  schon  vorher  von 
anderer  Seite  geltend  gemacht  und  daher  bekannt  sind,  in  erster 
Linie  eine  bindige  Erklärung  gerade  darüber,  was  an  den  in  Rede 
stehenden  Beschlüssen ,  abgesehen_  von  jenem  20  proz.  Abzug 
am  Grundkataster,  neu  und  eigentümlich  erscheint,  von  Interesse. 
Man  vermisst  eine  Erklärung  darüber,  warum  ein  fester  Abzug 
in  der  Höhe  von  50  Proz.  am  Gewerbekataster  gemacht  werden 
soll ,  warum  die  Wahrung  des  jetzigen  Charakters  der  Gewerbe- 
steuer in  Form  einer  gleichmässigen  Reduktion  von  gewerblicher 
Kapital-  und  Arbeitssteuer  im  Gegensatz  etwa  zu  einer  blossen  Re- 
duktion der  gewerblichen  Arbeitssteuer  stattfinden  soll,  warum  man 
einen  Uebergriff  in  das  Gebiet  der  Gemeindebesteuerung  für  nötig  hält, 
warum  man  gewissen  Gedanken,  die  zu  den  auf  die  Gewerbe-  und 
Grundsteuer  bezüglichen  Normierungen  geführt  haben,  nicht  wei- 
ter Raum  gegeben  hat  u.  dgl.  Für  alle  diese  Punkte  findet  man  in 
den  Verhandlungen  der  Steuerkommission  und  des  Plenums  des 
Hauses  der  Abgeordneten  überwiegend  gar  keine,  im  übrigen  aber 
nur  eine  ganz  unzureichende  und  falsche  Begründung.  Und  dies 
ist  auch  leicht  erklärlich.  Es  lässt  sich  eben  keine  einigermassen 
zureichende  Begründung  hiefür  geben.  Denn  gerade  nach  den 
angedeuteten  Richtungen  hin  (und  in  dem,  was  sich  hieran  schliesst) 
sind  die  Schattenseiten  der  vom  Haus  der  Abgeordneten  über 
den  Modus  der  Kombinierung  der  Einkommenssteuer  mit  den 
Ertragssteuern  gefassten  Beschlüsse  zu  suchen.  Und  so  erweisen 
sich  denn  dieselben  bei  näherer  Prüfung  als  ziemlich  bedenklich. 

Vor  allem  dürfte  es  wenig  Zustimmung  verdienen,  wenn  das 
jetzige  Gewerbekataster  um  die  feste  Quote  von  50  Proz.  er- 
mässigt  werden  und  diese  Ermässigung  sich  gleichmässig  auf  das 
gewerbliche  Betriebskapital  und  die  gewerbliche  Arbeit  beziehen 
soll.  Und  man  hat  auch  in  der  Steuerkommission  und  im  Ple- 
num des  Hauses  der  Abgeordneten  zugestanden,  dass  dieser  auf 
die  Gewerbesteuer  bezügliche  Beschluss  mehr  ein  Durchhauen  als 
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ein  Lösen  des  Knotens  bedeute.     Allein  man  hat  seine  Schatten- 
seiten doch  nicht  richtig  gewürdigt. 

Was  nämlich  die  Höhe  jenes  Abzugs  betrifft,  den  man  ange- 
sichts der  Einführung  der  Einkommenssteuer  »mit  Rücksicht  dar- 
auf« bestimmt  hat,  »dass«  man  »den  wirklichen  persönlichen  Ar- 
beitsverdienst der  Gewerbetreibenden  nicht  doppelt  besteuern« 
wollte,  m.  a.  W.,  dass  man  dem  Gewerbekataster  eine  solche 
Höhe  geben  wollte,  dass  es  dem  Grade  seiner  Fundierung  ent- 
spräche, so  waren  jene  50  Proz.  natürlich  nur  willkürlich  zu  be- 
stimmen. Und  man  hat  sich  dies  auch  nicht  verhehlt.  Allein  man 
hätte  sich  auch  nicht  verhehlen  sollen,  dass  es  gilt,  solche  Will- 
kür, die  in  derartigen  Dingen  nie  ganz  zu  vermeiden  ist,  wenigstens 
in  thunlichst  enge  Grenzen  zu  bannen.  Und  um  dies  zu  erreichen, 
hätte  man  gut  daran  gethan,  Eines,  nämlich  das  Ziel  der  Einfüh- 
rung einer  Vermögens-  resp.  Vermögenseinkommenssteuer  sich  zur 
leitenden  Richtschnur  zu  nehmen.  Hätte  man  aber  dies  gethan, 
d.  h.  wäre  man  bestrebt  gewesen ,  die  Höhe  der  Gewerbesteuer 
so  zu  bemessen,  dass  sie  etwa  dem  entspräche,  was  später  an  Ver- 
mögens- resp.  Vermögenseinkommenssteuer  auf  das  Gewerbe  ent- 
fallen möchte,  so  wäre  man  wahrscheinlich  auf  eine  stärkere  Er- 
mässigung des  jetzigen  Gewerbekatasters  als  die  von  50  Proz.  ge- 
kommen. Gedenkt  man  nämlich  später  an  Stelle  der  Ertrags- 
steuern eine  der  preussischen  ähnliche  Vermögenssteuer  zu  setzen, 
so  kann  der  Wert,  der  den  gewerblichen  Betriebskapitalien  gegen- 
über die  Grundlage  dieser  Vermögenssteuer  zu  bilden  hat,  mangels 
jeglichen  Anhaltspunkts  für  die  Festellung  eines  Anschlagswerts 
kein  anderer  als  der  sog.  Verkehrswert  sein.  Dieser  Verkehrs- 
wert der  Betriebskapitalien  als  beweglicher  und  beliebig  vermehr- 
barer Dinge  aber  muss,  wie  Neumann  a.  a.  O.  gezeigt  hat,  infolge 
bestimmter  Gravitationsgesetze  die  Tendenz  zeigen,  sich  ähnlich 
zu  verzinsen  wie  Geldkapitalien.  Daher  dürfte  im  Gebiet  der 
Ertragsbesteuerung  eine  dem  landesüblichen  Zinsfuss  entsprechende 
Rente  der  Betriebskapitalien  dem  Verkehrswerte  derselben  im  Be- 
reich der  Vermögensbesteuerung  korrespondieren,  und  somit  durch 
eine  der  Höhe  einer  solchen  Rente  angepasste  Reduktion  des 
jetzigen  Gewerbekatasters  die  dem  Gewerbe  während  des  Ueber- 
gangsstadiums  zuzumutende  Ertragssteuerlast  am  ehesten  in  Ein- 
klang mit  dem  gebracht  werden,  was  später  das  Gewerbe  an  Ver- 
mögenssteuer zu  tragen  hat.  Nicht  weniger  angezeigt  möchte  eine 
in  dieser  Weise    bestimmte    und    bemessene   Reduktion    des    Ge- 
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Werbekatasters  aber  auch  für  den  Fall  sein,  dass  es  an  Stelle  einer 
eigentlichen  Vermögenssteuer  zur  Einführung  einer  Vermögens- 
einkommenssteuer kommen  sollte.  Denn  bei  einer  solchen  Steuer, 
die  gewisse  Härten  einer  reinen  Vermögenssteuer  auszuschliessen 
bestimmt  wäre,  hätte  man  ja,  wie  Neumann  auf  S.  249  ff.  des  Jg. 
1897  der  »Wahrheit«  dargethan  hat,  zu  letzterem  Zweck  gerade 
auf  den  landesüblichen  Zinsfuss  zurückzugreifen.  Von  einer  Rück- 
sichtnahme auf  derartige  künftige  Gestaltungen  ist  nun  aber  der 
Beschluss  des  Hauses  der  Abgeordneten  weit  entfernt.  Denn  der- 
selbe läuft  auf  eine  weit  über  dem  landesüblichen  Zinsfuss  stehende 
Rente  aus  dem  gewerblichen  Kapitalvermögen  hinaus.  Den  35  Mil- 
lionen Betriebskapitalsertrag  nämlich,  die  z.  B.  per  1895/97  von  der 
Regierung  veranschlagt  wurden,  entspricht  ein  Zinsfuss  von  rund 
etwa  6  Proz.  Nun  käme  man  aber ,  wenn  man  dem  Beschlüsse 
des  Hauses  der  Abgeordneten  gemäss  das  Gewerbekataster  um 
50  Proz.  ermässigt,  für  jene  Jahre  auf  einen  Betrag  von  42  Millionen, 
also  auf  einen  Betrag,  der  grösser  wäre,  als  jene  35  Millionen. 
Demgemäss  ergäbe  sich  hiebei  ein  Prozentsatz,  der  noch  höher 
wäre,  als  jene  6  Proz.,  und  also  erheblich  über  dem  landesüblichen 
Zinsfuss  von  3,5 — 4  Proz.  stände.  Um  auf  die  Vermögens-  resp. 
Vermögenseinkommenssteuer  vorzubereiten,  wäre  es  also  geboten 
gewesen,  am  Gewerbekataster  einen  mehr  als  50  prozentigen  Ab- 
zug zu  machen.  Man  hätte  aber  ausserdem  vielleicht  auch  gut 
daran  gethan,  denselben  beweglich  statt  fest  zu  bestimmen,  be- 
weglich in  dem  Sinne,  dass  er  der  Differenz  zwischen!  dem  j  e- 
weiligen  gesamten  Gewerbeertrage  und  der  aus  dem  jeweiligen 
Wert  des  Betriebskapitals  unter  Zugrundelegung  des  landesüb- 
lichen Zinsfusses  sich  ergebenden  Betriebskapitalsrente  entspräche. 
Wollte  man  aber  auch  von  alledem  absehen  und  jenen  Ab- 
zug von  50  Proz.  als  zutreffend  anerkennen,  auch  dann  muss  die 
in  Rede  stehende  Gestaltung  der  Gewerbesteuer  als  eine  wenig 
glückliche  erscheinen.  Ist  doch  der  ganze  Charakter  der  letzteren 
ein  sonderbarer.  Jene  50  Proz.  sollen  nämlich  bei  Einführung 
der  Einkommenssteuer  vom  Gewerbekataster  mit  Rücksicht  auf  den 
darin  enthaltenen  persönlichen  Arbeitsverdienst,  wie  wir  sahen,  ab- 
gezogen werden.  Trotzdem  aber  soll  aus  den  für  Wahrung  des 
jetzigen  Charakters  der  Gewerbesteuer  sprechenden  Gründen  das 
gewerbliche  Arbeitseinkommen  zur  Aufbringung  des  so  um  50  Proz. 
reduzierten  Katasterbetrags  ebenso  beitragen,  wie  der  gewerbliche 
Kapitalertrag.     Man  hat  es  also  hiebei  mit  einem  Gewerbekataster 
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ZU  thun,  das  in  seiner  Gesamthöhe  auf  den  Grundsatz  höherer 
Belastung  fundierter  Bezüge,  in  der  Einzelbelastung  aber  auf  andere 
Gesichtspunkte  zugeschnitten  ist,  d.  h.  einen  doppelten  Charakter 
trägt. 

Nun  kann  man  ja  einwenden,  dass  infolge  der  regelmässigen 
Beteiligung  von  Kapital  und  Arbeit  bei  der  gewerblichen  Pro- 
duktion die  gleichmässige  Heranziehung  des  halben  Kapital-  und 
Arbeitsertrags  im  praktischen  Effekt  vielfach  etwa  auf  das  Gleiche 
herauskomme,  wie  die  Belastung  des  vollen  Kapitalertrags  allein, 
und  dass  deshalb  jener  anscheinend  zwiespältige  Charakter  viel- 
fach verschwinde.  Indessen  ist  die  Regel  wohl  eine  ungleiche 
Beteiligung  von  Kapital  und  Arbeit  an  der  gewerblichen  Produktion, 
und  jener  doppelte  Charakter  wird  daher  auch  in  der  Regel  mehr 
oder  weniger  zum  Vorschein  kommen.  Ganz  besonders  aber  muss 
derselbe  sich  —  und  das  ist  wohl  zu  beachten  —  in  den  un- 
zähligen Fällen  geltend  machen,  in  denen  Gewerbebetrieben  mit 
vorwiegend  oder  ausschliesslich  kapitalistischer  Produktion  solche 
mit  überwiegend  oder  ausschliesslich  auf  Arbeit  beruhender  Pro- 
duktionsart gegenüberstehen.  Ist  nun  diese  zwiespältige  Charakter- 
eigenschaft schon  an  sich  widerwärtig,  so  erscheint  sie  namentlich 
bedenklich  in  ihren  praktischen  Folgen  und  zwar  namentlich  hin- 
sichtlich des  gewerblichen  Arbeitsverdienstes  und  dessen,  was  da- 
mit zusammenhängt,  aber  auch  hinsichtlich  des  gewerblichen  Be- 
triebskapitals. 

Was  nämlich  den  persönlichen  Gewerbeverdienst  anlangt,  so 
trifft  denselben  beim  Beschlüsse  des  Hauses  der  Abgeordneten  in 
der  beizubehaltenden  gewerblichen  Arbeitssteuer  noch  eine  zweite 
Steuer  neben  der  einzuführenden  Einkommensteuer.  Nun  ist  eine 
Belastung  dieses  persönlichen  Arbeitsverdienstes  mit  zwei  Steuern, 
obwohl  derselbe  als  unfundierter  Bezug  unter  Verhältnissen,  die 
auf  Dauer  berechnet  sind  ,  nur  der  Einkommenssteuer  zu  unter- 
werfen ist,  aus  schon  öfter  genannten  Gründen  während  des  Ueber- 
gangsstadiums  ja  gar  nicht  zu  beanstanden.  Jedoch  nur  unter 
einer  Voraussetzung,  nämHch  unter  der  Voraussetzung,  dass  diese 
Belastung  mit  zwei  Steuern  nicht  zu  einer  effektiven  Doppelbela- 
stung, Ueberlastung  führt.  Die  Voraussetzung  aber  fehlt  bei  dem 
zwiespältigen  Wesen  der  geplanten  Gewerbesteuer  im  vorliegen- 
den Falle,  und  zwar  deswegen,  weil  es  infolge  dieses  doppelten 
Wesens  kaum  möglich  sein  dürfte,  für  die  in  der  Gewerbesteuer 
stattfindende  Belastung  des  persönlichen  Gewerbeverdienstes  eine 
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Ausgleichung  zu  schaffen. 

Freilich  ist  eine  solche  Ausgleichung  versucht  worden  mit 
jener  Bestimmung,  wonach  der  Abzug  am  Grund-  und  Gewerbe- 
kataster (in  der  Regel)  auch  für  die  Kommunalbesteuerung  mass- 
gebend sein  soll.  Heisst  es  doch  in  einer  Rede  des  Berichter- 
statters Hähnle  vom  14.  Dezember  1897  :  »Eine  Annäherung«  (der 
Minderheit)  »an  den  Mehrheitsbeschluss«  (wonach  am  staatlichen 
Grund-  und  Gewerbekataster  20  resp.  50  Proz.  abzuziehen  sind) 
»ergab  sich  schUesslich  durch  die  Annahme  des  von  dem  Bericht- 
erstatter Hähnle  eingebrachten  Antrags,  den  Abzug  an  dem  Grund- 
und  Gebäudekataster«  (soll  offenbar  heissen :  Grund-  und  Ge- 
werbekataster) »in  verbindlicher  Form  auch  auf  die  Gemeindebe- 
steuerung auszudehnen.  Damit  ist  für  den  nach  dem  Mehrheits- 
beschluss im  Gemeindekataster«  (muss  natürlich  heissen  :  Gewerbe- 
kataster) »verbleibenden  persönlichen  Arbeitsverdienst,  welcher 
infolge  dessen,  wenn  auch  nur  zu  50  Proz.  doppelt  besteuert  wird, 
eine  Ausgleichung  gefunden,  weil  durch  diesen  Beschluss  das  Ge- 
werbekataster in  der  Regel  auch  nur  mit  50  Proz.  zum  Amts-  und 
Gemeindeschaden  herangezogen  werden  kann«. 

Allein  hiegegen  ist  mancherlei  einzuwenden.  Vor  allem  das, 
dass  bei  dem  dargelegten  zwiefachen  Charakter  der  Gewerbesteuer 
eine  Ausgleichung  der  dem  gewerblichen  Arbeitsverdienst  in  der 
staatlichen  Gewerbesteuer  zugemuteten  Belastung  überhaupt  nicht 
möglich  sein  dürfte.  Jedenfalls  wäre  dieselbe  ein  zweischneidiges 
Schwert.  Einzelnen  Gewerbebetrieben  gegenüber  nämlich  wäre 
sie  nicht  mehr  als  billig,  aber  zu  gleicher  Zeit  würde  sie  eine 
ganz  und  gar  nicht  gerechtfertigte  Begünstigung  des  Gewerbes 
im  Ganzen  auf  Kosten  der  andern  Berufsklassen  in  Staat  und 
Gemeinde  zusammen  bedeuten.  Denn  die  dem  Gewerbe  als  gan- 
zem Berufszweig  zugemutete  Last  wäre  ja,  da  jener  Abzug  von 
50  Proz.  am  Gewerbekataster  mit  Rücksicht  auf  den  in  letzterem 
enthaltenen  persönlichen  Arbeitsverdienst  zu  machen  wäre,  die 
Richtigkeit  der  Höhe  jenes  Abzugs  immer  vorausgesetzt,  nicht 
grösser,  als  dem  Grade  der  Fundierung  des  gewerblichen  Ein- 
kommens entspricht,  d.  h.  also  normal,  und  daher  einer  Ausglei- 
chung weder  bedürftig  noch  fähig.  Und  so  befindet  man  sich  denn 
infolge  des  doppelten  Wesens  der  Gewerbesteuer  in  einer  Sack- 
gasse, aus  der  kaum  ein  Entrinnen  möglich  ist. 

Doch  auch  wenn  die  hienach  wohl  zu  verneinende  Möglich- 
keit  einer  Ausgleichung  vorhanden  wäre,    so    dürfte    eine    solche 
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jedenfalls  unter  keinen  Umständen  auf  dem  vom  Haus  der  Abge- 
ordneten beschrittenen  Wege  versucht  werden,  der  sich  bei  einiger 
Prüfung  als  durchaus  schief  erweist,  und  zwar  wenn  man  von  den 
Fällen,  in  denen  Abweichungen  von  der  den  50 prozentigen  Ab- 
zug betreffenden  Bestimmung  sollen  stattfinden  dürfen  und  auf 
eine  Ausgleichung  ausnahmsweise  von  vornherein  absichtlich  ver- 
zichtet wird,  absieht,  in  folgenden  Richtungen. 

Einmal  nämlich  ist  es  unverständlich,  warum  nicht  das  ge- 
werbliche Arbeitskataster  allein,  sondern  auch  das  Betriebskapi- 
talkataster in  der  Gemeinde  eine  Reduktion  von  50  Proz.  erfahren 
soll,  obwohl  doch  eine  Ausgleichung  der  staatUchen  Belastung  nur 
dem  persönlichen  Arbeitsverdienste,  dagegen  nicht  dem  gewerb- 
lichen Kapitalertrage  gegenüber  erforderlich  erscheint,  der  ja  als 
bloss  zur  Hälfte  veranlagt  nicht  zu  hoch,  sondern  zu  nieder  be- 
steuert wäre  und  daher  eher  einer  Ergänzung  in  entgegenge- 
setztem Sinn  bedürfte. 

Sodann  aber  hat  man  nicht  genügend  beachtet,  dass  Staats- 
steuerlast und  Gemeindesteuerlast  gleichwertige  Grössen  sein 
müssten,  wenn  die  eine  zur  Ausgleichung  der  andern  sollte  dienen 
können.  Das  aber  ist  nicht  der  Fall.  Denn  im  Jahre  1890/9. 
z.  B.  war  ein  Gemeindeschaden  in  128  Gemeinden  des  Landes 
überhaupt  nicht  erforderlich.  Im  Uebrigen  aber  betrug  derselbe 
in  371  Gemeinden  unter  100  Proz.,  in  736  Gemeinden  100 — 200 
Proz.,  in  627  Gemeinden  200 — 400  Proz.  und  in  49  Gemeinden 
über  400  Proz.  der  Staatssteuerbetreffe.  Ein  Abzug  von  50  Proz. 
am  kommunalen  Gewerbekataster  wäre  also  in  den  verschiedenen 
Gemeinden  von  sehr  verschiedener  Wirkung  und  würde  in  den 
gar  keinen  oder  nur  einen  unter  100  Proz.  der  Staats-Steuerbe- 
treffe  stehenden  Gemeindeschaden  umlegenden  Gemeinden  die 
angestrebte  Ausgleichung,  wie  auch  von  dem  Berichterstatter 
HäJinle  hervorgehoben  wurde,  entweder  gar  nicht  oder  nur  teil- 
weise bringen,  in  den  übrigen  Gemeinden  aber  meist  erheblich 
über  das  Ziel  hinausschiessen,  d.  h.  nicht  nur  vollen  Ersatz  bieten, 
sondern  sogar  eine  positive  Entlastung  und  Begünstigung  der  ge- 
werblichen Arbeitsverdienste  bedeuten.  Das  aber  wären  Erschei- 
nungen, die  doch  im  höchsten  Grade  unerwünscht  sein  müssen 
und  zu  deren  »Entschuldigung«  »der  provisorische  Charakter  der 
ganzen  Organisation«   kaum  »angeführt  werden  kann«. 

Endhch  aber  kommt  in  Betracht ,  dass  jener  50  prozentige 
Abzug  am  kommunalen  Gewerbekataster   ganz  und  gar  nicht  im 
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Einklang  mit  dem  Interesse  der  Gemeindebesteuerung  selber  stände. 
Es  verdient  ja  sicherlich  Zustimmung,  wenn  in  der  Steuerkom- 
mission hervorgehoben  worden  ist,  dass  die  thunlichste  Wahrung 
des  jetzigen  Charakters  der  Gewerbesteuer  sich  auch  vom  Stand- 
punkt der  Gemeindebesteuerung  aus  empfehle.  Denn  für  Ge- 
meindezwecke zur  Realisierung  des  Prinzips  der  »Leistung  nach 
Gegenleistung«  dürfte,  wie  Verfasser  an  anderem  Orte  auszuführen 
sich  erlaubte,  eine  den  ganzen  Gewerbeertrag  belastende  Gewerbe- 
steuer sich  besser  eignen,  als  eine  blosse  Betriebskapitalsteuer. 
Auch  dürfte  nicht  zu  bestreiten  sein ,  dass  man  sich,  wenn  die 
Ertragssteuern  für  die  Gemeinden  noch  auf  lange,  für  den  Staat 
dagegen  nur  noch  auf  kurze  Zeit  eine  Rolle  zu  spielen  bestimmt 
sind,  bei  Beantwortung  der  Frage,  was  nach  Einführung  der  all- 
gemeinen Einkommenssteuer  mit  der  jetzigen  Gewerbesteuer  ge- 
schehen soll ,  nach  dem  zu  richten  hat ,  was  dem  Interesse  der 
Gemeindebesteuerung  entspricht.  Und  es  dürfte  also  dem  Be- 
schlüsse des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  Standpunkt  der 
Gemeindebesteuerung  aus  nur  beizustimmen  sein,  wenn  er  den 
Charakter  der  jetzigen  Gewerbesteuer  als  einer  Steuer  vom  ge- 
samten Gewerbeertrage  zu  wahren  bestrebt  ist.  Allein  damit 
ist  noch  nicht  alles  in  Ordnung.  Will  man  dem  Interesse  der 
Gemeindebesteuerung  und  dem  Prinzip  der  »Leistung  nach  Gegen- 
leistung« ganz  und  voll  entsprechen,  so  ist  es  geboten,  die  Ge- 
meinden aus  dem  Quell  der  den  ganzen  Gewerbeertrag  umfassen- 
den Gewerbesteuer  auch  ganz  und  voll  schöpfen  zu  lassen.  Mit 
diesem  Gebote  aber  ist  der  in  Rede  stehende  Abzug  von  50  Proz. 
unvereinbar,  der  nach  dem  Beschlüsse  des  Hauses  der  Abgeord- 
neten in  erster  Linie  und  nach  einer  Bemerkung  des  Berichter- 
statters Hähnle  in  der  Regel  massgebend  sein  soll,  während  es 
»dem  Gesetz,  betreffend  die  Besteuerungsrechte  der  Gemeinden 
und  Amtskörperschaften«,  nur  »vorbehalten«  sein  soll,  »abwei- 
chende Bestimmungen  hievon  zu  treffen«.  In  Wahrheit  wäre  ge- 
rade der  umgekehrte  Weg  angezeigt.  Zur  Realisierung  des  Prin- 
zips der  »Leistung  nach  Gegenleistung«  sollte  in  erster  Linie 
darauf  gehalten  werden ,  den  Gemeinden  das  gesamte  Gewerbe- 
kataster ungekürzt  und  ungeschmälert  zu  gewähren  und  höchstens 
für  besonders  geartete  Fälle  sollten  Abweichungen  hievon  ge- 
stattet werden. 

Nach    alledem  möchte    der    in  Rede    stehende  Uebcrgriff    in 
das  Gebiet  der  Gemeindebesteuerung,    auch  wenn    man  von    der 
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von  vornherein  vorliegenden  Unmöglichkeit  der  damit  bezweckten 
Ausgleichung  ganz  absieht,  als  durchaus  ungerechtfertigt  erschei- 
nen. Eine  Ausgleichung  der  dem  gewerblichen  Arbeitsverdienst 
in  der  staatlichen  Gewerbesteuer  zugemuteten  Belastung  wäre 
vielmehr  einzig  und  allein  im  Gebiete  der  Staatsbesteuerung  selber 
möglich  und  zwar,  da  von  einer  die  gewerblichen  Arbeitseinkünfte 
allein  betreffenden  milderen  Behandlung  in  der  Einkommenssteuer 
aus  Gründen  der  praktischen  Durchführung  abzusehen  sein  möchte, 
auf  dem  Wege,  dass  die  staatliche  Einkommenssteuerskala  nicht 
in  endgültiger,  sondern  provisorischer  Weise  so  gestaltet  würde, 
dass  ihre  Sätze  gegenüber  der  endgültigen  Regelung  um  so  viel 
niedriger  gehalten  würden,  als  der  Inanspruchnahme  des  persön- 
lichen Gewerbeverdienstes  in  der  Gewerbesteuer  entspräche.  Es 
wäre  dann  dem  persönlichen  Gewerbeverdienst  durch  die  vorüber- 
gehende teilweise  Belastung  desselben  in  der  Gewerbesteuer  nichts 
zu  Leide  gethan.  Vielmehr  käme  hiebei  das,  was  derselbe  jetzt 
und  später  zu  steuern  hätte,  etwa  auf  das  Gleiche  heraus.  Denn 
was  er  jetzt  an  Gewerbesteuer  gegen  später  mehr  zahlte,  das  zahlte 
er  an  Einkommensteuer  weniger,  als  später  und  was  er  später 
an  Einkommenssteuer  mehr  zahlte,  als  jetzt^  das  höbe  sich  durch 
den  späteren  Wegfall  der  gewerblichen  Arbeitssteuer  auf.  Und 
das  gleiche  träfe  auch  auf  die  anderen  Einkommens-  resp.  Ertrags- 
kategorien zu.  Aber  freilich  für  einen  solchen  Ausgleichungsmo- 
dus bildet  der  zwiespältige  Charakter  der  geplanten  Gewerbesteuer 
ein  Hindernis  wie  für  jeden  andern.  Denn  die  in  Betracht  kommende 
provisorische  Gestaltung  der  Einkommenssteuerskala  mit  ihren  re- 
duzierten Sätzen  würde  zwar  wohl  der  gewerblichen  Arbeitser- 
tragsbesteuerung im  Einzelnen  gegenüber  eine  billige  Ausglei- 
chung bedeuten,  allein  dieselbe  würde,  da  das  Gewerbekataster  im 
Ganzen  nicht  höher  wäre,  als  dem  Grade  seiner  Fundierung  ent- 
sprechen soll,  und  daher  keiner  Ausgleichung  bedürfte,  zugleich 
eine  Entlastung  des  Gewerbes  im  Ganzen  auf  Kosten  der  andern 
Berufe  in  sich  schliessen  und  daher  kaum  zu  rechtfertigen  sein. 

Hienach  käme  man  bei  der  vom  Haus  der  Abgeordneten 
beliebten  Gestaltung  der  Gewerbesteuer,  um  eine  Doppelbelastung, 
eineUeberlastung  des  persönlichen  Gewerbeverdienstes  nicht  herum. 
Dieselbe  aber  bedeutete  nicht  bloss  eine  bedenkliche  Härte  an 
sich,  sondern  müsste  auch  mit  Rücksicht  auf  die  spätere  Gestal- 
tung der  Dinge  als  unzweckmässig  erscheinen.  Kommt  es  näm- 
lich zum  endgültigen  Abschluss  der  Steuerreform  durch  Einführung 
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der  Vermögens-  resp.  Vermögenseinkommenssteuer,  so  käme  die 
dem  gewerblichen  Arbeitsverdienste  in  der  Gewerbesteuer  zuge- 
mutete Last,  da  die  jetzt  schon  endgültig  normierte  Einkommens- 
steuerskala später  keine  Veränderung  erlitte,  natürlich  ohne  jede 
Kompensation  in  Wegfall ,  d.  h.  es  würde  nach  ein  paar  Jahren 
dem  persönlichen  Arbeitsverdienst  wieder  abgenommen,  was  man 
ihm  jetzt  auferlegen  zu  sollen  glaubt,  und  hiemit  eine  Lastenver- 
schiebung Platz  greifen,  die  besser  vermieden  würde.  Auch  noch 
aus  anderem  Grunde  erscheint  die  Doppelbelastung  des  gewerb- 
lichen Arbeitseinkommens  peinlich,  nämlich  wegen  der  darin  lie- 
genden ungünstigeren  Behandlung  desselben  gegenüber  dem  sog. 
Einkommen  aus  Dienst  und  Beruf. 

Brächte  nun  die  geplante  Gewerbesteuer,  wie  sich  ergeben 
hat,  eine  Ueberlastung  des  persönlichen  Gewerbeverdienstes,  also 
namentlich  der  hauptsächlich  auf  Arbeit  sich  stützenden  kleinen 
Gewerbebetriebe  mit  sich,  so  schlösse  sie  andererseits  wegen  der 
Reduktion  des  gewerblichen  Kapitalkatasters  auf  die  Hälfte,  die 
Richtigkeit  des  Abzugs  von  50  Proz.  immer  vorausgesetzt,  eine 
Begünstigung  des  gewerblichen  Kapitalertrags,  also  hauptsächlich 
der  grossen  Unternehmungen,  ganz  besonders  der  Aktiengesell- 
schaften in  sich ,  für  die  es ,  wie  auf  der  Hand  liegt ,  so  wenig 
eine  Ergänzung  gäbe,  wie  für  die  Zuvielbelastung  des  persönlichen 
Gewerbeverdienstes  eine  Ausgleichung.  Diese  Begünstigung  aber 
wäre  ebenfalls  wenig  erfreulich.  Denn  es  hätte  mit  derselben 
eine  ähnliche  Bewandtnis,  wie  mit  der  Ueberbelastung  des  persön- 
lichen Arbeitsverdienstes,  nur  in  umgekehrter  Richtung.  Sie  wäre 
nämlich  nicht  bloss  ungerecht,  sondern  auch  eine  schlechte  Vor- 
bereitung auf  die  Einführung  der  Vermögens-  resp.  Vermögens- 
einkommenssteuer. Denn  zu  letzteren  Steuern  ist  natürlich  das 
gesamte  und  nicht  bloss  das  halbe  Betriebskapital  heranzuziehen, 
und  man  müsste  daher  später  dem  Betriebskapital  das,  was  man 
ihm  jetzt  abnehmen  zu  sollen  glaubt,  wieder  auferlegen,  d.  h.  eine 
Lastenverschiebung  innerhalb  von  ein  paar  Jahren  vornehmen, 
die  doch  besser  unterbliebe.  Aber  auch  im  Hinblick  auf  die  an- 
dern Kapitalertragskategorien  müsste  die  spezielle  Begünstigung 
gewerblicher  Kapitalerträge  wenig  angenehm  berühren. 

So  dürfte  denn  nach  Allem,  was  darzulegen  versucht  wurde, 
die  vom  Haus  der  Abgeordneten  geplante  Gewerbesteuer  als 
ziemlich  verwerflich  erscheinen,  einmal  wegen  der  zu  geringen 
Höhe  des  Abzugs  von  50  Proz.,  sodann  aber,  hievon  ganz  abge- 


544  ^^-   F''^"^-  Schmid  : 

sehen  und  die  Richtigkeit  der  Höhe  dieses  Abzugs  selbst  zuge- 
standen, wegen  ihres  widerspruchsvollen  Wesens  und  der  hieraus 
sich  ergebenden  Ungereimtheiten, 

Nun  aber  zum  20prozentigen  Abzug  am  Grundkataster !  Was 
diesen  betrifft,  so  ist  einmal  zu  beachten,  dass  derselbe  effektiv  dem 
Grundbesitz  nicht  ganz  und  voll  zu  Gute  käme  und  der  Erfolg,  den 
man  mit  ihm  anstrebte,  also  nur  teilweise  einträte.  Denn  dadurch, 
dass  man  das  kommunale  Gewerbekataster  um  50  Proz.  reduzierte, 
nähme  man  der  Landwirtschaft  mit  der  anderen  Hand  wieder, 
was  man  ihr  mit  der  einen  gegeben  hätte.  Selbst  zugegeben 
nämlich ,  es  Hesse  sich  für  die  in  der  geplanten  staatlichen  Ge- 
werbesteuer stattfindende  Inanspruchnahme  des  gewerblichen  Ar- 
beitsverdienstes eine  Ausgleichung  schaffen,  so  betrüge  der  aus- 
zugleichende Katasterbetrag  z.  B.  per  1895/97  nur  24,5  Mill.  Die  Er- 
mässigung des  kommunalen  Gewerbekatasters  dagegen  um  50  Proz. 
käme,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  kommunale  Schadensumlage  im 
Durchschnitt  des  Landes  etwa  doppelt  so  gross  ist  als  die  entspre- 
chende Staatssteuerlast,  effektiv  c.  2  X  42  =  84  Mill.  gleich.  Sie  wäre 
also  um  rund  60  Millionen  zu  gross.  Dieser  zu  grosse  Abzug  wäre 
aber  vom  Grundkataster  mitzuübernehmen  und  würde  daher  die 
wohlthätige  Wirkung  des  2oprozentigen  Abzugs  teilweise  wieder 
rückgängig  machen.  Nun  wäre  aber,  wie  sich  gezeigt  hat,  eine 
Ausgleichung  für  die  Belastung  des  gewerblichen  Arbeitsverdienstes 
in  der  vom  Haus  der  Abgeordneten  geplanten  Gewerbesteuer  gar 
nicht  möglich  und  das ,  was  vom  kommunalen  Gewerbekataster 
/^er  nefas  abgezogen  würde,  betrüge  daher  nicht  bloss  60,  sondern 
84  Millionen.  Und  die  Redressierung  der  Wirkung  des  2oprozen- 
tigen  Abzugs  am  Grundkataster  wäre  also  in  Wahrheit  eine  noch 
erheblichere.  Was  sodann  jenen  Abzug  an  sich  betrifft,  so  wäre 
natürlich  die  Wirkung  desselben  im  Einzelnen  eine  sehr  verschie- 
dene nicht  bloss  nach  Betriebs-  und  Kulturarten,  sondern  auch 
infolge  des  örtlichen  Schwankens  der  Grundrente.  Diese  bunte 
Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  im  einzelnen  und  die  Verschie- 
denartigkeit der  Beträge,  nach  denen  die  Preise  der  landwirtschaft- 
lichen Produkte  gravitieren,  macht  es  aber  auch,  wenn  nicht  all- 
gemeine, nach  bestimmter  Richtung  hin  besonders  wirksame  Ur- 
sachen vorherrschen,  so  ziemlich  unthunlich,  ein  generelles  Fazit, 
wie  beim  gewerblichen  Betriebskapital ,  zu  ziehen.  Und  deshalb 
hat  man  auch  besonders  vorsichtig  zu  sein,  wenn  man  zu  einer 
Bestimmung  des  Inhalts,  dass  das  Grundkataster  gegenwärtig  ge- 
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genüber  der  Wirklichkeit  im  ganzen  um  so  und  so  viel  Prozent 
zu  hoch  geworden  und  daher  zu  ermässigen  sei,  schreiten  will,  zu- 
mal die  Höhe  der  Grundkataster  nach  der  ganzen  Anlage  der 
letzteren  im  allgemeinen  wohl  von  vornherein  hinter  der  Wirk- 
lichkeit zurückbleibt.  Nun  glaubt  man  allerdings  auf  verschiede- 
nen Seiten ,  dass  zweifellos  gewisse  Ursachen  vorhanden  seien, 
die  für  eine  Herabsetzung  des  Grundkatasters  sprechen.  Dem  ge- 
genüber ist  es  aber  vielleicht  nicht  ganz  unberechtigt,  darauf 
hinzuweisen,  dass  man  auch  in  Baden  in  einzelnen  landwirtschaft- 
lichen Kreisen  die  bestehende  Grundsteuer  für  zu  hoch  hielt  und 
dass  doch  eine  auf  Grundlage  der  Verhältnisse  der  Jahre  1881 — 95 
in  12  Gemeinden  vorgenommene  Probeveranlagung,  wie  der  zweiten 
Denkschrift  über  die  Reform  der  direkten  Steuern  in  Baden  zu 
entnehmen  ist ,  ergeben  hat ,  dass  die  dieser  Probeveranlagung 
entsprechende  Gesamtkatastersumme  mit  der  bisherigen  überein- 
stimmt, und  ferner,  dass  diese  Ursachen,  obwohl  nicht  erst  jetzt, 
sondern  schon  länger  wirksam,  bisher  nicht  in  Rechnung  gezogen 
wurden.  Und  so  wäre  es,  da  es  sich  jetzt  um  ein  Uebergangssta- 
dium  handelt  und  man  gerade  bezüglich  der  Grundsteuer  der 
künftigen  Gestaltung  der  Dinge  in  steuerlicher  Hinsicht  mit  beson- 
ders unsicherem  Blick  gegenübersteht  und  daher  nicht  weiss,  ob  durch 
eine  Herabminderung  des  Katasters  der  endgültigen  Steuergestal- 
tung besser  vorgearbeitet  wird,  vielleicht  ratsamer,  statt  eine  posi- 
tive Willkür  zu  begehen ,  die  alte  Höhe  der  Grundsteuer  zu  be- 
lassen. Immerhin  handelt  es  sich  dabei  um  sehr  Strittiges.  Sicherer 
ist  vielleicht  ein  Anderes.  Es  dürfte  nämlich  inkonsequent  sein,  nur 
am  landwirtschaftlichen  Bodenkataster  einen  Abzug  zu  befürworten, 
dagegen  nicht  auch  am  landwirtschafthchen  Gebäudekataster, 
trotzdem  man  der  Ansicht  ist,  »dass  von  allen  fundierten  Ein- 
kommen«, wenn  man  »genau«  nachsieht,  »das  fundierte  Einkom- 
men aus  Gebäuden  weitaus  am  höchsten  getroffen  wird.«  Dürfte 
es  doch  kaum  zweifelhaft  sein,  dass  vom  Schicksal  der  landwirt- 
schaftlichen Bodenrente  auch  der  landwirtschaftliche  Gebäudewert 
beeinflusst  wird.  Hält  man  nun  einen  Abzug  am  landwirtschaft- 
lichen Bodenkataster  wegen  zurückgegangener  Grundrente  für 
geboten,  so  dürfte  wohl  auch  eine  Korrektur  des  landwirtschaft- 
lichen Gebäudekatasters  angezeigt  sein.  Und  dass  es  sich  hiebei 
um  Beachtenswertes  handelt,  möchte  daraus  hervorgehen ,  dass 
z.  B.  nach  einer  auf  der  Grundlage  von  282  preussischen  Gütern 
angestellten  Berechnung  der  bezügliche  Gebäudekapitalwert  c.  45  "/o 
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vom  Grundkapitalwert,  also  c.  ^/s  vom  Grund-  und  Gebäudeka- 
pitalwert zusammen  beträgt.  Freilich  bedeutet  diese  Inkonsequenz 
vielleicht  keinen  positiven  Fehler,  insofern  jener  Abzug  am  Boden- 
kataster ja  vielleicht  besser  unterbliebe  und  die  in  ihm  liegende  posi- 
tive Willkür  durch  das  Unterbleiben  eines  Abzugs  am  Gebäude- 
kataster also  keine  Steigerung  erführe. 

Nach  alledem  erscheinen  die  Beschlüsse  des  Hauses  der  Ab- 
geordneten mit  nicht  unerheblichen  Schattenseiten  behaftet.  Und 
man  könnte  sich  fragen,  ob  es  nicht  immer  noch  besser  gewesen  wäre, 
das  Haus  der  Abgeordneten  hätte  sich  dem  Regierungsentwurfe 
angeschlossen.  Wie  die  Antwort  darauf  im  Ganzen  zu  lauten  hat, 
mag  dahin  gestellt  bleiben.  Jedenfalls  verdient  es  Zustimmung, 
wenn  das  Haus  der  Abgeordneten  sich  nicht  auf  die  im  Regie- 
rungsentwurf vorgesehene  gewerbliche  Betriebskapitalsteuer  einge- 
lassen hat,  sondern  den  jetzigen  Charakter  der  Gewerbesteuer  als 
einer  Steuer  vom  gesamten  Gewerbeertrage  zu  wahren  bestrebt 
war.  Und  zwar  verdient  dies  Zustimmung  nicht  bloss  wegen  des 
zunächst  provisorischen  Charakters  der  Steuerreform  und  wegen 
der  auf  das  Interesse  der  Gemeindebesteuerung  zu  nehmenden 
Rücksicht,  sondern  auch  wegen  des  zweifelhaften  Charakters  der 
württembergischen  Grundsteuer.  Um  auf  letzteren  Punkt  mit  ein 
paar  Worten  einzugehen,  so  hat  Neumann  ja  darzulegen  versucht, 
dass  die  württembergische  Grundsteuer  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  auch  Teile  einer  landwirtschaftlichen  Arbeitssteuer  in  sich 
schliesse,  und  er  stützte  sich  für  diese  seine  Darlegungen  unter  An- 
derem darauf,  dass  unter  den  vom  Rohertrag  bei  der  Grundsteuer 
abzuziehenden  Kosten  nicht  die  Belohnung  für  geistige,  für  Unter- 
nehmerarbeit begriffen  zu  sein  scheine.  Freilich  haben  diese 
Darlegungen  wenig  Zustimmung  gefunden,  indessen,  wie  dem  Ver- 
fasser scheinen  will,  mit  Unrecht.  Dass  diese  Neuinanii  sehen 
Darlegungen  es  sind,  die  den  Thatsachen  vielleicht  am  besten  ent- 
sprechen, dafür  scheinen  dem  Verfasser  neben  anderem  zwei  bisher 
nicht  genügend  hervorgehobene  Umstände  zu  sprechen  :  Einmal 
die  ungeheure  Schwierigkeit  zu  bestimmen,  wieviel  von  in  einem 
landwirtschaftlichen  Betrieb  erforderlicher  Unternehmerarbeit  auf 
das  einzelne  Grundstück  entfällt ;  und  doch  wäre  es  bei  der  parzella- 
rischen Anlage  der  Grundsteuereinschätzung  nötig  gewesen,  dass 
dies  seinerzeit  festgestellt  und  abgezogen  worden  wäre,  wenn  man 
eine  reine  Bodensteuer  hätte  schaffen  wollen.  Sodann  die  Un- 
möglichkeit, die  doch  auch  zum  Unternehmereinkommen  gehörende 
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Risikoprämie  zu  bestimmen,  deren  Abzug  am  Rohertrag  ebenfalls 
geboten  gewesen  wäre,  um  zu  einer  Grundsteuer  zu  gelangen, 
wie  die  Regierung  die  jetzige  Grundsteuer  sich  denk  t.  Es  erscheint 
also  durchaus  nicht  unwahrscheinlich,  dass  die  württembergische 
Grundsteuer  auch  Teile  einer  landwirtschaftUchen  Arbeitssteuer 
enthält,  ohne  dass  man  jedoch  andererseits,  da  man  die  Grösse  dieser 
landwirtschaftlichen  Arbeitssteuer  nicht  zu  bestimmen  vermag  und 
daher  auch  nicht  weiss,  wieviel  an  der  Grundsteuer,  um  auf  eine 
reine  Grundrentensteuer  zu  kommen,  abzuziehen  wäre,  eine  dem- 
entsprechende  Reduktion  des  Grundkatasters  vorzunehmen  in  der 
Lage  ist.  Daher  dürfte  es  nur  konsequent  sein,  in  der  Gewerbe- 
steuer ein  gewisses  Mass  von  Arbeitssteuer  beizubehalten.  Der 
Charakter  der  württembergischen  Grundsteuer  wäre  hienach  neben 
Anderem  ebenfalls  ein  Grund,  jetzt  nicht  eine  gewerbliche  Be- 
triebskapitalsteuer zu  schaffen,  sondern  den  jetzigen  Charakter  der 
Gewerbesteuer  thunlichst  zu  wahren.  Es  dürfte  also  nur  zu  bil- 
ligen sein ,  wenn  das  Haus  der  Abgeordneten  letzteres  Ziel  an- 
strebte. Nur  fragt  es  sich,  wie  man  dieses  Ziel  erreichen  könnte, 
ohne  auf  die  Klippen  zu  stossen,  denen  man  auf  der  vom  Haus 
der  Abgeordneten  beschrittenen  Bahn  begegnen  würde,  also,  was 
allein  Schwierigkeiten  machen  kann,  ohne  auf  einen  doppelten  Cha- 
rakter der  Gewerbesteuer  und  die  hieraus  sich  ergebenden  Här- 
ten zu  kommen. 

Dieses  Ziel  aber  erreicht  man  ohne  die  Mängel  letzterer  Art 
offenbar  dadurch,  dass  man  einerseits  nicht  bloss  im  Einzelnen, 
sondern  auch  im  Ganzen  darauf  verzichtet,  die  Gewerbe- 
steuer dem  Gesichtspunkt  höherer  Belastung  fundierter  Bezüge 
anzupassen,  dass  man  aber  andererseits  bei  Gestaltung  derselben 
diesem  Gesichtspunkte  doch  th unliebste  Geltung  zu  verschaffen 
sucht.  Und  dies  hätte  vielleicht  auf  dem  von  Neiimann  an- 
gedeuteten Wege  in  der  Weise  zu  geschehen ,  dass  man  den 
gewerbUchen  Kapitalertrag  als  fundierten  Bezug  nicht  bloss  zur 
Hälfte  ,  sondern  ganz  und  voll  —  aber  natürlich  in  einer  Höhe, 
die  der  aus  dem  Kapitalwerte  unter  Zugrundelegung  des  landes- 
üblichen Zinsfusses  sich  ergebenden  Rente  entspricht  —  heran- 
zöge, dass  man  daneben  aber  auch  den  gewerbUchen  Arbeitsver- 
dienst belastete,  diesen  jedoch  nur  in  ganz  massigen  Sätzen.  Auf 
diese  Weise  wären  der  beim  Beschluss  des  Hauses  der  Abgeordneten 
sich  ergebende  doppelte  Charakter  der  Gewerbesteuer  und  alle 
hieraus  sich  ergebenden  Schattenseiten  vermieden.     Was  nämlich 
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den  gewerblichen  Kapitalertrag  betrifft,  so  würde  demselben  als 
ganz  und  voll  besteuertem  keine  Begünstigung  zu  Teil  weder  an 
sich  noch  im  Verhältnis  zu  den  andern  fundierten  Erträgen  und 
es  würde  sich  daher  auch  später  bei  Einführung  der  Vermögens- 
steuer keine  Lastenverschiebung  der  oben  angedeuteten  Art  er- 
geben. Was  aber  den  persönlichen  Arbeitsverdienst  betrifft,  so 
könnte  jetzt,  da  hiedurch  bei  der  durch  den  Hinzutritt  der  gewerb- 
lichen Arbeitssteuer  über  das  Mass  der  Fundierung  der  gewerb- 
lichen Erträge  hinausreichenden  Höhe  der  Gewerbesteuer  keine 
Begünstigung  des  Gewerbes  im  Ganzen  auf  Kosten  der  anderen 
Berufszweige  eintreten  könnte,  unbedenklich  zu  einer  provisorischen 
Gestaltung  der  Einkommenssteuerskala  d.  h.  zu  einer  der  Höhe 
der  gewerblichen  Arbeitssteuer  entsprechenden  Ermässigung  der 
Sätze  derselben  geschritten  werden.  Und  hiebei  würde  nicht  nur 
jetzt  jede  Doppelbelastung  des  persönlichen  Gewerbeverdienstes, 
sondern  auch  später  bei  endgültiger  Gestaltung  der  Einkommens- 
steuerskala jede  unerquickliche  Lastenverschiebung  vermieden. 
Hiebei  könnte  aber  auch  von  einer  ungünstigeren  Behandlung  des 
gewerblichen  Arbeitsverdienstes  gegenüber  dem  Arbeitseinkommen 
aus  Dienst  und  Beruf  keine  Rede  sein.  Denn  angesichts  der  er- 
mässigten  Einkommenssteuerskala  wäre  es  nicht  nur  möglich,  son- 
dern im  Interesse  der  Gerechtigkeit  geradezu  geboten,  in  gleicher 
Weise  wie  die  gewerbliche,  so  auch  die  dienst-  und  berufliche 
Arbeitssteuer  in  massigen  Sätzen  beizubehalten.  Allerdings  hat 
man  gegen  eine  solche  Beibehaltung  eines  Teils  der  Einkommens- 
steuer aus  Dienst  und  Beruf  vom  sog.  praktischen  Standpunkt  aus 
schon  gewisse  Bedenken  erhoben.  Allein  nicht  nur  lassen  sich 
dieselben,  wie  von  anderer  Seite  nachgewiesen  wurde,  an  sich 
überwinden,  sondern  sie  sind  auch  um  so  weniger  haltbar,  als 
gerade  die  Beibehaltung  eines  Teils  der  Einkommenssteuer  von 
Dienst  und  Beruf  sich  vielleicht  auch  vom  Standpunkt  der  Ge- 
meindebesteuerung aus  rechtfertigt. 

Um  Letzteres  zu  erkennen,  muss  man  sich  ein  Bild  von  dem 
etwaigen  Gang  der  Gemeindesteuerreform  machen.  Bezüglich 
desselben  nun  dürfte  wohl  Eines  feststehen,  dass  man  nämlich 
mit  der  endgültigen  Reform  der  Gemeindesteuern  nicht,  wie  die 
Motive  des  Gemeindesteuergesetzentwurfs  meinen,  bis  zur  Einführung 
der  Vermögenssteuer  zu  warten  braucht,  dass  es  sich  vielmehr,  um 
bei  der  Durchführung  der  Vermögenssteuer  im  Uebrigen  geord- 
neten Verhältnissen    gegenüberzustehen    und    sicherere    Hand    zu 
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haben,  empfiehlt,  diese  Reform  schon  vor  Einführung  der  Ver- 
mögenssteuer zum  Abschluss  zu  bringen.  Aber  fragUch  ist,  ob 
die  Gemeindesteuern  jetzt  zu  gleicher  Zeit  mit  der  Einführung 
der  Einkommenssteuer  ins  Steuersystem  oder  erst  einige  Jahre 
später  endgültig  geregelt  werden  sollen.  Nun  ist  bekanntlich  die 
Reformbedürftigkeit  des  württembergischen  Steuerwesens  in  hohem 
Masse  mitbedingt  durch  den  Zustand  der  Gemeindebesteuerung, 
der  bereits  zu  argen  Missständen  geführt  hat  und  bei  längerem 
Fortbestehen  und  bei  steigender  Steuerlast  in  Zukunft  noch  zu 
ärgeren  Härten  führen  müsste.  Es  scheint  sich  daher  nahe  zu 
legen,  die  Reform  der  Gemeindebesteuerung,  von  der  Durchfüh- 
rung besonderer  Gemeindesteuern  abgesehen,  möglichst  rasch 
unter  Dach  und  Fach  zu  bringen,  d.  h.  zu  gleicher  Zeit  mit  der 
Einführung  der  Einkommenssteuer  in  das  Steuersystem.  Denn 
sobald  man  die  letztere  hat,  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  Ordnung 
in  die  Gemeindebesteuerung  zu  bringen  und  innerhalb  derselben 
in  rationeller  Weise  zwischen  dem  Prinzip  der  »Leistung  nach 
Eeistungsfähigkeit«  und  demjenigen  der  »Leistung  nach  Gegen- 
leistung« zu  unterscheiden.  Und  eine  solche  mit  der  Einführung 
der  Einkommenssteuer  gleichzeitige  definitive  Regelung  der  Ge- 
meindebesteuerung erscheint  um  so  eher  möglich,  als  in  der  Ge- 
meinde die  Ertragssteuern  später  nicht  durch  eine  Vermögens- 
steuer ersetzt  werden,  sondern  bleiben  sollen,  und  als  ferner  die 
Gemeindebesteuerung,  wenn  man  zu  klaren  und  gerechten  Resul- 
taten gelangen  will,  als  von  eigenen  Grundsätzen  beherrscht  ihre 
selbständige  Regelung  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsbesteuerung 
zu  erfahren  hat.  Alles  das  dürfte  nicht  zu  bestreiten  sein  und 
ebenso  wenig ,  dass  man  sich  bei  der  Bestimmung  dessen,  was 
als  dem  Prinzip  der  »Leistung  nach  Leistungsfähigkeit«  der  kom- 
munalen Einkommenssteuer,  und  dessen,  was  als  dem  Prinzip  der 
»Leistung  nach  Gegenleistung«  entsprechend  den  kommunalen 
Ertragssteuern  zuzuscheiden  sein  möchte,  an  die  Gemeindeaus- 
gabenstatistik um  Auskunft  zu  wenden  und  von  dem  Verhältnis 
auszugehen  hat,  das  zwischen  den  entsprechenden  Ausgabekate- 
gorieen  obwaltet.  Allein  letzteres  Verhältnis  soll  doch  nicht  rück- 
sichtslos und  um  jeden  Preis  entscheidend  sein,  vielmehr  sollen 
daneben,  solange  der  werkthätige  und  opferfähige  Patriotismus 
noch  zu  wünschen  übrig  lässt,  die  Gefahren  einer  möglichen  Ueber- 
spannung  der  Einkommenssteuer  Beachtung  finden.  Aber  freilich 
darf  diese  letztere  Rücksicht  unter  keinen  Umständen  dazu  führen, 
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die  alte  Prinziplosigkeit  der  Gemeindebesteuerung  zu  konservie- 
ren und  die  Ertragssteuern  als  das  dauernde  »Rückgrat«  der 
Gemeindebesteuerung  zu  erklären.  Nein,  in  die  Gemeindebesteue- 
rung soll  endlich  System  und  lebendige  Kraft  kommen  ,  es  soll 
allen  Ernstes  darnach  gestrebt  werden,  die  Gemeindelasten  gerecht 
zu  verteilen,  d.  h,  so  wie  es  der  thatsächlichen  Bedeutung  des 
Prinzips  der  »Leistung  nach  Leistungsfähigkeit«  einerseits  und 
der  »Leistung  nach  Gegenleistung«  andererseits  entspricht,  wie 
sie  sich  an  der  Hand  einer  vorsichtig  aufgestellten  Ausgaben- 
statistik ergiebt.  Dieses  Ziel  soll  in  erster  Linie  massgebend  sein. 
Allein  wo  man  bei  rücksichtsloser  Verfolgung  dieses  Ziels ,  bei 
dem  Streben  nach  Gerechtigkeit  das  Unheilvolle  eines  salomoni- 
schen Urteils  heraufbeschwören,  wo  man  den  Bogen  der  Ein- 
kommenssteuer überspannen  würde,  da  allerdings  soll  man  zwar 
immer  noch  nach  jenem  Ziele  hin  gravitieren,  aber  in  Wirklich- 
keit doch  hinter  demselben  zurückbleiben.  Wie  weit  man  nun 
aber  thatsächlich  bei  Verfolgung  dieses  Zieles  in  den  einzelnen 
Gemeinden  gehen ,  wie  viel  dem  Bereich  der  Einkommenssteuer 
von  dem  nach  der  Ausgabenstatistik  für  ihn  sich  ergebenden  Be- 
trag auch  wirklich  zuzuscheiden  sein  möchte ,  ohne  die  Gefahr 
einer  Ueberspannuug  derselben,  das  hängt  unter  Anderem  natür- 
lich von  dem  Mass  der  Ergiebigkeit  der  einzuführenden  Einkom- 
menssteuer ab.  Und  deshalb  möchte  es  sich  vielleicht  empfehlen, 
der  Stimme  Anderer  folgend  die  Reform  der  Gemeindebesteuerung 
nicht  sofort,  so  wünschenswert  dies  auch  an  sich  ist,  sondern, 
zur  Vermeidung  von  Missgriffen  und  unnötigem  Experimentieren, 
erst  dann  zu  erledigen,  wenn  man  über  die  Ergebnisse  der  Ein- 
kommenssteuer unterrichtet  ist.  Stellt  man  sich  nun  auf  diesen 
Standpunkt,  so  fragt  es  sich,  was  vorerst  in  der  Gemeindebe- 
steuerung zu  thun  sein  möchte.  In  dieser  Beziehung  aber  ist  es 
vielleicht  das  Richtigere,  sich  nicht  auf  ein  Anpassungsgesetz 
einzulassen,  sondern  vorerst  in  den  Gemeinden  Alles  beim  Alten 
zu  lassen,  also  von  einer  Einfügung  der  Einkommenssteuer  in 
das  Steuersystem  derselben  vorerst  ganz  abzusehen.  Es  würde 
hiedurch  nicht  bloss  an  gesetzgeberischem  Arbeitsaufwand  gespart, 
sondern  auch  jede,  selbst  bei  einem  Anpassungsgesetz  nicht  ganz 
zu  vermeidende,  Lastenverschiebung  vermieden.  Hiemit  müsste 
sich  aber  die  Regierung  vielleicht  auch  deshalb  befreunden  kön- 
nen, weil  hiebei  die  Einkommenssteuer  von  selten  der  Gemeinden 
nicht  beschwert  würde  und  so  ihre  Einführung  sich  mit  möglichst 


Der  Uebergang  von  der  Ertrags-  zur  Einkommensbesteuerung  etc.  e  c  i 

geringen  Beschwerden  vollzöge,  Liesse  man  nun  aber  in  der 
Gemeindebesteuerung  vorerst  Alles  beim  Alten,  so  müsste  man 
natürlich  auch  die  bisherige  Einkommenssteuer  von  Dienst  und 
Beruf  beibehalten.  Hat  man  dieselbe  aber  in  der  Gemeindebe- 
steuerung, dann  kann  es  —  und  damit  kehren  wir  zum  Ausgangs- 
punkt dieser  Zwischenerörterung  zurück  —  keinem  Anstände 
unterliegen,  dieselbe  auch  im  Staate  beizubehalten,  sofern  ihre 
Beibehaltung  hier,  was  nach  dem  oben  Dargelegten  der  Fall  ist, 
aus  irgend  einem  Grunde  erforderlich  erscheint.  Und  so  würde 
also  das  Interesse  der  Gemeindebesteuerung  bis  zur  endgültigen 
Reform  derselben  die  bei  ermässigten  Einkommenssteuersätzen 
schon  an  sich  gebotene  Beibehaltung  der  Arbeitssteuer  von  Dienst 
und  Beruf  noch  begünstigen. 

Nach  alledem  liesse  sich  denn  das  Ziel  der  Wahrung  des 
jetzigen  Charakters  der  Gewerbesteuer  als  einer  Steuer  vom  ge- 
samten Gewerbeertrage  ohne  die  aus  dem  zwiefachen  Charakter 
der  vom  Haus  der  Abgeordneten  geplanten  Gewerbesteuer  fol- 
genden Schattenseiten  erreichen.  Andererseits  aber  würde  hiebei 
die  Einführung  der  Einkommenssteuer  wegen  geringerer  Inan- 
spruchnahme derselben  erleichtert,  ohne  dass  doch  die  Segnungen 
derselben,  da  es  sich  nur  um  ganz  massige  Reduktion  ihrer  Sätze 
handeln  dürfte,  in  erheblicherem  Masse  vorenthalten  würden.  Und 
würde  dazu  die  Höhe  der  gewerblichen  Betriebskapitalsteuer  ent- 
sprechend der  aus  dem  Werte  der  Betriebskapitalien  unter  Zu- 
grundelegung des  landesüblichen  Zinsfusses  sich  ergebenden  Rente 
bestimmt,  und  ausserdem  hinsichtlich  der  Grundsteuer  von  einer 
Aenderung  etwa  abgesehen,  so  wäre  vielleicht  ein  Modus  gefun- 
den, der  gegenüber  dem,  was  die  Beschlüsse  des  Hauses  der 
Abgeordneten  vorschlagen,   einen  Fortschritt  bedeutete. 

Nun  soll  aber  noch  ein  Punkt  ins  Auge  gefasst  werden,  der  von 
rechtlicher  Bedeutung  ist  und  bei  dem  man  schon  in  der  Presse  bestrit- 
ten hat,  dass  das  Haus  der  Abgeordneten  das  Richtige  getroffen 
habe.  Es  handelt  sich  nämlich  um  den  Beschluss,  der  bestimmt : 
»Die  Dauer  dieses  Gesetzes  wird  auf  6  Jahre  festgesetzt.  Während 
der  Dauer  dieses  Gesetzes  ist  für  die  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe- 
und  Kapitalsteuer  ein  einheitlicher  Steuersatz  durch  das  Finanz- 
gesetz zu  bestimmen  und  der  Steuerberechnung  das  Grundkataster 
mit  einem  Abzug  von  20  Proz. ,  sowie  das  Gewerbekataster  mit 
einem  Abzug  von  50  Proz.  zu  Grunde  zu  legen.«  Gegen  den- 
selben ist  in  Nr.  291  Abendblatt    der  Schwäbischen  Kronik    vom 
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13.  Dezember  1897  eingewandt  worden,  dass  die  Normierung  des 
20-  resp.  50proz.  Abzugs  am  Grund-  resp.  Gewerbekataster  eine 
Finanznorm  und  keine  Rechtsnorm  darstelle  und  dass  die  Rege- 
lung dieses  Abzugs  im  Steuergesetz  einen  unbewussten  Verzicht 
der  zweiten  Kammer  auf  das  ihr  nach  §  181  der  Verfassungsur- 
kunde zustehende  Vorrecht  gegenüber  der  ersten  Kammer  bedeute. 
Ist  dieser  Einwand  zutreffend .?  Zur  Widerlegung  desselben  wurde  im 
Landtage  ausgeführt ,  dass  es  »unrichtig«  sei ,  »wenn  behauptet 
wird,  dass  es  sich  hier  bei  dieser«  (dem  oben  mitgeteilten  Beschluss 
entsprechenden)  »Aenderung  der  Kataster  um  eine  Finanznorm 
handle  und  nicht  vielmehr  um  eine  Rechtsnorm.  Die  Kataster 
müssen  im  Gesetz  geändert  werden  und  können  nicht  im  Etats- 
gesetz geändert  werden«.  Indessen  dürfte  dieser  Widerlegung 
nicht  ganz  beizustimmen  sein.  Bezüglich  des  Gewerbekatasters  aller- 
dings dürfte  sie  durchaus  das  Richtige  treffen.  Der  Grund  für  die 
Aenderung  des  Gewerbekatasters  liegt  nämlich  in  der  Einführung 
der  allgemeinen  Einkommenssteuer  und  der  Zweck  dieser  Aen- 
derung soll  sein ,  das  Gewerbekataster  so  zu  gestalten ,  dass  es 
zur  allgemeinen  Einkommenssteuer  stimmt,  d.  h.  ihm  eine  Gesamt- 
höhe zu  geben,  die  dem  Grade  der  Fundierung  des  gewerblichen 
Ertrags  entspricht.  Es  handelt  sich  also  um  die  Verleihung  eines 
neuen  Charakters  an  das  Gewerbekataster  im  Ganzen  und  eine 
in  solcher  Weise  veränderte  Gestaltung  der  Gewerbesteuer  muss 
allerdings  im  Steuergesetz  geregelt  werden ,  wobei  übrigens  zu 
beachten  ist ,  dass  auch  in  dieser  Beziehung  der  zwiefache  Cha- 
rakter der  geplanten  Gewerbesteuer  eine  gewisse  Unsicherheit 
der  Entscheidung  bewirkt,  um  nicht  zu  sagen  ein  zweischneidiges 
Schwert  ist.  Ganz  anders  aber  verhält  es  sich  bei  der  Grund- 
steuer. Die  Aenderung  dieser  steht  in  gar  keinem  Zusammen- 
hange mit  der  Einführung  der  allgemeinen  Einkommenssteuer, 
wird  vielmehr  nur  gelegentlich  derselben,  aber  im  Grunde  wegen 
angeblich  zurückgegangener  Grundrente  beabsichtigt.  Eine  aus 
solchem  Grunde  vorgenommene  Katasteränderung  aber  ist  natür- 
lich keine  neuen  Grundsätzen  entsprechende  Umwandlung,  sie  ist 
aber  auch  keine  Katasterrevision,  drückt  vielmehr,  nur  in  anderer 
Form,  genau  das  Gleiche  aus,  was  bisher  durch  Aenderung  des 
Steuersatzes  im  Finanzgesetze  ausgedrückt  worden  wäre.  Es 
kann  daher  keine  Rede  davon  sein,  dass  die  in  Frage  stehende 
Aenderung  des  Grundkatasters  im  Steuergesetze  geschehen  muss 
und  nicht  im  Etatsgesetze  geschehen  kann.     Nein,    der    bishe- 
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rigen  gesetzlichen  Praxis  entspräche  es,  diese  Aenderung 
des  Grundkatasters  nicht  im  Steuergesetze ,  sondern  im  Finanz- 
gesetze vorzunehmen,  und,  was  damit  zusammenhängt,  sich  auch 
einer  Bestimmung  wie  der,  dass  »während  der  Dauer  dieses«  (pro- 
visorischen) »Gesetzes«  »für  die  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe- 
und  Kapitalsteuer  ein  einheitlicher  Steuersatz  durch  das  Finanz- 
gesetz zu  bestimmen«  ist,  im  Steuergesetze  zu  enthalten,  und  die 
Entscheidung  darüber,  ob  ein  einheitlicher  oder  uneinheitlicher 
Steuersatz  für  die  verschiedenen  Ertragsquellen  zu  bestimmen  sei, 
dem  Finanzgesetz  zu  überlassen.  Darüber  kann  kein  Zweifel 
bestehen.  Eine  andere  Frage  ist  es  jedoch  freilich,  ob,  wie  der 
Referent  der  Schwäbischen  Kronik  anzunehmen  scheint ,  die  in 
Rede  stehende  Feststellung  des  gegenseitigen  Verhältnisses  der 
Belastung  der  Steuergattungen  nur  im  Finanzgesetze  erfolgen 
kann.  Diese  Frage  aber  möchte  zu  verneinen  sein.  Denn  der 
§  109  der  Verfassungsurkunde,  der  sich  auf  die  Finanzgesetzgebung 
bezieht  und  bestinmit :  »Soweit  der  Ertrag  des  Kammergutes 
nicht  zureicht,  wird  der  Staatsbedarf  durch  Steuern  bestritten. 
Ohne  Verwilligung  der  Stände  kann  weder  in  Kriegs-  noch  in 
Friedenszeiten  eine  direkte  oder  indirekte  Steuer  ausgeschrieben 
und  erhoben  werden« ,  dieser  Paragraph  schliesst  nach  seinem 
Wortlaut,  seiner  Zweckbestimmung  und  dem  Zuschnitt  des  würt- 
tembergischen Gesetzgebungsrechts  im  Allgemeinen,  also  auch 
des  Steuergesetzgebungsrechts ,  der  Steuerverwilligung  voraus- 
gehende steuergesetzliche  Regelungen  nicht  aus  und  kann  sie  ver- 
nünftigerweise nicht  ausschliessen.  Daher  war  es  ganz  korrekt, 
dass  die  Steuerkataster  durch  gewöhnliches  Gesetz  normiert  wur- 
den. Wenn  nun  aber  die  Regelung  der  Steuerkataster  oder  m. 
a.  W.  des  Verhältnisses,  in  welchem  die  einzelnen  Steuerpflich- 
tigen zu  einer  bestimmten  Steuergattung  beizutragen  haben,  im 
Wege  des  gewöhnlichen  Gesetzes  erfolgt  ist  und  bis  jetzt  niemand 
einen  Verstoss  gegen  die  Verfassung  hierin  erblickt  hat,  wie  will 
man  sich  dann  an  der  Regelung  des  Verhältnisses  ,  in  dem  die 
einzelnen  Steuerg  at  tun  g  en  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  bei- 
zutragen haben,  durch  gewöhnliches  Gesetz  stossen  und  es  recht- 
fertigen ,  die  Regelung  dieses  Verhältnisses  als  eine  unter  allen 
Umständen  ausschliessliche  Sache  des  Finanzgesetzes  zu  erklären  ? 
Sicherlich  ist  das  nicht  zu  rechtfertigen. 

Freilich    ist  vom  Referenten    der  Schwäbischen  Kronik    zum 
Beweis  für  die  Richtigkeit  seiner  Annahme  auf  die  Verhandlungen 
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der  Kammer  der  Abgeordneten  in  Steuersachen  im  Jahre  1873 
hingewiesen  worden  und  zwar  hauptsächlich  auf  Ausführungen  in 
einem  zweiten  Kommissionsbericht  und  in  einer  Rede  des  Be- 
richterstatters Schmid.  In  dem  den  12.  Februar  1873  ausgege- 
benen »Bericht  der  Steuergesetzkommission  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten über  die«  (einen  Zusatz  zu  Art.  10  beantragenden) 
»Beschlüsse  der  Kammer  der  Standesherren  zu  dem  Entwürfe 
eines  Gesetzes,  betreffend  die  Besteuerung  des  Grundeigentums, 
der  Gefälle,  Gebäude  und  Gewerbe«  heisst  es  nämlich  unter  an- 
derem: »Sodann  wird  dieses  hohe  Haus  auch  im  Sinne  seines 
Beschlusses  zu  Art.  10  an  der  verfassungsmässigen  Befugnis  fest- 
halten, dass  nicht  bloss  die  Verwilligung  der  Steuersumme,  son- 
dern in  und  mit  dieser  die  Festsetzung  des  Bezugsmodus«  (die 
»Prozentuierung«  der  einzelnen  Steuern)  »in  den  Formen  der  Ver- 
abschiedung des  Finanzgesetzes  sich  zu  vollziehen  habe«,  wobei 
dann  hinzugefügt  ist :  »Diese  in  der  Kammer  der  Abgeordneten 
traditionelle  Rechtsüberzeugung  vertritt  denn  auch  Mohl  in  seinem 
Staatsrechte  I.  Bd.  S.  645«,  und  weiter  fortgefahren  wird:  »Gegen 
diese  Grundanschauung  wird  man  sich  auf  den  §  5  des  Kataster- 
gesetzes vom  15.  Juli  1821  um  so  weniger  berufen  können,  als 
hiermit  nur  ein  provisorischer  Zustand  geschaffen  werden  wollte, 
und  als  durch  nachfolgende  Gesetze,  namentlich  durch  das  Ein- 
kommenssteuergesetz vom  19.  September  1852  das  in  dem  pro- 
visorischen Katastergesetz  etwa  gelegene  Präjudiz  neutralisiert 
wurde«.  Und  in  den  Verhandlungen  am  14.  Februar  1873  führte 
der  damalige  Berichterstatter  Schmid  aus  :  »Man  kann  nun  aller- 
dings darüber  im  Zweifel  sein,  und  ich  bekenne ,  dass  ich  auch 
zu  den  Zweiflern  gehörte,  ob  im  Sinne  der  Verfassung  eigentlich 
die  Austeilung  der  Steuern  Sache  des  Finanzgesetzes  sei.  Aber 
nachdem  einmal  Vorgänge  da  sind,  nachdem  namentlich  das  Ge- 
setz von  1852  vorliegt  und  der  Beschluss  dieses  Hauses  zu  Art,  10, 
so  glaube  ich  ,  dass  wir  eben  festhalten  müssen  an  der  Rechts- 
überzeugung,  welche  dieses  Haus  von  jeher  geteilt  hat«.  In- 
dessen dürfte  die  in  diesen  Worten  ausgesprochene  Anschauung, 
nach  der,  wie  aus  dem  angeführten  Wortlaut,  aus  der  unterschied- 
lichen Behandlung  des  in  Rede  stehenden  Punktes  gegenüber  der  auf 
die  Kataster  bezüglichen  Normierung  und  aus  verschiedenen  Stellen 
der  Verhandlungen  vom  29.  November  1872  und  14.  Februar  1873 
deutlich  hervorgeht,  die  Feststellung  des  gegenseitigen  Verhält- 
nisses der  Belastung  der  Ertragssteuerquellen  ausschliesslich 
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Sache    des    Finanzgesetzes    wäre ,    nicht    ohne    weiteres    massge- 
bend sein. 

Wie  verhält  es  sich  z,  B.  mit  der  Berufung  auf  M  o  h  1  ? 
Schlägt  man  in  dessen  Staatsrecht  nach,  so  heisst  es  auf  S.  645  : 
>Die  Stände- Versammlung  hat  bei  ihrer  Verwilligung  der  Steuern 
die  Initiative  der  Regierung  zu  achten,  so  dass  sie  weder  eine 
gar  nicht  verlangte  Steuer,  noch  eine  angesonnene  in  erhöhtem 
Masse  aufdringen  kann,  sondern  in  beiden  Fällen  eine  Aenderung 
auf  dem  Petitionswege  einzuleiten  hat  Dagegen  hat  sie  inner- 
halb der  ihr  angesonnenen  Grösse  freie  Hand,  und  es  steht  folg- 
lich sowohl  die  BewiUigung  oder  Verweigerung  der  einzelnen  an- 
gesonnenen Steuer-Gattungen,  als  die  Bestimmung  der  Art  und 
Weise  des  Einzuges  sowie  des  Umfanges  einer  Steuer  ledig- 
lich bei  ihr,  ohne  dass  die  Regierung  irgend  ein  Zwangsrecht 
dabei  hätte«.  In  der  hierher  gehörigen  Anmerkung  12  auf  S.  649 
heisst  es  dann  weiter:  »We  nn  von  einem  Reg. -Kommissär  schon 
gegen  die  K.  d.  A.  der  Satz  aufgestellt  und  er  von  ihr  wenigstens 
nicht  zurückgewiesen  worden  ist,  dass  die  Stände  zwar  die  Höhe 
einer  bestehenden  Steuer  einseitig  vermindern,  nicht  aber  einzelne 
Modalitäten  derselben  ändern  und  namentlich  einzelne  An- 
sätze ganz  aufheben  können,  so  ist  nicht  einzusehen ,  wie  diese 
Beschränkung  begründet  werden  will.  Unzweifelhaft  hätten  die 
Stände  das  Recht ,  die  ganze  Steuer ,  und  mit  ihr  auch  die  in 
Frage  stehenden  einzelnen  Ansätze,  zu  verweigern.  Warum  sollen 
sie  nun  aber  zu  dem  Kleineren  nicht  das  Recht  haben  ,  wo  sie 
das  Grössere  können?«  etc.  etc.  Beweisen  nun  diese  Worte 
Mohls  in  derThat  das,  was  mit  der  Berufung  auf  sie  im  Kom- 
missionsbericht bewiesen  werden  wollte  ?  Ob  dies  der  Fall  ist, 
kann  immerhin  bezweifelt  werden.  Denn  diese  Worte  reden  ja 
in  der  Anmerkung  von  Punkten  ,  die  der  finanzgesetzlichen  Ab- 
änderung unterliegen  und  deren  Regelung  daher  dem  Finanzge- 
setz vorausgegangen  sein  muss.  Von  diesen  Punkten  dürfte  aber, 
wenn  die  Veränderung  der  Höhe  einer  bestehenden  Steuer 
erwähnt  ist,  die  Feststellung  des  gegenseitigen  Verhältnisses  der 
Belastung  der  einzelnen  Steuerquellen  kaum  ausgenommen  sein. 
Während  also  der  Kommissionsbericht  die  Feststellung  des  letz- 
teren Verhältnisses  dem  Finanzgesetz  als  dessen  Bereich  aus- 
schliesslich und  von  Anfang  an  zugehörig  zuweist,  schliesst  Mohl 
die  Feststellung  desselben  auf  dem  Wege  eines  dem  Finanzge- 
setze vorausgehenden    gewöhnlichen  Steuergesetzes ,    wenn    nicht 
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alles  trügt,    nicht    aus.     Und    die  Berufung  auf  ihn    dürfte  daher 
vielleicht  wenig  glücklich  sein. 

Viel  wichtiger  jedoch  und  ausschlaggebend  ist  ein  Anderes, 
dass  nämlich  das  Gesetz  von  1852  und  der  Beschluss  des  Hauses 
zu  Art.  10  des  Steuergesetzes  von  1873,  auf  die  sich  der  Bericht- 
erstatter in  seinen  Ausführungen  stützte,  kein  zureichendes  Be- 
weismittel dafür  sein  möchten,  dass  die  Feststellung  des  gegen- 
seitigen Verhältnisses  der  Belastung  der  einzelnen  Steuergattungen 
ausschliesslich  Sache  des  Finanzgesetzes  ist.  Was  nämlich  das 
Gesetz  von  1852  betrifft,  so  ist  doch  zu  beachten,  dass  man  im 
Jahre  1852  bezüglich  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer 
immer  noch  provisorischen  Verhältnissen  gegenüberstand.  Und 
wenn  man  damals  hinsichtlich  des  zweiten  Glieds  im  direkten 
Steuersystem,  nämlich  eben  bezüglich  der  Steuer  von  Dienst  und 
Beruf  sowie  von  Kapitalien,  darauf  verzichtete,  den  hier  in  Rede 
stehenden  Punkt  im  Gesetze  von  1852  selber  zu  regeln  ,  so  ist 
dies  angesichts  dieses  provisorischen  Charakters  des  ersten  Glieds 
in  diesem  Steuersystem  ganz  begreiflich,  und  man  braucht  hierin 
kein  rechtliches  Präjudiz  zu  erblicken.  Was  aber  den  seinerzei- 
tigen Beschluss  des  Hauses  der  Abgeordneten  zu  Art.  10  des 
Gesetzes  von  1873,  wonach  der  Betrag  der  zu  entrichtenden  Steuer 
jeder  Gattung  (Grund-  und  Gefäll-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer) 
für  jede  Etatsperiode  durch  das  Finanzgesetz  bestimmt  wird,  be- 
trifft, so  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  derselbe  nur  nach  harten 
Kämpfen  zu  Stande  kam,  und  kommt  namentlich  in  Betracht,  dass 
für  das  Zustandekommen  desselben,  wie  man  wohl  sagen  kann, 
nicht  rechtliche  Erwägungen  in  dem  hier  in  Rede  stehenden 
Sinne  ausschlaggebend  waren.  Im  Kommissionsbericht  vom  10. 
April  1872  selber  wurde  beantragt,  den  Art.  10  zu  streichen,  und 
zwar  aus  politischen  und  steuerlichen  Gesichtspunkten,  und  von 
der  Majorität  der  Kommission  wurde  eigens  »noch  die  wesent- 
liche Voraussetzung«  ausgesprochen,  »dass  nach  Herstellung  der 
Kataster  der  aus  den  einzelnen  Steuergattungen  zu  erhebende 
Steuerprozentsatz  durch  besonderes  Gesetz  bestimmt  werde«.  Man 
anerkannte  damals  also  in  der  Kommission  das  kurze  Zeit  nach- 
her betonte  angebliche  Präjudiz  des  Gesetzes  von  1852  nicht  und 
war  von  der  späteren  Annahme,  dass  die  Feststellung  des  gegen- 
seitigen Verhältnisses  der  Belastung  der  einzelnen  Steuergattungen 
ausschliesslich  Sache  des  Finanzgesetzes  sei,  weit  entfernt.  Ja  der 
Berichterstatter,  der  später  auf  den  Beschluss  zu  Art.  10  verwies, 
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war  hievon  so  weit  entfernt,  dass  er  in  der  Sitzung  vom  29.  No- 
vember 1872  meinte,  »das  Steuerverwilligungsrecht  der  Stände« 
soll  »nur  ein  Machthebel  gegenüber  der  Regierung  unter  Umstän- 
den werden«  und,  die  Verteilung  der  24tel  im  Gesetz  von  1821 
und  die  Prozentuierung  der  Steuerquellen  im  Auge  habend,  wört- 
lich ausführte:  »Aber  etwas  ganz  Anderes  ist  es,  wenn  Sie  diesen 
Machthebel  dahin  ansetzen  wollen,  dass  Sie  demselben  durch  Ver- 
teilung der  Staatslasten  auf  die  einzelnen  Staatsbürger«  (gemeint 
ist  im  Grunde  die  dem  Art.  10  entsprechende  Prozentuierung  der 
Ertragsquellen)  »Geltung  verschaffen  wollen.  Meine  Herrn,  in 
diesem  Sinn  glaube  ich  nicht,  dass  die  Verfassung  uns  das  Steuer- 
verwilligungsrecht eingeräumt  hat ;  nur  die  Verwilligung ,  nicht 
aber  den  Modus  der  Umlage,  das  Mass  der  Lasten,  welches  auf 
die  einzelnen  Staatsbürger  fällt,  überlässt  uns  die  Verfassung,  im 
Finanzgesetz  zu  bestimmen.  Das  sind  zwei  wesentlich  verschie- 
dene Dinge,  und  so  sehr  ich  das  Juwel  der  Steuerverwilligung 
rein  erhalten  und  das  Recht  in  voller  Freiheit  wahren  möchte, 
von  welchem  der  Freiherr  v.  Varnbüler  gesprochen  hat,  so  wenig 
anerkenne  ich  die  Gefahr,  dass  wir,  wenn  wir  den  Art.  10  nicht 
annehmen,  dieses  Juwel  auch  nur  einigermassen  in  seinem  Glänze 
trüben  würden.«  P"reilich  vertraten  Holder  und  v.  Varnbüler  in 
rechtlicher  Beziehung  einen  andern  Standpunkt.  Jedenfalls  aber 
ist  Thatsache,  dass  die  Ansichten  hierin  geteilt  waren  und  für 
die  Kommission  der  rechtliche  Gesichtspunkt  nicht  massgebend 
war.  Und  Thatsache  ist  auch^  dass  die  Mehrzahl  der  Redner  in 
der  Verhandlung  vom  29.  November  1872,  die  für  die  Annahme 
des  Art.  10  des  Regierungsentwurfs,  also  für  Prozentuierung  der 
Ertragssteuern  im  Finanzgesetz  eintraten,  für  diesen  ihren  Stand- 
punkt nicht  rechtliche,  sondern  thatsäch  liehe,  Zweck- 
mässigkeitsgründe ins  Feld  führten.  Wenn  dem  aber  so  ist,  so 
kann  man  sich  zum  Beweis  dafür ,  dass  die  Prozentuierung  der 
Steuergattungen  rechtlich  Sache  des  Finanzgesetzes  sei,  doch 
nicht  mit  gutem  Grund  auf  den  Beschluss  des  Hauses  der  Ab- 
geordneten zu  Art.  10  berufen.  Nein,  für  die  Fassung  dieses  Be- 
schlusses waren  —  das  ist  der  vorschlagende,  der  Gesamteindruck, 
den  man  aus  den  bez.  Verhandlungen  bekommt  —  Gründe  that- 
sächlicher  Art  ausschlaggebend,  Gründe,  wie  sie  in  den  Mo- 
tiven zu  den  damaligen  Steuergesetzentwürfen  zu  finden  sind.  In 
diesen  Motiven  heisst  es  nämlich  unter  Anderem :  Die  Erwerbs- 
quellen Grundeigentum,   Gebäude   und    Gewerbe   »verändern  sich 


558  Dr.   Franz   Schmid  : 

in  ihrer  Ergiebigkeit  nicht  glcichmässig,  das  Verhältnis,  nach 
welchem  sie  zu  den  Staatslasten  beitragen,  niuss  daher,  um  ge- 
recht zu  sein,  diesen  Veränderungen  entsprechen,  und  dies  kann 
nur  erzielt  werden  entweder  durch  häufige  Katasterrevisionen  oder 
durch  den  viel  einfacheren  Weg,  jeder  Steuerquelle  bei  der  jedes- 
maligen Verabschiedung  ihren  besonderen,  den  Zeitverhältnissen 
angemessenen  Beitrag  zu  den  Staatslasten  zuzuscheiden«  und  wird 
dann  empfohlen,  eine  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  künftig 
dadurch  herbeizuführen,  »dass  bei  der  jedesmaligen  Festsetzung 
der  Steuer  für  eine  Finanzperiode  in  Erwägung  gezogen  und  be- 
stimmt wird,  wie  viel  Prozente  des  einen  Katasters  einer  gewissen 
Zahl  von  Prozenten  des  andern  entsprechen,  so  dass  die  Gesetz- 
gebung es  stets  in  der  Hand  hat,  die  einzelnen  Steuerpflichtigen 
durch  die  veränderlichen  Prozentsätze  der  Steuer  aus  den  einzel- 
nen Katastern  relativ  gleich  zu  stellen«.  Das  waren  die  Gründe, 
die  bestimmend  waren,  die  Austeilung  der  Steuern  finanzgesetz- 
licher Regelung  zu  überweisen ,  und  die  den  Sieg  davon  trugen 
z.  B.  über  die  Rücksicht  auf  die  mögliche  Gefahr  bei  Verab- 
schiedung der  Finanzgesetze  sich  wiederholender  Interessenkämpfe 
zwischen  den  einzelnen  Berufsklassen.  Nun  ist  ja  die  Herstellung 
des  Gleichgewichts  zwischen  den  einzelnen  Ertragsquellen  nicht 
so  einfach,  als  es  nach  den  angeführten  Worten  der  Motive  der 
Fall  zu  sein  scheint  und  die  Abwägung  der  einzelnen  Ertrags- 
quellen gegen  einander  überhaupt  nicht  ohne  Willkür  zu  vollzie- 
hen, Aenderungen  in  den  Belastungsverhältnissen  derselben  sind 
also  nur  mit  grösster  Vorsicht  vorzunehmen.  Allein  immerhin  ist 
es  verständlich  ,  dass  man  angesichts  von  Verhältnissen,  die  auf 
Dauer  berechnet  waren,  die  Wertung  der  einzelnen  Ertragsquellen 
gegen  einander  nicht  von  vornherein  vornahm,  sondern  als  von 
Fall  zu  Fall  zu  bewerkstelligend  erklärte.  Stand  man  aber  auf  diesem 
Standpunkt,  erachtete  man  das  Verhältnis  der  einzelnen  Ertrags- 
quellen zu  einander  als  in  häufigem  Wechsel  begriff"en,  als  (um 
den  Punkt  zu  berühren,  auf  den  sich  die  Sache  zuspitzt)  ähnlich 
veränderlich  wie  etwa  die  Steuersumme,  dann  blieb  natürlich 
kaum  etwas  anderes  übrig ,  als  die  Regelung  des  Verhältnisses 
der  Belastung  der  Ertragsquellen  ebenso  für  ausschliessliche  Sache 
des  Finanzgesetzes  zu  erklären  wie  die  Verwilligung  der  Steuer- 
summe. Nun  kann  man  heute  noch  diesen  Standpunkt  teilen  und 
wird  dann  in  diesem  Falle  auch  heute  die  Regelung  des  Verhält- 
nisses   der    Belastung    der   Ertragsquellen    von    vornherein    dem 
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Finanzgesetz  zuweisen.  Man  kann  aber  hinsichtlich  der  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  heute  auch  auf  einem  andern  Standpunkt  stehen 
und  dann  wird  auch  die  Entscheidung  in  rechtlicher  Beziehung  an- 
ders lauten  können  und  wird  man  wie  die  Feststellung  der  Kataster 
so  auch  die  Wertung  der  einzelnen  Steuergattungen  gegen  ein- 
ander im  gewöhnlichen  Steuergesetze  zu  bewerkstelligen  berech- 
tigt sein.  Im  gegenwärtigen  Augenblick  liegen  nämlich  die  Verhält- 
nisse etwas  anders  als  im  Jahre  1872  und  1873.  Denn  es  handelt 
sich  jetzt  hinsichtlich  der  Ertragssteuern  nicht  um  dauernde  Ver- 
hältnisse ,  sondern  um  ein  auf  eine  kurze  Reihe  von  Jahren  be- 
rechnetes Uebergangsstadium.  Angesichts  eines  solchen  Ueber- 
gangsstadiums  aber  hat  man  viel  weniger  mit  fluktuierenden  Ver- 
hältnissen zu  rechnen,  während  andererseits  gerade  während  eines 
solchen  Uebergangsstadiums  die  Gefahr  von  Interessenkämpfen 
möglichst  vermieden  werden  sollte.  Lässt  man  nun  aber  letztere 
Rücksicht  die  Oberhand  gewinnen,  so  dürfte  man  von  selber  dahin 
geleitet  werden,  hinsichtlich  des  gegenseitigen  Verhältnisses  der 
Belastung  der  Ertragssteuerquellen  von  vornherein  Direktiven  zu 
geben,  d.  h.  im  gewöhnlichen  Steuergesetz  über  dieses  Verhältnis 
Bestimmung  zu  treffen.  Und  dies  dürfte  nach  dem  Wortlaut,  Sinn 
und  Charakter  der  Norm  des  §  109  der  Verfassungsurkunde  auch 
rechtlich  durchaus  unbedenklich  sein,  zumal  für  den,  der  die  Dinge 
nicht  rein  scholastisch  ansieht.  Jener  Referent  der  Schwäbischen 
Kronik  dürfte  demnach  nicht  Recht  haben,  wenn  er  in  der  Nor- 
mierung des  20prozentigen  Abzugs  am  Grundkataster  mittelst 
des  gewöhnlichen  Steuergesetzes  einen  Verstoss  gegen  §  181  der 
Verfassungsurkunde  erblickt. 

Bemerkenswert  möchte  nach  alledem  zum  Schlüsse  noch 
sein,  dass  im  Jahre  1873  selbst  solche,  die  die  Wertung  der  ein- 
zelnen Steuergattungen  gegen  einander  als  von  Rechtswegen  aus- 
schliesslich finanzgesetzlicher  Regelung  unterliegend  bezeichneten, 
die  Bestimmung  der  24tel  im  besondern  Gesetze  von  182 1  als  eine 
Sache  für  sich  beurteilt  wissen  wollten,  da  es  sich  hiebei  um  ein 
Provisorium  gehandelt  habe.  Hiemit  aber  negierte  man  im  Grunde 
doch  in  unbewusster  Weise  selber,  dass  diese  Wertung  der  ein- 
zelnen Steuerquellen  zu  einander  von  Rechtswegen  aus- 
schliesslich dem  Bereich  des  Finanzgesetzes  angehöre.  Wäre  näm- 
lich letzteres  zutreffend ,  so  könnten  provisorische  Verhältnisse 
nicht  anders  beurteilt  werden,  als  dauernde,  da  ja  die  als  mass- 
gebend bezeichnete  rechtliche  Grundlage,  die  rechtliche 
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Situation  trotz  aller  Verschiedenheit  der  thatsächli- 
c  h  e  n  Verhältnisse  immer  dieselbe  bliebe.  Beurteilte  man  nun 
aber  damals  die  provisorischen  Dinge  vom  Jahre  1821  besonders, 
so  rüttelte  man  damit  eben  unbewusst  am  Fundament  der  sonsti- 
gen Beweisführung.  Und  dieselbe  ist  auch  in  der  That  kaum  zutref- 
fend. Es  möchte  eben  keinen  Rechtssatz,  weder  einen  ge- 
schriebenen noch  einen  ungeschriebenen  geben  auf  Grund  dessen 
man  die  Wertung  der  Ertragsquellen  gegen  einander  als  aus- 
schliessliche Sache  des  Finanzgesetzes  bezeichnen  könnte.  Nein, 
der  in  Betracht  kommende  §  109  der  Verfassungsurkunde  schliesst 
der  Steuerverwilligung  vorausgehende  Regelungen,  wie  schon  be- 
rührt, nicht  aus,  und  zu  diesen  Regelungen  kann  sehr  wohl  auch 
eben  die  Wertung  der  Ertragsquellen  gegen  einander  gehören.  Da- 
für aber,  ob  diese  Wertung  wirklich  in  vorau.sgehendem  besonderem 
Gesetz  vorgenommen  werden  soll,  sind  die  zu  Grunde  liegenden 
thatsächlichen  Verhältnisse  massgebend,  wie  diese  Verhältnisse  es 
auch  sind,  die  dafür  sprechen  können,  die  in  Rede  stehende  Re- 
gelung von  vornherein  dem  Finanzgesetze  zu  überweisen. 

Kein  Wort  ist  nach  alledem  wohl  darüber  zu  verlieren,  dass 
der  Referent  der  Schwäbischen  Kronik  meint,  »die  Progressions- 
skala des  allgemeinen  Einkommenssteuergesetzes«  stelle  »zweifel- 
los« »eine  Finanznorm«  dar  und  keine  Rechtsnorm.  Und  nur  das 
darf  vielleicht  noch  bemerkt  werden,  dass  die  vom  Referent  der 
Schwäbischen  Kronik  beliebte  Gegenüberstellung  von  Rechtsnorm 
und  Finanznorm  unrichtig  ist,  insofern  letztere  Begriffe  keinen  Ge- 
gensatz in  sich  schliessen ,  und  dass  solch  falsche  Gegenüber- 
stellung nur  irreführend  wirken  kann. 
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IL  LITTERATUR 


Heinrich  von  Marquardse?t  und  Max  voti  Seydel,  Hand- 
buch des  öffentlichen  Rechts. 

Zweiter  Band,  i.  bis  4.  Abteilung  (Deutsches  Reich,  Elsass-Loth- 
ringen,  Preussen ,  Bayern),  zweite  Auflage.  Herausgegeben  von 
M.  V.  Seydel. 

Dritter  Band,  erster  Halbband,  2.  bis  4.  Abteilung  (Württemberg, 
Baden,  Hessen)  zweite  Auflage.     Herausgegeben  von  M.  v.  Seydel. 

Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1894.   1895.  J.  C.B.Mohr  (Paul  Siebeck). 

Das  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  von  H.  v.  Marquardsen 
und  M.  V.  Seydel  erfreut  sich  seit  Langem  einer  so  günstigen  Beur- 
teilung in  Theorie  und  Praxis  ,  dass  eine  ausführlichere  Besprechung 
des  Werkes  bei  Gelegenheit  des  Erscheinens  der  zweiten  Auflage  fast 
überflüssig  erscheinen  könnte. 

Es  giebt  auf  dem  Gebiete  des  bürgerlichen  Rechts  kein  Werk 
gleicher  Art.  Für  das  Strafrecht  hat  sich  das  Zm/sche  Buch  eine  dem 
Handbuch  ähnliche  Aufgabe  gesetzt  i). 

Der  Gedanke  der  Rechtsvergleichung,  welcher  ein  ausgesprochenes 
Ziel  des  Zm/'schen  Buches  ist,  drängt  sich  auch  dem  Leser  des  Mar- 
quardsen %c\\tx\  Handbuchs  sofort  auf. 

Das  Ziel  des  Handbuchs  ist  aber  zunächst  ein  anderes ,  näher- 
liegendes. Es  wird  ein  Ueberblick  über  das  ganze  öffentliche  Recht 
der  Gegenwart  gegeben.  Nur  eine  Orientierung  soll  ermöglicht  werden. 
Dies  aber  wird  mit  einer  Zuverlässigkeit  geboten  ,  welche  dem  Prak- 
tiker und  dem  Forscher  eine  gleich  sichere  Anleitung  zu  ihren  Zwecken 
eröffnet. 

Ein  guter  Teil  des  Erfolges,  welchen  das  Werk  sich  errungen  hat, 
ist  der  verständigen  Einschränkung  seiner  Aufgabe  zuzuschreiben.  Ein 
greifbares  Zeichen  dieses  Erfolges  ist  das  Erscheinen  der  zweiten  Auf- 
lage ,  welche  für  eine  Reihe  von  Einzeldarstellungen  ,  nämlich  für  das 


l)  F.  V.  Liszt,  Das  Strafrecht  der  Staaten  Europas,  unter  Mitwirkung  zahlreicher 
Autoren,  erschienen  als  i.   Band  der  von  der  internationalen  kriminalisüschen  Vereini- 
gung herausgegebenen  »Strafgesetzgebung  der  Gegenwart«.     Berlin  1894. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1898.  3.  T^O 
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Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs ,  für  das  preussische ,  bayerische 
württembergische,  badische  und  hessische  Staatsrecht  vorUegt. 

Einige  dieser  Darstellungen  haben  die  Autoren  gewechselt.  Für 
den  verstorbenen  Verfasser  der  ersten  Auflage  des  preussische n 
Staatsrechtes,  Herf?iatin  Schulze,  ist  Karl  von  Stengel,  für  Karl  Schenkel, 
den  Verfasser  der  i.  Auflage  des  Badischen  Staatsrechtes,  \si  Fried- 
rich Wielandt  eingetreten.  An  Stelle  von  Gareis  hat  diesmal  Konrad 
Cosack  das  hessische  Staatsrecht  bearbeitet. 

Für  die  übrigen  Einzeldarstellungen  sind  die  Verfasser  dieselben 
geblieben,  nämlich  für  das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs  Faul  La- 
band,  für  das  bayerische  Staatsrecht  Max  von  Seydel,  für  das  württem- 
bergische Ludtvig  Gaupp.  Diesen  zweiten  Auflagen  ist  das  Ver- 
waltungsrecht von  Elsass -Lothringen  als  zweiter  Teil  zu  dem  1892 
erschienenen  Verfassungsrecht  von  E.  L.  neu  hinzugetreten.  Das  Ver- 
waltungsrecht ist  vom  selben  Verfasser,  Xi^xvX\c\\  Albert  Leoni,  bearbeitet, 
welchem  diesmal  Karl  Mantel  als  Mitarbeiter  sich  angeschlossen  hat. 
Der  ursprüngliche  Plan  des  Ganzen  ist  in  den  neuen  Auflagen  nicht 
verlassen,  die  Einzeldarstellungen  sind  durch  eingehendere  Berücksich- 
tigung des  Verwaltungsrechtes  erweitert  und  zum  Teil  in  der  Anord- 
nung des  Stoffes  in  einigen,  nicht  wesentlichen  Beziehungen  verändert 
worden. 

Wir  können  hier  wohl  darauf  verzichten,  den  praktischen  Nutzen, 
welchen  die  Neuerhaltung  des  Werkes  gewährt ,  zu  betonen.  Gerade 
durch  die  stärkere  Ausdehnung  auf  dem  Gebiete  des  in  stetigem  Fluss 
befindlichen  Verwaltungsrechtes  ist  dieser  Nutzen  sehr  deutlich  erkenn- 
bar geworden.  Denn  während  das  Verfassungsrecht  seiner  Natur  ent- 
sprechend zur  Zeit  weniger  der  Veränderung  unterliegt,  bringt  das 
Verwaltungsrecht  beständig  neue  Formen  hervor  und  ergreift  dasselbe 
immer  neue  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens.  Ein  wissenschaftliches 
Handbuch  darf  also  hier  keinen  Augenblick  stillestehen,  um  nicht  zu 
veralten. 

Die  neuen  Auflagen  haben  das  Handbuch  wieder  auf  den  neuesten 
Stand  gesetzt.  Es  ist  nur  zu  wünschen ,  dass  auch  die  Förderung, 
welche  durch  diese  Einzelarbeiten  der  allgemeinen  Lehre  des  Verwal- 
tungsrechtes zu  Teil  geworden  ist,  dem  Handbuch  in  irgend  einer  Ge- 
stalt wieder  zum  Vorteil  gereichen  möge. 

Die  notwendige  Beschränkung,  welche  die  Verfasser  der  einzelnen 
Teile  sich  auferlegen  mussten,  hat  ihnen  weder  im  Verfassungsrechte 
noch  im  Verwaltungsrechte  ein  tieferes  Eindringen  in  allgemeine  Leh- 
ren gestattet.  Leichter  mochte  diese  Enthaltung  wohl  denjenigen  fallen, 
die  auf  eigene  umfassendere  Werke  verweisen  konnten. 

Wir  denken  dabei  an  SeydeV?,  bayerisches  Staatsrecht  und  das 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs  von  Laband.     Beide  vor  kurzem  neu 
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aufgelegte  Werke  sind  für  das  Handbuch  von  ausserordentlicher  Be- 
deutung. Sie  sind  nicht  nur  die  Grundlage  für  die  von  ihren  Verfas- 
sern selbst  hergestellten  kleineren,  dem  Handbuch  einverleibten  Wieder- 
holungen. Ihnen  muss  vielmehr  eine  führende  Rolle  unter  den  Schriften 
des  neuen  Staatsrechts  überhaupt  eingeräumt  werden.  Wir  verkennen 
nicht,  dass  auch  anderen  Büchern  ein  hervorragender  Einfluss  auf  diese 
Fortbildung  zuzumessen  ist.  Wir  übersehen  insbesondere  nicht,  dass 
das  ausgezeichnete  neueste  Werk  Otto  Mayer  %  über  deutsches  Ver- 
waltungsrecht ,  die  allgemeine  Lehre  des  öffentlichen  Rechts  in  be- 
deutendem Masse  gefördert  hat  und  fördern  wird. 

Für  das  Handbuch  aber  waren  die  beiden  genannten  Werke  La- 
band's  und  Seyäe/'s  geradezu  bedingend.  Wir  finden  in  allen  deutschen 
Einzeldarstellungen  des  Handbuchs  ihren  mächtigen  Einfluss  und 
schätzen  die  nunmehr  neuaufgelegten  kleineren  Original-Wiederholungen 
als  den  wertvollsten  Bestand  des  Handbuchs. 

Wir  schätzen  diese  Arbeiten  als  Teile  des  Handbuchs  um  so  mehr, 
als  hierdurch  beide  Schriftsteller,  die  über  die  rechtliche  Natur  des 
Reichs  von  verschiedenen  wissenschaftlichen  Grundanschauungen  aus- 
gehen ,  ihre  Arbeiten  in  den  Dienst  einer  gemeinsamen ,  höheren  Auf- 
gabe gestellt  haben. 

Eine  gründliche  Erörterung  der  berührten  Kontroverse  muss  hier 
natürlich  unterbleiben ,  denn  die  einschlägige  umfangreiche  Litteratur 
steht  mit  dem  Handbuch  nicht  in  unmittelbarer  Beziehung;  besonders 
gilt  das  von  Seydet's  reichsstaatsrechtlichen  Arbeiten.  Seydel  hat  indes 
die  Ergebnisse  seiner  diesbezüglichen  Forschung  auch  seiner  Hand- 
buchausgabe nicht  völlig  entzogen.  Die  Beziehungen  Bayerns  zum 
Reich  stellt  er  vom  Standpunkte  seiner  eigenen  Auffassung  der  recht- 
lichen Natur  des  Reiches  dar.  Auch  aus  den  Handbuch-Darstellungen 
des  Staatsrechts  anderer  Einzelstaaten  tritt  uns  eine  von  der  Laband"- 
schen  abweichende  Auffassung  des  Verhältnisses  zwischen  Reich  und 
Staaten  entgegen. 

Wir  können  uns  deshalb  nicht  versagen  ,  die  Kontroverse  wenig- 
stens in  Kürze  zu  besprechen. 

Laband  sieht  im  Deutschen  Reich  einen  Bundesstaat.  Der  Bundes- 
staat Laband'%  ist  ein  Staat,  der  Staaten  zu  Gliedern  hat.  Diese  bil- 
den das  Substrat  des  Bundesstaates.  Dem  Bundesstaat  kommt  Sou- 
veränetät  zu,  während  sie  den  Gliedstaaten  abgesprochen  wird.  Die 
Souveränetät  ist  dem  Staat  nicht  wesentlich,  wohl  aber  dem  Bundes- 
staat. Die  rechtliche  Grundlage  des  Bundesstaats  ist  seine  Verfassung. 
Träger  der  Souveränetät  ist  im  Bundesstaat  dieser  selbst  als  juristische 
Person.  Der  Bundesstaatsgewalt  unterliegen  die  Staaten  selbst  als  ju- 
ristische Personen  und  die  Angehörigen  der  Staaten  als  Bundesstaats- 
angehörige. 

Seydel   erblickt    im    Deutschen    Reich    einen    Staatenbund.      Nach 
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Seydel  giebt  es  keinen  Bundesstaat,  sondern  nur  Staat  und  Staatenbund. 
Souveränetät  ist  dem  Staatsbegriff  wesentlich.  Glieder  eines  Gemein- 
wesens ,  denen  Souveränetät  fehlt,  sind  also  keine  Staaten.  Die  Sou- 
veränetät hat  zum  Träger  notwendig  eine  physische  Person  oder  deren 
eine  Mehrzahl.  Der  Träger  der  Souveränetät  ist  Herrscher.  Die  Sou- 
veränetät ,  welche  mit  Herrschaft  gleichbedeutend  ist ,  erträgt  weder 
Teilung  noch  Unterordnung ,  noch  Beschränkung  dem  Inhalte  nach. 
Ein  Staat  hört  also  durch  Unterordnung  unter  eine  andere  Gewalt  als 
die  seines  Herrschers  auf,  Staat  zu  sein.  Staatenreich,  Staatenstaat 
oder  Bundesstaat  sind  staatsrechtlich  nicht  denkbare  Begriffe.  Viel- 
mehr können  Staaten  nur  durch  Eingehung  eines  Bundesverhältnisses 
unter  einander  in  Verbindung  treten.  Die  Rechtsform  für  die  Ein- 
gehung eines  solchen  Verhältnisses  ist  der  Vertrag.  Auf  der  Vertrags- 
grundlage können  die  Verbündeten  sich  eine  Verfassung  geben  und  für 
die  gemeinsame  Thätigkeit  gemeinsame  Organe  schaffen.  Der  Bund  kann 
die  Vertragsgrundlage  und  die  Verfassung  als  völkerrechtliche  oder  als 
staatsrechtliche  Einrichtung  gestalten.  Das  Letztere  geschieht  durch 
Einführung  der  Rechtsgrundlagen  des  Bundes  in  das  Verfassungsrecht 
eines  jeden  am  Bunde  beteiligten  Staates.  In  diesem  Falle  können  die 
Bundesorgane  Gesetzgebung  und  Verwaltung  mit  einer  die  Unterthanen 
der  Staaten  unmittelbar  verbindenden  Wirksamkeit  der  Befehle  entfalten. 
Die  Bundesverfassung  bestimmt  das  Mass  und  die  Art  der  vom  Bunde 
wahrzunehmenden  Thätigkeit.  Im  Staatenbunde  verbleibt  die  Souveräne- 
tät, mag  der  Bund  ein  staatsrechtlicher  oder  ein  bloss  völkerrechtlicher 
sein,  bei  den  Staaten.  Ein  staatsrechtlicher  Staatenbund  ist  das  Deut- 
sche Reich. 

Von  allen  Theorien  über  den  Begriff  des  Bundesstaats  —  ihre 
Zahl  ist  keine  kleine  —  ist  die  Laband'?>  die  folgerichtigste.  Der  Kritik 
SeyäeFs  hält  auch  sie  nicht  Stand.  Entscheidend  ist  die  Bestimmung 
des  Staatsbegriffes.  Der  Bundesstaatsbegriff  muss  als  das  Besondere 
vom  allgemeineren  Begriff  des  Staates  sich  ableiten  lassen.  Für  den 
Begriff  des  Staates  ist  Souveränetät  wesentlich.  Mag  man  dieses  Merk- 
mal nun  mit  dem  Staatsbegriff  selbst  unmittelbar  verbinden  oder  als 
eine  rechtliche  Eigenschaft  des  Herrschers  im  Staat  ansehen  ,  immer 
bleibt  es  für  den  staatsrechtlichen  Begriff  des  Staates  unentbehrlich. 
Die  Souveränetät  aber  erträgt  weder  Teilung  noch  Unterordnung ,  sie 
kann  nur  gewonnen,  erhalten,  der  Ausübung  nach  beschränkt  oder  ver- 
loren werden.  Eine  Art  der  Beschränkung  liegt  für  die  Souveräne  von 
mehreren  Staaten  in  ihrer  Vereinigung  zu  bestimmter,  gemeinsamer 
staatlicher  Thätigkeit.  Einem  Verlust  der  Souveränetät  kommt  solche 
Beschränkung  nicht  gleich. 

Es  ist  SeydeFs  unbestreitbares  Verdienst,  mit  voller  juristischer 
Schärfe ,  den  Staatsbegriff  bestimmt  uns  festgehalten  zu  haben.  Da- 
durch ist  er  ihm  zu  einer  brauchbaren  Grundlage  für  die   Staatsrecht- 
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liehe  Forschung  geworden.  Von  seiner  gedankenvollen  ,  allgemeinen 
Staatslehre  angefangen  ,  hat  S.  denn  auch  durch  alle  seine  Schriften 
hin  an  dieser  Begriffsbestimmung  festgehalten  und  hat  ihr  in  seinem 
grossartigen  Werk  über  bayerisches  Staatsrecht  den  ausführlichsten 
Beleg  geliefert. 

Seydel  ist  ja  nicht  der  Erste  ,  welcher  diesen  Stein  zu  bearbeiten 
verstand,  aber  ich  meine,  der  Schliff,  welchen  er  von  Seydel  erhalten 
hat,  ist  wohl  der  schärfste. 

Besonders  bewährt  sich  in  seinem  grossen  Werk  seine  Lehre  von 
der  Souveränetät  als  Element  des  Staatsbegriffs.  Auch  finden  wir  hier 
am  Beispiel  eines  einzelnen  Staates  das  Verhältnis  eines  deutschen 
Staats  zum  Deutschen  Reich  aus  dem  Staatsbegriff  richtig  abgeleitet. 

Jene  Fassung  des  Staatsbegriffs  konnte  Seydel  nicht  ohne  die  Hilfe 
eines  hervorragenden  Sinnes  für  die  Auffassung  geschichtlicher  That- 
sachen  gelingen.  Sein  »kleines  Staatsrecht«  giebt  uns  im  Auszug  die 
im  ersten  Bande  seines  Hauptwerkes  enthaltene  Geschichte  des  baye- 
rischen Staatsrechts  wieder.  Es  ist  das  ein  treffliches  Stück  rechts- 
geschichtlicher Darstellung,  welches  für  die  geschichtliche  Forschung 
im  Staatsrecht  Bahn  gebrochen  hat.  Hier  hält  er  sich  gleich  fern  von 
der  Suche  nach  geschichtHchen  Merkwürdigkeiten  und  von  der  Ver- 
herrlichung selbstgemachter  politischer  Ideale.  Die  geschichtlichen 
Teile  seines  Werks  geben  das  anschaulichste  Bild  von  der  Aufrichtung 
eines  souveränen  deutschen  Staats  und  von  der  Beschränkung  seiner 
Regierung  nach  der  konstitutionellen  Form. 

Den  geschichtlichen  Beleg  für  seine  Staatslehre  ist  S.  also  nicht 
schuldig  geblieben.  Es  wäre  zu  wünschen ,  dass  eine  rechtsgeschicht- 
liche Darstellung  der  Entstehung  des  Deutschen  Reichs  aus  SeydePs 
Feder  ergänzend  hinzukäme. 

Wenn  wir  uns  hier  nicht  als  Anhänger  der  Laband' sehen  oder 
einer  sonstigen  Bundesstaatstheorie  bekennen  ,  so  soll  doch  das  emi- 
nente Verdienst ,  welches  sich  Laband  um  die  Förderung  der  Lehren 
des  Staatsrechtes  im  Allgemeinen  und  um  die  Erkenntnis  des  Reichs- 
staatsrechts im  Besonderen  erworben  hat,  keineswegs  verkannt  werden. 
Sein  Staatsrecht  des  D.  Reichs  ist  zweifellos  die  beste  systematische 
Bearbeitung  dieses  Rechts  und  seine  kleine  Ausgabe  eine  Zierde  des 
Handbuchs.  Laband  ist  auch  zu  sehr  ein  echter  Jurist ,  als  dass  er 
sich  in  irgend  einer  einzelnen  Frage  zu  einer  Auslegung  positiver  Be- 
stimmungen des  Rechts  verleiten  Hesse ,  die  seiner  Theorie  mehr 
schmeicheln  als  dem  Sinne  der  Norm  entsprechen  würde.  So  kommt 
es,  dass  Laband,  von  ganz  verschiedenem  Standpunkte  ausgehend,  in 
zahlreichen  und  fast  in  allen  wichtigeren  Fragen  zu  denselben  Ergeb- 
nissen gelangt  wie  Seydel. 

An  beiden  Schriftstellern  rühmen  wir  die  ebenmässige  Gliederung 
des    ungefügen ,    fast    ungeheuren    Stoffes ,    wodurch   der    grosse    Bau 
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leicht  und  gefällig  sich  darstellt.  Augenfälliger  tritt  dieser  Vorzug  in 
den  kleinen  Handbuch- Ausgaben  hervor,  als  in  den  Hauptwerken,  wo 
er  sich  nur  dem  gründlichen  Studium  erschliesst. 

An  beiden  Schriftstellern  rühmen  wir  ferner  eine  Schönheit  der 
Sprache,  die  der  Bedeutung  des  Gegenstandes  entspricht  und  wo  jeder 
Satz  gemessen,  jedes  Wort  gewogen  ist.  So  dargestellt  fügen  sich  die 
Gedanken  wie  von  selbst  an  einander.  Die  edle  Form  sichert  dem 
Werk  einen  bleibenden  Wert. 

Beide  Schriftsteller  überladen  ihr  Werk  nicht  durch  Zuthaten,  son- 
dern erstreben  durchweg  jene  Kürze  und  Knappheit ,  welche  die  Ar- 
beit des  Juristen  vor  allem  hebt  und  die  Darstellung  in  gleichmässigem 
Strome  hinfliessen  lässt. 

Wir  heben  bei  Seydel  besonders  die  kernige  Bildung  des  Satzes 
hervor,  dem  er  zur  rechten  Zeit  eine    attische  Wendung  zu  geben  weiss. 

Auch  die  Vornehmheit  des  Tons  in  der  Kontroverse  haben  wir 
bei  beiden  Schriftstellern  als  vorbildlich  zu  rühmen.  Herbe  Ausfälle 
finden  wir  nur  selten  und  wohl  nur  da,  wo  sie  nötig  sind  und  wohlthun 
—  ich  meine  natürlich  nicht  dem  Getroffenen.  Doch  wir  schweifen 
von  unserem  Gegenstande  ab.  In  den  Handbuch-Ausgaben  kommt  es 
zum  wissenschaftlichen  Austrag  von  Kontroversen  überhaupt  nicht. 

Tüchtige  Arbeiten  sind  auch  die  Einzeldarstellungen  von  Stengel, 
Gaupp,    Wielandi,  Leoni,   Cosack. 

Stengel's  preussisches  Staatsrecht  will  und  kann  die  Lücke  nicht 
ausfüllen,  welche  durch  das  Fehlen  einer  dem  Seyder?,ch.en  Werk  ent- 
sprechenden Bearbeitung  des  preussischen  Staatsrechtes  in  der  deut- 
schen Staatsrechtswissenschaft  besteht.  Ein  Werk,  wie  wir  es  für  das 
preussische  Staatsrecht  zur  Zeit  vermissen ,  kann  auch  nicht  in  der 
Studierstube,  sondern  nur  aus  der  lebendigen  Berührung  mit  dem  Staats- 
leben, aus  der  Benützung  der  Archive  und  amtlichen  Akten  entstehen. 

Mit  Schulzens  Staatsrecht  verglichen  ,  bietet  Siengers  Bearbeitung 
zweifellos  mehr. 

Eine  ziemlich  ausführliche  Darstellung  der  Verfassungsgeschichte 
geht  dem  dogmatischen  Teil  voran. 

Es  ist  eine  wohlbegründete  Gepflogenheit  der  neueren  Staatsrechts- 
Geschichtsschreibung,  die  Geschichte  der  staatsrechtlichen  Entwickelung 
der  deutschen  Monarchien  mit  der  Geschichte  der  Herrscherhäuser  in 
engste  Verbindung  zu  bringen. 

Zumal  in  der  grösseren  deutschen  Staaten  ist  in  der  That  die 
Geschichte  des  Herrscherhauses  zugleich  die  Geschichte  der  Herr- 
schaft und  bildet  diese  den  stetigsten  Bestandteil  der  Stammesge- 
schichte. Wir  finden,  dass  die  Rechtsgeschichte  da,  wo  sie  sich  be- 
strebt, auch  für  die  Zeit  der  Landeshoheit  noch  eine  Geschichte  der 
Stammesrechte  zu  bleiben,  sehr  bald  mit  einer  kaum  zu  bewältigenden 
Schwierigkeit  zu  kämpfen  hat.     Stamm    und    Territorium    hören    eben 
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im  selben  Zeitpunkte  auf,  eine  geschlossene  und  selbständige  Geschichte 
zu  haben,  in  welchem  die  Landeshoheit  den  Umfang  des  Territoriums 
bestimmt  und  die  Stämme  machtvoll  zerteilt  oder  vereinigt.  In  keinem 
deutschen  Staat  wurde  darin  durch  die  Politik  der  Herrscher  mehr 
geleistet  als  in  Preussen.  Nirgends  hat  diese  Politik  es  besser  ver- 
standen, die  übrigen  Elemente  des  Staats,  Territorium  und  Volk,  stark 
an  sich  zu  ziehen  und  in  den  Dienst  des  Gemeinwesens  Staat  zu  stellen. 

Stengel  hat  für  diesen  Teil  seines  Buchs  manche  brauchbare  Stütze 
in  den  verdienstlichen  Arbeiten  Schulze'^  und  Bor?ihak\  gefunden.  Er 
giebt  dem  Plan  seines  Buchs  entsprechend  nur  einen  Abriss  dieser 
Geschichte.  Ausführlicher  ist  seine  Darstellung  des  inneren  Ausbaus 
der  Monarchie  ,  besonders  der  Heeresorganisation  ,  des  Finanzwesens 
und  der  allmählichen  Entwicklung  eines  Behördensystems  der  Justiz 
und  der  Verwaltung.  Eine  stärkere  Betonung  hätte  vielleicht  die  für 
die  Entwickelung  Preussens  so  ungemein  bezeichnende  Bedeutung  der 
militärischen  Behörden  verdient,  welchen  noch  im  i8.  Jahrhundert  ein 
so  beträchtlicher  Teil  der  inneren  Verwaltung  zugeteilt  war.  Richtig 
sind  die  inneren  Zustände  zur  Zeit  des  Zusammenbruchs  skizziert  und 
ein  übersichtliches  Bild  entwirft  der  Verfasser  von  den  Arbeiten  der 
Restaurationszeit ,  durch  welche  die  Grundlagen  des  heutigen  preussi- 
schen  Staatswesens  geschaffen  worden  sind.  Es  ist  bekannt ,  dass 
Preussen  länger  und  zäher  am  absoluten  Regimente  festhielt  als  irgend 
ein  anderer  grösserer  deutscher  Staat.  Scharfe  Kritik  legt  Stengel  an 
die  Stellung ,  welche  die  preussische  Regierung  in  der  Verfassungs- 
frage einnahm  und  er  bemerkt ,  dass  mancher  Nachteil  hätte  verhütet 
werden  können  ,  wenn  die  Regierung  rechtzeitig  und  entschieden  an 
den  Ausbau  der  in  den  Februarpatenten  von  1847  entworfenen  Ver- 
fassung herangetreten  wäre.  Dass  der  doktrinäre  Liberalismus  jener 
Zeit  aus  der  unklugen  Haltung  der  Regierung  Nutzen  zog ,  betont 
Stengel  mit  Recht. 

»So  kam  es«,  führt  er  S.  30  aus,  »dass  die  zur  Vereinbarung  der 
Verfassung  mit  der  Regierung  berufene  Nationalversammlung  kein  Be- 
denken trug,  bei  ihren  Arbeiten  einfach  die  belgische  Verfassung  zum 
Muster  zu  nehmen,  also  eines  neutralen  Mittelstaates,  der  nach  seinen 
politischen,  sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  möglichst  wenig 
Aehnlichkeit  mit  dem  Grossstaate  Preussen  hat,  der  aber  namentlich 
insofern  den  grössten  Gegensatz  zu  Preussen  bildete,  als  in  Preussen, 
infolge  jahrlrundertlanger  Entwickelung  ein  machtvolles  Königtum  be- 
stand ,  während  das  Königtum  in  dem  neu  geschaffenen  Königreiche 
Belgien,  die  künsthch  errichtete  Institution  der  Monarchie  neben  der 
in  der  Verfassung  zum  Ausdruck  gelangten  Idee  der  Volkssouveränetät 
der  Sache  nach  doch  nur  die  Bedeutung  einer  erblichen  Präsident- 
schaft haben  konnte.« 

Wir  irren  wohl  nicht,  wenn  wir  annehmen ,    dass  sich  in  der  heu- 
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tigen  Staatsrechtslehre  noch  immer  die  Spuren  jener  Vorstellungen 
nachweisen  lassen.  Der  Versuch  der  Wissenschaft ,  Staat  und  Reich 
als  fingierte  Persönlichkeiten  zu  Trägern  der  Souveränetät  zu  stempeln, 
ähnelt  auffallend  jener  doktrinären  Gedankenrichtung.  Hier  und  dort 
sehen  wir  die  wirklichen  Herrscher  deutscher  Monarchien  gleichsam  in 
der  Versenkung  verschwinden  und  das  »deutsche  Volk«  in  den  Däm- 
merfarben der  Rousseau'schen  Volkssouveränetät  hinter  dem  leichten 
Gewölk  der  juristischen  Persönlichkeit  hervorschimmern. 

Sein  Urteil  über  das  preussische  Verfassungswerk  fasst  Siengel  in 
folgendem  zusammen: 

»Daher  kommt  es,  dass  einzelne  Bestimmungen  der  Verfassungs- 
urkunde vom  31.  Januar  1850  wie  z.  B.  Art.  62  Abs.  i  über  gemein- 
schaftliche Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  durch  den  König  und 
die  Kammern  auf  dem  monarchischen  Staatsrechte  Preussens  durchaus 
fremden  Vorstellungen  beruhen  und  daher  gar  nicht  wörtlich  genom- 
men werden  dürfen ,  wenn  nicht  in  die  Verfassung  ein  mit  derselben 
in  Widerspruch  stehendes  Element  hinemgetragen  werden  soll.  Da 
sich  ferner  das  geltende  Staatsrecht  des  absoluten  Staates  nicht  völlig 
ignorieren  Hess ,  so  tritt  dasselbe  in  manchen  Vorschriften  neben  der 
liberal-konstitutionellen  Schablone  zu  Tage  und  die  Verfassungsurkunde 
trägt  im  Ganzen  und  Grossen  einen  eigentümlichen  Doppelcharakter«. 

Wir  können  diesem  Urteil  Siengel'''s  nur  zustimmen.  Die  anfangs 
verzögerte  und  dann  übereilte  Abfassung  der  preussischen  Verfassungs- 
urkunde hat  dem  ganzen  Werk  nicht  nur  einen  eigentümlichen  Doppel- 
charakter, sondern  geradezu  den  Charakter  des  Unfertigen  und  in  sich 
Widerspruchsvollen  eingetragen.  Besonders  sind  es  die  auf  die  recht- 
liche Ordnung  der  Herrschaft  bezüglichen  Normen,  welchen  die  klare 
und  folgerichtige  Durchbildung  fehlt.  Die  Rechtssätze  ,  welche  das 
Wesen  der  Monarchie  bestimmen  sollen ,  sind  lückenhaft ,  matt  und 
durchsetzt  mit  sinnlosen  Phrasen.  Die  Einschränkung  des  absoluten 
Königtums  durch  konstitutionelle  Regierungsformen  ist  verdunkelt  durch 
Zusätze,  welche  eine  parlamentarische  Regierungsform  besser  kleiden 
würden  als  ein  konstitutionelles  Königtum^). 

Die  Frage,  wer  Herrscher  sei,  die  erste  des  positiven  Staatsrechts, 
beantwortet  die  preussische  Verfassungsurkunde  nicht  mit  klaren  und 
unzweideutigen  Sätzen.  Der  Sitz  der  Herrschaft  wird  vielmehr  unter 
dem  Einfluss  der  Lehre  von  der  Teilbarkeit  der  höchsten  Gewalt 
verhüllt. 

Der  Jurist  hat  bei    solcher  Lage  des   geschriebenen  Rechts   einen 


i)  Vgl.  die  ausgezeichnete  Abhandlung  Seydel's  :  Konstitutionelle  und  parlamen- 
tarische Regierung.  Annalen  des  Deutschen  Reichs ,  herausgegeben  v.  Hirth  und 
V.  Seydel  1887  S.  237  und  Staatsrechtliche  und  politische  Abhandlungen  von  M.  v. 
Seydel  bei  J.  C.  B.  Mohr  1893  S.  121  ff. 
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nicht  ganz  leichten  Stand. 

Stengel  bestimmt  die  Stellung  des  Königs  von  Preussen  mit  den 
Worten  (S.  36): 

»Dem  König  von  Preussen  steht  die  gesamte  Staatsgewalt  zu 
eigenem  Rechte  imd  allein  zu;  er  ist  in  deren  Ausübung  nur  soweit 
beschränkt ,  als  sich  eine  solche  Beschränkung  aus  der  Verfassungs- 
urkunde oder  späteren  Gesetzen  ergiebt.« 

Hienach  ist  Herrscher  in  Preussen  der  König.  Denn  er  ist 
Träger  der  gesamten,  ungeteilten  Staatsgewalt,  d.  i.  der  Souveränetät 
und  er  leitet  diese  Stellung  von  Niemand  ab.  Er  hat  die  Souveräne- 
tät nicht  kraft  höheren  Auftrags  sondern  »zu  eigenem  Recht«. 

Stengel  thut  die  Herrscherstellung  des  Königs  durch  doppelten 
Beweis  dar,  durch  einen  geschichtlichen  und  einen  dogmatischen. 

Der  geschichtliche  Beweis  lässt  sich  in  dem  Satze  zusammenfassen: 
Der  König  von  Preussen  ist  Herrscher  gewesen,  als  er  die  Verfassung 
gab  und  die  Verfassung  ist  ihm  nicht  oktroyiert  worden  ,  sondern  er 
hat  sie  aus  eigenem  Entschlüsse  gegeben. 

An  der  thatsächlichen  Richtigkeit  dieser  Sätze  ist  nicht  zu  zwei- 
feln. Weder  die  schrittweise  Entstehung  der  Verfassung,  noch  die  Mit- 
wirkung der  vom  König  eingesetzten  Versammlung  ändert  etwas  an 
der  Thatsache ,  dass  der  König  die  Verfassung  selbst  gegeben  hat. 
Das  Patent  vom  3.  Februar  1847  samt  beigefügten  Verordnungen,  wo- 
durch der  König  den  »vereinigten  Landtag«  einsetzte,  und  das  Wahl- 
gesetz vom  S.April  1848  sind  wegen  ihrer  Ergebnislosigkeit  nicht  von 
Belang.  Die  eingesetzte  Versammlung  wurde  vom  König  wieder  be- 
seitigt, weil  sie  ihrer  Aufgabe  nicht  gerecht  wurde.  Dann  aber  gab 
der  König  selbst  und  zwar  ohne  Beirat  einer  Versammlung  die  von 
den  Schriftstellern  des  preussischen  Staatsrechtes  so  genannte  oktroy- 
ierte Verfassung  vom  5.  Dezember  1848.  Diese  Verfassung  bildet  heute 
noch  die  Grundlage  des  preussischen  Staatsrechts  ,  freilich  in  wesent- 
lich veränderter  Gestalt  Der  König  sah  sich  nämhch  genötigt,  die 
Verfassung  alsbald  einer  Revision  zu  unterziehen.  Dies  konnte  nur  in 
der  Form  geschehen,  welche  in  der  Verfassung  von  1848  angeordnet 
war,  nämhch  in  der  Form  der  Gesetzgebung  unter  Mitwirkung  der  von 
der  Verfassung  vorgesehenen  beiden  Kammern.  Die  Verfassung  aber 
zeigte  sich  für  diesen  Zweck  als  unvollkommen  und  der  Ergänzung 
bedürftig.  Es  fehlte  die  Wahlordnung.  Der  König  erliess  denn  am 
6.  Dezember  1848  Wahlgesetze.  Er  berief  sich  dabei  auf  sein  in  Art. 
105  der  Verfassung  vom  5.  Dezember  formuliertes  Recht  der  Notver- 
ordnung. Die  Bezugnahme  auf  Art.  105  war  überflüssig ,  denn  der 
König  konnte  seine  Verfassung  beliebig  so  lange  ergänzen ,  bis  sie 
vollziehbar  war.  Die  Bezugnahme  war  auch  nicht  korrekt,  denn  das 
Notverordnungsrecht  setzte  voraus,  dass  ein  Landtag  nicht  versam- 
melt  sei ,    ein  der  Versammlung    fähiger  Landtag    war    aber    damals 
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noch  gar  nicht  vorhanden.  Die  Wahlgesetze  waren  einfach  Be- 
standteile der  Verfassung ,  ergänzende  Edikte  wie  etwa  die  Beilagen 
im  Verhältnis  zur  bayerischen  Verfassungsurkunde  es  sind.  Die  nach 
den  Wahlgesetzen  gewählten  und  hierauf  einberufenen  Kammern  hatten 
nun  die  Verfassung  keineswegs  anzuerkennen,  wie  Stengel  und  die  üb- 
rigen Schriftsteller  des  preussischen  Staatsrechts  anzunehmen  scheinen. 
Die  Verfassung  bedurfte  keiner  Anerkennung,  denn  sie  galt  be- 
reits als  die  Kammern  zusammentraten;  sie  bedurfte  nur  der  Anwen- 
dung, das  geschah  durch  den  Zusammentritt  der  Kammern.  Man 
mag  in  diesem  Zusammentritt  eine  stillschweigende  Anerkennung  suchen 
oder  nicht;  einer  formellen  Zustimmung  ist  eine  solche  Anerkennung 
keinesfalls  gleichzuachten.  Denn  dazu  hatten  die  Kammern  kein  Recht. 
Die  geplante  Revision  kam  unter  Schwierigkeiten  endlich  zu  Stande. 
Die  Mitwirkung,  welche  die  beiden  Kammern  hiebei  bethätigten,  war 
wie  Stengel  richtig  sagt ,  keine  bloss  begutachtende  ,  sondern  die  ver- 
fassungsmässige Zustimmung.  Das  Eigentümliche  dabei  war,  dass  der 
Zustimmung  der  Kammern  dieselbe  Verfassung  als  Entwurf  vorlag, 
welche  bereits  als  Staatsgesetz  in  Geltung  stand.  So  entsprang  denn 
der  Verfassungsrevision  das  erste ,  umfassende  Verfassungsänderungs- 
gesetz Preussens.  Die  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850  ist 
somit  nicht  die  erste  Verfassung,  welche  Preussen  erhalten  hat.  Sie 
ist  vielmehr  nur  die  Revision  der  vom  König  gegebenen  Verfassung 
von  1848.  Diese  ist  durch  die  Verfassungsurkunde  von  1850  ersetzt 
und  aufgehoben  worden  ^). 

Auch  dogmatisch  ist  die  von  Stengel  behauptete  Vereinigung  der 
gesamten  Staatsgewalt  in  der  Hand  des  Königs  zu  erweisen. 

Die  preussische  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850  zeigt 
zwar  Spuren  jener  Lehre  von  der  Teilung  der  Staatsgewalt.  In  den 
Artikeln  45,  62  und  86  sind  die  dreierlei  Funktionen  der  Staatsgewalt, 
Gesetzgebung,  Rechtspflege  und  Vollziehung  als  gesonderte  Gewalten 
aufgeführt.  Allein  die  Irrtümlichkeit  dieser  Lehre  ist  von  Seydel"^)  mit 
so  durchschlagenden  Gründen  nachgewiesen,  dass  es  einer  Erörterung 
desselben  nicht  bedarf.  Stengel  nimmt  (S.  36  f.)  zu  diesen  Hauptsätzen 
der  preussischen  Verfassungsurkunde  Stellung  und  erweist,  dass  sie  der 
Vereinigung  der  Staatsgewalt  beim  König  nicht  im  Wege  stehen.  Nur 
thut  er  das  m.  E.  nicht  entschieden  genug.  Er  spricht  selbst  von 
einer  gesetzgebenden  und  von  einer  richterlichen  Gewalt,  als  ob  deren 
Vereinigung  mit  der  sog.  vollziehenden  Gewalt  in  der  Hand  des  Königs 

i)  Nicht  zutreffend  ist  es  daher,  wenn  Binding ,  Deutsche  Staatsgrundgesetze 
Heft  IV:  Preussen,  Die  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850  als  die  erste  Ver- 
fassung und  das  Gesetz  vom  30.  April  1851  als  die  erste  Verfassungsänderung  behandelt. 

2)  S.  die  oben  bereits  angegebene  Abhandlung:  »Konstitutionelle  und  parla- 
mentarische Regierung«  und  bayerisches  Staatsrecht  2.  Auflage  2.  Band  S,  305.  Vgl. 
auch  Otto  Mayer,  Theorie  des  französischen  Verwaltungsrechtes,  Strassburg  1886  S.  i  ff. 
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nur  eine  zufällige  sei,  während  doch  die  Einheit  der  Staatsgewalt  eine 
aus  der  Einheit  des  Staats  sich  ergebende  logische  und  thatsächliche 
Notwendigkeit  ist  und  der  Anteil ,  welcher  den  Kammern  bei  der  Ge- 
setzgebung, den  Gerichten  bei  der  Rechtspflege  durch  die  Verfassung 
eingeräumt  ist,  nur  die  Ausübung  dieser  einen  und  unteilbaren  Staats- 
gewalt betrifft. 

Ueber  das  Verhältnis  Preussens  zum  Reich  finden  wir  bei  v.  Stengel 
nur  wenige  Sätze  und  diesen  können  wir  nicht   durchweg    zustimmen. 

Nach  V.  Stengel  (S.  34)  ist  »das  preussische  Verfassungsrecht  durch 
den  Eintritt  Preussens  in  den  norddeutschen  Bund  bzw.  das  Deutsche 
Reich  im  wesentlichen  unberührt  geblieben«.  Im  darauf- 
folgenden Satze  (S.  34)  führt  St.  indessen  aus,  dass,  »soweit  die  Reichs- 
gesetzgebung Platz  greift,  die  preussische  Staatsgewalt  nur 
noch  als  ausführ end e s  Organ  der  ihr  übergeordneten 
Staatsgewalt  erscheint  und  dass  auf  manchen  Gebieten  (auswärtige 
Verwaltung,  Marine ,  Post-  und  Telegraphenwesen  u.  s.  w.)  auch  hin- 
sichtlich der  Verwaltung  die  Reichsgewalt  an  die  Stelle  der 
preussischen  Staatsgewalt  getreten  ist«. 

Die  beiden  Sätze  scheinen  mir  nun  einander  zu  widersprechen. 
Wenn  in  irgend  einem  Gebiet  staatlicher  Thätigkeit  die  preussische 
Staatsgewalt  einer  anderen  Staatsgewalt  »untergeordnet«  ist,  wenn 
die  »Reichsgewalt«  in  bestimmtem  Umfang  »an  die  Stelle  der  preus- 
sischen Staatsgewalt«  getreten  ist ,  dann  dürfte  doch  das  preussische 
Verfassungsrecht ,  welchem  solche  Unterordnung  vor  Gründung  des 
Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Reichs  fremd  war ,  durch 
diese  Vorgänge  im  Wesentlichen  nicht  »unberührt  geblieben  sein«. 

Wenn  ferner  der  preussischen  Staatsgewalt,  wie  St.  annimmt ,  die 
Reichsgewalt  übergeordnet  ist,  ist  es  dann  noch  richtig,  wenn 
S.  35  Preussen  als  ein  Staat  bezeichnet  wird,  in  welchem  die  gesamte 
Staatsgewalt  Einer  Person  zu  eigenem  Rechte  zusteht  ?  Und  wenn  end- 
lich St.  S.  38  N.  I  »die  Unterordnung  der  Einzelstaaten  und  ihrer 
Oberhäupter  unter  das  Reich«  ohne  weiteres  annimmt,  so  dürfte  doch 
die  von  St.  ebenfalls  angenommene  »Unverantwortlichkeit  des  monar- 
chischen Staatsoberhauptes«  einige  Einschränkung  wenigstens  dem 
Reich  gegenüber  erfahren  haben,  St.  sagt  aber  S.  38  N.  i  ausdrück- 
lich ,  dass  diese  Unverantwortlichkeit  durch  jene  Unterordnung  keine 
Aenderung  erfahren  habe.  Er  behauptet  für  diese  Ansicht  »allgemeine 
Annahme«,  was  jedoch  weder  für  die  Unterordnung  von  Staatsgewalt 
zu  Staatsgewalt  noch  für  die  Unverantwortlichkeit  vom  »Staatsober- 
haupt« im  Verhältnis  zum  Reich  zutrifft. 

Auch  da,  wo  St.  vom  »König  von  Preussen  als  deutschem  Kaiser« 
handelt,  ist  die  Stellung  Preussens  im  Reich  nicht  erörtert.  Es  wäre 
wohl  zu  erwähnen  gewesen,  dass  der  König  von  Preussen  im  Bundesrat 
vertreten  ist.    Dies  berührt  das  preussische  Verfassungsrecht  mindestens 
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ebensosehr  wie  die  Verbindung  der  Kaiserwürde  mit  dem  preussischen 
Königtum,  deren  S/.  Erwähnung  thut. 

In  der  Darstellung  des  preussischen  Staatsrechtes  und  besonders 
des  Verwaltungsrechtes  ist  bei  Sf.  vor  allem  das  gründliche  Eindringen 
in  den  Stoff  zu  rühmen.  Man  erhält  hier  wohl  mehr  als  einen  blossen 
Ueberblick  und  eine  richtige  Anschauung  der  Rechtsentvvicklung  und 
des  geltenden  Rechts.  Es  sind  besonders  die  Abschnitte  über  Aemter- 
organisation,  Staatsdienst,  Gemeinderecht  und  Steuerrecht  als  lehrreich 
zu  nennen.  Seine  ausgedehnten  früheren  Arbeiten  haben  Ä.  für  einen 
Teil  dieser  Lehren  gute  Dienste  geleistet. 

Gaupp's  württembergisches  Staatsrecht  ist  ein  treffliches  Buch.  Es 
erfüllt  seinen  Zweck  vollkommen.  Eine  anschaulich  geschriebene  ge- 
schichtliche Einleitung  orientiert  gut  über  den  Gang  der  württember- 
gischen Verfassungsgeschichte.  Die  verwendbare  Litteratur,  welche  für 
dieses  höchst  merkwürdige  Stück  deutscher  Verfassungsgeschichte  vor- 
lag, ist  eine  relativ  reichhaltige  und  gute.  Gaupp  hat  sie  mit  Geschick 
verwertet. 

Sein  Urteil  über  das  Ergebnis  der  Verfassungskämpfe  von  1848 
bis  1850  fasst  Gaupp  in  dem  Satze  zusammen  (S.  11): 

»Seit  dem  6.  November  1850  beruht  hiernach  der  öffentlich-recht- 
liche Zustand  des  Landes,  soweit  es  sich  um  die  Organisation  der 
Ständeversammlung  handelt  (Kap.  IV  der  V.U.),  nicht  sowohl  auf  dem 
Verfassungsvertrage  von  1819,  als  vielmehr  auf  jener  einseitigen  könig- 
lichen Verordnung,  wenn  auch  seit  1868  eine  Reihe  neuer  Verfassungs- 
gesetze, welche  jedoch  sämtlich  auf  der  durch  jene  Verordnung  ge- 
schaffenen staatsrechtlichen  Grundlage  beruhen,  auf  dem  vorhandenen 
thatsächlichen  Zustand  fortgebaut  hat.« 

Wenn  G.  damit  aufstellen  will,  dass  die  Zusammensetzung  der 
Kammern,  wie  sie  heutzutage  besteht,  nur  ein  thatsächlicher  und  kein 
verfassungsmässiger  Zustand  sei,  so  kann  ihm  nicht  zugestimmt  werden. 
Durch  die  Verordnung  vom  6.  November  1850  wurde  das  Gesetz  vom 
I.  Juli  1849  nicht  eigentUch  beseitigt,  wie  G.  annimmt,  sondern  dieses 
Gesetz  1)  erledigte  sich  von  selbst,  indem  die  Versammlung,  welche 
durch  jenes  Gesetz  zur  Erfüllung  einer  ganz  bestimmten  gesetzgeberi- 
schen Aufgabe,  der  Beratung  einer  Verfassungsrevision 
geschaffen  worden  war,  zur  Erfüllung  eben  dieser  Aufgabe  sich  unfähig 
zeigte.  Vor  Allem  sind  durch  das  Gesetz  vom  i.  Juli  1849  die  Vor- 
schriften der  Verfassungsurkunde  von  1819  über  die  Zusammensetzung 
der  Kammern  nicht  aufgehoben  und  ersetzt  worden.  Dass  es  zur  Auf- 
hebung dieser  Bestimmungen  gekommen  wäre,  wenn  die  Versammlung 


i)  Es  ist  eines  der  merkwürdigsten  Gesetze  der  Rechtsgeschichte  deshalb,  weil 
durch  dasselbe  eine  Volksvertretung  sich  selbst  für  unfähig  erklärt  hat,  ihren  verfas- 
sungsmässigen Aufgaben   gerecht  zu  werden. 
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von  1849  ^^^"^  Aufgabe  erfüllt  hätte,  ist  gewiss.  Aber  diese  Voraus- 
setzung ist  eben  nicht  eingetreten  und  damit  blieben  nach  juristischer 
Logik  jene  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde  in  Geltung.  Die 
Verordnung  vom  6.  November  1850  hat  das  Gesetz  von  1849  laicht 
aufgehoben ,  sondern  nur  seine  Erledigung  erklärt  und  sie  hat  auch 
nicht  ausserkraftgetretene  Bestimmungen  der  Verfassung  wieder  in  Kraft 
gesetzt,    sondern  nur  die  Fortgeltung  solcher  Bestimmungen  bestätigt. 

Auch  den  allgemein  staatsrechtlichen  Grundanschauungen  G's.  kann 
nicht  durchaus  beigepflichtet  werden.  G.  sagt  (S.  12)  :  »Subjekt  der 
Staatsgewalt  ist  der  Staat  selbst  als  die  rechtliche  Ordnung  des 
in  Württemberg  lebenden  Teils  des  deutschen  Volks.  Der  König  ist 
dagegen  der  alleinige  Träger  dieser  Staatsgewalt«.  . 
Zwischen  dem  Subjekt  und  dem  Träger  der  Staatsgewalt  ist  aber  keine 
Unterscheidung  möglich.  Subjekt  ist  das  fremde  Wort,  Träger  oder 
Inhaber  sind  die  deutschen  Bezeichnungen  für  denselben  Begriff.  Die 
rechtliche  Ordnung  des  Volks  aber  kann  man  sich  als  Inhaber  der 
Staatsgewalt  nicht  wohl  denken. 

»Als  Glied  des  Deutschen  Reichs  ist«,  wie  Gaupp  S.  13  ausführt, 
»der  Staat  Württemberg  der  einen  und  unteilbaren  Souveränetät  des 
Reichs  untergeordnet,  wogegen  der  König  von  Württemberg  als  Inhaber 
der  württembergischen  Staatsgewalt  an  der  Souveränetät  des  Reichs 
über  das  gesamte  Reichsgebiet  und  an  der  Ausübung  der  Reichsgewalt 
nach  Massgabe  der  Reichsverfassung  Teil  nimmt«. 

Es  ist  Laband's  Theorie  vom  Bundesstaat,  welche  hier  auf  Würt- 
temberg angewendet  wird.  Die  Unterordnung  der  Staatsgewalt  Würt- 
tembergs unter  die  Souveränetät  des  Reichs ,  wie  Gaupp  sie  sich  zu 
denken  scheint,  steht  m.  E.  nicht  im  Einklang  mit  dem  Satze  der 
württembergischen  Verf.U.  §  4:  »Der  König  ist  das  Haupt  des  Staats, 
vereinigt  in  sich  alle  Rechte  der  Staatsgewalt  und  übt  sie  unter  den 
durch  die  Verfassung  festgesetzten  Bestimmungen  aus«.  Diese  Bestim- 
mung der  württembergischen  Verf.U.  ist  aber  nach  Gaupp  durch  die 
Errichtung  des  Reichs  nicht  berührt.  Denn  er  erläutert  sie  mit  den 
Worten:  »Diese  Stellung  kommt  dem  König  zu  kraft  eigenen  durch 
Erbfolge  begründeten  Rechts,  nicht  infolge  einer  Uebertragung  durch 
den  Volkswillen.  Die  Staatsgewalt  ist  auch  nicht  zwischen  dem  König 
und  der  Volksvertretung  geteilt,  sondern  wird  in  ihrer  Totalität  durch 
den  König,  wenn  auch  in  den  durch  die  Verfassung  gezogenen  Schranken, 
ausgeübt«. 

Gaupp  nimmt  auch  eine  »Gebietshoheit  der  Reichsgewalt  über  das 
Reichsgebiet«  (S.  16)  und  ein  »Reichsbürgerrecht«  (S.  18)  als  be- 
stehend an. 

Auch  sonst  können  wir  manchen  Grundanschauungen  und  einzelnen 
Sätzen  Gaupp's  nicht  zustimmen.  Manchmal  fehlt  es  wohl  auch  nur 
am  treffenden  Ausdruck  für  den  richtigen  Gedanken.     So  kann  es  nur 
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auf  sprachlichem  Versehen  beruhen,  wenn  Gaupp  S.  137  die  Be- 
hörde als  das  dauernde  Subjekt  staatlicher  Hoheitsrechte  und  staat- 
licher Pflichten  bezeichnet  und  gleich  darauf  ausführt:  »Die  Behörde 
selbst  ist  keine  Person.  Subjekt  der  Rechte  aller  einzelnen  Behörden 
ist  allein  der  Staat«. 

Wielandt  und  Cosack  haben  gute  und  selbständige  Bearbeitungen 
des  badischen  bezw.  hessischen  Staatsrechtes  geliefert. 

Wielandt  steht  einigermassen  unter  dem  Einfluss  der  von  den 
Meisten  verlassenen  Lehre,  welche  die  staatsrechtlichen  Begriffe  auf 
die  bildliche  Vorstellung  vom  Staat  als  Organismus  zurückführt.  Zum 
Lobe  gereicht  es  ihm  jedoch,  dass  ihn  diese  Vorstellung  nicht  zu  jenen 
Unklarheiten  und  Verdunkelungen  verführt,  worunter  früher  das  Staats- 
recht so  sehr  zu  leiden  hatte.  Seine  allgemeinen  Ausführungen  über 
die  rechtliche  Stellung  des  Landtags,  der  Minister,  über  den  Staats- 
dienst sind  präzis.  Das  Verhältnis  Badens  zum  Deutschen  Reich  (S. 
46  ff.)  ist  richtig  dargestellt.  Um  die  Uebereinstimmung  zwischen  diesen 
Ausführungen  und  denjenigen  auf  S.  33  ff.,  wo  die  rechtliche  Stellung 
des  Grossherzogs  als  Inhabers  der  Staatsgewalt  erörtert  wird,  vollständig 
zu  machen ,  hätte  es  auf  S.  46  nur  der  Bemerkung  bedurft ,  dass  die 
Souveränetät  des  Grossherzogtums  Baden  und  seines  Fürsten  durch 
das  Verhältnis  zum  Deutschen  Reich  nur  der  Ausübung  nach  be- 
schränkt ist. 

Im  Einzelnen  ist  W.  nicht  überall  zuzustimmen.  Er  geht  zu  weit, 
wenn  er  S.  49  von  den  Landständen  sagt:  »Einmal  zusammenberufen 
aber  sind  sie,  sowohl  als  Gesamtheit  wie  als  Einzelne  in  der  Ausübung 
ihrer  Befugnisse  und  Pflichten  völlig  frei  und  unabhängig«.  W.  will 
damit  wohl  nicht  sagen,  dass  Gesetz,  Recht  und  Geschäftsordnung  für 
die  Landstände  und  ihre  Mitglieder  nicht  bestehen.  In  N.  9  S.  68, 
wo  W.  seine  Budgettheorie  entwickelt,  geht  er  allerdings  in  der  recht- 
lichen Bestimmung  des  Bewilligungsrechtes,  wie  mir  scheint,  nicht  weit 
genug  und  berücksichtigt  er  die  vorhandenen  Ergebnisse  wissenschaft- 
licher Forschung  zu  wenig. 

Cosack  giebt  eine  gute  Uebersicht  des  positiven  Rechtes.  Die 
Zurückhaltung,  welche  er  sich  hinsichtlich  der  allgemeinen  Erörterungen 
auferlegt,  ist  wohl  eine  zu  grosse.  Wir  finden  bei  C.  keine  Erörterung 
des  Inhaltes  der  Staatsgewalt,  ihres  Verhältnisses  zum  Reich,  der  recht- 
lichen Stellung  des  Landtags  und  der  Minister.  Freilich  verlangt  der 
enge  Rahmen  des  Handbuchs  besonders  für  das  Staatsrecht  der  mitt- 
leren und  kleineren  Staaten  in  diesen  Dingen  Masshaltung,  aber  nicht 
völlige  Enthaltung. 

Gerne  verweilen  wir  zum  Schlüsse  noch  bei  Leofifs  und  Manders 
Verwaltungsrecht  von  Elsass-Lothringen.  Die  Verwaltung  der  Reichs- 
lande beruht  bekanntlich  zur  Zeit  noch  überwiegend  auf  französischen 
Rechtsquellen,  die  nunmehr  allerdings  infolge  einer  25jährigen  Gesetz- 
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gebung  mit  deutschrechtlichen  Bestandteilen  stark  durchsetzt  sind.  Die 
Verfasser  bemerken  im  Vorwort  mit  Recht ,  dass  die  Fortbildung, 
welche  dort  das  französische  Recht  in  reichem  Mass  gefunden  hat, 
keine  gewaltsame  war,  sondern  schonend  »im  Sinne  einer  zeitgemässen 
Entwickelung  auf  den  vorgefundenen  Grundlagen  weiter   gebaut    hat«. 

Für  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  boten  sich  hierdurch  be- 
sondere Schwierigkeiten.  Die  Verfasser  sind  ihrer  vollkommen  Herr 
geworden.  Wir  dürfen  auch  an  dieser  Stelle  der  ausgezeichneten  Ver- 
dienste Otto  Mayer  s  nicht  vergessen ,  welche  sich  dieser  Schriftsteller 
besonders  um  die  Erschliessung  der  französischen  Lehren  erworben 
hat.  Z.  u.  M.  aber  haben  es  verstanden,  auch  die  Ergebnisse  deut- 
scher Forschung  trefflich  zu  verwerten. 

Im  »Verwaltungsrechte  von  Elsass-Lothringen«  finden  wir  neben 
einer  ziemlich  eingehenden  Darstellung  der  einzelnen  Rechtsinstitute 
auch  allgemeine  Lehren  in  richtiger  Anwendung  auf  das  positive  Recht. 
Dies  gilt  insbesondere  vom  Budgetrecht.  Das  Budgetrecht  des  Lan- 
desausschusses beruht  auf  richtiger  Grundanschauung. 

Das  Budgetrecht  der  Reichslande  ist  demjenigen  Preussens  und 
des  Reichs  nachgebildet.  Die  wissenschaftliche  Untersuchung  kann 
sich  daher  dem  Einfluss  der  Lehren,  welche  dort  zur  Ausbildung  ge- 
langt sind,  schwer  entziehen.  Wir  finden  aber,  dass  Z.  u.  AI.  mit  Ge- 
schick und  richtigem  Verständnis  auch  die  budgetrechtlichen  Theorien, 
welche  auf  anderem  Rechtsboden  entstanden  sind  ,  zu  würdigen  und 
passend  zu  verwerten  verstanden  haben  und  wir  heben  es  als  beson- 
deres Verdienst  dieser  Schriftsteller  hervor ,  dass  sie  den  Grundge- 
danken des  konstitutionellen  Staatsrechtes  in  dieser  Lehre  eine  so 
richtige  Fortbildung  verschafft  haben. 

Z.  u.  M.  gehen  für  das  Budgetrecht  des  Landesausschusses  von 
den  richtigen  Sätzen  aus:  »Das  Gesetz  des  Landes,  dem  alle 
Glieder  des  Staates  unterworfen  sind,  bindet  auch  den  Landes- 
ausschuss.  Die  Freiheit  seiner  Entschhessungen  ist  durch  das  be- 
stehende Recht  beschränkt«. 

Es  würde  uns  hier  zu  weit  führen,  die  richtige  Durchführung  dieser 
Sätze  im  Einzelnen  zu  verfolgen. 

Auch  Sprache  und  Darstellung  sind  bei  Z.  u.  AI.  gut. 

Wir  sind  mit  unserer  wohl  etwas  ausführlichen  Kritik  zu  Ende  und 
freuen  uns,  mit  gutem  Grunde  dem  grossartigen  Werk  in  seiner  zwei- 
ten Auflage  denselben  wissenschaftlichen  Erfolg  wünschen  und  ver- 
sprechen zu  dürfen,  den  es  sich  in  der  ersten  schon  erworben  hat. 

Robert    Piloty. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


VOLKSREPRÄSENTATION  UND 
BESTEUERUNG. 

VON 

Dr.  G.  CASSEL 
in  stockholm*). 


I.   Das  Problem   einer  steuergerechten  Proportionalvertretung. 

I.   Einleitung. 

Die  Besteuerung  ist  ein  Problem ,  das  von  vielen  Gesichts- 
punkten aus  betrachtet  werden  kann.  Die  Gerechtigkeit  ist  hier 
keineswegs  der  einzige  Grund,  nach  dem  die  Erscheinungen  zu 
beurteilen  sind.  Und  wenn  ich  nichtsdestoweniger  in  dem  Fol- 
genden eine  gerechte  Besteuerung  als  ausschliessliches  oder  doch 
fast  ausschliessliches  Ziel  meiner  Untersuchungen  aufstelle,  so  ist 
dies  eine  Einseitigkeit,  jedoch  eine  Einseitigkeit  derselben  Art, 
wie  die  Abstraktion,  die  den  Grund  jeder  wissenschaftlichen  Ar- 
beit ausmacht. 

Der  Frage,  was  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  Gerechtig- 
keit ist ,  sind  bekanntlich  unendlich  wechselnde  Beantwortungen 
zu  teil  geworden,  gewöhnlich  in  der  Form  von  allgemeinen  Grund- 
sätzen, die  an  Undeutlichkeit  und  Unbestimmtheit  nichts  zu  wün- 
schen übrig  Hessen.  Es  scheint  mir,  dass  ich  durch  Aufstellung 
irgend  eines  neuen  Prinzips,  das  denselben  Charakter  trüge,    nur 


i)  Anmerkung  des  Verfassers :   »Ich  will  diese  Gelegenheit  benutzen,  der  Loren'- 
schen  Stiftung  in  Stockholm,    die  durch  einen  freigebigen  Beitrag  mich  in  den  Stand 
gesetzt,  vorliegende  Arbeit  zu  vollenden,  öffentlich  meinen  Dank  auszusprechen.« 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staalswissensch.   1898.   4.  37 
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dazu  beigetragen  hätte,  den  Wirrwarr  zu  vermehren.  Und  schon 
dies  allein  ist  für  mich  ein  hinlänglicher  Grund  gewesen,  die  prak- 
tischen Formen  für  eine  solche  Ausübung  des  Besteuerungsrech- 
tes, die  man  als  zu  einer  gerechten  Steuerverteilung  führend  an- 
nehmen kann,  besser  in  ihren  Einzelheiten  zu  untersuchen. 

Hierzu  habe  ich  ausserdem  die  wichtige  Veranlassung  gehabt, 
dass  die  Gerechtigkeit  einer  Steuer,  meines  Erachtens,  in  wesent- 
lichem Grade  davon  abhängt,  auf  welche  Art  und  Weise  die  Steuer 
entstanden  ist ,  und  ganz  und  gar  nicht  nach  einem  a  priori 
aufgestellten  Prinzip  beurteilt  werden  kann. 

Ich  hielt  es  also  für  richtig,  ein  wenigstens  in  den  allgemeinen 
Zügen  vollständiges  System  für  die  Ausübung  der  Besteuerung 
aufzustellen.  Dass  hierbei  die  repräsentativen  Formen  eine  funda- 
mentale Rolle  spielen,  ist  natürlich;  und  da  ich  schon  vorher  im 
Besitz  einer  Lösung  des  Problems  von  einer  proportionalen  Volks- 
vertretung war ,  zog  ich  es  vor ,  lieber  diese  Methode  in  ihren 
Einzelheiten  zu  entwickeln,  als  nur  auf  die  ziemlich  unbestimmte 
Phrase   »proportionale«   Volksvertretung  hinzuweisen. 

Aus  diesem  Grunde  zerfällt  meine  Abhandlung  in  zwei  ziem- 
lich scharf  getrennte  Teile ,  von  denen  der  erste  das  Volksver- 
tretungsproblem, der  zweite  die  eigentliche  Besteuerungsfrage  er- 
örtert. Eine  derartige  Zusammenstellung  von  zwei  verschiedenen 
Problemen  wird  den  Leser  vielleicht  etwas  befremden;  ich  hoffe 
aber,  im  Laufe  der  Untersuchung  wird  ihre  Berechtigung  deutlich 
hervorgehen. 

Ich  bin  mir  wohl  bewusst,  dass  das  Besteuerungssystem,  das 
ich  in  der  folgenden  Abhandlung  darstelle,  keine  unmittelbar  prak- 
tische Anwendung  finden  wird  —  ein  Schicksal,  das  es  mit  fast 
jeder  wissenschaftlichen  Untersuchung  teilt.  Und  doch  glaube 
ich  nicht,  dass  meine  Resultate  jedes  praktischen  Wertes  ent- 
behren. Teils  können  gewisse  Teile  in  jedes  Besteuerungssystem 
aufgenommen  werden  :  eine  rationale  Skala  für  eine  progressive 
Besteuerung  z.  B. ,  die  ich  im  letzten  Kapitel  gebe ,  besitzt  ein 
aktuelles  Interesse  in  den  meisten  Staaten. 

Teils,  und  dies  betrachte  ich  als  Hauptsache,  wird  ein  jeder, 
der  einmal  genau  durchdacht  hat,  wie  eine  gerechte  Besteuerung 
zu  verwirklichen  ist ,  zugleich  einen  bestimmten  Ausgangspunkt 
haben,  nach  welchem  er  die  Natur  der  Steuern  mit  einer  Sicher- 
heit und  Objektivität,  die  sonst  unmöglich  sind,  beurteilen  kann. 
Darum  habe  ich,  auch  auf  die  Gefahr  hin,    als  ein  unpraktischer 
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»Konstrukteur«  angesehen  zu  werden,  keinen  Anstand  genommen, 
meine  Resultate  in  der  Gestalt  eines  positiven  Vorschlages  dar- 
zustellen. Ich  wiederhole  es  ,  es  ist  nicht  meine  Absicht ,  dass 
dieser  Vorschlag  eine  Art  politisches  Programm  sein  soll ;  ich 
habe  nur  gewünscht,  einmal  das  Problem  von  Gerechtigkeit  in 
der  Besteuerung  in  »reinkultivierter«  Form  darzulegen,  so  dass 
es  möglich  wird,  den  Charakter  und  die  relative  Berechtigung  der 
bisherigen  Steuertheorieen  festzustellen  und  eine  Richtschnur  für 
die  fernere  Entwickelung  zu  haben. 


Die  Frage  von  einer  gerechten  Steuerverteilung  kann  auf 
zwei  verschiedene  Weisen  ausgedrückt  werden.  Erstens :  was 
versteht  man  unter  Gleichheit  und  Gerechtigkeit  in  Bezug  auf 
Steuern  ?  Zweitens :  wie  soll  man  sich  Sicherheit  verschaffen 
können ,  dass  das  aktuelle  Besteuerungsverfahren  ein  gerechtes 
Steuersystem  zur  Folge  hat  ? 

Die  erste  mehr  theoretische  Frage  ist  es,  die  bisher  fast  aus- 
schliesslich erörtert  worden,  und  das  mit  Unrecht.  Denn  teils  ist 
es  doch  erst  die  letztere,  die  für  das  praktische  Leben  einen 
wirklichen  Wert  besitzt;  teils  ist  es  klar,  dass  eine  gründliche 
Untersuchung  der  praktischen  Frage  neue  Gesichtspunkte  bieten 
und  neue  Beiträge  zur  Beantwortung  der  theoretischen  liefern  muss. 

In  einem  absolutistischen  Staatssystem  kann  —  wie  leicht  be- 
greiflich —  die  erste ,  theoretische  Frage  eine  mehr  ausschliess- 
liche Aufmerksamkeit  erregen  :  die  Hoheit  des  Staates,  die  von 
göttlichem  Ursprung  ist ,  wird  von  einem  Wesen  vertreten ,  das 
eher  eine  göttliche  Vorsehung  als  ein  Mensch  ist.  Es  darf  kein 
Zweifel  daran  existieren,  dass  dieses  Wesen  darnach  strebt,  die 
möglichst  grosse  Gerechtigkeit  auszuüben ;  und  man  kann  höch- 
stens voraussetzen ,  dass  es  der  sachverständigen  Auseinander- 
setzung der  W^issenschaft  bedarf  Daher  die  Aufgabe,  zu  sagen, 
»was  ist  ein  gleichmässiges  Steuersystem?«  Und  diese  absolu- 
tistische Fiktion  hat  wohl  auch  einen  gewissen  Wirklichkeitsgrund; 
Der  Selbstherrscher  steht  verhältnismässig  erhaben  über  den  Partei- 
interessen und  vor  allem,  er  ist  moralisch  verantwortlich  für  das, 
was  er  thut. 

In  dem  konstitutionellen  Staate  dagegen ,  wo  das  Besteue- 
rungsrecht einer  Volksvertretung,  also  mittelbar  dem  Volke  selbst 
überlassen  ist,  wo   »das  Recht  der  Selbstbesteuerung«   ein  leiten- 
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der  Grundsatz  geworden,  kann  es  nicht  länger  erlaubt  sein  ,  die 
Steuerfrage  von  einem  ausschliesslich  theoretischen  Gesichtspunkte 
aus  zu  behandeln,  da  ist  es  nicht  genug,  dass  man  das  richtige 
Resultat  kennt;  das  in  dem  neuen  Staate  sehr  verwickelte  Be- 
steuerungsrecht selbst  muss  so  geregelt  werden ,  dass  man  eine 
Garantie  hat,  dies  Resultat  zu  erreichen.  Und  dieses  Problem 
wird  hier  von  fundamentaler  Wichtigkeit,  wenn  man  es  mit  einer 
Politik  der  Interessen  zu  thun  hat,  die  von  keiner  persönlichen 
Verantwortlichkeit  geregelt  werden  kann.  In  dem  modernen  Staate 
ist  daher  das  Volksvertretungsproblem  unzertrennlich  von  der 
Frage  einer  gerechten  Steuerverteilung. 

Die  Volksvertretung  hat  ihre  jetzige  Stellung  nicht  ohne  einen 
anhaltenden  Streit  mit  der  Regierung  eingenommen  ,  ein  Streit, 
der  vielleicht  unsere  Aufmerksamkeit  in  viel  höherem  Grade  er- 
regt hat,  als  er  für  sich  allein  es  verdient.  Während  man  krampf- 
haft die  Aufgabe  ins  Auge  gefasst  hat,  der  Volksvertretung  einen 
vorwiegenden  Einfluss  auf  das  Steuerwesen  zu  verschaffen,  ist  die 
Frage,  was  diese  Volksvertretung  ist  und  was  deren  Beschlüsse, 
besonders  in  Steuerfragen ,  bedeuten ,  in  den  Hintergrund  ge- 
schoben worden. 

Und  es  ist  ja  klar,  dass  das  »Selbstbesteuerungsrecht«  des 
Volkes  nur  eine  Phrase  ist,  wenn  die  Volksvertretung,  der  dieses 
Recht  anvertraut  worden ,  nicht  das  ganze  Volk  vertritt ,  oder 
wenn  die  Steuerbeschlüsse  der  Volksversammlung  von  einer  Ma- 
jorität diktiert  werden,  die  die  Interessen  der  Minorität  nicht  zu 
berücksichtigen  braucht.  Wenn  die  Volksvertretung  nur  einen 
Teil  der  Bevölkerung  vertritt,  so  wird  das  Budget  mit  Sicherheit 
davon  zeugen ,  dass  die  vertretenen  Volksklassen  es  verstanden 
haben,  ihre  Interessen  zu  wahren  —  natürlicherweise  auf  Kosten 
der  übrigen. 

Um  zu  einem  derartigen  Resultat  zu  gelangen,  braucht  man 
gar  keine  ungewöhnliche  Aeusserung  von  Klassenegoismus  vor- 
auszusetzen; nein,  nicht  einmal,  dass  die  Machthabenden  mit  Ab- 
sicht die  Besteuerung  zu  ihrem  Vorteil  geordnet  haben.  Die  Er- 
fahrung zeigt,  dass  jede  Volksklasse  geneigt  ist,  zu  glauben,  dass 
sie  selbst  am  meisten  zu  den  Staatsausgaben  beiträgt. 

Und  es  ist  ganz  natürlich  ,  dass  es  sich  so  verhalten  muss. 
Eine  Besteuerung  ist  eine  Massregel,  die  die  unmittelbarsten  In- 
teressen des  Besteuerten  berührt ,  und  die  es  nicht  unterlässt, 
einen  lebhaften  Eindruck  auf  ihn  zu  machen.    Die  Nachricht  da- 
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gegen,  dass  eine  ihm  fremde  Person,  die  in  anderen  gesellschaft- 
lichen Verhältnissen  lebt,  so  und  so  viel  an  Steuer  zahlen  muss, 
die  berührt  ihn  wenig,  er  versteht  sie  kaum. 

Wenn  diese  ganz  natürlichen  Eindrücke  des  Einzelnen  sich 
zur  Auffassung  einer  ganzen  Volksklasse  zusammensummieren, 
so  sieht  man  ein ,  dass  diese  Auffassung  sich  in  der  Ausübung 
des  Besteuerungsrechtes  ausdrücken  muss,  insofern  dieselbe  dieser 
Volksklasse  anvertraut  wird.  Und  dass  man  nicht  hoffen  darf, 
auf  einen  derartigen  Grund  ein  gerechtes  Steuersystem  aufzubauen, 
liegt  wohl  ganz  auf  der  Hand. 

Eine  Volksvertretung  kann  zwar  ihre  mehr  ideellen  Augen- 
blicke haben,  wo  sie  an  die  Interessen  der  Nichtvertretenen  denkt. 
Sie  gehen  aber  so  bald  vorüber  und  geben  ein  so  geringes  Re- 
sultat. Die  Selbstsucht  dagegen  wirkt  sicher,  vielleicht  langsam, 
aber  beständig  wie  ein  Naturgesetz.  Und  wie  der  fallende  Tropfen 
den  Stein  aushöhlt ,  so  wird  auch  das  Budget  sich  allmählich 
nach  diesem   Gesetz   umbilden. 

Eine  Volksvertretung  vertritt  Interessen  und  sie  wird  es  immer 
verstehen,  mit  ihrer  steuerbewilligenden  Macht  dieselben  zu  för- 
dern. Wenn  dann  eine  gewisse  Volksklasse  alleinherrschend  ist, 
so  werden  natürlich  ihre  spezielleren  Interessen  gefördert.  Die 
Frage  von  der  Anwendung  der  Steuern  wird  darum  ganz  unzer- 
trennlich von  derjenigen  der  Steuerverteilung. 

Wenn  es  also  aus  allen  Gesichtspunkten  unsinnig  ist ,  das 
Budget  einer  besonderen  Volksklasse  zu  übertragen,  so  darf  man 
andererseits  nicht  auf  alle  Staatsaufgaben  verzichten ,  die  nicht 
von  der  ganzen  Bevölkerung  genehmigt  werden.  Tiefer  be- 
sehen, bedeutet  das  Selbstbesteuerungsrecht  des 
Volkes  das  Recht  jeder  Volksklasse,  zu  bestim- 
men, was  sie  zu  verschiedenen  Zwecken  veran- 
schlagen will;  und  das  Problem,  das  vorliegt,  kann, 
kurz  ausgedrückt,  sein,  dieses  Recht  zu  verwirk- 
lichen. 

Und  diese  Auffassung  ist  keineswegs  neu ;  sie  ist  charakte- 
ristisch für  den  Ständestaat  im  allgemeinen  und  ist  besonders 
typisch  hervorgetreten  in  der  Geschichte  der  schwedischen  Staats- 
verfassung. Ich  werde  daher  aus  dieser  Geschichte  einige  Züge 
anführen,  die  besonders  geeignet  sind,  darzuthun,  in  welcher  Rich- 
tung man  früher  die  Lösung  unseres  Problems  gesucht   hat. 

Später  werde  ich  zu  zeigen  versuchen,   durch  welche  weltge- 
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schichtlichen  Verhältnisse  die  Frage  ihr  gegenwärtiges  Stadium 
erreicht  hat  und  was  das  moderne  Volksvertretungsproblem  be- 
deutet. Die  positive  Lösung  dieses  Problems  sowie  eine  Dar- 
stellung der  rationellen  F'ormen  für  die  Steuerbewilligung  der 
neuen  Volksvertretung  bilden  den  eigentlichen  Inhalt  dieser  Ab- 
handlung. 

2.  Einige  für  das  ehemalige  schwedische 
Besteuerungsrecht    charakteristischen    Züge^). 

In  alten  Zeiten  war  Schweden  in  selbständige  Provinzen  mit 
eigenen  Provinzgesetzen  zersplittert.  Auch  lange  nachdem  das 
Land  unter  einem  gemeinsamen  König  vereinigt  worden  war, 
lebte  das  Selbständigkeitsgefühl  bei  den  einzelnen  Provinzen  fort, 
und  die  lokalen  Interessen  waren  lange  Zeit  die  weit  überwie- 
genden. Die  Mittelpunkte  des  politischen  Lebens  der  Provinzen 
waren  die  Landstinge,  und  obgleich  dieselben  natürlich  an  Be- 
deutung verloren  in  dem  Masse,  wie  die  Reichsgesetzgebung  sich 
entwickelte,  behielten  sie  doch  lange  Rechte,  die  eine  spätere 
Zeit  der  Reichsvertretung  vorbehielt,  besonders  das  Recht,  neue 
Steuern  zu  bew^illigen. 

Im  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhundert  wurden  die  alten 
Landschaftsgesetze  gesammelt  und  redigiert,  eine  Arbeit,  die  um 
das  Jahr  1350  mit  dem  Landesgesetz  Magnus  Erikssons  vollendet 
war.  Dieses  Landesgesetz  stellte  das  lokale  Besteuerungsrecht 
fest :  Extrasteuern  durften  nur  in  gewissen  bestimmten  Fällen  ver- 
langt werden,  wo  der  Bischof,  der  Landrichter  und  ein  Ausschuss, 
der  zur  Hälfte  aus  Edelleuten ,  zur  Hälfte  aus  Bauern  bestand, 
in  jedem  Gerichtsbezirk  bestimmten,  welche  Hilfe  das  Volk  seinem 
König  leisten  könnte.  Ein  solcher  Ausschuss  wurde  gewöhnlich 
auf  einem  Landsting  gewählt. 

Zwar  wurden  diese  Vorschriften  nicht  genau  nach  dem  Buch- 
staben eingehalten,  der  Grundsatz  selbst  aber,  dass  eine  Steuer 
von  jedem  Orte,  der  sie  bezahlen  sollte,  besonders  bewilligt  wer- 
den musste,  wurde  aufrecht  erhalten  ,  ausgenommen  natürlich  in 
Zeiten  der  Unruhe  und  Gesetzlosigkeit,  wo  man  reine  Gewalt- 
thaten  ausübte.     So  war  es  gewöhnlich,   dass  man  in  jedem  ein- 
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zelnen  Härad  über  neue  Steuern  unterhandelte,  wobei  der  Parti- 
kularismus also  noch  weiter  getrieben  wurde. 

Bei  den  ordentlichen  Landstingen  dürften  Leute  aus  allen 
Volksklassen  sich  aus  freien  Stücken  versammelt  haben,  während 
repräsentative  Formen  oft  bei  den  Extra-Landstingen  Anwendung 
fanden.  In  den  nördlichen  Provinzen  bildeten  die  Zusammenkünfte 
auf  den  Jahrmärkten  auch  eine  Art  Ersatz  für  die  Landstinge. 
Die  Formen  waren  sehr  unbestimmt,  im  allgemeinen  kann  man 
aber  sagen,  dass  die,  welche  eine  Steuer  bezahlen  sollten,  auch 
Gelegenheit  fanden,  sich  über  dieselbe  zu  äussern. 

Es  ist  äusserst  charakteristisch  für  die  Auffassung  der  Zeit, 
dass  die  Volksvertretung,  die  im  fünfzehnten  Jahrhundert  heran- 
zuwachsen begann,  niemals  Besteuerungsfragen  behandelte.  Die 
eine  Provinz  sollte  in  Bezug  auf  die  Steuern  der  anderen  nichts 
zu  sagen  haben. 

(Dass  das  schwedische  Steuersystem  trotz  dieses  ausgepräg- 
ten Selbstbesteuerungsrechtes  so  manche  Ungerechtigkeiten  ent- 
hielt und  beibehielt,  erklärt  sich  wohl  teils  aus  den  vielen  Gesetz- 
widrigkeiten und  Gewaltthaten,  teils  aus  der  alten  Auffassung  von 
»ordentlichen«  Steuern  als  nicht  unter  das  Bewilligungsrecht  ge- 
hörend. Wenn  nämlich  eine  Steuer,  die  anfangs  vielleicht  nicht 
einmal  bewilligt  war,  eine  Zeitlang  erhoben  worden  war,  ging  sie 
oft  zur  ordentlichen  über  und  war  damit  für  die  Zukunft  fixiert. 
Daher  kam  es ,  dass  diese  Vorstellung  von  ordentlichen  Steuern 
in  der  Folge  eine  höchst  wesentliche  Beschränkung  des  Selbst- 
besteuerungsrechtes ausmachte.) 

Unter  den  ersten  Vasakönigen  (im  i6.  Jahrhundert)  gelangte 
die  Idee  von  der  Reichseinheit  immer  mehr  zur  Reife.  Der  König 
versammelt  um  sich  Vertreter  der  Volksklassen  ,  deren  Hilfe  er 
in  dem  oder  jenem  Falle  benötigt,  und  so  entsteht  der  Reichs- 
tag. Das  Besteuerungsrecht  geht  auf  diese  Reichstagsvertretung 
über,  doch  nur  allmählich  :  Noch  spät  im  17.  Jahrhundert  passiert 
es,  dass  in  den  Provinzen  über  neue  Steuern  debattiert  wird. 

Neben  dieser  verschmelzenden  Entwickelung  in  nationaler 
Richtung  vollzieht  sich  indessen  eine  neue  Zerteilung  der  Nation, 
die  Ständeeinteilung.  Im  Anfange  des  17.  Jahrhunderts  ist  sie 
fertig,  und  die  vier  Stände,  Adel,  Priester,  Bürger  und  Bauern, 
machen  nun  ziemlich  vollständig  das  schwedische  Volk  aus.  Ein 
jeder  dieser  Stände  bildet  eine  Einheit  mit  in  gewissem  Grade 
homogenen  Interessen ;    und  —  was    für    uns    augenblicklich    von 
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besonderer  Bedeutung  ist  —  eine  jede  derartige  Einheit  hat  ihre 
eigene  Vertretung. 

In  jener  Zeit  war  also  das  ganze  schwedische  Volk  vertreten. 
Zwar  kann  man  von  modernem  Gesichtspunkte  aus  von  Aus- 
nahmen reden ;  so  z.  B.  wurde  der  Adel  als  natürlicher  Vertreter 
seiner  Bauern  angesehen  ,  eine  Auffassung ,  die  uns  zwar  etwas 
befremdet,  die  aber  im  17.  Jahrhundert  ganz  natürlich  war:  die 
Bauern  der  adeligen  Güter  waren  nur  mediate  die  Unterthanen 
der  Krone.  Und  auch  besassen  die  eigentlichen  freien  Arbeiter 
kein  Vertretungsrecht;  diese  bildeten  aber  kaum  noch  eine  be- 
sondere Klasse;  sie  waren  die  Söhne  und  Töchter  der  Bauern 
und  ihre  Interessen  wurden  vom  Bauernstande  vertreten.  In  Be- 
zug auf  die  Steuern  dürften  sie  übrigens  weniger  Bedeutung  ge- 
habt haben,  ehe  man  die  finanziellen  Eigenschaften  der  indirekten 
Steuern  entdeckt  hatte. 

Ich  will  ferner  darauf  aufmerksam  machen  ,  dass  das  Recht 
der  Vertretung,  das  solchergestalt  den  verschiedenen  Volksklassen 
zukam,  thatsächlich  existierte  und  etwas  mehr  war  als  das  ab- 
strakte Stimmrecht,  das  die  Losung  des  19.  Jahrhunderts  gewor- 
den ist,  aber  gewiss  nicht  immer  ein  entsprechendes  Vertretungs- 
recht garantiert.  Da  nämlich  jeder  Stand  gleichartige  Interessen 
vertrat  und  seine  eigene  Vertretung  besass,  so  war  die  Möglich- 
keit ausgeschlossen,  dass  irgend  eine  Gruppe  der  Bevölkerung  aus 
der  Vertretung  verdrängt  werden  würde. 

Wie  besorgt  man  war ,  jede  Volksklasse  wirklich  zu  ihrem 
Rechte  gelangen  zu  lassen ,  zeigen  uns  übrigens  die  Wahlord- 
nungen, in  dem  Masse  wie  dieselben  an  Festigkeit  gewannen.  Laut 
einer  Verordnung  von  1731  sollte  die  Wahl  in  Stockholm  durch 
48  Wähler  geschehen,  zu  deren  Wahl  die  Bürgerschaft  in  ebenso 
viele  Klassen,  24  für  die  Kaufleute  und  24  für  die  »Aemter« 
(Handwerke)  eingeteilt  wurde.  Die  Einteilung  war  so  gemacht, 
dass  jede  Klasse  eine  ungefähr  ebenso  grosse  Kontributionssumme 
zur  Stadt  repräsentierte,  und  bezweckte  also  ,  die  Interessen  der 
Wohlhabenden  zu  begünstigen,  man  erreichte  dies  aber,  ohne  die 
übrigen  Klassen  zu  unterdrücken. 

Als  man  zu  der  Zeit  den  Unterpfarrern  das  Vertretungsrecht 
geben  wollte,  begnügte  man  sich  nicht  mit  einer  einfachen  Aus- 
dehnung des  Stimmrechtes ,  nein ,  man  Hess  sie  ein  besonderes 
Wählerkorps  in  dem  Priesterstande  bilden,  das  das  Recht  besass, 
eieene  Vertreter  zu  wählen. 
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Charakteristisch  für  die  Auffassung  der  damaligen  Zeit  ist 
auch  die  Gleichgültigkeit,  mit  der  die  Wahlgesetze  im  übrigen 
betrachtet  wurden.  Wenn  z.  B.  der  Priesterstand  einmal  eine 
besondere  Vertretung  besass,  war  es  ja  vom  Gesichtspunkte  des 
Staates  aus  von  ziemlich  untergeordneter  Wichtigkeit,  wie  dieselbe 
zusammengesetzt  war,  wenn  sie  nur  wirklich  den  Priesterstand 
vertrat.  Demnach  ist  es  begreiflich,  dass  der  Stand  1727  auf 
eigene  Hand  die  Anzahl  seiner  Vertreter  bestimmen  konnte,  und 
dass  noch  die  Reichstagsordnung  vom  Jahre  1810  es  dem  Stande 
überlassen  konnte,  seine  Vertreter  so  zu  wählen,  wie  die  Standes- 
mitglieder  »unter  sich  übereinkommen«. 

Doch  nicht  genug  damit,  dass  jeder  Teil  des  Volkes  das 
Vertretungsrecht  besass,  dies  Recht  hatte  auch  eine  wirkliche 
Macht  zur  Folge. 

Und  damit  sind  wir  zu  unserem  Hauptproblem  angelangt, 
Garantien  gegen  Ueberbesteuerung  einer  Minorität  zu  finden. 
Unsere  Vorfahren  waren  mit  dieser  Aufgabe  ganz  im  klaren  und 
sie  fanden  auch  eine  befriedigende  Lösung  derselben.  Jeder 
Stand  hatte  nämlich  das  Recht  seine  Steuern  zu  bestimmen  und 
konnte  in  Fragen,  die  sich  auf  diese  Sache  bezogen,  nicht  von 
den  übrigen  drei  Ständen  überstimmt  werden.  Dies  war  eine 
folgerechte  Entwicklung  der  althergebrachten  Auffassung  des 
Begriffes  Bewilligung,  nach  welcher  dieselbe  ein  Moment  von  frei- 
williger Uebernahme  enthielt. 

Das  Vetorecht,  das  auf  diese  Weise  jedem  Stande  zukam, 
galt  auch  in  Bezug  auf  Grundgesetzveränderungen  und  Standes- 
privilegien. Hierin  lag  also  eine  Garantie  dafür,  dass  das  Recht 
der  Selbstbesteuerung  fortbestehen  würde. 

Im  übrigen  geschah  die  Abstimmung  in  allen  Fragen  standes- 
weise. Infolge  dessen  wurde  es  gleichgültig ,  wie  viele  Vertre- 
ter jeder  Stand  sandte ,  und  diese  Frage  spielte  auch  niemals 
eine  Rolle.  Dieser  Umstand  ist  freilich  von  mehr  technischer 
Bedeutung ,  erbietet  indessen  einen  interessanten  Vergleich  mit 
dem  Volksrepräsentationsvorschlag,  den  ich  weiterhin  entwickeln 
werde. 

Das  einzige,  dessen  man  sich  eigentlich  zu  versichern  brauchte, 
war,  dass  die  Vertretung  nicht  zu  knapp  wurde,  dass  sie  wirk- 
lich die  Vollzähligkeit  und  Vielseitigkeit  besass,  die  ihr  Charakter 
als  Volksvertretung  forderte.  Da  indessen  die  Auftraggeber  selbst 
ihren  Abgeordneten  Reisegeld  und  Unterhalt  gewähren  mussten. 
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geschah  es  zuweilen ,  dass  sie  die  Erfüllung  ihrer  Vertretungs- 
pflicht versäumten.  In  diesem  Falle  verfielen  sie  der  Geldstrafe, 
die  der  respektive  Stand  bestimmte.  Uebrigens  war  die  Zahl  der 
Vertreter  niemals  genau  bestimmt.  In  der  Reichstagsordnung 
von  1723  hiess  es,  dass  zwei,  höchstens  drei  der  kleinsten  Städte 
sich  um  einen  Bevollmächtigten  vereinen  durften.  Aehnliche  Be- 
stimmungen wurden  für  den  Bauernstand  gemacht. 

Auf  diese  Weise  hatte  demnach  die  alte  Ständeversammlung 
die  Aufgabe  verwirklicht,  jede  Gruppe  der  Bevölkerung  selbständig 
über  ihre  Steuern  bestimmen  zu  lassen.  Dass  das  System  an 
manchen  Mängeln  litt,  dass  viele  Bestimmungen  den  Stempel  der 
Zufälligkeit  trugen,  dass  man  zuweilen  recht  bedeutend  von  den 
grossen  Prinzipien  abwich,  dies  alles  darf  vor  unserem  Blicke  die 
Thatsache  nicht  verdunkeln,  dass  in  diesen  Prinzipien  eine  Lösung 
der  Aufgabe  lag,  die  als  sehr  vollendet  bezeichnet  werden  muss. 

Und  doch  litt  diese  Lösung  an  einem  Fehler,  der  grund- 
wesentlich war  und  dem  System  notwendigerweise  einmal  zum 
Verderben  gereichen  musste.  Der  Ständetag  setze  nämlich  eine 
im  voraus  gemachte  Einteilung  des  Volkes  in  verschiedene  Klas- 
sen voraus.  Eine  derartige  Einteilung  mag  indessen  von  Anfang 
an  noch  so  vollkommen  sein,  es  kommt  doch  notwendigerweise 
eine  Zeit,  wo  das  Gemeinwesen  seinem  alten  Gewände  entwachsen 
ist,  wo  neue  Klassen  entstanden  sind,  wo  die  alten  nicht  länger 
homogene  Interessen  repräsentieren,  und  soll  das  System  alsdann 
seinem  Zwecke  entsprechen,  so  muss  die  Einteilung  verändert 
werden.  Die  Erfahrung  lehrt  aber,  dass  die  machthabenden  Klas- 
sen gewöhnlich  gegen  derartige  Aenderungen  eine  grosse  Ab- 
neigung haben.  Die  Klasseneinteilung  erstarrt  und  die  Volks- 
vertretung wird  ein  Ausdruck  für  die  Privatinteressen  einiger 
weniger  Gruppen. 

Diesen  Weg  nahm  die  Entwickelung  sehr  bald  in  Schweden. 
Schon  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  gab  es  in  den  vier  Ständen 
Mitbürger,  die,  ohne  zu  irgend  einem  derselben  gezählt  werden 
zu  können,  doch  Ansprüche  darauf  erheben  konnten  als  »Stan- 
despersonen« zu  gelten.  Und  während  der  folgenden  Zeit  war 
die  Frage  von  der  Komplettierung  der  Stände  eine  immerwährende 
Ursache  zu  Streitigkeiten. 

Ueber  die  Umstände ,  die  bewirkten  ,  dass  man  schliesslich 
den  Gedanken  selbst  aufgab,  der  der  Ständevertretung  zu  Grunde 
lag,  werde  ich  im  nächsten  Kapitel  reden.     Dabei    werde  ich  den 
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speziell  schwedischen  Gesichtspunkt  verlassen  und  suchen  ,  eine 
allgültige  Antwort  zu  geben  auf  die  Frage :  Wie  ist  das  moderne 
Volksrepräsentationsprobleni  entstanden  ? 

3.     Von    der    Entstehung    und  Bedeutung    des    mo- 
dernen Volksrepräsentations  Problems. 

Fassen  wir  zuerst  einige  der  Züge  zusammen ,  die  für  die 
Ständeversammlung  bezeichnend  sind. 

Die  alte  bürgerliche  Gesellschaft  zerfiel  in  Teile,  von  denen 
jeder  für  sich  als  Einheit  betrachtet  werden  konnte.  Jede  Stadt, 
jede  Kommune  war  eine  solche  organische  Einheit;  die  Stände 
waren  jeder  für  sich  analoge  Einheiten ,  obgleich  von  höherer 
Ordnung.  Zur  Volksvertretung  waren  nun  ursprünglich  Vertreter 
von  jeder  dieser  Einheiten  je  nach  ihrer  Bedeutung  oder  je  nacli- 
dem  vorliegende  Fragen  —  gewöhnlich  Steuerforderungen  —  sie 
angingen,  berufen  worden. 

Im  Prinzip  hatte  auch  jede  Gruppe  ihr  eigenes  Beschlies- 
sungsrecht,  die  Stände  besassen  ein  Vetorecht  zum  Schutz  ihrer 
eigenen  Privilegien ;  die  Steuern  waren  die  Sache  jedes  einzelnen 
Standes.  (Dass  diese  Prinzipien  selten  vollständig  verwirklicht 
wurden ,  darf  den  leitenden  Gedankengang  des  Systemes  nicht 
verdunkeln).  Auf  diese  Weise  war  die  alte  Volksvertretung  — 
immer  noch  prinzipiell  —  eine  Vertretung  für  alle  und  das  nicht 
nur  in  dem  Sinne,  dass  jede  Bevölkerungsgruppe  ihre  Vertreter 
besass,  sondern  auch  in  der  mehr  thatsächlichen  Bedeutung,  dass 
diese   Vertreter  nicht  von  den  übrigen  unterdrückt  wurden. 

Die  Voraussetzung  —  die  historische  sowohl  als  die  logi- 
sche —  für  dieses  ganze  System  war,  dass  jede  auf  diese  Weise 
vertretene  Einheit  als  homogen  in  Bezug  auf  ihre  Interessen  an- 
gesehen werden  konnte.  War  nur  diese  Voraussetzung  erfüllt 
—  und  sie  war  es,  wenigstens  im  Anfang,  ziemlich  gut  —  so 
wurde  ja  die  Bedeutung  einer  Wahl  nur  die,  dass  das  Wähler- 
korps sich  einen  so  geschickten  und  einflussreichen  Vertreter  wie 
möglich  zu  verschaffen  hatte. 

Dieses  System  bedurfte  demnach  keiner  eigentlichen  Wahl- 
technik: es  war  ja  äusserst  einfach  und  hätte  gut  funktionieren 
müssen.  Doch,  wie  ich  schon  bemerkt,  es  hatte  seinen  verwund- 
baren Punkt:  es  lag  nahe  bei  der  Hand,  dass  die  Formen,  nach- 
dem sie  sich  einmal  entwickelt  hatten ,  erstarren  würden ,  und 
dass  die  Zeit  diesen  erstarrten  Formen  entwachsen  würde.    Dies 
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geschah  auch  überall  —  mehr  oder  weniger  geschwind.  An  ver- 
schiedenen Orten  suchte  man,  so  wie  in  Schweden  jahrhunderte- 
lang die  Ständeeinteilung  zu  vervollständigen  und  zu  entwickeln, 
so  dass  sie  fortwährend  eine  passende  Grundlage  für  den  Volks- 
vertretungsbau bilden  sollte  —  man  war  aber  immer  im  Rück- 
stande und  es  gelang,  nur  den  Fall  des   Systemes   aufzuhalten. 

In  Frankreich  war  eine  derartige  unablässige  Entwickelung 
der  Ständeeinteiiung  undenkbar,  da  die  Volksvertretung  während 
eines  Zeitraumes  von  175  Jahren  nicht  einberufen  wurde.  Das 
Jahr  1789  fand  die  Ständeversammlung  aller  der  Voraussetzungen 
beraubt,  die  ihr  früher  zu  Grunde  gelegen  hatten.  Nicht  nur, 
dass  die  Bedeutung  der  verschiedenen  Stände  ihre  frühere  Pro- 
portion völlig  verloren  hatte,  nein  nicht  einmal  jeder  Stand  an 
und  für  sich  konnte  länger  als  eine  Einheit  mit  homogenen  In- 
teressen betrachtet  werden. 

Man  befand  sich  vor  einem  der  bedeutungsvollsten  Probleme 
der  politischen  Geschichte :  es  galt,  neue  Formen  für  die  reprä- 
sentative Regierungsart  zu  schaffen. 

Aus  jener  Zeit  besitzt  man  eine  Rede  von  Mirabeau,  von 
der  man  behaupten  kann ,  dass  sie  das  Programm  für  diese  Ar- 
beit enthält.  Die  Rede  ist  in  erster  Hand  an  den  Adel  in  der 
Provence  gerichtet ,  offenbar  denkt  aber  Mirabeau  an  eine  grös- 
sere Versammlung,  die  einige  Monate  später  zusammentreten  soll. 
Hier  folgen  einige  kurze  Sätze,  die,  gerade  in  der  Gärungsperiode 
zwischen  der  alten  und  der  neuen  Zeit  ausgesprochen,  die  ewigen 
und  unveränderlichen  Gesetze  für  jede  repräsentative  Regierung 
enthalten.  »Lorsqu'une  nation  n'a  point  de  representant,  chaque 
individu  donne  son  voeu  par  lui-meme«.  »Lorsqu'une  nation 
est  trop  nombreuse  pour  etre  reunie  dans  une  seule  assemblee, 
eile  en  forme  plusieurs ,  et  les  individus  de  chaque  assemblee 
particuliere  donnent  ä  un  seul  le  droit  de  voter  pour  eux«.  »Tout 
representant  est  par  consequent  un  elu ;  la  coUection  des  repre- 
sentants  est  la  nation,  et  tous  ceux  qui  ne  sont  point  represen- 
tants  ont  du  etre  electeurs  par  cela  seul  qu'ils  sont  representes«. 
—  —  »Les  etats  sont  pour  la  nation  ce  qu'est  une  carte  re- 
duite  pour  son  etendue  physique :  soit  en  partie,  soit  en  grand, 
la  copie  doit  toujours  avoir  les  memes    proportions    que    l'origi- 

nal«. »Enfin  j'ai  dit  que  la  representation,    egale  en  nombre, 

doit  l'etre  aussi  en  puissance«.  »Elle  le  sera  si  les  suffrages 
des  representants    inegaux  sont    inegaux ,    et  si  les  suffrages  des 
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representants  egaux  sont  cgaux.  Elle  le  sera  si,  lorsqu'il  s'agit 
de  connaitre  la  volonte  d'une  nation,  les  sufifrages  son  recueillis 
de  maniere  que  l'on  ne  puisse  pas  se  tromper  au  point  de  prendre 
la  volonte  d'un  ordre  pour  celle  d'un  autre ,  ou  la  volonte  par- 
ticuliere  de  quelques  individus  pour  la  volonte  generale«. 

Als  Mirabeau  diese  Worte  äusserte ,  war  er  sicherlich  der 
Meinung,  dass  die  Ständeeinteilung  komplettiert,  neue  Volksklas- 
sen vertreten  und  die  Machtverteilung  richtiger  abgewogen  werden 
müssten.  Die  Zeit  war  aber  der  Möglichkeit  einer  derartigen 
Lösung  vorausgeeilt. 

Die  Ereignisse  entwickelten  sich  schnell.  Das  alte  Regime 
hatte  den  Gewählten  immer  als  Vertreter  seiner  Wähler  angesehen ; 
der  Name  »representant  du  peuple«  bezeichnet  schon  eine  andere 
Auffassung,  und  der  Tag,  als  »l'Assemblee  des  commu- 
ne s«  sich  als  » A  s  s  e  m  b  l  e  e  nationale«  konstituierte ,  ist 
der  Geburtstag  der  neuen  Epoche.  Die  denkwürdige  Nacht  des 
4.  August  vernichtete  alle  die  Marktscheiden ,  welche  die  ver- 
schiedenen Stände  bezeichneten  und  mit  denselben  auch  den 
ganzen  Stand,  auf  dem  das  alte  Repräsentationssystem  ruhte.  In 
der  Konstitution  vom  Jahre  1791  ist  die  Veränderung  schon  völlig 
durchgeführt.  Das  Gleichheitsprinzip,  dieser  wichtigste 
Beitrag  der  Revolution  zur  Lösung  des  Repräsentationsproblems, 
ist  ein  für  allemal  festgestellt. 

Von  diesem  Augenblicke  an  tritt  das  Problem  in  eine  neue 
Phase  ein,  oder  vielmehr,  es  entsteht  ein  ganz  neues  Problem. 
Alle  die  alten  Bestimmungen,  dass  die  verschiedenen  Volksklassen 
in  der  Volksversammlung  nach  dem  Masse  ihrer  Grösse  oder 
Bedeutung  vertreten  werden  sollen,  alle  die  Grenzen,  die  die  Ge- 
staltung der  alten  Volksvertretung  ermöglichten,  dies  alles  exe- 
stiert  nun  nicht  mehr.  Die  Volksvertretung  soll  durch  ein  voll- 
ständig homogenes  Wahlsystem  gebildet  werden.  Es  giebt  keine 
Möglichkeit,  länger  wieder  zum  Alten  zurückzukehren  oder  eine 
neue  Wahlmethode  einzuführen,  die  die  Wähler  a  priori  in  Grup- 
pen einteilt,  den  einen  zu  dieser,  den  anderen  zu  jener  zählt. 
Die  neue  Volksvertretung  sollte  das  ganze  Volk  vertreten.  Die 
warme  Begeisterung  des  Augenblicks  für  die  Sache  der  Freiheit 
und  der  nationalen  Einheit,  hatte  die  Thatsache  verdunkelt,  dass 
die  Nation  keine  Einheit  mit  völlig  homogenen  Interessen  war, 
noch  jemals  werden  würde.  Die  wirtschaftlichen  Interessengegen- 
sätze würden  gewiss  nicht  ausgeglichen  werden,  wie  man  es  sich 
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vielleicht  vorstellte,  sondern  im  Gegenteil  aufs  äusserste  geschärft. 
Und  auf  der  Grundlage  dieser  wirtschaftlichen  Gegensätze  sollte 
die  moderne  Parteibildung  heranwachsen ,  und  zwar  in  einem 
Rahmen,  der  der  Rücksichtslosigkeit  des  Stärkeren  keine  Schran- 
ken setzte. 

Daher  kam  es,  dass  man  eines  Tages  ein  Resultat  vor  sich 
sah,  das  man  keineswegs  erwartet,  noch  weniger  beabsichtigt 
hatte :  die  Vertretung  der  numerischen  Majori- 
tät. Man  stand  vor  der  Thatsache,  dass  die  halbe  Nation  unter- 
drückt war,  gar  keine  Vertreter  in  der  Volksversammlung  besass. 

Wenn  man  also  sagen  muss,  dass  die  Abschaffung  der  Stände- 
einteilung einen  sozialen  Fortschritt  allerersten  Ranges  bezeichnet, 
so  ist  es  doch  unverkennbar,  dass  diese  Reform  an  und  für  sich 
einen  grossen  Schritt  rückwärts  in  d  er  Entwicklungs- 
geschichte des  Volks  vertret  11  ngs  Problems  bedeu- 
tet. Als  die  Revolution  alle  Einteilungsgründe,  alle  Grenzen 
zwischen  verschiedenen  Klassen  vernichtete,  setzte  sie  nie  etwas 
anderes  an  die  Stelle,  das  einer  neuen  Volksvertretung,  in  der 
alle  vertreten  werden  sollten,  als  Grundlage  hätte  dienen  können. 
Daher  kam  es ,  dass  das  Gleichheitsprinzip ,  dieser  an  und  für 
sich  so  grossartige,  so  ewige  Gedanke,  ein  Repräsentativsystem 
zur  Folge  hatte,  das  sich  sehr  bald  als  unhaltbar  erweisen  musste. 
Denn  dieses  System  war  thatsächlich  eigentlich  niemals  ein  Sy- 
stem. Dass  die  numerische  Majorität  die  allein  vertretene,  allein 
herrschende  sein  soll,  ist  thatsächlich  nie  ein  klarer  und  bewusst 
ausgesprochener  Gedanke ,  und  unsere  gegenwärtige  Volksver- 
tretungsform ist  eher  das  negative  Ergebnis  von  Irrtümern  und 
Nichtbeachtung  während  einer  grossen  Revolutionsperiode,  als  ein 
durchdachtes  oder  unter  jahrhundertelanger  organischer  Entwicke- 
lung  herangewachsenes  System.  Dies  könnte  den  quasi-konser- 
vativen  Staatsmännern  etwas  zu  denken  geben,  die  stets  auf  den 
Lippen  führen,  dass  man  Achtung  hegen  müsse  für  die  von  den 
Vorfahren  ererbten  Volksvertretungsformen. 

Die  hellersehenden  begriffen  natürlicherweise  recht  bald,  dass 
das  Volksvertretungsproblem  nicht  gelöst  war.  Und  es  war  ja 
auch  nicht  schwer  zu  sehen,  wie  weit,  wie  unendlich  weit  man 
sich  von  dem  Repräsentationsideal  entfernt,  das  Mirabeau  so  gut 
formuliert  hatte.  Der  Anspruch  auf  eine  Vertretung  für  alle, 
nicht  nur  für  eine  künstliche  Majorität  beginnt  immer  bestimmter 
hervorzutreten. 
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Und  hiermit  ist  das  moderne  Problem  fertig :  ohne  eine 
vorhergehende  künstliche  Einteilung  der  Wäh- 
ler, nur  durch  die  eigene  Technik  des  Wahlme- 
chanismus  zu  bewirken,  dass  eine  Wahl,  bei  der 
jeder  Wähler  auf  die  identisch  gleiche  Weise 
behandelt  wird,  jeder  Gruppe  vonWählern  einen 
Einfluss  verleiht,  der  zu  der  Grösse  dieserGrup- 
pe  proportional  ist. 

Hätte  die  Revolution  ihre  Prinzipien  konsequent  durchführen 
wollen,  dass  jeder  Wähler  gleich  behandelt  werden,  und  der  Ge- 
wählte als  Vertreter  der  Nation  betrachtet  werden  sollte,  so  hätte 
sie  die  Einteilung  in  Wahlkreise  streichen  und  gemeinsame  Wah- 
len für  das  ganze  Land  anordnen  müssen.  Dies  wäre  die  Majo- 
ritätsherrschaft in  ihrer  höchsten  Potenz  gewesen.  Dieses  Aeus- 
serste  vermied  man  und  dadurch  stachen  die  Fehler  des  Systems 
nicht  so  scharf  ins  Auge,  wie  sonst  der  Fall  gewesen  wäre.  Die 
Fehler  waren  aber  doch  da  und  bereiteten  Schwierigkeiten,  die 
man  niemals  überwinden  konnte ,  und  die  man  nie  überwinden 
wird,  ehe  man  dem  Probleme  auf  den  Grund  geht.  Eine  Frage, 
die  sich  schon  früh  als  aktuell  erwies  und  zwar  besonders  in 
Frankreich,  war  diese:  sollte  man  einen  Mittelweg  einschlagen 
und  ziemUch  grosse  Wahlkreise  schaffen,  oder  sollte  man  die 
Einteilung  so  weit  treiben ,  dass  jeder  Kreis  nur  einen  Vertreter 
sandte.?  Keine  dieser  Alternativen  giebt  eine  wirkliche  Lösung 
der  Schwierigkeiten.  Daher  dieses  unendliche  Schwanken  zwischen 
»scrutin  de  liste«  und  »scrutin  uninominal«,  das  besser  als  alles 
andere  zeigt ,  wie  wenig  man  noch  in  die  Natur  des  Volksver- 
tretungsproblems eingedrungen,  gleichzeitig  aber  auch  wie  unzu- 
frieden man  mit  den  Ergebnissen  der  jetzigen  Ordnung  ist. 

Um  der  Machtausübung  einer  rücksichtslosen  Majorität  zu 
steuern  und  der  Minorität  den  Schutz  zu  verschaffen,  den  die 
Wahlmethode  nicht  zu  garantieren  vermochte,  erfand  man  auch 
das  Zweikammersystem.  Die  Grundlage  dieses  Systems  war  die 
Voraussetzung,  dass  das  Oberhaus  über  den  Parteien  ,  über  der 
Interessenpolitik  stehen  sollte,  eine  Voraussetzung,  die  sich  jedoch 
sehr  bald  als  illusorisch  erwies.  Die  Majorität,  die  in  der  »vom 
Volke  gewählten  Kammer«  herrschte,  verstand  es  gar  bald,  sich 
eine  gleiche  Stellung  in  der  oberen  zu  verschaffen.  Hierdurch 
wurde  diese  ihres  speziellen  Charakters  beraubt  und  man  hatte 
eine  Versammlung,  die  in  zwei  Kammern  mit  ungefähr  derselben 
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Stellung  und  der  nämlichen  Aufgabe  geteilt  war,  beide  in  den 
Händen  der  Majorität  —  ein  wahres  Unding  von  Volksvertretung. 

Ich  sagte,  das  Beibehalten  der  Wahlkreise  war  eine  Inkon- 
sequenz, die  wenig  mit  den  Prinzipien  übereinstimmte,  die  dem 
neuen  System  zu  Grunde  lagen.  Es  sind  auch  gerade  diese 
Uebcrbleibsel  der  alten  Regierungsart,  die  das  Eindringen  in  die 
wahre  Natur  des  Volksvertretungsproblemes  am  meisten  erschweren 
und  als  die  wichtigsten  Hindernisse  jeder  gründlichen  Reform 
entgegen  gestanden  haben.  Um  unser  Problem  völlig  zu  verstehen, 
müssen  wir  uns  also  zuerst  einen  klaren  Begriff  von  der  Natur 
und  der  Bedeutung  der  Einteilung  in  Wahlkreise  bilden. 

Es  lag  in  der  Natur  der  alten  Volksvertretungsmethode,  dass 
jeder  Wahlkreis  eine  bestimmte  Anzahl  Vertreter  senden  sollte. 
Das  war  sein  Recht,  der  Wahlkreis  sollte  ja  vertreten,  seine  In- 
teressen verteidigt  werden.  Wir  haben  noch  viel  von  dieser  An- 
schaungsweise  übrig,  trotzdem  dass  die  Vertreter  den  neuen  Grund- 
sätzen gemäss  ja  die  Nation  vertreten  sollten.  Die  in  unseren 
Wahlgesetzen  üblichen  Bestimmungen,  dass  jeder  Wahlkreis  eine 
bestimmte  Zahl  Vertreter  haben  soll,  ist  demnach  nur  ein  Uebcr- 
bleibsel, das  in  einer  Staatsverfassung,  deren  centraler  Gedanke 
die  nationale  Einheit  ist,  gar  kein  Recht  zu  existieren  hat. 

Das  Beibehalten  des  alten  Wahlkreisbegriffes  steht  aber  in 
noch  schärferem  Widerstreit  mit  dem.  zweiten  grossen  Hauptge- 
danken des  neuen  Systemes  :  dem  Gleichheitsprinzip.  Wenn  jedem 
Wähler  ein  ebenso  grosser  Einfluss  auf  die  Zusammensetzung  der 
Volksvertretung  zugesichert  werden  soll ,  so  ist  es  offenbar  un- 
möglich, im  voraus  über  die  relative  Vertreteranzahl  der  verschie- 
denen Wahlkreise  zu  verfügen.  Zuerst  stösst  man  ja  auf  die 
Schwierigkeit,  die  Vertreter  so  zu  verteilen,  dass  die  Wahlkreise 
je  nach  ihrer  Grösse  vertreten  werden.  Hierbei  legt  man  gewöhn- 
lich die  Volksmenge  zu  Grunde ;  wenn  aber  z.  B.  ein  Wahlkreis 
das  Recht  hat,  für  jedes  volle  looooo  der  Bevölkerung  einen 
Vertreter  zu  wählen,  so  wird  eine  Volksmenge  von  200000  Men- 
schen zwei  Vertreter  haben,  während  eine  Bevölkerung  von  199  000 
nur  einen  haben  wird,  oder  ebenso  viel  wie  eine  Bevölkerung 
von  100  000  Menschen.  Dergleichen  Verkehrtheiten  kann  man  ja 
schwerlich  vermeiden,  so  lange  man  an  einer  fixierten  Repräsen- 
tantenzahl festhält. 

Zweitens  —  und  ich  komme  jetzt  zu  dem,  was  am  schärfsten 
im  Widerspruch  steht  mit  dem  Prinzip,    dass  alle  Wähler  gleich- 
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massig  behandelt  werden  sollen  —  ist  es  doch  nicht  die  Volks- 
menge in  einem  Wahlkreise,  die  einen  Einfluss  auf  die  Zusammen- 
setzung der  Volksvertretung  ausübt ,  sondern  es  sind  nur  die, 
welche  wählen,  die  einen  solchen  Einfluss  besitzen.  Nehmen  wir 
an,  dass  in  zwei  Wahlkreisen  sich  ebenso  viele  Wähler  an  der 
Wahl  beteiligen,  dass  aber  der  eine  Kreis  infolge  seiner  Grösse 
eine  doppelt  so  grosse  Anzahl  Vertreter  hat,  so  wird  also  jeder 
Wähler  des  grösseren  Kreises  einen  doppelt  so  grossen  Einfluss 
besitzen  als  sein  Bruder  in  dem  anderen.  Ist  dies  Gleichheit } 
Ist  das  vereinbar  mit  dem  Grundsatz,  dass  jeder  Wähler  auf  die 
identisch  selbe  Weise  behandelt  werden  soll  ? 

Oder  aus  einem  anderen  Gesichtspunkt :  Denken  wir  uns  zwei 
ebenso  grosse  Wahlkreise,  den  einen  gleichgültig  oder  in  kleine 
Parteien  zersplittert,  den  anderen  mit  einem  grossen  und  einigen, 
politisch  wachen  Wählerkorps.  Die  jetzige  Vertretungsform  er- 
teilt beiden  Gruppen  ebenso  viele  Vertreter,  oder  wenn  man  sich 
diese  auf  die  Wählenden  verteilt  denkt,  einem  Wähler  des  einen 
Kreises  einen  vielfach  grösseren  Einfluss ,  als  einem  Wähler  des 
anderen. 

Also  wieder  ein  Verbrechen  gegen  das  Gleichheitsprinzip. 

Nicht  genug  damit,  dass  die  fixierte  Repräsentantenanzahl 
mithin  mit  der  Idee  der  Gleichheit  unvereinbar  ist,  die  Kreisein- 
teilung selbst  bekommt  durch  die  Machtverteilung,  die  sie  in  sich 
schliesst,  eine  Bedeutung,  die  es  gefährlich  macht,  sie  einer  zu- 
fälligen Machtausübung  zu  überlassen. 

Das  schwierigste  Problem,  für  dessen  Lösung  eine  Verfassung 
zu  sorgen  hat,  ist  ihre  eigene  Veränderlichkeit.  Der  Stein  des 
Anstosses,  der  stets  den  Scharfsinn  des  Gesetzgebers  auf  die 
schlimmste  Probe  gesetzt  hat,  ist  gewesen,  die  Formen  zu  finden, 
welche  die  Machtverteilung  den  Anforderungen  neuer  Zeiten  ge- 
mäss regeln  sollten.  Oft  löste  man  das  Problem  ganz  einfach 
so,  dass  man  jede  Aenderung  der  Grundgesetze  verbot.  In  den 
alten  Verfassungen  Schwedens  findet  man  oft  die  drakonischsten 
Drohungen  gegen  diejenigen ,  die  es  auch  nur  versuchten ,  Vor- 
schläge zu  einer  Aenderung  der  Grundgesetze  zu  machen. 

Eine  derartige  Weise,  das  Problem  zu  umgehen,  kann  selbst- 
verständlich keine  andere  Folge  haben,  als  dass  alle  notwendi- 
gen Reformen  das  Aussehen  von  Revolutionen  haben  müssen. 
Heutzutage  pflegt  man  ja  auch  besondere  Statuten  betreffs  Aen- 
derungen  von  Grundgesetzen  einzuführen ,    wobei    man    im  allge- 
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meinen  den  Beifall  beider  Teile  der  Volksvertretung  als  eine 
unerlässliche  Bedingung  voraussetzt.  Wenn  auch  diese  Garantie 
in  den  meisten  Fällen  recht  gut  sein  kann,  so  wird  sie  doch  stets 
illusorisch,  wenn  es  gilt,  der  Alleinherrschaft  der  Majorität  einen 
Damm  zu  setzen,  oder  im  aligemeinen,  wenn  es  eine  Veränderung 
der  Machtverteilung  unter  die  Beschliessenden  selbst  gilt. 

Also :  Von  einer  guten  Staatsverfassung  muss  man  fordern, 
dass  sie  keine  besonderen  Beschlüsse  irgend  einer  Autorität,  sei 
es  der  Volksvertretung  oder  der  Regierung  fordert,  damit  die 
notwendigen  Veränderungen  in  der  Machtverteilung  in  dem  Masse 
eintreten  sollen,  wie  die  neuen  Verhältnisse  es  erheischen;  diese 
Veränderungen  sollen  ein  Ergebnis  der  eigenen  Mechanik  der 
Verfassung  sein. 

Wenden  wir  diese  Forderungen  auf  die  Wahlkreiseinteilung 
an,  so  finden  wir  augenblicklich ,  dass  die  moderne  Volksvertre- 
tungsform insolvent  ist.  Man  mag  seine  Zuflucht  dazu  nehmen, 
die  Anzahl  der  Vertreter  im  Verhältnis  zu  der  Volksmenge  zu 
bestimmen;  man  steht  doch  oft  der  Notwendigkeit  gegenüber,  die 
Wahlkreise  umzuordnen. 

Diese  Macht  zufälligen  Machtinhabern  zu  übertragen ,  ist  — 
das  versteht  sich  von  selbst  und  die  Erfahrung  hat  es  völlig  be- 
stätigt —  mehr  als  leichtsinnig.  Es  hat  sich  ein  neuer  politischer 
Ausdruck  unter  dem  Einfluss  des  herrschenden  Systems  gebildet, 
ein  Ausdruck,  der  auf  die  nonchalanteste  Willkür  hindeutet,  und 
der  deutlicher  als  viele  Worte  das  Urteil  des  Systemes  besiegelt, 
ich  meine  den  Ausdruck:  »Wahlkreisgeometrie«.  Eine  Regierung, 
sei  es  auch  die  Volksvertretung  selbst,  auf  diese  Weise  nach  Be- 
lieben mit  den  Gründen  für  die  Zusammensetzung  der  Volksver- 
tretung schalten  zu  lassen,  ist  ein  zu  offenbares  Armutszeugnis, 
um  noch  ferner  der  Erläuterung  zu  bedürfen. 

Die  wichtigsten  Fehler  des  modernen  Volksvertretungssyste- 
mes  rühren  mithin  von  Bestimmungen  her,  die  als  ein  Erbe  aus 
den  Zeiten  der  Ständevertretung  übrig  geblieben  sind,  die  aber 
im  übrigen  jedes  vernünftigen  Grundes  ermangeln. 

Es  scheint  auch,  als  habe  man  die  Sache  schon  frühzeitig 
so  aufgefasst.  Considb'-ant  hat  in  seinem  berühmten  Brief  an  le 
Grand  Conseil  constituant  de  1'  Etat  de  Geneve  (1846)  mit  dem 
Titel  »De  la  sincerite  du  gouvernement  representatif  ou  exposi- 
tion  de  l'election  veridique«,  eine  sehr  klare  Kritik  des  bestehen- 
den  Wahlsystemes    gegeben.      Und    Hares  grosse    Arbeit    »The 
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election  of  representatives«  ist  ein  einziger  Protest  gegen  das 
Wahlkreissystem  —  er  hegt  keinen  einzigen  AugenbUck  Bedenken, 
ganz  Grossbritannien  in  einen  einzigen  Wahlkreis  zu  verwandeln. 
Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich  die  Sache  geändert.  Der  Wahlkreis- 
begriff in  seiner  modernen  Form  ist  seitdem  mit  der  allgemeinen 
Anschauungsweise  verwachsen  und  ein  spezielleres  Problem  ist 
in  den  Vordergrund  getreten.  Es  gilt  den  Fall,  wenn  ein  Wahl- 
kreis eine  grössere  Anzahl  Abgeordneter  zu  senden  hat,  und  kann 
so  ausgedrückt  werden :  »Wie  soll  man  in  einem  Wahlkreise  eine 
gegebene  Anzahl  Abgeordneter  so  verteilen,  dass  die  Parteien  je 
nach  ihrer  Grösse  vertreten  werden.?« 

Niemand  wird  leugnen,  dass  dieses  Problem  von  wahltech- 
nischem Gesichtspunkte  aus  sehr  interessant  ist,  auch  nicht,  dass 
der  Scharfsinn,  der  bei  der  Lösung  des  Problems  angewandt 
worden,  für  andere  Wahlen  wie  Direktionswahlen  u.  dgl.  von 
Wert  sein  kann. 

Das  Volksvertretungsproblem  ist  jedoch  etwas  anderes,  etwas 
mehr  als  eine  wahltechnische  Rechenfrage.  So  lange  man  es  nur 
mit  dem  Proportionalitätsproblem  innerhalb  des  Wahlkreises,  nicht 
der  Wahlkreise  unter  einander  zu  thun  hat,  so  lange  kann  man 
den  Uebelständen  nicht  abhelfen,  die  mit  dem  alten  Begriffe  Wahl- 
kreis selbst  eins  sind.  Die  Forderung  z.  B.,  dass  ein  Wähler  in 
dem  einen  Wahlkreise  einen  ebenso  grossen  Einfluss  haben  soll 
wie  ein  Wähler  in  dem  anderen,  die  ein  Hauptpunkt  des  Pro- 
grammes  von  proportionaler  Volksvertretung  ist,  die  Forderung 
hat  man  nicht  im  geringsten  berücksichtigt. 

Ebenso  wenig  —  und  das  ist  eine  unmittelbare  Folge  davon  — 
ist  es  gelungen,  völlige  Garantien  gegen  die  Willkür  der  Wahl- 
kreisgeometrie zu  gewinnen.  Diese  Thatsache,  die  ich  nun  nicht 
näher  erörtern  werde,  sollte  doch  ein  hinlänglich  deutliches  Sym- 
ptom der  Unzulänglichkeit  aller  Spezialstudien  über  proportio- 
nalen Wahlen  sein ,  wenn  es  die  Volksvertretung  eines  ganzen 
Landes  gilt. 

Sollen  wir  denn  ganz  gezwungen  sein,  jede  Einteilung  des 
Landes  zwecks  des  Bildens  der  Volksvertretung  aufzugeben .?  Nein, 
das  ist  nicht  notwendig.  Die  älteren  Verfasser,  wie  z.  B.  Hare, 
dachten  sich,  wie  gesagt,  im  Prinzip  eine  gemeinsame  Wahl  für 
das  ganze  Land.  Es  ist  aber  doch  wohl  sicher,  dass  sie  dabei 
mehr  abschafften  als  nötig  war.  Kann  man  nur  garantieren,  dass 
die  Wähler  der  verschiedenen  Kreise  ganz  gleichgestellt  werden, 
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dann  kann  man  gern  gewisse  natürliche  Gebiete  beibehalten,  wenn 
dies  aus  technischen  oder  anderen  Gründen  ratsam  erscheint. 
Dergleichen  Gründe  kann  es  viele  und  bedeutende  geben.  Bei 
ganz  freien  Wahlen  hat  man  oft  eine  Tendenz  verspürt,  die  grösste 
Anzahl  von  Plätzen  mit  Personen  in  der  Hauptstadt  zu  besetzen, 
in  derartigen  Fällen  kann  es  schon  wünschenswert  sein,  die  Wahl 
an  eine  Person  innerhalb  des  Wahlkreises  zu  binden ,  und  auf 
diese  Weise  eine  allseitigere  Zusammensetzung  der  Volksvertretung 
zu  garantieren.  Eine  gemeinsame  Wahl  für  das  ganze  Land  er- 
fordert ein  äusserst  entwickeltes  Parteisystem,  das  weder  leicht  zu 
bewirken,  noch  irgendwie  wünschenswert  ist.  Der  Umstand,  dass 
der  Wähler  die  Personen ,  für  die  er  stimmt ,  persönlich  kennt, 
bürgt  natürlich  für  eine  gute  Wahl,  eine  Garantie,  der  man  ganz 
entsagt,  wenn  man  von  dem  Einzelnen  verlangt,  er  solle  für  eine 
Parteiliste  stimmen,  die  vielleicht  ebenso  viele  Namen  wie  das 
ganze  Parlament  enthält.  Also,  es  gilt  mit  Beibehaltung  der  Mög- 
lichkeit einer  Wahlkreiseinteilung  zu  suchen,  sich  von  dem  sinn- 
losen Rest  der  alten  Vertretungsform  frei  zu  machen,  die  befiehlt, 
die  Anzahl  der  Vertreter  für  die  verschiedenen  Wahlkreise  im 
voraus  zu  bestimmen. 

Wir  verstehen ,  dass  diese  Forderung  ein  neues  Kriterium 
voraussetzt,  dass  eine  Person  als  gewählt  betrachtet  werden  soll. 
Wir  haben  uns  so  daran  gewöhnt,  dass  der  Wahlkreis  ein  An- 
recht auf  eine  gewisse  Anzahl  Vertreter  haben  soll ,  dass  wir 
kaum  sehen,  wie  nichtssagend  das  gewöhnliche  Kriterium  für  die 
Wahl  einer  Person  wirklich  ist.  Was  bedeutet  es,  dass 
A  mehr  Stimmen  hat  als  B,  wenn  man  nicht  weiss, 
dassB  überhaupt  Stimmen  hat.?  Das  Prinzip  der  Gleich- 
heit unter  den  Wählern  bietet,  dass  eine  Stimme  in  dem  einen 
Wahlkreise  ebenso  viel  gelten  soll  wie  eine  Stimme  in  dem  an- 
deren. Wie  wird  aber  dieser  Forderung  Genüge  gethan,  wenn 
in  dem  einen  Wahlkreise  eine  Gruppe  von  hundert  Personen  ver- 
treten wird ,  während  in  einem  anderen  Wahlkreise  eine  Partei, 
die  vielleicht  über  tausend  Anhänger  zählt,  keinen  Vertreter  hat? 

Wir  sehen,  dass  wir  mit  zu  vielen  Resten  des  alten  Regimes 
laborieren,  um  das  Problem  in  seiner  wirklichen  Gestalt  erschei- 
nen zu  lassen.  Wollen  wir  der  Sache  auf  den  Grund  gehen, 
müssen  wir  davon  abstehen,  an  derselben  herumzubessern.  Wir 
müssen  mit  ganz  freien  Händen  ans  Werk  gehen  ohne  andere 
Rücksichten  als  die,  die  in  der  Natur  der  Sache  selbst  begründet 
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sind.     Dann  erst  werden  wir  einen  sicheren  Grund  legen  zu  dem- 
jenigen Repräsentativsystem,   das  der  Zukunft  angehören  wird. 

4.  Die  Lösung  des  Probleme s. 

Was  ist  denn  der  Sinn  einer  Volksvertretung  ?  Ich  ant- 
worte mit  den  Worten  Mirabeau's :  Wenn  ein  Volk  zu  gross 
ist,  um  selbst  unmittelbar  seine  Angelegenheiten  behandeln  zu 
können,  so  muss  es  eine  Volksvertretung  erwählen.  Diese  Be- 
schränkung in  der  Anzahl  der  Beschliessenden  ist  der  Kern  des 
Volksvertretungsgedankens.  Denken  wir  uns,  dass  diese  Einschrän- 
kung allmählich  geschieht,  so  ist  das  Wahlverfahren  ganz  einfach 
als  eine  fortgesetzte  Konzentration  des  Wählerkorps  zu  betrachten. 
Wir  können  uns  jeden  Wähler  mit  einer  gewissen  Macht  versehen 
denken.  Die  Volksvertretung  wird  dann  dadurch  gebildet,  dass 
gewisse  Wähler  ihre  Macht  anderen  überlassen.  Der  Prozess  ist 
fertig,  sobald  diejenigen,  die  Macht  besitzen,  eine  hinlänglich  ge- 
ringe Zahl  ausmachen. 

Es  ist  dann  zu  allererst  klar,  dass  die  Vertreter,  die  man  auf 
diese  Weise  erhalten  hat,  einander  nicht  gleichgestellt  sind,  dass 
denen ,  die  eine  grössere  Anzahl  Wähler  vertreten ,  auch  ein  in 
demselben  Masse  grösserer  Einfluss  gesichert  werden  muss.  Dies 
führt  uns  zu  folgendem  Prinzip,  das  ich  als  das  erste  bezeichnen 
will. 

i)  Jeder  Kandidat,  der  gewählt  wird,  ist  als 
mit  derAnzahl  Stimmen  gewählt  zu  betrachten, 
die  er  wirklich  erhalten  hat.  Bei  allen  Abstim- 
mungen im  Parlament  nimmt  er  mit  dieser  Stim- 
me n  z  a  h  1  teil. 

Die  nächste  Aufgabe,  die  an  uns  herantritt,  ist  selbstverständ- 
lich die  rechte  Form  für  den  Abschluss  des  Konzentrationspro- 
zesses zu  finden ,  oder  mit  anderen  Worten  die  Frage  zu  beant- 
worten, »bis  zu  welchem  Punkt  soll  die  Konzentration  fortge- 
schritten, um  eine  Wahl  zu  konstituieren?« 

Dieses  Problem  scheint  den  Gesetzgebern  niemals  als  eine 
Frage  vorgeschwebt  zu  haben,  über  die  man  nachzudenken  brauchte. 
Man  hat  ohne  weiteres  zu  dem  von  dem  alten  Regime  ererbten 
Ausweg  gegriffen,  im  voraus  jedem  Wahlkreise  eine  gewisse  Anzahl 
Vertreter  zuzuerteilen.  Wenn  diese  nach  dieser  oder  jener  Methode 
gewählt  worden  sind,  ist  der  Prozess  natürlicherweise  fertig. 

Wie  gestaltet  sich  nun  dieser  Ausweg  von  dem  allgemeinen 
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Gesichtspunkt  aus,  den  wir  gewählt  haben?  Wir  denken  uns  ja 
die  Wahl  als  einen  beständig  fortschreitenden  Prozess,  durch  wel- 
chen die  Macht  allmählich  in  immer  weniger  Hände  gerät.  Die 
Frage  ist:  »Wann  soll  dieser  Vorgang  unterbrochen  werden?« 
Die  Beantwortung  dieser  Frage  setzt  zwar  eine  ungefähre  Bestim- 
mung der  Grösse  der  Volksvertretung  voraus ;  dieser  Gesichts- 
punkt ist  jedoch  von  wenigem  Belang  und  jedenfalls  ist  eine  ab- 
solute Zifferbestimmung  nicht  von  Wichtigkeit. 

Was  dagegen  wichtig  ist ,  ist ,  dass  die  Konzentration  des 
Wählerkorps  wirklich  ein  gewisses  Stadium  erreicht  hat,  dass  die, 
welche  man  als  gewählt  erklärt,  auch  wirklich  Wähler  auf  sich 
vereinigt  haben.  In  dieser  Hinsicht  fordern  die  gewöhnlichen  Wahl- 
gesetze absolut  nichts.  Man  nimmt  ganz  einfach  eine  gewisse  An- 
zahl heraus  von  denen,  die  in  einem  gegebenen  Moment  die  grösste 
Macht  haben  und  erklärt,  dass  sie  gewählt  sind,  ganz  abgesehen 
davon,  eine  wie  grosse  oder  geringe  Macht  ihnen  zuteil  geworden 
sein  kann  und  abgesehen  davon,  ob  möglicherweise  andere  Kan- 
didaten den  Vorzug  bekommen  könnten,  wenn  der  Konzentra- 
tionsprozess  noch  ein  Stück  weiterginge. 

Diesen  Gründen  zufolge  kommen  wir  zu  unserem  zweiten 
Prinzip  : 

2)  Damit  ein  Kandidat  als  gewählt  betrach- 
tet werden  soll,  ist  es  erforderlich,  dass  er  eine 
gewisse,  für  das  ganze  Reich  gleiche  Minimal- 
anzahl Stimmen  erhalten  hat. 

Diese  beiden  Prinzipien  bilden  die  eigentliche  Grundlage  für 
die  Wahlmethode,  die  ich  nun  vorschlagen  will.  Es  scheint  mir, 
dass  sie  in  einem  so  unauflöslich  logischen  Zusammenhang  mit 
dem  Begriff  der  Parlamentsbildung  selbst  stehen  ,  dass  man  ihre 
Richtigkeit  kaum  bezweifeln  kann.  Es  erübrigt  demnach  nur  die 
Wahltechnik  zu  finden,  die  diese  Prinzipien  am  besten  zur  Gel- 
tung bringt. 

Wir  denken  uns  die  Wahl  als  einen  fortdauernden  Vorgang, 
der  darin  besteht,  dass  die  Wähler  ihre  Macht  einer  kleineren  An- 
zahl Personen  übertragen.  Dies  kann  am  einfachsten  dadurch  ver- 
wirklicht werden,  dass  jedem  Wähler  eine  »Stimme«  zuerteilt  wird, 
die  er  darauf  derjenigen  Person  giebt,  von  der  er  vertreten  wer- 
den will.  Die  Haltbarkeit  unserer  Prinzipien  wird  am  besten  da- 
durch bewiesen,  dass  diese  äusserst  einfache  Wahltechnik  wirklich 
ein  in  gewissem  Grade  befriedigendes  Resultat  ergiebt:  jede  Partei 
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wird  in  mathematischer  Proportion  zu  ihrer  Anzahl  vertreten. 

Indessen  können  wir  uns  nicht  mit  diesem  Ergebnis  begnügen, 
wenn  es  auch  aus  gewissen  Gesichtspunkten  mehr  befriedigend 
ist  als  irgend  eine  bisher  vorgeschlagene  Wahlmethode.  Es  leidet 
nämlich  an  einem  Fehler,  den  wir  nun  erörtern  wollen. 

Wir  denken  uns,  dass  die  Zahl,  die  erforderlich  ist,  damit  ein 
Kandidat  als  gewählt  betrachtet  werden  soll,  auf  looo  bestimmt 
ist.  Wir  denken  uns  ferner  eine  Partei,  die  innerhalb  eines  gewissen 
Wahlkreises  2500  Anhänger  zählt.  Diese  Partei  erhält  unserer  Me- 
thode gemäss  nur  einen  Vertreter  innerhalb  des  Parlaments.  Vom 
Gesichtspunkte  der  reinen  Votierungsmacht  der  Partei  ist  dies  ja  frei- 
lich nicht  zu  beklagen.  Es  kann  aber  eintreffen,  dass  die  Partei  zwei 
Personen  mit  hervorragenden  Fähigkeiten  besitzt,  deren  Talente  oder 
persönlichen  Einflusses  sie  sich  bedienen  will.  Und  dieser  Wunsch 
ist  ja  vollkommen  berechtigt,  wenn  die  Partei  gross  genug  dazu  ist. 

Nun  kann  man  ja  sagen,  dass  nichts  die  Partei  hindert,  sich 
in  zwei  gleich  grosse  Gruppen  zu  teilen,  die  jede  für  sich  ihren 
Kandidaten  durchbringt.  Eine  solche  Operation  ist  aber  derartig, 
dass  keine  Wahlmethode  sie  voraussetzen  kann.  Eine  Wahlmethode 
soll  automatisch  zu  dem  besten  möglichen  Resultate  führen,  das  mit 
dem  Standpunkt  der  Wähler  vereinbar  ist,  und  darf  keine  Mitwir- 
kung von    Wahlmanövern  geschickter    Parteiführer    voraussetzen. 

Also:  die  Wahlmethode  muss  grosse  Parteien  in  den  Stand 
setzen,  ohne  Schwierigkeit  mehrere  Vertreter  zu  wählen.  Dieser 
Zweck  wird  am  einfachsten  dadurch  gewonnen,  dass  jedem  Wähler 
mehrere  Stimmen  zuerteilt  werden.  Wie  viele,  wird  natürlicher- 
weise abhängig  von  dem  Vorrat  an  politischen  Talenten  ,  sowie 
von  der  Grösse  der  Wahlkreise,  ist  aber  im  übrigen  von  unter- 
geordneter Bedeutung.  Wir  nehmen  in  dem  Folgenden  an,  dass 
jeder  Wähler  zwei  Stimmen  hat. 

Eine  unmittelbare  Folge  dieser  Veränderung  ist ,  dass  die 
Wahlzififer  von  lOOO  auf  2000  erhöht  werden  muss,  vorausgesetzt, 
dass  man  dieselben  Bedingungen  zur  Wählbarkeit  wie  vorher  bei- 
zubehalten wünscht. 

Bei  den  vorherrschenden  Wahlmethoden,  wenn  es  gilt,  eine 
gewisse  Anzahl  Vertreter  für  einen  Wahlkreis  zu  wählen ,  pflegt 
man  auch  jedem  Wähler  eine  Mehrzahl  von  Stimmen  zuzuerteilen, 
nämhch  gerade  so  viele,  wie  die  Wahl  Plätze  bezweckt.  Die  Ab- 
sicht hiermit  ist  deutlich,  die  Wahl  der  gewünschten  Anzahl  von 
Vertretern  zu  erleichtern.    Hieran  pflegt  man    aber   auch  die  Be- 
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Stimmung  zu  knüpfen ,  dass  jeder  Wähler  verpflichtet  ist ,  seine 
Stimmen  auf  verschiedene  Kandidaten  zu  verteilen.  In  der 
That  ist  es  diese  ganz  unbegründete  Bestimmung ,  die  die  wich- 
tigste Ursache  zur  vollständigen  Unterdrückung  der  Minorität  ist. 

Nehmen  wir  an,  dass  die  Wähler  eines  Wahlkreises  aus  zwei 
Parteien  bestehen,  von  denen  die  eine  8io,  die  andere  402  An- 
hänger hat.  Nehmen  wir  ferner  an,  dass  dieser  Wahlkreis  6  Ver- 
treter haben  soll.  Die  grössere  Partei  bringt  ihre  6  Kandidaten 
durch,  die  kleinere  wird  nicht  vertreten.  Warum  ?  Das  einfachste 
Nachdenken  sagt  uns,  dass  ein  natürlicher  Konzentrationsprozess 
dieser  Parteien  4  Vertreter  für  die  eine  Partei  und  2  für  die  an- 
dere ergeben  würde.  Hierbei  würde  fast  jede  Stimme  zur  An- 
wendung kommen.  Nun  hat  dagegen  die  kleinere  Partei  ihre 
Stimmen  weggeworfen,  hätte  sich  ebenso  gut  der  Wahl  enthalten 
können.  Warum  soll  man  denn  diesen  ungeheuer  grossen  Verlust 
von  402  Stimmen  haben,  einen  Verlust,  der  in  Wirklichkeit  noch 
grösser  zu  sein  pflegt? 

Die  Antwort  auf  diese  sehr  berechtigte  Frage  ist  einfach  ge- 
nug :  Das  Wahlgesetz  zwingt  die  kleineren  Par- 
teien, sich  auf  mehr  Kandidaten  zu  zersplittern, 
als  sie  sich  vernünftigerweise  denken  können, 
bei  d  erWahl  durchzubringen,  und  bringt  sie  da- 
durch mit  Notwendigkeit  dazu,  ihre  Stimmen 
wegzuwerfen. 

Will  man  dem  einzelnen  Wähler  eine  Mehrzahl  Stimmen  zu- 
erteilen ,  dann  gebietet  auch  der  Grundsatz  der  Wahlfreiheit  un- 
willkürlich, dass  man  es  dem  Wähler  überlässt,  nach  Gutdünken 
über  diese  Stimmen  zu  verfügen.  Dass  jedem  Wähler  2  Stimmen 
zuerteilt  wurden,  hatte  ja  m  unserer  Methode  zum  Zweck,  den 
grösseren  Parteien  Gelegenheit  zu  bieten,  sich  von  ein  paar  Ab- 
geordneten vertreten  zu  lassen.  Dies  können  die  kleineren  Par- 
teien nicht  erstreben  und  darum  müssen  ihre  Wähler  auch  nicht 
mehr  als  einem  Kandidaten  ihre  Stimmen  geben. 

Von  unserem  Gesichtspunkte  aus  ist  es  deutlich ,  dass  die 
Wähler,  die  einer  kleineren  Partei  angehören ,  ihre  ganze  Macht 
einem  einzigen  Kandidaten  übertragen  müssen ;  der  Konzentrations- 
prozess darf  nicht  unterbrochen  werden,  ehe  er  bis  zu  diesem 
Punkte  gelangt.  In  einer  grösseren  Partei  dagegen  braucht  die 
Konzentration  nicht  so  weit  getrieben  zu  werden  ;  niemals  weiter, 
als  bis  alle  die,  welche  Macht  besitzen,  genug  davon  haben,  um 
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einen  Platz  in  der  Volksvertretung  einnehmen  zu  können.  Des- 
halb kann  auch  ein  Wähler  innerhalb  einer  derartigen  Partei  die 
Macht,  die  ihm  zukommt,  auf  eine  Mehrzahl  von  Kandidaten 
verteilen. 

Als  dritte  Regel  unserer  Wahlmethode  stellen  wir  also  auf: 
3)  »Der  Wähler  mag  nach  Gutdünken  über  die 
ihm    zukommenden   Stimmen    verfügen«. 

Nun  entsteht  eine  Schwierigkeit,  der  jedoch  vergleichsweise 
leicht  abzuhelfen  ist.  Wir  haben  angenommen,  dass  jeder  Wähler 
2  Stimmen  besitzt  und  dass  es  2000  Stimmen  erfordert,  damit  ein 
Kandidat  gewählt  werde.  Nehmen  wir  nun  an,  dass  eine  Partei 
glaubt  2  Vertreter  wählen  zu  können ,  und  berechnet ,  bei  der 
Wahl  über  2000  Anhänger  aufstellen  zu  können.  Indessen  zeigt 
es  sich  bei  der  Wahl,  dass  die  Beteiligung  nicht  so  gross  wird ; 
die  Partei  zählt  nicht  mehr  als  1900  Stimmen.  Keiner  der  beiden 
Kandidaten  der  Partei  erhält  alsdann  die  vorgeschriebene  Anzahl 
Stimmen  und  die  Partei  erhält  keinen  Vertreter. 

Was  bedeutet  das  von  unserem  Gesichtspunkte  aus.?  Offen- 
bar ,  dass  die  Konzentration  der  Wähler  noch  nicht  weit  genug 
fortgeschritten  ist.  Hätte  die  Partei  dieses  Resultat  im  voraus 
gewusst,  dann  hätte  sie  vielleicht  alle  ihre  Stimmen  für  den  einen 
ihrer  Kandidaten  abgegeben.  Nun  ist  dies  indessen  nicht  ge- 
schehen und  darum  bin  ich  der  Meinung,  dass  die  Wahlmethode 
als  eine  Vervollständigung  dieses  unvollkommenen  Konzentrations- 
prozesses wirken  soll. 

Nennen  wir  die  beiden  Kandidaten  der  Partei  A  und  B.  Die 
Wahlmethode  soll  dann  auf  die  Weise  wirken,  dass  die  1900  Stim- 
men, die  dem  einen  Kandidaten  zugefallen,  auf  den  anderen  über- 
tragen werden.  Wer  von  ihnen  soll  aber  auf  seine  Stimmen  ver- 
zichten, A  oder  B  ?  Dies  ist  eine  Frage ,  die  wohl  kaum  durch 
ein  Prinzip  mit  demselben  unwidersprechlich  logischen  Charakter 
wie  unser  voriges  entschieden  werden  kann.  Andererseits  aber 
ist  es  von  keiner  fundamentalen  Wichtigkeit,  welcher  von  beiden 
gewählt  wird,  A  oder  B.  Die  Partei  hat  ja  beide  als  ihre  Kandi- 
daten aufgestellt  und  muss  also  zufrieden  sein,  möge  nun  A  ge- 
wählt werden  oder  B.  In  beiden  Fällen  wird  jede  Stimme  der 
Partei  von  Nutzen,  die  Machtstellung  der  Partei  bleibt  in  beiden 
Fällen  die  nämliche. 

Selten  dürfte  es  eintreffen,  dass  A  und  B  die  ganz  gleiche 
Stimmenzahl    erlangen.     Oft    giebt    es  Gruppen ,   die   der  Haupt- 


6o2  Dr.  G.  Cassel: 

partei  nahe  stehen  und  die  nur  dem  einen  Kandidaten  ihre  Stimme 
geben.  Einzelne  Stimmen  von  Personen ,  die  sich  keiner  Partei 
anschliessen  wollen,  können  auch  eine  Ungleichheit  herbeiführen. 
Genug,  es  trifft  in  den  meisten  Fällen  ein,  dass  der  eine,  sei  es 
A,  mehr  Stimmen  bekommt  als  der  andere.  Dies  scheint  mir  das 
natürlichste  und  einfachste  Kriterium,  welcher  der  beiden  Kandi- 
daten vorzuziehen  ist ,  und  hierdurch  gelange  ich  zu  folgender 
Regel : 

4)  »Wenn  ein  Kandidat  nicht  die  hinlängliche 
Anzahl  Stimmen  erhalten  hat,  um  gewählt  zu 
werden,  wird  jede  Stimme,  die  er  bekommen,  in 
gleiche  Teile  unter  die  auf  demselben  Wahl- 
zettel stehenden  Kandidaten  verteilt.  Diese 
Regel  wird  successiv  angewendet  und  der  An- 
fang wird  mit  dem  Kandidaten  gemacht,  der  die 
geringste  Anzahl  Stimmen  erhalten  hat.  Nach 
jeder  derartigen  Stimmen  Überführung  werden 
die  Stimmen  für  jeden  übrigen  Kandidaten  aufs 
neue  summiert.  Wenn  es  keinen  Kandidaten 
mehr  giebt,  dessen  Stimmensumme  die  bestimmte 
Zahl  nicht  erreicht,  werden  die  übrigen  als  ge- 
wählt erklärt,  ein  jeder  mit  der  Anzahl  Stimmen, 
die  er  erhalten,  sei  es  direkt  oder  durch  Stim- 
menüberweisung.« 

Um  diese  VVahlmethode  und  zwar  besonders  die  letzte  Regel 
zu  veranschaulichen,  habe  ich  die  Tabelle  auf  S.  603  aufgestellt  — 
das  Wahlprotokoll  der  neuen  Methode.  Ich  habe  hier  angenommen, 
dass  jeder  Wähler  6  Stimmen  besitzt,  sowie  dass  3000  Stimmen 
erforderlich  sind ,  wenn  die  Wahl  eines  Kandidaten  Gültigkeit 
haben  soll.  Ich  brauche  nicht  zu  sagen,  dass  mein  Beispiel  nur 
als  schematisch  aufzufassen  ist,  da  ich  nur  mein  Augenmerk  dar- 
auf gerichtet  habe ,    alle  vorkommenden  Fälle  zu  exemplifizieren. 

In  der  am  weitesten  nach  links  befindlichen  Kolumne  finden 
wir  die  Anzahl  Listen  jeder  besonderen  Type.  Die  oberste  Reihe 
enthält  die  Namen  der  einzelnen  Kandidaten.  In  den  entspre- 
chenden Kolumnen  stehen  die  Stimmenzahlen,  die  jeder  Kandidat 
erhalten. 

Die  erste  und  grösste  Partei  hat  ihre  Stimmen  an  6  Kandi- 
daten abgegeben ;  da  jeder  Wähler  6  Stimmen  hat ,  hat  er  also 
jedem  Kandidaten  eine  Stimme  gegeben.     Indessen  ist  die  Partei 


Volksrepräsentatioi 

und 

Besteuerung. 

603 

A 

B 

C 

D|E 

F 

G 

H 

I 

^ 

K 

L 

M       N       0 

P 

Q      R 

s 

I500|i  5001500 

1500  1500  I  500 

1500 

1 300  1 300 

2050 

1300 

I  300 

1 300  I  300 

1300 

2050 

2050 

2050 

2050 

2050 

2050 

16001(3200 

3200 

3200 

910} 

2730 

2730 

505! 

3030 

50 

100 

100 

100 

20 

20 

20 

80 

10 

20     20 

20 

so! 

100 

100 

100 

300 

1800 

15 

90 

45  i 

90 

90 

90 

6000 

2900 

2900 

2800 

2800 

1500 

2090 

2160 

2160 

2140 

2070 

2050 

4600 

3200I2930 

2920 

3030 

80 

1800 

40 

40 

— 

300 

300 

300 
50 

300 

300 

410 

615 
60 

410 

615 

410 
615 

410 
615 

410 

- 

2730 
50 

1 

— 

[6300 

3200 

3250,3100 

3100 

3215 

3185 

3185 

I3165 

4600 

3200I571C 

3030: 

über  den  sechsten  Kandidaten  nicht  einig  geworden,   demzufolge 

sie  mit  zwei  besonderen  Listen  auftritt,   von  denen  die  eine   1 500, 

die    andere    1300    Anhänger    zählt.     Zusammen    zählt    die    Partei 

2800  Anhänger  und  kann  also,  auch  wenn  sie  ganz  einig  ist,  sich 

nicht  auf  6  Stellen  Rechnung  machen,  sie  hat  also  ihre  Stimmen 

an  zu  viele  Kandidaten  abgegeben,  was  indessen,    wie  wir  sehen 

werden,  der  Partei  nicht  den  geringsten  Verlust  verursacht. 

Die    dritte    Liste    zählt    2050    Anhänger.     Sie    umfasst    auch 

6  Kandidaten,  was  offenbar  zu  viel  ist.    Die  Partei  verfügt  ja  über 

6  X  2050  Stimmen ;  wird  diese  Anzahl  Stimmen  auf  4  Kandidaten 

verteilt,    erhält  jeder    3075  Stimmen.     Also    ist    diese  Partei    im 

Stande,  4  Kandidaten  durchzubringen.     Da  es  aber  schwierig  ist, 

6  Stimmen  auf   4  Kandidaten    zu  verteilen ,    thut  die  Partei  klug 

daran,  wenn  sie  6  Kandidaten  ihre  Stimmen  giebt,  sofern  sie  sich 

nicht    möglicherweise    mit    3    begnügen    will.     Die    Wahlmethode 

wählt  selbst  4  von    den  Kandidaten    der  Partei  aus    und    verteilt 

unter  dieselben  die  ganze  Stimmenzahl  der  Partei. 

Die  vierte  Liste  enthält  nur  3  Kandidaten  ;  jedem  von  ihnen 

fallen  also  2  Stimmen  von  jedem  Stimmzettel  zu  und  da  die  Partei 
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und  kann  unmittelbar  gewählt  werden.  Diese  Partei  hat  übrigens 
einen  Kandidaten  A  mit  der  ersten  gemeinsam. 

Die  nächste  Partei  teilt  sich  in  zwei  Kandidaten,  giebt  einem 
jeden  von  ihnen  3  Stimmen.  Die  Partei  ist  aber,  wie  wir  sehen, 
zu  klein,  sie  kann  nicht  mehr  als  einen  Kandidaten  durchbringen. 
Ferner  haben  wir  eine  Gruppe,  die  sich  um  einen  einzigen  Kandi- 
daten vereinigt,  der  also  die  gesammelte  Stimmenzahl  der  Gruppe 
6  X  505  =  3030  erhält  und  gewählt  wird. 

Ausserdem  haben  wir  noch  einzelne  Stimmen  von  verschie- 
denen Arten ;  eine  Gruppe  von  20  Wählern  hat  eine  Stimme  für 
G,  eine  für  K  und  4  für  R  abgegeben.  Die  Bedeutung  der  Zif- 
fern dürfte  übrigens  keine  nähere  Erklärung  erfordern. 

Nachdem  man  wie  gewöhnlich  die  Stimmenzettel  verlesen 
und  dieses  Wahlprotokoll  notiert  hat ,  sind  zuerst  die  Stimmen 
jedes  Kandidaten  zu  summieren.  Darauf  beginnt  man  mit  dem 
Kandidaten,  der  die  geringste  Anzahl  Stimmen  erhalten  hat.  Dies 
ist  R.  Da  er  nicht  mehr  als  80  Stimmen  hat,  kann  er  nicht  ge- 
wählt werden.  Seine  Stimmen  sollen  also  zu  gleichen  Teilen  auf 
die  auf  seinem  Stimmzettel  stehenden  übrigen  Kandidaten  G  und 
K  verteilt  werden.  Diese  sind  2  und  erhalten  also  je  40  Stimmen 
mehr.  Dies  wird  unten  angemerkt  ;  ein  Strich  unter  R's  Kolumne 
zeigt,  dass  seine  Stimmen  überwiesen  worden  sind,  dass  er  also 
nicht  gewählt  ist. 

Auf  diese  Weise  fährt  man  nun  fort.  Der  nächstfolgende 
Kandidat  ist  F.  Seine  1500  Stimmen  werden  zu  gleichen  Teilen 
auf  A,  B,  C,  D  und  E  verteilt.  Ferner  haben  wir  S.  Er  kann 
nicht  gewählt  werden  und  seine  Stimmen  können  auch  keinem 
Anderen  zu  gute  kommen,  da  er  auf  den  Wahlzetteln,  die  seinen 
Namen  enthalten,  allein  ist.  L's  Stimmen  werden  gleichmässig 
unter  G,  H,  I,  J  und  K  verteilt.  Trotzdem  hat  K  doch  eine  un- 
zulängliche Stimmenzahl ;  seine  eigenen  2050  Stimmen,  sowie  die 
410,  die  er  von  L  geerbt,  werden  jetzt  auf  G,  H,  I,  und  J  verteilt, 
wodurch  jeder  von  ihnen  noch  61 5  Stimmen  erhält.  Die  40  Stimmen, 
die  er  von  R  geerbt,  sollen  aber  alle  auf  G  übertragen  werden ; 
so  auch  die  20  Stimmen ,  die  er  von  Anfang  an  auf  denselben 
Stimmzetteln  erhalten.     Also  bekommt  G  noch  60  Stimmen. 

Nun  kommt  die  Reihe  an  P.  Seine  2730  Stimmen  gehen  alle  auf 
O  über.  Dagegen  hat  er  100  Stimmen,  die  unter  O  und  C  geteilt 
werden,  sowie  90  Stimmen,    die  nicht   zur  Anwendung  kommen. 

Hiermit  nun  ist  der  Prozess  zu  Ende.     Eine  Summieruiig  der 
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Stimmen  zeigt  nämlich,  dass  die  übrigen  Kandidaten  jeder  an  und 
für  sich  Stimmen  genug  bekommen  hatten,  um  gewählt  zu  sein. 
Diese  Stimmenzahl  wird  in  der  untersten  Reihe  notiert  und  jeder 
Gewählte  wird  als  mit  der  Stimmenzahl  gewählt  erklärt,  die  ihm 
zukommt. 

Die  Operationen,  die  hier  vorausgesetzt  werden,  sind  von  der 
Beschaffenheit ,  dass  jeder ,  der  überhaupt  lesen  und  schreiben 
kann,  sie  muss  lernen  können.  Auch  erfordert  die  Ausrechnung 
der  Wahl  keine  längere  Zeit.  In  Bezug  auf  einfache  Technik 
dürfte  also  unsere  Methode  auch  weitgehenden  Forderungen  Ge- 
nüge leisten. 

Es  erübrigt  uns  jetzt  nur  noch,  unsere  Prinzipien  und  die 
Resultate,  zu  denen  sie  führen,  etwas  näher  zu  erörtern. 

5.  Nähere  Erörterung  der  Lösung. 

Man  stellt  oft  die  Begriffe  »un vertreten«  und  »nicht  stimm- 
berechtigt« zusammen.  Wie  falsch  ist  dies  jedoch  !  Infolge  dieser 
Fiktion  haben  die  demokratischen  Bestrebungen  sich  wesentlich 
auf  das  sog.  allgemeine  Stimmrecht  gerichtet.  Allgemeines  Stimm- 
recht ist  an  und  für  sich  ein  Vertretungsrecht  nur  für  einen  Bruch- 
teil der  Bevölkerung. 

Es  giebt  zweierlei  Gründe  für  einen  Stimmberechtigten,  sich 
nicht  an  einer  gewöhnlichen  Abgeordnetenwahl  zu  beteiligen :  ent- 
weder »mein  Kandidat  wird  ohne  meine  Stimme  gewählt«,  oder 
»er  wird  auf  alle  Fälle  nicht  gewählt«.  Der  erste  Grund  giebt 
dem  Missverhältnis  Ausdruck,  dass  die  Stimmen,  die  ein  Kandidat 
ausser  der  notwendigen  Anzahl  erhält,  von  keinem  Nutzen  sind. 
Der  zweite  ist  eine  Folge  des  Widersinns,  dass  auf  die  Minder- 
zahl der  Stimmen  keine  Rücksicht  genommen  wird.  Diese  beiden 
Umstände  machen  die  Zahl  derer,  die  wirklich  etwas  bei  einer 
Wahl  gewinnen ,  zu  einem  Bruchteil  der  Anzahl ,  die  daran  teil- 
nimmt, und  selbstverständlich  zu  einem  noch  geringeren  Bruchteil 
der  Zahl  der  Stimmberechtigten. 

Dem  letzteren  dieser  Mängel  kann  einigermassen  abgeholfen 
werden  durch  irgend  eine  der  Methoden,  die  man  vorgeschlagen 
hat,  um  das  Recht  der  Minderzahl  zu  wahren.  Bis  jetzt  aber  hat 
noch  keine  Wahlmethode  es  verstanden ,  dem  Kandidaten, 
der  auf  seinen  Namen  verschiedene  politische 
Gruppen  vereinigt  und  hunderte  von  Stimmen  mehr  als  viele 
der  übrigen  Gewählten  bekommen   hat ,    einen    dem    entspre- 
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chenden  grösseren  Einfluss  zu  sichern.  Dieser  äus- 
serst bedenkliche  und  meines  Wissens  bisher  völ- 
lig unbeachtete  Fehler  der  gebräuchlichen  WahJmethoden  ist 
es,  dem  ich  abhelfen  will  durch  die  Bestimmung,  dass  jedem  Ver- 
treter die  Anzahl  Stimmen,  die  er  bei  der  Wahl  erhalten  hat,  zu 
gute  kommen  sollen,  und  dass  er  mit  dieser  Anzahl  Stim- 
men an  den  Abstimmungen  in  der  Volksvertretung 
teilnehmen  soll. 

Dieses  Prinzip  liefert  einen  neuen  Beitrag  zur  Lösung  des 
Problems  von  einer  proportionalen  Volksvertretung,  Denn  inso- 
fern als  die  Wähler  sich  in  Gruppen  vereinigen,  die  gross  genug 
sind,  wenigstens  einen  Kandidaten  durchzubringen,  ist  die  Macht- 
stellung in  der  Volksvertretung  völlig  dieselbe,  wie  bei  einer  Volks- 
abstimmung, wo  jeder  Wähler  sich  direkt  aussprechen  kann.  Wei- 
ter kann  man  nicht  gelangen. 

Der  Gesichtspunkt  aber,  auf  den  ich  besonders  aufmerksam 
machen  will,  ist  die  relative  Anzahl  nützlicher  Stimmen,  wie  ich 
sie  nennen  möchte.  Die  Quote  zwischen  der  Anzahl  Stimmen, 
die  von  den  Gewählten  vertreten  werden  und  der  Anzahl  Wahl- 
berechtigter scheint  mir  ein  besonders  gutes  Kriterium  für  die 
Tauglicheit  einer  Wahlmethode  zu  sein. 

In  dieser  Hinsicht  liefern  die  gewöhnlichen  Methoden  wirk- 
lich entmutigende  Resultate.  Betrachten  wir  die  Wahlen  in  Frank- 
reich i88i  ,  die  arrondissementsweise  stattfanden^).  Die  Mittel- 
zahl von  »abstentions«  für  das  ganze  Land  war  31.3  Proz. ;  die 
Mittelzahl  von  geschlagenen  Stimmen  war  23.7  Proz.  Von  loo 
Stimmberechtigten  werden  also  nur  45  vertreten.  Im  Jahre  1886 
wurde  die  Listenwahlmethode  angewandt:  23  Proz.  der  Stimm- 
berechtigten enthielten  sich  der  Wahl,  33.13  Proz.  wurden  ge- 
schlagen und  43.7  Proz.  wurden  vertreten  Die  Gewählten  ver- 
traten also  in  beiden  Fällen  eine  Minderzahl  der  Stimmberechtig- 
ten. Bei  Listenwahlen  ist  natürlich  die  Anzahl  geschlagener  Stim- 
men bedeutend  grösser  als  bei  Arrondissementswahlen.  Dies  darf 
jedoch  nicht  ganz  den  Arrondissementswahlen  zu  gute  geschrieben 
werden,  denn  es  ist  klar,  dass  wenn  nur  eine  Person  gewählt 
werden  soll,  der  Ausgang  leichter  vorauszusehen  ist  und  die  Mi- 
norität enthält  sich  dann  mehr  des  Abstimmens.  Dies  geht  auch 
deutlich  aus  den  Ziffern    hervor  und  in  den    schliesslichen  Resul- 


I)  Ich  benutze  die  Ziffern,   die  von   Mr.    Turquan  zusammengestellt  sind  in   »La 
representation  proportionelle«,  Paris  F.  Pichon  1888. 
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taten  giebt  es  in  beiden  Fällen  keinen  nennenswerten  Unterschied. 

Und  diese  Resultate  sind  nicht  eigentümlich  ftir  Frankreich : 
es  ist  eine  allgemeine  Thatsache,  dass  die  vertretenden  Versamm- 
lungen der  Jetztzeit  oft  nur  eine  Minderzahl  der  Stimmberechtig- 
ten vertreten.  Und  wenn  dies  wahr  ist ,  wenn  es  die  Volksver- 
tretung im  ganzen  gilt,  wie  viel  schärfer  muss  dann  diese  Wahr- 
heit hervortreten,  wenn  man  bedenkt,  dass  eine  Majorität  in  der 
Vertretung  es  ist,  die  de  facto  regiert. 

Man  hat  versucht,  eine  hohe  Quote  von  nützlichen  Stimmen 
zu  bewirken,  indem  man  eine  absolute  Majorität  vorschreibt,  die 
man  durch  Nachwahl  zu  sichern  sucht.  Ich  will  hier  keine  Worte 
vergeuden  über  die  Kritik  einer  Methode,  die  gründlich  verurteilt 
worden  ist  lange  ehe  sie  eine  grössere  Rolle  spielen  konnte ;  son- 
dern ich  möchte  in  dieser  Hinsicht  auf  Condorcet:  »Projet  de  Con- 
stitution Frangaise«  hinweisen. 

Nur  darauf  will  ich  in  diesem  Zusammenhang  aufmerksam 
machen,  dass  wenn  es  auch  auf  diese  Weise  gelingt ,  hübschere 
Ziffern  zu  erreichen ,  so  ist  dies  nur  ein  scheinbarer  F'ortschritt, 
der  dadurch  gewonnen  ist,  dass  man  Wähler  zwingt,  eine  Person 
zu  wählen ,  die  niemals  deren  Stimmen  bekommen  hätte ,  wenn 
es  sich  nicht  darum  gehandelt  hätte,  ein  in  ihren  Augen  noch 
schlechteres  Wahlresultat  zu  verhindern.  Ich  bin  demnach  der 
Meinung,  dass  hiebei  die  höhere  Anzahl  nützlicher 
Stimmen  nur  auf  Kosten  einer  Qualitätsverschlech- 
terung erreicht  wird:  der  Gewählte  kann  nicht  in  demselben 
Grade  wie  vorher  als  Vertreter  seiner  Wähler  betrachtet  werden. 

Die  verschiedenen  Methoden,  die  man  vorgeschlagen  hat,  um 
das  Recht  der  Minderzahl  zu  wahren,  sind  natürlich  geeignet,  die 
Anzahl  nützlich  angewandter  Stimmen  wesentlich  zu  erhöhen,  ein 
Ziel,  das  indessen  unendlich  viel  vollkommener  durch  die  vor- 
liegende Methode  für  die  Bildung  der  Volksvertretung  gewonnen 
wird.  Denn  diese  Volksvertretung  giebt  so  weit  möglich  jede  ab- 
gegebene Stimme  zurück.  Dies  ist  nicht  nur  eine  unumgängliche 
Voraussetzung  zu  einer  wirklichen  Proportion ,  sondern  auch  ein 
an  und  für  sich  bedeutender  Vorteil.  Welch  ganz  andere  Leb- 
haftigkeit und  Beteiligung  an  den  Wahlen  wird  nicht  stattfinden, 
wenn  die  Minorität  Aussicht  hat,  vertreten  zu  werden,  und  wenn 
die  Wähler  wissen,  dass  jede  Stimme,  die  ihr  Kandidat  ausser 
der  zu  seiner  Wahl  erforderlichen  Stimmenzahl  erhält ,  ein  Mehr 
ist  in  seiner  Machtstellung  innerhalb  der  Volksvertretung! 
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Aber,  wendet  jemand  ein,  Vertreter  mit  verschiedener  Macht 
einzuführen ,  kann  bewirken  ,  dass  eine  einzige  Person  einen  ge- 
radezu dominierenden  Einfluss  erhält,  was  zu  gewissen  Zeiten, 
wie  z.  B.  zur  Zeit  des  Boulangismus  in  Frankreich,  mehr  als  be- 
denklich sein  kann.  Diese  Anmerkung  ist  richtig,  wenn  man  ge- 
meinsame Wahlen  für  das  ganze  Land  oder  sonst  sehr  grosse 
Wahlkreise  hat.  Es  ist  daher  noch  eine  Veranlassung  ausser 
denen,  die  ich  vorher  hervorgehoben,  eine  Wahlkreiseintei- 
1  u  n  g   anzuwenden. 

Wie  soll  nun  diese  Einteilung  gemacht  werden  ?  Die  Ant- 
wort hängt  natürlich  von  den  Verhältnissen  ab.  Das  leitende 
Prinzip  ist,  dass  die  Wahlkreise  natürlich  begrenzte  Gebiete  sind, 
so  dass  man  eine  grosse  Personalkenntnis  sowohl  unter  den  Wäh- 
lern selbst  als  auch  in  Bezug  auf  die  Kandidaten  voraussetzen 
kann.  Die  verhältnismässige  Grösse  der  Wahlkreise  ist  von  unter- 
geordneter Bedeutung,  doch  darf  selbstverständlich  keiner  so  klein 
sein,  dass  die  wichtigeren  Parteien  ausser  stände  gesetzt  werden, 
Vertreter  zu  wählen.  In  Frankreich  z.  B.  könnten  die  Departe- 
ments füglich  als  Wahlkreise  angewandt  werden.  Man  könnte, 
wie  in  unserem  Beispiel ,  jedem  Wähler  6  Stimmen  zuerteilen. 
Wenn  man  für  ganz  Frankreich  5  Millionen  Teilnehmer  an  der 
Wahl  berechnet ,  würde  man  folglich  eine  Stimmensumme  von 
6x5  Millionen  =  30  Millionen  haben.  Fordert  man  dann 
50  000  Stimmen,  damit  ein  Kandidat  als  gewählt  erachtet  werden 
soll,  so  würde  das  Parlament  aus  höchstens  600  Mitgliedern  be- 
stehen. Da  indessen  mancher  Gewählte  eine  weit  grössere  An- 
zahl Stimmen  auf  sich  vereinigen  würde ,  könnte  es  natürlicher- 
weise eintreffen ,  dass  die  Anzahl  der  Vertreter  eine  viel  ge- 
ringere würde. 

Nach  unserem  zweiten  Prinzip  soll  die  zur  Wahl  eines  Kandi- 
daten erforderliche  kleinste  Stimmenzahl  im  ganzen  Lande  die 
gleiche  sein.  Man  kann  sich  nun  diese  Ziffer  auf  zweierlei  Weise 
bestimmt  denken:  entweder  vor  oder  nach  der  Wahl.  Sie  im 
voraus  zu  bestimmen ,  ist  natürlich  das  Einfachste.  Man  könnte 
einwenden,  dass  in  diesem  Falle  die  Kammer  viel  zu  klein  wer- 
den könnte.  Hierauf  will  ich  antworten,  dass  bei  einer  Wahl  ge- 
wöhnlich eigentlich  die  Anzahl  der  Teilnehmer  abzuwechseln 
pflegt;  diese  Abwechslung  wirkt  aber  bei  unserer  Methode  an  und 
für  sich  weniger  auf  die  Anzahl  der  Gewählten  als  auf  die  An- 
zahl   der  Stimmen,    die  den    betreffenden  Vertretern    zukommen. 
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Die  Anzahl  der  Vertreter  wird  wesentlich  durch  andere  Faktoren 
bestimmt,  sowie  Vorrat  an  hervorragenden  Politikern  und  vor  allem 
durch  die  Parteiverteilung.  Aus  diesen  Gründen  glaube  ich,  dass 
die  Variationen  in  der  Anzahl  der  Vertreter,  die  entstehen  wür- 
den, thatsächlich  ohne  jede  praktische  Bedeutung  sein  würden. 

Man  kann  aber  auch  die  Wahlziffer  erst  nach  der  Wahl  be- 
stimmen, und  dann  kann  man  sie  ja  so  abpassen,  dass  man  eine 
angemessene  Anzahl  Vertreter  erhält.  Man  kann  z.  B.  die  Forde- 
rung aufstellen ,  dass  das  Abgeordnetenhaus  zwischen  500  und 
600  Mitglieder  haben  soll.  Ferner  bestimmt  man  50000  Stimmen 
als  eine  normale  Wahlziffer.  Zeigt  es  sich  nun  nach  der  Wahl, 
dass  das  Haus  aus  mehr  als  600  Mitgliedern  bestehen  würde,  so 
erhöht  man  die  Wahlziffer  successive  auf  51  000,  52000  u.  s.  w. 
bis  die  Anzahl  der  Gewählten  unter  600  beträgt.  Hat  hingegen 
unter  Anwendung  der  normalen  Wahlziffer  das  Haus  weniger  als 
500  Mitglieder  erhalten ,  so  senkt  man  die  Wahlziffer  allmählich 
zu  49000,  48000  u.  s.  w.  herab,  bis  eine  hinlängliche  Anzahl 
gewählt  worden  sind. 

Zur  Ausführung  dieser  Operation  brauchte  man  natürlicher- 
weise ein  Zentralbureau  in  der  Hauptstadt,  zu  welchem  die  Wahl- 
protokolle eingesandt  werden.  Im  übrigen  ist  indessen  die  ganze 
Berechnung  besonders  einfach  und  für  jeden  leicht  zu  kontrollieren. 

Unser  drittes  Prinzip  erlaubt  dem  Wähler,  nach  Belieben  die 
Stimmen  zu  verteilen,  die  ihm  zukommen.  Jetzt  gebräuchlichen 
Bestimmungen  gemäss  ist  hingegen  der  Wähler  verpflichtet,  der 
für  den  Kreis  im  voraus  bestimmten  Anzahl  Kandidaten  seine 
Stimmen  zu  geben. 

Wenn  es  nun  aber  nicht  mehr  als  5  passende  Kandidaten 
giebt  und  man  gezwungen  ist,  20  zu  wählen.?  Wie  fängt  man  es 
dann  an.?  Ja,  dann  füllt  man  die  leeren  Plätze  mit  Nullen  aus, 
mit  Namen,  die  die  Wähler  gar  nicht  kennen,  denen  sie  aber  ihre 
Stimmen  geben  müssen,  damit  die  Liste  voll  werde  und  natürlich 
auch  um  den  wirklichen  Ziffern  ihren  rechten  Wert  zu  geben  — 
oder  um  deutlich  zu  sprechen  —  die  wirklichen  Vertreter  mit 
einer  Schar  stimmender  Trabanten  zu  versehen.  Daher  alle  diese 
Stimmenschienen  und  all  dieser  Parteiführerübermut,  der  einen  der 
hervorragendsten  Züge  der  Nationalversammlungen  der  Jetztzeit 
ausmacht. 

Ein  anderes  Ergebnis  dieser  künstlichen  Einschränkungen  in 
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der  Freiheit  der  Wahl  ist  der  unnatürUche  Kompromiss  zwischen 
ganz  verschiedenen  Parteien.  Wenn  eine  Partei  stark  genug  ist, 
3  Kandidaten  aufzustellen,  die  Wahl  aber  5  umfassen  soll,  so  muss 
sich  die  Partei  einen  Bundesgenossen  suchen,  der  selbst  2  Kan- 
didaten durchbringen  kann.  Anderenfalls  erhält  die  Partei  nicht 
einen  einzigen  Vertreter.  Wenn  die  erste  Partei  600  Anhänger 
hat,  so  muss  die  zweite  mit  Recht  400  haben,  jeder  Wähler  hat 
5  Stimmen.  Der  Kompromiss  besteht  dann  darin,  dass  die  erste 
Partei  der  zweiten  2  X  600  Stimm.en  giebt ,  die  zweite  giebt  als 
Wiedervergeltung  3  X  400  Stimmen. 

Nun  fragt  es  sich :  wozu  soll  dieses  wunderliche  Manöver 
dienen }  Ist  es  nicht  viel  natürlicher ,  dass  die  erste  Partei  alle 
ihre  3000  Stimmen  behält  und  sie  direkt  ihren  eigenen  Kandidaten 
giebt,  so  dass  deren  Wahl  gesichert  wird,  und  gleichzeitig  die  zweite 
Partei    mit    ihren    2000    Stimmen    ihre    Kandidaten    durchbringt  ? 

Natürlicherweise  ist  eine  Vereinigung  zwischen  gewissen  nahe- 
stehenden Gruppen  von  Wählern  wünschenswert  —  ja  in  der 
That  eine  unumgängliche  Voraussetzung,  damit  eine  Wahl  über- 
haupt zustande  kommt.  Vereinigungen  obengenannter  Art  sind 
aber  und  bleiben  stets  eine  Unnatürlichkeit ,  die  in  den  willkür- 
lichen Bestimmungen  einer  veralteten  Wahlmethode  wurzelt,  ja, 
sogar  eine  direkte  Folge  davon  ist. 

Aber  nicht  genug  damit,  dass  derartige  Kompromisse  unnütz 
sind ,  sie  sind  direkt  schädlich,  sie  wirken  herabsetzend  auf  das 
politische  Leben  und  haben  mehr  als  irgend  ein  anderer  Umstand 
zu  dem  geringen  Ansehen  beigetragen,  das  den  Wahlbewegungen 
und  deren  Führern  gewöhnlich  zuteil  wird. 

Ein  moderner  Wahlstreit  besteht  bekanntlich  darin,  dass  die 
streitenden  Parteien  auf  alle  Weise  die  Kandidaten  ihrer  Gegner 
heruntersetzen.  Die  Absicht  dieser  Taktik  ist  offenbar,  dass  diese 
Kandidaten  nicht  gewählt  werden  sollen  ,  was  ja  hinwieder  eine 
notwendige  Voraussetzung  ist,  damit  die  eigenen  Kandidaten  der 
Partei  gewählt  werden.  Unter  den  hier  dargestellten  Formen 
wird  die  Wahl  einen  anderen  und  hoffentlich  mehr  zivilisierten 
Charakter  annehmen.  Die  wenigen  Stimmen,  die  man  durch  die 
gewöhnliche  Schwärzungstaktik  zu  gewinnen  hoffen  kann,  wirkt 
nicht  länger  wesentlich  auf  den  Ausgang  der  Wahl,  Alle  bedeu- 
tenden Parteien  werden  ja  so  wie  so  ihre  Kandidaten  durchbringen. 
Das  wichtigste  wird  werden ,  diesen  so  viele  Stimmen  wie  mög- 
lich zu  verschaffen,    und  die  Wahltaktik    wird  also  wohl  wesent- 
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lieh  darauf  ausgehen,  im  voraus  so  viele  Gesinnungsgenossen  wie 
möglich  zu  vermögen,  an  der  Wahl  teilzunehmen. 

Wir  haben  als  einen  charakteristischen  Zug  der  alten  Stände- 
vertretung angeführt,  dass  die  Verteilung  der  Macht  unter  den 
verschiedenen  Volksklassen  von  der  Anzahl  ihrer  Vertreter 
unabhängig  war.  Dies  ist  auch,  wie  wir  gesehen  haben,  ein  Grund- 
zug der  nun  vorgeschlagenen  Volksvertretungsform.  Der  Einfluss, 
den  eine  gewisse  Gruppe  der  Bevölkerung  in  der  Volksvertretung 
erlangen  kann,  ist  keineswegs  abhängig  von  der  Zahl  der  Volks- 
vertreter, den  diese  Gruppe  sich  verschaffen  kann ;  er  beruht  in 
erster  Linie  auf  der  Tauglichkeit  dieser  Vertreter. 

Die  Ständevertretung  gab  verschiedenen  Volksklassen  neben 
einander  Raum  und  wusste  nichts  von  den  exklusiven  Bestrebungen 
der  modernen  Wahltaktik.  Ich  habe  gesucht,  etwas  von  diesem 
zu  bewahren;  ich  habe  es  mir  zum  Ziel  gesetzt,  jeder  Gruppe 
Gelegenheit  zu  geben,  zu  ihrem  Rechte  zu  gelangen,  ohne  das 
Recht  anderer  mit  Füssen  zu  treten. 

Um  das  vierte  Prinzip  —  die  Ueberweisung  von  Stimmen 
von  einem  Kandidaten  auf  den  anderen  —  noch  deutlicher  zu 
erklären,  will  ich  auf  einen  Augenblick  zu  unserem  Wahlprotokoll 
zurückkehren.  Es  gab  zwei  Kandidaten,  die  fast  die  gleiche  An- 
zahl Stimmen  erhalten  hatten,  O  und  P.  Unsere  Regel  giebt  O 
den  Vortritt.  Dadurch  wird  dieser  mit  5710  Stimmen  gewählt. 
Untersuchen  wir ,  wie  es  gegangen  wäre ,  wenn  P  den  Vortritt 
erhalten  hätte.  Dann  wären  die  2710  Stimmen,  die  O  erhalten, 
auf  P  übergegangen;  ferner  würden  100  Stimmen  so  geteilt  wor- 
den sein,  dass  B  50  und  M  50  erhalten  hätte,  und  schliesslich 
100  Stimmen  ebenso  unter  C  und  P.  P  würde  also  mit  5700 
Stimmen  gewählt  worden  sein  —  gerade  10  Stimmen  weniger  als 
die  Anzahl,  mit  welcher  O  wirklich  gewählt  wurde. 

Auch  nach  diesem  Berechnungsgrund  hat  also  O  den  Vor- 
tritt vor  P,  und  zwar  einen  ebenso  grossen  Vortritt  wie  nach  dem 
vorigen.  Dieses  Ergebnis,  das  völlig  allgemein  ist,  scheint  mir 
eine  entscheidende  Probe  von  der  Tauglichkeit  unserer  Regel. 
Ich  will  darauf  aufmerksam  machen,  dass  die  Stimmenüberwei- 
sungen, die  in  der  Nare'schen  Methode  und  in  mit  derselben  ver- 
wandten Methoden  vorkommen,  diese  Probe  nicht  bestehen. 

Eine  andere  Probe  von  der  Haltbarkeit  der  Methode  ist,  dass, 
wenn  man  die  Wahlzififer  senkt,  ganz  dieselben  Personen  wie  vor- 
her gewählt  werden,  und  möglicherweise  noch  einige,   was  natür- 
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lieh  eine  unumgängliche  Forderung  an  eine  vernünftige  Wahl- 
methode ist. 

Zuletzt  eine  Frage  von  mehr  technischer  Natur :  Wie  soll  man 
Abstimmungen  in  einer  Volksvertretung  vornehmen  können,  wenn 
jedes  Mitglied  seine  besondere  Anzahl  Stimmen  hat?  Natürlich 
kann  man  dies  auf  die  gewöhnliche  Art  und  Weise  thun,  sodass 
die  verschiedenen  Stimmen  notiert  und  gezählt  werden.  Diese 
Methode  verursacht  jedoch  vielen  Zeitverlust.  Die  Abstimmung 
kann  mit  Hilfe  von  Rechenmaschinen  und  dergleichen  wesentlich 
erleichtert  werden.  Sie  kann  auch  so  unternommen  werden,  dass 
jeder  Vertreter  auf  den  einen  oder  den  anderen  von  zwei  auf 
seinem  Tische  angebrachten  elektrischen  Knöpfen  drückt.  Die 
Summierung  der  Stimmen  kann  alsdann  mit  gebührender  Rück- 
sicht auf  die  verschiedene  Anzahl  Stimmen  der  Vertreter  von 
einer  zu  diesem  Zwecke  konstruierten  Maschine,  die  den  Ausgang 
der  Abstimmung  automatisch  angiebt,  augenblicklich  vollzogen 
werden.  Der  Kontrolle  halber  kann  man  ja  auch  die  Maschine 
die  ganze  Abstimmung  drucken  lassen,  so  dass  jeder  untersuchen 
kann,  ob  die  Maschine  richtig  funktioniert  hat.  Die  Konstruktion 
eines  derartigen  Apparates  bietet  der  modernen  Technik  keine 
Schwierigkeiten,  und  es  ist  eine  Schande,  dass  beschliessende  Ver- 
sammlungen noch  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  ihre  kostbare 
Zeit  damit  verschwenden  müssen,  rund  um  die  Wahlurne  zu  stie- 
feln und  Stimmzettel  zu  zählen. 

Man  kann  auch  —  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  —  die 
Stimmen  wägen:  jeder  Vertreter  hat  eine  silberne  Kugel,  die  so 
viele  Milligramm  wiegt,  wie  seine  Anzahl  Stimmen  angiebt.  Man 
hat  ausserdem  eine  Wage  mit  zwei  Schalen,  eine  für  »Ja«  und 
eine  für  »Nein«.  Wenn  man  will,  kann  man  auf  optischem  Wege 
die  Wagezunge  an  eine  Wand  projizieren ,  so  dass  die  Kammer 
die  Bewegungen  der  Wage  während  der  Abstimmung  beobachten 
kann.  Eine  derartige  Abstimmung  wäre  wenigstens  interessanter 
zu  verfolgen  als  das  gebräuchliche  Verlesen  von  »Ja«   und  »Nein«. 


II.   Kritische  Bemerkungen. 

Wir  haben  von  Anfang  an  die  beiden  Fragen  aufgestellt :  von 
wem  und  in  welcher  Form  soll  das  Recht  der  Besteueruug  aus- 
geübt werden,  damit  man  einer  gerechten  Steuerverteilung  sicher 
sei.?     Wir    haben   nun  die    erste    beantwortet:    die  Besteuerungs- 
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funktion  soll  einer  Volksvertretung  übertragen  werden,  die  alle 
Klassen  der  Bevölkerung  vertritt;  und  wir  haben  die  konstitutio- 
nellen Formen  angegeben,  die  unter  allen  Verhältnissen  uns  eine 
so  beschaffene  Vertretung  sichern. 

Es  erübrigt  uns,  die  Formen  für  die  Steuerbeschlüsse  dieser 
Vertretung  zu  bestimmen.  Zu  diesem  Zwecke  wird  es  jedoch 
notwendig  sein,  tiefer  in  die  Natur  der  Steuern  einzudringen  und 
zu  versuchen,  die  Frage  zu  beantworten :  was  ist  unter  einer  ge- 
rechten Steuer  zu  verstehen .? 

Auf  diese  Frage  wurden  stets  und  werden  noch  immer  die 
von  einander  abweichendsten  Antworten  gegeben,  die  sich  haupt- 
sächlich auf  den  allgemeinen  staatsrechtlichen  Standpunkt  des 
Beantworters  gründen. 

Von  diesen  verschiedenen  Standpunkten  können  wir  gleich 
zu  Anfang  einen  abfertigen ,  der  für  die  gegenwärtige  Unter- 
suchung ohne  allen  Wert  ist,  ich  meine  den  sozialistischen.  Der 
Zweck  einer  Steuer  ist  meines  Erachtens,  eine  Ausgabe  des  Staates 
zu  decken,  und  dieser  Zweck  ist  der  ausschliessliche.  Von  sozialisti- 
scher Seite  hat  man  indessen  in  die  Besteuerung  ein  Moment  von  Kon- 
fiskation einlegen  wollen,  man  hat  geltend  machen  wollen,  dass  die 
Steuern  ausser  ihrem  eigentlichen  Zweck  auch  der  Aufgabe  die- 
nen sollten,  die  schärfsten  ökonomischen  Gegensätze  auszugleichen. 

Ich  will  hier  die  Frage  nicht  erörtern,  ob  diese  letztere  Auf- 
gabe eine  derartige  ist,  dass  es  sich  empfiehlt,  dass  der  Staat  sie 
zu  seiner  eigenen  macht ;  aber  wenn  der  Staat  es  auch  thäte,  so 
hätte  er  damit  eine  ganz  neue  Funktion  übernommen ,  die  gar 
nichts  mit  der  Besteuerung  zu  thun  hat,  und  die  keineswegs  die 
Lösung  der  Steuerfrage  beeinflussen  darf.  Darum  meine  ich,  dass 
die  erwähnte  sozialistische  Forderung  in  diesem  Zusammenhang 
ausser  Rechnung  gelassen  werden  kann,  und  dass  Personen,  die 
zu  derselben  weit  entfernte  Standpunkte  einnehmen  ,  sich  doch 
um  einen  gemeinsamen  Ausgangspunkt  für  die  Behandlung  des 
reinen  Steuerproblems  einen  können. 

Unter  den  wissenschaftlichen  Schriftstellern,  die  einen  solchen 
Standpunkt  verfechten  ,  nimmt  Adolf  Wagner  den  ersten  Raum 
ein.  Laut  Wagner  beruht  die  Frage  von  der  Gerechtigkeit  eines 
Steuersystems  mit  Notwendigkeit  auf  der  Frage  von  der  Gerech- 
tigkeit der  ganzen  jetzigen  Besitzverteilung  und  des  jetzigen  pri- 
vatökonomischen Konkurrenzsystems.  Acceptiert  man  dieses  Sy- 
stem, dann  muss  man  auch  die  Besteuerung  so  einrichten,    dass 
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sie  in  keiner  Weise  die  relative  ökonomische  Stellung  verändert. 
Und  für  denjenigen,  der  sich  auf  diesen  Standpunkt  stellt,  giebt 
es  keinen  vernünftigen  Grund  für  die  modernen  Steuerreformen  wie 
progressive  Einkommensteuer ,  Abzug  eines  Existenzminimums 
u.  s.  w.  Dergleichen  Reformen  können  nur  durch  den,  wie  Wagner 
ihn  nennt,  sozial-politischen  Standpunkt  motiviert  werden,  der  die 
jetzige  ökonomische  Stellung  als  ungerecht  ansieht  und  der  ziel- 
bewusst  darnach  strebt,  durch  die  Besteuerung  diese  Stellung  all- 
mählich zu  verbessern. 

Es  scheint  mir,  dass  diese  Begründung  äusserst  gefährlich 
ist.  Wagfier  mag  noch  so  sehr  versuchen,  sich  von  den  Beschul- 
digungen der  Willkür  frei  zu  machen,  es  steht  doch  fest,  d;iss 
sein  sozialpolitischer  Standpunkt  eine  Willkür  zulässt ,  die  sich 
zwischen  den  Grenzen  für  eine  augenblickliche  Konfiskation  und 
Vermögensausgleichung  einerseits  und  einem  passiven  Widerstände 
gegen  eine  noch  weitere  Entwickelung  der  ökonomischen  Gegen- 
sätze andererseits  bewegt^). 

Soll  der  Besteuerungstheoretiker  gezwungen  sein ,  die  Ge- 
rechtigkeit des  bestehenden  volkswirtschaftlichen  Systemes  in  Be- 
tracht zu  ziehen  ,  so  muss  er  sich  also  an  die  für  sein  Problem 
sinnlose  Regel  binden ,  die  ökonomische  Stellung  relativ  unver- 
ändert zu  lassen,  oder  auch  muss  er  einen  Standpunkt  acceptieren, 
der  der  absurdesten  Willkür  Raum  giebt.  Deutlicher  kann  man 
nicht  darthun,  wie  unzweckmässig  es  ist,  mit  dem  Besteuerungs- 
problem Aufgaben  zu  kombinieren,  die  demselben  fern  stehen. 

Aber,  wendet  jemand  ein,  in  der  Praxis  macht  man  oft  eine 
derartige  Kombination.  Schon  wahr,  allein  das  ist  wohl  kein 
Grund,  weshalb  der  Mann  der  Wissenschaft  dasselbe  thun  sollte. 
Nehmen  wir  die  Erbschaftssteuer  als  ein  Beispiel.  Eine  massige 
Abgabe  für  eine  Erbschaft  kann  wohl  zu  den  Steuern  gezählt 
werden.  Wenn  aber  der  Staat  z.  B.  erklärt,  dass  das  Erbrecht 
sich  dergestalt  verändert  hat,  dass  der  Staat  überall  da,  wo  keine 
Leibeserben  vorhanden  sind,  als  alleiniger  Erbe  eintritt,  dann  kann 
dies  unmöglich  als  Besteuerung  betrachtet  werden ,  es  ist  ganz 
einfach  eine  veränderte  Auffassung  des  Eigentumsrechtes,  die  in 
der  Gesetzgebung  zum  Ausdruck  gebracht  worden  ist.  Man  kann 
zwar  darüber  diskutieren,  ob  diese  Veränderung  zweckmässig  ist ; 


i)  Dass  der  grosse  Gelehrte  auf  eine  bewunderungswürdige  Weise  es  verstanden 
hat,  seinen  Weg  zwischen  den  Extremen  zu  wählen,  macht  indessen  meines  Erachtens 
den  Standpunkt  selbst  nicht  haltbarer. 
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diese  Diskussion  fällt  aber  ganz  und  gar  ausserhalb  des  Bereiches 
unseres  Gegenstandes. 

Betrachten  wir  nun  das  reine  Steuerproblem,  so  können  wir 
bekanntlich  von  alters  her  zwei  Prinzipien  unterscheiden,  die  wir 
zunächst  als  das  »Interessenprinzip«  und  das  »Gleich-Opfer-Prin- 
zip«  bezeichnen  können.  Der  Gegensatz  zwischen  diesen  Prin- 
zipien hat  zuäusserst  seinen  Grund  in  einer  verschiedenen  staats- 
rechtlichen Auffassung. 

Die  Entstehung  des  Interessen-  oder  Bezahlungsprinzips  kann 
aus  der  alten  Kontraktstheorie  hergeleitet  werden  ,  laut  welcher 
das  Verhältnis  zwischen  dem  Mitbürger  und  dem  Staate  am  besten 
mit  einem  Kontrakt  zu  vergleichen  war:  der  Mitbürger  bezahlte 
so  und  so  viel,  der  Staat  lieferte  als  Ersatz  gewisse  Leistungen, 
damals  hauptsächlich  Schutz  für  den  betreffenden  Mitbürger. 

Seitdem  man  diese  etwas  krasse  Theorie  aufgegeben  hat,  ist 
dem  Interessenprinzip  eine  etwas  beschränktere  Rolle  zu  teil  ge- 
worden. Es  giebt  gewisse  Staatsausgaben,  die  selbstverständlich 
für  gewisse  Gruppen  der  Bevölkerung  von  grösserem  Interesse 
sind  und  der  Staat  kann  alsdann  verlangen,  dass  diese  Gruppen 
mehr  beitragen.  Diese  moderne  Form  der  Theorie,  die  ja  ohne 
Zweifel  etwas  dem  allgemeinen  Rechtsgefühl  Ansprechendes  be- 
sitzt, leidet  jedoch  noch  an  zwei  wesentlichen  Mängeln. 

Erstens  hat  man  nicht  angegeben,  unter  welchen  konstitutio- 
nellen Formen  man  eine  solche  Besteuerung  wird  verwirklichen 
können  ;  und  zweitens  fehlt  es  an  einem  zuverlässigen  Mass  für 
das  Interesse,  das  die  speziellen  Staatsausgaben  für  die  verschie- 
denen Gruppen  der  Bevölkerung  haben  können. 

Wir  wollen  nun  diese  Fragen  und  zwar  eine  jede  einzeln  für 
sich   erörtern. 

Es  ist  bezeichnend  für  die  Art  und  Weise,  wie  man  im  all- 
gemeinen Steuerfragen  behandelt,  dass  man  die  erste  Frage  ganz 
ausser  acht  gelassen ;  man  hat  sich  ganz  einfach  damit  begnügt, 
zu  sagen,  dass  der  Staat  höhere  Steuern  fordern  soll,  wo  höhere 
Interessen  es  motivieren.  Dass  in  einer  steuerbewilligenden  Volks- 
vertretung der  Schritt  von  »sollen«  zu  »handeln«  ein  sehr  langer 
ist,  hat  man  ganz  übersehen. 

Der  Erste,  der  meines  Wissens  die  Frage  etwas  vertieft  hat, 
ist    Wagner,    doch  nur  was    die  Kommunalbesteuerung  betrifft^). 

l)   Siehe  Finanzwissenscliaft,   Leipzig   i8So,   S.   346  u.  f. 
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Der  Staat  ist  noch  immer  die  hohe  Person ,  deren  Handlungen 
nicht  durch  Gesetze  reguliert  zu  werden  brauchen ;  in  der  Kom- 
mune aber  ist  es  notwendig,  »eine  methodische  Scheidung  der 
Ausgaben«  und  »eine  gesetzliche  Kombination  zwischen  gewissen 
Ausgabekategorieen  und  Steuerarten«  durchzuführen.  Und  weiter- 
hin :  »Um  gerade  hier  (in  der  Kommunalbesteuerung)  leicht  dro- 
hende Klassenkämpfe  oder  den  übermächtigen  Einfluss  einzelner 
Klassen  der  Bevölkerung  zu  vermeiden,  empfiehlt  es  sich,  gesetz- 
lich die  allgemeine  Regel  aufzustellen,  welche  Steuerarten  für 
die  einzelne  Ausgabekategorie  in  erster  Linie  zu  verwenden  und 
bis  zu  welcher  Maximalquote  diese  Ausgaben  eventuell  durch 
andere  Steuerarten   zu  decken  seien.« 

Hier  ist  also  die  Begründung  ganz  mit  dem  Gesichtspunkt 
übereinstimmend ,  der  dieser  Abhandlung  zu  Grunde  liegt.  In 
welcher  Hinsicht  ist  aber  die  Gefahr  eines  einseitigen  Klassen- 
einflusses grösser  bei  der  Kommunalbesteuerung  als  bei  der  Staats- 
besteuerung? A  priori  kann  man  keine  Veranlassung  dazu  ent- 
decken, und  richtet  man  sich  nach  der  Erfahrung,  so  zeigt  die- 
selbe, wenigstens  bei  uns  in  Schweden,  eher  das  Gegenteil.  Der 
Umstand  aber,  dass  Wagner  seine  Reformvorschläge  auf  die  Kom- 
munen beschränkt  hat,  hängt  wohl  nahe  zusammen  mit  dem  Mittel, 
das  er  zur  Anwendung  des  Interessenprinzipes  ergreifen  will :  eine 
im  voraus  gesetzlich,  d.  h.  durch  den  Staat  bestimmte  Regelung 
der  Kommunalbesteuerung. 

Versuchen  wir  es,  diese  Methode  auf  die  Staatsbesteuerung 
zu  überführen !  Gesetzlich  sollte  alsdann  eine  Kombination  zwi- 
schen Ausgabekategorieen  und  Steuerarten  festgestellt  werden ; 
welche  Garantie  würde  man  aber  dadurch  erzielen  ?  Wenn  ein 
einseitiges  Klasseninteresse  einen  Steuervorschlag  gegen  dieses 
Gesetz  durchsetzen  wollte,  bedürfte  es  ja  nur  des  kleinen  Um- 
weges, das  Gesetz  verändert  zu  bekommen.  Man  wendet  ein, 
dass  man  wenigstens  die  Einwilligung  der  Regierung  als  Sicher- 
heit haben  könnte  ;  wie  viel  Wert  hat  aber  die  Garantie  in  einem 
konstitutionellen  Staate,  wo  die  Regierung  im  allgemeinen  gerade 
die  Interessen  der  Majorität  der  Volksvertretung  vertritt  ?  Könnte 
man  denn  nicht  das  gedachte  Gesetz  in  der  Konstitution  fest- 
stellen? Unmöglich;  denn  ein  solches  Gesetz  würde  stetige  Aen- 
derungen  erfordern,  je  nachdem  sich  das  ökonomische  Leben 
entwickelte,  und  man  stösst  auf  die  oft  von  mir  hervorgehobene 
Schwierigkeit,  für  die  Veränderlichkeit  der  Konstitution  zu  sorgen. 
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Nichts  ist  gefährlicher,  als  der  Volksvertretung  oder  vielmehr 
deren  Majorität  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Beschrän- 
kung ihrer  eigenen  Machtsphäre  zu  überlassen. 

So  lange  man  das  Mittel  darin  sucht,  durch  das  Gesetz  Gren- 
zen zwischen  verschiedenen  Steuerarten  und  Ausgabekategorien 
zu  ziehen,  wird  man  nie  dem  Interessenprinzip  eine  wirksame 
Rolle  in  der  Staatsbesteuerung  einräumen  können.  Es  wird  sich 
einfach  als  unmöglich  erweisen,  jedesmal  mit  Sicherheit  bestimmen 
zu  können ,  zu  welcher  Kategorie  eine  neue  Steuer  oder  eine 
neue  Ausgabe  gehört.  Auch  in  der  Kommunalbesteuerung  wird 
diese  Schwierigkeit  eine  häufige  Anwendung  des  Prinzipes  un- 
möglich machen.  Wagtier  ist  selbst  gezwungen,  eine  Klasse  von 
Ausgaben  anzugeben,  die  er  als  zweifelhaft  bezeichnet.  Wir  fragen 
nur,  wer  soll  entscheiden,  welche  Ausgaben  als  zweifelhaft  anzu- 
sehen sind  ?  Sobald  Majorität  und  Minorität  darüber  uneins  sind, 
wohin  eine  Ausgabe  zu  zählen  ist,  dann  ist  sie  ja  schon  »zweifel- 
haft«. Und  dasselbe  gilt  ja  von  den  Steuern,  falls  der  Staat  nicht 
im  voraus  ihre  Form  völlig  fixiert  hat. 

Nichts  ist  so  beweglich  wie  das  ökonomische  Leben  und  das 
Problem  besteht  nicht  darin ,  einige  mehr  oder  minder  durch- 
dachte Steuerreformen  festzustellen ;  die  Aufgabe  ist  die,  derartige 
konstitutionelle  Formen  zu  finden  ,  die  durch  ihre  eigene  innere 
Mechanik  uns  Sicherheit  gewähren,  dass  die  Steuern,  die  künftig 
auferlegt  werden,  mit  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  überein- 
stimmen. Und  dieses  Problem  bleibt  sich  wesentlich  gleich,  ob 
von  einem  grösseren  oder  von  einem  kleineren  Gemeinwesen  die 
Rede  ist ;  ich  werde  daher  in  dem  Folgenden  die  Kommunalbe- 
steuerung nicht  besonders  erwähnen. 

Viel  weiter  ist  die  Frage  von  Kunt  Wickseil  in  seiner  Arbeit 
»Finanz-theoretische  Untersuchungen  nebst  Darstellung  und  Kritik 
des  Steuerwesens  Schwedens«  (Jena  1896)  geführt  worden  und 
man  kann  sagen,  dass  Wickseil  in  dieser  Arbeit  der  Interessen- 
theorie einen  gewissen  Abschluss  gegeben  hat.  Ich  will  suchen, 
sein  System  mit  einigen  Worten  zu  skizzieren. 

Die  Kombination  von  Ausgaben  und  Steuern  geschieht  auf 
die  Weise,  dass  bei  jedem  einzelnen  Ausgabenbeschluss  angege- 
ben wird,  welche  spezielle  Steuer  die  Mittel  zur  Deckung  der  resp. 
Ausgabe  liefern  soll.  Es  ist  dies  das  Ökonomische  Prinzip, 
das  der  Anschlagsfrage  einen  bestimmten  Sinn    giebt  und  einem 
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jeden  erlaubt  zu  beurteilen ,  in  welchem  Masse  eine  vorgeschla- 
gene Staatsausgabe  für  ihn  das  Interesse  besitzt,  dass  sie  dem 
ihm  von  der  vorgeschlagenen  Steuer  verursachten  Opfer  entspricht. 
Demnächst  haben  wir  das  konstitutionelle  Prinzip,  das  die 
Minorität  in  den  Stand  setzt,  sich  gegen  die  Uebergrifife  der  Majori- 
tät zu  verteidigen:  für  jeden  Steuerbeschluss  ist  eine  qualifizierte 
Majorität  erforderlich. 

Es  ist  daher  klar,  dass  wenn  eine  Gruppe  in  der  Volksver- 
tretung einen  Anschlag  vorschlagen  will ,  sie  den  Steuerhinweis 
so  machen  muss,  dass  die  Kosten  hauptsächlich  diejenigen  treffen, 
die  ein  Interesse  an  der  Sache  haben.  Thut  sie  das  nicht ,  so 
hat  sie  gar  keine  Aussicht,  die  vorgeschriebene  qualifizierte  Ma- 
jorität zu  erhalten  ;  thut  sie  es  dagegen,  dann  braucht  sie  selbst 
nicht  einmal  eine  einfache  Majorität  auszumachen :  wenn  andere 
Gruppen  der  Bevölkerung  nicht  von  den  Ausgaben  betroffen  wer- 
den ,  so  haben  sie  ja  im  allgemeinen  keine  Veranlassung  dazu, 
gegen  den  Vorschlag  zu  stimmen. 

Auf  diese  Weise  hat  also  Wicksell  die  erste  grosse  Haupt- 
frage der  Interessentheorie  gelöst :  konstitutionelle  Formen  anzu- 
geben, die  wirklich  eine  Besteuerung  nach  dem  Interesse  garan- 
tieren. Und  —  ich  komme  jetzt  zur  zweiten  Hauptfrage  —  er 
hat  damit  zugleich  einen  sicheren  Massstab  gefunden  für  das  In- 
teresse, das  verschiedene  Volksklassen  von  verschiedenen  Staats- 
ausgaben haben  können. 

So  lange  man  sich  nur  fragte  :  wie  würde  es  dieser  oder  jener 
Volksklasse  ergehen ,  wenn  der  Staat  ganz  einfach  zu  existieren 
aufhörte,  so  lange  schwebte  natürlich  jede  Diskussion  über  Inter- 
essen von  verschiedenen  Staatsausgaben  vollständig  in  der  Luft. 
»Wenn  der  Staat  seiner  ersten  Aufgabe,  der  Aufrechthaltung  der 
Gesetzlichkeit,  untreu  würde ,  auf  welcher  Seite  würde  dann  die 
Gewalt  den  Sieg  davontragen.?«  Das  war  die  ziemlich  sonderbare 
Formulierung,  die  die  Besteuerungsfrage  annahm. 

Daher  die  sog.  Assekuranztheorie,  die  von  allem  Unwissen- 
schaftlichen, das  über  Steuerfragen  je  geschrieben  worden,  wohl 
das  Absurdeste  ist.  Da  es  ziemlich  unmöglich  war ,  die  Frage 
zu  beantworten ,  begnügte  man  sich  damit ,  zu  sagen,  dass  die 
Gefahr  von  dem  Aufhören  des  Staates  für  jeden  Mitbürger  im 
Verhältnis  zu  dessen  Vermögen  oder  Einkommen  stehe,  und  ein 
Mann  wie  TJiiers  scheute  es  nicht  einmal  solchergestalt  die  Fi- 
nanzwissenschaft   bei    den  Versicherungsdirektoren    in    die  Lehre 
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gehen  zu  lassen  um  von  ihnen  das  »Prinzip«  zu  lernen,  dass  die 
Prämien  im  Verhältnis  zu  dem  versicherten  Betrage  stehen  müssen! 

Erst  nachdem  die  Grenzwerttheorieen  durch  Jevons,  Menger 
und  Walras  entwickelt  worden  waren,  gab  es  eine  Aussicht,  die 
Messung  des  »Interesses«  zu  vervollkommnen.  Es  war  dann  nicht 
länger  die  Rede,  wie  es  gehen  würde,  wenn  der  Staat  mit  dieser 
oder  jener  Funktion  ganz  aufhörte  ;  es  handelte  sich  darum,  den 
Wert ,  den  das  letzte  hinzugefügte  Moment  der  Funktion  des 
Staates  auf  einem  gewissen  Gebiete  für  eine  gewisse  Gruppe  der 
Bevölkerung  besitzt,  mit  den  Kosten  zu  vergleichen,  die  hierdurch 
dieser  Gruppe  verursacht  werden. 

Und  die  Möglichkeit  eines  solchen  Vergleiches  will  das  Wick- 
sel/'sche  System  verwirklichen.  Das  Verfahren,  wodurch  die  Mittel 
zu  besonderen  Staatszwecken  veranschlagt  werden,  ist  ganz  gleich- 
bedeutend mit  einem  gewöhnlichen  Kaufe.  Jede  Gruppe  der  Be- 
völkerung beurteilt  gewiss  selbst  am  sichersten ,  welchen  Wert 
eine  in  Frage  gestellte  Staatsprestation  für  dieselbe  haben  kann 
und  wird  auch  gezwungen ,  die  notwendigen  Kosten  zu  tragen. 
Diese  Messung  des  »Interesses«  dürfte  also  wenigstens  ebenso 
sicher  sein  wie  die  Interessenschätzung,  die  die  Voraussetzung 
irgend  welchen  Tausches  bildet.  Man  kann  die  Interessentheorie 
unmöglich  zu  grösserer  Vollkommenheit  bringen. 

Das  Wzckse/rschQ  System  bedeutet  auch  gewissermassen  eine 
Erweiterung  des  Steuerbegrififes  ;  denn  wie  ich  schon  erwähnt,  ist 
die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen  ,  dass  eine  Minderzahl,  die 
sich  für  eine  gewisse  Sache  interessiert,  die  nötigen  Mittel  durch 
eine  Steuer  herbeischaften  kann,  die  dann  natürlicherweise  diese 
Minderzahl  trifft.  Diese  Steuer  ist  etwas  anderer  Natur  als  unsere 
gewöhnlichen  Steuern,  für  welche  mit  Notwendigkeit  eine  Majo- 
rität erfordert  wird. 

Und  diese  Erweiterung  des  Steuerbegrififes  scheint  mir  be 
sonders  glücklich.  Wie  wird  nämlich  unter  den  jetzigen  Verhält- 
nissen eine  Majorität  für  eine  Staatsausgabe  erzielt  ?  Oft  durch 
die  merkwürdige  Methode ,  die  den  Namen  Kompromiss  führt. 
Diese  Methode  besteht  darin,  dass  wenn  zwei  Parteien  A  und  B 
jede  eine  Sache  kaufen  wollen,  sie  sich  zusammenthun  und  zuerst 
eine  Sache  für  A  und  darauf  eine  für  B  kaufen.  Der  Gewinn  bei 
diesem  kleinen  Umwege  besteht  gewöhnlich  darin,  dass  es  neben- 
bei gelingt,  eine  dritte  Partei  C  zu  zwingen,  zu  den  Kosten  bei- 
zutragen.    Wir  müssen   uns  fragen :    ist  es  nicht  viel    natürlicher, 
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und,  fügen  wir  hinzu,  gegen  die  dritte  Partei  auch  ehrlicher  ,  A 
und  B  selbst  ihre  Kosten  tragen  zu  lassen  ?  Ist  es  nicht  wahr- 
scheinlich ,  dass  diese  Parteien  es  gern  thun  würden  ,  wenn  die 
konstitutionellen  F'ormen  es  nur  ermöglichten  ?  Und  würde  nicht 
diese  Möglichkeit,  eine  Sache  zu  fördern  ,  deren  Bedeutung  nur 
von  einer  verhältnismässig  geringen  Anzahl  verstanden  würde,  auf 
das  kräftigste  dazu  beitragen,  unser  soziales  Leben  zu  entwickeln  ? 

Die  gewöhnlichste  Einwendung,  die  gegen  die  Wzckse/fschG 
Lösung  der  Besteuerungsfrage  gemacht  wird,  ist,  dass  dieselbe 
eine  weit  getriebene  Differentierung  des  Budgets  voraussetzt,  die 
unüberwindliche  Verwickelungen  herbeiführen  würde.  Dies  ist 
ohne  Zweifel  eine  sehr  ernste  Bemerkung ;  teils  kann  man  aber 
in  der  Praxis  eine  Menge  Vereinfachungen  einführen,  ohne  darum 
die  Prinzipien  selbst  zu  verrücken  oder  die  Freiwilligkeit  einzu- 
schränken. Teils  darf  man  sich  nicht  allzu  sehr  darüber  beun- 
ruhigen, dass  die  technischen  Schwierigkeiten  auf  einem  so  frühen 
Stadium  unüberwindlich  erscheinen  :  sicherlich  würden  auch  un- 
sere jetzigen  Staatsfinanzen  unseren  Vorfahren  ausserordentlich 
verwickelt  erscheinen. 

Was  in  der  jetzigen  Lage  der  Frage  von  der  grössten  Wich- 
tigkeit ist,  das  ist,  die  Prinzipien  zu  diskutieren,  nachzusehen,  ob 
der  Standpunkt  selbst  haltbar  ist:  in  dieser  Beziehung  sind  we- 
sentliche Anmerkungen  zu  machen ,  ich  will  sie  aber  bis  zum 
nächsten  Kapitel  aufschieben. 

Wenn  die  individualistische  Anschauung  der  ganzen  Inter- 
essentheorie zu  Grunde  liegt,  so  beruht  die  »Gleich-Opfer-Theorie« 
auf  einer  ganz  entgegengesetzten  Auffassung  des  StaatsbegrifTes. 
Da  wo  diese  Anschauung  ihre  höchste  philosophische  Ausbildung 
erreicht,  ist  der  Staat  eine  »vernünftige  Person«,  die  von  den 
Mitbürgern  jedes  erforderliche  Opfer  heischen  kann.  Soll  die  Be- 
steuerung auf  diese  Philosophie  begründet  werden,  so  muss  der 
Staat  das  Recht  haben,  für  seine  Bedürfnisse  die  nötigen  Mittel 
zu  fordern.  Wenn  man  aber  auch  so  weit  ginge,  dieses  Recht 
als  quantitativ  unbegrenzt  anzusehen ,  so  kann  es  doch  nie  das 
Recht  bedeuten,  die  Lasten  der  Steuern  willkürlich  zu  verteilen. 
Wenn  z.  B.  der  Staat  sich  anmasste,  zu  fordern,  dass  ein  gewisser, 
reicher  Mitbürger  das  ganze  Budget  allein  bezahlen  sollte,  so  hätte 
er  ja  damit  seine  Befugnis  überschritten,  er  hätte  wenigstens  jedes 
Recht  verwirkt,  als  vernünftige  Person  angesehen  zu  werden. 
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Also  muss  das  Besteuerungsrecht  des  Staates  insofern  be- 
grenzt sein,  um  die  Steuerverteilung  nach  solchen  Prinzipien  statt- 
finden zu  lassen,  dass  sie  Allen  ein  gleiches  Opfer  verursacht. 

Es  ist  ja  nicht  zu  leugnen,  dass  dieser  ganze  Gedankengang 
eigentlich  auf  eine  absolutistische  Konstitution  passt :  der  Staat 
wird  ja  hier  von  einer  wirklichen  Person,  dem  Staatsoberhaupte, 
vertreten  und  man  kann  bei  demselben,  wenigstens  theoretisch, 
die  über  allen  Interessen  erhabene  Stellung  voraussetzen,  die  eine 
gerechte  Steuerverteilung  sichert. 

Doch,  wie  ich  schon  in  der  Einleitung  geäussert,  es  ist  un- 
möglich, eine  derartige  Voraussetzung  auf  die  Volksvertretung  zu 
übertragen,  die  in  der  modernen  Gesellschaft  wenigstens  in  Steuer- 
fragen den  Staat  vertritt.  Eine  derartige  Volksvertretung  ist  keine 
»vernünftige  Person«  ;  sie  vertritt  Interessen,  die  zwar  zuweilen 
die  des  Staates,  zuweilen  aber  auch  diejenigen  einzelner  Gruppen 
der  Bevölkerung  sind.  Darum  ist  es  unmöglich,  einer  unverant- 
wortlichen Volksvertretung  ein  auf  dem  persönlichen  Staatsprinzip 
gebautes  Besteuerungsrecht  ohne  irgend  welche  Kontrolle  zu 
überlassen. 

Unser  Zeitalter  hat  sich  immer  mehr  von  der  alten  indivi- 
dualistischen Auffassung  von  dem  Verhältnis  zwischen  Mitbürger 
und  Staat  entfernt  und  sich  der  von  mir  soeben  dargelegten  staats- 
rechtlichen Auffassung  genähert.  Gleichzeitig  aber  hat  man  eine 
demokratische  Regierungsform  ausgebildet  und  speziell  hat  man 
die  ökonomische  Macht  in  die  Hände  der  Volksvertreter  gelegt. 

Dieser  Gegensatz  ist  es ,  der  die  Besteuerungsfrage  so  ver- 
wickelt und  besonders  eine  sichere  Anwendung  der  Gleich-Opfer- 
Theorie  unmöglich  gemacht  hat. 

Diese  Theorie  laboriert  aber  auch  wie  die  Interessentheorie 
an  einer  anderen  Schwierigkeit :  es  fehlt  ihr  an  einem  Massstab 
für  ein   »gleiches  Opfer«. 

Die  Frage  von  »Proportion  oder  Progression«  hat  ihre  eigent- 
liche Bedeutung  in  Bezug  auf  diese  Theorie  :  Es  hat  mir  immer 
geschienen ,  als  sei  diese  Frage  etwas  einseitig  formuliert.  Die 
Steuer  soll  ja  als  eine  Funktion  des  Einkommens  betrachtet  wer- 
den und  die  eigentliche  Aufgabe  besteht  darin,  die  Form  dieser 
Funktion  zu  bestimmen.  Es  liegt  aber  kein  bestimmtes  Prinzip 
in  einer  speziellen  Funktionsform,  und  für  die  Proportionalität  ist 
wohl  eigentlich  niemals  ein  anderer  Grund  angeführt  worden  als 
der,    dass  sie  so  einfach  ist.     Die   mathemathische  Formulierung 
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ist  schon  sehr  gut,  sie  beweist  aber  an  und  für  sich  gar  nichts; 
sie  kann  nur  ein  einfacher  Ausdruck  sein  für  eine  auf  wirklichen 
Gründen  gebaute  Untersuchung. 

Um  die  Frage  von  einem  »gleichen  Opfer«  zu  beantworten, 
kann  man  also  unmöglich  einen  Nutzen  von  mathematischen  Me- 
thoden haben.  Dies  scheint  mir  am  allerdeutlichsten  durch  Cohen- 
Stuart  s  Untersuchungen  bestätigt.  Der  holländische  National- 
ökonom raisonniert  so  :  Um  das  Opfer  zu  beurteilen,  das  jemand 
bringt,  wenn  er  eine  Mark  ausgiebt,  muss  man  erst  wissen,  wie 
grossen  (subjektiven)  Nutzen  er  von  jeder  einzelnen  Mark  seines 
ganzen  Einkommens  hat.  Man  ordnet  diese  Mark  zu  einer  Reihe, 
mit  denen  beginnend,  die  für  die  notwendigsten  Zwecke  ausge- 
geben werden.  Der  Nutzen ,  den  ich  von  jeder  einzelnen  Mark 
haben  kann  ,  wird  dann  eine  Funktion  der  Ordnungszahl  dieser 
Mark  ;  und  es  gilt  nun,  die  Form  für  diese  Funktion  zu  finden. 
Es  scheint  mir ,  dass  man  auf  diese  Weise  unser  Problem  nur 
auf  ein  noch  schwierigeres  zurückführt,  auf  eine  Aufgabe,  die  ganz 
einfach  nicht  mit  der  nötigen  Genauigkeit  beantwortet  werden 
kann.  Und  der  ganze,  grosse  mathematische  Apparat  heilt  diesen 
Grundfehler  nicht,  wenn  er  auch  der  Methode  ein  mehr  exaktes 
Aussehen  verleiht. 

Wenn  ich  eine  gewisse  Steuerskala  aufstelle ,  kann  nie  die 
Rede  davon  sein,  beweisen  zu  wollen,  dass  dieselbe  der  Aus- 
druck für  ein  gleiches  Opfer  ist.  Die  Sache  ist  eine  reine  De- 
finitionsfrage, und  es  gilt  nur  die  Definition  so  zu  stellen,  dass 
sie  der  allgemeinen  Vorstellungsweise  so  nahe  wie  möglich  kommt. 
Jeder  Versuch  zu  einer  Definition  muss  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  betrachtet  werden  und  mit  diesem  Vorbehalt  will  ich  die  fol- 
genden Auseinandersetzungen  aufstellen. 

Damit  es  überhaupt  möglich  sei,  das  Opfer  zu  messen,  das 
eine  Steuer  mit  sich  bringt ,  müssen  wir  völlig  von  dem  Nutzen 
absehen,  den  der  Steuerzahler  möglicherweise  von  den  Staatsaus- 
gaben ziehen  kann,  für  die  die  Steuern  berechnet  sind.  Mit  an- 
deren Worten  :  wir  müssen  alle  Rücksichten,  die  der  Bezahlungs- 
theorie angehören,  völlig  ausser  acht  lassen  ;  wir  müssen  unseren 
Standpunkt ,  dass  Steuern  zahlen  eine  allgemein  mitbürgerliche, 
absolute  Pflicht  ist,  ausschliesslich  aufrecht  erhalten. 

Wir  können  alsdann  die  Aufgabe  so  vereinfachen :  »Einen 
Massstab  für  den  subjektiven  Verlust  zu  finden,  den  eine  Person 
erleidet,  wenn  sie  loo  Mark    verliert«.     Wenn  ich  hier  das  Wort 
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subjektiv  anwende,  muss  ich  daran  erinnern,  dass  das  Steuerpro- 
blem nur  Volksklassen ,  nicht  Individuen  berührt  und  dass  also 
unsere  Person  als  ein  abstrakter  Typus  einer  gewissen  Vermögens- 
klasse gedacht  werden  muss.  Wenn  ein  gewisser  Teil  von  dem 
Einkommen  einer  Person  wegfällt,  kommt  die  Person  in  eine  an- 
dere Stellung  als  vorher  und  die  beiden  Fälle  werden  ziemlich 
inkommensurabel.  Um  den  Verlust  mit  grösserer  Sicherheit  be- 
urteilen zu  können,  ist  es  also  vorteilhaft,  sich  die  bisherige  öko- 
nomische Stellung  dieser  Person  als  wiederhergestellt  zu  denken. 

Nehmen  wir  ein  Beispiel :  ein  Mann  mit  einem  Jahreseinkom- 
men von  1000  Mark  verliert  100  Mark.  Sein  Einkommen  beträgt 
dann  nur  900  Mark  und  er  muss  nun  von  ökonomischem  Gesichts- 
punkte aus  als  eine  andere  Person  betrachtet  werden.  Es  ist 
ohne  Zweifel  ausserordentlich  schwierig,  einen  Massstab  dafür  zu 
finden,  wie  viel  unvorteilhafter  die  neue  Stellung  für  unseren  Mann 
ist.  Man  kann  sich  ja  denken,  dass  er  das  Gleichgewicht  in  sei- 
nem Budget  dadurch  wiederherstellt,  dass  er  einem  Teil  der  Nütz- 
lichkeiten entsagt,  die  ihm  früher  zu  Gebote  standen.  Diese  Ent- 
sagung ist  aber  kein  quantitativer  Begriff. 

Dagegen  stellt  sich  das  Problem  viel  leichter,  wenn  man  sich 
denkt ,  dass  unser  Mann  sem  früheres  Einkommen  durch  gestei- 
gerte Arbeit  wieder  gewinnt.  Er  befindet  sich  dann  in  einer  öko- 
nomischen Lage ,  die  mit  der  früheren  ausser  in  Bezug  auf  die 
vermehrte  Arbeit  identisch  ist.  Der  Unterschied  in  den  beiden 
Fällen  besteht  also  jetzt  nur  in  einer  vermehrten  Arbeit;  diese 
Arbeit  ist  aber  völlig  messbar;  sie  wird  ganz  einfach 
nach  der  längeren  Arbeitszeit  bemessen.  Das  beste  Mass,  das 
man  für  den  subjektiven  Verlust  finden  kann,  den  jemand  dadurch 
erleidet,  dass  er  100  Mark  verliert,  sind  also  die  Anzahl  Arbeits- 
stunden, die  er  sich  über  seine  frühere  Arbeitszeit  auferlegen  muss, 
um  diesen  Verlust  zu  ersetzen.  Wenn  also  eine  Steuer  so  ver- 
teilt werden  soll,  dass  er  alle  ebenso  fühlbar  trifft,  von  allen  ein 
gleiches  Opfer  erheischt,  so  bedeutet  dies,  dass  ein  jeder 
verpflichtet  ist,  ebenso  viele  Arbeitsstunden  für 
den  Staat  zu  opfern.  Diese  Formulierung  hat  vor  allen  an- 
deren den  Vorzug,  dass  die  Gleichheit  absolut  ist,  in  keiner  Art 
Proportionalität  oder  überhaupt  in  keinem  Funktionszusammen- 
hang zwischen  Steuer  und  Einkommen  besteht. 

Und  dieser  Gleichheitsbegriff  ist  der  herkömmlichen  staats- 
rechtlichen Auffassung  nicht  fremd.     Der  Staat  legt  ja  allen  Man- 
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nern  eine  Wehrpflicht  von  gewisser  Zeitdauer  auf.  Warum  sollte 
der  Staat  eigentlich  nicht  demgemäss  fordern,  dass  jeder  Mitbürger 
für  Rechnung  des  Staates  z.B.  30  Stunden  des  Jahres  arbeitete.? 

Es  ist  leicht  zu  ersehen,  dass  eine  derartige  Forderung  unter 
jetzigen  sozialen  Verhältnissen  zu  einer  massig  progressiven  Be- 
steuerung führt.  Gehen  wir  nämlich  zu  den  niederen  Volksklassen, 
so  finden  wir ,  dass  ihre  Arbeitszeit  im  Durchschnitt  sehr  hoch 
ist^),  sagen  wir  z.  B.  10  Stunden  per  Tag.  Bei  den  höheren 
Klassen  dagegen  ist  die  entsprechende  Zeit  z.  B.   5  Stunden. 

Denken  wir  uns  einen  solchen  Durchschnittsmann  der  ersten 
Kategorie  mit  einem  Jahreseinkommen  von  1500  Mark.  Er  ar- 
beitet, sagen  wir  300  Tage  des  Jahres,  10  Stunden  täglich.  Das 
macht  3000  Arbeitsstunden  und  50  Pfennige  per  Stunde.  Die 
Steuer,  die  der  Forderung  des  Staates  von  30  Arbeitsstunden 
entspricht,  ist  also  15  Mark  oder  i  Prozent  des  Jahreseinkommens. 

Wir  gehen  nun  zu  einem  Manne,  der  die  ,,iipper  ten  tlioiisand" 
repräsentiert.  Er  arbeitet  1500  Stunden  im  Jahre  und  erwirbt 
20000  Mark.  In  30  Stunden  verdient  er  also  400  Mark,  was 
folglich  der  Belauf  ist ,  den  seine  Steuer  betragen  muss  (2  Pro- 
zent des  Jahreseinkommens). 

Wir  sehen,  dass  unsere  Prinzipien  und  die  besonderen  Vor- 
aussetzungen ,  die  wir  betreffs  der  durchschnittlichen  Arbeitszeit 
gemacht  haben,  uns  zu  einer  Steuerskala  führen,  deren  Progression 
sich  zwischen   i   und  2  Prozent  bewegt. 

Wäre  der  Unterschied  in  der  Arbeitszeit  bei  verschiedenen 
Volksklassen  geringer ,  würde  selbstverständlich  die  Progression 
weniger  scharf  werden,  um  in  reine  Proportion  überzugehen,  wenn 
ein  Mensch  ebenso  angestrengt  für  seinen  Verdienst  arbeiten 
müsste,  welcher  Klasse  er  auch  angehörte. 

Ich  habe  mir  bei  diesem  Vergleich  zwei  Personen  gedacht, 
deren  ganzes  Einkommen  von  Arbeit  herrührt.  Würde  man  nun 
mit  diesen  eine  dritte  vergleichen  ,  deren  Einkommen  ganz  oder 
teilweise  von  einem  Kapital  herrührte,  so  ist  es  ja  im  voraus  klar, 
dass  man  sie  nicht  niedriger  besteuern  kann  als  eine  Person  mit 
demselben  Einkommen  der  vorigen  Kategorie.  Die  meisten  volks- 
wirtschaftlichen Schriftsteller  stimmen  wohl  weit  eher  darin  über- 


i)  Wir  dürfen  natürlicherweise  nicht  vergessen ,  bei  Berechnung  einer  derartigen 
durchschnittlichen  Arbeitszeit  nur  diejenigen  Fälle  zu  berücksichtigen,  wo  Arbeit  wirk- 
lich zu  erhalten  ist,  also  die  Arbeitslosigkeit,  die  in  gewissen  Arbeitsbranchen  perio- 
disch auftritt,   nicht  auf  die  Durchschnittsarbeitszeit  deprimierend    einwirken  zu  lassen. 
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ein,    das  fundierte  Einkommen    etwas    höher    zu   besteuern.      Auf 
diese  Frage  will  ich  indessen  jetzt  nicht  eingehen. 

Es  ist  klar,  dass  man  auf  diese  Weise  nur  eine  ungefähre 
und  ganz  allgemeine  Schätzung  des  »gleichen  Opfers«  erlangen 
kann ,  was  übrigens  mehr  ist ,  als  irgend  eine  der  bisher  darge- 
legten Theorieen  erreicht  hat.  Bei  den  kleinsten  Einkommen, 
denen,  die  nicht  zum  dürftigsten  Lebensunterhalte  genügen,  kann 
kaum  die  Rede  von  einem  Vergleiche  sein;  das  Opfer,  das  eine 
Besteuerung  hier  verursacht,  ist  ganz  anderer  Natur;  die  Steuer 
kann  nicht  von  der  Verlängerung  einer  schon  bis  zum  Uebermass 
getriebenen  Arbeitszeit  aufgewogen  werden.  Und  dies  motiviert 
den  Vorbehalt  eines  steuerfreien  Existenzminimums.  Aber  mehr 
von  dieser  Frage  weiterhin ! 

2.  Positive  Behandlung  des  Besteuerungs- 
problems. 

Selignian  hat  eine  Arbeit:  »Progressive  Taxation«  veröffent- 
licht, in  der  er  verschiedene  Nationalökonomen  nach  der  Stellung 
einteilt,  die  sie  zur  Interessentheorie  und  zur  Gleich-Opfer-Theorie 
eingenommen  haben ^).  Es  ist  klar,  dass  eine  derartige  Klassi- 
fizierung sehr  künstlich  werden  muss  ;  manche  Verfasser  können 
ganz  einfach  nicht  einer  dieser  Rubriken  allein  zugezählt  werden, 
weil  sie  gesucht  haben  ,  ihre  Auffassung  der  Taxationsfrage  auf 
Motive  von  beiden  Theorieen  zu  stützen.  Einen  solchen  Verfasser 
nennt  Selignian  aber  unlogisch,  ,,inconsistent"' .  Dieser  Schema- 
tismus ist  es,  der  aus  der  Welt  geschafft  werden  muss,  wenn  das 
Besteuerungsproblem  überhaupt  etwas  mit  dem  wirklichen  Leben 
zu  thun  haben  soll.  Es  ist  gerade  ein  für  die  modernsten  Fort- 
schritte der  Finanzwissenschaft  bezeichnender  Zug,  dass  man  auf 
beide  Theorieen  Rücksicht  genommen  hat :  es  hat  sich  nicht  länger 
darum  gehandelt,  zu  entscheiden,  welche  Theorie  die  richtige  sei, 
die  Aufgabe  ist  vielmehr  geworden,  die  Grenze  zu  ziehen  zwischen 
den  Bereichen,  innerhalb  welcher  die  verschiedenen  Theorieen  ihre 
richtige  Anwendung  finden  ^). 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  ist  keine  leichte.  Denn  man 
kann  sich  keineswegs  damit  begnügen,  Steuern  aufzuzählen,  die 
nach    dieser  oder   jener  Theorie    berechnet  werden  müssen.     Die 

1)  Baltimore   1894. 

2)  Besonders  deutlich  spricht  sich  Wagner  in  dieser  Richtung  aus.  Siehe  Finanz- 
wissenschaft 1880  S.    344. 
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finanzielle  Entwickelung  geht  schnell,  und  was  heute  passt,  taugt 
nicht  für  morgen.  Es  genügt  auch,  wie  ich  schon  früher  bemerkt, 
nicht,  zu  untersuchen ,  was  die  richtige  Grenze  ist,  man  muss 
auch  die  konstitutionellen  Mittel  studieren,  durch  welche 
die  Theorie  verwirklicht  werden  kann. 

Der  Einzige,  der  diese  konstitutionelle  Frage  ernstlich  ange- 
grififen,  ist  VVicksell\  er  ist  aber  so  ausschliesslich  ein  Anhänger 
der  Interessentheorie ,  dass  er  sie  in  der  Besteuerung  alleinherr- 
schend machen  will.  Und  er  giebt  eigentlich  nur  eine  einzige 
Ausnahme  zu,  nämlich  wenn  es  die  Steuern  für  Verzinsung  und 
Bezahlung  der  Staatsschulden  betrifft :  dann  kann  ja  nicht  gern 
die  Rede  von  »Interesse«  sein. 

In  dieser  Einseitigkeit  besteht  die  hauptsächlichste  Schwäche 
des  Wickseir sehen  Systemes.  Es  ist  ihm  soviel  darum  zu  thun, 
die  Separatinteressen  der  verschiedenen  Gruppen  der  Bevölkerung 
zu  schützen,  dass  er  denselben  fast  ganz  das  objektive  Staats- 
interesse preisgiebt,  für  das  er  jeden  Verständnisses  zu  entbehren 
scheint. 

Und  denken  wir  uns  jetzt,  was  ein  solches  System  bedeutet, 
wo  die  Steuern  von  einer  Volksvertretung  bewilligt  werden.  Es 
bedeutet  zwar  einerseits  die  grösstmögliche  Garantie  für  eine  Mi- 
norität gegenüber  Staatszwecken ,  zu  denen  sie  nicht  beitragen 
will ,  nicht  besteuert  zu  werden ;  es  bedeutet  andererseits  auch 
eine  ausserordentliche  Gefahr  für  die  Einheit  des  Staates. 

Denn  wenn  auch  die  Minorität  dieses  Recht  haben  muss,  von 
Steuern  befreit  zu  sein ,  die  sie  nicht  bewilligt  hat  (was  freilich 
nicht  unbedingt  zugegeben  werden  kann),  so  darf  sie  doch  ihre 
Macht  nicht  dahin  erstrecken ,  dass  sie  das  Beschliessungsrecht 
der  Majorität  zu  nichte  macht. 

Ich  will  dies  durch  ein  Beispiel  verdeutlichen.  Bei  uns  in 
Schweden  haben  wir  eine  Staatskirche ,  welcher  alle  Mitbürger 
steuerpflichtig  sind,  sie  mögen  nun  dieser  Staatskirche  angehören 
oder  nicht.  Angenommen,  dass  die  Wickseir sehen  Prinzipien  für 
die  Ausübung  des  Besteuerungsrechtes  in  Schweden  Anwendung 
fänden,  sicherlich  würde  alsdann  eine  bedeutende  Minorität  ver- 
weigern, zur  Staatskirche  Steuern  zu  zahlen,  und  v/ir  nehmen  an, 
dass  diese  Minorität  gross  genug  wäre,  ihren  Willen  geltend  zu 
machen. 

Angenommen  jedoch ,  dass  die  Anhänger  der  Staatskirche 
einfache  Majorität    besässen ,    wären  sie ,    um  die  Staatskirche  zu 
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erhalten,  genötigt,  selbst  die  Kosten  zu  tragen ,  was  in  diesem 
Falle  bedeutete,  allen  freien  Austritt  aus  der  Staatskirche  und 
demzufolge  kirchliche  Steuerfreiheit  zu  gestatten. 

Diese  Resultate  sind  offenbar  in  voller  Uebereinstimmung  mit 
den  Grundsätzen  der  Wickse/fschen  Selbstbesteuerung.  Es  könnte 
indessen  eintreffen,  dass  die  Minorität  sich  doch  nicht  damit  be- 
gnügte. Die  avanciertesten  anti-religiösen  und  freien  Gemeinden 
angehörenden  Gruppen  würden  sich  vielleicht  auf  den  Standpunkt 
stellen,  dass  es  grundsätzlich  unrecht  sei ,  dass  der  Staat  irgend 
welche  Religionsgemeinde  unterstützte,  und  also  gegen  jeden  An- 
schlag stimmen,  auch  wenn  derselbe  sie  nicht  im  geringsten  öko- 
nomisch berührte.  Dann  wendet  ja  die  Minorität  ihre  Macht  nicht 
länger  zur  Verteidigung  gegen  eine  beabsichtigte  Steuerüberwäl- 
zung an,  sondern  dazu,  sich  geradezu  des  Beschliessungsrechtes 
in  der  Volksvertretung  zu  bemächtigen. 

Dies  muss  verhindert  werden.  Es  gilt,  der  Majorität  die 
Mittel  an  die  Hand  zu  geben,  ihren  Willen  trotz  des  prinzipiellen 
Widerstandes  der  Minorität  durchzusetzen,  es  gilt  aber  gleichzei- 
tig, Garantieen  zu  schaffen,  dass  diese  Macht  nicht  zu  einer  un- 
gerechten Besteuerung  missbraucht  wird.  Dies  ist  das  zentrale 
Problem  der  ganzen  Besteuerungsfrage.  Kann  man  dieses  nicht 
lösen,  so  kommt  man  entweder  wieder  auf  das  traditionelle  Steuer- 
system zurück,  wo  die  eine  Klasse  auf  Kosten  der  anderen  über 
alles  mögliche  beschliesst,  oder  auch  hat  man  die  Macht  der 
Volksvertretung  vernichtet  und  eine  Splitterung  geschaffen,  die  in 
gewissen  Fragen  und  unter  ungünstigen  Umständen  einem  pol- 
nischen »liberum  veto«  nahe  kommen  kann. 

Wickseil  giebt  übrigens  selbst  zu ,  dass  es  Ausgaben  giebt, 
die  notwendig  geschehen  müssen  und  die  deshalb  einer  einfachen 
Majorität  zu  überlassen  sind.  Man  kann  also  nicht  einmal  den 
Satz  aufrecht  erhalten,  dass  die  Minorität  nicht  zu  bezahlen  nötig 
hat,  wenn  sie  nicht  will. 

Man  muss  es  darum  in  gewissen  Fällen  der  einfachen  Ma- 
jorität überlassen,  Steuern  zu  bewilligen.  Dies  kann  natürlich  eine 
Beschränkung  des  Rechtes  der  Minorität  herbeiführen,  ist  indessen 
nicht  zu  vermeiden ;  die  schliessliche  Lösung  des  Besteuerungs- 
problemes  muss  gewissermassen  den  Charakter  eines  Kompro- 
misses zwischen  denjenigen  beiden  Theorieen  annehmen,  die  von 
jeher  einander  gegenüber  gestanden  haben. 

Es  gilt,  diesen  Kompromiss  so  zu  gestalten  ,    dass  jedes  der 
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beiden  Prinzipien,  die  »Interessenbesteuerung«  und  die  »staats- 
bürgerliche Besteuerung«  ,  in  seinem  Bereiche  so  wirksam  wie 
möglich  wird.  Der  Grund  der  Interessenbesteuerung  ist  das  In- 
teresse des  Besteuerten,  derjenige  der  staatsbürgerlichen  Besteue- 
rung das  der  Mitbürgerschaft.  Erstere  wird  von  einer  qualifizierten 
Majorität ,  letztere  von  einer  einfachen  Majorität  ausgeübt.  Für 
die  erstere  hat  die  Frage  von  einer  Steuerskala  gar  keinen  Sinn : 
jede  Gruppe  der  Bevölkerung  kann  ja  bewilligen  was  sie  will,  dies 
und  nichts  mehr.  Für  letztere  dagegen  ist  die  Skala  eine  Haupt- 
sache. Denn  man  kann  einer  einfachen  Majorität  nicht  die  Ver- 
teilung einer  Steuer  anvertrauen ;  hier  muss  eine  höhere  Macht 
die  Kontrolle  ausüben ,  und  diese  höhere  Macht  kann  keine  an- 
dere sein  als  die  Konstitution.  Darum  muss  die  Steuerskala  der 
staatsbürgerlichen  Besteuerung  in  der  Konstitution  festgestellt  wer- 
den, eine  eigene  Steuerform  bilden,  die  ich  im  Folgenden  als  die 
Normalsteuer  bezeichnen  werde. 

Die  Interessenbesteuerung  muss  die  Regel  sein ,  die  andere 
Form  nur  dann  angewendet  werden,  wenn  das  Wohl  des  Staates 
es  wirkUch  erheischt:  man  darf  aber  nicht  im  voraus  bestimmen, 
wann  diese  oder  jene  Form  zur  Anwendung  kommen  soll,  denn 
alle  derartigen  Lösungen  müssen  als  unerlaubt  betrachtet  werden : 
die  Konstitution  muss  hinlänglich  elastisch  sein,  um  auch  zukünf- 
tigen sozialen  Formen  Raum  geben  zu  können. 

Das  Problem  muss  so  gelöst  werden ,  dass  die  Besteuerung 
sich  selbst  automatisch  reguliert.  Und  die  Lösung  ist  in  folgen- 
den einfachen  Regeln  enthalten : 

1 )  Jeder  Anschlag  wird  mit  einem  Hinweis  auf  eine  bestimmte 
Steuer  kombiniert. 

2)  Ein  derartiger  Anschlagsbeschluss  erfordert  im  allgemeinen 
eine  qualifizierte  Majorität. 

3)  Wenn  ein  Hinweis  auf  die  Normalsteuer  stattfindet,  ist 
nur  eine  einfache  Majorität  erforderlich. 

Die  erste  Regel  ist  mehr  technischer  Natur  und  bildet  die 
Grundlage  für  die  beiden  folgenden.  Die  zweite  giebt  die  Grenzen 
für  die  Interessenbesteuerung  an.  Die  dritte  bezeichnet  den  Be- 
reich für  die  »staatsbürgerUche  Besteuerung«. 

Man  kann  sich  denken,  dass  die  Besteuerung  im  allgemeinen 
nach  der  Regel  Nr.  2  stattfindet.  Es  trifft  aber  zuweilen  ein,  dass 
eine  Ausgabe ,  die  notwendig  gemacht  werden  muss ,  auf  diese 
Weise  nicht  mit  einer  Steuer  gedeckt  werden  kann ;  es  kann  ein- 
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treffen ,  dass  die  Minorität  sich  einem  Anschlag  widersetzt ,  wie 
auch  die  Majorität  die  Steuer  verteilen  will ;  dann  verlangt  das 
Staatsinteresse ,  dass  ein  Beschluss  zu  stände  kommt.  In  einer 
repräsentativen  Staatsform  wird  dieses  Staatsinteresse  von  einer 
einfachen  Majorität  vertreten ;  und  diese  Majorität  wird  ihren 
Willen  infolge  der  dritten  Regel  durchsetzen.  Die  Besteuerung, 
die  alsdann  ausgeübt  wird  ,  hat  nicht  —  wenigstens  nicht  allge- 
mein —  ihren  Grund  in  dem  Interesse  des  Besteuerten,  sondern 
sie  wird  aus  dem  Grunde  ausgeübt,  weil  das  Interesse  des  Staates 
es  erheischt ;  sie  verursacht  also  ein  Opfer ,  das  der  Besteuerte 
bringen  muss  ,  weil  er  ein  Mitbürger  ist.  Hier 'ist  demnach  die 
Gleichopfertheorie  am  rechten  Platz:  es  giebt  keinen  Grund,  wes- 
halb dem  einen  Mitbürger  ein  grösseres  Opfer  als  dem  anderen 
aufgebürdet  werden  sollte. 

Deshalb  muss  die  »Normalsteuer«  im  wesentlichen  nach  der 
Bedingung  reguhert  werden,  allen  Mitbürgern  ein  gleiches  Opfer 
zu  verursachen. 

Aber,  wendet  jemand  ein,  und  der  Einwand  liegt  nahe  bei 
der  Hand ,  es  kann  ja  eintreffen ,  dass  die  Majorität  ihr  Bestim- 
mungsrecht über  die  Normalsteuer  missbraucht,  und  dann  befindet 
man  sich  auf  demselben  Punkt  wie  vorher,  dann  ist  ja  die  Frei- 
willigkeit, die  man  in  der  Besteuerung  einführen  wollte,  eine  reine 
Illusion. 

Ja,  freilich  kann  es  geschehen,  dass  die  Majorität  ihre  Stel- 
lung missbraucht,  aber  auch  wenn  sie  es  thut,  gerät  man  gar  nicht 
in  die  bisherige  Lage.  Denken  wir  uns  das  Aeusserste,  dass  die 
Majorität  alle  Staatsausgaben  auf  die  Normalsteuer  wälzte,  um  sie 
nach  Belieben  bestimmen  zu  können ,  dann  würde  man  zwar  in 
Bezug  auf  die  Aufgaben  sich  in  einer  ebenso  schlechten  Lage 
wie  gegenwärtig  befinden,  die  Steuerverteilung  unter  den  verschie- 
denen Klassen  der  Bevölkerung  würde  jedoch  eine  weit  gerech- 
tere sein. 

Dieses  Aeusserste  ist  aber  natürlicherweise  nicht  zu  befürch- 
ten :  es  ist  unmöglich,  dass  auch  nur  ein  grösserer  Teil  des  Bud- 
gets einer  einzigen  Steuer  aufgebürdet  werden  würde.  Und  be- 
sonders kann  man  sich  davor  schützen ,  dass  die  Normalsteuer 
allzu  oft  in  Anspruch  genommen  wird,  indem  man  derselben  die 
fühlbarere  Form  der  direkten  Steuer  giebt. 

Es  ist  auch  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  äusserst  wichtig, 
dass  die  Normalsteuer  wirklich  allen  ein  gleiches  Opfer  verursacht. 
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SO  dass  keine  Klasse  der  Bevölkerung  es  für  ihre  Zwecke  beson- 
ders vorteilhaft  findet,  sie  anzuwenden.  Und  hierin  liegt  ein  ganz 
neues  Kriterium  des  »gleichen  Opfers«,  ein  Kriterium  a  posteriori, 
das  bei  der  Gleichopfertheorie  ungefähr  dieselbe  Rolle  spielt  wie 
die  IFzV-^j<?//'schen  Prinzipien  bei  der  Interessentheorie.  Denken 
wir  uns,  dass  man  eine  gewisse  Skala  für  die  Normalsteuer  fest- 
gestellt hat ,  z.  B.  nach  den  Gründen ,  die  ich  bereits  für  das 
»gleiche  Opfer«  angegeben  habe.  Denken  wir  uns  ferner,  dass 
die  Erfahrung  einer  längeren  Zeit  schon  gelehrt,  dass  die  höheren 
Klassen  mit  Vorliebe  diese  Normalsteuer  für  ihre  Spezialinteressen 
anwenden,  ohne  dass  die  Umstände  im  übrigen  es  auf  irgend  eine 
Weise  motivieren.  Dann  würde  man  hieraus  den  Schluss  ziehen 
können,  dass  die  Steuerprogression  zu  schwach  sei,  um  den  Wohl- 
habenden dasselbe  Opfer  wie  den  Aermeren  zu  verursachen.  Um- 
gekehrt, wenn  die  Vertreter  der  ärmeren  Klassen  in  vorwiegen- 
dem Grade  die  Normalsteuer  für  ihre  Sonderinteressen  anwenden 
würden,  ginge  daraus  hervor,  dass  die  Steuer  fühlbarer  für  diese 
Klassen  gemacht  zu  werden   brauchte. 

Auf  diese  Weise  bekommt  der  Ausdruck  »gleiches  Opfer« 
einen  viel  bestimmteren  Sinn,  als  derselbe  sonst  enthält. 

Damit  dieses  ganze  System  gut  funktioniere,  ist  es  natürlich 
von  fundamentaler  Wichtigkeit,  dass  die  Volksvertretung  wirklich 
das  ganze  Volk  vertritt.  Man  versteht  dies  unmittelbar,  wenn 
es  das  Interessenprinzip  gilt :  jede  Gruppe  der  Bevölkerung  muss 
ihre  Vertretung  haben  ,  teils  um  ihre  Interessen  geltend  machen 
zu  können,  teils  um  sich  gegen  Uebergriffe  zu  schützen. 

Doch  auch,  wenn  es  die  Anwendung  unseres  dritten  Prinzips 
gilt,  tritt  die  Wichtigkeit  einer  allseitigen  Volksvertretung  hervor. 
Wenn  die  Vertretung  allen  Gruppen  und  Interessen  der  Bevölke- 
rung Raum  giebt,  ist  es  selbstverständlich  unendlich  viel  schwie- 
riger ,  eine  Majorität  für  ein  einseitiges  Klasseninteresse  zu  sam- 
meln, als  wenn  die  Volksrepräsentation  schon  an  und  für  sich  der 
Ausdruck  einer  solchen  Einseitigkeit  ist.  Und  hierin  liegt  noch 
ausserdem  eine  Garantie  gegen  den  Missbrauch  der  Normalsteuer. 

Denken  wir  uns  noch,  dass  die  proportionale  Volksrepräsen- 
tation auf  der  Grundlage  gleichen  Stimmrechtes  einmal  den 
ärmeren  Klassen  Majorität  gäbe.  Die  Gefahr ,  dass  der  Einfluss 
der  besitzenden  Klassen  auf  das  Budget  völlig  unterdrückt  wer- 
den würde,  ist  dann  beseitigt,  erstens  durch  die  hier  dargestellte 
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Repräsentationsmethode,  zweitens  durch  die  Regel  von  der  quali- 
fizierten Majorität.  Es  ist  natürlich  eine  Gefahr  vorhanden,  dass 
die  Majorität  unsere  dritte  Besteuerungsregel  missbrauchen  könnte, 
wenn  auch  diese  Gefahr  nach  dem ,  was  ich  vorher  ausgeführt, 
im  wesentlichen  eingeschränkt  werden  kann. 

Man  muss  sich  hierbei  erinnern,  dass  die  besitzenden  Klassen 
in  dem  Masse,  wie  sie  Bildung  und  Fähigkeiten  repräsentieren, 
die  Gelegenheit.,  haben  ,  sich  auf  die  Weise  geltend  zu  machen, 
die  für  sie  die  natürliche  sein  müsste,  d.  h.  durch  die  Stärke  der 
Beweisführung  und  durch  moralische  Ueberlegenheit ;  und  unsere 
Wahlmethode  ist  gerade  dazu  angethan,  diesen  Klassen  Vertreter 
zu  geben,  die  mehr  durch  ihren  persönlichen  Wert  als  durch 
grosse  Stimmenzahl  wirken. 

Man  kann  aber  natürlicherweise,  wenn  die  Verhältnisse  es 
erheischen,  die  numerische  Machtstellung  der  höheren  Klassen  der 
Bevölkerung  vergrössern.  Angenommen,  dass  sie  über  ein  Drittel 
der  Volksvertretung,  nach  der  Stimmenzahl  berechnet,  verfügen. 
Man  könnte  ja  dann ,  indem  man  jedem  Wähler  dieser  Klassen 
nur  eine  verdoppelte  Stimmenzahl  gäbe,  bewirken,  dass  die 
beiden  Parteien  in  der  Volksvertretung  bei  der  Abstimmung  gleich- 
gestellt würden.  Und  dann  wäre  es  doch  merkwürdig,  wenn  die 
Gebildeten  es  nicht  vermöchten,  sich  in  einem  ganz  überwiegen- 
den Grade  geltend  zu  machen. 

Als  Vergleich  hiermit  diene  die  nicht  ungewöhnliche  Weise, 
die  Stimmenzahl  mit  dem  taxierten  Einkommen  proportional  zu 
machen,  also  die  Stimmenzahl  der  Begüterten  lofach  und  loofach 
zu  vervielfältigen.  Es  ist  doch  eine  sonderbare  Garantie  gegen 
Ueberbesteuerung,  die  man  auf  diese  Weise  gewinnt ! 

3)  Von  der  »Normalsteuer«   und  von  den  Progres- 
sions-Steuerskalen  im  allgemeinen. 

Wir  sind  zu  einer  Steuerform  gelangt,  die  ich  als  Normal- 
steuei  bezeichnet  habe,  und  die  eine  direkte  Steuer,  am  besten  eine 
Einkommenssteuer  sein  müsste ,  wo  der  Steuerfuss  zwischen  ein 
Prozer.t  für  die  geringeren  Einkommen  und  zwei  Prozent  für  die 
höheren  wechselte.  Unsere  Aufgabe  ist  es  nun,  eine  Steuerskala 
darzustellen ,  die  diese  Bedingungen  und  ausserdem  die  Forde- 
rungen erfüllt,  die  man  von  mehr  technischem  Standpunkt  aus 
aufzustellen  Grund  haben  kann. 

Diese  Untersuchung  ist  aber  nicht  nur  für  unseren  besonderen 
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Zweck  von  Bedeutung,  sondern  auch  überhaupt  für  die  Technik 
der  progressiven  Steuerskalen.  Darum  habe  ich  mir  die  allge- 
meinere Aufgabe  gestellt,  einmal  diese  technischen  Fragen  zu 
entwirren,  die  sowohl  Nationalökonomen  als  Staatsmännern  viel 
mehr  Kopfzerbrechen  verursacht  zu  haben  scheinen,  als  sie  wirk- 
lich  verdienen. 

Die  allergewöhnlichste  Einwendung  gegen  progressive  Be- 
steuerung ist,  dass  »die  Progression  mit  Notwendigkeit  zuletzt 
das  ganze  Einkommen  verschlingen  würde«.  Wenn  ich  sage, 
dass  es  eine  Schande  für  die  politische  Bildung  ist ,  dass  eine 
derartige  Behauptung  unser  ganzes  Jahrhundert  hindurch  immer 
und  immer  wieder  hat  wiederholt  werden  können ,  so  ist  das 
freilich  ein  hartes  Wort;  ich  kann  aber  nicht  einsehen,  wie  ich 
ein  milderes  wählen  könnte.  Denn  das  Argument  ist  nicht  nur 
von  Dillettanten,  sondern  auch  von  Vertretern  der  Wissenschaft, 
nicht  nur  von  Zeitungsschreibern  und  Volksrednern,  sondern  auch 
von  hervorragenden  Staatsmännern  gebraucht  worden. 

Am  allermeisten  bezeichnend  ist  vielleicht  die  Art,  auf  die 
man  die  eigentümliche  Behauptung  zu  widerlegen  versucht  ha:: 
man  hat  gesagt,  dass  es  ja  angeht,  die  Progression  zu  unterbre- 
chen ,  wenn  es  wünschenswert  erscheint.  Damit  hat  man  zuge- 
geben, dass  eine  unbeschränkt  progressive  Skala  notwendig 
mit  der  Konfiskation  des  ganzen  Einkommens  oder  wenigstens 
dessen  ganzen  Zuwachses  enden  müsse.  »Das  ist  aber  bei  lang- 
samer und  massiger  Steigerung  des  Steuerfusses  eine  ganz  ent- 
fernte,   praktisch  genommen   unwesentliche  Gefahr Diese 

Gefahr  lässt  sich  indessen  auch  durch  eine  kleine  Modifikation 
des  Prinzips  für  wenige  extreme  Fälle  vermeiden«.  Die  ange- 
führten Worte  finden  sich  bei  Wagner  (Finanzwissenschaft  II. 
S.  361)  und  zeigen  ganz  deutlich,  wie  die  bedeutendsten  Vor- 
kämpfer der  progressiven  Besteuerung  die  Sache  auffassen. 

Man  ist  dahin  gelangt,  die  »Progression«  als  eine  Art  Prinzip 
aufzufassen,  das  man  der  »Proportion«  als  Gegensatz  gegeräiber- 
gestellt  hat.  In  Wirklichkeit  ist  natürHcherweise  die  Proportion 
eine  äusserst  spezielle  und  willkürliche  Form  einer  Steuerskala, 
während  Progression  eine  unendliche  Menge  derartiger  Formen 
umfasst.  Hierzu  kommt  noch,  dass  dieses  Progressionsprinzip 
niemals  eine  exakte  Definition  erhalten  hat. 

»Progressiv«  m  u  s  s  m  a  n  j  e  d  e  S  t  e  u  e  r  s  k  a  ^  a  nen- 
nen, wo  das  Steuerprozent  im  allgemeinen  höher 
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für  höhere  Einkommen  ist. 

Diese  Bedingung  kann  aber  eine  Steuerskala  sehr  gut  für 
alle  Einkommen  erfüllen  ,  ohne  darum  bis  zu  unsinnigen  Zahlen 
zu  steigen.  Unsere  Aufgabe  hier  ist  es  gerade,  eine  Skala  zu 
bilden,  die  niemals  zwei  Prozent  überschreitet  und  doch  auf  allen 
Punkten  progressiv  ist. 

Diese  Aufgabe  wird  ausserdem  noch  durch  zwei  andere  Ge- 
sichtspunkte beälimmt,  nämlich  durch  die  Forderung  eines  steuer- 
freien Existenzminimums  und  durch  die  Forderung  von  Kontinuität, 

Unsere  Normalsteuer  war  im  wesentlichen  dadurch  bestimmt, 
dass  sie  allen  ein  gleiches  Opfer  verursachen  sollte.  Durch  eine 
besondere  Methode  sind  wir  zu  einer  so  ziemlich  annehmbaren 
Taxierung  dieses  gleichen  Opfers  für  Einkommen,  die  von  1500 
Mark  aufwärts  steigen.  Das  Opfer  aber,  das  eine  Steuer  auf  ein 
schon  bestimmt  unzulängliches  Einkommen  verursacht ,  scheint 
mir  in  keiner  Weise  mit  diesen  anderen  verglichen  werden  zu 
können.  Und  dies  ist  ja  an  und  für  sich  ein  vollgültiger  Grund 
dazu,  diese  geringsten  Einkommen  unbesteuert  zu  lassen.  Hier- 
zu kommt  noch  der  oft  erwähnte  rein  technische  Gesichtspunkt, 
dass  man  nie  eine  Steuer  auferlegen  soll,  die  man  nicht  Abfordern 
kann,  oder  wenigstens  nicht  abfordern,  ohne  dass  die  Kosten  die 
Steuer  übersteigen. 

Das  Prinzip  von  einem  steuerfreien  Existenzminimum  ist 
übrigens  so  allgemein  anerkannt,  dass  ich  es  hier  nicht  zu  moti- 
vieren brauche.  In  gewissen  Beziehungen  hat  man  es  aber  ver- 
schiedentlich angewandt.  Entweder  lässt  man  den  Abzug  nur 
von  dem  Einkommen  abhängen,  oder  auch  nimmt  man  Rücksicht 
auf  die  Grösse  der  Familie  des  Steuerpflichtigen.  Letzteres  ist 
das  Gewöhnliche  bei  den  neueren  Einkommensteuergesetzen  und 
muss  wohl  als  die  rationellere  Methode  betrachtet  werden. 

Es  kann  aber  in  Frage  gestellt  werden,  ob  man  die  richtigste 
Form  für  die  Abhängigkeit  des  Abzuges  von  der  Grösse  der 
Familie  gefunden  hat.  Wenn,  wie  in  Preussen ,  das  allgemeine 
Existenzminimum  900  Mark  beträgt,  so  ist  es  offenbar  zu  wenig, 
ausserdem  nur  noch  50  Mark  für  jedes  Kind  abzuziehen.  Mir 
scheint,  dass  keine  dieser  Ziffern  wirklich  den  Charakter  eines 
Existenzminimums  hat.  In  dem  Schweizer  Kanton  Wadt  dagegen 
ist  der  Abzug  400  fr.  ebenso  gross  für  den  Steuerzahler  selbst 
und  für  jedes  Mitglied  seiner  Familie.  Dies  repräsentiert  das 
zweite  Extrem:  ein  für  alle  bleiches  Existenzminimum. 


Soll  der  Abzug  wirklich  den  Charakter  eines  Existenzmini- 
nuims  tragen,  so  muss  man  einen  Mittelweg  einschlagen:  der 
Abzug  für  den  Steuerpflichtigen  selbst  muss  zwar  niedrig ,  aber 
doch  etwas  höher  als  der  für  deren  Kinder  sein ;  mit  Recht  muss 
auch  der  Abzug  für  die  Kinder  je  nach  verschiedenen  Altern 
verschieden  sein,  wenigstens  höher  für  das  schulpflichtige  Alter 
als  für  jüngere  Kinder,  Und  diese  Abzüge  müssen  gross  genug 
sein,  um  den  Charakter  wirklicher  Existenzminima  für  die  Kin- 
der zu  haben. 

Ferner  haben  wir  die  Frage  zu  beantworten,  ob  der  Abzug 
für  alle  gelten  soll  oder  nur  für  die,  die  unter  einer  gewissen 
Einkommensgrenze  stehen.  Von  technischem  Standpunkt  aus  ge- 
sehen ist  es  natürlich  am  einfachsten  und  darum  am  besten,  den 
Abzug  für  alle  Einkommen  gleich  zu  machen. 

Und  da  die  Steuerskala  bis  auf  weiteres  unbestimmt  ist,  hat 
die  Frage  auch  keine  reale  Bedeutung,  ausgenommen  vom  Stand- 
punkte des  Familienversorgers.  Denn  es  ist  klar,  dass  ein  allge- 
meiner Abzug  auch  in  den  höheren  Klassen  die  Häupter  der 
Familien  in  eine  günstigere  Lage  versetzen  wird,  als  die  Jungge- 
sellen. Und  ein  Abzug  eines  Existenzminimums  für  jedes  Kind 
kann  wohl  damit  motiviert  werden,  dass  es  die  Schuldigkeit  des 
Familienvaters  ist ,  den  Kindern  diesen  Minimalunterhalt  zu  be- 
reiten. 

Alle  Gründe  sprechen  also  dafür,  den  Abzug  von  der  Grösse 
des  Einkommens  unabhängig  zu  machen  und  nur  den  Rest  als 
ein  Nettoeinkommen  zu  besteuern.  Für  diese  Besteuerung  brau- 
chen wir  nur  eine  Steuerskala  aufzustellen,  die  mit  einem  Netto- 
einkommen von   I   Mark  beginnt. 

Hier  soll  nun  die  äusserst  wichtige  Forderung  von  Kontinui- 
tät geltend  gemacht  werden. 

Man  könnte,  wenn  auch  nur  unvollständig,  diese  Forderung 
in  den  folgenden  zwei  Regeln  ausdrücken : 

i)  Das  höhere  Einkommen  wird,  absolut  genommen,  bestän- 
dig höher  als  das  geringere  besteuert. 

2)  Von  dem  höheren  Einkommen  muss,  nachdem  die  Steuer 
bezahlt  ist,  mehr  als  von  dem  geringeren  übrig  bleiben. 

Diese  Regeln  bringen  uns  dahin,  die  klassifizierte  Einkom- 
menssteuer zu  verwerfen.  Anstatt  zu  suchen,  die  Steuerpflichtigen 
genau  nach  ihrem  wirklichen  Einkommen  zu  taxieren,  hat  man 
sie  zuweilen  in  Gruppen  eingeteilt  und  bestimmt,  dass  alle  Steuer- 
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Pflichtigen ,  die  einer  gewissen  Gruppe  angehören ,  d.  h.  deren 
Einkommen  zwischen  zwei  angegebenen  Werten  Hegen,  einen  und 
denselben  Steuerbetrag  entrichten  sollen. 

Als  Grund  für  eine  derartige  Steuertechnik  hat  man  die 
grosse  Schwierigkeit  angeführt,  die  es  der  Taxierungsbehörde 
sowohl  als  auch,  und  zwar  besonders  dem  Steuerpflichtigen  selbst, 
wenn  er  der  Deklarationsschuldigkeit  unterworfen  ist,  bereitet, 
sein  Einkommen  genau  anzugeben.  Man  hat  es  also  für  leichter 
gehalten  anzugeben,  zu  welcher  Klasse  ein  gewisses  Einkommen 
gehört,  als  dessen  wirklichen  Belauf  genau  zu  bestimtnen.  Dies 
kann  ohne  Zweifel  richtig  sein  für  ein  Einkommen,  das  so  ziem- 
lich in  der  Mitte  einer  Klasse  steht,  aber  ganz  falsch  für  die  Ein- 
kommen ,  die  in  der  Nähe  der  Grenzen  zwischen  zwei  Klassen 
stehen.  In  solchen  Fällen  giebt  im  Gegenteil  die  eigene  Be- 
schaffenheit der  Steuerskala  dem  Steuerpflichtigen  ein  ganz  be- 
sonderes Interesse,  einen  Teil  seines  Einkommens  zu  unterschlagen. 

Man  hat  es  versucht,  diesem  Uebel  auf  zweierlei  Weisen 
vorzubeugen.  In  der  Motivierung  zu  dem  sächsischen  Einkom- 
menssteuergesetz von  1874  äusserte  der  betreffende  Ausschuss, 
man  müsse  die  Grenzen  zwischen  den  verschiedenen  Klassen  so 
bestimmen,  dass  Bedienstete  und  im  allgemeinen  Menschen  mit 
abgerundeten  Einkommen  mitten  in  die  Klassen ,  nicht  in  die 
Nähe  der  Grenzen  gestellt  würden.  Hierdurch  würde  man  die 
Schwierigkeit  bei  der  Taxierung  von  P2inkommen,  die  nahe  den 
Grenzen  ständen,  vermeiden. 

Hiergegen  kann  man  nun  einwenden,  dass  Bedienstete  zwar 
ein  abgerundetes  Gehalt  haben  können ,  dass  sie  aber  in  der 
Regel  extra  Einkommen  haben,  die  völlig  die  Wahrscheinlichkeit 
aufheben,  dass  die  totalen  Einkommensummen  in  die  Mitte  von 
mehr  oder  weniger  willkürlich  bestimmten  Einkommenklassen 
fallen. 

Eine  bessere  Art  und  Weise,  den  Uebelständen  abzuhelfen, 
die  mit  der  Diskontinuität  des  Steuerbetrages  bei  dem  Uebergang 
von  einer  Steuerklasse  zu  einer  anderen  verknüpft  sind ,  findet 
man  in  dem  österreichischen  Vorschlage  zum  Einkommensteuer- 
gesetzesentwurf von  1892,  wo  festgestellt  wird ,  dass  der  Betrag, 
der  übrig  bleibt,  wenn  man  von  einem  der  höheren  Klasse  an- 
gehörenden Einkommen  die  für  diese  Klasse  bestimmte  Steuer 
abgezogen  hat,  nicht  geringer  sein  darf  als  die  Summe,  die  übrig 
bleibt,    nachdem    von    dem  höchsten  Einkommen    in    der  nächst 
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unteren  Klasse  die  für  diese  Klasse  bestimmte  Steuer  abgezogen 
worden  ist.  Wie  man  sieht,  hat  diese  Bestimmung  völlig  den 
Charakter  eines  Palliativs ;  es  ist  übrigens  nur  eine  Anwendung 
des  allgemeinen  Prinzipes ,  das  in  Nro.  2  der  oben  aufgestellten 
Normalforderungen  enthalten  ist. 

Die  Uebelstände,  die  einer  klassifizierten  Einkommenssteuer 
anhaften,  sind  dieselben  wie  die,  welche  im  allgemeinen  jede 
Diskontinuität  einer  Steuerskala  charakterisieren.  Wenn  der  Steuer- 
fuss  auf  einem  gewissen  Punkt  plötzlich  ein  Prozent  steigt,  so 
wird  die  entsprechende  Steuer  auf  einmal  mit  ein  Prozent  des 
Einkommens  steigen,  das  die  Grenze  bezeichnet  und  das  für  eine 
Vergrösserung  des  Einkommens ,  die  vielleicht  ganz  verschwin- 
dend ist. 

Einige  Beispiele ! 

Laut  dem  norwegischen  Steuerbeschlusse  für  das  Budgetjahr 
1./7.  1895  bis  30. /6.  1896  sollte  die  Einkommensteuer  mit  zwei 
Prozent  des  Einkommens  bis  zu  5O00  Kr.  entrichtet  werden,  aber 
mit  drei  Prozent  des  Einkommens  von  5000 — 10  000  Kr.  und  mit 
vier  Prozent  des  höheren  Einkommens.  Bei  5000  Kr.  Grenze 
steigt  die  Steuer  also  mit  ein  Prozent,  d,  h.  mit  einem  Betrage 
von  50  Kr.  Nun  wohl,  ein  jeder  kann  sich  sagen,  dass  eine  di- 
rekte Minderung  der  Steuer  mit  50  Kr.  eine  Prämie  ist,  die  völlig 
hinreicht,  den  Steuerpflichtigen  zu  veranlassen,  ganz  besondere 
Anstrengungen  zu  machen ,  sein  Einkommen  etwas  unter  die 
5000  Kr.  Grenze  herabzusetzen. 

Indem  er  auf  irgend  eine  Weise  sein  Einkommen  um  einige 
Kronen  herabsetzt,  gewinnt  er  ja  hier  ebenso  viel,  als  wenn  es 
ihm  sonst  gelänge,  der  Taxierung  2500  Kr.  zu  entwenden.  Bei 
dem  10  000  Kronenstriche  stellen  sich  die  Verhältnisse  noch  un- 
günstiger. 

In  dem  Einkommensteuervorschlag,  der  1896  von  Doumer 
der  französischen  Deputiertenkammer  vorgelegt  wurde ,  ist  ein 
Steuerabzug  für  Minderjährige  im  Prinzip  festgestellt.  Die  Formen, 
die  man  aber  gewählt  hat,  um  diesen  Gedanken  zu  verwirklichen, 
scheinen  mir  weniger  gelungen ,  besonders  im  Hinblick  auf  die 
scharfe  Diskontinuität,  die  auf  dem  Punkte  entsteht,  wo  der  Ab- 
zug aufhört,  und  die  in  ungünstigen  Fällen  mit  einem  Sprung  die 
Steuer  mit  243,36  fr.  steigert.  Diese  Summe  übertrifft  die  Steuer, 
die  unter  entsprechenden  Verhältnissen  für  ein  Einkommen  von 
20000  fr.  entrichtet  werden  sollte.     Dies  dürfte    wohl  mit  Recht 
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ein  Prämium  für  das  Verheimlichen  einiger  Francs  des  Einkom- 
mens genannt  werden  können. 

Wenn  man  nun  auch  zugiebt ,  dass  alle  diese  Mängel  ver- 
mindert werden,  wenn  die  Steuerklassen  zusammengedrängt  und 
ihre  Zahl  vergrössert  wird,  ja,  dass  dieselben  praktisch  gesehen, 
völlig  beseitigt  werden,  wenn  man  nur  genügend  kleine  Klassen 
wählt,  so  bleibt  doch  als  unbestreitbares  Resultat,  dass  eine  in 
eigentHchem  Sinne  diskontinuierliche  Steuerskala  theoretisch  falsch 
und  in  der  Praxis  besonders  unzweckmässig  ist. 

Auch  hat  man  meines  Wissens  nicht  einen  einzigen  Grund 
zur  Verteidigung  einer  derartigen  Diskontinuität  anführen  können. 
Da  dieselbe  nichts  destoweniger  in  den  meisten  progressiven 
Steuergesetzen  zu  finden  ist,  kann  ich  den  Grund  dazu  nirgendwo 
anders  als  in  den  technischen  Schwierigkeiten  finden,  die  mit  der 
Anordnung  eines  kontinuierlichen  Tarifes  verknüpft  sind.  Zwar 
sind  diese  von  mathematischem  Gesichtspunkte  aus  sehr  unbe- 
deutend, sie  scheinen  doch  gross  genug  gewesen  zu  sein,  die 
Gesetzgebung  zu  hindern,  einen  Weg  zu  betreten,  der  —  wie  ich 
im  Folgenden  zeigen  zu  können  hoffe  —  der  rationelle  ist. 

Betrachten  wir  die  Genesis  der  Steuerskalen,  so  können  wir 
sie  in  zwei  Gruppen  einteilen. 

Entweder  stellt  man  eine  mehr  oder  weniger  detaillierte  Ta- 
belle über  diejenigen  Steuern  auf,  die  verschiedene  Einkommen 
zu  entrichten  haben  —  ich  will  diese  Methode  als  die  Integral- 
methode bezeichnen.  Diese  Methode  ist  es,  die  eigentlich  den 
Anlass  zu  Diskontinuitäten  giebt.  Wenn  der  Verfasser  der  Ta- 
belle keinen  Sinn  für  einen  mathematischen  Funktionszusammen- 
hang besitzt  —  und  dies  ist  leider  nur  allzu  gewöhnlich  —  so 
fehlt  es  auch  an  jedem  Gesichtspunkt,  der  die  Einzelheiten  der 
Steuerskala  regelt,  und  das  Resultat  trägt  gar  oft  in  bedenklichem 
Grade  den  Stempel   der  Willkür. 

Die  zweite  Methode  werde  ich  als  die  Differentialmethode 
bezeichnen.  Man  denkt  sich  die  Mark,  aus  denen  ein  gewisses 
Einkommen  besteht,  in  einer  Serie  »Einkommenmark«  geordnet, 
jede  mit  ihrer  eigenen  Nummer  versehen.  Darauf  legt  man  einer 
jeden  derselben  ein  gewisses  Steuerprozent  auf.  Ist  dieses  kon- 
stant, so  hat  man  eine  proportionale  Skala;  steigt  dasselbe,  so 
wird  die  Skala  progressiv.  Wieviel  er  aber  auch  steigt,  kann  die 
Steuer  doch  nie  das  Einkommen  verschlingen.  Denn  wenn  auch 
die  höchsten  Einkommenmark  gegen  100  Prozent  bezahlen  müssen, 
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SO  sind  doch  diese  Einkommen  in  Bezug  auf  ihre  Einkommen- 
mark von  niedrigerer  Ordnungsnummer  anderen  Einkommen  völHg 
gleichgestellt.  Ausserdem  erreicht  man  durch  die  Differenzial- 
technik,  dass  die  Steuer  sich  nie  sprungweise  ändern  kann,  denn 
wenn  auch  die  Steuer  per  Einkommenmark  einen  unmotivierten 
Sprung  macht,  steigt  doch  die  Steuer  selbst  kontinuierlich.  Die 
Difterenzialmethode  ist  also  in  mehreren  Beziehungen  vorzuziehen, 
wenn  auch  erstere,  auf  eine  vernünftige  Weise  gehandhabt,  das- 
selbe Resultat  geben  kann.  Ein  Beispiel  einer  gut  durchgeführten 
Differenzialskala  hat  man  in  dem  eben  erwähnten  französischen 
Einkommenssteuergesetz. 

Ich  werde  für  die  folgende  Darstellung  die  Differenzialmethode 
annehmen. 

Wir  haben  gesagt,  dass  der  steuerfreie  x\bzug,  der  dem  Exi- 
stenzminimum entspricht,  als  im  voraus  abgezogen  zu  denken  ist, 
und  wir  haben  also  schon  die  erste  Einkommenmark  zu  besteuern. 
Es  ist  indessen  unmöglich,  ein  gewisses  Einkommen  zu  bestimmen 
und  zu  sagen:  dies  ist  das  wirkliche  Existenzminimum.  Es  wird 
darum  notwendig,  in  Bezug  auf  die  ersten  Einkommenmark  (die- 
jenigen, die  zunächst  nach  dem  Existenzminimum  der  besteuerten 
Person  folgt)  eine  gewisse  Moderation  anzuwenden.  Die  Steuer 
per  Einkommenmark  muss  also  mit  dem  Werte  Null  anfangen, 
um  später  stetig  zu  steigen. 

Bezeichnen  wir  die  Ordnungszahl  der  Einkommenmark  mit 
X,  die  entsprechende  Steuer  per  Einkommenmark  mit  y.  Der 
mathematische  Teil  der  Aufgabe  besteht  alsdann  darin,  y  durch 
eine  Funktion  von  x  auszudrücken,  die  von  dem  Werte  O  stetig 
steigt,  ohne  doch  jemals  eine  im  voraus  bestimmte  Grenze  zu 
überschreiten. 

Denken  wir  uns  die  Einkommen  nach  einer  horizontalen, 
die  x-Axe  (Fig.  i  S.  639)  abgesetzt.  In  vertikaler  Richtung  setzen  wir 
darauf  die  Steuer  y  ab,  die  jede  einzelne  Einkommenmark  treffen 
muss.  Indem  wir  die  Endpunkte  aller  dieser  vertikalen  Linien 
vereinen,  erhalten  wir  die  Kurve,  die  die  Steuer  per  Einkommen- 
niark  repräsentiert. 

Sieht  man  unsere  Aufgabe  auf  diese  Weise  graphisch,  so  ist 
sie  wirklich  so  einfach,  dass  ein  Kind  sie  lösen  kann.  Denn  es 
handelt  sich  ja  nur  darum,  in  einem  rechteckigen  Feld  von«  dem 
unteren  linken  Winkel  eine  Kurve  zu  ziehen,  die  sich  gegen  die 
obere  HorizontaUinie    (Fig.    i)    hinaufzieht.     Hat    man    ausserdem 
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noch  einen  passenden  Punkt  auf  der  Kurve  bestimmt,  d.  h.  hat 

man  die  Steuer    für    eine    bestimmte  Einkommenmark  von  nicht 

Fig.  I. 


zu  hoher  Nummer  in  der  Serie  angegeben ,  so  ist  auch  diese 
graphische  Aufgabe  ziemlich  bestimmt.  Denken  wir  uns  z.  B. 
den  Punkt  P  auf  der  Figur  von  Anfang  an  bestimmt ,  so  kann 
man  zwar  mehrere  Kurven  ziehen,  die  die  Bedingungen  erfüllen 
in  origo  zu  beginnen,  durch  P  zu  gehen,  und  sich  asymptotisch 
der  oberen  horizontalen  Linie  zu  nähern ,  die  Unterschiede  zwi- 
schen diesen  Kurven  werden  aber  sehr  unbedeutend  und  reprä- 
sentieren Variationen  in  den  Steuern,  die  kaum  mehr  als  den 
100.  Teil  ihres  Wertes  ausmachen. 

Also  kann  man  auf  diesem  einfachen  Wege  eine  Lösung 
gewinnen,  die  als  ziemlich  befriedigend  bezeichnet  werden  kann, 
und  die  jedenfalls  den  Lösungen,  die  man  gewöhnlich  sowohl  in 
der  Praxis  als  in  »wissenschaftlichen«  Werken  giebt,  weit  über- 
legen ist.  Man  vergleiche  nur  die  Kurve  Fig.  i  mit  den  Kurven 
Fig.  2  und  3  (S.  640),  die  gebräuchliche  Steuerskalen,  nämlich  die- 
jenigen Preussens  und  Sachsens  repräsentieren. 

Diese  beiden  Länder  haben  bekanntlich  klassifizierte  Ein- 
kommenssteuer. Die  Steuer  per  Einkommenmark  kann  dann 
nicht  von  einer  kontinuierlichen  Kurve  repräsentiert  werden.  Ich 
habe  es  gewählt,  Einkommen  zu  vergleichen,  die  am  Anfang  einer 
jeden  Klasse  liegen.  Bilden  wir  die  Differenz  zwischen  zwei  auf- 
einander folgenden  dieser  Einkommen.  Die  Quote  zwischen  der 
entsprechenden  Steigerung  der  Steuer  und  dieser  Differenz  be- 
zeichnet die  Steuer  pr.  Einkommenmark  an  der  Grenze  zwischen 
den  Klassen. 
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Dies    sind    die  Werte,    die  die  Kurven    graphisch    darstellen 
sollen.     Sie    können    indessen    auch    auf    andere  Weise    gedeutet 

Fig.  2. 
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werden  :  die  Fläche,  die  zwischen  der  Kurve  und  der  x-Axe,  so- 
wie links  von  einer  willkürlichen  Ordinate  liegt,  repräsentiert  die 

Fig.  3- 
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Steuer,  die  das  entsprechende  Einkommen  zu  entrichten  hat.  Es 
ist  also  völlig  korrekt,  die  fraglichen  Steuerskalen  mit  diesen 
Kurven  zu  illustrieren.  Die  Freunde  einer  progressiven  Skala  kön- 
nen,  scheint  es  mir,  nicht  besonders  zufrieden  damit  sein,  ihre 
Ideen  auf  diese  Weise  realisiert  zu  sehen.  Mit  einem  solchen 
Diagramm  in  der  Hand  kann  der  Widersacher  mit  Fug  von  »Will- 
kür in  dem  progressiven  Prinzip«  reden.  Es  ist  unmöglich,  irgend 
welchen  Gedankengang  in  der  preussischen  Skala  ausfindig  zu 
machen;  in  der  sächsischen  kann  man  möglicherweise  einen  fin- 
den —  den,  dass  die  mittleren  Einkommensmark  am  höchsten, 
die  höheren  verhältnismässig  niedrig  besteuert  werden. 

In  der  Praxis  spielen  indessen  diese  Ungleichheiten  eine  ver- 
hältnismässig   untergeordnete    Rolle.     Nicht    so    für    die    Herren 
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Theoretiker.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  alle  absurden  Spekula- 
tionen über  progressive  Steuerskalen  zu  kritisieren,  die  dann  und 
wann  erschienen  sind.  Ich  will  aber  einige  Worte  einem  Werke 
widmen,  das  ki.irzlich  erschienen  ist  und  das  in  sich  alles  Typi- 
sche dieser  Litteratur  umfasst.  Ich  meine  T7i//w  Mai^tello,  »L'im- 
posta  progressiva  in  teoria  e  in  pratica«  ^). 

Die  Idee,  die  diesem  Werke  zu  Grunde  liegt,  das  sogar  die 
Auszeichnung  genossen,  von  dem  Venezianischen  Institute  preis- 
gekrönt zu  werden,  ist,  zu  beweisen,  dass  »l'imposta  progressiva 
e  assurda  in  teoria  ed  e  impossibile  in  pratica«.  Es  scheint  nun, 
als  ob  es  sehr  schwierig  sei ,  an  der  letzteren  Behauptung  fest- 
zuhalten ,  da  so  viele  progressive  Steuersysteme  schon  längst 
praktisch  geprüft  worden  sind.  Martello  behilft  sich  aber  damit, 
zu  behaupten,  dass  diese  Systeme  im  allgemeinen  nicht  progres- 
siv, sondern  proportional  sind  ,  obwohl  mit  gewissen  im  übrigen 
ganz  willkürlichen  Modifikationen  für  die  niederen  Einkommen, 

Ausserdem  —  dies  ist  in  Martellos  Augen  ein  sehr  wichtiger 
Einwand  —  ist  die  progressive  Steuer  lange  nicht  so  einbringend 
wie  die  proportionale.  Diese  Behauptung  scheint  etwas  eigen- 
tümlich, da  der  Vergleich  doch  wohl  immer  darauf  beruht,  wel- 
chen Steuerfuss  man  der  proportionalen  Skala  zu  Grunde  legt. 
Uebrigens  ist  es  wohl  ganz  klar,  dass  wenn  man  im  voraus  be- 
stimmt, was  die  Steuer  einbringen  soll  und  dann  diesen  Betrag 
mit  der  Summe  aller  taxierten  Einkommen  dividiert,  man  den 
proportionalen  Steuerfuss  erhält.  Berechnen  wir  darauf  das  Durch- 
schnittseinkommen, Selbstverständlich  ist  es  dann  immer  mög- 
lich, einen  Teil  der  Steuern  von  Einkommen  unter  diesem  Durch- 
schnittseinkommen auf  Einkommen  über  demselben  zu  überführen. 
Und  dann  hat  man  ja  eine  progressive  Besteuerung,  die  ebenso 
viel  wie  die  proportionale  einbringt. 

Diese  Anschauungsweise  kann  uns  übrigens  eine  Antwort 
geben  auf  die  so  viel  debattierte  Terminologiefrage  von  einer 
»degressiven«  Besteuerung.  Dieser  Ausdruck  beruht  auf  der  Auf- 
fassung, dass  ein  gewisser  Steuerfuss  als  der  normale  betrachtet 
werden  soll,  dass  man  aber  aus  verschiedenen  Gründen  für  die 
kleinsten  Einkommen  Abzüge  machen  will.  Was  aber  soll  man 
mit  einem  »normalen«  Steuerprozent  meinen ,  wenn  nicht  die 
Quote  zwischen  dem  gewünschten  Steuerbetrage  und  der  Total- 
summa    aller    Einkommen.     Bewilligt    man    nun     Herabsetzungen 

i)  Atti  del  R.  Istituto  Veneto,  Tomo  VI,  Serie  VII,  Venezia  1885. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1898.  4.  A\ 
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von  diesem  normalen  Steuerprozent  für  Einkommen  unter  einer 
gewissen  Grenze,  so  folgt  ja  daraus,  dass  man  eine  entsprechende 
Steigerung  des  Steuerprozents  für  höhere  Einkommen  vornehmen 
muss.  Eine  nur  degressive  Besteuerung  ist  also  völlig  illusorisch. 
Degression  auf  der  einen  Seite  hat  unwillkürlich  Progression  auf 
der  anderen  zur  Folge. 

Kehren  wir  aber  zu  Martello  zurück.  Es  blieb  ihm  übrig, 
den  theoretischen  Beweis  für  die  Absurdität  der  progressiven 
Steuerskala  zu  liefern.  Eine  Steuerskala,  sagt  Martello,  ist  nicht 
progressiv,  wenn  das  Steuerprozent  nicht  immer  zu  steigen  fort- 
fährt. Also  muss  einer  konstanten  Steigerung  des  Einkommens 
eine  konstante  Steigerung  des  Steuerprozentes  entsprechen.  Dies 
führt  Martello  nach  einigen  sonderbaren  Rechnungen  dahin,  dass 
die  Steuer  von  einer  Parabel  repräsentiert  werden  muss  ;  sie  wird 
dann  früher  oder  später  natürlich  das  ganze  Einkommen  ver- 
schlingen ,  und  damit  ist  also  die  Absurdität  der  progressiven 
Steuerskala  bewiesen. 

Dieser  »Beweis«  ist  so  typisch  für  eine  gewisse  moderne 
Richtung  in  der  Nationalökonomie,  dass  ich  geglaubt  habe  ,  ihn 
nicht  verschweigen  zu  sollen.  Was  enthält  er  von  mathematischem 
Standpunkte  aus  ?  Ja,  dass  die  Derivata  des  Steuerprozentes  kon- 
stant sein  muss,  wenn  die  Steuer  progressiv  genannt  werden  soll; 
dann  ist  aber  das  Prozent  selbst  eine  lineare  Funktion,  die  jeden 
im  voraus  gegebenen  Wert  überschreiten  kann ;  und  das  führt  ja 
zu  Absurditäten. 

Also  ,  weil  Martello  sich  keine  andere  wachsende  Funktion 
denken  kann,  als  die,  deren  Derivata  konstant  ist,  darum  soll 
nun  alles,  was  progressive  Besteuerung  heisst,  verworfen  werden. 

Das  ist  Aeusserung  eines  quasi-mathematischen  Formalismus, 
der  aufs  kräftigste  bekämpft  werden  muss.  Man  darf  nicht  glau- 
ben, dass  weil  man  einige  Seiten  mit  mathematischen  Formeln 
anfüllt,  die  Resultate  im  geringsten  mehr  exakt  als  die  Prämissen 
werden.  Dies  ist  aber  eine  Richtung,  die  im  Begriff  ist,  in  den 
verschiedenen  Zweigen  der  Nationalökonomie  Eingang  zu  finden 
—  zum  grossen  Schaden  für  die  Wissenschaft.  Denn  die  Natio- 
nalökonomie ist  zwar  eine  Wissenschaft,  die  sich  in  quantitativen 
Begriffen  bewegt,  und  erfordert  ohne  Zweifel  die  Hilfe  der  mathe- 
matischen Technik.  Gerade  darum  aber  ist  es  von  Wichtigkeit, 
dieses  Hilfsmittel  recht  anzuwenden  und  vor  allem  nicht  zu  ver- 
gessen,  dass  die  Mathematik  doch  zuletzt  Technik,    nicht  Inhalt, 
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ist.  Daher  ist  es  gefährlich ,  mit  mathematischen  Zeichen ,  die 
man  kaum  selbst  begreift,  den  Mangel  an  wirklichen  Gedanken 
und  tieferem  Inhalt  verdecken  zu  wollen. 

Wir  hatten  die  Steuer  per  Einkommenmark  y  als  eine  Funktion 
der  Ordnungszahl  x  dieser  Einkommenmark  betrachtet,  und  es  galt, 
eine  derartige  Form  für  diese  Funktion  zu  finden,  dass  y  =  o,  wenn 
X  ==  o  war,  darauf  stetig  wuchs  und  sich  für  hohe  x-Werte  einer 
oberen  Grenze  p  näherte.  Diese  Aufgabe  konnte  leicht  graphisch 
gelöst  werden  und  diese  Lösung  hatte  wenigstens  das  Gute,  ein 
für  allemal  zu  zeigen,  dass  die  Aufgabe  eine  stetig  progressive 
Steuerskala  zu  schaffen  möglich  ist,  was  ja  gegenüber  Einwänden 
der  Art,  wie  wir  sie  soeben  kennen  gelernt  haben ,  von  Nutzen 
sein  kann. 

Damit  aber  die  Kurve  genügend  bestimmt  sein  sollte ,  war 
es  notwendig,  noch  einen  Punkt  zu  fixieren,  den  sie  zu  durch- 
laufen hatte,  was  ja  so  viel  bedeutet,  als  die  Funktion  y  einer 
neuen  Bedingung  zu  unterwerfen.  Dies  muss  indessen  so  aus- 
geführt werden ,  dass  man  die  Bedeutung  der  neuen  Bedingung 
leicht  ersieht;  und  in  dieser  Beziehung  dürfte  es  am  einfachsten 
sein,  die  totale  Steuer  zu  bestimmen,  die  ein  gewisses  mittel- 
grosses Einkommen  zu  zahlen  hat  —  soll  man  die  Sache  auf 
diese  Weise  behandeln,  ist  es  indessen  zweckmässig,  eine  wirk- 
liche arithmetische  Berechnung  einzuführen. 

Es  gilt  dann  zunächst,  eine  Funktion  von  x  zu  finden,  die 
die  soeben  angegebenen  Bedingungen  erfüllt.  Das  Einfachste 
dürfte  sein  zu  setzen 


y  =  p  ['  -  ^^] 


(■: 


Man  sieht,  dass  diese  Funktion  =  o  ist ,  wenn  x  =  o  und 
sich  dem  Grenzwert  p  nähert ,  wenn  x  unendlich  gross  wird. 
Unsere  Funktion  enthält  ausserdem  noch  eine  Konstante  c,  die 
willkürlich  gewählt  werden  kann  und  die  Form  der  Kurve  näher 
bestimmt.  Macht  man  c  unendlich  gross,  so  wird  y  =  p  (die 
horizontale  Linie  der  Figur).  Dies  bedeutet,  dass  das  Steuer- 
prozent konstant  ist,  d.  h.  man  hat  eine  proportionale  Steuer- 
skala. Für  sehr  hohe  Werte  von  c  wird  die  Skala  beinahe  pro- 
portional. Für  geringere  c-Werte  dagegen  werden  die  Abzüge, 
die  den  niedrigeren  Einkommen  bewilligt  werden,  bedeutend,  oder 
wenn  man  so  will ,  die  Progression  wird  stark.  Man  kann  also 
mit  vollem  Rechte  sagen,  dass  unsere  Methode  und  das  Resultat, 
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ZU  dem  sie  führt,  hinlänglich  allgemein  sind,  um  jeden  vernünftigen 
Standpunkt  in  Betreff  direkter  Besteuerung  in  sich  zu  schliessen. 
Aus  dieser  Formel  wollen  wir  nun  eine  neue  herleiten  ,  die 
die  totalen  Steuerbeträge  (z)  direkt  angiebt.  Diese  Formel  hat 
folgendes  Aussehen : 


:=,  p    L  _i°^  (cx+i) 


c  J  --(^) 

Um  nicht  mit  zu  vieler  Mathematik  beschwerlich  zu  fallen, 
will  ich  hier  die  Herleitung  ausschliessen.  x  bedeutet  hier  ein 
willkürliches  Einkommen  z  die  entsprechende   Steuer. 

Laut  der  Methode,  die  wir  für  die  Berechnung  des  Existenz- 
minimums acceptiert  haben  ,  ist  dieses  verschieden  für  verschie- 
dene Personen.  Denken  wir  uns  jemand  mit  einem  Existenz- 
minimum von  500  Mark.  Wir  wollen  dann  im  Einklang  mit  dem, 
was  wir  früher  in  Bezug  auf  ein  gleiches  Opfer  geäussert ,  fest- 
stellen ,  dass  wenn  dieser  ein  Einkommen  von  1500  Mark  hat, 
seine  Steuer  i^/o,  d.  h.  15  Mark  betragen  soll;  ferner  dass  die 
Steuer  für  grössere  Einkommen  sich  2  °/o  nähern  soll.  Hierdurch 
kann  man  nun  berechnen  c  =  0,01  und  p  =  2  ''/o  ^).  Darauf  kann 
man  unmittelbar  die  Werte  von  z  tabulieren.  Dabei  empfiehlt 
es  sich  zuerst  die  Werte  des  Ausdrucks  innerhalb  [  ]  zu  berech- 
nen,  die  ich  in  der  Tabelle  unter  der  Rubrik  »Berechnetes  Ein- 
kommen« aufnehme.  Die  Steuer  beträgt  dann  2*^/0  dieses  berech- 
neten Einkommens.  Dies  hat  den  technischen  Vorteil,  dass  man 
höhere  oder  niedere  Steuern  nach  Belieben  austaxieren  kann,  ohne 
deshalb  nötig  zu  haben,  eine  neue  Tabelle  aufzustellen.  Kennt  man 
nämlich  das  taxierte  Nettoeinkommen  (x),  so  findet  man  in  unserer 
Tabelle  auf  S.  645  das  entsprechende  »berechnete  Einkommen« ;  und 
von  diesem  braucht  man  alsdann  nur  ein  passendes  Prozent  auf  die- 
selbe Weise  wie  bei  einer  rein  proportionalen  Skala  auszutaxieren. 

Deshalb  muss  man  ein  für  allemal  eine  dataillierte  Tabelle 
ausrechnen ;  die  S.  645  eingeführte  enthält  nur  eine  geringe  Anzahl 
von  Einkommen  als  Beispiel. 

Wir  sehen  erstens ,  dass  die  Steuer  nie  2  "^/o  überschreitet, 
obgleich  sie  für  sehr  grosse  Einkommen  ,  diesem  Prozent  sehr 
nahe  kommt. 

Denken  wir  uns  nun  jemand  ,  dessen  steuerfreies  Existenz- 
minimum auf  500  Mark  berechnet  wird.    Ist  sein  wirkliches  Jahres- 

i)  Es  sind  diese  Werte  in  die  Formel  (i)  eingefügt ,  die  ich  für  die  Konstruk- 
tion der  Kurve  in  Fig.  i  angewandt. 


Nettoeinkommen 

lOO 

200 

300 
400 
500 
600 

700  : 
800 

I  000 

1 500 

2  000 

3  000 

4  000 

5  000 

10  000 

20  000 

100  000 

1 000  000 
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Berechnetes  Einkommen  Steuer  (z) 

30  0,60 

90  1,80 

160  3,20 

240  4,80 

320  6,40 

405  8,10 

495  10 

580  12 

760  15 

I  220  24 

1  700  34 

2  660  53 

3  630  73 
4610  92 

9  540  191 

19470  389 

99310  1986 

999080  19982 

einkommen  1500  Mark,  so  ist  sein  Nettoeinkommen  also  lOOoMark^ 
und  er  wird  laut  der  Tabelle  von  einer  Steuer  von  15  Mark  be- 
troffen, d.h.  i°/o.  Ein  Mensch  dagegen  mit  einem  steuerfreien 
Abzug  von  900  Mark  wird  von  dem  Steuerfuss  i  ^jo  bei  einem 
wirklichen  Einkommen  von  2400  Mark  betroffen.  Wird  dagegen 
das  Existenzminimum  so  niedrig  wie  zu  300  Mark  berechnet,  so 
wird  der  Steuerfuss  1*^/0  schon  ein  wirkliches  Einkommen  von 
1000  Mark  treffen. 

Wir  sehen  also  ,  dass  eine  grössere  Familie  und  im  allge- 
meinen solche  höhere  Lebenskosten ,  die  ein  höheres  Existenz- 
minimum bedingen  ,  wie  sichs  gebührt  Erleichterungen  in  der 
Besteuerung  auch  für  die  höheren  Einkommen  mit  sich   bringen. 

Betrachten  wir  jetzt  unsere  Schlussformel,  so  finden  wir,  dass 
die  Steuer  p  °/o  des  berechneten  Einkommens  beträgt ,  was  das 
Nettoeinkommen  minus  eine  gewisse  Summe  ausmacht.  Man 
könnte  also  sagen,  dass  unsere  Steuerskala  so  wirkt,  als  ob  jeder 
Steuerpflichtige  —  ausser  natürlich  dem  ein  für  allemal  abgezo- 
genen Existenzminimum  —  einen  Abzug  erhielte  ,  der  mit  dem 
Einkommen  wüchse,  jedoch  nicht  in  Proportion  zu  diesem ,  son- 
dern weniger  schnell.  Stellt  man  die  Sache  so  dar,  so  muss  ja 
die  Form  schon  in  gewissem  Grade  beruhigend  auf  diejenigen 
wirken ,  die  bei  dem  blossen  Worte  progressive  Besteuerung  an 
Konfiskation  denken.  Besonders  muss  diese  Darstellung  der 
Sache  den  Anhängern  der  sog.  standard-of-life-Theorie  gefallen, 
laut  welcher  die  Grösseren  Einkommenschichten  das  Recht  haben 
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sollen,  ein  höheres  Existenzminimum  abzuziehen ,    da  ihre  Arbeit 
einen  höheren  Lebens-standard  voraussetzen  darf. 


Ich  hofife  nun,  meine  Leser  davon  überzeugt  zu  haben,  dass 
die  progressive  Besteuerung  auf  gar  keine  grossen  technischen 
Schwierigkeiten  stösst,  sondern  sich  sehr  wohl  mit  aller  möglichen 
Rücksicht  auf  Forderungen  an  Kontinuität  und  Einfachheit  durch- 
führen lässt,  dass  besonders  eine  ununterbrochene  Progression 
durchaus  keine  Konfiskation  des  Einkommens  bewirkt,  dass  also 
die  Notwendigkeit ,  irgendwo  eine  plötzliche  und  völlig  willkür- 
liche Unterbrechung  in  der  Progression  zu  machen ,  eine  reine 
Einbildung  ist,  die  ihren  Grund  nur  in  der  vollständigen  Unkennt- 
nis der  Technik  der  Sache  haben  kann. 

Ich  hoffe  ferner  die  Vorteile  einer  auf  mathematischer  Grund- 
lage gebauten  Skala  klar  dargelegt  zu  haben.  Die  Geschmeidig- 
keit, mit  der  dieselbe  befindlichen  Verhältnissen  angepasst  wer- 
den kann  und  die  deren  Anwendbarkeit  auf  fast  alle  denkbaren 
Fälle  erstreckt,  der  rationelle  Charakter,  der  sie  jeder  Anklage 
wegen  unnötiger  Willkür  enthebt  und  ihr  einen  Stempel  von  Ge- 
rechtigkeit verleiht,  sowie  schliesslich  die  Einfachheit,  Klarheit 
und  Bestimmtheit,  die  sie  der  ganzen  Frage  von  dem  Abwägen 
der  Progression  zuführt,  dürfte  kaum  annähernd  von  irgend  einer 
der  aufs  Geratewohl  konstruierten  Steuerskalen,  die  jetzt  die  Ge- 
setzgebung beherrschen,  erreicht  werden  können. 

Unser  nächster  Zweck  dieser  steuertechnischen  Untersuchung 
war  jedoch  die  Form  für  die  »Normalsteuer«  zu  bestimmen,  deren 
konstitutionelle  Stellung  ich  im  Vorhergegangenen  erörtert.  Selbst- 
verständlich sind  die  in  oben  ausgerechneter  Tabelle  enthal- 
tenen Resultate  keineswegs  als  definitiv  zu  betrachten.  Man  kann 
ja  eine  Skala  wünschen ,  die  etwas  weniger  oder  möglicherweise 
etwas  mehr  progressiv  ist.  Dies  kann  auch  leicht  bewirkt  wer- 
den ,  indem  man  die  Werte  der  in  unseren  Formeln  erhaltenen 
Konstante  c  ein  wenig  verändert. 

Wenn  indessen  der  im  Voraus  ausgenommene  Betrag  als 
ein  wirkliches  Existenzminimum  im  eigentlichsten  Sinne  des  Wortes 
festgestellt  wird ,  weder  mehr  noch  weniger ,  so  dürfte  man  mit 
Fug  behaupten  können  ,  dass  die  jetzt  erhaltene  Steuerskala  we- 
nigstens annähernd  die  Bedingung  erfüllt,  alle  gleich  zu  drücken. 
Durch  eine  derartige,  in  die  Konstitution  eingeführte  Steuerskala, 
muss  also  die  Normalsteuer  ein  für  allemal  fixiert  werden. 
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ZUM  KARTELL  WESEN  UND  ZUR  KARTELL- 
POLITIK. 

VON 

Dr.   SCHÄFFLE. 


ZWEITER   ARTIKEL. 
Zur  Kartellpolitik. 

III.  Die  allgemeine  Bedeutung  des  Kartellwesens 
für  Gesetzgebung  und  Verwaltung. 

Hat  der  Staat  dem  Kartellwesen  gegenüber  überhaupt  ord- 
nend und  fördernd  einzuschreiten  ?  Wie  hat  im  Bejahungsfalle  das 
Einschreiten  zu  geschehen?  Das  sind  die  Fragen  der  Kartell- 
poHtik,  welche  in  diesem  zweiten  Artikel  zu  erörtern  sind,  nach- 
dem der  erste  Artikel  (3.  Heft)  das  Kartellwesen  abgesehen  von 
den  Aufgaben  des  Staates  dem  Kartellwesen  gegenüber  behan- 
delt hat. 

Bevor  in  die  Erörterung  der  einzelnen  Fragen  der  Kartell- 
politik eingegangen  werden  kann,  ist  volle  Klarheit  darüber  her- 
zustellen, ob  das  Kartellwesen  überhaupt  zu  gesetzgeberisch  und 
administrativ  belangreicher  Ausbreitung  bereits  gediehen  ist,  und 
was  die  »Nachteile«  sind,  welche  von  der  Kartellpolitik  zu  be- 
kämpfen wären ,  was  die  »Vorteile«  ,  deren  Wirksamkeit  zu  för- 
dern sein  würde. 

Was  nun  zunächst  die  im  gegenwärtigen  Abschnitt  darzu- 
stellende Ausbreitung  des  Kartellwesens  betrifft,  so  lässt  sich  die 
grosse  Bedeutung  dieser  volkswirtschaftlichen  Zeiterscheinung  von 
keiner  Seite  mehr  in  Abrede  ziehen ,    vollends   wenn    man  dabei 
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die  ganze  Strömung  der  Zeit  zu  thatsächlichen  Monopolen,  wo- 
von die  Kartelle  nur  einen  und  nicht  den  bedeutendsten  Arm 
darstellen,  zugleich  im  Auge  behält. 

Die  »Motive«  zum  österreichischen  Entwurf  eines  Kartell- 
polizeigesetzes bemerken  das  Folgende:  »Die  Errichtung  von 
Unternehmerverbänden  zu  dem  Zweck,  um  schädliche  Wirkungen 
des  freien  Wettbewerbes  abzuschwächen  oder  zu  beseitigen  und 
an  deren  Stelle  durch  einverständliches  solidarisches  Vorgehen 
der  Verbandsmitglieder  eine  für  diese  möglichst  günstige  Gestal- 
tung der  Produktions-,  Preis-  oder  Absatzverhältnisse  der  betref- 
fenden Erwerbszweige  zu  setzen,  vollzieht  sich  in  Oesterreich  in 
verhältnismässig  kurzer  Zeit  in  immer  steigendem  Masse ;  wenn 
auch  erschöpfende  Angaben  über  die  Ausbreitung  und  das 
Wachstum  dieser  Verbände  fehlen,  so  unterliegt  es  doch  keinem 
Zweifel  ,  dass  sich  diese  Entwickelung  mit  der  grössten 
Schnelligkeit  vollzieht,  dass  Unternehmerverbände 
auf  allen  Gebieten  des  Erwerbslebens  ,  auf  dem  der  Güterbewe- 
gung ,  des  Handels ,  des  Verkehrs  und  des  Versicherungswesens 
vorkommen  ,  dass  sie  bei  genussreifen  Schlussprodukten  ebenso 
häufig  sind ,  wie  bei  den  zu  deren  Herstellung  erforderlichen 
Halbfabrikaten,  Roh-  und  Hilfsstoffen  und  dgl.,  kurz,  dass  sie  eine 
der  wichtigsten  Erscheinungen  unseres  Wirtschaftslebens  gewor- 
den sind.« 

Was  hier  für  Oesterreich  amtlich  bezeugt  ist ,  gilt  auch  für 
alle  andern  fortgeschrittenen  Länder.  Ueberall  ist  verbandsmässige 
und  einzelgeschäftliche  Beseitigung  von  Konkurrenz  zum  Zweck 
thatsächlich  monopolistischer  Preisbildung  in  der  Ausbreitung 
begriffen;  auch  da,  wo  der  Samen  der  Kartellierung  weniger  in  die 
Halme  geschossen  ist,  nimmt  man  eine  desto  stärkere  Entwicke- 
lung einzelngeschäftlicher,  konzentrierter  Monopolbildung  in  Trusts, 
in  Ringen  und  in  Einzelnmonopolen  von  Erwerbsgesellschaften  und 
von  Privatunternehmungen  wahr ,  so  u.  a.  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  in  Frankreich. 

Was  Deutschland  betrifft,  so  hat  Liefmann  in  seiner  Mono- 
graphie ^)  allein  für  die  Industrie  345  Kartelle  ermittelt.  Davon 
entfallen  82  auf  die  chemische  Industrie,  80  auf  die  Eisenindustrie, 
59  auf  die  Industrie  der  Steine  und  Erden  ,  38  auf  die  Textilin- 
dustrie, 19  auf  die  Papierindustrie,  18  auf  die  Holzindustrie,  17 
auf  die  Kohlenindustrie,  15   auf  die  metallurgische  (ausser  Eisen), 

l)  Die  Unternehmeiverbände,  Freiburg,  J.  C.  B.  Mohr  (Siebeck)  1897. 
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12  auf  die  Nahrungsmittelindustrie,  5  auf  die  Lederindustrie.  Dazu 
kommen  noch  6  Kartelle  von  Transportanstalten. 

Dabei  war  die  Entwickelung  der  Industriekartelle  eine  rasche, 
namentlich  seit  der  Rückkehr  zum  Schutzzollsystem  im  Jahr  1879. 
Von  den  260  Kartellen,  deren  Entstehungsjahr  Liefmann  ermittelt 
hat,  bestanden  1865  erst  4,  1875  erst  8,  1885  schon  90,  1890  210 
und  1896    260. 

Auch  die  grosse  Mannigfaltigkeit  der  kartellierten  Artikel 
der  deutschen  Industrie  lässt  die  Kartellentwickelung  als  eine 
volkswirtschaftliche  Strömung  von  grossem  Umfang  erkennen. 
Lief  mann  zählt  auf:  Kohlen  ,  Ziegel-  und  Kalkkohlen  ,  Mager- 
kohlen ,  Briketts  ,  Grus-  und  Siebgruskohlen ,  Koks ,  Fettkohlen, 
Braunkohlen ,  Gasflammkohlen  ,  Lokomotivkohlen.  —  Eisenstein, 
Roteisenstein.  —  Qualitätspuddelroheisen,  Thomasroheisen,  Gies- 
serei-  und  Hämatitroheisen,  Stabeisen,  Bandeisen,  Halbzeug,  Trä- 
ger ,  Grobbleche  ,  Feinbleche  ,  Giessereiprodukte  ,  Baugusseisen, 
Spiegeleisen,  Fagongussstahl,  Feinstahl ,  Federstahl ,  Tempergies- 
sereiprodukte  ,  Weissblech  ,  schmiedbarer  Eisenguss  ,  gewalzte 
Röhren  ,  Walzdraht ,  Schienen  ,  Kleinbahn-  und  Grubenschienen, 
Schwellen,  Radsätze,  Radreifen,  schmiedeiserne  Röhren,  Draht- 
stifte, Temperstahlräder,  gegossene  Röhren  ,  Gasröhren  ,  Gabeln, 
Nadeln,  Nähmaschinen,  Lokomotiven,  Waggons,  Achsen,  Wagen- 
federn ,  Holzschrauben  ,  Ketten  ,  Ambos  ,  Pfannen  ,  Kohlenlöffel, 
Ofenrohre  ,  Hut-  und  Mantelhaken ,  Fensterbeschläge  ,  Nieten, 
Schubricgei,  Thür-  und  Fensterbänder,  Fenstereinlassecken,  Stiefel- 
eisen ,  Stahlblechschaufeln  ,  Spaten  ,  Kochlöffel ,  Schraubstöcke, 
Pflugscharen,  Schlittschuhe,  Lettern,  Kratzen  ,  emaillierte  Eisen- 
waren. —  Rohzink,  gewalztes  Zink,  Blei,  Walzblei,  Bleiröhren, 
Kupfer,  gewalztes  Messing,  Tomback,  Messingblech  und  Draht, 
Messingguss,  Brittanniametall ,  Schirmgestelle  ,  verzinkte  Waren, 
verzinktes  Drahtgeflecht.  —  Wismut,  Thomasphosphatmehl,  Super- 
phosphat,  Kali  und  Kalifabrikate,  Schwefelsäure,  kaustische  Soda, 
kalzinierte  Soda,  Ammoniak  und  Kristallsoda,  Chinin,  Antipyrin, 
Cocain,  Sulfonat,  Chloroform,  Salycilsäure  ,  flüssige  Kohlensäure, 
kohlensaures  Ammoniak,  Borax,  Borsäure,  Bleizucker,  Alizarin, 
Anilin,  Seifen,  Reisstärke  ,  Weinsteinsäure  ,  Oxalsäure  und  -Kah, 
Uranfarben  ,  Glanzgold  ,  Jod  ,  Brom  ,  Glaubersalz  ,  Stärkesyrup, 
Strontianit,  Alaun ,  Pottasche  ,  Zucker  ,  blausaures  Kali ,  Chrom- 
kah,  Salinenprodukte,  Milchzucker,  Essig,  Thonerdesulfat,  Lithion, 
Paraffin-  und  Mineralöle,  Paraffinkerzen,  Ultramarin,   Coffein,  Gly- 
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cerin,  Speiseöl,  Pulver ,  Dynamit ,  phosphorsaure  Salze  ,  Zucker- 
säure, Salzsäure  ,  Anilinöl ,  Kampfer  ,  photographische  Papiere, 
Ammoniak,  Kalisalpeter,  Chloralhydrat,  Zündhölzer,  Zündhütchen 
und  Jagdmunition.  —  Ziegeleiprodukte ,  Dachziegel ,  Kalk  ,  ge- 
brannter Kalk  ,  Kalkstein  ,  hydraulischer  Kalk  ,  Gips  ,  Zement, 
Kunstziegel,  Eibsandstein  ,  Pflastersteine  ,  Basalt ,  Schiefergrififeln, 
Asphalt,  Hohlglas,  Tafelglas,  Milchglas  und  Cylinder,  Spiegelglas, 
Flaschengläser  ,  Salinglas  Medizingläser  ,  Marmor  ,  Thonröhren, 
Porzellan,  Steingut.  —  Holz,  Grubenholz,  Holzstoff,  Sägemühlen- 
produkte, Kinderwagen,  Parquett.  —  Papier  ,  Pappe  ,  Strohstoff, 
Strohpapier  und  -pappe,  Graupappen  ,  Düten-  und  Beutelpapier, 
Pergamentpapier  ,  Zeitungsdruckpapier  ,  Packpapier  ,  Buntpapier, 
Tapetenpapier,  Tapeten ,  Ledertapeten  ,  Lederpappen.  —  Leder, 
Sohlleder,  Ledertuch,  Schuhe,  Filzwaren,  Gummibälle.  —  In  der 
Textilindustrie  und  verwandten  Gewerben  giebt  es  Kartelle  der 
Flachs-,  Baumwoll-,  Kammgarn-,  Woll-,  KunstwoU-  ,  Hanf- ,  Vi- 
gogne-, Schoddy-  und  Jutespinnereien ,  der  Leinen-,  Baumwoll-, 
Gardinen-,  Buntwebereien  und  der  mechanischen  Webereien,  der 
Seiden-,  Trikot-,  Zanella-,  Tuch-,  Teppich-,  Scheuertuch  ,  Lampen- 
docht-, Zwirn-  und  Nähfaden-,  Bindfaden-  und  Seidefabrikanten, 
der  Seiden- ,  Wollgarn-  ,  Kammgarn-  etc.  Färbereien ,  der  ver- 
schiedenen Arten  Appreturanstalten  ,  der  Wollkämmereien  ,  der 
Stoffdruckereien  und  der  Blaudruckfabriken. 

Das  sind  aber  nur  die  nationalen  Industriekartelle.  Zu  ihnen 
gesellt  sich  eine  bereits  stattliche  Anzahl  internationaler 
Gewerbekartelle.  Solche  haben  deutsche  Unternehmer:  für  kohlen- 
saures Ammoniak,  Borax,  Strontianit,  Oxalsäure  und  Kali,  Glanz- 
gold, Röhren  mit  England,  ferner  für  Dünger,  Thomasmehl,  Jagd- 
munition, Schienen  und  Stabeisen,  Spiegelglas  mit  Oesterreich,  — 
weiter  für  Oranfarben,  blausaures  Kali,  Bromkali,  Glasröhren  mit 
Oesterreich  und  mit  England,  —  für  Salzsäure,  Walzdraht,  Kokes 
und  Blei  mit  Belgien  ,  —  für  Milchzucker  mit  der  Schweiz,  — 
für  Soda  mit  Frankreich,  —  für  Schienen  mit  England  und  Bel- 
gien, —  für  Brom  mit  den  Vereinigten  Staaten,  —  für  Jod  mit 
England  und  Chili,  —  für  Zement  mit  Skandinavien,  —  für  Roh- 
zink mit  Belgien,  England  und  Frankreich,  —  für  Spiegelglas  mit 
Belgien,  Frankreich  und  England.  Dazu  kommt  das  ganz  inter- 
nationale Dynamitkartell. 

Es  sind  hienach  in  der  Industrie  hauptsächlich  Halbfabrikate 
und  Materialien  der  mechanischen  und    der  chemischen  Industrie, 
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welche  kartelliert  sind ,  bei  den  nationalen  Kartellen  auch  Roh- 
stofife  einer-  und  Ganzfabrikate  andererseits,  Artikel,  welche  in 
der  Qualität  gleichartig  entstehen  und  in  den  Handel  kommen,  — 
am  wenigsten  eigentliche  Luxusprodukte.  Nicht  das  ganze  Gross- 
gewerbe ist  bereits  kartelliert,  aber  doch  ein  höchst  ansehnlicher 
Teil,  namentlich  iiv  der  chemischen  Industrie,  im  Bergbau,  in  der 
Metallurgie,  in  der  Thonwarenindustrie. 

Die  Industrie  ist  jedoch  nur  eines  der  Gebiete ,  auf  welchen 
das  Kartellwesen  sich  entwickelt  hat.  Neben  den  Industriekar- 
tellen finden  sich  ungezählte  Kleingew erbskartelle  (vgl. 
Abschn.  I).  Sind  diese  auch  überwiegend  nur  unvollkommener 
Art  (vgl.  Abschnitt  II),  so  giebt  es  doch  auch  sehr  ausgebildete 
Kleingewerbskartelle  ,  z.  B.  das  in  unserem  ersten  Artikel  nach- 
gewiesene Dachdeckerkartell  und  die  Kaminfegerkartelle. 

Im  Bereich  der  grossen  V  e  r  k  e  h  r  s  a  n  s  t  a  1 1  e  n  ist  für 
Deutschland  nur  deshalb  keine  namhafte  Verbreitung  des  Kartell- 
wesens wahrzunehmen ,  weil  diese  Anstalten  verstaatlicht  sind. 
Wo  Letzteres  nicht  der  Fall  ist,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten, 
England  ,  Frankreich ,  haben  sich  Kartelle  ,  Trusts  und  Fusionen 
mächtig  entwickelt. 

Für  die  Landwirtschaft  scheint  Kartellierung  noch 
nicht  vorhanden,  wenigstens  nicht  in  grösserem  Umfang  und  in 
direkter  Ausgestaltung  nachweisbar  zu  sein.  Vielleicht  versteckt 
sich  in  manchen  Nachfragegenossenschaften  der  Landwirte  dennoch 
eine  thatsächliche  monopolistische  Beeinflussung  der  Einkaufs- 
preise und  undenkbar  ist  es  nicht ,  dass  in  der  Landwirtschaft 
auch  das  Angebotskartell  zur  Entwicklung  gelangt,  wovon  in  Ab- 
schnitt X  noch  besonders  die  Rede  sein  wird.  Einige  Strömung 
zum  Kartell  ist  auch  in  der  Landwirtschaft  zunächst  für  die  »Ne- 
bengewerbe« schon  wahrnehmbar.  In  den  jüngsten  Berliner  Be- 
schlüssen der  »Vereinigung  der  Steuer-  und  Wirtschaftsreformer« 
fand  diese  Richtung  lebhaften  Ausdruck;  es  wurde  (16.  März  1898) 
über  das  Thema  beraten:  »auf  welchem  Wege  ist  eine  Organi- 
sation in  der  Landwirtschaft  behufs  besserer  Verwertung  der 
Produkte  ihrer  Nebenge  werbe  ausführbar  unter  besonderer 
Berücksichtigung  des  Brennereigewerbes  ?«  Die  Frage  wurde  mit 
folgender  Resolution  beantwortet:  »Die  Versammlung  beschliesst: 
I.  Die  Bildung  von  Syndikaten  zur  Sicherung  eines  lohnenden 
Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Landwirtschaft  oder  der  landwirt- 
schaftlichen Gewerbe  scheint  bei  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
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der  Weltwirtschaft  unter  gewissen  Voraussetzungen  als  notwendig 
und  erstrebenswert;  2.  das  zersplitterte  Angebot  ist  nicht  in  der 
Lage,  einen  massgebenden  Einfluss  auf  die  Beseitigung  von  Miss- 
ständen des  Handels  und  Verkehrs,  der  Preisbildung  und  Güter- 
verteilung auszuüben;  diesen  erreicht  nur  die  vereinigte  Produk- 
tion, wie  zahlreiche  Beispiele  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  leh- 
ren; 3.  insbesondere  ist  die  Bildung  von  Genossenschaften  zum 
Zweck  des  gemeinsamen  Verkaufs  des  in  landwirtschaftlichen 
Brennereien  hergestellten  Spiritus,  um  genossenschaftlich  die  Spi- 
rituspreisbildung auf  einer  den  Herstellungskosten  dauernd  ent- 
sprechenden Höhe  zu  halten,  eine  landwirtschaftliche  Notwendig- 
keit geworden.« 

Offenbar  haben  das  Kartellwesen  und  die  verwandten  Er- 
scheinungen der  Trust-  und  Ringbildung  bereits  eine  Verbreitung 
erlangt ,  welche  für  die  Gesetzgebung  und  für  die  Verwaltung 
höchst  belangreich  auch  dann  sein  würde  ,  wenn  diese  thatsäch- 
hch  monopolistischen  Gestaltungen  bereits  am  Ziele  angekommen 
wären.  Das  Letztere  lässt  sich  aber  wenigstens  nicht  erweisen 
und  ist  auch  gar  nicht  wahrscheinlich.  Vorläufig  beweist  das 
Vorauseilen  der  Industrie  im  Kartell-,  Trust-  und  Fusionswesen, 
sowie  des  Handelsgrosskapitals  in  der  Ringbildung  nur  das  Eine, 
dass  in  der  Industrie  geringere  Schwierigkeiten  zu  überwinden 
sind,  nicht  aber  das  Andere,  dass  die  Ackerbau-  und  Viehzucht- 
Unternehmungen  zur  Kartellierung  überhaupt  nicht  gelangen  kön- 
nen. Das  Bedürfnis,  der  ungeregelten  Kaufs-  und  Verkaufskon- 
kurrenz ,  damit  auch  dem  ausbeutenden  Zwischenhandel  zu  ent- 
gehen, ist  gerade  in  der  Landwirtschaft  im  stärksten  Grade  vor- 
handen, wird  auch  wohl  immer  lebhafter  und  allgemeiner  empfun- 
den werden.  Bei  dem  stürmischen  Andrängen  der  Landwirtschaft 
an  den  Staat  um  Hilfe  ist  es  sehr  in  Erwägung  zu  ziehen  ,  ob 
denn  nicht  nächst  der  Herstellung  eines  die  unproduktive  Ver- 
schuldung verhindernden  Kreditrechtes  die  landwirtschaftliche  Kar- 
tellierung einen  Haupthebel  einer  fruchtbaren  Agrarpolitik  abgeben 
könnte.     Wir  kommen  hierauf  besonders  zurück  (Abschnitt  X). 

IV.  Nutzen  und  Gefahr,   »Vorteile«   und   »Nach- 
teile«  der  faktischen  Monopole. 

Dass  die  Kartelle  ,  Trusts  ,  Ringe  eine  für  unsere  Zeit  be- 
deutende Erscheinung  geworden  sind,  hat  der  vorige  Abschnitt 
bescheinigt.     Wie  und  wo  hat  nun  der  Staat  einzugreifen?  Das 
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hängt  davon  ab ,  welchen  Nutzen  und  welche  Gefahren  die  fak- 
tischen Monopole  stiften  ,  bezw.  drohen  ,  welche  Vorteile  und 
welche  Nachteile  ihnen  erfahrungsgemäss  zuzuschreiben  sind. 
Davon  ist  in  der  Kartelllitteratur  viel  die  Rede  und  in  die  kar- 
tellpolitischen Erörterungen  der  Abschnitte  V  bis  X  kann  erst 
eingetreten  werden ,  nachdem  man  mit  Nutzen  und  Gefahren, 
Vorteilen  und  Nachteilen  der  Kartelle  und  der  den  Kartellen  ver- 
wandten Erscheinungen  sich  vertraut  gemacht  hat. 

Zuerst  die  Vorteile!  Diese  werden  am  leichtesten  und 
sichersten  aufgefunden  werden,  wenn  man  die  treibenden  Ursachen 
der  neuesten  Kartellentwickelung  nachweist.  In  dieser  Hinsicht 
ist  nun  allgemein  anerkannt ,  dass  das  Kartellwesen  ein  Produkt 
der  Konkurrenz  ,  oder ,  um  es  sogleich  deutlicher  zu  sagen ,  der 
»planlosen«  ,  »wilden«  ,  »anarchischen«  ,  daher  »ruinösen«  Ent- 
artung der  Konkurrenz  sei.  Worin  besteht  denn  aber  diese  Ent- 
artung, was  ist  der  Sinn  dieser  Epitheta  der  Konkurrenz  ?  Planlos, 
wild  ,  anarchisch  und  daher  ruinös  wird  die  Konkurrenz  ,  wenn 
den  Konkurrenten  Kenntnis  und  Wollen,  um  das  Verhältnis  von 
Angebot  und  Nachfrage  zu  ermitteln  ,  und  hienach  in  der  Rich- 
tung des  Gleichgewichts  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  die 
Geschäfte  zu  führen  ,  mehr  oder  weniger  abhanden  kommen. 
Dieser  Zustand  ist  nach  Einführung  der  Gewerbefreiheit  wirklich 
eingetreten.  Er  musste  eintreten  ,  als  die  Verkehrsentwickelung 
die  Grenzen  der  Marktgebiete  ebenso  mächtig  erweiterte  ,  als  in 
stets  neues  Schwanken  versetzte. 

Als  die  rechtliche  Freiheit  der  Konkurrenz,  die  »Gewerbe- 
und  Handelsfreiheit«  gesiegt  hatte,  ging  die  fast  allgemeine  und 
von  allen  Dächern  des  ultraliberalen  Individualismus  gepredigte 
Ansicht  dahin  ,  nunmehr  werde  auch  thatsächlich  der  Preiswett- 
lauf jeder  Unternehmung  mit  jeder  anderen  gleicher  Art  für  im- 
mer der  herrschende  Zustand  der  Volkswirtschaft,  gleichsehr  auf 
dem  Waren-,  dem  Kredit-  und  dem  Arbeitsmarkt  sein,  das  Mo- 
nopol werde  thatsächlich  weil  rechtlich  nicht  mehr  wiederkehren 
können.  Diese  Erwartung  wäre  vielleicht  begründet  gewesen, 
wenn  die  Konkurrenz  auf  engen  Märkten  fortgedauert  hätte,  die 
Geschäfte  in  kleinbürgerlichem  Massstab  herrschend  und  unter 
dieser  Voraussetzung  die  Verhältnisse  von  Angebot  und  Nach- 
frage für  jeden  Konkurrenten  übersichtlich  geblieben  wären.  So 
aber  kam  es  eben  nicht,  und  konnte  es,  wenn  mit  der  modernen 
V.W.-Entwickelung  grosse,  für  den  Einzelnen  unübersehbare  und 
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unbeherrschbarc  ,  stets  schwankende  Marktgebiete  entstanden, 
auch  gar  nicht  kommen.  Die  Konkurrenz  kann  nur  dann  inner- 
halb der  Schranken  einer  normale  Preisbildung  bewirkenden 
Balanzierung  von  Angebot  und  Nachfrage  sich  bewegen  ,  wenn 
der  einzelne  Unternehmer  Angebot  und  Nachfrage  zu  überschauen, 
der  Marktbewegung  besonnen  zu  folgen  vermag.  Bei  der  riesigen 
Vermehrung  des  Verkehrs,  bei  der  wachsenden  Unübersehbarkeit 
weiter  Marktgebiete ,  bei  der  Blindheit  des  einzelnen  Geschäfts 
der  Konjunktur  gegenüber,  war  es  dem  isolierten  Konkurrenten 
unmöglich  ,  sich  in  der  Richtung  des  Gleichgewichtes  zwischen 
Produktion  und  Konsumtion,  Angebot  und  Nachfrage  zu  bewe- 
gen. Die  Verführung  durch  Ueberproduktion  und  durch  Unter- 
bieten Sieger  im  Gewinnwettlaufe  zu  werden  ,  konnte  zunächst 
gar  nicht  ausbleiben.  Ein  wilder  Krieg  Aller  gegen  Alle ,  ge- 
führt mit  den  unlautersten  Mitteln,  v/enn  dabei  »die  Aermel  selbst 
das  Zuchthaus  streiften«  ,  bildete  sich  aus.  Wer  so  nicht  mit- 
rannte, blieb  zurück.  Was  Fourier  schon  loo  Jahre  zuvor  weit- 
blickend vorausgesagt  hatte  ,  ging  thatsächlich  vollauf  in  Erfül- 
lung und  der  geniale  Pi'oudhon  erhielt  glänzend  Recht,  wenn  er 
schon  frühe  das  scheinbare  Paradoxon  ausgesprochen  hatte : 
»Die  Konkurrenz  tötet  die  Konkurrenz«.  Das  Ende  war,  dass 
die  rechtlich  freie  Konkurrenz  thatsächlich  in  umfassende  Besei- 
tigung von  Konkurrenz,  in  die  faktischen  Monopole  der  neuesten 
Zeit  umschlug.  Das  liberale  Wirtschaftsrecht  gestattet  diesen 
Umschlag,  wie  es  die  planlose  Konkurrenz  erlaubt  hatte.  Dieselbe 
Entwickelung  des  Verkehrs  ,  welche  die  Märkte  erweiterte  ,  die 
Verhältnisse  von  Angebot  und  Nachfrage  unübersehbar  und  un- 
beherrschbar  gemacht  hatte,  ist  auch  dem  Zusammenschluss  be- 
rufsgenössischer  Unternehmer  zu  Kartellen  und  Trusts  zu  Statten 
gekommen. 

Man  muss  die  Schäden  entarteter  Konkurrenz  denkenden  Ge- 
schäftsmännern nachempfinden  lernen,  um  ganz  zu  begreifen,  wie 
die  planlose  Konkurrenz  zu  monopolistischer  Beseitigung  von 
Konkurrenz  geführt  hat ,  und  warum  in  der  Aufhebung  wilder 
Konkurrenz  und  aller  Übeln  Folgen  der  letzteren  der  eigentliche 
»Nutzen«  oder  »Vorteil«  der  Kartelle  erblickt  wird.  Kein  Praktiker 
hat  die  Leiden  der  planlosen  Konkurrenz  wahrer  geschildert  und 
tiefer  begriffen,  als  der  wiederholt  erwähnte  Industrielle  der  Thon- 
warenindustrie,   G.  Mater?t.    Er  bemerkt  a.  a.  O.  ^) :   »Die  Konkur- 

i)  Industriekartelle.    1897. 
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renz  zwingt  jeden  Arbeitgeber,  seine  Leute  aufs  äusserst  zu- 
lässige Mass  auszunützen,  —  wer  sich  hierbei  von  irgend  welchen 
Humanitätsrücksichten  seinen  Arbeitskräften  gegenüber  bestim- 
men lässt,  muss  im  Wettstreit  unzweifelhaft  unterhegen.  Die  Ge- 
werbefreiheit läuft  deshalb  auf  die  Freiheit  der  Ausbeutung 
hinaus,  bei  der  aber  nur  der  Allerrücksichtsloseste  einen  wirk- 
lichen Vorteil  erzielt,  während  der  weniger  Rücksichtslose  das 
gleiche  Los  mit  seinen  Hilfskräften  teilt,  —  er  ziert  als  Besiegter 
die  Strecke.  Der  Umstand,  dass  die  grosse  Masse  der  nicht  or- 
ganisierten privatkapitalistischen  Einzelbetriebe  nicht  den  gering- 
sten Anhalt  für  die  Beurteilung  der  Frage  des  Bedarfs  besitzt, 
hat  zur  Folge  einerseits  das  Hinzutreten  immer  neuer  Wettbe- 
werber und  andererseits  die  Begünstigung  der  natürlichen  Nei- 
gung zur  Vergrösserung  der  Produktion  der  einmal  be- 
stehenden Werke:  Ueberproduktion.  Die  neu  hinzutreten- 
den Wettbewerber  wollen  es  nämlich  nie  glauben  ,  dass  der  Be- 
darf mehr  als  gedeckt  und  keine  Seide  bei  dem  Unternehmen 
zu  spinnen  sei,  und  die  einmal  bestehenden  Werke  wähnen  im- 
mer, durch  eine  Vergrösserung  ihrer  Produktion  ihre  Generalun- 
kosten verringern  zu  können.  Das  unvermeidliche  Resultat  ist 
natürlich  ein  fortgesetztes  Unterbieten  beim  Verkauf  der 
Produkte  bis  unter  die  Selbstkosten  herunter  so  lange,  bis  dem 
einen  oder  anderen  der  Atem  ausgeht.  Dann  herrscht  natürlich 
grosser  Jubel  bei  den  Ueberlebenden  ,  der  aber  nicht  lange  an- 
hält, weil  das  Werk  des  fallierten  Berufsgenossen  in  neue, 
und  gewöhnlich  kapitalkräftigere  Hände  übergeht.  Der  neue  Be- 
sitzer hat  das  Werk  vielleicht  für  die  Hälfte  des  reellen  Wertes 
erstanden  und  arbeitet  infolge  dessen  erheblich  vorteilhafter  als 
der  Vorbesitzer,  er  kann  deshalb  seinen  Konkurrenten  —  Berufs- 
genossen kennt  man  nicht !  —  schärfere  Konkurrenz  machen,  und 
thut  das  auch,  bis  ein  anderes  Opfer  zur  Strecke  gebracht  wird 
und  so  geht  es  fort.« 

Das  liesse  sich,  sagt  Matern,  noch  alles  ertragen,  wenn  die 
Schleuderkonkurrenz  Dritten  nützen  würde.  Das  sei  aber  nicht 
der  Fall.  Es  entstehe  unredliche  Konkurrenz,  der  Da- 
seinskampf mit  den  Mitteln  des  Betruges,  Warenverschlechterung, 
Schwindel ;  die  Unsicherheit  für  alle  am  wilden  Kampfe  interes- 
sierte Existenzen,  Kreditnot,  Mangel  an  Lust  und  an  Mitteln  zu 
technischen  Verbesserungen,  verbreiten  sich.  Die  planlose  Kon- 
kurrenz Hefere  den  einzelnen  Unternehmer  dem  Zwang  des  Kaufes 
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und    Verkaufes  zu    wucherischen  Preisen  ,    volkswirtschaftlich  un- 
produktiven Zwischenhändlern   und  Geldleihern  aus. 

Die  planlose  Konkurrenz  aller  isolierten  Geschäfte  des  Be- 
rufszweiges gegen  einander  hindere  endlich  eine  ökonomisch  ge- 
sunde Arbeitsteilung.  Matern  exemplificiert  in  letzterer  Hin- 
sicht sehr  interessant  auf  seine  eigenen  Erfahrungen  in  der  Thon- 
waren-Industrie  und  bemerkt:  »An  einen  Verblendsteinfabrikan- 
ten ,  der  einen  ganz  vorzüglichen  rotbrennenden  Thon  besitzt, 
tritt  häufig  die  Anfrage  nach  lederfarbenen  Steinen  heran,  —  die 
Folge  ist ,  dass  er  sich  schliesslich  veranlasst  sieht ,  zwecks  Be- 
friedigung seiner  Kundschaft  sich  irgendwo  gelbbrennenden  Thon 
zu  beschaffen  und  nun  neben  seinen  roten  Verblendern  auch  gelbe 
zu  erzeugen.  Dass  dies  wirtschaftlich  und  technisch  nicht  vor- 
teilhaft ist,  bedarf  keiner  weiteren  Auseinandersetzung.  Bei  einer 
Kartellierung  der  Verblendsteinfabriken  wird  es  nun  im  allge- 
meinen Interesse  liegen,  dass  jede  Fabrik  denjenigen  Artikel 
anfertigt,  den  sie  den  gegebenen  Verhältnissen  entsprechend  am 
vorteilhaftesten  herstellen  kann ;  solches  zu  thun  liegt  aber  auch 
in  allererster  Linie  im  Interesse  der  einzelnen  Fabrik,  sobald  ein 
Kartell-Verband  die  früheren  Rücksichten,  die  die  Fabrik  zur  An- 
fertigung eines  für  ihre  natürlichen  Bedingungen  unpassenden  Ar- 
tikels sozusagen  zwangen,  beseitigt  hat.  Oder  aber,  ein  Werk 
besitzt  einen  Thon  ,  der  die  Herstellung  grosser  Bauornamente 
schwierig  macht,  —  es  muss  sich  aber  trotzdem  mit  der  Anfer- 
tigung derselben  herumplagen ,  weil  das  ganze  Geschäft  davon 
abhängt.  Ganz  anders  beim  Kartell:  Da  liefert  das  eine  Werk 
die  Normalsteine,  und  ein  anderes,  das  besonders  gut  geeigen- 
schafteten  Thon  für  grosse  Bauornamente  besitzt  und  für  diese 
Artikel  besonders  gut  eingerichtet  ist,  liefert  diese.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  dass  eine  solche  Arbeitsteilung  ebenso  sehr  im  Interesse 
des  Einzelnen  wie  der  Gesamtheit  liegt.  Es  ist  ja  jedem  geläufig, 
dass  Arbeitsteilung  und  Spezialisierung  die  Vorbedingung  für  tech- 
nisch und  ökonomisch  vorteilhaftes  Arbeiten  ist.  Diesen  Grund- 
bedingungen wird  nun  durch  die  genossenschaftliche  Organisation 
der  Produktion  in  höchstem  Masse  Vorschub  geleistet ;  jeder  Ein- 
zelne kann  sich  nun  speziell  auf  denjenigen  Artikel  werfen,  dessen 
Fabrikation  für  ihn  am  vorteilhaftesten  ist ,  —  er  braucht  jetzt 
dem  früher  massgebenden  Gesichtspunkt ,  seine  Kundschaft  mit 
allen  möglichen  Artikeln  bedienen  zu  können,  gar  keine 
Rechnung  mehr  zu  tragen,  da  sein  Kunde  auf  jeden  Fall  von  der 
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Genossenschaft  bestens  bedient  wird.« 

Es  sei  unbegreiflich  —  meint  Matern  weiter  —  wie  man  die 
planlose  Konkurrenz  der  Berufsgenossen  im  Stande  der  hilf-  und 
übersichtslosen  Isolierung  für  eine  hohe  Entwickelungsform  der 
Volkswirtschaft  habe  ausgeben  können,  während  diese  Konkurrenz 
doch  roh  und  kulturfeindlich  sei.  Während  man  Organisation 
und  Planmässigkeit  für  menschliche  Arbeit  schon  im  begrenztesten 
Kreise  der  Bethätigung  für  unerlässlich  zum  Erfolg  halte  ,  soll 
nach  der  Manchesterdoktrin  für  die  Gesamtthätigkeit  der  Masse  des 
Volkes,  für  die  grosse  Menge  aller  gut  zu  organisierenden  Einzelnbe- 
thätigungen  keinerlei  Kollektivorganisation  nötig  sein,  sollen  sich 
Bedürfnisse  und  Befriedigungsmittel  ohne  Fürsorge  für  das  Gleich- 
gewicht immer  haarscharf  decken.  Die  Unvernünftigkeit  einer 
solchen  Annahme  liege  so  klar  auf  der  Hand  ,  dass  man  nicht 
nötig  habe,  sie  noch  besonders  zu  beweisen.  »Vernunft  und  Er- 
fahrung sagen  uns,  dass  mit  zunehmender  Kultur  und  Civilisation 
die  Menschen  in  ihrem  Arbeiten  und  Geniessen  in  stets  zuneh- 
mendem Grade  auf  einander  angewiesen  sind,  —  Arbeit  und  Ge- 
nuss  vergesellschaften  sich  immer  mehr,  —  Niemand  arbeitet  heute 
noch  unmittelbar  für  sich,  ebensowenig  wie  er  irgendwelche  Ge- 
nüsse ausschliesslich  sich  selbst  zu  verdanken  vermag.  Diese 
gegenseitige  Abhängigkeit  von  einander  bedingt  die  weitgehendste 
Einschränkung  der  persönlichen  Freiheit;  das  Zusammenleben 
gestaltet  sich  zu  einem  riesenhaften  maschinellen  Mechanismus, 
der  natürlich  um  so  sicherer  und  ruhiger  funktionieren  muss,  je 
akkurater  jeder  einzelne  Maschinenteil  justiert  ist ;  es  liegt  für 
jeden  denkenden  Menschen  auf  der  Hand,  dass  ein  derartig  kom- 
plizierter, grossartiger  Betrieb  einer  raffinierten  Organisation  be- 
darf, wenn  er  nicht  mit  ungeheuren  Verlusten  an  Kraft 
funktionieren  und  seine  Aufgabe  nur  ganz  jämmerlich  lösen 
soll.  Es  ist  unbegreiflich,  wie  einmal  die  menschliche  Gesellschaft 
auf  den  Gedanken  kommen  konnte  ,  dass  ein  solch  riesenhafter 
Wirtschaftsbetrieb,  wie  einen  solchen  die  nationale  Güterproduktion 
darstellt,  keinerlei  Organisation  bedürfe!  Es  ist  un- 
begreiflich ,  dass  man  die  üblen  Folgen  des  Mangels  jeder  Or- 
ganisation, die  für  jeden  Sehenden  zum  Greifen  nahe  liegen,  nicht 
sehen  wollte,  dass  man  gewaltsam  vor  ihnen  die  Augen  schloss, 
dass  man  all  das  Elend  ,  das  das  wahnsinnige  Herumrasen  bei 
der  nationalen  Arbeit  anrichtete  ,    ruhig    über  sich  ergehen  Hess, 
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als  handle  es  sich  um  eine  Naturnotwendigkeit  und  nicht  um  das 
Ergebnis  eigener  Unvernunft ! « 

Auf  Grund  dieser  und  anderer  Erwägungen  fasst  unser  geist- 
reicher Praktiker  seine  Kritik  der  wilden  Konkurrenz  in  folgende  zehn 
Thesen  zusammen  :  i.  Die  freie  planlose  Konkurrenz  ist  einer  ratio- 
nellen Arbeitsteilung  abträglich,  2.  sie  ist  aus  diesem 
Grunde  dem  technischen  Fortschritt  hinderlich,  3.  sie 
bedingt  eine  grosse  Vergeudung  an  Arbeitskraft  und 
Produktionsmitteln,  4.  sie  züchtet  ein  Heer  parasitischer 
Existenzen  in  der  Form  eines  die  Produktion  und  Konsumtion 
gleich  stark  schädigenden  Zwischen  händlertums, 
5.  sie  begünstigt  die  Produktion  möglichst  billiger  und  damit  un- 
solider,  die  Interessen  der  Konsumenten  schwer  schädigender 
Artikel,  6.  sie  schädigt  in  ethischer  Beziehung  das  gesamte 
Volk  aufs  schwerste  ,  weil  sie  naturgemäss  sich  ganz  unmöglich 
auf  die  Anwendung  von  nur  sittlich  lauteren  Mitteln  beschränken 
kann  ,  sondern  mit  der  Gewalt  eines  Naturgesetzes  auf  die  An- 
wendung der  allerunlautersten  Mittel  hindrängt ,  7.  sie  ist  die 
alleinige  Ursache  der  unaufhörlichen  Krisen,  weil  sie  die  An- 
passung der  Produktion  an  die  Konsumtion  ganz  unmöglich  macht, 
8.  sie  schädigt  aufs  empfindlichste  die  Interessen  der  in  der  Pro- 
duktion beschäftigten  Arbeiter,  weil  sie  mit  der  unwidersteh- 
Hchen  Gewalt  eines  Naturgesetzes  die  Arbeitslöhne  stets  auf  ein 
Minimum  herabzudrücken  strebt,  9.  sie  macht  ein  gutes  Einver- 
nehmen zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  ganz  unmög- 
lich, insofern  der  letztere  den  Druck  auf  den  Arbeitslohn  nicht 
als  das  unvermeidliche,  vom  persönlichen  Willen  des  Arbeitgebers 
ganz  unabhängige  Resultat  der  Wirkung  der  »freien  Konkurrenz«  zu 
erkennen  vermag,  sondern  darin  lediglich  eine  vom  selbstsüchtigen 
Interesse  des  Arbeitgebers  diktierte  Massregel  erblickt,  —  die 
berüchtigte  »Mästung  des  Arbeitgebers  mit  dem  Schweisse  des 
Arbeiters«,  —  10.  sie  ergiebt  als  Gesamtresultat:  a)  in  ökono- 
mischer Beziehung  ein  mächtiges  Hindernis  für  eine  rationelle 
Bethätigung  der  Schöpferkraft  des  Menschen ,  sie  ergiebt  b)  in 
politischer  Beziehung  den  mächtigsten  Hebel  zur  Dissociation 
der  einzelnen  Volksschichten,  und  c)  in  ethischer  Beziehung 
ein  unüberwindliches  Hindernis  für  eine  intellektuelle  und  sittliche 
Hebung  des  gesamten  Volkes. 

Man  braucht  den  zehn  Thesen  über    die  Schäden   der    plan- 
losen Konkurrenz  nur  die  gegensätzlich  positive  Formulierung  zu 
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geben,  so  hat  man  den  »Nutzen«  oder  die  »Vorteile«  des  Kar- 
tellwesens klar  vor  Augen  und  zwar  so  ,  wie  sie  sich  in  der  Er- 
fahrung ergeben  haben.  Sie  sind  :  i)  planmässigere  Erzeugung 
und  Umsetzung  der  Sachgüter,  planmässige  Produktion  schon  auf 
dem  Boden  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung,  leidliche  Ueber- 
sehbarkeit  von  Angebot  und  Nachfrage ,  Möglichkeit  des  Gleich- 
gewichtes zwischen  beiden  ;  2)  als  unumgängliches  Mittel  hiefür 
ein  freies  Zusammenstehen  der  Berufsgenossen,  »berufsgenossen- 
schaftliche Organisation«  wenigstens  der  Unternehmer  und  zwar 
in  zwangsloser  Weise  sowie  in  zeitgemässer  Form,  im  ganzen  Be- 
reiche kartellierungsfähiger  Geschäftszweige ;  3)  die  Möglich- 
keit, auch  den  Arbeitnehmern  in  den  Löhnen  und  in  den  For- 
derungen des  Arbeiterschutzes  besser  als  jetzt  gerecht  zu  werden, 
wenn  gleich  Weiteres  ,  nämlich  die  s.g.  Koalition  oder  das  Ar- 
beiterkartell dazu  gehört ,  um  diese  Möglichkeit  auch  zur  Wirk- 
lichkeit werden  zu  lassen;  4)  stetiger  Gang  der  Geschäfte,  Ver- 
minderung der  Absatzstockungen,  Beseitigung  von  massenhafter 
Erwerblosigkeit ;  5)  Kapital-  und  Arbeitsersparung,  indem  massen- 
hafte Vergeudung  von  Kapitalnutzung  und  Arbeitszeit,  tote  Kosten 
für  Reklame,  Geschäftsreisen,  Ladenhaltung  u.  s.  w.  abgewendet, 
indem  Verluste  in  Bankerotten  und  an  Schleuderpreisen  verhütet 
oder  doch  sehr  eingeschränkt  werden ;  Verteilung  des  Schadens 
bei  Einstellung  von  betriebsunkräftig  gewordenen  Werken  gegen 
Entschädigung  seitens  des  Kartells ;  6)  grössere  Stetigkeit,  Festig- 
keit ,  Dauerhaftigkeit  der  Preise  und  der  Verhältnisse  zwischen 
Unternehmungen  und  Kundschaften ,  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern,  Wegfall  extremer  Schwankungen,  Einschränkung 
der  Krisen  und  der  Erwerblosigkeit ;  7)  Verminderung  und  Ver- 
hütung des  parasitischen  Zwischenhändlertums,  der  wucherischen 
Ausbeutung  im  Waren-  und  im  Leihverkehr ,  positive  Eindäm- 
mung unlauterer  Führung  des  privatwirtschaftlichen  Vertrags- 
kampfes, der  F'älschung,  der  Unsolidität  der  Ware  ;  8)  Schaffung 
der  Mittel  und  Verstärkung  der  Lust  zu  technischem  Fortschritt ; 
9)  Aufrechterhaltung  selbständiger  und  selbstthätiger  Unterneh- 
mer gegenüber  der  Aufsaugung  in  völlig  abhängige  Geschäfts- 
führungen; 10)  infolge  alles  dessen  (1—9)  physische,  technische, 
politische  und  moralische  Verbesserung  der  Bevölkerung ,  Be- 
kämpfung des  die  ganze  Gesellschaft  zerfressenden  Klassenhaders 
und  allgemeinen  inneren  Unfriedens ,  kurz  Beseitigung  und  Mil- 
derung der  menschenunwürdigen,  bestialen  Art  der  Führung  der 
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sozialen  Daseinskämpfe ,  infolge  dessen  gesundere  sociale  Ent- 
wickclimg,  grösserer  Friede  in  der  ganzen  Gesellschaft. 

Man  wird  sich  jedoch  sehr  davor  zu  hüten  haben,  diese  »Vor- 
teile« des  Kartellwesens  zu  übertreiben ,  mit  den  letzteren  das 
goldene  Zeitalter  gekommen  und  der  kapitalistischen  Organisation 
die  ganze  Zukunft  vorbehalten  zu  sehen.  Man  wird  nicht  aus  dem 
Extrem  optimistischer  Lobrednerei  auf  die  »freie  Konkurrenz«  in 
das  andere  Extrem  verfallen  dürfen ,  zum  Verächter  aller  Kon- 
kurrenz zu  werden,  welche  vielmehr  im  Kartell  selbst  in  veredel- 
ter Form  weiter  zu  wirken  und  auch  dem  kartellmässigen  Mono- 
pol als  latenter  Zügel  zu  dienen  hat.  Wenden  wir  uns  daher 
auch  den  s.g.  Nachteilen  oder  »Schattenseiten«  des  Kartell- 
wesens sowie  der  anderen  Arten  thatsächlicher  Monopole  zu ! 
Nicht  bloss  der  Konkurrenz ,  sondern  auch  dem  Kartell  sind  in 
der  Kartellliteratur  viele  Punkte  schwarz  angestrichen  worden. 

Bei  der  Würdigung  der  Nachteile  und  Gefahren  des  Kartells 
ist  nur  sogleich  zu  beachten ,  dass  man  vom  Kartell  nichts  ab- 
solut Vollkommenes,  sondern  nur  Vollkommeneres  als  im  Zustande 
planloser  Konkurrenz  ,  nur  Korrektur  der  schlimmen  Wirkungen 
der  Konkurrenz  erwarten  darf.  Man  muss  sich  durchaus  gegen- 
wärtig halten  ,  dass  die  Kartellierung  den  Boden  der  kapitalisti- 
schen Volkswirtschaft  nicht  verlässt,  dass  sie  die  Thatsache  der 
Ungleichheit  in  der  Ausrüstung  mit  den  Waffen  des  wirtschaft- 
lichen Daseinskampfes  nicht  aufhebt ,  die  voraus  überlegene 
Stellung  der  Kapitalistenklasse  über  die  Arbeiterklasse  nicht  be- 
seitigt, die  Uebermacht  der  kapitalkräftigen  über  die  kapitalschwä- 
chere Unternehmung  nicht  aus  der  Welt  schafft.  Der  Sozial- 
demokratie, welche  absolute  und  radikale  Verbesserung ,  völHge 
Beseitigung  der  Ungleichheit  in  der  Ausrüstung  zum  Daseins- 
kampf verlangt,  wird  man  daher  mit  dem  Kartellwesen  den  Mund 
nicht  stopfen  können;  es  fragt  sich  nur,  ob  die  Sozialdemokratie 
berechtigt  ist  ,  absolute  Verbesserung  zu  fordern ,  so  lange  sie 
selbst  eine  praktisch  ausführbare  Radikalreform  nicht  nachgewie- 
sen hat.  Die  Anhänger  der  Verbesserung  auf  dem  Boden  der 
bestehenden  kapitalistischen  Gesellschaftsordnung  sollten  sich 
hüten,  vom  Kartell  die  ganze  Beseitigung  aller  Schwächen  heuti- 
ger Produktionsweise  zu  erwarten.  Sie  sollen  sich  vielmehr  auf 
den  soeben  geführten  Nachweis  beschränken  ,  dass  das  Kartell- 
wesen der  planlosen  Konkurrenz  gegenüber  einen  Fortschritt  der 
kapitalistischen  Volkswirtschaft  bedeute,  bei  entsprechender  Fort- 
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bildung  des  Wirtschaftsrechtes  und  der  volkswirtschaftHchen  Ver- 
waltung wenigstens  bedeuten  könne.  Matern  scheint  mir  nament- 
Uch  allzu  sanguinische  Hoffnungen  für  die  »berufsgenossenschaft- 
liche Organisation«  der  Volkswirtschaft ,  die  ich  übrigens  schon 
vor  40  Jahren  nachdrücklich  gefordert  habe,  vom  Kartell  zu  he- 
gen ;  den  Klassengegensatz  zwischen  Kapital  und  Arbeit ,  die 
Uebermacht  des  grösseren  Geldbesitzes  ,  den  Interessengegensatz 
zwischen  Unternehmungskapital  und  Leihkapital  vermag  auch 
der  kartellierende  Kapitalismus  nicht  zu  beseitigen. 

Man  kann  nun  zunächst  versuchen,  die  Nachteile  und  Ge- 
fahren der  Kartellierung  auf  einen  allgemeinen  Ausdruck  zu 
bringen ,  und  etwa  sagen :  wenn  die  planlose  Konkurrenz  die 
Masse  der  Unternehmer  selbst  leicht  aufreibt,  verführt  das  kar- 
tellmässige  und  sonstige  faktische  Monopol  die  Unternehmer  leicht 
dazu  ,  alle  Wirtschaftsführungen  ,  welche  keine  Unternehmungen 
sind,  durch  hybride,  d.  h.  die  volkswirtschaftlich  normalen  Sätze 
überschreitende  Preisstellung  auszubeuten.  Das  Monopol  macht 
die  Kartelle  und  Trusts  so  mächtig,  um  den  Konsumenten  und 
Lieferanten  ausbeutende  Preise  aufzuerlegen,  vereinten  Druck  auf 
die  Löhne  auszuüben ,  den  Staatsschatz  durch  Verteuerung  der 
Verzehrungssteuerpflichtigen  Artikel  zu  schädigen,  endlich  das  ganze 
nichtwirtschaftliche ,  namentlich  politische  Volksleben  durch  den 
Einfluss  der  Geldmacht  zu  beherrschen  und  zu  korrumpieren. 
Dagegen  ist  nur  sogleich  zweierlei  zu  bemerken.  Einmal  ist  ver- 
glichen mit  der  allgemeinen  Wirkung  planloser  Konkurrenz  die- 
jenige des  Kartells  wenigstens  für  die  Unternehmer  eine  äusserst 
vorteilhafte;  anderen  Falls  würden  auch  diese  nicht  zur  Kartellie- 
rung geschritten  sein.  Sodann  geht  ja  gerade  aus  der  planlosen 
Konkurrenz  ein  viel  brutaleres  Monopol  jener  letzten  Sieger  her- 
vor, welche  alle  ihre  Konkurrenten  auf  die  Strecke  gebracht  ha- 
ben. Den  Gefahren  des  faktischen  Monopols  kann  auch  die 
kapitalistische  Volkswirtschaft  überhaupt  nicht  ganz  entrinnen. 

Eine  ganz  allgemeine  Vergleichung  ergiebt  jedoch  überhaupt 
keine  verwertbare  Kritik  der  »Nachteile«  und  Gefahren  der  Kar- 
telle. Man  muss  die  angeblichen  und  wirklichen  Schattenseiten 
einzeln  der  Prüfung  unterziehen ,  wobei  wir  jedoch  vorerst  die 
nichtwirtschaftlichen  Gefahren  zurückstellen  wollen,  um  sie  erst 
in  Abschnitt  XI  einer  kurzen  Betrachtung  zu  unterziehen.  Die 
nachteiligen  Wirkungen  wirtschaftlicher  Art  können  nun  hervor- 
treten :    i)    an  der  Qualität  der  Unternehmer  und  an  der  ganzen 
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Stellung  der  letzteren  in  der  Volkswirtschaft ,  2)  im  Verhältnis 
des  Unternehmungskapitals  zum  Leihkapital,  3)  im  Verhältnis  der 
Unternehmer  zu  den  Lohnarbeitern,  4)  endlich  in  ihrem  Verhält- 
nis zu  den  Konsumenten,  ja  zu  allen  Wirtschaften ,  welche  nicht 
Unternehmungen  sind  und  zu  allen  Unternehmern  selbst,  welche 
den  bestimmten  gefragten  oder  angebotenen  Wert  nicht  selbst  in 
den  Verkehr  bringen  oder  im  Verkehr  aufsuchen. 

Was  nun  erstens  die  Rückwirkung  auf  die  Qualität  der 
Unternehmerthätigkeit  betrifft,  so  wird  als  nachteilige 
Folge  der  Kartelle  wie  der  trusts  hauptsächlich  hervorgehoben 
die  Schwächung  des  Unternehmungsgeistes  und  des  Erfindungs- 
eifers, die  Verwandlung  des  anregenden  Ringens  um  hohen  Unter- 
nehmergewinn in  faules  Zufriedensein  mit  »gesicherter  Unternehmer- 
rente«, Ich  halte  diese  Ansicht  im  Grunde  nicht  für  zutreffend. 
Der  Monopolist ,  auch  der  nicht  kartellmässige  ,  behält  den  An- 
trieb ,  möglichst  hohen  Gewinn  zu  machen  und  der  gesicherte 
Profit  giebt  ihm  Mut  und  Mittel,  sich  dem  Erfinden  hinzugeben, 
Patente  von  Dritten  zu  erwerben,  Melioriationen  auf  eine  weitere 
Zukunft  hin  vorzunehmen. 

Dazu  kommt,  dass  der  kartellierte  Unternehmer  durch 
die  Kartellierung  nicht  einmal  den  Konkurrenzeifer 
verliert.  Er  weiss,  dass  jeden  Augenblick  von  ojitsidei's  die 
Konkurrenz  wieder  erhoben  werden  kann ,  wenn  die  Gesamtheit 
der  Kartellgenossen  dem  Schlendrian  sich  hingiebt.  Er  weiss 
ferner,  dass  er  seine  Stellung  im  Kartell  verliert  und  Gefahr  läuft, 
bei  Erneuerung  des  Kartells  ausgeschlossen  zu  werden,  wenn  er 
nicht  fortschreitet.  Er  weiss ,  dass  er  fortschreiten  muss  ,  wenn 
er  die  Fesseln  des  Kartells  äussersten  Falls  soll  abstreifen  und 
gegen  das  Kartell  ein  Individualmonopol  soll  erobern  können. 
Er  weiss  —  und  das  gilt  selbst  vom  Trust  und  anderen  Indivi- 
dualmonopolen  —  dass  sein  Gewinn ,  so  gross  dieser  durch  das 
Monopol  werden  mag ,  sich  desto  mehr  steigert ,  je  wohlfeiler  er 
produziert,  je  vollkommener  seine  Technik  wird,  je  sparsamer  er 
das  Geschäft  führt.  Mir  erscheint  daher  die  erstgenannte  Grund- 
befürchtung bezüglich  der  Qualität  des  Unternehmerstandes  keinen 
Grund  zu  haben.  Matern  wird  vielmehr  darin  Recht  haben,  dass 
Unternehmer,  welche  lohnender  Preise  sicher  sind,  mehr  Lust  und 
mehr  sicheren  Kredit  haben,  technischem  Fortschritt  stattzugeben. 
Ich  teile  auch  vollständig  Liefnmnn's  Ansicht,  wenn  dieser  (a.  a. 
O.  S.  187  f)  meint:    »In  einer  möglichst  billigen  Produktion  liegt 
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bei  allen  Kartellen  ,  selbst  den  Gewinnkontingentieriingen ,  noch 
ein  Vorteil  für  das  einzelne  Mitglied  eines  Verbandes,  und  dieses 
Selbstinteresse  scheint  stark  genug,  den  Unternehmer  zur  Anwen- 
dung der  neuesten  und  besten  Produktionsmittel  zu  veranlassen. 
Die  Mitglieder  eines  Kartells,  welche,  durch  das  erhaltene  Mono- 
pol veranlasst,  in  der  Produktionstechnik  nur  ein  wenig  zurück- 
bleiben würden,  würden  sich  damit  nur  selbst  ruinieren  und  bald 
vom  Markte  ausgeschlossen  sehen.« 

Weiter  wird  eine  Verschlechterung  der  Lage  der 
kartellierten  und  der  ihnen  gegenüberstehenden  nicht  kartellierten 
Unternehmungen  hervorgehoben.  Die  Kartellgenossen  sollen 
ihre  Freiheit  verlieren,  die  nicht  in  das  Kartell  aufgenommenen 
schwächeren  Konkurrenten  dem  Untergang  preisgegeben  sein, 
wie  beim  planlosen  Konkurrenzkrieg.  Dem  Vorteil  der  Zurück- 
drängung des  parasitären  Zwischenhandels  stelle  sich  als  Schatten- 
seite die  massenhafte  Vernichtung  loyal  begründeter  und 
redlich   thätiger    Zwischenhandelsexistenzen    gegenüber. 

Was  nun  zunächst  die  F  r  e  i  h  e  i  t  s  beschränkung  der  kar- 
tellierten Unternehmer  selbst  betrifft,  so  umfasst  sie  beim  Kartell 
nicht  mehr  als  den  freiwilligen  Verzicht  des  Unternehmers  auf  die 
Möglichkeit,  durch  Fortsetzung  planloser  Konkurrenz  sich  zu  rui- 
nieren. Mir  scheint  in  dieser  Hinsicht  Matern  wieder  den  Nagel 
auf  den  Kopf  zu  treffen,  wenn  er  bemerkt:  »jede  O  r  ga  nis  a  tio  n 
hat  die  Unterordnung  des  Eigenwillens  unter  einen 
Gesamtwillen  zur  selbstverständlichen  Voraus- 
setzung. Ueber  das  Opfer  von  Freiheit  kommt  der  verständige 
Fabrikant  leicht  hinweg,  —  es  handelt  sich  für  ihn  nur  um  den 
Wert  des  einzutauschenden  Gutes.  Dieser  Gegenwert  besteht 
nun  in  der  Beseitigung  der  ungesunden  ,  unlauteren  Konkurrenz 
und  in  der  dadurch  bedingten  Aufbesserung  der  Preise.  Da  für 
jeden  Fabrikanten  der  Reinertrag  des  Geschäftes  der  alleinige 
Zweck  seiner  wirtschaftlichen  Thätigkeit  ist ,  so  wird  er  allen 
Massregeln ,  die  sich  auf  eine  Sicherung  des  erstrebten  Reiner- 
trages richten,  vor  allen  anderen  Rücksichten  den  Vorrang  las- 
sen ;  die  Erfahrung  lehrt  nun  ,  dass  angesichts  der  Desorganisa- 
tion der  Produktion  weder  technische  ,  noch  kaufmännische  In- 
telligenz ,  weder  Kapitalkraft ,  noch  irgend  welche  andere  Kraft 
die  Reinerträge  auf  einer  Höhe  zu  erhalten  vermag  ,  die  natür- 
lichen, gesunden  Verhältnissen  entsprechen.  Der  einsichtsvolle 
Geschäftsmann  muss  unbedingt  zu  der  Erkenntnis  kommen,  dass 
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sich  alle  Geschäftsintelligenz  als  ohnmächtig  erweist,  und  dass  ein 
gemeinsames  Handeln  aller  Berufsgenossen  den 
natürlichen  Wirkungen  der  Desorganisation  steuern  muss.« 

Die  weitere  Einwendung,  dass  das  Kartell  nicht  alle  rui- 
nöse Konkurrenz  aufhebe,  vielmehr  gegen  die  Outsiders 
selbst  den  Vernichtungskrieg  führe ,  auch  dem  Zerfall  unterliege, 
indem  neue  Konkurrenz  oder  Konkurrenz  aus  der  Mitte  bisheri- 
ger Kartellgenossen  wieder  hervorbrechen  könne,  ist  doch  kaum 
von  Gewicht.  Durch  das  Kartell  entfällt  immerhin  mehr  oder 
weniger  von  dem  Schaden  der  völlig  planlosen  wirkUchen  Kon- 
kurrenz und  die  fortdauernde  Möglichkeit  erneuter  Konkurrenz 
wirkt  latent  als  Zügel  gegen  den  noch  zu  erörternden  Hauptmiss- 
brauch faktischer  Monopole.  Nur  die  sichere  Ueberlegenheit  kann 
zum  Austritt  bewegen ,  da  ausserdem  die  (9//'/j'/(^t'r-Stellung  dem 
Austretenden  schwere  Verluste  droht.  Der  leistungsfähigste  Be- 
trieb wird  gerne  beim  Kartell  zurückgehalten  werden,  die  zurück- 
gebliebenen Geschäfte  können  daher  gesperrt  und  geschlossen 
werden  ,  was  häufig  unter  Entschädigung  der  Inhaber  geschieht 
und  für  diese  immerhin  ein  milderes  Ende  bedeutet,  als  der  Verlust 
beim  Untergang  im  planlosen  Konkurrenzkampf  auf  Tod  und  Leben. 
Das  Auftreten  neuer  Outsiders  in  Konkurrenz  mit  dem  Kartell  ist 
immerhin  dem  vereinigten  Kartellkapital  gegenüber  schwieriger, 
als  den  einzelnen  nichtmonopolistischen  Konkurrenten  gegenüber. 
Wenigstens  in  Unternehmungszweigen  mit  viel  fixem  Kapital. 

Gegenüber  dem  Vorteil  der  Zurückdrängung  parasitären  Zwi- 
schenhandels wird  ferner  der  Nachteil  hervorgehoben  ,  dass  die 
Kartelle,  noch  mehr  die  Trusts  den  Händlern ,  insbesondere  den 
Kleinhändlern  den  Untergang  oder  doch  schwere  Einbusse 
bringen;  das  geschehe  dadurch,  dass  die  Produzenten  im  Ver- 
kaufs- und  die  Konsumenten  im  Kaufsmonopol  direkt,  d.  h.  ohne 
Zwischenhändler  mit  einander  Geschäfte  machen  ,  und  dadurch, 
dass  beide  auch  da,  wo  sie  sich  des  Zwischenhändlers  bedienen 
müssen,  diesen  auf  die  Stellung  des  Agenten  mit  knapper  Pro- 
vision herabdrücken.  Allein  soweit  das  erstere  zutrifft ,  entfällt 
bloss  eine  parasitäre,  volkswirtschaftlich  verwerfliche  Vermittlung 
zwischen  Produktion  und  Konsumtion ,  eine  unproduktive  Aus- 
beutung, welche  übrigens  bei  planloser  Konkurrenz  noch  stärker 
wuchert.  Was  den  nützlichen  Handel  betrifft,  vermag  dieser  seine 
auskömmliche  Existenz  sich  dadurch  zu  sichern,  dass  er  dem  Ver- 
kaufskartell ein  Einkaufskartell  der  Zwischenhändler,   dem  Nach- 
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fragekartell  ein  Verkaufskartell  der  Zwischenhändler  entgegen- 
setzt, während  er  bei  planloser  Konkurrenz  auch  das  nicht  ver- 
mag. Der  Uebergang  zu  einem  neuen  Geschäftszweig  ist  dem 
Handelskapital  viel  leichter  als  dem  Produktionskapital  und  der 
Zusammenschluss  zum  Kartell  für  den  berufsmässigen  Händler  min- 
destens nicht  schwerer  als  für  den  Produzenten,  bezw.  Konsumenten. 
Es  ist  hienach  gar  kein  zureichender  Grund,  dem  Zwischenhandel 
zu  lieb  die  Produzentenkartelle  zu  hemmen  und  zu  belasten. 
Ausserordentliche  Eingriffe  des  Staates  sind  übrigens  nicht  aus- 
geschlossen (vergl.  Abschnitt  IX). 

Ein  zweiter  Kreis  nationalökonomischer  Anwürfe  gegen 
das  Kartell  und  die  Trusts  betrifft  die  Schwächung  der 
Stellung  der  Lohnarbeit  dem  Kapital  gegenüber.  In 
dieser  Beziehung  bemerkt  selbst  der  österreichische  Entwurf :  »wie 
die  Kartelle  die  in  der  modernen  Entwickelung  fortgeschrittenste 
Form  von  Organisationen  der  Kapitalkraft  darstellen  ,  so  werden 
sie  zugleich  als  ein  vervollkommnetes  Instrument  der  Kapital- 
übermacht gegenüber  den  wirtschaftlich  schwächeren  Klassen  fühl- 
bar; nicht  bloss  gegenüber  der  Masse  der  Konsumenten  ,  son- 
dern auch  gegenüber  den  in  den  kartellierten  Produktionszweigen 
beschäftigten  Arbeitern;  diese  werden,  wenn  sie  nicht  mehr  ein- 
zelnen Betrieben,  sondern  einem  das  ganze  Produktionsgebiet  um- 
fassenden einheitlichen  Betriebe  gegenüberstehen,  in  der  Freiheit 
der  Arbeitsgelegenheit,  in  der  Aussicht  auf  erfolgreichen  Lohn- 
kampf sehr  beschränkt  und  geraten  in  eine  grössere  Abhängig- 
keit von  den  Unternehmern,  wodurch  die  Klassengegensätze  noch 
bedenklich  verschärft  werden  könnten.«  Diesem  Anwurf  kann  ich 
mindestens  nicht  so  viel  Gewicht  beilegen  ,  um  eine  abwehrende 
Haltung  des  Staates  den  Kartellen  gegenüber  begründet  zu  fin- 
den. Die  Lohnkoalition  der  Arbeitnehmer  ist  ja  selbst  ein  Kartell 
der  Lohnarbeit  im  Preiskampf  mit  dem  Kapital.  Die  Unterneh- 
mer haben  es  auch  dann,  wenn  sie  Waren-  oder  Kreditkartellie- 
rungen  nicht  vornehmen,  in  der  Hand,  für  den  Preiskampf  gegen 
die  Lohnarbeit  zusammenzustehen.  Dieses  Zusammenstehen  der 
Arbeitgeber,  die  »Lohnkoalition  der  Arbeitgeber«  ist  auch  ohne 
den  Anschluss  an  die  Waren-  und  Kredit-Kartellierung  schran- 
kenlos möglich  und  wird,  wie  die  grössten  Strikes  und  Aussper- 
rungen gerade  der  jüngsten  Zeit  beweisen  ,  auch  in  Anwendung 
gebracht.  Die  Koalitionsfreiheit  der  Arbeitgeber  ist  so  begründet, 
wie  diejenige  der  Arbeitnehmer ;  denn  sie  ist  eine  Schranke  gegen 
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jene  Masslosigkeiten  der  Arbeiter  und  Arbeiterführer ,  welche 
mangels  des  Gegengewichts  sicher  zu  gewärtigen  sind. 

Den  Ruhm  wird  man  den  Warenkartellen  freilich  nicht  zu- 
schreiben können  ,  dass  sie  harten  Arbeitgebern  das  Herz  aus- 
nahmslos weich  machen.  Man  wird  nicht  so  weit  gehen  dürfen, 
mit  Matern  zu  hoffen  ,  dass  die  kartellierten  Unternehmer  jeden 
Druck  auf  die  Löhne  aufgeben  werden,  um  nicht  noch  grösseren 
Gewinn  zu  machen,  als  schon  die  lohnenden  Warenpreise  ergeben. 
Der  Kampf  beider  Klassen  kann  überhaupt  nicht  ausgeschlossen, 
sondern  nur  durch  vollendete  Organisation  von  beiden  Seiten 
auf  die  Bahn  gegenseitiger  biUiger  Austräge  hingedrängt  werden. 
Wir  erwarten ,  von  der  »berufsgenossenschaftlichen  Aera«  der 
Unternehmerverbände  mit  Nichten  die  völlige  Beseitigung  des 
Klassenkampfes ;  es  wird  immer  Arbeitgeber  und  Arbeiterführer 
von  mitleidlosem  Herzen  je  gegen  die  andere  Klasse  geben.  Allein 
das  Kartell  erschwert  die  für  die  Regel  billige  Entscheidung  des 
Kampfes  um  den  Lohn  und  um  die  sämtlichen  Arbeitsbedingungen 
nicht  nur  nicht,  sondern  erleichtert  sie.  Die  Arbeitgeber  können 
auskömmlichen  und  konjunkturell  berechtigten  höheren  Lohn  ge- 
währen ,  wenn  sie  solchen  im  Sachgüterverkehr  einbringen,  d.  h. 
ohne  Schaden  arbeiten  können.  Dazu  kommt,  dass  die  Arbeit- 
geber nur  desto  höheren  Wert  auf  ununterbrochenen  Fortgang 
des  Geschäfts  legen  werden  ,  wenn  ,  was  ja  an  sich  schon  eine 
wohlthätige  Wirkung  des  Kartells  für  die  Lohnarbeiter  ist  ,  die 
aus  wilder  Konkurrenz  hervorbrechenden  Stockungen  und  Krisen 
verschwinden  oder  wenigstens  abnehmen  und  gemildert  werden. 

Der  Wille  der  Arbeitgeber  zu  guten  Löhnen  und  Arbeits- 
bedingungen mag  also  durch  das  Kartell  eher  gestärkt  als  ge- 
schwächt werden.  Daher  wird  Matern  wenigstens  damit  Recht 
haben,  wenn  er  bemerkt:  »Die  Konkurrenz  der  Einzelbetriebe 
schafft  mit  der  Gewalt  eines  Naturgesetzes  einen  unversöhnhchen 
Antagonismus  zwischen  den  Interessen  der  Arbeitgeber  und 
denen  der  Arbeitnehmer  ;  sie  zwingt  die  ersteren  mit  Naturge- 
walt im  Interesse  der  Selbsterhaltung  zur  äussersten  Reduktion 
der  Arbeitslöhne  und  die  letzteren  vice  versa  zu  gewaltsamen 
Widerstandsmassregeln ;  sie  überträgt  den  Kampf  ums  Dasein 
der  Raubtiere  auf  das  Wirtschaftsgebiet  des  Jionio  sapiens.  Die 
genossenschaftliche  Organisation  der  nationalen  Produktion  be- 
wirkt das  Gegenteil:  die  Möglichkeit  einer  Teilung  der  Ar- 
beitsfrüchte unter    alle  Mitwirkenden    nach    den  Grundsätzen  von 
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Gerechtigkeit  und  Billigkeit.  Wenn  die  Annahme  ,  dass  eine 
Vereinigung  der  Arbeitgeber  zur  Unterdrückung  der  Ar- 
beitnehmer führen  müsse,  eine  Begründung  hätte,  so  würden  wir 
sie  sicher  in  Nordamerika  sich  bewahrheiten  sehen.  Es  giebt 
keine  zweite  Menschensorte,  die  so  gewinnsüchtig  und  rücksichtslos 
und  menschlichen  Mitgefühls  bar  ist,  wie  der  Yankee.  Uebertrie- 
benen  Humanitätsdusel  kann  man  diesem  wirklich  nicht  zum  Vor- 
wurf machen.  Und  gerade  in  der  Union  finden  wir ,  dass  die 
relativ  befriedigendsten  Zustände  betreffs  der  Arbeiter  in  den 
kartellierten  Industrien  herrschen  ,  und  dass  die  dortigen  hoch- 
entwickelten Arbeitervereinigungen  diese  günstige  Wirkung  der 
Kartelle  voll  anerkennen.  Die  Berichte  des  Dr.  Levy  von  Halle- 
Newyork  geben  diesbezüglich  sehr  interessante  Aufschlüsse.« 

Können  Kartelle  in  der  dritten  obengenannten  Hinsicht, 
nämlich  im  Verhältnis  zum  Leihkapital  ungünstige  Wirkungen 
hervorbringen  ?  Die  Kartelle  wie  die  Fusionen  stärken  den  Unter- 
nehmer dem  Leihkapital  gegenüber  und  zur  Organisation  des 
Monopolverbandes  fügt  sich  leicht  gemeinsame  Befriedigung  des 
Leihbedürfnisses  in  Gestalt  verschiedenartigster  Kreditgenossen- 
schaften. Kartellen  kann  in  unserer  dritten  rein  wirtschaftlichen 
Hinsicht  wohl  nur  Gutes,  nichts  Schlimmes  zugeschrieben  werden. 

So  kann  nur  noch  das  vierte  und  letzte  rein  wirtschaftliche 
Verhältnis  der  Unternehmer ,  dasjenige  zu  allen  Nichtunterneh- 
mern  ausserhalb  jedes  Kartells  ,  zu  den  Käufern  und  Verkäufern 
kartellierter  Artikel,  in  letzter  Wirkung  zu  den  Konsumenten 
in  Betracht  kommen ,  wenn  es  sich  um  die  Erwägung  der  Nach- 
teile und  Gefahren  der  faktischen  Monopole  handelt.  Nach  dieser 
Seite  zielt  auch  der  hauptsächliche  Einwurf:  das  Kartell ,  wie 
jedes  andere  rechtliche  oder  thatsächliche  Monopol  kann  alle 
Wirtschaftsführungen  ,  welche  nicht  den  monopolistisch  verbun- 
denen Unternehmungen  angehören,  ebenso  durch  ausbeutend 
hohe  Preisstellung  gefährden,  wie  die  planlose  Konkurrenz 
leicht  einen  immer  grösseren  Teil  der  einander  niederkonkurrie- 
renden Unternehmer  durch  Schleuderpreise  und  durch  alle  son- 
stigen Wettbewerbvergeudungen  schädigt.  Wenn  nicht  immer 
und  in  jedem  monopolisierten  Unternehmungszweig,  so  doch  oft, 
wiederholt  und  in  stets  wachsendem  Umfang  trete ,  so  wird  be- 
hauptet ,  diese  Folge  ein.  H  i  e  n  a  c  h  würde  —  wenigstens 
unter  gewissen  Voraussetzungen  —  das  Monopol,  wie  die 
Konkurrenz    zur    Abweichung    von    der    Volkswirt- 
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Schaft  lieh  normalen  Preisbildung  führen,  nur  in 
entgegengesetzter  Richtung  und  unter  dem  Drang 
anderer  Umstände.  Dem  Verfasser  d.  will  es  scheinen,  dass 
die  allem  thatsächlichen  Monopol  zugeschriebenen  Gefahren  ab- 
normer Preisbildung  teilweise  ebenso  bestehen,  wie  die  entgegen- 
gesetzten bei  planloser  Konkurrenz.  Man  wird  die  Meinung  fest- 
halten dürfen  ,  dass  diese  Schäden  und  Gefahren  so  wenig  »von 
selbst«  heilen  und  verschwinden ,  wie  diejenigen  des  ruinösen 
Wettbewerbes. 

Freilich  wird  auch  das  Gegenteil  aus  der  Erfahrung  heraus 
behauptet.  Es  wird  angeführt,  dass  selbst  die  rücksichtslos  bru- 
talen Trusts  und  Kartelle  der  Verein.  Staaten  im  allgemeinen 
preisverbilligend  gewirkt  haben ;  sogar  von  dem  nach  dem  Welt- 
monopol in  Mineralöl  greifenden  Standard  Oil  Trust  wird  das 
gerühmt.  Allein  abgesehen  davon,  dass  von  diesem  Trustmoloch 
auch  das  Gegenteil  gesagt  wird ,  ist  zu  bemerken ,  dass  sich  ein 
allgemeines  Urteil  überhaupt  kaum  fällen  lässt.  Es  wird  ja  an- 
zunehmen sein,  dass  die  Kartelle  und  Trusts  ihre  Monopolpreise 
unter  den  vorherigen  Konkurrenzpreisen  halten  können,  wenn  sie  die 
der  wilden  Geschäftskonkurrenz  anhaftenden  Kostenvergeudungen 
wirklich  vermeiden.  Eine  andere  F'rage  aber  ist  es ,  ob  sie  von 
selbst  das  auch  thun  wollen  ,  falls  sie  nicht  mittelbar  von  den 
Tauschgegnern  oder  unmittelbar  durch  den  Staat  zur  Stellung 
normaler  Preise  genötigt  werden  und  genötigt  werden  können. 
Nicht  die  Durchschnittssätze  planlos  konkurrenzierter  Preisbewe- 
gung ,  sondern  die  volkswirtschaftlich  normalen  Preise  müssen 
bei  dem  Urteil  über  eine  im  allgemeinen  verbilligende  Wirkung 
der  kollektiven  und  der  individuellen  Monopole  zum  Ausgang 
genommen  werden.  Vom  Boden  der  monopolistischen  Produk- 
tion können  —  den  früheren  Konkurrenzpreisen  gegenüber  — 
billigere  Preise  abnorm  sein,  nämlich  im  Verhältnis  der  billigeren 
Kosten  monopolistischer  Produktion. 

Als  volkswirtschaftlich  normalen  Preis  wird  man  nun  den- 
jenigen zu  bezeichnen  haben,  bei  welchem  Nachfrage  und  Ange- 
bot sich  unter  dem  möglichst  grossen  Gesamtnutzen  und  unter 
möglichst  geringen  Gesamtkosten  so  stellen ,  dass  das  letzte 
und  kostspieligst  hergestellte  Angebot  noch  verlustlos  ist  und 
die  letzte  noch  zahlungsfähige  Nachfrage  eine  für  ihre  Wirtschafts- 
führung noch  immer  vorteilhafte  Befriedigung  findet.  In  dieser 
Hinsicht  ist  nun  die  planlose  Konkurrenz  voraus  nicht  besser  als 
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das  Monopol.  Der  einzelne  Konkurrent  selbst  übersieht  gar  nicht 
Angebot  und  Nachfrage ,  kann  also  auch  nicht  das  volkswirt- 
schaftlich normale  Gleichgewicht  planvoll  herstellen ;  von  der  Ge- 
samtheit seiner  Konkurrenten  aber  wird  er  stossweise,  unter  fort- 
laufenden Preisschwankungen,  nur  aufs  Ungefähre  dahin  gedrängt, 
früher  oder  später  eine  Unternehmung  oder  eine  Nachfrage  auf- 
7Aigeben,  bei  welcher  er  nicht  auf  die  Kosten,  bzw.  in  der  Nach- 
frage nicht  mehr  auf  einen  für  seine  Wirtschaft  oder  s.g.  »Zah- 
lungsfähigkeit« positiven  Nutzen  kommt. 

Beim  Monopol  ist  bewusste  Einwirkung  auf  das  ordentliche 
Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  wenigstens  m  ö  g- 
lieh;  alle  gerühmten  Vorteile  der  Kartelle  und  der  Trusts  im 
Gegensatz  zum  aufreibenden  Konkurrenzsystem ,  können  nur 
darauf  beruhen  ,  dass  wohl  die  Leitung  eines  so  geschlossenen, 
wie  umfassenden  Monopolbetriebes  die  »objektive  wirtschaftliche 
Sachlage«  weit  vollkommener  zu  überschauen  und  zu  beherrschen 
vermag,  als  bei  Konkurrenz  irgend  einer  der  Konkurrenten  das 
im  Stande  ist.  Allein  dieser  selbe  Jemand  will  aus  freien 
Stücken  nicht  immer,  was  er  vermag ,  er  will  eben  seine  Kennt- 
nis und  Beherrschung  der  »objektiven  wirtschaftlichen  Sachlage« 
nicht  zur  Herstellung  des  jederzeitigen  Normalpreises  der  Waren, 
der  Löhne,  der  Kurse,  verwerten,  er  erstrebt  nicht  den  grössten 
Nutzen  für  das  Publikum.  Er  verfolgt  den  gerade  umgekehrten 
Zweck  und  will  den  dem  Kartell  vorteilhaftesten  Preis,  ohne  jede 
Rücksicht  auf  das  Verbleiben  beim  Normalpreis  zur  Geltung  bringen. 
Von  den  Kartellanwälten  wird  freilich  immer  behauptet,  dass  die 
Kartelle  nie  und  nimmer  auf  monopolistischen  Kartellmissbrauch 
ausgehen.  Doch  widerspricht  dem  der  ganze  thatsächliche  Kar- 
tellunfug. So  arge  Wölfe,  wie  sie  oft  geschildert  werden,  werden 
die  Kartellleitungen  im  allgemeinen  nicht  sein.  Dass  es  ihnen 
jedoch  Skrupel  machen  wird,  vom  Normalpreis  abzuschwenken, 
soweit  es  ihr  Vorteil  ist  und  die  »Sachlage«  es  gestattet ,  wird 
niemand  glauben.  Gemeinnützige  Selbstbeherrschung,  massvolles 
Verweilen  in  der  Nähe  des  Normalpreises,  was  ihnen  erkenntnis- 
und  interessenmöglich  wäre,  darf  man  von  den  Trust-  und  Kar- 
tellleitungen für  die  Regel  nicht  erwarten  ,  ohne  dass  ihnen  von 
aussen  ,  sei  es  unmittelbar  ,  sei  es  mittelbar  ,  stärkere  Antriebe 
dahin  gegeben  werden,  auch  zu  wollen,  was  sie  können ,  hiermit 
aber  das  Konkurrenzsystem  durch   eine  vollkommnere  Form  der 
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Organisation  von  Produktion  ,    Absatz    und  Preisbildung    zu  ver- 
bessern. 

Lust  zu  ausbeutender  Preisstellung  steckt  wirklich  jedem 
Monopolisten,  auch  dem  Kartellbruder,  tief  im  Herzen.  Es  kommt 
also  darauf  an ,  kartellpolitisch  das  Wirtschaftsrecht  und 
die  volkswirtschaftliche  Verwaltung  so  einzurichten,  dass  für  die 
Regel  und  ordentHcher  Weise  auch  das  thatsächliche  Monopol 
in  die  Richtung  der  normalen  Preisbildung  gedrängt  und  der 
Monopolmissbrauch  im  Zügel  gehalten  wird,  ausnahmsweise  und 
in  besonderen  Fällen  auf  die  normale  Preisbildung  durch  ausser- 
ordentliche Massnahmen  der  volkswirtschaftlichen  Verwaltung 
einzuwirken, 

V.  Die  Kartellpolitik    gegenüber    den  verschie- 
denen K  a  r  t  e  1 1  i  e  r  u  n  g  s  m  e  t  h  o  d  e  n. 

Es  ist  möglich  und,  wie  sich  zeigen  wird,  thatsächlich  nach- 
weisbar, dass  nach  den  Objekten  der  Kartellierung  das  Bedürfnis 
staatlicher  Förderung  und  staatlicher  Einschränkung  ein  verschie- 
denes ist ,  namentlich  was  das  ausserordentliche  kartell- 
polizeiliche  Eingreifen  des  Staates  betrifft  (Abschnitt  IX). 
Dagegen  die  Art  der  Kartellorganisation ,  die  Verschiedenheit 
der  Methoden  der  Kartellierung ,  der  Unterschied  der  vollkom- 
menen und  der  unvollkommenen  Kartellierung  haben  für  das  or- 
dentliche allgemeine  Verhalten  des  Staates  den  Kartellen  gegen- 
über keine  Bedeutung.  Gefährlich  in  Beziehung  auf  ausbeutende 
Preisbeherrschung  können  die  unvollkommenen  wie  die  vollkom- 
menen ,  die  Geschäftsausteilungs-  wie  die  Gewinnausteilungskar- 
telle werden. 

Der  rote  Faden,  welcher  bei  den  Kartellen  alles  durchzieht, 
ist  die  Herstellung  gewinnbringender  Preise  ,  auch  wenn  diese 
eine  ausbeutende  Höhe  erreichen.  Daran  ändert  sich  nichts,  ob 
die  kartellierten  Werke  der  Reihe  nach  die  erreichbaren  Bestel- 
lungen gegen  einen  verabredeten  niedrigsten  Preis  übernehmen, 
oder  ob  jedes  der  Werke  nur  einen  Teil  der  vorhandenen  Nach- 
frage übernimmt,  ob  ein  Werk  den  Nutzen  allein  hat  oder  einen 
Teil  der  erreichbaren  Bestellungen  und  den  Nutzen  daraus  den 
Kartellgenossen  überlässt.  Auch  ändert  sich  hieran  nichts  ,  ob 
nach  der  Leistungsfähigkeit  oder  nach  einem  anderen  Masse  die 
quantitative  Aufteilung  der  Bestellungen  stattfindet.  Selbst  dann, 
wenn  das  Kartell  die  Bestellungen  nicht  gemeinsam  aufsucht,   son- 
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dern  nur  überhaupt  Produktionsmaxima  und  Preisminima  verab- 
redet, oder  wenn  nur  entweder  der  Produktionshöchstbetrag  oder 
der  Preismindestbetrag  genossenschaftlich  festgestellt  wird,  immer 
ist  bestimmender  Einfluss  auf  den  Preis  Hauptzweck  der  Kar- 
tellierung. Das  ist  selbst  bei  der  losesten  Form  der  Kartellie- 
rung, dem  eigentlichen  Rayonierungskartell  der  Fall,  bei  welchem 
weder  die  Produktion,  noch  der  Preis  limitiert,  sondern  das  Ab- 
satzgebiet geographisch  zerlegt  wird.  Auch  wenn  die  Preisbe- 
stimmung dazu  dient,  die  Inlandpreise  unter  der  Gunst  der  Schutz- 
zölle darum  höher  zu  halten  ,  um  im  Ausland  die  Konkurrenten 
unterbieten  zu  können,  bildet  die  einseitige  Preisbestimmung  ohne 
Rücksicht  auf  dritte  Interessen  das  Ziel  oder  doch  die  Folge  der 
Kartellierung.  Dieser  gemeinsame  Zug  zum  ausbeutbaren  und 
wirklich  ausgebeuteten  thatsächlichen  Monopol  tritt  bei  den  Ein- 
kaufs- wie  bei  den  Verkaufskartellen  ,  bei  den  Börsensyndikaten 
wie  bei  den  Warenkartellen  hervor.  Ob  die  Schädigung  den 
Staat  oder  das  Publikum  trifft,  ob  sie  eine  unmittelbare  ist,  wie 
beim  Kapitalanlage  -  Kartell  für  diejenigen  ,  welche  Wertpapiere 
gerade  verkaufen  wollen  oder  verkaufen  müssen,  oder  mittelbar, 
indem  die  Ringoperationen  in  Wertpapieren  Privatvermögen  bloss 
beunruhigen  oder  den  Staatskredit  berühren,  thut  nichts,  denn 
es  ändert  nichts  an  der  Thatsache ,  dass  der  Sondervorteil  der 
Kartellgenossen  durch  Beherrschung  der  Preise  vermittelt  wird. 
Dasselbe  ist  nicht  bloss  den  Konsumenten  ,  sondern  auch  den 
Lohnarbeitern  gegenüber,  also  nicht  bloss  bezüglich  der  Waren- 
sondern  auch  bezüglich  der  Arbeits-Preisbeherrschung  der  Fall. 
Nach  seinem  Ausgangspunkte  müsste  die  Kartellpolizei,  wenn 
solche  überhaupt  beliebt  wird,  auch  gegenüber  Kapitalanlagekar- 
tellen von  der  Art  der  amerikanischen  Investment  trusts  Schutz 
gewähren.  Die  Art  von  Handelskartellen ,  welche  sich  als  Ver- 
einigung von  Kapitalisten  zur  Anlage  des  Kapitals  in  Unterneh- 
mungen und  Wertpapieren  verschiedener  Art  zu  dem  Zweck  einer 
guten  Durchschnittsrente  darstellen  ,  hat  in  Amerika  weithin  ge- 
schadet und  den  Spekulationsmarkt  stark  gestört.  In  dem  Masse, 
als  in  den  Händen  solcher  Anlagevereinigungen  das  Kapital  für 
Anlagen  wächst  ,  wird  es  gerne  schon  zu  unmittelbarer  Beein- 
flussung der  Wertpapierkurse  benutzt,  und  wird  der  durch  Kauf 
von  Aktien  gleichartiger  Unternehmungen  gewonnene  Einfluss 
dazu  missbraucht,  unmittelbar  die  Produktion  selbst,  durch  diese 
den  Absatz  und  die  Rentabilität,   hierdurch  den  Wert  der  Aktien 
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ZU  beeinflussen.  In  den  Vereinigten  Staaten  hat  auch  der  In- 
vestment Trust  den  soliden  Teil  der  Rentnerwelt  gegen  die  Trust- 
freiheit sehr  stutzig  gemacht. 

Selbstverständlich  ist  staatliches  Einschreiten  auch  gegen  die 
Trusts  und  die  Ringe  herausgefordert,  wenn  solches  schon  den 
Kartellen  gegenüber  angezeigt  sein  sollte.  Die  konzentrierteren 
Monopole  haben  eher  die  stärkere  Macht ,  die  Preisbildung  aus 
den  normalen  Bahnen  zu  drängen  ,  fordern  also  eher  schärfere 
Aufsicht. 

Hienach  kommt  bei  allen  thatsächlichen  Monopolen  ent- 
weder kartellpolitisches  Einschreiten  nicht  in  Frage ,  oder  ein 
solches  erfolgt  jeglicher  Methode  und  Organisation  der  Kartellie- 
rung gegenüber  und  gegenüber  auch  den  Monopolen  der  nicht- 
verbandsmässigen  Kapitalkonzentration. 

Mit  Recht  verwirft  daher  Liefmann  anderen  Kartellschrift- 
stellern gegenüber  den  Vorschlag ,  alle  jene  Kartelle  von  der 
staatlichen  Regelung  auszunehmen,  die  nicht  mit  besonde- 
ren Organen  ausgestattet  sind.  »Dies  würde  die  ailer- 
ungünstigsten  Folgen  haben  und  wäre  wohl  das  Verkehr- 
teste, was  man  im  allgemeinen  Interesse  thun  könnte;  denn  es 
würden  dadurch  die  niederen  und  losen  Kartellformen  begünstigt, 
die  Entwicklung  zu  den  höheren  und  festeren  Verbänden  aber 
verhindert.«  Gerade  die  einfachen  Preiskartelle  seien  es  nämlich, 
welche  in  den  Preisfestsetzungen  am  rücksichtslosesten  vorzu- 
gehen pflegen  und  kein  Mass  zu  halten  vermögen,  wofür  beson- 
ders die  chemische  Industrie  zahlreiche  Beispiele  biete.  —  Es 
würden  nicht  bloss  die  vollkommeneren ,  mehr  Mass  haltenden 
Kartelle  den  unvollkommenen  gegenüber  belästigt  und  gehemmt 
werden,  sondern  die  weniger  preisgefährlichen  Kartelle  überhaupt 
den  preisgefährlicheren  triists  und  Ringen  gegenüber. 

Bezüglich  der  K  a  r  t  e  1 1  i  e  r  u  n  g  s  m  e  t  h  o  d  e  n  muss  kartell- 
politisch das  singulare  Eingreifen  hienach  ängstlich 
vermieden   werden. 

VI.  Die  K  a  r  t  e  1 1  p  o  1  i  t  i  k  und  die  immanenten 

Schranken  gegen  ausbeutenden  Gebrauch  that- 

sächlicher  Monopole. 

Der  Staat  hat  die  Ausschreitungen  der  planlosen  Konkurrenz 
nicht  verhüten  und  bewältigen  können ,  sie  zu  bewältigen  kaum 
versucht ;    das    Kartell    und    der  Trust    haben    ohne   Zuthun    des 
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Staates  Dämme  gegen  die  Entartung  der  Konkurrenz  aufgewor- 
fen, der  freien  Volkswirtschaft  innewohnende  ,  sagen  wir  imma- 
nente Schranken  gegen  die  Schäden  planloser  Konkurrenz  ge- 
schaffen. Es  fragt  sich,  ob  ausserstaatlich  innewohnende  Schran- 
ken, d.  h.  Triebe,  und  Kräfte  der  in  die  privat  wirt- 
schaftlichen Preiskämpfe  verwickelten  Interes- 
senten selbst,  auch  gegen  die  Ausschreitungen  der  Kartelle, 
Trusts  und  Ringe  zu  gewärtigen  oder  vielleicht  schon  wirksam  sind. 

Darüber  kann  man  sich  nur  Antwort  geben,  wenn  man  ein  für 
alle  Mal  mit  der  Ansicht  bricht,  dass  Konkurrenz  und  M  o  n  o- 
pol  als  oberste  Prinzipien,  als  absolute  Ziele, 
nicht  als  blosse,  sogar  unzureichende  Mittel  zur 
Sicherung  normaler  Preisbildung  in  der  kapitalisti- 
schen Volkswirtschaft  anzusehen  sind.  Man  muss  sich 
völlig  darüber  klar  werden  ,  dass  es  wirksame  Schranken  gegen 
den  Missbrauch  thatsächlicher  Monopole  neben  und  ausser  der 
Konkurrenz  giebt,  —  Garantien  normaler  Preise,  welche  auch  da 
nicht  versagen  ,  wo  Konkurrenz  und  Monopol  hohe  Preise  nicht 
bewirken.  Die  ordentliche  Aufgabe  der  Kartellpolitik  be- 
steht eben  darin,  im  gemeinen  VVirtschaftsrecht  diese 
Garantien  zur  Geltung  zu  bringen  und  sie  in  der 
volkswirtschaftlichen  Verwaltung  zu  verstärken, 
ausserordentliche  Eingriffe  aber  nur  insoweit  ein- 
treten zu  lassen,  als  das  »freie  Spiel«  der  imma- 
nenten Tendenzen  und  der  privaten  Wirtschafts- 
kräfte die  normale  Preisbildung  nicht  herbeizu- 
führen v  e  r  m  a  g. 

Diese  Auffassung  findet  durch  eine  tiefere  theoretische 
Grundlegung  der  Kartellpolitik  ihre  Rechtfertigung. 

Der  Zweck  der  Volkswirtschaft  ist  weder  Konkurrenz  noch 
Monopol  ,  vielmehr  dieses :  das  Volk  nach  seiner  ganzen  Glie- 
derung möglichst  reichhch  unter  möglichst  geringem  Aufwand 
an  Arbeit  und  an  Produkten  früherer  Arbeit  mit  Sachgütern  zu 
versorgen.  In  der  kapitalistischen  Volkswirtschaft  ist  die  Er- 
reichung dieses  Zieles  dem  Kampf  der  Privaten  um  die  Gewinne, 
die  Löhne  und  die  Renten  überlassen.  Bei  diesen  Preiskämpfen 
ist  das  Absehen  der  kämpfenden  Parteien  jedoch  auf  keiner  Seite 
dem  absoluten  Ziel  vollkommener,  verhältnismässiger  und  wohl- 
feilster Versorgung  des  Volkes  mit  Sachgütern  zugewendet,  son- 
dern nur  der  Erreichung    des    vorteilhaftesten ,    höchsten ,    bezw. 
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niedersten  Preises  für  jede  Partei.  Es  müssen  daher  Einrichtungen 
wirksam  sein,  welche  das  Privatinteresse  der  Parteien  des  Preis- 
kampfes zu  Preisen  hindrängen,  welche  volkswirtschaftlich  normal 
sind,  d.  h.  die  billigste  Hervorbringung  und  beste  Verteilung  der 
Sachgüter  begünstigen. 

Fragt  man  nach  diesen  Einrichtungen,  so  ergiebt  sich  sofort, 
dass  weder  das  unbeschränkte  Waltenlassen  der  Konkurrenz,  noch 
das  unbeschränkte  Waltenlassen  des  Monopols  ausreicht.  Beide 
bürgen  ,  weder  allein  noch  zusammen  dafür ,  die  Sonderbestre- 
bungen in  der  kapitalistischen  Volkswirtschaft  dem  absoluten 
Zwecke  reichlicher  und  verhältnismässiger,  d.  h.  den  Leistungen 
entsprechendster  Sachgutversorgung  aller  Glieder  der  Gemeinschaft 
zu  geringsten  Kosten  ,  d.  h.  dem  Prozess  der  Erreichung  dieser 
Versorgung ,  der  normalen  Preisbildung  dienstbar  zu  machen. 
Dies  mag  wenigstens  hinsichtlich  der  Sachgüterpreise  hier  nach- 
gewiesen werden. 

Man  hat  diesfalls  zwei  Fälle  der  Preisbildung  auseinanderzu- 
halten ,  nach  einer  Unterscheidung  ,  welche  schon  von  den  eng- 
lischen Klassikern  der  »exakten  Nationalökonomie«  und  von 
Hermann  glänzend  durchgeführt  worden  ist.  Es  ist  die  Unter- 
scheidung der  vermehrbaren  oder  reproducibeln  und  der  unver- 
mehrbaren  oder  irreproducibeln  Sachgüter. 

Was  ist  der  Normalpreis  der  irreproducibeln,  d.  h.  der- 
jenigen Sachgüter,  welche  nicht  beliebig,  sei  es  zu  gleichen,  sei 
es  zu  steigenden  Kosten  vermehrbar  sind.  Es  ist  derjenige  Preis, 
welcher  für  den  Gesamtumfang  des  beschränkten  Angebotes  die 
dringendste,  zahlungsfähigste  Nachfrage  zur  Befriedigung  gelangen 
lässt  und  dabei  das  gesellschaftlich  mögliche  Arbeitskostenmini- 
mum, wenn  solches  bei  dieser  Gütergattung  überhaupt  wirtschaft- 
licher Einwirkung  unterliegt ,  thunlichst  zur  Geltung  bringt.  Bei 
gesellschaftlich  möglichem  Kostenminimum  wird  durch  Normal- 
preisbildung in  diesem  Sinne  das  gesellschaftlich  mögliche  Nutz- 
maximum erreicht. 

Bei  den  »reproducibeln«  Sachgütern  wird  als  Normal- 
preis jener  höchste  Kostenbetrag  anzusehen  sein  ,  welcher  der 
letzten  zahlungsfähigen  Nachfrage  noch  entgegenkommt;  so  lange 
das  Produktenangebot  hinter  der  Nachfrage  zurückbleibt ,  wird 
der  Normalpreis  dem  Gebrauchswerte  für  den  letzten  noch  zah- 
lungsfähigen Teil  der  Nachfrage  gleichkommen. 

Der  Normalpreis  liegt  in  beiden  Fällen  ,    bei  irreproducibeln 
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und  bei  reproducibeln  Gütern  im  Interesse  gleichsehr  der  Anbie- 
tenden und  der  Nachfragenden.  Allein  er  kommt  dennoch  nicht 
immer  und  geradeaus  zur  Geltung.  Es  fragt  sich  daher,  welche 
Einrichtung  des  Wirtschaftsrechts  den  Normalpreis  am  ehesten 
zur  Geltung  bringt..  •  Da  zeigt  sich  sofort,  dass  die  rechtlich  freie 
Konkurrenz  den  Normalpreis  schon  deshalb  nicht  gewährleistet, 
weil  bei  den  irreproducibehi  Gütern  die  Konkurrenz  entweder 
gar  nicht  oder  nur  teilweise  auftreten ,  also  auch  nur  teilweise 
den  Normalpreis  zur  Geltung  bringen  kann,  und  weil  bei  repro- 
ducibeln Gütern  die  Konkurrenz  selbst  durch  ihre  Blindheit  und 
Planlosigkeit  die  wirklichen  Preise  mehr  oder  weniger  vom  Nor- 
malpreisschwerpunkt hinwegdrängt,  wie  in  Abschnitt  III  gezeigt  ist. 

Schwierig  wird  der  Normalpreis  durch  Konkurrenz  schon  da 
zur  Geltung  gelangen ,  wo  der  irreproducible  Gegenstand  einer 
gegebenen  Nachfrage  gegenüber  nicht  zur  Verfügung  eines  ein- 
zigen Verkäufers  steht ,  also  auch  Verkäuferkonkurrenz  vorhan- 
den ist.  Zwar  ist  dem  einzelnen  Verkäufer  auch  ohne  Individual- 
oder  Kartell-Monopolstellung  die  Erzielung  lohnender  Normalpreise 
möglich ;  er  braucht  nur  nicht  stürmisch  und  planlos  seine  An- 
gebote zu  machen.  Aber  das  richtige  Verhalten  wird  vom  Ein- 
zelnen doch  nicht  ganz  leicht  getroffen ;  nicht  jeder  der  im  An- 
gebot starken  Verkäufer  versteht  weise  Zurückhaltung  ,  der  Ab- 
satz kann  im  Einzelnen  und  daher  auch  im  Ganzen  planlos  werden. 

Noch  unzureichender  ist  die  Kraft  der  Einzelnen  ,  von  sich 
aus  in  Angebot  und  Nachfrage  auf  normale  Preisbildung  einzu- 
wirken, in  dem  dritten  Falle  ,  dass  beliebig  vermehrbare  ,  repro- 
ducible  Güter  angeboten  und  gesucht  werden.  Der  Einzelne  kann 
für  sich  allein  planvoll  gar  nicht  vorgehen ,  und  zwar ,  nicht  ob- 
wohl ,  sondern  weil  die  Konkurrenz  regel-  und  schrankenlos 
waltet.  Und  das  ist  selbst  dann  der  Fall  ,  wenn  der  unlautere 
Wettbewerb  durch  wirksame  Gesetze  beseitigt  wird.  Wenn  nun 
der  eine  oder  der  andere  der  Verkaufs-  und  der  Kaufskonkurren- 
ten planvoll,  so  weit  er  es  überhaupt  kann  ,  auf  den  Markt  tritt, 
steht  er  zum  Vorteil  der  anderen  für  gesunde  Preisbildung  ein, 
jedoch  ohne  Erfolg  für  sich,  da  bei  der  Planlosigkeit  im  Ganzen 
der  Angebots-  und  Nachfrage-Konkurrenz  gar  nicht  oder  doch  nur 
zufällig  und  tastend  jenes  Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und 
Nachfrage  herbeigeführt  werden  kann,  welches  die  für  die  Kon- 
junktur normalen  und  allseitig  lohnenden  Preise  ergiebt. 

Der  lange  Zeit  verbreitet  gewesene  Glaube,   die  fast  als  Vor- 
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sehung  der  kapitalistischen  Volkswirtschaft  verehrte  Konkurrenz 
stelle  durchgreifend  und  »von  selbst«,  d.  h.  immanent  und  ohne 
Staatseingriff  allgemein  normale  Preise  her,  erweist  sich  hienach 
sowohl  den  reproducibeln  als  den  irreproducibeln  Sachgütern 
gegenüber,  voraus  als  ein  nationalökonomischer  Aberglaube. 

Ebenso  wenig  ist  die  Freiheit  der  Monopolbildung, 
also  auch  der  Kartellierung  eine  volle  Gewähr  der  allgemeinen 
Herstellung  normaler  Preise.  Schon  in  Abschnitt  III  hat  sich  ja 
gezeigt ,  dass  die  Kartellierung  gar  nicht  allgemein  anwendbar 
ist,  also  auch  der  aus  der  planlosen  Konkurrenz  hervorgehenden 
Gefahr  abnormer  Preisbildung  nicht  ganz  zu  steuern  vermag. 

Das  Ergebnis  ist  also  dieses :  Zur  Sicherstellung  normaler, 
d.  h.  solcher  Preise,  welche  den  letzten  zur  Deckung  der  Markt- 
nachfrage in  Beschäftigung  tretenden  Unternehmer  auf  seine 
Kosten  gelangen  lassen,  ihm  ausserdem  einen  zum  Geschäft  und 
zum  Fortschritt  ermunternden  Gewinn  übriglassen  ,  ferner  allen 
Unternehmern  gestatten .  die  Nutzungen  des  Leihkapitals  nach 
dem  Werte  desselben  zu  verzinsen  und  den  Arbeitern  einen  ihrer 
Leistung  entsprechenden  Lohn  zu  bezahlen,  —  zu  den  in  diesem 
Sinn  normalen  Sachgüterpreisen  der  kapitalistischen  Volkswirt- 
schaft reicht  weder  die  Freiheit  der  Konkurrenz ,  noch  diejenige 
der  Monopolisierung  hin.  Ohne  die  Möglichkeit  faktischer  Mono- 
pole, welche  gestatten,  Angebot  und  Nachfrage  planvoll  ins  Gleich- 
gewicht zu  bringen,  würde  immer  wieder  die  geschilderte  ruinöse 
Konkurrenz  hervorbrechen ,  aus  w-elcher  für  die  letzten  Sieger 
auf  der  Wahlstatt  dennoch  Trusts  und  Individualmonopole  un- 
aufhaltsam hervorgehen  würden.  Umgekehrt  würde  ohne  fort- 
dauernde MögHchkeit  der  Konkurrenz,  d.  h.  durch  rechtliche  Aus- 
schliessung der  letzteren  oder  durch  Kartell-  und  Trustzwang  für 
die  Gesamtheit  der  gleichartigen  Unternehmungen  ,  das  faktische 
Monopol  in  allen  seinen  verschiedenen  Formen  einer  durch  keine 
Kartellpolizei  zu  ersetzenden  Schranke  gegen  Entartung  in  aus- 
beutende Preise  verlustig  gehen.  Für  die  Kartellpolitik  ergiebt 
sich  zwar  zuoberst  die  unverbrüchliche  Konsequenz,  dass  we- 
der die  Freiheit  der  Konkurrenz,  noch  diejenige 
der  Kartellier ung  ausgeschlossen  werden  darf,  ob- 
wohl beides,  wie  wir  sehen  werden,  dennoch  versucht  und  ange- 
raten worden  ist.  Es  ergiebt  sich  aber  auch  weiter,  dass  weder 
die  Konkurrenz  aller  Monopolentartung,  noch  das  Monopol  aller 
Konkurrenzentartung  zu  steuern  vermag. 
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Hienach  fragt  es  sich ,  ob  es  nicht  immanente  Kräfte  giebt, 
welche  auf  die  normale  Preisbildung  auch  beim  Bestände  that- 
sächlicher  Monopole  einwirken,  ohne  dass  der  Staat  einzuschreiten 
braucht.  Hätte  die  Kartellpolitik  allein  für  die  normale  Preisbil- 
dung in  dem  ganzen  Umfang  zu  sorgen,  in  welchem  Konkurrenz 
und  Monopol  die  Wirkung  versagen,  so  wäre  ihre  Aufgabe  nicht 
lösbar.  Es  giebt  aber  weitere  der  freien  Volkswirtschaft  inne- 
wohnende Antriebe  und  Kräfte,  welche,  durch  das  gemeine  Wirt- 
schaftsrecht und  durch  die  wirtschaftliche  Verwaltung  gepflegt 
und  gekräftigt,  durch  Konkurrenzfreiheit  und  Kartellierungsfreiheit 
unterstützt,  auf  normale  Preisbildung  hindrängen ,  ohne  dass  der 
Staat  unmittelbar  die  Preise  macht.  Es  sind  zwei:  einmal  das 
Interesse  der  Monopolisten  ,  das  Angebot  so  weit  auszudehnen, 
dass  es  den  höchsten  Gesamtgewinn  ergiebt ,  also  nicht 
den  höchsten  Stückpreis  bei  dem  zahlungsfähigsten  Käufer  heraus- 
zuschlagen, sondern  für  einen  weiteren  Kreis  auch  minder  zahlungs- 
fähiger Käufer  den  Preis  so  zu  stellen,  dass  der  grössere  Absatz 
zu  niedrigem  Preise  mehr  Gewinn  ergiebt,  als  der  beschränkteste 
Absatz  zum  höchsten  Preise ; 

sodann  das  Interesse  und  die  Macht  der  dem  Monopolisten 
im  Preiskampf  gegenüberstehenden  Parteien  zur  kollektiven 
Führung  des  Privatwirtschaft  liehen  Preis  k  am  pfes. 
Auch  der  Monopolist  erreicht  den  höchsten  Gewinn  nicht  ohne 
Preiskampf  mit  den  Abnehmern;  wenn  diese  sich  selbst  entweder 
zu  einer  monopolistisch  geschlossenen  einzigen 
Preis  ko  alition  oder  auch  nur  zu  verschiedenen  für  den 
Markt  respektabeln  Teilgenossenschaften  für  Absatz  und  Nach- 
frage zusammenthun,  so  geschieht  es,  dass  die  faktischen  Mono- 
pole auf  normale  Preisstellungen  eingehen,  weil  diese  für  die 
Regel  den  höchsten  Gewinn  ergeben,  d.  h.  im  eigensten  Interesse 
der  Verbands-  und  der  Individualmonopole  liegen  werden. 

Hienach  ergiebt  sich  als  zweite  Richtschnur  bei  allen  kartell- 
politischen Fragen :  die  volle  Freigebung  und  vor- 
behaltlose Förderung  so  der  genossenschaft- 
lichen Organisation  aller  NichtUnternehmer, 
wie  der  Unternehmer  zur  Führung  der  Vertragskämpfe  um  Sach- 
güterpreise,  Löhne  und  Zinsen. 

Diese  Organisation  hat  sich  denn  auch  gleichen  Schrittes  mit 
der  Ausbildung  der  faktischen  Monopole  der  Neuzeit  unwider- 
stehlich von  selbst  die  Bahn  gebrochen,  ohne  freilich  ihrem  Ziele 
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schon  nahe  gekommen  zu  sein. 

Die  Verherrlichung  der  planlosen  isolierten  Führung  der 
Preiskämpfe,  der  zerstückten  Rivalität,  konnte  so  lange  nur  des- 
halb fortdauern ,  weil  man  mangels  genügender  allgemein 
soziologischer  Grundlegung  der  volkswirtschaftlichen  Preis- 
lehre es  übersah  ,  dass  die  sozial  höhere  Art  der  Führung  des 
Daseinskampfes  die  kollektive  und  nicht  die  isolierte ,  ist ,  dass 
als  die  an  normaler  Entscheidung  fruchtbarere  Art  des  privatwirt- 
schaftlichen Ringens  nicht  die  Rivalität  in  Isolierung, 
nicht  die  individualistisch  vereinsamte  Kon- 
kurrenz, nicht  der  Wettstreit  aller  mit  allen, 
sondern  der  auf  wechselseitig  billiges  Sichver- 
tragen hindrängende  Preiskampf  zwischen  mo- 
nopolistisch geschlossenen  oder  doch  genos- 
senschaftlich gruppierten  Kollektivangeboten 
und  Kollektiv  nachfragen  anzusehen  ist.  Die  An- 
sicht ,  dass  dem  Menschen  die  kollektive  Führung  des  Daseins- 
kampfes zieme,  dass  der  kollektive  Daseinskampf  als  organisierter 
Vertragskampf  die  für  die  zivile  Entwickelung  günstigeren  Er- 
gebnisse liefere  ,  eine  Ansicht ,  die  ich  im  »Bau  und  Leben  des 
socialen  Körpers«  nachdrücklichst  betont  habe,  ist  voll  auch  für 
die  Führung  der  privatwirtschaftlichen  Preiskämpfe  der  kapitalisti- 
schen Volkswirtschaft  gültig  und  ergiebt  die  richtige  Einsicht  über 
die  immanenten  Garantien  normaler  Preisbildung  auch  für  die 
dem  Monopol  wieder  zueilende  modernste  Entwickelungsphase. 
Bei  soziologisch  freiem  und  weitem  Horizont  muss  der  kollektive 
Daseinskampf,  welcher  die  Parteien  der  Preisvereinbarung  auf 
billigen  Austrag  hindrängt ,  als  eine  viel  höhere  Form  der  Or- 
ganisation des  kapitalistischen  Marktlebens  erscheinen,  verglichen 
mit  der  Rivalität  zwischen  den  planlos  und  isoHert  konkurrierenden 
Einzelnkäufern  und  Einzelnverkäufern  ,  als  der  gepriesene  Wett- 
streit des  extremen  Individuahsmus,  bei  welchem  so  umfangreich 
ein  mit  starkem  Kapital  arbeitender  parasitärer  Zwischenhandel 
wucherisch  den  Preis  zu  unverdientem  Zwischengewinn  für  sich 
zu  machen  in  der  Lage  ist.  Gegen  die  antisoziale,  nichtzivile, 
sondern  bestiale  Führung  des  wirtschaftlichen  Daseinskampfes  er- 
hebt sich  in  der  Kartellfrage  jetzt  auch  Matern  mit  den  schönen 
und  richtigen  Worten:  »Die  Menschheit  ist  nicht  [wie  die  Ultra- 
liberalen annehmen]  eine  Herde  höher  organisierter  Bestien,  die 
im  [vereinzelten]  Kampfe   ums  Dasein    gleich   allen    anderen    or- 


Zum   Karlellwesen  und  zur  Kartellpolitik.  670 

ganischen  Lebewesen  nach  dem  Naturrecht  des  Stärkeren  über 
den  Schwächeren,  frei  von  aller  den  Naturgesetzen  widersprechen- 
den Gefühlsduselei ,  im  Interesse  einer  höheren  Züchtung  zu  be- 
thätigen  haben.  Nach  jener  Lehre  bedingt  der  Vorteil  des  einen 
immer  den  Nachteil,  des  anderen.  Allein  es  bedingt  der  Vorteil 
des  einen  keineswegs  den  Nachteil  des  anderen,  es  ist  durchaus 
nicht  notwendig,  dass  im  Züchtungsinteresse  der  Stärkere  dem 
Schwächeren  einen  Teil  seiner  Arbeitskräfte  gewaltsam  entwendet, 
nach  der  Maxime  des  Raubvogels  in  der  bekannten  Fabel ,  wo 
der  Sperber  die  Bitte  des  Sperlings  um  Schonung  seines  Lebens 
beantwortet  mit:  »» —  —  —  —  —  Du  bist  mein;  denn  ich  bin 
gross  und  Du  bist  klein««.  Der  Mensch  der  Zivilisation  hat  durch 
Vereinigung  der  Einzelkräfte  die  Macht,  die  wirtschaftlichen  Da- 
seinskämpfe in  billigen  Austrägen  zu  wechselseitig  nützlicher  An- 
passung und  Ergänzung  hinauszuführen. 

Hienach  darf  angenommen  werden,  dass  wenigstens  für  die 
Regel  —  beim  Zusammenstehen  aller  privatwirtschaftlichen  In- 
teressenten zu  Gegenkartellen  und  zu  Kreiskampfgenossenschaften 
—  die  Monopolisten  einschliesslich  der  Kartellbrüder  sich  veran- 
lasst finden  werden,  im  eigenen  Interesse  zur  normalen  Preisbil- 
dung zu  streben. 

Durch  die  Gesamtheit  der  immanenten  Schranken  gegen 
Monopolmissbrauch  vereinfacht  sich  hienach  die  Aufgabe  der 
Kartellpolitik.  Ihre  Hauptaufgabe  ist,  den  immanenten  Gegen- 
tendenzen gegen  Monopolmissbrauch  die  Bahn  im  gemeinen  Wirt- 
schaftsrecht frei  zu  machen  und  in  der  volkswirtschaftlichen  Ver- 
waltung die  Wirksamkeit  zu  sichern.  Die  Fälle,  in  welchen  die 
Wirksamkeit  der  immanenten  Schranken  gegen  ausbeutende  Mono- 
polpreise kein  Verlass  und  deshalb  ausserordentliches  Eingreifen 
der  Kartellpolitik  erforderlich  ist,  bilden  die  Ausnahme  ;  wir  kom- 
men hierauf  zurück  (Abschnitt  IX). 

VII.    Die    ordentlichen    Ziele    der    Kartellpolitik. 

Die  Kartelle,  Trusts  und  Ringe  verlangen  nach  dem  Vorigen 
in  der  Hauptsache  nur  dies ,  dass  die  immanenten  Gegenbestre- 
bungen (Abschnitt  VI)  gegen  Monopolmissbrauch  durch  den  freien 
Spielraum,  welchen  das  gemeine  Wirtschaftsrecht  kapitalistischer 
Volkswirtschaft  den  Interessenten  öffnet  und  offen  hält,  zur  vollen 
Wirkung  gelangen  und  dass  die  volkswirtschaftliche  Verwaltung 
diese  Wirkung  verstärkt,  wenn  eine  straffere  Anziehung  der  Zügel 


68o  I^r.  Schaff le: 

sich  als  Bedürfnis  erweist,  oder  mildert ,  wenn  dadurch  die  ge- 
sunde Entwickelung  des  Kartellwesens  gefördert  werden  kann. 
Der  Inhalt  dieser  ordentlichen  Aufgabe  der  Kartellpolitik  ist  nun 
etwas  genauer  auseinanderzusetzen. 

Angesichts  der  wohlthätigen  Wirkung ,  welche  das  Kartell 
für  die  Abwendung  der  Schäden  planloser  Konkurrenz  und  für 
die  Milderung  der  Aufsaugung  produktiver  Mittelschichten  der 
Gesellschaft  durch  Trusts  und  andere  Individualmonopole  ent- 
faltet, muss  vor  allem  und  für  immer  mit  dem  Gedanken  gebro- 
chen werden,  die  Kartelle  unmittelbar  oder  mittelbar  durch  Krimi- 
nalverbote  abzuwehren  oder  durch  zivilrechtliche  Nachteile  zu 
verkümmern  oder  durch  moralische  Anschwärzung  in  Verruf  zu 
bringen.  Die  Kartellierung  ist  einer  durchaus  loyalen  und  mo- 
ralischen Anwendung  fähig.  Der  Staat  selbst,  soweit  er  Geschäfte 
treibt,  darf  nicht  bloss,  er  soll  sogar  an  Kartellierungen  sich  be- 
teiligen. Das  Unternehmertum  aber  hat  alles  Recht ,  dem  Vor- 
urteil ,  als  seien  Kartellierung  und  Monopol  voraus  Sünde  und 
Unrecht,  offen  die  Stirne  zu  bieten,  alle  Geheimnisthuerei  fahren 
zu  lassen  und  die  KartelHerung  im  hellen  Tageslichte  durchzu- 
führen. Es  ist  wirklich  ein  Fortschritt ,  wenn  die  Unternehmer 
die  von  der  liberalen  Verhimmelung  der  Konkurrenz  verbreitete 
Scham  vor  offener  Kartellgemeinschaft  ablegen  ,  wenn  sie  sich 
bewusst  werden  und  bewusst  bleiben,  dass  man  bei  der  Kartellie- 
rung das  beste  und  reinste  Gewissen  haben  kann. 

Was  nun  den  Inhalt  der  ordentlichen  Kartellpolitik  im  Ein- 
zelnen betrifft,  so  hat  man  das  reine  Geschehenlassen, 
die  rein  ablehnende  Auffassung  vor  allem  abzulehnen.  Diese 
Auffassung  ist  immer  noch  weit  verbreitet.  Immerfort  wird  be- 
hauptet, die  Konkurrenz  heile  schon  selbst  und  ganz  allein 
die  Schäden  planloser  Konkurrenz ,  steure  der  Ueberproduktion 
und  der  Verschleuderung  ,  sowie  allen  übrigen  Folgeübeln  (Ab- 
schnitt IV).  Das  ist  nicht  richtig  und  die  auf  diese  falsche  Be- 
hauptung gestützte  rechtliche  Verfolgung  sowie  moralische  Ver- 
wehrung  der  Kartelle  ist  eben  deshalb  auch  unbegründet.  Die  Er- 
wartung des  ultraliberalen  Individualismus  ist  trügerisch ,  dass  die 
Kartelle  als  »künstliche«  und  »unnatürliche«  Gebilde  wie  Seifen- 
blasen von  selbst  platzen  müssen ,  da  das  »ewige  Naturgesetz« 
der  freien  Konkurrenz  »bei  neuem  Aufschwung  der  Geschäfte« 
immer  wieder  zu  voller  Geltung  gelangen  werde. 

Es  sei  diese  letztere  Erwartung  zuerst  abgelehnt.    Der  p  e  r  i  o- 
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dische  Aufschwung  kann  die  Kartellierung  und  die  Trust- 
bildung überhaupt  nicht  aus  der  Welt  schaffen.  Schlagend  be- 
merkt Matern  (a.  a.  O.  S.  57  f.)  :  »Die  »freie  Konkurrenz«  der 
ganz  ohne  gegenseitige  Verbindung  dastehenden  Einzelbetriebe 
kommt  in  den  Zeiten  wirtschaftlichen  Hochganges  als  Regulator 
von  Produktion  und  Preis  nur  in  sehr  beschränktem  Masse 
zur  Geltung,  es  herrscht  dann  nahezu  die  Willkür;  dafür  tritt 
die  »freie  Konkurrenz«  aber  in  den  Zeiten  des  Niederganges  mit 
um  so  grösserer  Allgewalt  auf,  weniger  freilich  in  Bezug  auf  die 
Produktion  als  auf  den  Preis ;  als  Produktionsregulator  erweist 
sie  sich  auch  jetzt  als  sehr  wenig  wirksam  ,  um  so  mehr  beein- 
flusst  sie  den  Warenpreis,  —  erst  wenn  sie  diesen  bis  zur 
äussersten  Elastizitätsgrenze  heruntergedrückt  hat,  d.  h.  wenn  in 
dem  Ausgleich  zwischen  Warenpreis  und  Produktionskosten  die 
Ersparnisse  langer  Jahre  absorbiert ,  und  damit  viele  Existenzen 
ruiniert  worden  sind  ,  erst  dann  beginnt  die  »freie  Konkurrenz« 
auf  die  Produktion  restringierend  einzuwirken.  Den  Gesetzen  der 
Vernunft  entspricht  es  durchaus,  dass  der  Regulator  in  der  gros- 
sen Volkswirtschaft  in  allererster  Linie  die  Produktion  beein- 
flusst.  So  lange  die  gesellschaftlichen  Zustände  noch  derart  sind, 
dass  das  Wort  »Ueberproduktion«  seinen  heutigen  Sinn  überhaupt 
noch  nicht  verloren  hat,  so  lange  sind  wir  auch  berechtigt,  an 
unseren  Wirtschaftsregulator  die  Anforderung  zu  stellen,  dass  er 
es  zu  einer  solchen  »Ueberproduktion«  mit  allen  ihren  entsetz- 
lichen Folgen  nicht  kommen  lässt.  Vermag  die  »freie  Konkurrenz« 
die  Ueberproduktion  nicht  direkt  zu  hindern,  vermag  sie  solches 
nur  indirekt  dadurch,  dass  sie  eine  dieser  Ueberproduktion  ent- 
sprechende Anzahl  von  Produzenten  zum  Tode  verurteilt,  so  kann 
sie  keinen  Anspruch  machen  auf  die  Benennung  »Wirtschafts- 
regulator«, und  wir  müssen  uns  nach  einem  besseren  umsehen, 
der  wirklich  die  Produktion  zu  regulieren  vermag  ohne  den 
einzelnen  Produzenten  zu  töten.  Und  ein  solcher  Re- 
gulator ist  die  Anpassung  der  Produktion  an  den  Bedarf,  die 
nur  durch  eine  systematische  Etatisierung  der  nationalen  Pro- 
duktion zu  erzielen  ist.« 

»Das  ist  das  grosse  Ziel ,  dem  die  privatkapitalistische  Pro- 
duktionsform der  Einz  e  1  i  ndi  v  i  d  u  e  n  zuzustreben  hat,  wenn 
sie  ihre  Aufgabe  richtig  erkennt,  —  andernfalls  vollzieht  sich  die 
Entwickelung  in  Marx-Engels' schcm  Sinne,  und  die  Expropriation 
der  Expropriateure    durch    die  Expropriierten    bildet    das    unver- 
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meidliche  Schlusstableau  der  Entwickelung  der  privatkapitalisti- 
schen Produktionsform.« 

Wenn  dies  richtig  ist ,  so  erscheint  es  überhaupt  thöricht, 
der  Kartellbewegung  durch  Verbote  und  Rechtsnachteile  ab- 
schreckend entgegenzutreten. 

Die  »Intervention  auf  dem  Rechtsgebiet«,  wie  die  Motive 
des  österreichischen  Entwurfes  das  Ding  nennen  ,  ist  teils  eine 
strafrechtliche,  teils  eine  zivilprozessuale  gewesen.  Immer  hat  die 
nach  Obigem  grundsätzlich  verfehlte  »Intervention«  auf  dem  Rechts- 
gebiet auch  praktisch  den  erstrebten  Erfolg  nicht  erzielen  können. 

Die  strafrechtliche  Verfolgung  ist  in  einer  brutalen  und 
in  einer  milderen  Form  aufgetreten ;  in  beiden  Gestalten  hat  sie 
sich  nicht  bewährt.  In  der  einen  Gestalt,  welche  der  älteren 
Justizgesetzgebung  eignet,  trat  sie  als  K  o  a  1  i  t  i  o  n  s  v  e  r  b  o  t  auf 
und  erdrückte  mit  dem  Missbrauch  auch  den  rechten  Gebrauch, 
ohne  doch  den  Durchbruch  aus  der  Individualkonkurrenz  in  das 
Kartell  aufhalten  zu  können.  In  der  anderen  milderen  Form, 
welcher  auch  das  österreichische  Koalitionsgesetz  vom  7.  April 
1870  angehört ,  sei  —  führen  die  Motive  zum  österreichischen 
Entwurf  in  vorzüglicher  Weise  aus  —  die  strafrechtliche  Inter- 
vention nicht  wirksam  gewesen  und  habe  besten  Falles  nur  die 
»krassesten  Fälle«  des  Kartellunfuges  erreichen  können.  Diese 
spätere  Form  der  strafrechtlichen  Intervention  hat  nicht  mehr  die 
Verabredungen  der  Unternehmerverbände  an  sich  ,  sondern  nur 
gewisse  verbotene  Mittel  (Drohung,  Einschüchterung,  Gewalt) 
verpönt.  Ohne  Erfolg.  Der  Hauptgrund  für  die  Erfolglosigkeit 
dieser  strafrechtlichen  Versuche  liege  in  der  durch  die  eigentüm- 
liche Natur  dieses  Gebietes  hervorgerufenen  Schwierigkeit  einer 
entsprechend  präzisen  Fassung  des  strafrechtlichen  Thatbestandes. 

Die  zweite  Art  bisheriger  Justizbekämpfung  des  Kartell- 
unwesens hat  sich  auf  dem  Boden  des  Privatrechtes  be- 
wegt, jedoch  —  auch  dieser  Beweis  gelingt  den  Motiven  voll- 
ständig —  nicht  mit  besserem  Erfolg.  »Die  privatrechtlichen  Mass- 
regeln des  Staats  bestehen  im  wesentlichen  darin  ,  den  Kartell- 
verabredungen die  privatrechtliche  Wirksamkeit  mehr  oder  minder 
vollkommen  zu  entziehen,  sei  es  ,  dass  lediglich  die  Klagbarkeit 
versagt ,  sei  es  ,  dass  ausdrücklich  die  Nichtigkeit ,  Ungültigkeit 
oder  rechtliche  Wirkungslosigkeit  ausgesprochen  wird.  Die  blosse 
Versagung  der  Klagbarkeit  ist  bisher,  soviel  bekannt,  von  keiner 
Gesetzgebung  angewandt  worden,  wie  ja  auch  eine  solche  Mass- 
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regel  eine  Halbheit  und  augenfällig  ungenügend  wäre.  Dagegen 
sind  die  Gesetzgebungen  nicht  arm  an  Versuchen  ,  die  Nichtig- 
keit von  Kartellverabredungen  zu  normieren.  Hieher  gehören 
vor  allem  die  Gesetzgebungen  der  Länder  ,  die  an  den  Thatbe- 
stand  von  Kartellverabredungen  strafrechtliche  Sanktionen  knüpfen, 
woraus  dann  als  selbstverständliche  Folge  die  Nichtigkeit  dieser 
Vereinbarungen  auch  fürs  Privatrecht  fliesst.  Die  rein  zivilrecht- 
liche Form  der  Lösung  der  Aufgabe  streben  aber  die  Gesetz 
gebungen  an,  die  die  Abwehr  gemeinschädlicher  Wirkungen  der 
Kartelle  lediglich  in  der  Verweigerung  der  zivilrechtlichen  Aner- 
kennung der  Kartell  verein  b  ar  u  n  gen  suchen.  Abgesehen 
von  der  Hauptfrage  der  ausreichenden  Wirksamkeit  solcher  zivil- 
rechtlicher Bestimmungen  bietet  die  gesetzestechnische  Seite, 
nämlich  die  erschöpfende  Gestaltung  dieser  Bestimmungen  für 
das  gesamte  einschlägige  Gebiet  von  Kartellvereinbarungen, 
Schwierigkeiten  ,  und  parallel  damit  wird  die  praktische  Hand- 
habung durch  den  Richter  schon  wegen  der  notwendigen  Unter- 
ordnung von  Einzelfällen  unter  die  aufgestellten  wirtschaftlichen 
Kategorien  gewöhnlich  schwankend  sein ,  wodurch  natürlich  die 
Treffsicherheit  der  Wirkung  des  Gesetzes  in  Frage  gestellt  wird.« 
Dies  um  so  mehr ,  da  die  Kartellmitglieder  nur  selten  einander 
verklagen  werden  ;  der  aus  dem  Bruch  der  Vereinbarungen  er- 
wachsende Schaden  ist  so  gross  ,  dass  schon  das  wohlverstan- 
dene eigene  Interesse  den  Bruch  der  Vereinbarungen  zu  hindern 
geeignet  ist. 

Die  Kartellierungsfreiheit  als  (vgl.  Regel  Abschnitt  VI)  ist 
die  Grundforderung  für  ein  Wirtschaftsrecht,  welches  der  Kartel- 
lierung Vorschub  leisten  will.  Doch  ist  es  nicht  ausgeschlossen, 
dass  der  Staat  die  Entwickelung  des  Kartellwesens  auch  p  o- 
sitiv  unterstützt. 

Dahin  gehört  die  schon  von  KleimväcJiter  empfohlene  Aus- 
stattung der  Kartelle  mit  korporativer  Befugnis  zur  Exe- 
kution der  Kartellverpflichtungen.  Doch  ist  das  von  den  Kar- 
tellen bis  jetzt  nicht  dringend  begehrt  ,  was  sich  daraus  erklärt, 
dass  schon  das  vertragsmässige  Schiedsgericht ,  unterstützt  vom 
Standesehrgefühl,  Rechtssicherheit  nach  innen  gewährleistet. 

Es  ist  weiter  nicht  ausgeschlossen ,  dass  der  Staat  einen 
Kartellverband,  welcher  für  seine  Zwecke  sich  zugleich  als  Kre- 
dit verband  konstituiert,  an  allen  Vorteilen  beteilige,  welche  die 
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volkswirtschaftliche  Verwaltung  dem   genossenschaftlichen 
Kreditwesen  angedeihen  lässt. 

Die  staatliche  Begünstigung  der  Kartelle  im  gemeinen  Wirt- 
schaftsrecht darf  andererseits  nicht  in  grundsätzliche  Aufhe- 
bung der  Freiheit  der  Konkurrenz  umschlagen.  Das 
Kartell  soll  ungehemmt  walten  dürfen ,  um  den  Schäden  der 
Konkurrenz  zu  wehren  ,  aber  auch  die  Freiheit  der  Konkurrenz 
ist  unbedingtes  Bedürfnis,  um  vom  Missbrauch  des  thatsächlichen 
Monopols  abzuschrecken.  Die  Freiheit  der  Konkurrenz  ist  ein 
mächtiger  Zügel  gegen  monopolistische  Ausbeutung ,  auch  wenn 
davon  in  Wirklichkeit  selten  Gebrauch  gemacht  wird.  Die  blosse 
Möglichkeit  erneuter  Konkurrenz  verhütet  vielmehr  Missbrauch 
der  Kartellierung.  Eine  Verletzung  der  Freiheit  der  Konkurrenz 
läge  nun  vor,  wenn  ein  Kartellzwang  eingeführt  werden 
wollte,  wie  das  auch  Vertretung  gefunden  hat.  Dieser  Zwang 
hätte  zwei  Seiten:  die  Verpflichtung  konkurrenzkräftiger  outsiders 
zum  Eintritt  in  das  Kartell  auf  Verlangen  der  schon  kartellierten 
Berufsgenossen,  andererseits  das  Recht  der  konkurrenzschwachen 
Outsiders,  die  Aufnahme  in  das  Kartell  zu  verlangen.  Damit  käme 
etwas  zu  Stande,  was  überhaupt  kein  Kartell,  sondern  eine  Kor- 
poration (vgl.  3.  Heft,  Abschnitt  I)  sein  würde.  Es  würde  aber 
auch  eine  der  wirksamsten  Schranken  gegen  den  Kartellmiss- 
brauch,  die  Möglichkeit  der  Konkurrenz  starker  outsiders,  be- 
seitigt. Der  immanente  Zwang  gegen  schwache  Outsiders ,  sich 
entweder  zur  Kartellwürdigkeit  emporzuarbeiten  oder  eine  wirt- 
schaftlich unhaltbare  Position  aufzugeben,  würde  dagegen  beseitigt 
werden.  Die  Wirkung  solchen  Kartellzwanges  wäre  Verteuerung 
der  Produktion,  volkswirtschaftlich  abnorme  Steigerung  der  Preise, 
Lahmlegung  des  Fortschrittstriebes.  Man  hat  nun  freilich ,  um 
diese  Wirkung  hintanzuhalten  ,  dem  Staat  das  dreifache  Gegen- 
recht vorbehalten  wollen :  nach  Bedarf  neue  Konkurrenten  zu 
konzessionieren ,  die  Zolltarife  zu  ermässigen  ,  die  Preise  eines 
derartigen  Zwangskartells  zu  tarifieren.  Diese  künstliche  und  da- 
her sehr  schwierige  Zügelung  bleibt  dennoch  besser  überflüssig, 
indem  der  Kartellzwang  unterlassen  ,  die  Willkür  ausgeschlossen 
wird.  Der  Kartellzwang  wäre  etwas ,  was  über  die  Organi- 
sation der  Volkswirtschaft  hinaus  in  eine  irgendwie  kollektivisti- 
sche Ordnung  hinüberführt.  Er  würde  wenigstens  ein  haltloses 
Mittelding  zwischen  kapitalistischer  und  sozialistischer  Volkswirt- 
schaft schaffen;  selbst  vom  kollektivistischen  Standpunkt  aus  wird 
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Kartellzvvang  als  historische  Uebergangsbrücke  kaum  haltbar  und 
zweckmässig  erfunden  werden. 

Den  Kartellen  gegenüber  kommen  ferner  Verstärkungen 
der  Konkurrenz.,  soweit  der  Staat  solche  in  der  Hand  hätte, 
in  Betracht.  Dabei  "sind  namentlich  drei  Massregeln  zu  beachten : 
Herabsetzung  und  Aufhebung  bestehender  Schutzzölle,  Massnah- 
men im  Verkehrsanstaltentarif,  endlich  Beteiligung  des  Staats  an 
der  Konkurrenz. 

Zuerst  die  Ermässigung  oder  Aufhebung  von  Schutz- 
zöllen! Eine  allgemeine  Erörterung  über  Schutzzoll  und  Frei- 
handel ist  an  dieser  Stelle  ausgeschlossen.  Es  handelt  sich  niir 
um  die  Stellungnahme  vom  Standpunkt  der  Kartellpolitik. 

Auf  den  ersten  Blick  könnte  es  nun  erscheinen,  als  ob  von 
diesem  Standpunkt  aus  der  absolute  Freihandel  gefordert  wäre. 
Bei  näherem  Zusehen  ist  dem  jedoch  nicht  so.  Gerade  die  Regel- 
losigkeit der  Konkurrenz  kann  durch  den  internationalen  Wett- 
bewerb in  schädlicher  Weise  gesteigert  sein  ;  Schutzzölle  ermäs- 
sigen  unter  Umständen  eine  derartige  Konkurrenz  und  erleichtern 
den  Fortschritt  der  Kartellierung  auf  den  inneren  Märkten  ,  die 
Bildung  von  Verbänden  für  rationelle  Preisbildung.  Der  Auf- 
schwung des  Kartellwesens  in  Deutschland  seit  der  Rückkehr 
zum  Schutzsystem  ist  wahrscheinlich  nicht  ganz,  aber  doch  mehr 
oder  weniger  den  Schutztarifen  zuzuschreiben. 

Andererseits  kann  der  Schutzzoll  der  ausbeutenden  Preisbil- 
dung allerdings  Vorschub  leisten  und  bewirken  ,  dass  das  Aus- 
land vom  Inland  aus  zum  Schaden  der  Inländer  Nutzen  zieht. 
Die  Kartelle  stellen  die  Inlandpreise  höher ,  die  Auslandpreise 
niedriger  und  schlagen  auf  auswärtigen  Märkten  die  Konkurrenz, 
indem  sie  die  eigenen  Landsleute  zwingen ,  ausbeutend  hohe 
Preise  zu  zahlen.  Der  erste  Entrüstungssturm  gegen  die  Kartelle, 
welcher  sich  in  Deutschland  aus  Anlass  einer  wohlfeileren  Be- 
dienung des  auswärtigen  Marktes  erhob ,  war  keineswegs  so  un- 
begründet, als  es  seitdem  von  einigen  Seiten  hat  dargestellt  wer- 
den wollen.  Diese  Art,  im  Auslande  zu  unterbieten,  ist  jedenfalls 
dann  entschieden  schädlich  und  verwerflich,  wenn  die  Preise  für 
das  Ausland  unter  den  Durchschnittskosten  gestellt  werden ; 
weiter  dann  ,  wenn  die  höheren  Inlandspreise  einer  bedeutenden 
Exportindustrie  die  Konkurrenz  auf  dem  ausländischen  Markt  er- 
schweren ,  endlich  dann  ,  wenn  das  wohlfeilere  Angebot  an  das 
Ausland  den  Rückgang  der  Inlandpreise    auf    den   normalen  Be- 
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trag  hindert  oder  wenigstens  verlangsamt.  Dass  das  Eine  oder 
das  Andere  wirklich  der  Fall  sein  kann  ,  wenn  z.  B.  Bleche  in 
Hamburg  zum  Export  zu  93,  im  Inland  aber  nahe  bei  130  M.  die 
Tonne  ausgeboten  werden,  wird  man  mit  einiger  Sicherheit  ver- 
muten können.  Der  Bestand  von  Kartellen  steigert  also  die  Not- 
wendigkeit ,  den  Schutztarif  restriktivst  im  Ausmass  des  Schutz- 
bedürfnisses zu  handhaben.  Dasselbe  gilt  von  offenen  und  ver- 
deckten Exportprämien ,  welche  bei  Verzehrungssteuerartikeln 
speziell  die  kartellmässige  Schädigung  des  Staatsschatzes  gestat- 
ten. Die  Zurückführung  der  Schutzzölle  auf  ihr  vom  Schutzzoll- 
zweck bedingtes  schlechthiniges  Mindestmass  und  die  ebenso  strikte 
Beschränkung  der  Ausfuhrvergütungen  bleiben  natürliche  und 
nächste  Forderungen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  dem  Unwesen 
der  Entartung  der  freien  Konkurrenz  in  thatsächhche  Monopole 
auf  die  einfachste  Weise  ,  d.  h.  durch  Aufhebung  künstlich  auf- 
gerichteter Konkurrenzschranken  ,  also  auf  »dem  Boden  der  be- 
stehenden Gesellschaftsordnung«  zu  steuern.  Keinesfalls  kann 
der  Gegengrund  der  Motive  des  ö.  E.  ziehen ,  dass  bei  Ermässi- 
gung der  Schutzzölle  die  Nichtteilnehmer  an  Kartellen  ebenfalls 
getroffen  würden,  dass  die  Zollherabsetzung  nach  »ihrer  wesent- 
lichen Bedeutung  eine  Strafmassregel  und  im  direkten  Gegensatz 
zur  fundamentalsten  Forderung  alles  Strafrechtes,  nur  den  Schul- 
digen zu  treffen,  eine  ungerechte  Strafe  für  die  nicht  kartellierten 
Unternehmer«  sein  würde ;  Bestrafung  und  Strafrecht  kommen 
dabei  überall  nicht  in  Betracht.  Uns  will  scheinen ,  dass  das 
österreichische  Finanzministerium,  bevor  es  seinen  Kartellpolizei- 
entwurf zum  Schutz  des  Ertrages  der  Verzehrungssteuern  vor- 
legte ,  sich  hätte  fragen  müssen  ,  ob  nicht  auf  dem  Boden  des 
Schutztarifes  und  der  Exportprämiensätze  zu  helfen  gewesen  wäre. 
Die  Zoll-  und  Prämienübertreibungen  führen  das  herbei,  was  der 
Entwurf  beklagt ,  den  Inlandpreis  abnorm  zu  steigern  ,  erzeugen 
also  für  die  indirekte  Besteuerung  jenes  Uebel ,  gegen  welches 
der  österreichische  Entwurf  die  Keule  generalgewaltiger  Kartell- 
verbote erheben   wollte. 

SelbstverständHch  wird  diese  üble  Wirkung  der  Schutzzölle 
dadurch  nicht  aus  der  Welt  geschafft ,  dass  den  Kartellen  auf 
solche  Rohstoffe  und  Materialien,  welche  zur  Herstellung  von  Ex- 
portwaren erforderlich  sind  ,  Exportprämien  für  die  ausgeführten 
Exportfabrikate  seitens  der  Kartelle  verwnlligt  werden ;  denn  das 
hebt  abnorm  hohe  Preise  nur  für  die  Exportindustrie   auf,    nicht 
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für  den  inländischen  Konsum  ,  den  es  verteuert.  Die  Thatsache 
der  Bezahlung  privater  Exportrückvergütungen  ist  übrigens  bezeugt. 
Liefmann  (a.  a.  O.  S.  i66)  führt  an  :  »Im  Jahr  1882  verständigten 
sich  die  kartellierten  Hochofenwerke  von  Rheinland-Westphalen 
und  Siegerland  mit  den  verschiedenen  Gruppen  der  Walzwerke 
über  einen  Preisnachlass  des  zum  Export  zu  verarbeitenden  Roh- 
eisens ,  der  Walzdrahtverband  gewährte  1888  den  Ziehereien, 
welche  exportierten,  billigere  Preise,  das  Kokssyndikat  zahlte  1892 
den  Siegerländer  Eisenhütten  für  Spiegeleisen  eine  Ausfuhrver- 
gütung von  1,50  M,  für  jede  Tonne  Roheisen  und  ebenso  1893 
auch  dem  rheinisch- westphälischen  Roheisenverband.« 

Einer  der  Gründe,  welche  sich  für  die  Ablehnung  eines  für 
längere  Zeit  gebundenen  Vertragstarifes  anführen  lassen,  wäre  wirk- 
lich der ,  der  Regierung  im  Tarif  freie  Hand  zum  Einschreiten 
gegen  Kartellmissbrauch  zu  geben.  Man  müsste  dann  freilich 
sogleich  weiter  gehen  und,  wie  es  für  Kanada  geplant  ist,  Tarif- 
ermässigungen der  einseitigen  Verfügung  der  Regierungen  über- 
lassen. Selbstverständlich  lassen  sich  diese  Massregeln  nicht  ein- 
seitig bloss  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Kartellpolitik  entscheiden. 

Ein  zweites  Mittel ,  vom  Staate  aus  die  Konkurrenz  direkt 
zu  verschärfen,  liegt  darin,  dass  der  Staat  selbst  als  Kon- 
kurrent auftritt,  um  ausbeutende  Preisstellung  zu  verhüten. 
Das  liegt  namentlich  dann  nahe,  wenn  er  selbst  Bergwerks-  und 
Industriebetrieb  unterhält.  Freilich  kann  der  Staat  auch  dem 
Kartell  beitreten,  um  innerhalb  des  letzteren  einer  ausbeutenden 
Preisstellung  entgegenzutreten.  Der  Staat  kann  auch  gegen  Ringe 
im  Handel  dadurch  erfolgreich  wirken  ,  dass  er  Waren  aufkauft 
oder  Vorräte  zum  Verkauf  bereit  hält.  Das  russische  Finanz- 
ministerium ist  1892  und  1893  den  Zuckerkartellpreisen  durch 
Einfuhr  von  Zucker  auf  Staatskosten  wirksam  entgegengetreten 
und  hat  dabei  noch  einen  erheblichen  Gewinn  für  die  Staats- 
kasse erzielt.  Das  Eintreten  des  Fiskus  in  die  Konkurrenz  gegen 
Ringe  wird  freihch  in  konstitutionellen  Staaten  für  die  Regel  auf 
schwer  zu  überwindende  Schwierigkeiten  stossen.  Die  Bedenk- 
lichkeit solcher  künstlichen  Schaffung  von  Konkurrenz  stellen  wir 
überhaupt  nicht  in  Abrede,  allein  kurzweg  lässt  sich  dieses  äus- 
serste  Mittel ,  dem  Konkurrenzsystem  unmittelbar  durch  künst- 
liche Verstärkung  aufzuhelfen,  wenigstens  damit  nicht  abweisen, 
dass,  wie  es  in  den  Motiven  zum  österreichischen  Entwurf  heisst, 
»in  der  äussersten  Konsequenz  davon  die  völlige  Verstaatlichung 
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des  Produktionszweiges  liege«.  Das  ist  durchaus  nicht  der  Fall. 
Die  Gegner  der  in  Frage  stehenden  Gesetzesvorlage  würden  mit 
nicht  grösserem  Unrecht  das  vielmehr  von  der  Kartellpolizei  des 
genannten  Entwurfs  sagen  können. 

Ein  drittes  Mittel  zur  Verschärfung  wie  zur  Milderung  ,  zur 
Einschränkung  wie  zur  Anregung  des  Kartellwesens  ist  im  Eise  n- 
bahntarif  gelegen.  Diesen  hat  der  Staat  in  der  Hand  ,  wo 
die  Eisenbahnen  verstaatlicht  sind.  Im  Eisenbahntarif  lassen  sich 
durch  Strecken-  und  Staffeltarife  künstlich  innere  Märkte  für  je- 
den Artikel  abgrenzen,  wie  durch  den  Zolltarif  ein  nationales  Ge- 
samtmarktgebiet, und  zwar  desto  leichter,  je  bedeutender  der  Ein- 
fluss  des  Transportes  für  die  Kosten  ist.  Es  kehren  aber  analog 
und  in  noch  höherem  Grade  dieselben  Schwierigkeiten  wieder, 
wie  in  der  kartellpoHtischen  Verwendung  des  Zolltarifes.  Leicht 
treibt  man  dabei  Teufel  mit  Beelzebub  aus  und  erweckt  heftige, 
die  Regierung  schwächende  Parteikämpfe.  Ohne  dass  auf  diese 
intrikaten  Fragen  hier  weiter  eingegangen  werden  will  und  ein- 
gegangen werden  darf,  wird  man  doch  den  Rat  äusserster  Vor- 
sicht vor  erkünstelter  Kartellpolitik  ,  welche  mittelst  der  Tarife 
der  öffentlichen  Verkehrsanstalten  getrieben  wird  ,  aussprechen 
dürfen. 

Neben  der  künstlichen  Verstärkung  oder  Milderung  der  Kon- 
kurrenz können  andere  Massregeln  der  ordenthchen  Kartellpolitik 
in  Frage  kommen,  um  abnorme  Monopolpreise  zu  verhüten.  Vor- 
geschlagen sind  die  Maximalbegrenzung  der  zulässigen 
Gewinne  und  Di  vi  d  e  n  d  e  n,  sowie  die  Anteilnahme  des  S  taa- 
tes  am  Gewinn.  Wir  möchten  diese  und  ähnliche  Vorschläge 
schon  deshalb  ablehnen  ,  weil  sie  ungleich  und  unerheblich  wir- 
ken, so  lange  das  Kartell  nicht  zur  allgemeinen  Unternehmungs- 
form geworden  ist. 

Die  Begrenzung  des  Gewinnes  auf  ein  Maximum  wäre  bei 
der  Verschiedenheit  der  KartelHerungsmethoden  schon  technisch 
sehr  schwer  durchzuführen.  Die  allgemeine  Wirkung  würde  grös- 
sere Lässigkeit  und  daher  Kostspieligkeit  der  Produktion  sein; 
es  würde  Steigerung  statt  Ermässigung  der  Preise  eintreten.  Das 
Maximum  Hesse  sich  auch  leicht  umgehen ;  man  würde  durch  das 
bekannte  »Wässern  der  Stocks«  das  Kapital  fiktiv  vergrössern 
können.  Es  wäre  auch  ein  starker  Antrieb  geschafifen,  den  Di- 
rektoren und  Beamten  unverdient  hohe  Gehalte  und  Tantiemen 
zuzuwenden,  Scheinkäufe  und  Scheinverkäufe  vorzuschieben,  welche 
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die  nominelle  Dividende  scheinbar  herabsetzen.  Hadley  hat  in 
seinen  Economics  aus  der  Erfahrung  der  Vereinigten  Staaten  her- 
aus das  Illusorische  und  Schädliche  der  Massregel,  durch  Gewinn- 
maxima  der  monopolistisch  ausbeutenden  Preisstellung  zu  steuern, 
m.  E.  überzeugend  nachgewiesen. 

Ein  weiteres  Mittel,  den  Monopolen  normalere  Löhne  auf- 
zudrängen, bestände  darin,  ihnen  höhere  Leistungen  für  die  Ar- 
beiterfürsorge zuzumuten,  also  den  sozialpolitischen  Weg  der  Ar- 
beiterversicherung weiter  fortzusetzen.  Dieses  Ansinnen  ist  be- 
züglich der  Arbeitslosenversicherung  auch  lebhaft  be- 
fürwortet und  an  sich  gewiss  beachtenswert.  Selbst  Anteil  der 
Arbeiter  am  Kartellgewinn  ist  empfohlen  worden.  Indessen  wird 
Liefmann  Recht  haben,  wenn  er  meint :  »Es  ist  klar,  dass  heute 
und  wohl  noch  auf  lange  hinaus  sich  an  die  Kartelle  Massregeln 
im  Interesse  der  Arbeiter  nicht  anknüpfen  lassen.  Dazu  müssten 
dieselben  erst  viel  allgemeinere  und  stabilere  Erscheinungen  ge- 
worden sein  und  der  Staat  müsste  auch  die  Macht  haben  ,  die 
Erfüllung  dieser  Aufgabe  durchzusetzen«. 

Wichtiger  als  aller  unmittelbare  Eingriff  des  Staates  zum 
Zweck  der  Bekämpfung  ausbeutender  Monopolpreise  erscheint 
mir  die  allgemeinste  Verbreitung  genossenschaftlicher 
Führung  der  privat  Wirtschaft  liehen  Preiskämpfe, 
gleichsehr  für  den  Waren-  ,  den  Arbeits-  und  den  Kreditmarkt. 
Dem  Preiskampfverband  der  Unternehmer  im  einen  Unternehmer- 
gebiet kann  ein  solcher  der  Unternehmer  in  der  Vor-  und  in 
der  Nachproduktion  gegenübertreten.  Die  Kreditbedürftigen  müs- 
sen genossenschaftlich  ihr  Kreditbedürfnis  zu  niedrigem  Zinsfuss 
zu  befriedigen  trachten ,  die  Konsumenten  zum  vorteilhaftesten 
Einkauf ,  die  Lohnarbeiter  zum  genossenschaftlichen  Lohnkampf 
sich  fest  und  allgemein  zusammenfügen. 

Monopolistischer  Zusammenschluss  je  aller  Gegeninteressenten 
der  Unternehmer  zu  einem  monopolkräftigen  Verbände  ist  nun 
zwar  nicht  gefährlich ,  aber  doch  nur  beschränkt  zu  erreichen. 
Allein  schon  das  massig  genossenschaftliche  Auftreten  im  Preis- 
kampf findet  bei  geschlossenen  Unternehmerverbänden  ,  bei  fak- 
tischen Monopolen  überhaupt  desto  weitergehende  Berücksichti- 
gung ,  je  bedeutender  ,  zuverlässiger,  zahlungsfähiger  und  kredit- 
würdiger die  Genossenschaft  als  anbietende  und  als  nachfragende 
Gesamtmacht  auf  den  Markt  kommt. 

Die  Genossenschaft  zum  Preiskampf  ist  denn  auch  sclion  in 
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umfassendster  und  vielgestaltigster  Entwickelung,  nicht  nur  in  der 
Industrie  sondern  auch  in  der  Landwirtschaft  begriffen.  Daran 
muss  man  denken  ,  wenn  man  von  den  Gefahren  der  Kartelle, 
Ringe  und  trusts  zu  viel  Aufhebens  zu  machen  versucht  ist. 
Weit  mehr  als  alle  Freiheit  der  Konkurrenz  und  nicht  wie  diese 
als  latenter  Zügel  kommt  die  thatsächliche  Organisation  zum  ge- 
meinschaftlichen Preiskampf  in  Betracht ,  wenn  es  sich  darum 
handelt ,  ausbeutenden  Monopolpreisen  zu  wehren.  Den  genos- 
senschaftlich organisierten  Vertragskampf  haben  wir  der  plan- 
losen Konkurrenz  gegenüber  als  die  viel  höhere,  wahrhaft  soziale 
und  zivilisierte  Form  wirtschaftlichen  Ringens  kennen  gelernt. 
Darauf  kann  die  Kartellpolitik  zählen  ,  wenn  sie  im  ganzen  den 
faktischen  Monopolen  gegenüber  eine  ebenso  zurückhaltende,  der 
bureaukratischen  »Intervention«  ebenso  abgeneigte  Haltung  ein- 
nimmt ,  wie  das  liberale  Wirtschaftsrecht  im  Zeitalter  der  Kon- 
kurrenzisolierung der  letzteren  gegenüber.  Die  Hauptsache  ist 
im  gemeinen  Wirtschaftsrecht  die  Freiheit  jeder  Genossenschaft, 
zum  privatwirtschaftlichen  Preiskampf  aller  mit  allen  Parteien, 
einzuräumen  und  unantastbar  festzuhalten. 

Intensive  Pflege  der  Kreditgenossenschaft  und  des 
Sparwesens ,  welche  die  Mittel  für  alle  übrige  Wirtschafts-,  auch 
die  Marktgenossenschaft  liefert,  erhält  und  mehrt,  ist  mächtig  ge- 
eignet, zum  Preiskampfe  selbst  den  Schwachen  Stärke  zu  geben. 

Auch  für  die  Lohnarbeiter,  und  gerade  für  sie  ist  die 
.  Koalitionsfreiheit  die  Hauptsache.  Die  Versicherung,  der  Arbei- 
terschutz ,  die  Wohnungs-  und  Gesundheitspolizei  werden  ihrer- 
seits dazu  beitragen  ,  unter  Anwendung  der  Koalitionsfreiheit 
Löhne  durchzusetzen ,  welche  einen  höheren  Standard  of  life 
decken.  Der  Staat  soll  allermindestens  die  Anwendung  der  kol- 
lektiven Führung  der  Lohnkämpfe  für  die  Lohnarbeiter ,  auch 
die  Bildung  von  Fonden  zum  Lohnstreit  nicht  beeinträchtigen. 

Im  Ganzen  wird  der  Staat  auch  in  der  hereingebrochenen 
Aera  der  faktischen  Monopole,  bei  allgemein  genossenschaftlicher 
Führung  der  Preiskämpfe,  mit  einfachstem  Wirtschaftsrechte  und 
mit  grösster  Beschränkung  der  ausserordentlichen  Verwaltungs- 
eingriffe der  ordentlichen  Aufgabe  der  Kartellpolitik  gerecht  wer- 
den können. 

Genossenschaftliches  Zusammenstehen  wird  wohl  auch  als  die 
Hauptverteidigungswaffe  des  überhaupt  noch  lebensfähigen  Klein- 
handels   gegen  Kartelle  ,    Trusts  ,  Ringe  ,    kapitalübermächtige 
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Privatbazars  anzusehen  sein.  Der  Bazar  ist  volkswirtschaft- 
lich betrachtet  ein  faktisches  Privatmonopol,  welches  die  Zurück- 
drängung eines  parasitären  Zwischenhandels  bewirkt  und  deshalb 
soweit  nicht  zu  verwerfen  ist,  als  es  nicht  bloss  vorübergehend 
—  unter  Täuschung  des  Publikums  über  die  Qualität  und  mittelst 
Ramsch-  und  Schleuderware  —  Geschäfte  macht.  Die  vom  Bazar 
bedrängten  Kleinhändler  müssten  eben  bestrebt  sein,  dem  Privat- 
bazar  die  Konkurrenz  genossenschaftlicher  Bazars  entgegenzu- 
stellen ,  welche  gute  Ware  zu  denselben  Preisen  anschaffen  und 
abgeben  können.  Diese  Vereinigungen  wären  wohl  auch  besser 
als  die  Polizei  im  Stande  ,  von  sich  selbst  aus  die  Qualität  der 
Waren  des  Privatbazars  zu  kontrollieren,  Fallit-  und  Ramschware 
öffentlich  zu  brandmarken.  Eine  Extrabesteuerung  aller  Privat- 
bazars lediglich  zu  dem  Zweck ,  lebensunfähigen  Kleinhandel 
künstlich  hinzuhalten,  vermöchte  ich  (vgl.  m.  Steuerpolitik,  Band  II) 
nicht  zu  rechtfertigen.  Viel  eher  eine  Anregung  zur  Bildung  von 
Genossenschaftsbazars  aus  jenen  öffentlichen  Darlehenskassen, 
wie  solche  neuestens  zu  Gunsten  von  Landwirtschaft  und  Klein- 
gewerbe durch  den  preussischen  Staat  dotiert  worden  sind. 

Um  jedem  Missverständnis  vorzubeugen  ,  sei  zum  Schlüsse 
dieses  Abschnittes  bemerkt ,  dass  genossenschaftliche  Führung 
des  Preiskampfes  einerseits  nicht  aller  abnormen  Preisbildung 
wehren  kann ,  und  dass  andererseits  abnorme  Preisbildung  auch 
da  zu  bekämpfen  ist ,  wo  sie  nicht  durch  Kartelle  ,  Trusts  und 
andere  Monopole  bewirkt  ist.  Kleine  ,  unbemittelte  Leute  z.  B. 
mögen  ganz  unfähig  sein,  genossenschaftlich  zum  Preiskampf  zu- 
sammenzustehen und  das  Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und 
Nachfrage  selbst  herzustellen;  sie  mögen  auch  gar  nicht  beleih- 
ungsfähig  sein.  Das  gilt  u.  a.  gegenüber  dem  Wohnungsmiet- 
und  dem  Dienstmietwucher ,  sowie  gegenüber  der  parasitären 
Stellen-  und  Wohnungs- Vermittlung.  In  diesen  und  in  ähnlichen 
Fällen  sind  andere  Massregeln  erforderlich ,  um  billige  Austräge 
in  den  Preiskämpfen  und  das  Gleichgewicht  zwischen  Angebot 
und  Nachfrage  herbeizuführen.  Auch  nur  beispielsweise  sei  auf- 
merksam gemacht  auf  öffentliche  Arbeitsämter ,  auf  Herstellung 
von  Wohnungen  durch  Baugenossenschaften  oder  öffentliche 
W^ohnungsbauämter  zum  Ausgebot  nicht  unter  dem  mittleren 
Selbstkostenpreis  und  mit  öffentlicher  Zinsgarantie  für  das  Bau- 
kapital, auf  die  Aufrechterhaltung  von  Baugründen  im  öffentlichen 
Besitz  den  Bauplatzspekulanten  gegenüber,  auf  die  Belastung  der 
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Bauspekulatioii  mit  Baugrund-Abgaben  und  städtischen  Melio- 
rationslasten u.  s.  w.  Wir  sind  hienach  ebenso  weit  davon 
entfernt  zu  meinen  ,  dass  der  Gegenwart  und  nächsten  Zukunft 
wucherische  Ausbeutung  nur  vom  Kartell,  Trust  und  Privatmonopol 
drohe,  als  wir  davon  entfernt  sind  ,  genossenschaftliches  Zusam- 
menstehen der  von  Ausbeutung  bedrohten  Wirtschaften  —  sei  es 
mit,  sei  es  ohne  Beihilfe  des  öffentlichen  Kredits  —  für  das  al- 
leinige und  stets  anwendbare  Mittel  gegen  abnorme  Preisbildung 
anzusehen. 

VIII.  Kartellpolitik  und  Kartellpublizität. 

Für  die  Erweckung  und  Verschärfung  der  »immanenten  Ge- 
gentendenzen« gegen  Kartell-  bezw.  Trustmissbrauch  kann  die 
Publizität  der  Bildung  und  der  Geschäftsführung  der  Monopolge- 
schäfte von  grosser  Wirkung  werden.  Die  Abschreckung  von 
einer  erneute  Konkurrenz  wachrufenden  Ausbeutung  wird  hie- 
durch  vermehrt,  die  genossenschaftliche  Führung  des  Preiskampfes 
der  NichtUnternehmer  gegen  die  kartellierten  Unternehmer  wird 
geweckt ,  die  öffentliche  Meinung  gegen  Missbrauch  aufgerufen, 
und  der  Staat  selbst  darüber  orientiert  werden  ,  ob  und  wie  er 
fördernd  oder  einschränkend  sich  zu  den  Kartellen  stellen  soll. 
Die  Kartellpublizität  ist  daher  eine  Frage  von  grosser  Bedeutung 
für  die  Kartellpolitik. 

Der  zweite  Entwurf  des  österreichischen  Kartellpolizeigesetzes 
von  1897  hat  die  Kartellpublizität  für  die  Gegenstände  der  gros- 
sen Verzehrungssteuern  uneingeschränkt  angenommen.  Er  be- 
stimmte, dass  das  Kartellregister  für  Jedermann  zur  Einsicht  auf- 
liegen soll,  das  Kartellregister  aber  erstreckte  sich  auf  die  ganze 
Geschäftsbewegung  der  Kartelle  ,  wenigstens  auf  alle  den  Preis 
beeinflussenden  Kartellbeschlüsse. 

Dabei  erhebt  sich  zunächst  die  Frage,  wie  weit  die  Kartell- 
publizität ausgreifen  soll  ,  wenn  sie  überhaupt  unmittelbar  und 
obligatorisch  ,  nicht  bloss  mittelbar  und  fakultativ  —  als  Recht 
der  Behörden  zur  Untersuchung  und  zur  Publikation  der  Unter- 
suchungsergebnisse —  verwirklicht  werden  will. 

Da  ergiebt  sich  einmal  die  Publizität  des  Kartellstatuts. 
Der  österreichische  Entwurf  sah  sie  vor ,  wie  folgt :  Aus  dem 
nominell  zu  beglaubigenden ,  ins  öffentliche  Kartellregister  des 
Finanzministeriums  einzutragenden  Statut  sollte  der  Inhalt  der 
Kartellvereinbarung  zu  ersehen  sein  ,    so  dass  dasselbe  Angaben 
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ZU  enthalten  hat :  »namentlich«  über  den  Zweck  und  die  Mittel 
des  Kartells;  weiter  über  den  Erwerbszweig  und  über  die  Zahl 
der  kartellierten  Betriebe;  über  Namen  (Firma)  und  Betriebsum- 
fang  eines  jeden  der  letzteren;  ferner  über  die  Rechte  und  Pflich- 
ten der  Mitglieder ,  auch  über  vereinbarte  Konventionalstrafen 
und  die  sonst  von  den  Mitgliedern  zu  bietenden  Bürgschaften; 
sodann  über  den  Sitz  des  Kartells,  bezüglich  auswärtiger  Kartelle 
über  den  Sitz  der  zu  bestellenden  inländischen  Geschäftsleitung 
oder  Vertretung ;  auch  über  die  wesentlichen  Grundzüge  der  Ge- 
schäftsführung und  Leitung,  sowie  über  die  Vertretung  nach  aus- 
sen ;  endlich  über  die  Zeitdauer  des  Kartells  sowie  über  etwaige 
Verabredungen  zur  Austragung  der  aus  dem  Kartell  entstehenden 
Streitigkeiten.  Für  Abänderung  am  Kartellstatut  wurde  gleich- 
falls die  notarielle  Beglaubigung  erforderlich  (§  4,  Abs.  3)  erklärt. 
Gegen  diese  Statutenpublizität  wird  sich  wenig  einwenden  lassen. 
Es  handelt  sich  nur  darum,  ob  sie  auf  alle  Kartelle  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Unterschied  der  Objekte  und  der  Kartellierungs- 
methoden  Anwendung  finden  soll. 

Einen  zweiten  Gegenstand  der  Kartellpublizität  —  in  der 
Form  der  Anmeldung  zum  Kartellregister  —  können  die  den  Preis 
beeinflussenden  Beschlüsse  der  Kartellorgane  bilden.  Der  zweite 
österreichische  Entwurf,  welcher  im  Oktober  1897  beim  Wiener 
Reichsrate  eingebracht  worden  ist ,  hat  auch  für  diesen  Gegen- 
stand die  Publizität  verfügt.  Der  Anzeigepflicht  und  hiemit  der 
Publizität  sollten  unterliegen  alle  »jene  Kartellbeschlüsse,  die  eine 
Festsetzung  der  Preise  ,  der  Produktionsmengen  ,  der  Plinkaufs- 
und  Absatzverhältnisse  zum  Zweck  haben.«  Mangels  aller  zu- 
reichenden Erfahrung  wird  sich  über  die  Zweckmässigkeit  einer 
Publizität  solcher  Beschlüsse  eine  bestimmte  Meinung  zur  Zeit 
nicht  gewinnen  lassen.  Mir  erscheint  es  sehr  zweifelhaft,  ob  das, 
was  der  österreichische  Entwurf  vorschlägt,  auf  alle  Kartelle  aus- 
gedehnt werden  soll.  Ein  Bedürfnis  hiefür  wird  sich  heute  nicht 
nachweisen  lassen.  Die  Kartelle  würden  am  off'enen  Fenster  ar- 
beiten müssen,  während  die  Outsiders  mit  verdeckten  Karten  spie- 
len könnten.  Die  gesunde  Kartellbildung  würde  gehemmt  wer- 
den, die  Bildung  von  trnsts  und  anderen  geheim  arbeitenden  In- 
dividualmonopolen  aber  einseitig  Vorschub  erhalten.  Die  Publi- 
zität der  für  die  Preisbildung  bedeutsamen  Beschlüsse  müsste 
mindestens  auf  jene  Kartelle  eingeschränkt  werden ,  bei  welchen 
die  Gefahr  der  Ausbeutung  besonders  gross,  die  immanente  Ge- 
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gentendenz  gegen  Monopolmissbrauch  nicht  vorhanden  oder  sehr 
schwach  ist,  also  namentlich  auf  die  Kartellierung  in  Gegenstän- 
den des  unentbehrlichen  Bedarfes  (vergl.  Abschnitt  IX).  Da 
würde  wenigstens  vorläufig  die  schon  erwähnte  mittelbare  oder 
fakultative  Publizität  der  behördlichen  Einsichtnahme  und  Ver- 
öffentlichungsbefugnis als  genügend  anzusehen  sein.  Letzterer 
müssten  dann  aber  auch  alle  Trusts  und  Individualmonopole  unter- 
worfen werden.  Die  unmittelbare  und  allgemeine  Publizität  der 
für  die  Preisbildung  bedeutsamen  Kartellbeschlüsse  würde  auch 
einem  kaum  besiegbaren  Widerstände  begegnen.  Dass  solchen 
auch  der  österreichische  Gesetzgeber  erwartet  hat,  geht  aus  den 
fast  drakonischen  Strafandrohungen  seiner  beiden  Kartellpolizei- 
Entwürfe  hervor.  Die  Publizität  der  Kartellbeschlüsse  könnte  all- 
mähhch,  aber  nie  weiter,  als  ein  Bedürfnis  dafür  hervortritt,  aus- 
gedehnt werden. 

Einen  dritten  Gegenstand  der  Kartellpublizität  hätten  die 
Jahresberichte  der  Kartelle  zu  bilden.  Die  Gesetze  über 
Erwerbsgesellschaften  und  Wirtschaftsgenossenschaften  kennen 
schon  die  obligatorische  Publizität  für  die  Jahresberichte.  Diese 
wird  von  Matern  auch  für  die  Kartelle  gefordert.  Nur  darf  man 
auch  dieses  Stück  Publizität  in  der  Verwirklichung  nicht  als  eine 
ganz  einfache  Sache  sich  denken.  Wie  weit  soll  man  mit  dem 
vorzuschreibenden  Publikationsschema  gehen.?  soll  und  kann  dieses 
die  Geschäftszuteilungen  ,  die  Preislimitierungen  ,  die  Gewinnver- 
teilungen ,  die  Absatzpreise  aller  der  in  Abschnitt  II  abgehan- 
delten Arten  von  Kartellen  für  das  Kartell  —  im  ganzen  und 
wieder  für  jeden  einzelnen  Kartellgenossen  —  umfassen }  Man 
braucht  diese  Frage  nur  aufzuwerfen  ,  um  der  Schwierigkeiten, 
welche  sich  erheben,  gewahr  zu  werden.  Daher  möchte  ich  auch 
bezüglich  der  Jahresberichte  den  Standpunkt  einnehmen  ,  dass 
man  zunächst  nur  auf  die  wirklich  preisgefährlichen  Kartelle  die 
Berichtspublizität  erstrecken  und  nur  der  ausserordentlichen  Ein- 
sichtnahme und  Pubhkation  seitens  der  Behörde  in  eindringen- 
derer Weise  stattgebe. 

Zur  Kartellpubhzität  im  weitesten  Sinn  würde  viertens 
gehören  ,  dass  die  volkswirtschaftliche  Verwaltung  befugt  wäre, 
alle  für  öf  f  e  n  tliche  En  quet  e  n  erforderlichen  Untersuchungen 
über  Kartelle  zu  pflegen. 

P2in  letztes  Stück  Kartellpubhzität  bestände  darin,  dass  die 
Verhandlungen  eines    etwaigen  zur  Auflösung    gemeinschädlicher 
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Kartelle  befugten  und  richterlich  gestellten  Kartellamtes  (Ab- 
schnitt IX)  öffentlich  wären.  Die  Prozesspublizität  könnte 
auch  gegen  Kartelle  im  Strafpolizei-  und  Strafgerichtsverfahren 
nur  vorteilhaft  wirken. 

Hienach  sind  die  Schwierigkeiten  des  Problems  der  Kartell- 
publizität wahrlich  nicht  zu  unterschätzen.  Andererseits  sind  die 
Vorteile  einer  gelungenen  Lösung  so  gross,  dass  man  diese  Lö- 
sung auch  angelegentlich  versuchen  muss.  Selbst  die  Publizität 
der  Kartellbeschlüsse  stellt  verlockende  Vorteile  in  Aussicht 
und  diese  Vorteile  reizen,  bescheidene  Anfänge  der  Publizität 
schrittweise  weiter  zu  führen.  Wir  möchten  die  Vorteile  der  Kar- 
tellpublizität und  die  Vereinfachung,  welche  die  letztere  der  Kar- 
tellpolitik verschaffen  würde,  noch  näher  hervorheben. 

Die  Publizttät  gestattet  Jedem ,  welcher  durch  ausbeutende 
Kartellpreise  sich  geschädigt  fühlt,  den  Missbrauch  an  das  Licht 
zu  ziehen ;  schon  damit  würde  eine  gewisse  Zügelung  masslosen 
Preisschnellens  und  Preisdrückens  unter  dem  Einfluss  der  Macht 
der  öffentlichen  Meinung ,  vollends  unter  dem  starken  Walten 
eines  von  der  Oeffentlichkeit  beratenen  und  getragenen  Kartell- 
amtes erreichbar  werden.  Man  darf  nicht  glauben,  dass  nur  der 
einzelne  ohnmächtige  Konsument  zu  der  Waffe  der  PubHzität  grei- 
fen würde,  die  in  seiner  Hand  allerdings  nicht  selten  als  stumpf 
sich  erweisen  dürfte;  es  werden  auch  die  Geschäfte  der  Vor- 
produktion ,  welche  an  die  Kartelle  absetzen  ,  gegen  den  Preis- 
druck sich  wehren  ,  z.  B.  die  Rübenbauer  gegen  die  Zuckerfa- 
briken und  Zuckerraffinerien ,  oder  umgekehrt  die  Geschäfte  der 
Weiterverarbeitung  gegen  die  an  sie  liefernden  Zweige  der  Vor- 
produktion. Die  Waffe  der  Publizität  würde  also  nicht  unge- 
braucht am  Nagel  des  Verwaltungsrechtes  hängen  bleiben.  Die 
Publizität  verspricht  einer  etwaigen  Kartellpolizei  die  Mitwirkung 
des  ganzen  interessierten  Publikums  und  vor  übereilten  Entschei- 
dungen würden  die  nicht  ausbleibenden  Repliken  der  angefoch- 
tenen Unternehmerverbände  ebenfalls  bewahren ;  mit  der  Publi- 
zität wird  auch  die  Kartellpolizei  richtig  ,  ohne  Publizität  aber 
nicht  ohne  viele  Fehlgriffe  wirken  können.  Die  Gesamtwirkung 
spricht  aber  diese  zu  werden  ,  dass  die  Kartelle  einander  selbst 
in  die  Richtung  normaler  Preisbildung  und  des  Gewinnes  durch 
billigen  Massenabsatz  drängen,  d.  h.  in  die  Richtung,  wobei  das 
konsumierende  Publikum  und  nachhaltig  die  Kartelle  selbst  am 
besten  fahren. 
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Nun  wird  freilich  jene  Sorte  von  Unternehmern  nicht  so  bald 
aussterben,  welche  auch  der  öffentlichen  Meinung  die  Stirne  bie- 
ten und  zu  schamloser  Ausbeutung  immer  fortschreiten,  wenn  bei 
letzterer  am  meisten  Geld  verdient  wird.  Allein  gegen  sie  sind 
die  Gegeninteressenten  und  als  Hort  derselben  die  Staatsverwal- 
tung nicht  wehrlos.  Gerade  gegen  sie  wird  sich  Konkurrenz  so- 
fort wieder  einstellen  ,  sobald  man  Dank  der  Oeffentlichkeit  die 
Rentabilität  solcher  Kartelle  fortlaufend  überschauen  kann  und 
zwar  wird  gegen  sie  Konkurrenz  wieder  eintreten  nicht  bloss  von 
neu  zu  gründenden  Privatgeschäften ,  sondern  auch  von  VVirt- 
schaftsgenossenschaften ,  von  staatlichen  Betrieben ,  soweit  der 
Staat  Industrieller  ist  ,  endlich  von  Gegenkartellen.  Und  weiter 
wird  in  dem  Fall  ,  als  zur  Kartellpublizität  Kartellpolizei  hinzu- 
kommt, auch  die  Oeffentlichkeit  des  Kartellamtverfahrens  immer- 
hin mächtig  vom  Kartellmissbrauch  abhalten  und  die  anständigen 
Geschäfte  zu  Interessenten  kartellpolizeilicher  Bekämpfung  der 
»falschen  Brüder«  machen. 

IX.  Ausserordentliche  Massregeln    der  Kartell- 
politik: Kartellpolizei. 

Die  ordenthche  Kartellpolitik  reicht  mit  ihrem  einfachen 
Grundmittel ,  die  immanenten  Zügel  des  ausbeutenden  Monopol- 
gebrauches frei  walten  zu  lassen  und  in  besonderen  Fällen  zu 
verstärken,  selbst  dann  nicht  aus,  wenn  sie  die  Publizität  kräftig 
wirken  lässt. 

Es  giebt  Fälle  und  Zeiten,  da  selbst  beim  stärksten  Antrieb 
der  Genossenschaftsgegner  der  normale  Preis  nicht  mit  dem  Eigen- 
interesse des  Monopolisten  sich  deckt.  Dies  ist  bei  jenen  Wer- 
ten der  Fall,  welche  mehr  oder  weniger  unentbehrlich  sind. 
Durch  hohe  Preise,  welche  nur  von  der  zahlungsfähigsten  Nach- 
frage erschwungen,  von  dieser  aber  mi  t  Z  u  r  ü  c  ks  e  tz  u  ng 
alles  mehr  oder  weniger  entbehrlichen  Bedarfs 
noch  erworben  werden,  kann  hoher  Preis  bei  min- 
derem Angebot  mehr  Gewinn  ergeben,  als  Massenan- 
gebot zu  volkswirtschaftlich  normalem  Preis. 

Dies  gilt  namentlich  dann  und  so  lange  ,  als  nicht  auch  auf 
Seite  des  Monopolisten  ein  Zwang  waltet.  Nämlich  ein  Zwang 
zum  Absatz  (bezw.  Bezug),  sei  es,  dass  der  ausgebeutete  Artikel 
nicht  lange  gelagert  werden  kann  ,  sei  es  ,  dass  der  Bezug  von 
auswärts  leicht  rasch  und    wohlfeil    bewerksteUigt    werden    kann. 
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sei  es  ,  dass  vom  Bedürfnisträger  Surrogate  in  Verwendung  ge- 
nommen werden. 

Zu  den  ausbeutungsgefährlichsten  Artikeln  gehören  heute  die 
unentbehrlichen  Güter  —  Brotstoffe,  Kartoffeln,  Futterstoffe  u.  s.  w. 
—  dank  der  heutigen  Entwickelung  der  Verkehrsmittel  kautn 
mehr ;  wenigstens  nicht  für  gewöhnliche  Zeiten,  sondern  nur  unter 
ausserordentlichen  Konjunkturen  ,  wie  Krieg,  Verkehrsstörungen, 
Elementarereignisse,  welche  die  Märkte  sperren  oder  schwer  zu- 
gänglich machen.  Immerhin  giebt  es  auch  heute  noch  Artikel, 
welche  »ausbeutungsgefährlich«  im  oben  bezeichneten  Sinne  sind, 
und  zwar  solche  ,  welche  in  der  Gewalt  von  Kartellen  ,  Trusts, 
Ringen  sich  befinden  können :  u.  a.  Waffen  ,  Munition  ,  Kohle, 
gewisse  Metalle  ,  Eisenbahn-  und  Schiffahrtshnien  ,  Kriegskonser- 
ven. Die  Artikel  der  Verzehrungsbesteuerung  gehören  dazu  für 
die  Regel  nicht,  wenn  die  Konsumsteuern,  was  der  Fall  sein  soll, 
nur  auf  mehr  oder  weniger  entbehrliche  Objekte  gelegt  sind. 

Jenen  Artikeln  gegenüber  und  unter  ausserordentlichen  Um- 
ständen auch  andern  Artikeln,  namentlich  den  notwendigen  Le- 
bensmitteln gegenüber  bedarf  es  überhaupt  oder  doch  bei  be- 
sonderen Ereignissen  ausserordentlicher  Vorkehrungen.  Da  tritt 
das  Verlangen  zur  polizeilichen  Herstellung  normaler  Preise 
auch  an  den  Staat  heran. 

Es  fragt  sich  nur ,  welche  Mittel  der  Staat  in  Anwendung 
zu  bringen  hat  und  ob  nicht  auch  da  ohne  ausserordentliche  In- 
tervention des  Staates  eine  erträglich  normale  Preisbildung  fak- 
tischen Monopolen  gegenüber  geschaffen  werden  kann. 

Unter  den  dem  Staat  und  den  Gemeinden  angesonnenen 
Massnahmen  steht  nun  obenan  die  Taxe,  die  polizeiliche  Fest- 
stellung eines  Maximal-,  bezw.  Minimalpreises,  welcher,  wenn  er 
seinen  Dienst  thun  soll ,  dem  volkswirtschaftlich  normalen  Preis, 
d.  h.  demjenigen  ,  bei  welchem  Angebot  und  Nachfrage  unter 
grösstem  Gesamtnutzen  und  geringstem  Gesamtopfer  sich  ins 
Gleichgewicht  stellen,  gleich  oder  doch  möglichst  nahe  kommen 
müsste. 

Zur  Taxe  hat  den  Kartellen  gegenüber  der  Gesetzgeber  in 
Oesterreich  und  den  Verein.  Staaten  gedrängt  werden  wollen, 
mittelbar  in  versteckter,  unmittelbar  in  offener  Weise. 

Der  österreichische  Entwurf  hat  es  mittelbar  versucht,  indem 
er  über  den  Kartellen  das  Damoklesschwert  der  Auflösung 
im  Falle  ausbeutender  Monopolpreise  aufhängte,  um  die  Kartelle 
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ZU  zwingen,  nicht  über  den  Preis  hinaufzugehen,  welchen  die  mit 
der  Kartcllaufsicht  betraute  Behörde  als  den  normalen  ansehen 
und  noch  dulden  würde.  Es  ist  von  Interesse,  über  diese  Art 
behördlicher  Geltendmachung  des  Normalpreises  ein  klares  Urteil 
zu  gewinnen. 

Der  §  7  des  österreichischen  Entwurfes  bestimmte :  »Das 
Ministerium  kann  die  Ausführung  der  Kartellbeschlüsse  untersa- 
gen ,  wenn  sie  geeignet  sind,  in  einer  durch  die  objektive 
wirtschaftliche  Sachlage  des  betreffenden  In- 
dustriezweiges (namentlich  durch  die  jeweilig  für  die  Preis- 
bildung und  die  Konkurrenzverhältnisse  oder  sonst  für  die  Kon- 
junktur massgebenden  Umstände)  nicht  begründeten  und  das 
Erträgnis  der  [indirekten]  Abgaben  oder  die  Steuer-  oder  Kon- 
sumtionskraft der  Bevölkerung  offenbar  schädigenden 
Weise  die  Preise  einer  Ware  oder  Leistung  zum  Nachteile 
der  Abnehmer  oder  Besteller  zu  steigern  ,  oder  zum  Nachteile 
der  Erzeuger  oder  Leistenden  herabzudrücken.  Ebenso  kann 
der  Bestand  eines  Kartells  selbst ,  sowie  die  Abänderung  eines 
Kartellstatuts  untersagt  werden,  wenn  das  Kartell  einen  der  be- 
zeichneten Zwecke  verfolgt.  In  diesen  Fällen  sind  die  Leiter  des 
Kartells,  unter  Umständen  auch  die  beteiligten  Unternehmer  zu 
vernehmen.  Ob  die  erwähnten  Voraussetzungen  vorhanden  seien, 
hat  das  Finanzministerium  auf  Grund  einer  sorgfältigen  Prüfung 
nach  freiem  Ermessen  zu  beurteilen.«  —  §  8  lautete  dann  weiter: 
»Untersagt  das  Finanzministerium  auf  Grund  dieses  Gesetzes  den 
Bestand  eines  Kartells,  die  Abänderung  eines  Kartellstatuts, 
oder  einen  Kartellbeschluss,  so  ist  der  Bestand  des  Kartells ,  sei 
es  überhaupt,  sei  es  auf  Grund  der  untersagten  Abänderung  des 
Kartellstatuts,  oder  die  Ausführung  des  Kartellbeschlusses  ver- 
boten und  die  vom  Verbote  getroffenen  Kartellstatuten  oder 
deren  Abänderung ,  oder  die  Kartellbeschlüsse  verlieren  ihre 
Gültigkeit.« 

Dass  der  österreichische  Entwurf  das  System  des  Kartell- 
verbotes nicht  bloss  auf  dem  Papier  haben ,  sondern  wirksam 
ausgestalten  wollte,  beweisen  die  Bestimmungen  über  die  Kartell- 
aufsicht, über  die  Kartelldeliktsstrafen  und  über  die  zum  beraten- 
den Organ  der  Kartellverbotspolizei  vorgeschlagene  »Kartellkom- 
mission«. Nach  §  6  sollte  zum  Zwecke  der  Staatsaufsicht 
»das  Finanzministerium«  berechtigt  sein:  »in  alle  auf  den  Preis 
sich  beziehenden  Bücher    und  Geschäftsaufzeichnungen    des  Kar- 
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teils  sowie  der  kartellierten  Betriebe  Einsicht  zu  nehmen  und 
von  den  Leitern  und  Geschäftsführern  des  Kartells  sowie  von 
den  beteiligten  Unternehmern  Auskünfte  über  dessen  sämtliche 
Geschäftsbeziehungen  sowohl  nach  aussen  als  gegenüber  seinen 
Mitgliedern  zu  verlangen;  die  Pflicht  zur  Erteilung  von  Auskünf- 
ten erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  die  geheim  gehaltenen  tech- 
nischen Einrichtungen  und  Verfahrungsweisen.« — Wer  »wissent- 
lich oder  in  grober  Fahrlässigkeit  bei  den  hienach  zu  erteilenden 
Auskünften  eine  unwahre  oder  in  den  für  die  Beurteilung  des 
Kartells  wichtigen  Punkten  wesentlich  unvollständige  Angabe 
macht«,  sollte  (§§  13  fif.)  mit  Arrest  von  8  Tagen  bis  zu  3  Mo- 
naten und  mit  Geld  von  100  bis  5000  fl.,  —  wer  einen  staatUch 
untersagten  Kartellbeschluss  ausgeführt,  sollte  sogar  mit  Arrest 
von  1  bis  6  Monaten  und  Geld  von  200  bis  10 000  fl.  in  Strafe 
genommen  werden.  —  Sehr  stramm  war  die  Organisation 
dieser  Kartell  v  e  rb  ots- Polizei  gedacht.  Den  Atlas  von  Macht 
und  Verantwortlichkeit  hätte  der  Finanzminister  zu  tragen  gehabt. 
Für  das  Einschreiben  hätte  er  zwar  den  Rat  einer  Kommission 
von  zwölf  Mitgliedern  ,  zur  Hälfte  Beamte  der  beteiligten  Mini- 
sterien, zur  andern  Hälfte  Sachverständige,  vorher  einholen  sollen. 
Allein  alle  Mitglieder  dieser  »gemischten  Kartellkommission«  wür- 
den doch  ausschliessend  vom  Finanzminister  berufen  worden  sein, 
und  wahrscheinlich  bestand  der  Vorbehalt ,  den  Finanzminister 
sie  frei  auch  wieder  abberufen  zu  lassen.  Entscheidende  Befug- 
nisse sollten  der  Kartellkommission  nicht  zustehen.  An  ihren  Rat 
war  das  vorbehaltene  »freie  Ermessen«  des  Finanzministers  nicht 
gebunden.  Die  Verwendung  der  Kommission  für  die  Durchfüh- 
rung der  Staatsaufsicht  war  ganz  in  das  Belieben  des  Finanz- 
ministers gestellt.  Das  war  eine  Machtgottseligkeit  des  Finanz- 
ministers ,  ob  welcher  doch  Jedermann  ein  Bangen  ergreifen 
müsste,  am  meisten  den  Finanzminister  selbst.  Die  Wahl  dieser 
Organisation  erklärt  sich  daraus  ,  dass  es  sich  um  Schutz  der 
grossen  indirekten  Abgaben  handelte. 

Dieses  System  mittelbarer  staatlicher  Erzwingung  der 
Normalpreise  halte  ich  für  unannehmbar,  ja  für  unausführbar,  die 
auf  dasselbe  gesetzte  E  r  wart  ung  ,  »augenblicklich«  die 
der  Konjunktur  entsprechenden  Normalpreise 
durch  Abschreckung  bewirken  zu  können,  für  trüge- 
risch. Auch  wenn  es  wirklich  nur  unentbehrliche  Artikel  ergriffe, 
erschiene  mir  dieser  Weg  der  Kartell-PreispoHzei  ungangbar  und 
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verfehlt  zu  sein. 

Mit  der  Verwaltung  der  Kartellpolizei  verhält  es  sich  gerade 
umgekehrt  wie  mit  den  Kartellleitungen.  Letztere  vermögen  an- 
nähernd den  geplanten  Normalpreis ,  wenn  sie  ihn  wollen  ,  die 
Staatsverwaltung  vermag  ihn  nicht,  selbst  wenn  sie  —  was  wenig- 
stens bei  dem  geplant  gewesenen  Gesetze  keineswegs  sicher  zu 
erwarten  wäre  —  solchen  Preis  in  jedem  Falle  wirklich  will. 
Oder  wäre  die  Kartellkommission  in  der  Lage,  jeden  Augenblick 
von  der  »objektiven  wirtschaftlichen  Sachlage«  sich  eine  halb- 
wegs zureichende  Kenntnis  zu  verschaffen?  Das  ist  nicht  anzu- 
nehmen. Mit  Hilfe  der  schneidig  eindringHchen  Inspektions-  und 
Fragebefugnisse  kann  man  zwar  dem  Kartell  wie  dem  Individual- 
monopol  gegenüber  die  gewesenen  Konjunkturen,  die  Angebots-, 
Nachfrage- ,  Ertrags-  und  Kostenverhältnisse  einer  näheren  oder 
entfernteren  Vergangenheit  ermitteln  ,  aber  die  »objektive  wirt- 
schaftliche Sachlage«  des  Momentes  und  etwa  noch  kurzer  näch- 
ster Zeitspannen,  vermag  man  mit  allen  obigen  Befugnissen  nicht 
genau  festzustellen.  Die  Thatsachen  der  Konjunktur  stehen  nicht 
voraus  in  den  Büchern  verzeichnet  und  die  wirklichen  Annahmen 
der  Kartellleitungen  hierüber  lassen  sich  mit  stärkerer  Straftortur 
als  der  ö.  Entwurf  sie  verfügen  will,  nicht  erfragen  ;  kein  Gericht 
wird  den  Kartellvorständen  mit  den  geplanten  Deliktsstrafen 
fürchterlich  werden.  Die  gehoffte  und  voraus  gepriesene  »Augen- 
bHcksbekämpfung«  der  Kartell  -  Monopolmissbräuche  durch  die 
Verwaltungsmittel  des  Entwurfs  ist  daher  eben  nicht  zu  erwarten. 
Mit  dieser  vermag  eine  Kartellpolizei  besten  Falles  eben  nur  die 
»krassesten«  Missbräuche  und  erst  nachdem  sie  schon  gewuchert 
haben  ,  zu  treffen.  Die  Vorzüge  des  vorgeschlagenen  Systems 
den  bisherigen  staatlichen  Eingriffsweisen  gegenüber  werden  zwar 
sehr  optimistisch  in  den  Motiven  hervorgehoben.  Es  ist  dabei 
viel  von  »Elastizität«,  wirtschaftlicher  »Augenblicksentscheidung«, 
»Anpassung«  an  die  Konjunktur  u.  s.  vv.  zu  Gunsten  des  im 
Entwurf  ersonnenen  K. -Polizeisystems  die  Rede.  Der  ruhige 
Kritiker  wird  jedoch  ein  anderes  Gefühl  haben.  Der  Kartell- 
polizeiwillen mag  noch  so  gut  sein ,  die  Kraft  zum  Vollbringen 
ist,  das  verhehle  man  sich  nicht,  keine  starke.  Schon  die  blosse 
Abstellung  des  gröbsten  Unfuges  kann  von  Wert  sein.  Darüber 
aber  soll  man  sich  nicht  täuschen  ,  dass  sich  gerade  mit  mittel- 
barer Taxpolizei  nur  Bescheidenes  und  Ungefähres  in  der  Rich- 
tung der  normalen  Preisregulierungr  erreichen  lässt. 
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Üftenbar  wäre  auch  das  Ansehen  ,  sogar  die  Integrität  der 
hohen  Beamten  bedroht ,  da  selbst  die  Gefahr  wirklicher  Ab- 
hängigkeit und  Bestechung  des  Beamtenstandes  keine  geringe 
wäre.  Es  handelt,  sich  um  grosse  z.  T.  riesige  Kapitalkräfte, 
welche  im  Zaume  zu  halten  wären.  Diese  Kräfte  haben  in  ver- 
führerischem Masse  die  Mittel  zur  Korruption  der  Beamten  und 
zugleich  den  Druck  von  der  Presse  und  von  der  Volksvertretung 
aus  zur  Verfügung. 

Näher  läge  es,  die  Verbote,  wenn  man  sie  haben  will,  dem 
ordentlichen  Fachministerium  für  polizeiliche  Wahrnehmungen  des 
Gemeinwohles  zu  übertragen.  Das  wäre  das  Ministerium  des 
hmern.  Allein  auch  dabei  würden  die  sämtlichen  gegen  bureau- 
kratische  Willkür  angeführten  Bedenken  noch  mehr  oder  weniger 
zutreffen,  wenn  gleich  nicht  so  stark. 

Der  Gedanke  läge  daher  nahe,  ein  selbständig  be- 
schliessendes  Kartellamt  zu  bilden,  dessen  Verbots-  und 
andere  Beschlüsse  durch  die  Aemter  des  inneren  Ministeriums 
zur  Ausführung  zu  bringen  wären.  Dieses  Kartellamt  hätte  zwar 
auch  ex  officio  für  die  Aufgaben  der  Kartellpolizei  zu  walten, 
seine  Arbeit  würde  jedoch  in  der  Hauptsache  darin  bestehen, 
alle  Interessenten  des  Kartellschutzes,  einschliesslich  des  Finanz- 
ministers mit  ihren  Beschwerden  und  Anliegen  zum  Wort  kom- 
men zu  lassen.  Das  Kartellamt  müsste  auch  den  Vorstellungen 
der  Kartellleitungen  zur  Rechtfertigung  gegen  Angriffe  von  wel- 
cher Seite  immer  zugänglich  sein.  Ein  solches  Amt  hätte  die 
Stellung  eines  selbständigen  Reichsamtes  ,  etwa  wie  ein  Reichs- 
patentamt. Üb  Revisionsbeschwerden  gegen  seine  Beschlüsse 
wegen  Gesetzesverletzung  und  Gesetzesauslegung  bei  den  allge- 
meinen Verwaltungsgerichten  oder  bei  einer  besonderen  Abtei- 
lung des  Kartellamtes  einzulegen  wären,  das  kann,  indem  wir  den 
Gedanken  nur  berühren,  hier  dahingestellt  bleiben.  Das  Kartell- 
amt überhaupt  wäre  nicht  als  Verwaltungsgericht ,  sondern  als 
besondere  Verwaltungsbehörde  auszugestalten  und  sämtliche  Be- 
denken, deren  wegen  der  öst.  Entwurf  sowohl  das  Kartellamt  als 
das  Kartellgericht  anderer  Vorschläge  abgewiesen  hat  ,  könnten 
gegen  ein  entscheidendes  Kartellsonderamt  mit  Fug  nicht  geltend 
gemacht  werden.  Eines  von  einem  Verwaltungsgerichtshof  wäre 
allerdings  auch  einem  Kartellamt  zu  verschaffen,  damit  es  unpar- 
teiisch und  unbestechlich  walten  könne ,  nämlich  eine  Stellung 
von   richterlicher  Unabhängigkeit  für    die  Mitglieder    des  Kartell- 
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amts :  am  Gedanken  »kartellgerichtlicher«  Intervention  erscheint 
uns  dies  das  Wahre  zu  sein. 

Bei  näherem  Zusehen  treten  jedoch  auch  der  Errichtung  eines 
selbständigen  Kartellamts  unter  den  heutigen  Umständen  der 
Organisation  der  Staatsverwaltung  und  der  Volkswirtschaft  ganz 
erhebliche  Schwierigkeiten  entgegen.  Nicht  was  die  wissenschaft- 
liche Bildung  der  Mitglieder  einer  solchen  Kommission  betrifft ; 
Praktiker  von  einer  ordentlichen  wirtschaftswissenschaftlichen 
Qualifikation  Hessen  sich  ja  wohl  finden  ,  auch  ohne  dass  man, 
wie  es  die  Motive  zum  öst.  Entwurf  in  Aussicht  nehmen,  >- Män- 
ner der  Wissenschaft«,  das  heisst  nationalökonomische  Theoreti- 
ker herbeizuziehen  brauchte.  Und  ebenso  ,  wie  die  Männer  der 
Wissenschaft  könnte  man  Vertreter  der  Kartelle  selbst,  an  deren 
Herbeiziehung  die  Motive  ebenfalls  denken,  ruhig  und  ohne  Scha- 
den aus  der  Organisation  weglassen  ,  wenn  man  nur  sonst  ein 
selbständiges  Kartellamt  schaffen  könnte,  welches  den  sachlichen 
Vorstellungen  und  rechtlichen  Beschwerden  der  Kartelle  ebenso 
zugänglich  wäre ,  wie  denjenigen  des  Finanzministers  und  des 
ganzen  in  seiner  Konsumtionskraft  geschädigten  Publikums.  Die 
Schwierigkeiten  liegen  nach  einer  andern  Seite.  Gegen  blosse 
Berufung  von  Beamten  und  Vertrauensmännern  der  verschiedenen 
Ministerien  zur  Kommission  sprechen  die  früher  erwähnten  Ge- 
fahren der  Verwaltungswillkür,  des  Hintertreppeneinflusses  seitens 
der  vorgesetzten  Minister ,  endlich  und  hauptsächlich  des  An- 
sehens und  der  Integrität  der  Verwaltung.  Es  müssten  weitere 
Elemente  herbeigezogen  werden  und  für  diese  andere  Ernennungs- 
weisen in  Anwendung  gebracht  werden. 

Wo  wären  denn  aber  solche  zu  finden.?  Man  hat  auf  die 
Handels-  und  Industriekammern  verwiesen,  welchen  Einfluss  bei 
der  Besetzung  der  Kartellkommission  zu  gewähren  sein  würde. 
Diese  sind  jedoch  in  der  Hauptsache  Vertretungen  des  kommer- 
ziell-industriellen Grosskapitals,  welches  Träger  des  Kartellierungs- 
monopols  ist.  Man  müsste  Vertreter  von  Landwirtschaftskam- 
mern ,  sowie  von  Handwerkskammern  hinzufügen.  Allein  dann 
wäre  immer  noch  der  Hauptinteressent,  das  ganze  konsumierende 
Publikum  nämlich  ,  es  wäre  namentlich  der  Stand  der  Lohnar- 
beiter, dessen  Konsumtionskraft  praktisch  am  schwersten  bedroht 
ist,  nicht  zur  Geltung  gebracht.  Darum  die  grossen  Reichs-  und 
Landes-Vertretungskörper  zu  Ernennungs-  oder  wenigstens  Vor- 
schlags-Organen für    einen  Teil  der  Kartellkommission  zu  bestel- 
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len,  hätte  bei  der  Zerwühlung,  welcher  der  heutige  Parlamentaris- 
mus durch  schamloses  Parteitreiben  nicht  bloss  in  den  Vereinigten 
Staaten  unterliegt ,  sehr  schwere  Bedenken  gegen  sich ,  welche 
wir  hier  nicht  näher  auszuführen  brauchen. 

Alles  Angeführte  zusammen  ist  geeignet ,  das  System  der 
mittelbaren  Herstellung  normaler  Kartellpreise  durch  die  Ab- 
schreckungen der  Kartellverbots-Polizei  überhaupt  nicht  als  em- 
pfehlenswert erscheinen  zu  lassen.  Die  nachgewiesenen  Miss- 
bräuche des  Kartellwesens  sind  nicht  der  Art ,  um  solche  Art 
Kartellpolizei  wünschenswert  erscheinen  zu  lassen. 

Die  direkte  Erzwingung  normaler  Monopolpreise  durch 
förmliche  Preistaxe  wäre  dem  Repressivsystem  vorzuziehen, 
wenn  je  später  die  Trusts,  Ringe  und  andere  Individualmonopole 
ein  Einschreiten  fordern  würden,  wenn  etwa  auf  die  immanenten 
Schranken  des  Monopolmissbrauchs  kein  Verlass  mehr  sein 
würde.  Dabei  würden  dann  alle  Unternehmungen ,  nicht  bloss 
diejenigen  der  Kartellgenossen  der  Taxe  unterliegen  ,  es  würden 
aber  auch  nur  jene  immer  nur  wenigen  Artikel  unentbehrlicher 
Art  der  Taxierung  unterliegen ;  die  letztere  hätte  nur  ausnahms- 
weise einzutreten. 

An  und  für  sich  ist  die  Preistaxe  nicht  zu  verwerfen.  Man 
hat  sie  nicht  bloss  früher  angewendet ,  der  Staat  verhängt  sie 
heute  noch  überall,  wo  er  selbst  Monopole  schafft,  im  Gebühren-, 
im  Steuer- ,  im  Medizinalwesen.  Nur  verhehle  man  sich  nicht, 
dass  für  die  praktische  Durchführung  von  Polizeitaxen  die  Ver- 
hältnisse nicht  entfernt  mehr  so  einfach  liegen  wie  ehedem.  Die 
Schwierigkeiten  der  Taxierung  würden  gross  sein;  die  Beamten 
der  Taxpolizei  würden  mit  Unkenntnis  und  mit  den  Gefahren 
der  Willkür  zu  kämpfen  haben ,  die  Produktionskosten  der  ver- 
schiedenen einen  und  derselben  Taxe  zu  unterwerfenden  Unter- 
nehmungen sind  ungleich  und  veränderlich.  Und  viel  grösser 
als  bei  Trusts ,  Ringen  und  anderen  Individualmonopolen  wären 
die  Schwierigkeiten  der  Taxierung  den  Kartellen  gegenüber.  Bei 
einem  Einzelmonopol  hat  man  nur  ein  einziges  Unternehmen  aufs 
Korn  zu  nehmen  ,  gegen  welches  man  von  Durchschnittskosten 
und  Durchschnittsgewinnen,  die  wohl  meist  für  eine  längere  Reihe 
von  Jahren  gegeben  wären,  ausgehen  kann.  Bei  einem  Kartell-, 
d.  h.  Genossenschaftsmonopol  hat  man  es  mit  einem  Verein  von 
Geschäften  mit  ungleichen  und  schwankenden  Anschaffungskosten 
und  Rentabilitäten  zu  thun.     Die  auch  nur  ungefähre  Auffindung 
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der  Grenze,  wo  der  normale  Preis  aufhört  und  der  ausbeutende 
anfängt,  wäre  da  eine  weit  kompliziertere  Aufgabe. 

Vielleicht  kommt  die  Zeit ,  wo  eine  beschränkte  Taxpolizei 
nicht  mehr  zu  umgehen  ist,  gewiss  aber  mehr  den  Trusts,  Fusio- 
nen, Ringen  und  Individualmonopolen  als  den  Kartellen  gegen- 
über. Diese  Zeit  ist  aber ,  wenigstens  für  Deutschland ,  noch 
nicht  angebrochen  und  mit  einiger  Bestimmtheit  auch  noch  nicht 
abzusehen.  Man  lasse  die  ganze  polizeiliche  Kartellregulierung, 
die  direkte  wie  die  indirekte  lieber  auf  sich  beruhen  !  Träte  aber 
je  die  Notwendigkeit  ein  ,  zwischen  beiden  Systemen  zu  wählen, 
so  wäre  m.  E.  die  beschränkte  direkte  der  indirekten  Preisnor- 
mierung noch  vorzuziehen.  Für  die  Organisation  eines  Taxpoli- 
zeiamtes, welches  sich  dann  empfehlen  könnte,  würde  die  »Kar- 
tellkommission« des  österreichischen  Entwurfes  keinesfalls  zum 
Vorbild  genommen  werden  dürfen. 

Die  ausserordentlichen  Massregeln  des  Kartellverbotes  und 
der  Kartelltaxe  bewegen  sich  noch  auf  dem  Boden  der  kapi- 
talistischen Volkswirtschaft.  Kann  denn  ,  auch  wenn  dieselben 
nicht  oder  nur  sehr  beschränkt  anwendbar  sind  ,  zu  nichtkapi- 
talistischer Ordnung  der  Produktion  und  des  Umsatzes —  nach 
Tarifsätzen  statt  nach  Marktpreisen  —  gegriffen 
werden  ?  Das  erscheint  in  der  That  als  ein  gangbarer ,  jedoch 
ebenfalls  nur  ausnahmsweise  zu  betretender  Weg  für  ausseror- 
dentliche Massnahmen  der  Kartellpolitik.  Der  Weg  ist  auch  schon 
beschritten. 

Da  ist  die  Verstaatlichung  der  V  e  r  k  e  h  r  s  a  n  s  t  a  1  - 
ten.  F2s  ist  wenigstens  denkbar,  dass  Staat  und  Gemeinde  auch 
einzelne  Zweige  der  Warenproduktion  und  des  Warenhandels  an 
sich  reissen,  wenn  einzelne  Trust-,  Geselischafts-  und  Privatmono- 
pole der  Zukunft  durch  ihre  Korrumpierung  des  Geldmarktes  und 
wegen  Unfähigkeit  der  Monopolkundschaften  zu  wirksamem  Kollek- 
tiv-Preiskampf Zustände  unerträglicher  Ausbeutung  herbeiführen 
würden. 

Schon  jetzt  hat  der  Gedanke  der  Verstaatlichung  des  Kohlen- 
bergbaues lebhafte  Vertretung  gefunden.  Eventuell,  d.  h. 
wenn  Kartelle  ,  wie  das  »rheinisch- westfälische  Kohlensyndikat« 
einem  willkürlichen,  ausbeutenden  Preisansatz  sich  hingeben  würde, 
was  bis  jetzt  nicht  der  Fall  gewesen  sei ,  meint  selbst  Matern, 
»es  würde  alsdann  Sache  der  Staatsregierung  sein  ,  den  ßerg- 
werksbesitzern  recht  eindringlich  zu  Gemüte  zu  führen,   dass  unser 
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Privat-Eigentumsrecht  an  der  Mutter  Erde  zwar  auf  dem  Papier 
zu  Recht  noch  besteht ,  dass  aber  im  Laufe  der  Zeiten  die  Er- 
kenntnis von  der  Unsinnigkeit  eines  absoluten  Eigentumsrechtes 
in  allen  Köpfen  so  sehr  sich  gefestigt  hat,  dass  man  in  den  no- 
minellen Besitzern  der  deutschen  Kohlenwerke  thatsächlich 
nur  noch  die  Verwalter  des  der  Gemeinschaft  ge- 
hörigen Eigentums  erblickt ,  denen  man  sehr  gern  für  ihr  in 
dem  Betriebe  investiertes  Kapital  eine  angemessene  Rente  zu- 
billigt, nicht  aber  einen  von  ihrem  Belieben  abhängigen  Monopol- 
preis für  die  Kohle.« 

Die  Verstaatlichung,  die  Kommunalisierung  und  ähnlich  eine 
etwaige  korporative  Zentralorganisation  von  Produktions-  und 
Handelszweigen,  wie  eine  solche  im  Entwurf  eines  österreichischen 
Landwirtschaftsministers  (Ledebur)  unter  der  Bezeichnung  »Berufs- 
genossenschaften« angebahnt  werden  wollte  (vgl.  Abschnitt  X), 
verlassen  sämtlich  den  Boden  der  kapitalistischen  Organisation 
und  der  kapitalistischen  Preisbildung.  Sie  mögen  in  beschränk- 
tem Masse  notwendig  sein  und  künftig  vielleicht  in  grösserem 
Umfang  möglich  werden  ,  aber  dem  Bereich  der  Kartell-  und 
Trustpolitik  können  sie  nicht  angehören  und  sind  daher  an  dieser 
Stelle  des  Näheren  ausser  Acht  zu  lassen.  Hier  sei  nur  bemerkt, 
dass  solche  Gebilde  ihre  besonderen  Schwierigkeiten  haben.  Von 
ihnen  drohen  Gefahren  einer  anderen  Art  und  durch  sie  kann, 
wenn  nicht  starke  Gegengewichte  in  den  allgemeinen  und  in  be- 
sonderen Vertretungskörpern  angebracht  werden  ,  eine  schlimme 
Ausbeutung  in  Form  der  öffentlichen  Tarifsätze  stattfinden.  Bei- 
spielsweise würde  ein  Staatsbahnsystem,  welches  dazu  missbraucht 
werden  würde,  festgesetzte  Ueberschüsse  an  die  allgemeine  Staats- 
kasse abzuliefern,  steitt  der  Tarifverbilligung  stattzugeben,  in  eine 
»Verkehrsbesteuerung«  ausarten,  welche  von  rationeller  Steuer- 
politik auf  das  Entschiedenste  würde  verworfen  werden  müssen. 
Es  müssten  ganz  ausserordentHche  Nötigungen  eintreten  und  die 
immanenten  Schranken  gegen  monopolistische  Ausbeutung  müss- 
ten sehr  schwach  und  hinfällig  geworden  sein ,  ehe  man  sich  zu 
ausserordentlichen,  über  die  eigentliche  Kartell-  und  Trustpolitik 
hinausführenden  Massregeln  solcher  Art  zu  entschliessen  hätte. 
An  zwei  besonderen  Projekten  agrarischer  Tendenz,  an  der  Bil- 
dung korporativer  Monopole  und  an  dem  staatlichen  Getreide- 
handelsmonopol ,  mag  dies  im  nächsten  Abschnitt  schärfer  illu- 
striert werden. 
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Hienach  wird  man  sich  immer  zuerst  zu  fragen  haben  ,  ob 
nicht  viel  einfachere  Massregehi  genügen.  Auf  diese  Frage  kann 
man  nur  antworten  ,  dass  es  solche  Massnahmen  giebt ,  welche 
der  Staat  verhältnismässig  leicht  durchführen  kann,  zugleich  solche, 
bei  welchen  man  nicht  den  Staat ,  sondern  nur  die  genossen- 
schaftliche Selbsthilfe  in  Bewegung  zu  setzen  hat.  Als  solche 
Massregeln  kommen  in  Betracht : 

i)  die  Vorrathaltung  für  alle  Arten  Kriegsbedarf 
des  Staates  selbst,  eine  Massregel,  welche  umfassend  und  gross- 
artig bereits  verwirklicht  ist; 

2)  die  Ber  eithaltung  öffentlicher  Vorräte  an  Nah- 
rungsmitteln, Kohlen  u.  s.  w. ,  um  sie  Ringbildungen  gegenüber 
auf  den  Markt  zu  werfen  und  hiedurch  die  Monopole  von  aus- 
beutenden Preisen  zurückzuhalten ; 

3)  die  Herstellung  genossenschaftlicher  Eigen- 
produktion seitens  der  Konsumvereine,  wofern  selbst 
diese  nicht  hinreichende  Macht  hätten  ,  normale  Preise  auf  dem 
Markt  und  durch  Lieferungsverträge  durchzusetzen ;  Massregeln 
der  letzten  dritten  Art  bedeuten  eine  freie  Bedarfssicherung, 
welche  nicht  mehr  auf  kapitalistischem  Verkehr  beruht,  dennoch 
den  Staat  des  ausserordentlichen  Eingreifens  enthebt,  und  sogar 
einen  Uebergang  zu  vorwiegend  genossenschaftlicher  Volkswirt- 
schaft anzubahnen  geeignet  sein  könnten. 

X.  Die  Kartellpolitik  und  die  Landwirtschaft. 

Die  Landwirtschaft  ist  bis  jetzt  von  der  Kartellbewegung 
kaum  ergriffen  (vgl.  Abschnitt  III). 

Das  Bedürfnis,  den  Wirkungen  wilder  Konkurrenz  bei  plan- 
loser Produktion  durch  Unternehmerverbände  zu  begegnen^  wäre 
in  der  Landwirtschaft  an  sich  stark,  stärker  vielleicht  als  in  je- 
dem anderen  Unternehmungszweige  vorhanden.  Da  für  die  Mas- 
senprodukte der  Landwirtschaft  eine  einzige  Monopolunterneh- 
mung,  ein  Trust,  die  Zusammenfassung  zu  einem  einzigen  Ge- 
schäft nicht  möglich  ist ,  wäre  es  denkbar ,  dass  gerade  durch 
landwirtschaftliche  Unternehmer  ver  b  ände  ,  also  kartellmässig, 
den  Schäden  planloser  Konkurrenz  gesteuert  werden  wollte.  Wenn 
das  bis  jetzt  nicht  geschehen  und  vorläufig  nur  für  die  landwirt- 
schaftliche Brennerei  geplant  ist ,  so  muss  dies  seinen  Grund  in 
besonderen  Schwierigkeiten  landwirtschaftlicher  Kartellbildung 
haben. 
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Diese  Schwierigkeiten  sind  in  der  That  auch  viel  grösser  als 
in  der  Industrie  und  im  grossen  Transport.  Sie  sind  mehrfach 
hervorgehoben.  Bei  den  Hauptprodukten  der  Landwirtschaft  sind 
es  so  zahlreiche  Unternehmer,  dass  es  besonders  schwer  ist,  sie  in 
einem  einzigen  monopolmächtigenVerbande  zusammenzufassen.  Die 
einzelnen  Landwirte  sind  auch  sehr  zerstreut ,  so  dass  sie  sich 
schon  national,  geschweige  international  nicht  leicht  unter  den 
Kartellhut  bringen  lassen,  auch  wenn  Schutzzölle  zur  Beförderung 
der  Kartellierung  beliebt  werden.  Fände  für  ein  bestimmtes  Pro- 
dukt Kartellierung  statt ,  so  drängen  sich  Surrogate  —  Roggen 
gegen  Weizen,  Kunstwein  gegen  Naturwein,  Braumais  und  Brau- 
reis gegen  Braugerste  u.  s.  w.  —  kartellerschwerend  hervor.  Um 
den  Landwirten  vollen  Erfolg  zu  bringen,  müssten  für  jede  Gat- 
tung der  Produkte  ,  welche  —  von  den  Handelsgewächsen  wie 
Wein,  Hopfen  abgesehen  —  nebeneinander  in  gemischter  Produk- 
tion stehen,  ein  Kartell  gebildet ,  also  für  die  Masse  der  Land- 
wirte der  Eintritt  in  eine  Mehrheit  von  Kartellen  oder  Kartellab- 
teilungen bewerkstelligt  und  möglich  gemacht  werden.  Umfang, 
Art  und  Kosten  der  Produktion  sind  in  der  Landwirtschaft  zu 
verschieden ,  als  dass  sich  leicht  gemeinsame  Preislimitierungen 
und  einverständliche  Angebotsbeschränkungen  zu  Stande  bringen 
Hessen. 

Alle  diese  grossen  Schwierigkeiten  vollständig  zugegeben, 
lässt  sich  dennoch  heute  noch  nicht  mit  Sicherheit  voraussehen, 
dass  das  Kartellwesen  in  der  Landwirtschaft  gar  nicht  Platz  grei- 
fen könne.  Die  Prognose  für  und  wider  steht  vor  ganz  unbe- 
kannten Zukunftsfaktoren.  Gewiss  aber  ist,  dass  die  Wirtschafts- 
g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  ft  zur  kollektiven,  wenn  auch  nicht  monopolisti- 
schen Führung  der  privatwirtschaftlichen  Preiskämpfe  umfassend- 
ster Anwendung  in  der  Landwirtschaft  fähig  und  schon  in  voller 
Entwickelung  begriffen  ist.  Die  Wirtschaftsgenossenschaften  ver- 
mögen sich  zu  Verbänden  zusammenzuthun  und  diese  Verbände 
können  einen  systematischen  Lokal  (Bezirks)-,  Regional-,  Landes- 
und Reichsaufbau  ausführen,  mit  möghchster  Spezialisierung  der 
Bezugs-  und  Absatzgemeinschaft,  mit  möglichster  Sonderung  nach 
einzelnen  Objekten ,  aber  auch  mit  ausgebildetster  Zentralisation 
der  öffenthchen  Angebots-  und  Nachfragenachweisungen. 

Die  Hindernisse  wenigstens  aus  der  grossen  Zahl  der  Be- 
triebe lassen  sich  vielleicht  doch  mehr  oder  weniger  überwinden, 
wenn  die  Landwirte  von  Ortsgruppen    aus  durch  die  Zentralver- 

45* 


708  l^r-  Schaff le: 

bände  in  einen  allgemeinen  Zusammenhang  geraten  ,  um  plan- 
massig  das  Gesamtangebot  und  die  Gesamtnachfrage  ins  Gleich- 
gewicht zu  bringen  und  die  Arbeitsteilung  nach  den  Indikationen 
der  Bodenqualitäten  und  klimatischen  Verhältnisse  planmässig 
durchzuführen. 

Das  Hindernis  der  Zerstreuung  der  kartellbedürftigen  Betriebe 
ist  in  der  Landwirtschaft  im  ganzen  wohl  geringer,  als  in  der  In- 
dustrie und  im  Handel;  denn  die  wichtigsten  Artikel  werden  von 
den  Landwirten  allgemein  gefragt  und  überall  erzeugt ,  und  für 
andere  Artikel ,  namentlich  für  Handelspflanzen  ,  ist  eine  starke 
Zentralisation  vorhanden ;  bei  gegliedertem  Kartellaufbau  nach 
Orts-,  Regional-  und  Landesverbänden  von  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, werden  die  Hindernisse  der  Zerstreuung  nicht  vorab  als 
unüberwindlich  angesehen  werden  müssen. 

Ein  weiteres  Hindernis  trifft  für  die  hauptsächlichen  Bezugs-  und 
Absatzwaren  der  Landwirtschaft  wie  im  Bergbau  nicht  in  höherem, 
wahrscheinlich  in  erheblich  geringerem  Masse  zu  ,  als  bei  vielen 
Industrien  :  die  Gefahr  der  Verdrängung  des  kartellierten  Monopol- 
artikels durch  Surrogate.  Kartellmässige  oder  sonstige  preisge- 
nossenschaftliche Vereinigung  ist  auch  diesem  Hindernis  gegen- 
über nicht  absolut  aussichtslos ,  namentHch  wenn  man  sich  nicht 
scheut,  mit  Margarin-,  Saccharin-,  Kunstwein-  und  ähnlichen  Ver- 
boten zu  operieren.  Eine  andere  der  Kartellbildung  und  dem  ge- 
nossenschaftlichen Handel  entgegenstehende  Schwierigkeit ,  der 
Mangel  an  Enge  und  Geschlossenheit  des  Marktes  ist  ebenfalls 
nicht  durchaus  in  höherem  Grade  vorhanden  als  in  vielen  In- 
dustrien. Schon  die  Transportkosten  würden  zu  einem  Generalver- 
band von  Absatz-  und  ßezugsgenossenschaften,  auf  Rayonierungen 
und  planmässige  Ueberweisungen  hindrängen  ;  durch  Schutzzölle 
nach  aussen,  wie  durch  Eisenbahntarife  Hesse  sich  diesem  Drange 
zur  Not  nachhelfen.  Die  Unberechenbarkeit  der  Erntemengen  im 
Ganzen,  sowie  nach  einzelnen  Gegenden  ,  Gütern ,  Gewächsarten 
ist  vielleicht  auch  kein  absolutes  Hindernis  landwirtschaftlicher 
Kartellierungen,  fordert  vielmehr  nur  desto  mehr  genossenschaft- 
liches Zusammenstehen  für  Absatz  zu  lohnenden  Preisen,  für  Aus- 
gleichung der  Preisschwankungen  durch  gemeinsame  Lagerhaltung 
und  für  planmässige  Bestands-  und  Absatzüberweisungen  zwischen 
den  einzelnen  Betrieben  und  innerhalb  grosser  Verbände  heraus. 
Die  vorstehende  Gedankenreihe  darf  ich  nicht  weiter  ver- 
folgen ,  ohne  den  Gefahren  der  Zukunftsmusik  mich  auszusetzen. 
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Dagegen  ist  hier  der  Projelcte  des  Agrarismus  zu  gedenken,  nicht 
durch  freie  Kartelle ,  sondern  durch  korporativ  und  staat- 
lich erzwungene  Monopolbildung  zu  stets  lohnenden 
Preisen  der  landwirtschaftlichen  Produkte  zu  gelangen.  Eben 
deshalb,  weil  die  Schwierigkeiten  des  Zusammenschlusses  zu  preis- 
beherrschenden Kartellen  in  der  Landwirtschaft  so  gross  sind, 
erklärt  es  sich,  dass  einige  Wortführer  des  Agrarismus  den  Staat 
veranlassen  möchten  ,  Zwang  zum  Zusammenschluss  auszuüben 
oder  gar  selbst  den  Getreidehandel  zum  Zwecke  der  Festsetzung 
der  Bodenproduktenpreise  im  Interesse  der  Landwirtschaft  in  die 
Hand  zu  nehmen.  Dahin  zielt  der  Vorschlag  einer  Entwurf  gebhe- 
benen  österr.  Gesetzesvorlage,  alle  Landwirte  in  Berufsgenossen- 
schaften« genannte  Zwangsverbände  zusammenzufassen  ,  welche 
die  Befugnis  hätten,  die  erforderlichen  Mittel  bei  den  Korporations- 
genossen und  durch  korporativ  garantierte  Kredite  zu  dem  Zweck 
aufzubringen,  Ankauf  und  Verkauf,  hiemit  die  Preise  monopolistisch 
im  Interesse  sämtlicher  der  Korporation  angehörigen  landwirt- 
schaftlichen Unternehmungen  zu  beherrschen.  Direkter  geht  auf 
das  letztere  Ziel  der  vielgenannte  Antrag  Kanitz  los,  welcher 
das  den  Staat  ohne  korporativen  Umweg  und  ohne  korporative 
Risiken  der  Landwirte  besorgen  lassen  würde.  Beide  Forderungen 
werden  abzulehnen  sein. 

Es  mag  ja  sein,  dass  es  gelingt,  Bezugs-,  Absatz-  und  Ver- 
arbeitungsgenossenschaften noch  in  viel  grösserem  Umfang,  als  es 
bereits  erreicht  ist,  wirtschaftlich  lebensfähig  zu  machen,  aber  er- 
zwingen lassen  sich  solche  nicht  und  für  ein  rasches  Gelingen 
darf  man  keine  sanguinischen  Hoffnungen  hegen.  Mit  Recht  er- 
hebt Buchenbei'ger  aufs  neue  seine  warnende  Stimme  ,  indem  er 
bemerkt:  »Es  sollte  an  die  spekulative  Magazinierung  der  land- 
wirtschaftlichen Produkte  (Kornhäuser)  oder  gar  an  die  Verar- 
beitung und  Umformung  dieser  Produkte  (Errichtung  von  Mühlen 
zum  Mahlen  des  Getreides  ,  von  Keltereien  zur  Herstellung  von 
Wein,  Herstellung  von  Fermentationsräumen  für  Tabak,  von  Darr- 
anstalten für  Hopfen  und  für  Gerste,  Errichtung  von  Schlächtereien 
für  Verwertung  von  Schlachtvieh  etc.)  unter  allen  Umständen 
mit  grösster  Vorsicht  und  nur  dann  herangetreten  werden,  wenn 
die  Mitglieder  in  der  Lage  sind,  den  grössten  Teil  der  erforder- 
lichen Kapitalien  aus  eigenen  Mitteln  —  nicht  etwa  im  Wege  der 
Schuldaufnahme  —  aufzubringen  und  wenn  die  ausreichende 
Qualität  der  zu  gewinnenden  Geschäftsleitung  in  technischer  und 
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kaufmännischer  Hinsicht  ausser  allem  Zweifel  steht.«  Viel  Handel 
in  Produkten  der  Landwirtschaft  und  der  Viehzucht  mag  para- 
sitär und  daher  genossenschaftlich  zu  verdrängen  sein  —  nament- 
lich für  bäuerliche  Kleinwirte  und  in  Beziehung  auf  Vieh.  Aber 
nicht  aller  Handel  in  solchen  Erzeugnissen  ist  unproduktiv,  son- 
dern ein  grosser  Teil  stellt  eine  für  die  Landwirtschaft  selbst 
höchst  wohlthätige  Arbeitsteilung  dar ,  wie  das  in  grossem  Um- 
fang auch  von  Bäcker-,  Fleischer-  und  anderen  Verarbeitungsge- 
werben gilt.  So  weit  das  aber  der  Fall,  wäre  vielmehr  das  kor- 
porative Eindringen  der  Landwirte  in  den  Handel  und  die  ge- 
werbliche Verarbeitung  volkswirtschaftlich  unproduktiv  und  für 
die  Landwirtschaft  selbst  verlustbringend.  Korporative  Zwangs- 
trusts wären  stets  versucht,  ausbeutende  Preise  im  Bereiche  der 
Versorgung  mit  unentbehrlichen  Gütern  herzustellen ,  und  in  der 
Lage,  dieser  Versuchung  zügellos  sich  hinzugeben.  Staatlicher 
Zwang  würde  also  geradezu  jene  Gefahr  herbeiführen ,  gegen 
welche  im  Bereiche  des  Verkehrs  mit  unentbehrlichen  Gütern 
nach  Abschnitt  IX  vielmehr  ausserordentliche  Einschränkungen 
seitens  des  Staates  in  Frage  kommen  müssten. 

Dasselbe  gilt  vom  Antrage  Kanitz  im  Deutschen  Reichstage. 
Dieser  Antrag  verlangt:  i)  der  Ein-  und  Verkauf  des  zum 
Verkauf  im  Zollgebiet  bestimmten  ausländischen  Getreides 
mit  Einschluss  der  Mühl  enf  ab  rika  t  e  erfolgt  ausschliesslich 
für  Rechnung  des  Reichs;  2.  die  von  den  Organen  des 
Reichs  festzusetzenden  Verkaufspreise  des  eingeführten  auslän- 
dischen Getreides  werden  nach  den  inländischen  Durchschnitts- 
preisen der  Periode  von  1850  bis  1890,  die  Verkaufspreise  der 
Mühlenfabrikate  nach  dem  wirklichen  Ausbeuteverhältnis  ,  den 
Getreidepreisen  entsprechend,  bemessen;  3.  die  aus  dem  Ver- 
kauf des  Getreides  und  der  Mühlenfabrikate  zu  erzielenden  Ueber- 
schüsse  (Mehrerlös  gegenüber  dem  Einkaufspreise)  finden  derart 
Verwendung,  dass  alljährlich  eine  den  durchschnittlichen  Getreide- 
zolleinnahmen seit  1892  gleichkommende  Summe  an  die  Reichs- 
kasse abgeführt,  daneben  ein  Reservefonds  gebildet  wird,  um  in 
Zeiten  hoher  Inlands-  und  Auslandspreise  die  Zahlung  der  an  die 
Reichskasse  jährlich  abzuführenden  Summen  und  den  Verkauf 
des  ausländischen  Getreides  zu  den  unter  Ziffer  2  festgesetzten 
Preisen  unter  allen  Umständen ,  also  auch  beim  Vorhandensein 
höherer  Einkaufspreise  zu  ermöglichen. 

Dieser     Antrag     bedeutet     offenbar    nur    einen     vom    Staat 
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zwangsweise  hergestellten  und  permanenten  Ge- 
treidering. Dieser  müsste  die  Landwirte  selbst  mächtig  ent- 
täuschen, wenn  der  Staat  wirklich  nur  »mittlere  Preise«  einer  will- 
kürlich herausgegrififenen  Marktperiode  und  nicht  vielmehr  die 
höchsten  Produktionskosten  der  ungünstigst  arbeitenden  Schichte 
von  Landwirten  je  nach  der  jeweiligen  Ernte  zu  Grunde  legen 
würde.  Der  Plan  wäre  praktisch  gar  nicht  durchführbar  ,  ohne 
dass  der  Staat  auch  den  inländischen  Getreidehandel  in  die  Hand 
nehmen  würde,  was  die  Kraft  der  Beamtenverwaltung  weit  über- 
steigt. Wäre  auch  eine  solche  Beamtenverwaltung  möglich  ,  so 
würde  sie  die  unerträgHchste  wirtschaftliche ,  soziale  und  politi- 
sche Abhängigkeit  des  Grundbesitzer-  und  Pächterstands  von  der 
Bureaukratie  bedeuten. 

Wenn  der  Preis  immer  so  hoch  gehalten  werden  wollte,  um 
noch  die  kostspieligste  Produktion  zu  lohnen,  so  würden  die  Ge- 
treidepreise drückend  für  die  ganze  nichtlandwirtschaftliche  Be- 
völkerung werden,  für  die  günstiger  produzierenden  Betriebe  aber 
völlig  unberechtigte  Prioritätsgrundrenten  ergeben. 

Die  ganze  Industrie  und  die  Lebenshaltung  ihrer  Lohnar- 
beiter würde  schwer  gefährdet  sein,  da  alles,  was  jetzt  für  nicht 
unentbehrUche  Industrieerzeugnisse  aus  den  Löhnen  verwendet 
werden  kann,  für  die  Brotanschafifung  darauf  gehen  würde. 

Das  Ziel,  auf  welches  der  Kanitzscho.  Plan  gerichtet  ist, 
»die  Befestigung  der  Preise  auf  mittlerer  Höhe«, 
kann  gar  nicht  erreicht  werden,  ohne  den  wirtschaftlichen  Regu- 
lator der  landwirtschaftlichen  Produktion  lahmzulegen  und  recht- 
zeitige Aenderungen  des  Betriebes  stets  hintanzuhalten;  der  nor- 
male Preis  ist  eben  nicht  der  mittlere  Preis  einer  willkürlich  be- 
messenen zurückliegenden  Marktepoche,  sondern  der  stets  sich 
ändernde  und  jederzeitige  Preis,  bei  welchem  Konsum 
und  Nachfrage  unter  grösstem  Gesamtnutzen  und  geringsten  Ge- 
samtkosten auf  jedem  Markte  sich  decken,  und  damit  letzteres  ge- 
schehe ,  muss  die  ganze  Grundeigentümerschaft  interessiert  sein, 
dieses  Gleichgewicht  durch  die  entsprechende  Wirtschaftsänderung 
unter  allen  wechselnden  Konjunkturen,  trotz  aller  Aenderungen 
auf  dem  Markte  und  in  der  Technik ,  immer  wieder  durchzu- 
setzen. So  interessiert  ist  der  Landwirt  jedoch  nur,  wenn  seine 
Grundrente  nicht  zu  festem  Satz  vom  Staate  garantiert  ist,  son- 
dern bedroht  wird,  sobald  der  Landwirt  die  der  normalen  Preis- 
bildung dienenden  Wirtschaftsvorkehrungen  unterlässt.    Das  Staat- 
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liehe  Gctreidehandelsmonopol  würde  also  die  bestehende  Wirt- 
schaftsordnung in  ihrem  innersten  Kern  treffen  und  geradezu 
aufheben. 

Es  könnte  dies  doch  nur  dem  Getreideproduzenten  nützen 
zum  Schaden  der  ganzen  übrigen  Bevölkerung  ,  auch  der  länd- 
lichen, soweit  dieser  nicht  der  Getreidebau  gewiesen  ist. 

Wenn  man  dem  Getreide  bauenden  Grundbesitz  die  gleich- 
bleibende Rente  durch  das  Monopol  garantieren  würde  ,  müsste 
man  auch  allen  anderen  Ständen  eine  Rente  staatlich  gewähr- 
leisten bis  auf  das  Lohnminimum  jeder  Schichte  der  Lohnarbeiter 
herab.  Das  wäre  reiner  Kollektivismus  und  zwar  ein  solcher  der 
schlimmsten  Art.  Das  Ende  vom  Liede  könnte  nur  sein ,  dass 
an  Stelle  der  kapitalistischen  Marktpreisbildung  eine  sozialistische 
Taxpreisbildung  gesetzt  werden  müsste  ,  welche  wenigstens  die 
wirklichen  Durchschnittskosten  der  periodischen  Gesamtpro- 
duktion jeder  Getreideart  zum  Grundmass  nehmen  würde.  Es 
würde  dann  überhaupt  keine  Rente  mehr  geben  ,  sondern  nur 
noch  Durchschnittslöhne  und  Durchschnittskosten  -  Taxen.  Was 
vom  Antrag  Kanitz,  gälte  analog  auch  von  einem  anderen  Vor- 
schlag ,  einen  »Getreidenormalpreis«  zu  fixieren  und  mit  Hilfe 
der  gleitenden  Skala  für  Zölle  auf  auswärtiges  Getreide  durchzu- 
setzen. Es  lassen  sich  nicht  einmal  bei  kommunistischer ,  ge- 
schweige bei  kapitalistischer  Volkswirtschaft  Einkommens-  und 
Tauschwertmasse  fixieren  und  garantieren. 

Wenn  hienach  der  Staat  unmittelbaren  oder  mittelbaren 
Zwang  für  das  Zustandekommen  von  landwirtschaftlichen  Unter- 
nehmerverbänden je  einmal  ausüben  wollte  ,  so  würde  er  erst 
recht  vor  die  ungeheuer  schwierige  Aufgabe  unmittelbaren  Ein- 
griffes in  die  normale  Preisbewegung  sich  gestellt  sehen ,  also 
gerade  das  bekämpfen,  verhüten  und  abschneiden  müssen,  was 
der  Antrag  Kanitz  und  andere  verwandte  Projekte  bezwecken. 
Bei  der  Endentscheidung  wird  der  Staat  wohl  immer  gegen  die 
Ausübung  von  Zwang  zur  Herstellung  staatlich  geschlossener 
Ringe  des  landwirtschaftlichen  Absatzes  sich  entschliessen ,  da 
die  andernfalls  erforderlichen  ausserordentlichen  Eingriffe  zur  Ab- 
wehr ausbeutender  Monopolpreise  für  unentbehrliche  Güter,  wenn 
nicht  geradezu  unausführbar,  so  doch  ungeheuer  schwierig  sein 
würden. 

Oeffentliche  Getreidemagazine  könnten  nicht  zur  künstlichen 
Steigerung,  sondern  nur   zur  künstlichen  Abwehr  aus- 


Zum  Kartellwesen  und  zur  KartcUpolitik.  7^3 

beutender  landwirtschaftlicher  Monopole  verwen- 
det werden.  In  einem  Lande  ,  wo  die  Landwirtschaft  weniger 
als  die  Hälfte  der  Gesamtbevölkerung  und  die  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  ,  welche  Getreideüberschüsse  auf  den  Markt  He- 
fern, noch  einen  Viel  kleineren  Bruchteil  davon  darstellen,  würde 
das  allgemeine  Stimmrecht  der  grossen  Mehrheit  aller  Gegen- 
interessenten prompt  dafür  sorgen,  dass  der  öffentliche  Getreide- 
handel als  Schutzwehr  der  Konsumenten  gegen  den  Agrarismus 
gehandhabt  werden  müsste    (vergl.  Abschnitt  IX,  Schluss,  Z.   2). 

Wenn  man  agrarischer  Zwangstrust-  und  Zwangsmonopol- 
Bildung  auch  noch  so  unbefangen  sich  gegenüber  stellt,  so  wird 
man  doch  nie  zugeben  können  ,  dass  eine  etwaige  vom  Staate 
durch  Zwang  vermittelte  Ringbildung  weniger  gefährlich  wäre, 
als  das  privatrechtlich  sich  ausgestaltende  Kartellwesen  und  dass 
man  das  Kartellwesen  ängstlich  einschränken  müsse ,  während 
man  dem  Individualmonopol  und  staatlicher  Nachgiebigkeit  in 
Vermittelung  von  zwangsgenossenschaftlichen  Monopolen  die  Zügel 
schiessen  zu  lassen  habe.  Alle  drei:  das  industrielle  Kartell- 
monopol, das  Individualmonopol  und  ein  etwa  kommendes  vom 
Staat  vermitteltes  oder  geleitetes  Zwangsgenossenschaftsmonopol 
heischen  gleich  sehr  ein  die  passende  Ordnung  und  den  Schutz 
des  gemeinen  Interesses  mit  der  Freiheit  verknüpfendes  Wirt- 
schaftsrecbt.  Mit  einer  Ordnung  des  Kartellwesens  wäre  noch 
nicht  die  ganze  Arbeit  der  Gesetzgebung  gethan.  Das  Kartell- 
wesen ist  nur  eine  unter  mehreren  Erscheinungen  der  Umwälzung 
der  H  b  e  ral  kapitalistischen  Gesellschaftsordnung  und  alle  Kartell- 
gesetzgebung nur  eine  Seite  an  der  Auswirkung  eines  mit  der 
thatsächlichen  Entwickelung  der  Volkswirtschaft  Schritt  haltenden 
neuen  Wirtschaftsrechts. 

Man  kann  es  den  Landwirten,  gross  und  klein,  ganz  nach- 
empfinden, dass  sie  dieselben  Vorteile,  welche  die  Industrie  durch 
Beseitigung  planloser  Konkurrenz  mittelst  der  Kartelle  erlangt 
hat,  so  bald  als  möglich  auch  für  sich  haben  möchten  und  dass 
sie  rasch  in  den  Genuss  dieser  Vorteile  gelangen  wollen.  Allein 
die  Wege  der  Zwangskoalition  und  des  staatlichen  Getreidehan- 
delsmonopols sind  ausgeschlossen  und  glücklicher  Weise  völlig 
ungangbar  für  verantwortliche  Staatsmänner. 


714 


Dr.  Schäflfle: 


XII.  Die  finanzielle  und  die  allgemein  moralisch- 
politische  Gefahr  des  Kartellwesens. 

Als  der  bedeutendste  Anlauf  zu  positiver  Kartellpolitik,  wel- 
cher in  Europa  genommen  worden  ist,  darf  wohl  der  wiederholt 
erwähnte  österreichische  Gesetzentwurf  von  1897  bezeichnet  wer- 
den. Veranlasst  hat  ihn  lediglich  die  Furcht  vor  den  Gefahren 
der  Kartelle  für  den  Ertrag  der  indirekten  Steuern.  Dazu  be- 
merken die  Motive :  »Es  hat  sich  mit  voller  Deutlichkeit  gezeigt, 
dass  die  Kartelle  die  Verwirklichung  der  steuerpoHtischen  Zwecke, 
die  für  die  Höhe  des  Steuersatzes  bestimmter  Abgaben  massge- 
bend sind  ,  ernstlich  gefährden  können  ,  ja  auf  diesen  Gebieten 
wichtige  Interessen  des  Staatsschatzes  und  breiter  konsumieren- 
der Schichten  der  Bevölkerung  bereits  empfindlich  beeinträchtigt 
haben.  Das  war  der  innere  Grund,  der  die  Regierung  in  pflicht- 
mässiger  Obsorge  für  die  Interessen  des  Staatsschatzes  und  als 
Hüterin  des  gemeinen  Wohles  bestimmt  hat ,  vorweg  das  Ge- 
biet dieser  mit  den  bezeichneten  indirekten  Abgaben  belegten 
Verbrauchsartikel  als  Sondergebiet  abzustecken  und  es  zum  Ge- 
genstande einer  gesetzlichen  Regelung  zu  machen.  Diese  Rege- 
lung erscheint  der  Regierung  als  ein  notwendiges  Mittel ,  um  zu 
verhindern  ,  dass  die  aus  der  gegenwärtigen  indirekten  Besteue- 
rung der  erwähnten  Artikel  hervorgehende  Belastung  des  Kon- 
sums gegen  die  Absichten  des  Steuergesetzes  mittelst  privater 
Organisation  in  gemeinschädlichem  Masse  eine  Verstärkung  er- 
fahre. Es  ist  die  ernste  Pflicht,  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  über 
die  notwendige  Last  der  Steuergesetze  hinaus  die  Leistungsfähig- 
keit der  Bevölkerung  durch  private  Vereinbarungen  in  Anspruch 
genommen  werde,  die  thatsächlich  die  Belegung  der  Konsumtion 
mit  Zwangsleistungen  nach  Art  der  indirekten  Steuern  zum  In- 
halt haben.«  Der  öst.  Entwurf  wollte  die  Kartellierung  in  Zucker, 
Branntwein,  Bier,  Mineralölen ,  Salz ,  weil  sie  »einer  mit  der  in- 
dustriellen Produktion  in  enger  Verbindung  stehenden  indirekten 
Abgabe  unterliegen«  ,  der  schon  besprochenen  Kartellverbots- 
polizei unterwerfen. 

Offenbar  ist  es  verfehlt ,  die  Kartellgesetzgebung  mit  dem 
Schutz  der  Erträge  der  grossen  Verzehrungssteuern  zu  beginnen 
und  auf  diesen  Schutz  zu  beschränken.  Wenn  ein  Schutz  erfor- 
derhch  ist ,  so  ist  ein  solcher  auch  allen  Konsumenten  und  an- 
deren  vom  Monopol    bedrohten  Interessenten    zu    leisten ,    nicht 
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bloss  den  Konsumenten  und  Interessenten  der  genannten  Steuer- 
objekte. Gelingt  der  Schutz  aller  wirklich  bedrohten  Klassen 
von  Konsumenten,  so  ist  damit  ohne  jede  besondere  Fiskalpolizei 
auch  der  Fiskus  geschützt ;  denn  die  Gefahr  für  den  letzteren 
besteht  ja  nur  darin,  dass  der  Monopolpreis  zu  Einschränkungen 
des  Publikums  im  steuerpflichtigen  Konsum  hinführt.  Wollte  man 
dennoch  zunächst  oder  überhaupt  nur  fiskalischen  Schutz  gegen 
Missbrauch  faktischer  Monopole  ,  so  müsste  man  noch  vor  den 
Kartellen  die  Trusts  und  die  Individualmonopole  auf  das  Korn 
nehmen. 

Auch  die  allgemein  politischen  und  sozialen  Gefah- 
ren der  modernen  Strömung  zum  faktischen  Monopol  sind  nicht 
zu  unterschätzen.  Das  Monopol  gestattet  rasche  und  starke  An- 
häufung von  Geld  in  wenigen  Händen,  das  Geld  aber  ist  Macht 
auch  der  Korruption,  Macht  der  Beherrschung  des  Staates ,  der 
Volksvertretung,  der  öffentlichen  Meinung,  der  Presse,  selbst  der 
Wissenschaft,  wenn  letztere  auf  Stiftungen  der  Geldkönige  ange- 
wiesen ist.  Allein  das  Kartell  ist  unter  allen  Formen  der  fakti- 
schen Ausschliessung  von  Konkurrenz  gewiss  die  mindest  staats- 
gefährliche. Die  Trusts ,  Ringe  und  Individualmonopole  sind  in 
weit  höherem  Grade  Ursache  plutokratischer  Vergiftung  des  gan- 
zen politischen,  sozialen  und  geistigen  Volkslebens  und  bringen 
viel  grössere  Gefahr  für  den  inneren  Frieden  einer  Nation.  Von 
ihnen  schrieb  jüngst  ein  einsichtsvoller  Amerikaner  in  Jastrozvs 
»sozialer  Praxis«:  »Die  Zahl  der  Syndikate  und  Trusts,  welche 
das  Monopol  erstreben,  hat  mit  jedem  Jahre  zugenommen  und  in 
gleichem  Verhältnis  ist  ihre  Macht  gestiegen.  Gingen  ihre  Be- 
strebungen zunächst  nur  auf  die  Beherrschung  des  Marktes  ,  so 
benutzten  sie  dann  den  ungeheuren  Reichtum,  welcher  so  in  den 
Händen  weniger  zusammenfloss,  sich  auch  auf  anderen  Gebieten 
des  sozialen  Lebens  eine  ähnliche  Ueberlegenheit  zu  verschaffen. 
Heute  kann  kein  vorurteilsfreier  Beobachter  Amerikas  mehr  leug- 
nen ,  dass  die  Besitzer  dieser  monopolistischen  Reichtümer  den 
mächtigsten  Einfluss  auf  die  Kirche,  die  Presse,  die  Gesell- 
schaft, die  Regierung  und  selbst  auf  die  Erziehung  ausüben. 
Opposition  dagegen  erheben  jetzt  auch  Grundbesitzer  ,  die  ihre 
Einkünfte  verlieren,  weil  die  Ladeninhaber,  ihre  Mieter,  durch  die 
Konkurrenz  der  grossen  Bazare  vertrieben  worden  sind ;  weiter 
die  Geldverleiher,  welche  Kapital  und  Zinsen  verlieren,  weil  ihre 
Schuldner,    die  Farmer  ,    durch    die    hohen  Eisenbahntarife    und 
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Frachtgebühren  ruiniert  worden  sind ,  und  durch  die  Wucher- 
preise ,  welche  die  Fabrikanten  der  Syndikate  für  die  nötigen 
Ackergerätschaften  fordern ;  die  KapitaUsten  ,  welche  wertvolle 
Aktien  in  ihren  festen  Schränken  zu  welken  Blättern  werden  sahen, 
infolge  der  mörderischen  Konkurrenz-Manöver  der  Trusts;  auch 
viele  andere  Angehörige  des  Mittelstandes,  reiche  Leute,  die  sich 
früher  absolut  sicher  fühlten.  Leute  dieser  Art ,  die  Freiheit, 
Reichtum  und  Bildung  genossen  haben,  überschauen  viel  schneller 
als  Farmer  den  Gang  der  Ereignisse.  Diese  Klasse  ist  heute 
in  Amerika  in  offener  Revolution.  Vielleicht  niemals 
hat  die  Weltgeschichte  einen  stärkeren  Umschlag  der  öffentlichen 
Meinung  gesehen.  Hunderttausende  von  Männern  und  Frauen, 
die  sich  vor  wenigen  Monaten  noch  bei  dem  geringsten  Zweifel 
an  ihrer  konservativen  Gesinnung  beleidigt  gefühlt  haben  würden, 
erklären  jetzt  öffentlich  ihre  Geneigtheit  zu  den  weitestgehenden 
Reformen  ,  wie  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  und  anderer 
Monopole.  Die  Lage  ist  ganz  aussergewöhnhch.  Vom  Gesichts- 
punkte des  Patrioten  und  Staatsrechtslehrers  ist  sie  anarchisch 
und  chaotisch.  Es  ist  eine  Situation  ,  die  sich  leicht  in  unge- 
wöhnlicher Weise  entwickeln  kann.«  Selbst  der  Ausbruch  des 
Krieges  zwischen  Spanien  und  der  »Dollarrepublik«  wird  mit  den 
Trusts  in  ursächliche  Verbindung  gebracht. 

Immer  bleibt  zu  bemerken ,  dass  aus  planloser  Konkurrenz 
die  grossen  Privat-  ,  Gesellschafts-  und  Verbandmonopole  eher 
noch  rascher,  schärfer  und  allgemeiner  hervorwachsen,  wenn  die 
Stufe  der  Kartellentwicklung  übersprungen  wird.  Die  moralisch- 
politische Korruption  ,  welche  aller  Plutokratie  sich  anheftet ,  ist 
durch  keine  Trust-,  geschweige  blosse  Kartellpolitik  wirtschafts- 
rechtlicher Art  aufzuhalten  und  einzudämmen.  Wenn  dagegen 
aufgekommen  und  der  allgemeine  Verfall  abgewendet  werden 
soll ,  kann  es  nur  auf  dem  Boden  der  ganzen  sittlichen  Volks- 
erziehung und  des  Verfassungs-  ,  speziell  des  Volksvertre- 
tung s  rechtes,  unter  dem  Einfluss  starker  Staatsgewalt  und  ge- 
sunder Demokratie  geschehen! 

XIII.  Rückblicke  und  Ausblicke. 

Beim  Rückblick  auf  die  nun  durchgeführten  Untersuchungen 
»zum  Kartellwesen  und  zur  Kartellpolitik«  ergiebt  sich,  dass  das 
Kartellwesen  einen  Fortschritt  in  der  Organisation  der  kapitalisti- 
schen Volkswirtschaft  bedeutet. 
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Es  ergiebt  sich  weiter,  dass  die  Kartelle  für  die  Regel  ausser- 
ordentliche Eingriffe  der  Staatsgewalt  nicht  begründen ,  da  mit 
ihnen,  wie  selbst  mit  den  viel  preisgefährlicheren  zentralisierteren 
Monopolen  der  Tru;sts,  den  für  sich  allein  den  Markt  beherrschen- 
den Erwerbsgesellschaften  und  Privatunternehmungen  immanente 
Gegengewichte  ,  namentlich  immer  mehr  Zusammenschluss  aller 
volkswirtschaftlichen  Interessentenschichten  zu  genossenschaft- 
licher Führung  aller  Preiskämpfe  mit  den  faktischen  Unternehmer- 
monopolen, zur  Entwicklung  gelangen. 

Wenn  das  Kartellwesen  einen  Fortschritt  in  der  Organisation 
kapitalistischer  Volkswirtschaft  bedeutet,  so  ist  doch  seine  allge- 
meine Anwendung  nicht  zu  erwarten.  Als  die  Dauerorganisation 
der  Zukunft  im  Gegensatz  zur  fortgesetzten  Konzentration  der 
Kapitalmacht  lässt  es  sich  nicht  sehr  wahrscheinlich  machen. 
Das  Kartell  hält  den  Prozess  der  fortschreitenden  Kapitalkon- 
zentration nur  auf,  verlangsamt  und  mildert  ihn,  und  auch  das 
nur  für  einen  Teil  der  Produktion  und  des  Handels.  Die  voll- 
ständige Konzentration,  wie  in  den  Trusts  und  in  den  Fusionen 
ist  als  die  volkswirtschaftlich  höhere  Ordnung  anzusehen,  welcher 
—  weiteres  Aufsteigen  der  Volkswirtschaft  überhaupt  vorausge- 
setzt —  die  nächste  Zukunft  wahrscheinlich  angehört.  »Die  voll- 
kommene Kapitalgemeinschaft  —  sagt  Liefmann  m.  E.  richtig  — 
ermöglicht  die  billigste  Produktion,  die  beste,  vollständigste  An- 
passung derselben  an  den  Bedarf,  die  rationellste  Einschränkung, 
die  grösste  Uebersicht  über  die  jeweilige  Lage  des  Marktes. 
Hierdurch  und  durch  ihre  längere  Dauer  ist  die  Sicherheit  und 
Gleichmässigkeit  der  Verkehrsverhältnisse  besser  gewährleistet, 
als  es  selbst  dem  bestorganisierten  Kartell  möglich  ist.« 

Das  Kartell  mag  einem  Teil  der  mittelgrossen  Betriebe  noch 
für  unbestimmte  Zeit  die  verbandmässige  Fortexistenz  sichern, 
namentlich  da  ,  wo  Unternehmer  besser  wirtschaften,  als  Abtei- 
lungschefs eines  einzigen  Monopolgeschäftes.  Keine  Organisation 
verschwindet  ganz ;  vom  kleinbürgerlichen  Gewerbebetrieb  sind 
ja  auch  lebensfähige  Handwerksbestände  übrig  geblieben. 

In  verschiedenen  Ländern  wird  verschiedenes  zu  erwarten 
sein;  »ob  das  Kartell  —  bemerkt  Voigt  u.  E.  triftig  —  nur  die 
Konzentration  der  Betriebe  in  gewissem  Sinne  zum  Abschluss 
bringt,  oder  ob  es  die  Einzelbetriebe  vielmehr  in  ihrem  Bestände 
sichert  und  in  ihrer  Widerstandskraft  gegen  die  verzehrende  Kon- 
kurrenz der  grösseren  Betriebe  stärkt,  das  hängt  in  erster  Linie 
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davon  ab,  auf  welcher  Entwickelungsstufe  die  Kartellbildung  ein- 
setzt. Kommt  es  schon  auf  der  Stufe  des  Handwerks  zur  Kar- 
tellierung ,  dann  wird  eine  Hebung  der  handwerksmässigen  Be- 
triebe der  Branche  die  Folge  sein  ;  kommt  das  Kartell  erst  zu 
Stande,  wenn  schon  einige  wenige  Firmen  den  Weltmarkt  be- 
herrschen ,  dann  wird  es  im  Wesen  zu  einem  einzigen  Gross- 
unternehmen werden.  <  Diese  Richtung  hat  es  schon  jetzt  in  den 
Vereinigten  Staaten,  in  England,  anscheinend  auch  in  Frankreich 
gewonnen. 

In  Deutschland  wird  dem  Kartellwesen  vielleicht  mehr  und 
nachhaltigere  Bedeutung  beschieden  sein,  in  einem  gewissen  Um- 
fang möglicher  Weise  selbst  für  die  Landwirtschaft.  »Gegenüber 
den  Fusionen,  welche  radikal  den  bisher  selbständigen  Unterneh- 
mer aufgehen  lassen  in  der  Gesamtheit,  haben  die  Kartelle  einen 
konservativen  Charakter,  sie  suchen  die  bisherige  Selbständigkeit 
der  Unternehmer  nach  Möglichkeit  zu  erhalten,  es  gelingt  ihnen 
dies  aber,  wie  Bücher  sagt,  nur,  indem  sie  ein  anderes  Stück 
derselben  preisgeben.  So  sind  die  Kartelle  ein  Mittelding, 
nicht  mehr  den  alten  anarchischen  Zustand  der  Produktion  be- 
zeichnend, aber  noch  nicht  die  vollkommenste  Organisation  der- 
selben repräsentierend.  Darum  scheinen  sie  nur  der  Anfang, 
nicht  aber  das  Ziel  der  bevorstehenden  Weiterbildung  der  unter- 
nehmungsweisen Bedarfsbefriedigung  zu  sein«   {Liefviann). 

Dass  darum  die  Sozialdemokratie  vor  dem  Kartell- 
wesen oder  selbst  vor  den  Trusts  die  Fahnen  einziehen  werde, 
ist  nicht  zu  erwarten.  Der  Hauptvorteil  vom  Kartellwesen  fällt 
einigen  Schichten  des  unternehmenden  Mittelstandes  der  neueren 
Zeit  und  der  nächsten  Zukunft  zu.  Der  Lohnarbeiter  sieht  seine 
Grundstellung  innerhalb  der  kapitalistischen  Volkswirtschaft  durch 
das  Kartell-  und  Trustwesen  nicht  so  verändert,  dass  die  soziale 
Demokratie,  deren  Reihen  er  füllt,  vor  dem  Kapitalismus  zu  kapi- 
tulieren die  Neigung  haben  wird.  Gegen  eine  derartige  Zumutung 
werden  die  Führer  der  Arbeiterklasse  gerade  dann ,  wenn  letz- 
tere einer  weiter  aufsteigenden  Entwickelung  sich  erfreuen  sollte, 
immer  wieder  das  einwenden,  was  der  Sanguiniker  der  angeblich 
mit  »berufsgenossenschaftlicher  Organisation«  schwangeren  Kar- 
tellbewegung, Mater?i,  gelegentlich  (a.  a.  O.  S.  20)  bemerkt  hat: 
»Da  unsere  heutige  Gesellschaftsordnung  nicht  auf  der  Gleichbe- 
rechtigung der  Gesellschaftsmitglieder ,  sondern  im  Gegenteil  auf 
gesetzlich  sanktionierter  Ungleichheit  und  Privilegierung 
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einer  Minderheit  beruht,  so  kann  man  unser  heutiges  Wirt- 
schaftssystem ein  wirklich  individualistisches  füglich  nicht  nennen. 
Erst  wenn  die  Arbeit  von  den  Fesseln  der  Unfreiheit  befreit  sein 
und  damit  die  Gleichberechtigung  nicht  bloss  dem  Namen  nach, 
sondern  dem  Wesen  nach  als  Grundgesetz  statuiert  sein  wird, 
erst  dann  werden  die  Vorbedingungen  gegeben  sein  für  ein  wirk- 
lich individualistisches  Wirtschaftssystem ,  bei  dem  von  einem 
»»freien  Spiel  der  Kräfte««  im  hiebei  gemeinten  Sinne  des  Wortes 
die  Rede  sein  kann.  Gegenwärtig  können  nur  alle  illegalen  Kräfte 
»»frei  spielen««,  während  sämtlichen  produktiven  Ständen  durch 
unsere  heutigen  Gesellschaftseinrichtungen  die  hinderlichsten  Fes- 
seln angelegt  sind,  die  die  Geltendmachung  und  das  freie 
Ausleben  der  Persönlichkeit,  die  freie  Entfaltung 
der  wirtschaftlichen  Kräfte  mit  eiserner  Gewalt  unterdrücken.  Die 
durch  unser  Besitz-  und  Erbrecht  bedingte  und  sich  stets  weiter 
entwickelnde  Ungleichheit  in  den  Lebensbedingungen  ist  das 
allergrösste  Hemmnis  für  die  freie  Entwicklung  der  Volkskräfte, 
für  die  volle  Bethätigung  der  Einzelindividuen.«  Wer  so  spricht, 
wird  den  Sozialdemokraten  nicht  zumuten  dürfen,  dass  die  durch 
das  Kartellwesen  geschaffene  »berufsgenossenschaftliche  Organi- 
sation« bereits  den  idealen  Individualismus  Matern' s  darstelle. 
Das  Kartellwesen  beweist  für  diejenigen  ,  welche  an  die  histori- 
sche Prognose  von  Karl  Marx  geglaubt  haben ,  vorläufig  nur 
dies,  dass  die  Expropriation  der  letzten  und  stärksten  Expropria- 
teurs, die  völlige  »Selbstvernichtung  des  Kapitals«  nicht  so  rasch 
von  Statten  gehen  wird  ,  als  sanguinische  Anhänger  der  Marx'- 
schen  Geschichtstheorie  geträumt  haben  mögen.  Die  Sozialdemo- 
kratie im  Ganzen  wird  der  Kartelle  wegen  ihre  Hoffnungen, 
Wünsche  und  Forderungen  nicht  aufgeben. 

Es  ist  zwar  nicht  ausgeschlossen  ,  dass  (vgl,  Abschnitt  IX, 
Schluss,  Ziffer  3)  die  grosse  Masse  der  arbeitenden  Bevölkerung 
sowie  die  kleineren  und  mittleren  Unternehmer  zur  Befriedigung 
der  eigenen  Bedarfe  aller  Art  als  Konsumvereine,  also  genossen- 
schaftHch  einen  der  kapitalistischen  Preisbildung  wesentlich  ent- 
rückten Landwirtschafts-,  Industrie-  und  Handelsbetrieb,  also  eine 
frei  kollektivistische  Gestaltung  langsam  durchsetzt  und  zuletzt 
unter  Anwendung  ihrer  politischen  Macht  im  Staate  durch  Ex- 
propriation von  unbestimmt  vielen  Expropriateurs  des  Kapitalis- 
mus zur  Ausbreitung  bringt.  Indessen  kann  da  für  heute  nur 
von  noch  unabsehbaren  Folgen  die  Rede  sein. 
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Das  allgemeine  direkte  und  gleiche  Wahlrecht  zum  deutschen 
Reichstag  steht  schon  längst  nur  mehr  auf  dem  Papier.  Ein  Haupt- 
grund ist  die  ungleiche  Bevölkerungszunahme  in  den  verschiede- 
nen Teilen  des  Reichs  einerseits  und  der  Umstand,  dass  seit  der 
ursprünglichen  Wahlkreiseinteilung  keine  Neuabgrenzung  vorge- 
nommen wurde.  Daher  hatten  schon  im  Jahr  1893  75  Wahlkreise 
weniger  als  20  000  Wahlberechtigte,  während  140  zwischen  20  000 
und  25000,  96  zwischen  25000  und  30  000 ,  40  zwischen  30  000 
und  35000,  17  zwischen  3  5  000  und  40000,  14  zwischen  40  000 
und  50000,  6  zwischen  50000  und  60000,  2  zwischen  60  000 
und  70  000  und  7  über  70  000  Wahlberechtigte  zählten.  Unter  den 
letztgenannten  7  Wahlkreisen  befanden  sich  einer  mit  über  90000  und 
einer  mit  über  120000  Wahlberechtigten  (Berlin  IV  u.  Berlin  Vi).  Die 
Wähler  in  den  dünn  bevölkerten  agrarischen  Distrikten  haben  also 
ein  viel  stärkeres  Wahlrecht,  als  die  Bewohner  der  industriellen  und 
städtischen  Bezirke.  Diesem  Missstand  könnte  durch  eine  perio- 
dische Neueinteilung  der  Wahlkreise,  die  übrigens  ihre  gesetz- 
geberischen Schwierigkeiten  hat,  gesteuert  werden.  Indes  nur  zum 
Teil.  Selbst  bei  einer  gerechten  Wahlkreiseinteilung  kommen  die 
Stimmen  der  Wähler  nicht  gleichmässig  zur  Geltung  und  ist  eine 
proportionale  Vertretung  der  in  der  Wählerschaft  vorhandenen 
politischen  Gruppierungen  in  der  Volksvertretung  nicht  gesichert. 
Ein  Beispiel !  Bei  den  Reichstagswahlen  in  den  Jahren  1887  und 
1890  erhielt  die  nationalliberale  Partei  in  den  14  badischen  Wahl- 
kreisen   beidemale    die    grösste    Stimmenzahl    von    allen    Parteien 
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(44,26  Proz.  und  31,79  Proz.  aller  Stimmen) ;  während  sie  es  aber 
1887  zu  9  Vertretern  brachte  (zu  61,42  Proz.  der  Sitze) ,  erhielt 
sie  1890  nicht  einen  einzigen,  sie  unterlag  in  jedem  Wahlkreis 
der  Koalition  der  kleineren  Parteien  !  Wie  man  sieht,  ist  der  Sitz 
des  Uebels  für  diese  Ungleichmässigkeit  in  der  Wahlkreisein- 
teilung als  solcher  zu  suchen;  und  in  der  That  lässt  diese  gar 
kein  anderes  Ergebnis  zu ,  als  dass  die  Volksvertretung  zu  einer 
Vertretung  der  in  den  einzelnen  Wahlkreisen  siegreichen  Majori- 
täten statt  einer  Vertretung  der  ganzen  Wählerschaft  wird.  Voraus- 
gesetzt, dass  ein  Wahlgesetz  dazu  dienen  soll ,  dem  verfassungs- 
mässigen Grundsatz  der  Gleichheit  der  Wahlstimmen  zur  Geltung 
zu  verhelfen,  so  ist  ein  Wahlgesetz,  das  die  Wahlkörperschaft  in 
viele  territoriale  Wahlbezirke  zerreisst,  ungerecht  und  unpraktisch. 
Ungerecht  ist  es,  weil  dadurch  eine  grosse  Verschiedenheit  im 
Wert  der  Wahlstimmen  erzeugt  wird ,  je  nachdem  der  Wähler 
seine  Stimme  in  einem  Wahlkreis  mit  dieser  oder  jener  Partei- 
konstellation abgeben  muss.  Ja ,  eine  nicht  geringe  Anzahl  von 
Wählern  wird  von  vornherein  durch  dieses  Wahlverfahren  zum 
Schweigen  verurteilt,  das  sind  alle  diejenigen  Wähler,  die  in  einem 
Wahlkreis  wohnen,  der  politisch  bereits  vergeben  ist;  die  Zahl 
solcher  Dissidenten  ,  die  ihre  Stimme  im  Wahlkampf  gar  nicht 
einmal  erheben  können,  kann  sogar  eine  sehr  grosse  sein,  es  ge- 
nügt, dass  sie  zu  zersplittert  sind,  um  mit  der  herrschenden  Partei 
rivalisieren  zu  können.  Unpraktisch  ist  das  Verfahren ,  weil  da- 
durch die  Volksvertretung  nur  in  verzerrter  Weise  die  Vertretung 
der  im  Volk  vorhandenen  politischen  Strömungen  wird.  Eine 
Wahlkreiseinteilung  könnte  noch  gerechtfertigt  werden,  wenn  die 
Wahlkreise  halbwegs  ein  wirtschaftlich  und  kulturell  geschlossenes 
Ganzes  darstellen  würden  ;  das  Gegenteil  davon  ist  der  Fall.  — 
Immerhin  dürfen  wir  nicht  vergessen ,  dass  das  geltende  Wahl- 
kreissystem zwei  Vorteile  hat,  die  ziemlich  schwer  wiegen:  den 
einer  ausserordentlichen  Einfachheit  und  ferner  den  Vorzug,  eine 
unmittelbare  Verbindung  zwischen  Wähler  und  Kandidat,  Wähler 
und  Abgeordnetem  zu  begründen. 

Was  nun  die  Struktur  des  Proportionalverfahrens  anlangt,  so 
ist  sie  in  der  Vorstellung  des  Laien  meist  eine  sehr  komplizierte  ; 
in  Wirklichkeit  ist  sie  einfacher.  Ein  gutes  Wahlverfahren ,  das 
jeder  Stimme  im  Wahlkampf  die  verfassungsmässig  gewollte  gleiche 
Bedeutung  und  jeder  Mehrheit  von  Stimmen,  jeder  politischen 
Gruppierung  eine  ihrer  Grösse    proportionale  Vertretung   bei  der 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1898.  4.  46 


722  ^^-  Rudolf  Einliauser  : 

Austeilung  des  Kampfpreises  sichern  will  (also  ein  proportionales 
Verfahren)  muss  nach  dem  soeben  Gesagten  vor  allem  die  Zer- 
reissung  des  Wahlkörpers  in  viele  selbständige  Wahlkreise  ver- 
meiden ;  so  wird  der  Uebelstand  beseitigt ,  dass  grosse  Minder- 
heiten unvertreten  bleiben.  Am  besten  ist  natürlich  Durch- 
zählung der  Stimmen  durch  das  ganze  Wahlge- 
biet, also  Konstituierung  des  ganzen  Landes  als  eines  einzigen 
Wahlkreises ,  was  technisch  bei  den  Wahlen  zu  den  Landtagen 
deutscher  Mittelstaaten  auch  gut  durchführbar  ist.  Mit  der  Durch- 
zählung durch  das  ganze  Land  ergiebt  sich  die  Möglichkeit,  dass 
für  jeden  Kandidaten  die  gleiche  Anzahl  von  Stimmen  erfordert 
wird  und  ausreicht ,  um  ihn  zum  Abgeordneten  zu  machen  :  die 
W  a  h  1  z  a  h  1 ,  deren  Elemente  sind  :  die  Gesamtsumme  der  giltig 
abgegebenen  Stimmen  einerseits  und  die  Zahl  der  zu  besetzenden 
Sitze  andrerseits. 

Unmittelbar  aus  der  Durchzählung  durch  sehr  grosse  Wahl- 
kreise ,  die  eine  Vielzahl  von  Abgeordneten  zu  wählen  haben, 
fliesst  auch  das  zweite  Prinzip  des  Proportionalverfahrens :  d.  i. 
die  eventuelle  S  t  i  m  m  g  e  b  u  n  g.  Es  hegt  nämlich  auf  der 
Hand,  dass  die  Kandidaten  fast  ausnahmslos  nicht  genau  diejenige 
Anzahl  Stimmen  erhalten,  die  sie  brauchen  (die  Wahlzahl),  son- 
dern entweder  zu  viel  oder  zu  wenig.  Damit  diese  Stimmen  nicht 
unnütz  zu  Boden  fallen,  muss  der  Wähler  bestimmen  können,  wem 
sie  für  diesen  Eventualfall  zu  Gute  kommen  sollen. 

Diese  beiden  Prinzipien  ,  die  Durchzählung  durch  möglichst 
grosse  Wahlkreise,  am  besten  durch  den  ganzen  Wahlkörper,  und 
die  eventuale  Stimmgebung  sind  die  Grundpfeiler  des  Proportio- 
nalverfahrens. Nach  der  Art  und  Weise,  wie  diese  Eventualstimme 
nun  praktisch  ausgestaltet  ist,  scheidet  sich  das  Verfahren  in  zwei 
Modalitäten,  deren  eines,  das  »Quotientverfahren«  nur  bei  klei- 
neren Wahlkörpern  praktisch  anwendbar  ist,  während  das  »Listen- 
konkurrenz«-Verfahren  bei  grossen  und  kleinen  Wahlkörpern  an- 
wendbar ist. 

Die  Vorstellungen  über  eine  Vielzahl  von  Systemen  sind 
meist  übertrieben  hohe.  In  Wirklichkeit  giebt  es  nur  ein  System. 
Sowohl  das  Quotient-  wie  das  Listenkonkurrenzverfahren  beruht 
auf  dem  gleichen  Grundgedanken  und  führt  zu  demselben  Erfolge. 
Die  Vielzahl  der  Systeme  schrumpft  zusammen  auf  eine  Mehr- 
heit von  Spielarten,  je  nach  dem  Grad  der  Geschicklichkeit,  mit 
dem  eine  möglichst  grosse  Freiheit  und  Selbständigkeit  der  Wähler 
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mit  möglichster  Einfachheit  der  Technik  verbunden  wird.  —  Da- 
gegen giebt  es  allerdings  eine  grosse  Zahl  von  Systemen  der 
»Minoritätenvertretung«  i.  e.  S.,  d.  h.  von  empirischen  Ver- 
suchen (im  Gegensatz  zum  rationalistischen  Proportionalverfahren), 
durch  künstliche  Schwächung  der  Majoritäten  oder  Stärkung  der 
Minoritäten  zu  einer  einigermassen  proportionalen  Vertretung  zu 
gelangen.    Die  Willkür  ist  hier  zum  Prinzip  erhoben. 

Wir  beschäftigen  uns  im  Folgenden  nur  mit  dem  Listen- 
konkurrenzverfahren.  Es  ist  dasjenige  Verfahren ,  das  von  den 
massgebenden  Vertretern  der  Theorie  übereinstimmend  angenom- 
men ist  und  das  auch  in  den  meisten  Wahlkörpern,  bei  denen 
das  Proportionalverfahren  praktisch  durchgeführt  ist,  Geltung  hat. 

Nach  diesem  Verfahren  reichen  die  Parteien ,  grosse ,  kleine 
und  kleinste,  durch  Wählervereinigungen  an  einem  bestimmten  Ter- 
min vor  dem  Wahltag  bei  einer  offiziellen  Stelle  Wahlvorschläge, 
Kandidatenlisten,  ein,  mit  je  soviel  Namen,  als  jede  Partei  im  gün- 
stigsten Fall  hoffen  kann,  durchzubringen.  Am  Wahltag  giebt  nun 
der  Wähler,  indem  er  einen  solchen  Wahlvorschlag  in  die  Urne  wirft, 
nachdem  er  darauf  einen  Namen  aus  der  Liste  schwarz  markiert  hat, 
eine  doppelte  Stimme  ab.  In  erster  Linie  wählt  er  einen  bestimm- 
ten Namen,  Kandidaten  (»einnamige  Stimmgebung«)  ^).  Für  den 
Fall,  dass  dieser  seine  Stimme  nicht  mehr  braucht,  weil  er  schon  ge- 
nug Stimmen  erhalten  hat,  oder  dass  er  sie  deswegen  nicht  brauchen 
kann,  weil  er  nicht  genügend  Stimmen  im  ganzen  bekommt,  giebt 
der  Wähler  seine  Stimme  den  übrigen  auf  der  Liste  stehenden 
Kandidaten.  Der  Wähler  reicht  also  eine  Liste  ein  von  Männern, 
die  er  gewählt  wissen  will  unter  obligatorischer  Bevorzugung  des 
einen  unter  ihnen  ^).  M.  a.  W.  :  die  sämtlichen  Wähler  der  auf 
einer  Liste  vereinigten  Kandidaten  sind  nach  aussen  zu  einem  ge- 
schlossenen Ganzen  vereinigt.  Bei  der  P>mittlung  des  Wahlresul- 
tats wird  daher  zunächst  festgestellt,  wieviel  Stimmen  im  ganzen 
für  Kandidaten  je  einer  und  derselben  Liste  und  somit  für  die 
Liste  selbst  abgegeben    worden  sind,    und    hienach  die  Zahl  der 

i)  Wir  führen  dem  Leser  den  Modus  der  »einnamigen  Stimmgebung«  vor,  der 
u.  a.  vertreten  wird  von  Hare,  Andrae.  Girardm,  Ltibbock,  Hagenbach-Bischoff,  Besson, 
Siegfried. 

2)  Die  Verfassungsreformvorlage  der  württembergischen  Regierung,  die  z.  Z.  der 
Abfassung  dieser  Zeilen  vom  württembergischen  Abgeordnetenhaus  beraten  wird,  kennt 
nur  die  fakultative  Bevorzugung  eines  einzelnen  Kandidaten  und  daneben  die 
Möglichkeit,  lediglich  für  eine  Liste  zu  stimmen.  Dieser  Modus  ist  im  Interesse  des 
persönlichen  Zusammenhangs  zwischen  Abgeordneten  und  Wählern  zu  verwerfen. 
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Mandate  berechnet,  die  auf  die  Liste  entfallen.  Die  Weiterver- 
teilung der  Mandate  geschieht  dann  innerhalb  der  Liste  auf  Grund 
der  Anzahl  der  Stimmen ,  die  jeder  einzelne  Kandidat  erhalten 
hat.  Durch  diesen  Modus  wird  also  erreicht,  dass  einerseits  die- 
jenigen gewählt  werden ,  die  die  Wahlzahl  erreicht  haben ;  und 
dass  andererseits  der  auf  sie  entfallene  Stimmenüberschuss  nicht 
verloren  geht,  sondern  denjenigen  Kandidaten  der  Liste  zu  Gute 
kommt,  deren  Stimmenzahl  der  Wahlzahl  am  nächsten  kommt. 

Dieser  Modus  ermöglicht  eine  proportionale  Vertretung  der 
Parteien;  der  Stimmenverlust,  der  beim  Wahlkreissystem  so  grosse 
Dimensionen  annimmt,  ist  hier  auf  das  geringste  Mass  zurückge- 
führt. Jede  Stimme,  wo  sie  auch  abgegeben  wird,  ist  gleich  viel 
wert ;  es  wird  den  kleinsten  Gruppen  im  Lande  ermöglicht,  durch 
Zusammenschluss  ihrer  Anhänger  von  überall  her  zu  einer  Ver- 
tretung zu  gelangen.  Das  politische  Leben  dringt  nunmehr  auch 
in  solche  Wahlkreise ,  die  sich  bisher ,  weil  von  alteingesessenen 
Parteien  beherrscht,  im  Zustand  politischer  Stagnation  befanden. 
Ein  besonderer  Vorzug  des  Proportionalverfahrens  ist  es ,  dass 
es  den  Zusammenschluss  gleich  Interessierter ,  mögen  sie  auch 
noch  so  dezentralisiert  wohnen ,  und  daher  auch  das  Entstehen 
»berufsständischer«  Vertretungen  befördert  —  freihch  auf  der  ver- 
fassungsmässigen Grundlage  der  Rechtsgleichheit  der  Wähler,  was 
nicht  jedem  Anhänger  berufsständischer  Vertretungen  sympathisch 
sein  mag. 

So  besitzt  ein  derartiges  Verfahren  eine  Reihe  glänzender 
Vorzüge,  die  denn  auch  in  der  bisherigen  Praxis  hell  genug  zu 
Tage  getreten  sind.  Dennoch  steht  diesem  System,  wenn  es  auf 
sehr  grosse  und  räumlich  ausgedehnte  Wahlkörper  übertragen 
werden  soll  ^),  ein  schweres  Bedenken  entgegen :  dieGruppen- 
bildung  nach  lokalen  Gesichtspunkten  wird 
sehr  erschwert.  Ein  Beispiel  wird  dies  erläutern :  Gesetzt, 
auf  looo  Stimmen  komme  ein  Vertreter  und  zwei  freisinnige  Wahl- 
komite's  in  zwei  verschiedenen  Gegenden  haben  die  nachstehen- 
den Zahlen  auf  ihre  Kandidaten  vereinigt  (s.   S.  725). 

Wenn  nun  die  beiden  freisinnigen  Gruppen  trotz  verschiedener 
Interessen  im  einzelnen  eine  einzige  Liste  einreichen,  so  bekom- 
men sie  auf  ihre  Liste  7  Vertreter,  da  die  Gesamtzahl  der  abge- 
gebenen Stimmen  7200  beträgt.  Dagegen  erfolgt  die  Weiterver- 
teilung der  Mandate  innerhalb  der  Liste  auf  Grund  der  den  ein- 

i)  Also  z.  B.  auf  die  Wahlen  zu  deutschen  Volksvertretungen. 
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zehien  Kandidaten  zugefallenen  Stimmen , 
A,  B  von  der  I.  Gruppe  und  a,  b,  c,  d. 
Obwohl  also  die  erste  Gruppe  mehr  Stimmen  aufgebracht  hat  als 
die  zweite,  erhält  sie  nur  2  Vertreter,  während  die  zweite  Gruppe 
alle  5  Kandidaten  durchbringt.  Nun  könnten  die  beiden  frei- 
sinnigen Gruppen  ja  auch  gesonderte  Listen  einreichen.  Es  würde 
dann  aber  die  erste  Gruppe  ebenso  wie  die  zweite  nur  je  drei 
Vertreter  durchbringen,  und  900  -{-  300  Stimmen  wären  hier  um- 
sonst abgegeben.  Es  zeigt  sich  also ,  dass  das  Proportionalver- 
fahren durch  die  Zusammenfassung  der  Wähler  in  grosse  Gruppen 
zu  einer  Unterdrückung  der  individualistischen,  lokalen  und  parti- 
kulären Einflüsse  durch  die  zentralisierenden  Tendenzen  führt. 
Dazu  kommt,  dass  der  Zusammenhang  der  gleichgesinnten  Wähler 
untereinander,  der  durch  die  territoriale  Wahlkreiseinteilung  in  ge- 
wissem Grade  verbürgt  ist,  bei  einer  Wahl  nach  Listen,  die  keine 
lokalen  Gruppierungen  mehr  kennt,  notwendig  der  Auflösung  ver- 
fällt; in  demselben  Masse  geht  die  Fühlung  zwischen  Wähler  und 
Kandidaten  und  Wähler  und  Abgeordnetem  verloren.  An  die 
Stelle  der  Person  tritt  das  Programm;  es  treten  sich  nunmehr 
die  Wähler  und  die  Liste,  das  Wahlkomite  gegenüber ,  die  Partei- 
leitungen beherrschen  durch  ihre  Drahtzieher  das  politische  Leben. 

Es  ist  unnötig  zu  bemerken  ,  dass  deranige  Wirkungen  es 
dem  ernsthaften  Politiker  unmöglich  machen,  der  Einführung  des 
Proportionalverfahrens  für  die  Wahl  zu  deutschen  Volksvertre- 
tungen das  Wort  zu  reden.  In  der  jüngsten  Zeit  hat  nun  aber  die 
Theorie  der  Proportionalvertretung  eine  Fortbildung  erfahren,  die  wie 
das  Ei  des  Columbus  anmutet,  und  deren  Bedeutung  für  die  Brauch- 
barkeit des  Systems  kaum  überschätzt  werden  kann.  Es  handelt 
sich  um  nichts  weniger  als  um  die  Versöhnung  der  dezentralisie- 
renden ,  lokalen  Interessen    mit  den  zentralisierenden  Tendenzen. 

Aus  Anlass  der  württembergischen  Verfassungsreform  —  die 
ja  die  teilweise  Einführung  des  Proportionalverfahrens  vorsieht  — 
entstanden,  in  ihrer  Bedeutung  aber  weit  darüber  hinausreichend, 
ist  nämlich  vor  kurzem    eine  Schrift   von  Richard  Siegfried  über 
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Proportionalverfahren  erschienen  ^).  Der  Verfasser  ist  hauptsäch- 
lich bekannt  als  Verfasser  mehrerer  Auflagen  von  Saling's  Börsen- 
papieren, I.  Teil.  Das  Buch  über  Proportionalwahl  ist  mit  Eleganz 
und  Scharfsinn  geschrieben  und  bringt  eine  Fülle  vortrefflicher 
Gedanken  über  das  geltende  Wahlsystem,  über  Stichwahlen,  Pro- 
portionalverfahren. U.  a.  enthält  es  auch  einen  vollständigen  Ge- 
setzentwurf für  die  Wahl  sämtlicher  württembergischer  Abgeord- 
neten auf  proportionalem  Wege.  Auch  abgesehen  von  der  Frage 
des  Proportionalverfahrens  ist  die  Schrift  reich  an  fruchtbaren  Ge- 
danken über  Abstimmungstechnik  (geheime  Wahl ,  Stimmzettel 
u.  s.  w.) ,  in  denen  der  Verfasser  eine  erstaunliche  Belesenheit 
auf  dem  Gebiet  der  in  vielen  europäischen ,  australischen  und 
amerikanischen    Wahlkörpern   gemachten   Erfahrungen    verwertet. 

Siegfried  nun  sieht  folgenden  Modus  vor :  er  denkt  sich  ganz 
Württemberg  bedeckt  mit  einem  Netz  von  Lokalkomite's  der  ver- 
schiedenen Parteien,  mit  volksparteilichen,  deutschparteilichen,  so- 
zialdemokratischen, Zentrums-Komite's.  Jedes  Komite  nimmt  soviel 
Gebiet  in  Bearbeitung,  dass  es  hofifen  kann,  darauf  2,  3,  höchstens  4 
Abgeordnete  durchzubringen.  Die  Komite's  einer  und  derselben  Rich- 
tung grenzen  ihre  territoriale  Wirksamkeit  untereinander  nach  Ueber- 
einkunft  ab.  Jedes  Komite  stellt  seine  eigenen  Kandidaten  auf  und 
reicht  seinen  eigenen  Wahlvorschlag  ein.  Aber  die  Lokalkomite's 
einer  und  derselben  Parteirichtung  im  ganzen  Land  bezeichnen  bei 
der  Einreichung  ihre  Kandidatenlisten  als  »verbundene  Listen«.  Das 
hat  zur  Folge,  dass  sie  nach  aussen,  gegenüber  der  Gesamtheit 
der  übrigen  Parteien,  ein  geschlossenes  Ganzes  bilden.  Bei  der 
Ermittlung  des  Wahlresultats  wird  also  zunächst  festgestellt,  wie 
viel  Stimmen  auf  die  Gesamtheit  der  Wahlvorschläge  je  einer  und 
derselben  Richtung  entfallen  sind,  also  auf  die  Gesamtheit  der 
volksparteilichen,  deutschparteilichen  u.  s.  w.  Lokallisten.  Danach 
berechnet  sich  die  Anzahl  der  Mandate,  die  auf  jede  Gesamtheit 
»verbundener  Listen«  entfällt.  Die  Weiterverteilung  der  Mandate 
geschieht  dann  auf  Grund  der  Stimmenzahl ,  die  jede  einzelne 
Liste  erhalten  hat,  auf  die  einzelnen  Listen.  Innerhalb  dieser 
werden  dann  die  Mandate  weiter  verteilt  auf  die  Kandidaten ,  je 
nach  der  auf  den  Einzelnen  entfallenen  Stimmenanzahl. 

Wenn  also  im  vorigen  Beispiel  die  beiden  freisinnigen  Gruppen 
I  und  II  gesonderte  Listen    einreichen   und  sie  zugleich  als   »ver- 

i)  Proportionalwahl.  Ein  Votum  z.ur  württembergischen  Verfassungsrefoim.  Berlin, 
1898.  2.  Ausg. 
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bundene  Listen«  bezeichnen,  so  hat  dies  zur  Folge,  dass  bei  der 
Verteilung  der  Mandate  auf  die  beiden  Listen  zusammen  7  Ver- 
treter entfallen.  Bei  der  Weiterverteilung  erhält  dann  Gruppe  I 
als  die  stärkere  Gruppe  mit  3900  Stimmen  4  Vertreter,  Gruppe  II 
mit  3300  Stimmen  3  Vertreter.  Gewählt  sind  also  A,  B,  C,  D, 
a,  b,  c.    Offenbar  entspricht  dies  Resultat  allein  der  Billigkeit. 

Wie  man  sieht,  ermöglichen  diese  »verbundenen  Listen«  eine 
ausserordentlich  freie  Gruppenbildung  und  halten  die  Nachteile 
einer  Zersplitterung  hievon  fern.  Den  Gedanken  der  »gekoppel- 
ten Listen«  hat  der  Basler  Mathematiker  Professor  Hagenbach- 
Bischoff  zuerst  im  Jahre  1896  in  einer  schweizerischen  Zeitschrift 
öffentlich  entwickelt^).  Der  Gedanke  ist  ebenso  einfach  als  frucht- 
bar. Zunächst  leuchtet  ein,  dass  er  keineswegs  etwa  ein  fremdes 
Element  darstellt  in  der  bisher  entwickelten  Technik  des  propor- 
tionalen Wahlverfahrens.  Es  handelt  sich  hier  lediglich  um  eine 
Erweiterung  der  bereits  bekannten  Anwendung  der  eventualen 
Stimmgebung.  Der  Wähler  giebt  seine  Stimme  in  erster  Linie 
einem  einzelnen  Kandidaten,  in  eventueller  Linie  einer  engeren 
Reihe  von  Kandidaten,  erst  in  subeventueller  Linie  der  Gesamt- 
heit der  auf  den  verbundenen  Listen  stehenden  Kandidaten.  Es 
existiert  also  ein  zwiefaches  »Stimmenübertragungskartell«.  Die 
Gesamtheit  der  verbundenen  Listen  steht  gegenüber  den  übrigen 
Wählern  als  eine  geschlossene  Einheit  da,  indem  sie  zum  Zweck 
gemeinsamer  Stärke  ihre  Stimmenüberschüsse  gegenseitig  an  sich 
abgeben.  Innerhalb  dieser  Gesamtheit  bleiben  die  kleineren  Ein- 
heiten bestehen  und  die  Kandidaten  jeder  einzelnen  Lokalliste 
geben  ihre  überflüssigen  Stimmen  an  sich  gegenseitig  im  engeren 
Zirkel  ab. 

Die  Technik  des  Proportionalverfahrens  gewinnt  durch  diese 
»verbundenen  Listen«  eine  grosse  Elastizität  und  wird  nun- 
mehr auch  auf  grosse  Wahlgebiete  anwendbar, 
auf  die  Wahlen  zu  den  Landtagen  der  deutschen  Einzelstaaten 
und  zum  deutschen  Reichstag  ^). 

Die  wichtigste  Folge  der  Möglichkeit,  »verbundene  Listen« 
einzureichen,  wird,  wie  Siegfried  richtig  erkannt  hat,  eine  Dezen- 
tralisation   der  Parteien  sein  —  da    diese    die    Agitation  und  die 


i)  Im  Bulletin  de  la  Societe  Suisse  poiir  la  Representation  Proportionelle,  Juli 
1896,  Nr.   10  u.   II,   S.   Si— 85. 

2)  Für  die  Reichstagswahlen  wäre  wohl  eine  Zerteilung  des  Reichs  in  ca.  10  bis 
15   Wahlkreise  erforderlich. 
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Gewinnung  von  Anhängern  erleichtert  und  den  Bedürfnissen  der 
Wähler  entspricht  —  und  damit  eine  Vermeidung  aller  der  Nach- 
teile, die  wir  vorhin  als  die  Konsequenzen  eines  zentralisierten 
Proportionalvcrfahrens  kennen  gelernt  haben.  Die  Wahlkreisein- 
teilung bleibt  in  gewissem  Grade  als  Einrichtung  der  Agitation 
bestehen  und  verliert  alle  Härten  und  Kanten^).  Die  zentrifugalen 
und  zentripetalen  Tendenzen  werden  in  glücklicher  Weise  ausge- 
glichen. Es  besteht  aber  andrerseits  kein  Grund,  die  Einreichung 
»verbundener  Listen«  lediglich  den  verschiedenen  Lokalkomite's 
derselben  Richtung  zu  gestatten,  wie  dies  Siegfried  will.  Ob  zwei 
politische  Gruppen  ein  Kartell  für  den  Wahlkampf  eingehen  w^oUen, 
ist  eine  Frage  der  poHtischen  Zweckmässigkeit,  deren  Beantwor- 
tung die  öffenthche  Moral  nicht  berührt.  Wenn  irgend  eine  er- 
hebliche Gegenströmung  unter  den  Anhängern  der  betreffenden 
Parteien  gegen  das  Kartell  besteht,  verbietet  sich  dieses  von  selbst, 
da  den  Parteien  sonst  leicht  mehr  Stimmen  entfremdet  werden 
könnten,  als  ihr  durch  das  Bündnis  gesichert  werden.  Ausserdem 
dürfte  es  auch  undurchführbar  sein,  die  Einreichung  von  verbun- 
denen Wahlvorschlägen  nur  Wählervereinigungen  »derselben«  Rich- 
tung zu  gestatten,  weil  ein  offizielles  Urteil  darüber,  ob  zwei  Wäh- 
lervereinigungen derselben  Richtung  angehören,  in  vielen  Fällen 
unmöglich  ist.  Im  übrigen  fasst  Siegfried  selbst  gelegentlich  die 
Bildung  zweier  rivahsierender  Komite's  desselben  Bezirks  ins  Auge, 
die  zwei  feindhchen  Kandidaten  im  nämlichen  Lager  zum  Sieg 
verhelfen  wollen  und  die  ihre  Wahlvorschläge  als  verbundene 
Listen  der  Gesamtpartei  anschliessen.  Damit  zeigt  er,  wie  das 
obige  Verbot  umgangen  werden  kann ! 

Der  Leser  wird  uns  darin  zustimmen,  dass  ein  Proportional- 
verfahren, das  den  Parteien  durch  die  Einrichtung  »verbundener 
Listen«  die  Möglichkeit  und  die  Veranlassung  giebt,  sich  zu  de- 
zentralisieren ,  die  wesentlichen  Vorzüge  des  bestehenden  Wahl- 
kreissystemes  und  des  bisher  gekannten  Proportionalverfahrens 
vereinigt,  ohne  die  Nachteile  derselben  mit  in  den  Kauf  zu  neh- 
men.   Lassen  wir    die  Eigenschaften    dieses  Systems   kurz  Revue 


i)  Es  braucht  kaum  bemerkt  zu  werden,  dass  Siegfried  die  Parteien  nicht  zwingen 
will,  sich  zu  dezentralisieren.  Die  kleinsten  Gruppen  werden  selbstverständlich  nur 
eine  Liste  für  das  ganze  Wahlgebiet  einreichen.  Ebensowenig  ist  es  nach  dem  Sieg- 
fried'schen  Vorschlage  dem  Wähler  verwehrt,  für  einen  anderen  Kandidaten  zu  stim- 
men, als  einen  von  denjenigen,  die  von  den  Lokalkomitees  seines  Bezirks  vorgeschla- 
gen sind. 
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passieren;  Gleichwertigkeit  aller  Stimmen,  proportionale  Vertretung 
der  Gruppen;  die  Parteileidenschaft  wird  in  massigere  Grenzen 
zurückgedrängt,  da  die  Parteien  nun  nicht  mehr  in  den  einzelnen 
Wahlkreisen  va  banque  spielen ;  Aufhören  der  Stichwahlen  und 
der  künstlichen  Bündnisse  zur  Unterdrückung  dritter  Parteien. 
Freieste  Gruppenbildung  durch  das  ganze  Wahlgebiet  hindurch, 
insbesondere  Wahrung  der  lokalen  Interessen  ;  Erhaltung  des  per- 
sönlichen und  lokalen  Zusammenhangs  zwischen  gleichgesinnten 
Wählern ,  ferner  zwischen  Wähler  und  Kandidaten  und  Wähler 
und  Abgeordnetem  ;  erhöhte  Selbständigkeit  des  Wählers  in  der 
Auswahl  seines  Kandidaten  ;  keine  Uebermacht  der  Parteileitungen 
auf  Kandidaten  und  Wähler ;  endlich  :  Erleichterung  der  Wahl  her- 
vorragender Arbeitskräfte  und  Intelligenzen,  namentlich  wenn  diese 
ausserhalb  der  Klientel  einer  Partei  stehen. 

Zwar  bedürfen  sie  in  letzterem  Fall  mehr  Stimmen  als  der 
Durchschnittsabgeordnete,  der  einer  Partei  angehört  und  deshalb 
von  dem  oben  gezeichneten  Stimmenübertragungskartell  profitiert, 
und  sie  bedürfen  insbesondere  auch  mehr  Stimmen  als  der  Kan- 
didat des  Wahlkreissystemes,  der  nur  die  Mehrheit  der  in  einem 
Wahlkreis  Abstimmenden  für  sich  gewinnen  muss ,  um  gewählt 
zu  werden.  Aber  gerade  eine  kompakte  Masse  von  Durchschnitts- 
wählern mit  lebhaftem  Klasseninteresse  zu  gewinnen,  ist  für  Männer, 
die  ausserhalb  einer  Partei  stehen,  erfahrungsgemäss  sehr  schwer. 
Ihre  Wahl  ist  wahrscheinlicher,  wenn  sie  die  Anhänger  aus  dem 
ganzen  Wahlgebiet  sammeln  können. 

Es  liegt  nicht  im  Rahmen  dieser  Abhandlung,  ein  erschöpfen- 
des Bild  von  der  Technik  des  Proportionalwahlverfahrens  zu  geben. 
Wer  sich  darüber  informieren  will,  sei  auf  die  oben  citierte,  sehr 
klar  geschriebene  Schrift  von  Siegfried  hingewiesen.  Siegfried 
sieht  für  die  Wahl  von  Abgeordneten,  die  auf  Stimmen  aus  dem 
ganzen  Wahlgebiet  reflektieren ,  besondere  Modalitäten  vor ,  die 
Landeskandidaturen  —  wenn  diese  Abgeordneten  einer  Partei  an- 
gehören — ,  und  die  Eventualstimmen  bei  Einzelbewerbern ,  die 
ausserhalb  der  Parteien  stehen. 
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AUS  DEN  ANFANGEN  DES  KAPITALISMUS. 

VON 

Dr.  GEORG  GRUPP. 


Wann  beginnt  die  Geldwirtschaft  im  Mittelalter?  Diese  Frage, 
mit  der  ich  mich  im  vorausgegangenen  Jahrgang  dieser  Zeitschrift 
S.  60 1  ff.  beschäftigt  habe  '),  ist  schwer  zu  lösen  und  zwar  aus 
subjektiven  und  objektiven  Gründen.  Die  Ansichten  von  Kapital 
und  Kapitalismus  sind  verschieden,  der  Eine  hat  nur  das  mobile 
Kapital  im  Auge,  der  Andere  aber  jedes  Mittel  der  Produktion. 
Und  dann  verhalten  sich  die  einzelnen  Wirtschaftszweige  ver- 
schieden zum  Kapitalismus  ;  in  den  einen  drang  er  früher,  in  den 
andern  später  ein.  Der  Handel  kann  natürlich  das  Kapital  nicht 
entbehren.  Viel  später  drang  es  in  den  Gewerbebetrieb  ein,  wäh- 
rend es  dem  Ackerbau  noch  lange  ferne  blieb.  Bis  zum  13.  Jahr- 
hundert blieb  das  deutsche  Wirtschaftsleben  agrarisch;  die  Haus- 
wirtschaft bestand  und  suchte  Handel  und  Gewerbe  möglichst  zu 
entbehren.  Erst  im  13.  Jahrhundert  beginnt  das  Gewerbe  mäch- 
tiger zu  werden  und  es  könnte  sich  fragen ,  ob  man  jetzt  von 
einem  Aufhören  der  Naturalwirtschaft  und  einem  Anfange  der 
Geldwirtschaft  sprechen  darf  Das  ist  thatsächlich  schon  geschehen, 
wie  in  dem  früheren  Aufsatz  erwähnt  wurde. 

Einen  Beweis  für  diese  Annahme  scheint  Martin  in  den  preus- 
sischen  Jahrbüchern  von  1898  S.  305  zu  liefern  ;  hier  werden  zwei 
Erfindungen  des  Mittelalters  behandelt,  die  nach  ihm  einen  kapi- 
talistischen Grossbetrieb  ermöglichten.  Es  ist  das  Spinnrad  und 
die  Walkmühle,  die  sich  im  13.  Jahrhundert  verbreiteten.  Vor 
dieser  Erfindung  wurde  mit  der  Spindel  gesponnen  und  das  Tuch, 

i)  In  dem  Aufsatze :  Kapitalistische  Anfänge  in  der  Landwirtschaft  und  im  Gewerbe. 
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wenn  es  gewoben  war,  in  einem  Bottich  mit  den  Füssen  getreten. 
Durch  die  neuen  technischen  Mittel  wurde  die  Arbeit  wesentlich 
beschleunigt  und  erleichtert,  sie  stellten  nach  Martm  eine  Kapital- 
anlage dar.  Aber  wie  es  dem  Charakter  des  Mittelalters  entsprach, 
suchte  man  einer  'kapitalistischen  Ausnützung  vorzubeugen  und 
eine  kapitalistische  Entwicklung  hintan  zu  halten.  Ein  mit  dem 
Spinnrad  gesponnenes  Garn  durfte  nicht  als  Kette  beim  Weben 
verwendet  werden.  Das  den  Walkern  übergebene  Tuch  durften 
diese  nicht  in  die  Walkmühle  schicken  nach  einem  englischen 
Verbot  von  1298 ,  wohl  aber  konnten  es  die  privaten  Kunden 
direkt  übergeben.  Man  wollte  offenbar  eine  Abhängigkeit  des  Pub- 
likums von  den  Walkern  verhindern.  Mag  das  Verbot  auch  er- 
folglos gewesen  sein,  der  Zweck  desselben  war  ofTenbar  der,  das- 
jenige zu  verhindern ,  was  wir  als  das  Wesentliche  in  dem  kapi- 
talistischen Betrieb  ansehen,  die  Abhängigkeit  sowohl  des  Publi- 
kums als  der  Arbeiter  von  dem  Kapital.  Das  Wesen  des  Kapi- 
talismus und  der  Geldwirtschaft  besteht  darin  ,  dass  das  beweg- 
liche Kapital  zum  Beherrscher  wird.  Die  Grundlage  dieser  Herr- 
schaft legte  freilich  die  Zeit,  in  der  das  Kapital  als  dienendes 
Element  eine  immer  grössere  Rolle  spielt. 

Nicht  darin  besteht  das  Wesen  des  kapitalistischen  Betriebes, 
dass  Handwerk  und  Handel  vom  Betrieb  im  Umherziehen ,  vom 
Wanderbetrieb  sich  zur  Sesshaftigkeit  wenden,  nicht  darin,  dass 
der  Hausierhandel,  die  Stör-  und  Kundenarbeit  verlassen  wird, 
wie  das  Bücher  in  seiner  Entstehung  der  Volkswirtschaft  1898 
S.  148  weiter  ausführt.  Der  Händler,  der  ein  Lager  anlegt,  der 
Händler  mit  eingerichteter  Werkstätte,  ist  auch  in  gewissem  Sinne 
Kapitalist,  aber  das  macht  noch  keine  kapitalistische  Wirtschaft 
aus,  so  lange  die  Arbeiter  nicht  im  weiteren  Umfange  von  ihm 
abhängig  werden. 

Deshalb  kann  ich  mit  Martin  nicht  übereinstimmen,  wenn  er 
in  der  Ausbreitung  der  Walkmühle  und  des  Spinnrades  den  An- 
fang des  kapitalistischen  Betriebes  erblickt.  Schon  in  der  Mero- 
vingerzeit  verbreiteten  die  Klöster  die  Wassermühlen ;  diese 
waren  entschieden  ein  Fortschritt  gegen  die  Handmühlen  und 
stellen  auch  eine  Kapitalanlage  dar.  Aber  wer  wird  davon  als 
einem  Kapitalbetriebe  sprechen ,  obwohl  der  Mühlebetrieb  nicht 
nur  eine  thatsächliche ,  sondern  eine  zwangsweise  Abhängigkeit 
unterthäniger  Bauern  begründete,  ich  meine  den  bekannten  Mühl- 
zwang oder  Mühlbann  ?    Walkmühlen    gab  es    schon  im   10.  Jahr- 
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hundert  und  bald  darauf  verbreiteten  sich  die  Uhren.  Einzelne 
technische  Erfindungen  gab  es  zu  allen  Zeiten,  ohne  dass  sich 
kapitalistische  Wirkungen  daran  anknüpften ;  sie  häuften  sich  immer 
mehr  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters.  Die  Hebel- 
kraft wurde  mehr  und  mehr  ausgebeutet ,  man  liest  von  allen 
möglichen  Mühlen,  die  aufkamen,  von  Säg-  und  Pochmühlen, 
Zwirn-,  Papier-  und  Drahtmühlen.  Die  Flaschenzüge  wurden  ver- 
wertet, in  der  Kriegskunst  wurden  gewaltige  Bilden  und  Tri- 
böcke  gebaut  ^). 

Indem  diese  technische  Fortschritte  zusammenfielen  mit  der 
Ausdehnung  der  Geldwirtschaft,  kann  es  wohl  den  Anschein  ge- 
winnen, als  ob  sie  den  kapitalistischen  Betrieb  eingeleitet  hätten. 
Aber  wie  schon  in  meinem  früheren  Aufsatze  im  Jahrgang  1897 
dieser  Zeitschrift  S.  604  ausgeführt  wurde,  suchte  man  den  kapi- 
talistischen Betrieb  vom  Gewerbe  fern  zu  halten ,  wie  man  sich 
ängstlich  bemühte ,  vom  Handel  eine  kapitalistische  Ausbeutung 
fernzuhalten-).  Als  beherrschendes  Element  trat  bereits  das  Ka- 
pital im  Handel  und  Finanzwesen  auf.  Hier  wurde  das  alte  Zins- 
verbot am  entschiedensten  durchbrochen.  Es  ist  ja  bekannt,  in 
welche  Formen  die  Handelsgesellschaften  ihre  Verträge  gestal- 
teten, um  das  Zinsverbot  zu  umgehen.  Handels-  und  Schifiahrts- 
unternehmungen  stellten  sich  ganz  deutlich  unter  das  Kapital.  Das 
Kapital  rief  selbst  Unternehmungen  ins  Leben.  Die  Anlehen  der 
Könige  gaben  dem  Kapital  noch  mehr  Macht,  es  begann  könig- 
liche Bergwerke  auszubeuten  und  Monopolringe  zu  schliessen  ^). 
Nach  dem  Gewerbe  drangen  kapitalistische  Tendenzen  endlich 
auch  in  die  Landwirtschaft  ein. 

K^iapp  erblickt  den  Anfang  des  kapitalistischen  Betriebes  in 
den  Gutsherrschaften  von  Nordostdeutschland,  die  sich  im  16.  Jahr- 
hundert bildeten*).  Lamprecht  sieht  umgekehrt  im  Aufkommen 
der  Gutsherrschaften  eine  naturalwirtschaftliche  Reaktion^). 


i)  Diese  Thatsachen  habe  ich  schon  189 1  in  meinem  Werke  »System  und  Ge- 
schichte der  Kuhur«,  Paderborn  II  S.  31  zusammengestellt. 

2)  Vgl.  Bücher  a.  a.  O.  S.  102 ,  nur  scheint  Bücher  die  Bedeutung  der  mittel- 
alterlichen Kreditgeschäfte  zu  unterschätzen  (s.  Kostanecki ,  Der  öffentliche  Kredit  im 
Mittelalter) ;  für  England  s.  meine  Broschüre  »Englische  Wirtschaftsentwicklung  im  Mit- 
telalter«.   Hamburg  1898   S.  21. 

3)  Ueber  diese  Entwicklung  vergleiche  meinen  Artikel  in  der  Zeitschrift  für  Kul- 
turgeschichte 1898  S.  194. 

4)  Schmoller'?,  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  1S91,  S.  341. 

5)  Deutsche  Geschichte  1895   V,   504. 
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— e.  Ratzenhof  er ,  Gustav.  Die  soziologische  Erkenntnis.  Posi- 
tive Philosophie  des  sozialen  Lebens.  Leipzig,  F.  A.  Brockhaus.  1898. 
—  Schriften  von  der  Art,  wie  sie  Ratzenhof  er  immer  darbietet ,  ist  es 
schwer,  in  der  Anzeige  einer  Zeitschrift  gerecht  zu  werden.  Ratzenhof  er 
ist  gleich  dem  andern  nicht  minder  bedeutenden  Soziologen  der 
Deutschösterreicher  —  Gumplowicz  —  nicht  bloss  ein  völlig  selbstän- 
diger Denker,  welcher  umfassendstes  naturwissenschaftliches ,  geistwis- 
senschaftliches und  soziologisches  Fachwissen  in  einheitlichem  Gusse 
zu  verschmelzen,  philosophisch  zu  konzentrieren  versteht ;  Ratzenhofer 
ist  auch  völlig  eigenartig  im  systematischen  Gedankenaufbau  und  be- 
dient sich,  was  dabei  nicht  fehlen  kann  ,  einer  von  der  schulmässigen 
Sprache  abweichenden  Terminologie.  Für  Fachgenossen,  mit  welchen 
diese  Schrift  selbst  und  zwar  zum  Vorteil  der  Festigkeit  ihres  Ge- 
dankengefüges  jede  Auseinandersetzung  vermeidet ,  ist  es  daher  sehr 
schwer,  in  zustimmender  und  in  abweichender  Kritik  mit  dem  Werke 
ins  Reine  zu  kommen ;  in  der  litterarischen  Anzeige  einer  Zeitschrift 
ist  Letzteres  überhaupt  nicht  möglich.  An  dieser  Stelle  werden  wir 
daher  dem  vorliegenden  Werke  wohl  am  ehesten  durch  eine  —  gele- 
gentlichen Glossen  nicht  aus  dem  Wege  gehende  —  Analyse  gerecht 
werden. 

Nur  eine  einzige  allgemeine  Einwendung  möchten  wir  dieser  Ana- 
lyse kritisch  voraussenden.  Ratzenhofer  selbst  behauptet,  dass  die  vor- 
liegende Schrift  zusammen  mit  seinem  anderen  Werke,  welches  1893 
unter  dem  Titel:  »Wesen  und  Zweck  der  Politik«  erschienen  ist,  »das« 
Lehrgebäude  der  Soziologie«  bilde.  »Ein  Lehrgebäude«  oder  »ein  Sy- 
stem« ginge  vielleicht  an.  Die  Schrift  ist  eine  Zusammenfassung  von 
hervorragender  Bedeutung  und  von  nachhaltigem  Werte ,  gedanken- 
schwer und  anregend,  systematisch  so  gut  gefügt ,  dass  kein  Stein  des 
Aufbaues  entbehrlich  oder  überflüssig  wäre.  Aber  sind  die  zwei  Schrif- 
ten schon  »das«  System  oder  gar  »Lehrgebäude«  der  Soziologie?  Das 
vermöchte    der    Unterzeichnete    nicht    einzuräumen.      Die    vorliegende 
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»soziologische  Erkenntnis«  verdient  wohl  vollauf  ihren  alternativen 
Titel,  wonach  sie  beansprucht,  »positive  Philosophie  des  sozialen 
Lebens«  zu  sein.  Sie  ist  zweifellos  ein  höchst  bedeutsamer  Versuch 
letzter  philosophischer  Konzentration  soziologischen  Wissens,  und  noch 
mehr  ein  gewaltiger  Anlauf  zur  Einfügung  »positiver  Philosophie  des 
sozialen  Lebens«  in  eine  einheitliche  Gesamtweltanschauung  überhaupt; 
Referent  kennt  keinen  nach  dem  Inhalt  bedeutenderen  und  der  Form 
nach  schöneren  Versuch  dieser  Art.  Allein  »das  Lehrgebäude 
der  Soziologie«  ist  damit  nicht  schon  als  ausgeführt  anzusehen.  »Das 
Lehrgebäude«  der  Soziologie  wird  —  ich  habe  mich  hierüber  jüngst 
wieder  in  der  2.  Auflage  meines  »Bau  und  Leben«  (Einleitung)  aus- 
gesprochen —  vorläufig  überhaupt  nicht  endgültig  aufgeführt  werden 
können ,  weil  nicht  sämtliche  Teildisziplinen  der  Sozialwissenschaft 
überhaupt  schon  für  soziologisch  einheitliche  Darstellung  konzentriert, 
geschweige  gleichmässig  für  diesen  Zweck  konzentriert  sind.  Referent, 
welcher  dem  Vorwurf  entrückt  ist,  für  die  Fortsetzung  der  hergebrach- 
ten Zerstückung  sozialer  Forschung  zu  schwärmen ,  vermag  sich  doch 
auch  heute  noch  der  Auffassung  nicht  zu  entziehen,  dass  für  eine  ab- 
schliessende »positive  Philosophie  des  sozialen  Lebens«  die  Möglich- 
keit noch  nicht  gegeben,  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  ist,  was  übri- 
gens J?.  gelegentlich  S.  4  und  a.  a.  Stellen  selbst  hervorhebt.  Wenn 
Referent  alles  übrige ,  was  die  Schrift  giebt ,  unterschreiben  könnte, 
was  übrigens  nicht  der  Fall  ist ,  die  ersten  zwei  Zeilen  der  Vorrede, 
wonach  die  beiden  Schriften  »das  Lehrgebäude  der  Soziologie  bilden« 
vermag  er  nicht  anzuerkennen,  weder  was  das  Wörtchen  »das«,  noch 
was  das  Wort  »Lehrgebäude«  betrifft.  Diese  einzige  allgemeine  Be- 
merkung kritischen  Inhalts  vorausgeschickt  sei  nun  an  die  Analyse  der 
Schrift  herangetreten  1 

Die  »soziologische  Erkenntnis«  i?.'s  behandelt  ihren  Stoff  in  sieben 
Hauptabschnitten,  nämlich  I.  Das  Wesen  der  soziologischen  Erkennt- 
nis, IL  Die  psychologische  Grundlage  der  Soziologie,  III.  Die  natur- 
wissenschaftliche Grundlage  der  Soziologie ,  IV.  Der  soziale  Prozess 
des  Menschengeschlechts ,  V.  Die  Grundlage  der  Soziologie  ,  VI.  Die 
sozialen  Kräfte,  VII.  Die  soziale  Entwickelung  im  Lichte  der  soziolo- 
gischen Erkenntnis. 

Für  die  gegenwärtige  Anzeige  ist  der  erste  Hauptabschnitt ,  wel- 
cher vom  Wesen  der  soziologischen  Erkenntnis  handelt, 
von  besonderer  Bedeutung.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  die 
anderen  Hauptabschnitte  nur  ein  Beiwerk  bedeutender  Einfälle  wären ; 
die  ganze  übrige  Schrift  ist  vielmehr  eine  in  allen  Teilen  anregende 
Probe  der  Forschung  im  Sinne  des  »Wesens  soziologischer  Erkenntnis«. 
Allein  für  den  Zweck  ,  zu  erkennen ,  was  der  Verfasser  will  und  ich 
möchte  in  aufrichtigster  Anerkennung  sagen,  was  er  ist,  also  für  die 
Anzeige  in    einer    sozialwissenschaftlichen  Zeitschrift    hat    dieser    erste 
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Hauptabschnitt  eine  überragende  Bedeutung.  Seinem  Inhalt  vermag 
der  Referent  —  trotz  anderer  fachwissenschaftlicher  Spezialaufifassung 
des  Wesens  und  Begriffes  der  Politik  — •  sich  in  mehrfacher  Hinsicht 
vorbehaltlos  anzuschliessen. 

Die  Ausführungen  des  ersten  Hauptabschnittes  über  das  Wesen 
der  Politik  zerfallen  in  drei  Unterabteilungen:  ij  »Die  Aufgabe  der 
vSoziologie«,  2)  »Die  Methode  der  soziologischen  Forschung«,  3)  »Der 
Positivismus  aller  Erkenntnis  und  Wissenschaft«. 

In  der  Abteilung  über  die  »Aufgabe  der  Soziologie«  giebt  Ratzen- 
hof er  auf  wenigen  Seiten  einen  Ueberblick  über  die  bisherige  Be- 
trachtung und  Erforschung  der  Wechselbeziehungen  unter  Menschen, 
wie  er  einfacher  und  richtiger  kaum  gegeben  werden  kann.  Er  be- 
merkt S.  2  ff.:  »Ohne  sich  des  Zusammenhanges  mit  der  einen  oder 
anderen  Richtung  stichhaltig  bewusst  zu  sein ,  haben  die  Menschen 
stets  den  gesellschaftlichen  Beziehungen  eine  hohe  Aufmerksamkeit  zu- 
gewendet, weil  sie  erkannten,  dass  diese  den  wesentlichsten  Teil  ihrer 
Lebensinteressen  beherrschen.  Der  Staat,  das  Recht  und  die  Wirt- 
schaft wurden  erforscht,  ohne  dass  es  gelang ,  diesen  Wissenszweigen 
eine  wissenschaftliche  Grundlage  zu  geben.  Der  Geist  stand  noch  als 
etwas  von  den  materiellen  Vorstellungen  Unabhängiges  da  ,  und  das 
Schicksal  der  Menschen  schien  ein  willkürliches  Werk  der  Gottheit 
oder  des  Zufalles  zu  sein.  Bei  solchen  Meinungen  war  es  schwer,  an 
einen  wissenschaftlichen  Inhalt  der  Wechselbeziehungen  der  Menschen 
zu  glauben.  Die  Geisteswissenschaften  blieben  weit  hin- 
ter der  sicher  vor  seh  reiten  den  Naturwissenschaft  zu- 
rück und  wurden  von  dieser  endlich  dadurch  bezwun- 
gen, dass  sie  mit  dem  Ende  des  19.  Jahrhunderts  die  Gesetzmäs- 
sigkeit alles  Seins  unabweislich  erkennen  Hess.  —  Die 
Untersuchungen,  welche  sich  mit  den  menschlichen  Wechselbeziehungen 
beschäftigten ,  hatten  von  den  Schriften  Aristoteles'  bis  zur  Neuzeit 
überwiegend  einen  beschreibenden  und  nur  nebensächlich  einen 
erforschenden  Charakter.  Anschliessend  an  Galilei's  und  Bacon's  Welt- 
auffassung regte  sich  langsam  das  Streben,  nach  den  Ursachen  geschicht- 
licher Wirkungen  zu  suchen,  und  die  historische  Schule  begann, 
mit  Machiavelli  und  Montesquieu  auf  die  Staatswissenschaft  Einfluss 
zu  gewinnen.  Die  Entwickeluug  der  Menschheit  und  ihrer  Kultur 
wurde  —  wie  von  Herder  —  an  der  Hand  der  Naturwissenschaften 
beurteilt;  insbesondere  machte  aber  die  Untersuchung  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  der  Völker,  bei  der  Macht,  die  seinen  Interessen  eigen- 
tümlich ist,  Fortschritte  ;  Malthus  und  Smith  eröffneten  eigentlich  die 
wissenschaftliche  Behandlung  menschlicher  Beziehungen.  —  Diese  Leh- 
ren über  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  der  Menschen  konnten  sich 
aber  nicht  bewähren  und  werden  immer  mehr  bestritten  ,  weil  ihnen 
die  Grundlage  einer  Lehre  von  den  menschlichen  Wechselbeziehungen 
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Überhaupt  fehlt ,  und  weil  sie  in  einer  Zeit  geschöpft  wurden ,  wo  die 
Naturwissenschaft  noch  nicht  auf  eine  Gesetzmässigkeit  überzeugend 
hingewiesen  hatte  ,  auf  welcher  sie  notwendig  beruhen.  —  Versuche 
hingegen,  eine  Soziologie  zu  begründen  —  deren  berühmtester  Herbert 
Spencer  angehört  — ,  vermochten  die  Zweifel  gegenüber  dieser  nicht 
zu  zerstreuen,  weil  [sofern  ?]  ihnen  das  meritorische  Gebrechen  anhaftet, 
bloss  aus  dem  Wesen  des  Individuums  die  Gesellschaft  erklären 
zu  wollen  ,  während  es  sich  doch  um  eine  Untersuchung  der  Gesell- 
schaft selbst  handelt.  Darum  ist  auch  die  Absicht  Quetelet's  und  aller 
Statistik ,  die  Gesellschaft  im  »Durchschnittsmenschen«  erfassen  zu 
wollen  ,  verfehlt ;  die  Gesellschaft  ist  keine  Durchschnittserscheinung, 
sondern  eine  Wirkung  aller  Individualerscheinungen  ,  in  welcher  sich 
das  Gesetzmässige  der  menschlichen  Wechselbeziehungen  erfüllt.  — 
So  ergab  es  sich,  dass  die  Soziologie  im  allgemeinen  nicht  jenen  Glau- 
ben an  ihre  wissenschaftliche  Aufgabe  fand  ,  der  jeder  Forschung  an- 
spornend zur  Seite  stehen  muss.  Insbesondere  heftig  wurde  es  zurück- 
gewiesen, dass  eine  sociologische  Erkenntnis  als  Teil  der  Philo- 
sophie möglich  sei ;  man  glaubte  das  Wesen  der  Soziologie  mit  be- 
schreibenden Wissenszweigen  wie  die  Ethnologie  oder  Demographie 
erschöpfen  zu  können.  Ohne  Zusammenhang,  widerspruchs- 
voll und  zweckunbewusst  beschäftigt  sich  nunmehr  eine 
Reihe  von  Wissenszweigen  mit  den  menschlichenWech- 
selbeziehungen.  Die  Rechtswissenschaft  auf  historischer  Grund- 
lage steht  ohnmächtig  den  sozialen  Bedürfnissen  gegenüber;  die  Staats- 
wissenschaften, welche  nie  eine  sichere  Grundlage  hatten,  verlieren  ihr 
Ansehen ;  Wissenszweige  wie  die  Völkerkunde ,  die  Kulturgeschichte 
u.  a.  m.  entbehren  jeder  Direktion  und  treiben  wilde  Schösslinge  am 
Baume  der  Wissenschaft.  Die  Statistik  glaubt ,  die  Gesetzmässigkeit 
der  sozialen  Angelegenheiten  aus  einem  unzulänglichen  Zahlenmaterial 
ableiten  zu  können  und  übersieht ,  dass  die  wesentlichsten  Qualitäten 
für  das  soziale  Handeln  praktisch  unfassbar  sind.  Die  Geschichte  hul- 
digt einer  phantastischen  Auffassung  der  menschlichen  Wechselbezieh- 
ungen ;  Wissenschaften  wie  die  gerichtliche  Medizin ,  die  Kriminal- 
Anthropologie  ,  die  Psychiatrie ,  welche  rein  experimentell  vorgehen 
sollten,  werden  zu  ganzen  Schulen  (Lombroso,  Benedikt  u.  a.  m.)  mit 
verderblichen  Theoremen  über  die  sittlichen  Grundlagen  der  Menschen ; 
denn  auch  die  Ethik  kann  in  der  bisherigen  Philosophie  keine  ver- 
lässliche Grundlage  finden.  So  befindet  sich  die  Entwicklung  aller 
Wissenszweige,  welche  menschliche  Wechselbeziehungen  erörtern,  au- 
genblicklich in  einer  Krise.  Diese  Krise  beruht  aber  hauptsächlich 
in  dem  Umstände ,  dass  die  Naturwissenschaft  die  spekulative  For- 
schung nach  allen  Richtungen  zurückgedrängt  hat ,  während  die  Beur- 
teilung der  gesellschaftlichen  Beziehungen  der  philosophischen  Erör- 
terungen   nicht    entbehren    kann.    —    Doch  all  die  Widerwärtigkeiten, 
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welche  soziologische  Denker  wie  Schaffte,  Gmnplowicz  u.  a.  m.  erfuhren, 
vermögen  das  menschliche  Streben  nicht  davon  abzuhalten,  den  gros- 
sen Weltprozess  sozialer  Entwicklung  unter  gemeingültige  Lehrsätze 
zu  bringen ;  und  so  werden  diese  Versuche  notwendig  dazu  führen, 
dass  die  Soziologie  zur  Wissenschaft  wird,  sobald  nur  einmal  die  nöti- 
gen Vorbedingungen" hiefür  getroffen  sind.« 

Bekanntlich  haben  Diejenigen  ,  welche  schon  vor  Jahrzehnten  der 
Soziologie  eine  selbständige  Stellung  als  Wissenschaft  neben  den  Geistes- 
wissenschaften vindiziert  haben  ,  harte  Abweisungen  seitens  der  letzte- 
ren erfahren.  Ratzenhofer  wirft  in  konsequenter  Geltendmachung  seiner 
obigen  wissenschaftsgeschichtlichen  Auffassung  der  ganzen  »geisteswis- 
senschaftlichen Ablehnung«  einer  selbständigen  Soziologie  den  Fehde- 
handschuh ins  Gesicht,  indem  er  S.  5  ff.  bemerkt:  »Da  die  Philosophie 
bisher  hauptsächlich  nur  zwei  Hauptgebiete,  das  Geistesleben  und  die 
materielle  Erscheinungswelt,  anerkannte,  blieb  ein  drittes  Hauptgebiet 
von  ihr  zu  wenig  beachtet,  welches  sowohl  ein  Geistesleben  als  auch 
eine  materielle  Erscheinungswelt  hat :  das  gesellschaftliche  Leben.  In 
der  Ergründung  desselben  muss  die  Philosophie  ihr  Wiedererwachen 
finden.  Das  gesellschaftliche  Leben  verweist  auf  die  innersten  Triebe 
des  Menschen  als  Erklärung  für  die  Stellung  jedes  Einzelnen  gegen- 
über dem  Allgemeinen.  Es  erweckt  in  uns  den  Ausblick  auf  ein  rie- 
siges Gebiet  der  Wissenschaft ,  das  wir  bisher  in  der  Dämmerung  un- 
serer Einsicht  teils  als  der  Wissenschaft  über  das  individuelle  Bewusst- 
sein  ,  teils  als  den  Wissenschaften  der  materiellen  Welt  zugehörig  an- 
gesehen haben.  Und  dieses  Gebiet  grundlegend  zu  eröffnen  und  zu 
beherrschen,  fällt  der  Soziologie  als  Teil  der  Philosophie,  und  zwar 
neben  der  Psychologie,  zu;  so  wie  diese  die  Innennatur  des  Men- 
schen auf  Grund  der  Physiologie  erforscht,  enthüllt  jene  die  äusseren 
Beziehungen  des  Menschen  auf  Grund  der  Völkerkunde  und  Geschichte. 
Beide  enthüllen  aber  erst  im  Zusammenhange  mit  der  Naturwissen- 
schaft das  Geistesleben  der  Menschen  ,  wobei  der  Soziologie  die  Zu- 
sammenfassung aller  einschlägigen  Erkenntnis  zufällt.  Eine  Philo- 
sophie ohne  Soziologie  gleicht  einer  Psychologie  ohne 
Physiologie;  sie  ist  eine  subjektiven  Trugschlüssen 
preisgegebene  Spekulation.  An  die  Seite  des  kosmolo- 
gischen,  psychologischen  und  ontologischen  Problems 
gehört  auch  das  soziologische;  denn  unser  Denken  ist  erst 
voll  umschrieben,  wenn  sich  den  Ideen  über  Welt,  Ich  und  Unendlich- 
keit jene  über  die  Wechselbeziehungen  der  Menschen  anschliessen. 
Weil  dieses  Problem  bisher  nicht  gründlich  erwogen  wurde,  blieb  auch 
das  sittliche  Ideal  der  Philosophen  (Humanität,  Tugend,  Glück  u.  s.  w.) 
ein  Phantasma ;  wir  erkennen  es  erst ,  wenn  wir  die  psychologische 
Erkenntnis  über  den  Einzelwillen  durch  die  soziologische  über  den 
Sozialwillen  vervollständigen  .  .  .    Die  Soziologie  ist  die  philosophische 
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Grundlage  für  die  Wissenschaften  der  menschlichen  Wechselbeziehungen 
und  ihrer  wesentlichsten  Aeusserung,  der  Politik.  Was  für  die  Natur- 
wissenschaft Physik  und  Chemie  sind,  das  ist  für  die  Wissenschaften 
der  menschlichen  Wechselbeziehungen  die  Soziologie  ;  was  für  die  ma- 
teriellen Kräfte  die  Mechanik  ist ,  das  ist  für  die  sozialen  Kräfte  die 
Lehre  von  der  Politik.  Die  Soziologie  bezweckt  also  nicht  die  kon- 
krete Erforschung  der  sozialen  Einzelerscheinungen  —  das  ist  die  Auf- 
gabe der  sich  anschliessenden  Wissenszweige  — ,  sondern  die  Erfor- 
schung der  Gesetzmässigkeit  des  gesellschaftlichen  Lebens.  Freilich 
ist  diese  Soziologie  das  Resultat  jener  Einzelforschungen,  welche  sich 
seit  Menschengedenken  mit  den  sozialen  Beziehungen  beschäftigt  haben, 
so  wie  ja  auch  die  Naturwissenschaft  das  Resultat  der  Erfahrungen 
und  Beobachtungen  ist,  welche  sich  im  Menschengeschlechte  seit  jeher 
angesammelt  haben.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  eine  solche  Soziolo- 
gie nicht  ein  vollendeter  Aufbau  von  Erkenntnissen  sein  kann  ,  weil 
erst  auf  ihrer  Grundlage  die  geregelte  Erforschung  sozialer  Beziehungen 
erstehen  wird ,  womit  aber  die  Soziologie  nur  einen  Ent- 
wickelungsweg  einhält,  wie  er  allen  Wissenschaften  zu- 
kommt; denn  das  Hilfswissen  schreitet  Hand  in  Hand  mit  der  grund- 
legenden Wissenschaft  vor,  und  zutreffende  Systeme  derselben  erstehen 
erst  dann,  wenn  die  allgemeine  Erforschung  bis  zu  einem  ausgebreiteten 
Masse  gereift  ist.  Aus  der  durch  die  soziologische  Erkenntnis  erwei- 
terten Philosophie  kann  aber  erst  eine  einwandfreie  Ethik  und  Aesthetik 
hervorgehen  und  vermögen  die  Rechtsphilosophie  ,  die  Staatswissen- 
schaft, die  Volkswirtschaftslehre  thatsächlich  Wissenschaften  zu  werden.« 
Die  zweite  Abteilung  des  Hauptabschnittes  I  ist  der  Methode 
der  soziologischen  Forschung  zugewendet.  Darin  weist  7?. 
nach,  dass  die  Selbständigkeit  der  Soziologie  nicht  deshalb  abzuweisen 
sei,  weil  sie  nicht  von  Anfang  an  eine  vollkommene  Methode  gehabt 
habe  und  eine  solche  z.  T.  noch  nicht  habe ;  dasselbe  Los  habe  selbst 
die  exakt  arbeitende  Astronomie  gehabt.  Die  Soziologie  müsse  trachten, 
sich  der  Wahrheit  zu  nähern,  indem  sie  Irrtümer  [der  spekulativen 
Konstruktion]  immer  mehr  ausschliesse.  Die  Naturwissenschaft,  welche 
mit  ihrer  Methode  den  Weg  der  empirischen  Forschung  weise,  über- 
hebe die  Soziologie  bis  jetzt  noch  nicht,  bis  zu  einem  gewissen  Grad 
die  Krücken  spekulativer  Erkenntnis  weiter  zu  benützen.  »Da  die 
Naturwissenschaften  —  bemerkt  i?.  (S.  lo)  —  wenigstens  im  Hinblick 
auf  ihre  Beziehung  zu  sozialen  Erscheinungen  —  gänzlich  zweck- 
unbewusst  vorgehen,  muss  noch  für  geraume  Zeit  die  spekulative 
Erkenntnis  der  Prüfstein  für  die  Stichhaltigkeit  vieler  übermittelter 
Thatsachen  sein.  Wir  b  eg egnen  hi  e r  der  alten  Erfahrung, 
dass  »»Geisteswissenschaften««  nur  gedeihen  können, 
wenn  sich  Induktion  und  Deduktion  ergänzen  und  wenn  ein  vor- 
sichtiger Gebrauch  der  Spekulation  nicht  verwehrt  wird.    Es  wäre  leicht. 
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zu  zeigen,  dass  gegenwärtig  viele  Wissenschaften  oder  als  Wissen- 
schaft sich  geberdende  Wissenszweige  ihr  Leben  durch 
die  V  erl  eugnung  dieser  vermischten  Methode  fristen, 
dass  sie  durch  U  eher  Schätzung  der  Induktion  in  in- 
te resseloseForschungsgebiete  sich  verirren,  oder  durch 
Ueberschätzung  der  Deduktion  in  wesenlose  Haarspal- 
tereien verfallen  sind.  Den  Naturwissenschaften  bleibt  bei  ihren 
Forschungen  ewig  ein  unauflöslicher  Rest ,  welcher  der  Spekulation 
vorbehalten  bleibt,  und  jede  Spekulation  ist  wertlos,  welche  den  realen 
Hintergrund  vermissen  lässt.« 

Die  dritte  Abteilung  des  ersten  Hauptabschnitts  handelt  vom  »P  o- 
sitivismus  aller  E  rk  enntnis  u  nd  Wi  ssenschaft«.  Der  Ver- 
fasser stellt  sich  hier  auf  den  strengsten  Standpunkt  Comte'schQr:  Posi- 
tivität,  weist  aber  trotzdem  oder  gerade  deshalb  die  hochmütige  und 
sterile  Auffassung  von  der  »Zwecklosigkeit«  oder  deutlicher  ge- 
sagt der  »Uninteressiertheit«  aller  Wissenschaft  ab.  Er  bemerkt  S.  17  fif. : 
»Die  Wissenschaft  begnügt  sich  nicht  mehr  mit  dem  Einblicke  in  die 
Dinge ,  mit  der  Erforschung  des  Bestehenden  und  Vergangenen  ,  sie 
will  vielmehr  Einsicht  und  Rückschau  in  den  Dienst  des  Vor- 
ausblickes stellen.«  Darauf  müsse  nach  Huxley  jede  Wissenschaft, 
der  ihre  zukünftigen  Anwendungen  am  Herzen  liegen ,  bedacht  sein, 
»dass  es  ihr  möglich  werde,  aus  dem  vorhandenen  Zustande  Vergange- 
nes und  Kommendes  zu  erraten«.  Durch  eine  solche  Erkenntnis  er- 
halte die  Wissenschaft  erst  ihre  richtige  Stellung  im  Menschenleben. 
»Wenn  wir  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  darin  sehen,  für  alle  Erschei- 
nungen Gesetze  zu  suchen,  so  finden  wir,  dass  eine  Menge  Bestrebungen 
unter  der  Flagge  der  Wissenschaft  segelt ,  ohne  ihr  nur  entfernt  ver- 
wandt zu  sein;  denn  das  Gesetzliche  in  den  Erscheinungen  zu  suchen 
ist  nicht  die  Befriedigung  blosser  Wissbegier  ,  sondern  das  Bemühen 
ist  schon  an  sich  zweckvoll,  weil  nur  der  Gesetzmässigkeit 
die  S  chl  ussfo  1  g  erung  auf  Vergangenes  und  auf  Künftiges 
entspringen  kann.  Dass  in  diesem  Falle  das  Vergangene,  mag  es  nun 
erforscht  oder  durch  Rückschluss  ermittelt  sein  ,  in  die  Dienste  des 
Vorausblickes  gestellt  werde ,  das  liegt  im  Wesen  der  zweckvollen 
Wissenschaft«.  Mit  Recht  sage  Nägeli:  »Das  ursächliche  Erkennen 
wird  seine  Probe  bestehen,  wenn  es  gelingt ,  mit  derselben  Sicherheit 
und  Bestimmtheit  künftige  Ereignisse  vorherzusagen,  wie  es  die  Astro- 
nomie thut.«  Mit  dem  Nachweise  des  Gesetzmässigen  in  den  mensch- 
lichen Wechselbeziehungen  betrete  man  die  Bahn ,  auf  welcher  der 
Vorausblick  in  die  Ereignisse  zu  finden  ist,  eine  Bahn,  welche 
versuchsgemäss  von  der  Medizin  und  mit  voller  Sicherheit  von  allen 
exakten  Wissenschaften  längst  eingehalten   werde. 

Nur  viel  kürzer  als  mit  dem  ersten  Hauptabschnitt  kann  sich  diese 
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Anzeige  mit  den  übrigen  sechs  Hauptabschnitten  der  »soziologischen 
Erkenntnis«  Ratzenhofer?.  befassen. 

Der  nächste  Hauptabschnitt  (II)  handelt  von  der  »psycholo- 
gischen« Grundlage  der  Soziologie  und  zwar  in  vier  Abteilungen: 
von  der  »Stellung  des  Menschen  im  All«,  vom  »biologischen  Ursprung 
des  Bewusstseins«,  vom  »angeborenen  Inhalt  des  Bewusstseins«  ,  vom 
»Bewusstsein  gegenüber  der  Aussenwelt.«  Dieser  zweite,  sodann  der 
folgende  dritte  Hauptabschnitt,  welcher  der  »naturwissenschaft- 
lichen Grundlage  der  Soziologie«  zugewendet  ist  und  in  vier  Unter- 
abteilungen die  »Beziehungen  der  Naturgesetze  zur  soziologischen  Er- 
kenntnis«, »die  Lehren  der  Universalentwickelung«,  den  »Stoffwechsel 
und  seine  Konsequenzen«  ,  endlich  »die  Lehren  biologischer  Erschei- 
nungen« behandelt,  strotzen  von  Geist  wie  von  Wissen,  namentlich 
von  sicher  verwendetem  naturwissenschaftlichem  Wissen ;  das  letztere  wird 
namentlich  bezüglich  der  W  ei  sm  ann  ?,c\iZYi  Vererbungslehre 
auf  die   anregendste  Weise  zur   soziologischen  Grundlegung    verwertet. 

Die  ontologischen  Anknüpfungen  Ratzenhofer\  auf  dem  Grund 
pantheistischer  Weltanschauung  —  lassen  wir  bei  Seite  liegen  ;  sie  sind 
spekulative  Heischungen  vom  selben  zweifelhaften  Werte  wie  diejenigen 
einer  theistischen  Weltanschauung  es  auch  sind  und  vielleicht  immer 
bleiben  werden.  Uebrigens  bleibt  i?.'s  ontologische  Spekulation  keine 
Kopfzierat  am  soziologischen  Aufbau,  sondern  wird  in  ihre  Konsequen- 
zen verfolgt.  Ueberzeugt  hat  sie  uns  freilich  weder  im  Obersatz  von 
der  Urkraft  und  ihrer  Differenzierung  in  der  Schöpfung  bis  zur  sozialen 
Schöpfung  herauf,  noch  mit  ihrer  für  die  besondere  »soziologische 
Erkenntnis«  abgeleiteten  Fülle  von  Deduktion.  Indessen  möge  der 
Leser  gerade  hier  selbst  prüfen. 

Eine  Vorstellung  von  der  Auftassung  des  Verfassers  über  die  »Ein- 
heit biologischer  und  soziologischer  En  twick  el  u  ng«, 
auf  welche  Einheit  die  ganze  Erörterung  des  2.  und  3.  Hauptabschnittes 
abzielt ,  verschaffen  wir  vielleicht  am  objektivsten ,  wenn  wir  aus  den 
Schlusserörterungen  des  Hauptabschnitts  III  folgende  Stellen  wieder- 
geben (S.  117  ff.):  »Eine  wesentliche  Veranlassung,  dass  die  soziolo- 
gische Einsicht  so  lange  gezögert  hat ,  eine  Gesetzeseinheit  der  Bio- 
logie und  Soziologie  zu  erkennen,  wurzelt  in  der  scheinbar  beweglichen 
Freiheit  der  Gesellschaftselemente  im  Vergleich  zu  den  Zellen  (Bio- 
phorenj  im  Organismus.  Die  Zelle  gehört  diesem  scheinbar  dauernd 
an,  kommt,  sie  vergeht  mit  dem  Individuum  und  vermag  nicht  wie 
das  Gesellschaftselement  den  Verband  zu  wechseln  ,  oder  sogar  meh- 
reren Gebilden  anzugehören.  Die  Möglichkeit,  trotzdem  die  Gesetzes- 
einheit zuzugestehen,  liegt  vor  allem  darin,  dass  organischen  sowie  so- 
zialen Gebilden  der  einheitliche  Ursprung  aus  der  Urkraft 
zukommt.  Wenn  sich  ein  Organismus  auf  Grund  seines  angeborenen 
Interesses  aus  seinem  Keime  entwickelt,  so  steht  er  alsbald  der  Aussen- 


Litteiatur.  74 1 

weit  individualisiert  und  vereinzelt  gegenüber ,  in  welcher  Lebenslage 
er  weder  seiner  gattungsmässigen  Bestimmung  nachzukommen,  noch  im 
allgemeinen  sich  zu  erhalten  vermag.  Da  die  Fortpflanzung  gleichsam 
eine  Ausdehnung  des  Individuums  über  das  eigene  körperliche  Mass 
ist,  zwingt  das  angeborne  Interesse  das  Individuum,  über  seine  Körper- 
Gefühlssphäre  hinaus  Beziehungen  zu  eröffnen  und  so  im  Vereine  mit 
interessenverwandten  Individuen  Sozialverbände  zu  bilden  ,  was  eben- 
falls eine  Ausdehnung  des  Individuums  über  das  Mass  seiner  körper- 
lichen Interessen  hinaus  ist.  Dasselbe  Interesse,  welches  das  Geschöpf 
somatisch  und  dann  zum  Bewusstsein  entwickelt ,  nötigt  es  auch  zu 
sozialen  Beziehungen,  weil  es  sonst  seinen  engeren  Lebensplan  uner- 
füllt lässt  und  ihn  Störungen  aussetzt.  Die  sozialen  Beziehungen,  mithin 
die  Sozialgebilde  sind  daher  eine  Konsequenz  unserer  biologischen 
Entwicklung,  der  in  ihr  wirkenden  Urkraft  und  der  differenzierenden  Indi- 
viduation.  Die  Selbsterhaltung,  das  physiologische  Interesse,  das  Ver- 
vollkommnungsstreben unseres  Individual-  und  Sozialinteresses ,  das 
Fortpflanzungsstreben  unseres  Gattungsinteresses  zwingen  zu  sozialen 
Beziehungen.  So  können  wir  der  sozialen  Entwickelung  als  weiterer 
Wirkung  der  in  der  Entwickelung  des  Geschöpfes  thätigen  Ursachen, 
auch  keine  anderen  Gesetze  beimessen  als  die  ,  welche  dem  biologi- 
schen Vorgange  eigentümlich  sind  ,  —  wie  im  Zurückgreifen  auf  die 
früheren  Entwickelungsvorgänge  die  Gesetze  der  Chemie ,  der  Physik, 
der  Mechanik,  der  Geologie  und  endlich  der  Kosmologie  grundlegend 
sind.  So  stellt  sich  von  selbst  die  Gesetzeseinheit  der  Welt  dar;  die 
Schwierigkeit ,  sie  einzusehen  verschwindet  vor  der  Erkenntnis  der 
durchgreifenden  Bedeutung  des  anhaftenden  »»Interesses««  für 
alle  Individuationen  der  Urkraft.  —  So  wie  wir  in  der  Ent- 
wicklungsreihe der  bewussten  Geschöpfe  ein  Wachsen  der  Bewusst- 
seinskräfte  beobachten,  wodurch  das  Individuum  immer  mehr  sein  In- 
teresse durch  ausgreifende  Gedankenverbindungen 
z  u  w  a  h  r  e  n  sucht,  so  wachsen  auch  die  diese  Veränderung  be- 
gleitenden sozialen  Erscheinungen  immer  mehr  aus  dem  unmittelbaren 
Bereiche  des  physiologischen  Interesses  heraus  und  gewinnen  einen 
geistigen  Inhalt,  wobei  wir  aber  nicht  vergessen  dürfen,  dass  dieser 
Inhalt  doch  stets  den  Kern  seiner  Wesenheit  in  jenem 
physiologischen  Interesse  hat.  —  Je  niederer  der  Organis- 
mus steht,  desto  einfacher  hängt  das  Sozialgebilde  ,  welchem  er  ange- 
hört ,  mit  den  materiellen  Angelegenheiten  der  Gattung  zusammen. 
Die  Gesellschaftsgebilde  der  Pflanzenwelt  sind  nur  das  Produkt  ihrer 
sich  ausbreitenden  Vermehrung ,  —  jene  der  Tierwelt  sowohl  dies, 
als  auch  ein  Produkt  der  auslesenden  Zuchtwahl,  der  Vereinigung  für 
Raub  und  Vertheidigung  gegen  andere  Arten;  auch  für  die  Menschen 
sind  ursprünglich  dieselben  Veranlassungen  gesellschaftlicher  Vereini- 
gung gegeben,  aber  mit  der  zunehmenden  Kultur  wird  schon  die  mittel- 
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bare  Befriedigung  der  Bedürfnisse  Veranlassung  zur  gesellschaftlichen 
Vereinigung,  deren  Zusammenhang  mit  dem  realen  Interesse  des  In- 
dividuums oder  der  Gattung  erst  durch  Ideenverbindungen 
erkannt  werden  kann.  Durch  Erhebung  der  sozialen  Welt  in 
die  Welt  der  geistigen  Beziehungen  wird  aber  die  Giltigkeit  der  bio- 
logischen Gesetze  darum  nicht  aufgehoben,  weil  alles  Geistige  in  der 
Realität  der  Thatsachen  und  Erscheinungen  wurzelt.  Wir  müssen  nur 
diese  biologischen  Gefässe  sinngemäss  aufzufassen  wissen.  Je  näher 
die  Veranlassung  zu  einer  sozialen  Vereinigung 
dem  physiologischen  Interesse  steht,  desto  weni- 
ger kann  sich  ein  Gesellschaftselement  dem  Ver- 
bände entziehen;  es  wird  gleich  der  Zelle  im  Organismus  in 
seinem  Verbände  entstehen  und  vergehen.  Das  betrifft  die  meisten 
auf  der  Abstammung  beruhenden  Verbände.  Erhebt  sich  die  Veran- 
lassung des  Verbandes  in  jenen  flüchtiger  Beziehungen,  deren 
Aufrechterhaltung  wohl  für  das  Schicksal  des  Individuums  eine  ver- 
hältnismässige Bedeutung  haben  kann,  es  aber  doch  nicht  absolut  ent- 
scheidet, dann  kann  auch  das  Individuum  den  Verband  wechseln.  Es 
ist  das  jene  soziale  Beweglichkeit ,  die  mit  der  Flüchtigkeit  der  Ge- 
danken unseres  Bewusstseinsorganismus  in  Relation  steht.  Diese  Be- 
weglichkeit ist  aber  durch  das  angeborene  Interesse  des  Individuums 
begrenzt ;  denn  wenn  es  dessen  realen  Teil  missachtet ,  so  verfällt  es 
dem  biologischen  Gesetze,  wonach  die  unselbständige  Zelle  stirbt,  wenn 
sie  aus  jenem  organischen  Zusammenhang  tritt,  der  sie  entwickelt  hat. 
...  —  Weil  der  Mensch  in  seiner  hohen  Bewusstseinsent- 
wicklung  erkennt,  dass  die  soziale  Entwicklung  seine  individuellen 
Interessen  auch  im  politischen  Kampfe  zu  wahren  vermag ,  so  k  r  ä  f- 
tigt  sich  immer  mehr  der  soziale  Teil  seines  ange- 
borenen Interesses.  So  verliert  auf  dem  natürlichen  Wege  der 
biologischen  Entwickelung  die  individualistische  Differen- 
zierung einen  Teil  ihrer  gesellschaftsfeindlichen  Wirkung;  an  deren 
Stelle  tritt  die  soziale  Entwickelung  mit  wachsender 
Vervollkommnung  desBewusstsein  so  rganismus.  Ein 
systematisches  Eindringen  in  die  soziale  Natur  der  Menschen  wird 
die  Einsicht  in  die  Gesetzeseinheit  aller  Erscheinungen  vermehren,  und 
unter  steter  Anlehnung  an  die  gesicherten  Lehren  der  Naturwissen- 
schaften werden  wir  die  Gewissheit  der  genetischen  Uebereinstimmung 
der  sozialen  mit  allen  andern  Lebenserscheinungen  gewinnen.« 

Um  Ratzenhof  er  ^  Auffassung  des  Verhältnisses  der  sozia- 
len zur  physiologischen  Erscheinungswelt  vollständig 
zu  kennzeichnen,  erscheint  es  zweckmässig,  weiter  aus  dem  Hauptab- 
schnitt V  schon  hier  die  nachstehende  Ausführung  heranzuziehen,  welche 
uns  auch  in  anderer  Beziehung  zum  Bedeutendsten  und  Prägnantesten 
zu  gehören  scheint,  was  das  Buch  enthält,  namentlich  aber  Raizeti/wfer's 
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eigenartige  Theorie  vom  »Interesse«  zu  klarer  Darstellung  bringt. 
Der  Verfasser  bemerkt  S.  221  ff.:  »Die  Ueberein  Stimmung  des 
organischen  Lebensprozesses  mit  dem  sozialenPro- 
zess  ist  kein  bildlicher  Vergleich,  sondern  kausal. 
Dass  bisher  die  Gesellschaftswissenschaft  diesen  naturgesetzlichen  Zu- 
sammenhang nicht  nachzuweisen  vermochte,  ist  die  wesentlichste  Ur- 
sache ihres  geringen  Gedeihens.  Die  Methode  der  biologischen  Ana- 
logien von  alters  her  hätte  übrigens  die  Kritik  der  bisherigen  soziolo- 
gischen Spekulation  vorsichtiger  machen  sollen,  weil  ja  alle  Wissenschaft 
mit  Vergleichen  arbeitet  und  sogar  die  Astronomie  ihre  wichtigsten 
Ermittelungen  auf  die  geometrische  Aehnlichkeit  basiert.  Wenn  z.  B. 
ein  berühmter  Gelehrter  sagt:  »»Voraussichtlich  wird  die  Methode  der 
biologischen  Analogien  auch  in  der  Zukunft  als  Darstellungsmittel  Ver- 
wendung finden,  wo  sie  geeignet  ist,  derjenigen  Anschauung  Ausdruck 
zu  geben,  welche  auf  den  Zusammenhang  der  im  Staate  vereinigten 
Gesellschaftssysteme  Wert  legt,  während  jene  Ansichten,  die  in  der  Po- 
litik und  Wirtschaftslehre  dem  individuellen  Interesse  den  Vorzug  ein- 
räumen, geflissentUch  derartigen  Vergleichungen  aus  dem  Wege  gehen«  « ^) 
—  so  zeigt  dies  zunächst  die  (im  I.  H.A.)  nachgewiesene  Animosi- 
tät gegen  die  Sozialwissenschaft  und  sodann,  wie  fremd 
die  individualistische  Erkenntnis  der  schärfsten 
Denker  noch  vor  kurzer  Zeit  dem  Wesen  sozialer 
Vorgänge  gegenüberstand;  sonst  müsste  es  dem  Verfasser 
obiger  Zeilen  schon  damals  aufgefallen  sein,  dass  »Gesellschafts- 
systeme« und  »individuelles  Interesse«  das  Verhältnis  von  Wirkung  zu 
Ursache  haben  und  diese  aus  den  biologischen  Vorgängen  direkt  her- 
vorgeht. Da  der  Organismus  durch  das  dem  Keime  angeborene  In- 
teresse morphologisch  entwickelt  wird  und  in  dieser  Entwicklung  im 
Wege  des  keimgemässen  Nervensystems  auch  das  geistige  Leben  des 
Geschöpfes  vorgezeichnet  ist,  so  tritt  der  Mensch  interessengemäss  der 
sozialen  Welt  gegenüber  und  verhält  sich  in  dieser  so  ,  wie  es  seinen 
Keimesanlagen  entspricht  und  wie  es  ihm  sein  angeborenes  und  später 
durch  die  Lebensbedingungen  aufgenötigtes  (erworbenes)  Interesse  vor- 
zeichnet. Alles  Leben  entspringt  der  unerforschten  Urkraft ;  die 
Differenzierung  dieses  Lebens  erfolgt  durch  die  Anpassung  an  die  Le- 
bensbedingungen zu  Geschöpfen  mit  einem  angeborenen  Interesse, 
welches  real  in  den  Keimesanlagen  zum  Ausdruck  kommt . . .  Ohne 
differenzierende  Anlässe  bliebe  die  kosmische  Welt  eine  unendliche  Aus- 
dehnung des  Urstoffes  und  die  organische  Welt  die  Wiederholung  gleich- 
artiger Zellen.  Durch  den  differenzierenden  Wechsel  der  Lebensbeding- 
ungen erwacht  mit  dem  Leben  das  physiologische  Interesse  und  mit 
dem  Bewusstsein  das  Individualinteresse,  welche  die  differenzierte  In- 

i)   IV.    Wmidt,  Logik  (StuUgart  1S83),  II,   576. 
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dividualisierung  des  Gattungsinteresses  sind.  Das  physiologische  In- 
teresse, welches  gegenüber  den  verschiedenen  Lebensbedingungen  zu 
einer  verschiedenen  organischen  Entwicklung  drängt,  zwingt  auch  das 
Individuum  zu  einem  anpassenden  Verhalten,  wodurch  es  aber  zu  seinen 
Nebengeschöpfen  in  einen  Gegensatz  tritt;  jenes  spricht  sich  teils  durch 
die  Zuchtwahl,  teils  durch  das  Ueberleben  der  Tüchtigen,  teils  durch 
die  Ortsveränderung  der  Benachteiligten,  —  dieser  durch  den  Daseins- 
kampf aus.  Solange  nur  das  Gattungsinteresse  herrschte ,  war  das  So- 
zialinteresse Aller  gleich.  Sobald  aber  Individualinteressen  erstehen, 
differenziert  sich  sofort  auch  das  Sozialinteresse; 
denn  jede  Individualität,  sei  sie  eine  Gattung  unter  den  Organismen 
oder  eine  Gemeinschaft,  hat  ihr  besonderes  Sozialinteresse.  —  Die  D  i  f- 
ferenzierung  der  organischen  Welt  in  verschiedene  Arten 
ist  streng  genommen  eine  soziale  Differenzierung  aller 
Geschöpfe.  Im  sozialen  Prozess  der  Menschen  sowie  der  einzelnen 
Tiergattungen  setzt  sich  nun  diese  Differenzierung  auf  Grund  verschie- 
den abgestufter  Merkmale  der  morphologischen  und  auch  der  intellek- 
tuellen Varietät  fort.  Und  in  dieser  Fortsetzung  der  Diffe- 
renzierung und  aller  Entwicklung  in  das  Gebiet  in- 
tellektueller Lebensäusse rungen,  die  doch  nichts  anderes 
sein  können  als  das  Produkt  morphologischer  Thatsachen  im  Orga- 
nismus ,  findet  sich  das  unabweisbare  Bindeglied  zwischen 
der  organischen  und  der  sozialen  Welt ,  ein  Uebergangsstadium ,  das 
wir  nicht  etwa  nur  hypothetisch  annehmen,  sondern  das  wir  jede  Stunde 
an  uns  selbst  und  an  unserer  Umgebung  untrüglich  bewiesen  erleben.  . . 
Dass  unter  allen  Geschöpfen  bei  den  Menschen  die  Differenzierung  so 
weitaus  vielgestaltiger  und  komplizierter  ist,  liegt  darin,  dass  der  Mensch 
ein  allen  überlegenes  Differenzierungsprodukt  der  organischen  Welt 
selbst  ist.  Wir  dürfen  den  Menschen  nicht  mit  den  ihm  somatisch 
nächststehenden  Tiergattungen  vergleichen;  denn  er  hat  selbst  in  seinen 
tiefstehenden  Rassen  eine  solche  Differenzierung  seines  Bewusstseins- 
organismus,  also  des  Intellekts,  durchschritten,  dass  zwischen  ihm  und 
der  höchstentwickelten  Tierwelt  eine  unüberbrückbare  Kluft  besteht. 
Der  Mensch  hat  sich  durch  bestimmte  Befähigungen  aus  der  Tierwelt 
herausdifferenziert.  Darum  auch  spielt  sich  die  soziale  Difterenzierung 
der  Menschen  zu  einem  guten  Teile  auf  Interessengebieten  ab,  die  mit 
dem  physiologischen  Interesse,  wenn  auch  in  einem  grundsätzlichen, 
so  doch  nur  sehr  vermittelten  Zusammenhange  stehen,  —  während  die 
sozialen  Handlungen  der  Tiere  bloss  auf  unmittelbar  wirkenden  physio- 
logischen Impulsen  beruhen.  Diesem  Umstände  ist  es  auch  zuzuschrei- 
ben ,  dass  die  Differenzierung  menschlicher  Gemeinschaften  nicht 
bloss  die  Resultierende  der  thätigen  physiologi- 
schen Interessen  ist.  Bereits  dem  Individualinteresse  kommen  auf 
Vorstellungen  aufgebaute  Gedankenassociationen  zu,  wonach  der  Mensch 
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seine  Genossenschaftswahl  voraussichtigen  oder  wenigstens  instinktiven 
Erwägungen  unterwirft.  Insofern  solche  bloss  dem  Individualinteresse 
entstammen,  führen  sie  den  Menschen  auf  die  Forderungen  seines  physio- 
logischen Interesses  zurück;  er  wird  zum  Egoisten,  der  jedem  Sozial- 
verband nur  bedingungsweise  und  unverlässlich  angehört.  Insofern  aber 
solche  Erwägungen  dem  Gattungs-  oder  endlich  dem  Sozialinteresse 
entspringen,  lenken  sie  den  Menschen  zum  moralischen  Verzicht,  wo- 
nach er  den  Drang  hat,  sein  individuelles  Wohl  demjenigen  seiner  Ge- 
meinschaft bei-  oder  sogar  unterzuordnen.  Es  ist  dies  eine  Entwick- 
lungserscheinung, die  auf  die  Grundlage  der  gesamten  Schöpfung  ver- 
weist; im  Gattungsinteresse  zeigt  sich  das  Streben  der  Urkraft,  den 
Entartungen  der  Differenzierung  und  Variierung  zu  begegnen,  eine  Er- 
scheinung ,  die  für  die  Erage  über  die  Vererbung  erworbener  Eigen- 
schaften bestimmend  ist.  Die  Herstellung  einigender  Wechselbezieh- 
ungen zeigt  sich  gegenüber  dem  individualistischen  Atomisierungsdrang 
als  unentbehrlich  für  die  naturgemässe  Entwicklung  der  Gesellschaft, 
wie  auch  die  biologischen  Ausartungen  der  Variierung  durch  die  Kon- 
tinuität des  Keimplasmas  auf  das  Normale  der  Art  zurückgeführt  wer- 
den, —  wenn  nicht  zwingende  Anlässe  in  den  Lebensbedingungen  für 
jene  Variierung  gegeben  sind.  Die  Ausartungen  der  Individualisierung 
führen  teils  zu  freiwilliger,  teils  zu  erzwungener  Unterordnung  der  In- 
dividuen unter  einen  sozialen  Verband.  Je  heftiger  das  Leben  die  In- 
dividualinteressen anspornt,  desto  wichtiger  ist  der  soziale  Zwang,  die 
ausartende  Differenzierung  zu  beschränken,  um  nicht  die  Gattung  so- 
wie ihre  Sozialgebilde  durch  den  Kampf  Aller  gegen  Alle  zu  gefährden.  .  • 
Da  aber  alle  Interessen  doch  stets  festgeankert  sind  an  dem  physiolo- 
gischen Interesse,  so  führt  die  Natur  mit  ihren  Lebensbedingungen  alle 
Extravaganzen  individueller  und  sozialer  Entwicklung,  mögen  sie  das 
Produkt  übertriebener  Differenzierung  oder  zweckwidriger  Vergesell- 
schaftung sein ,  immer  wieder  zurück  in  die  Bahnen  der  sozialen  Not- 
wendigkeit, begründet  in  den  Bedürfnissen  der  Ernährung  und  der  Ver- 
mehrung. .  .  —  Der  erste  sichere  Begriff,  den  wir  über  die  Wesenheit 
unseres  Seins  haben,  ist  das  Interesse,  —  und  dieses  ist  auch  das 
leitende  Prinzip  im  biologischen  wie  im  sozialen  Prozess,  Indem  sich 
in  den  Geschöpfen  durch  den  Wechsel  der  Lebensbedingungen  das  an- 
haftende Interesse  modifiziert,  sind  die  Anlässe  gegeben,  dass  sich  die 
Sozialgebilde  differenzieren.  Wir  müssen  die  Thatsache  klar  erkennen, 
dass  die  Variierung  der  Interessen  der  Erscheinungen  des  sozialen  Pro- 
zesses vorausgeht,  so  wie  der  natürliche  Wechsel  der  Lebensbedingungen 
dieser  Differenzierung  der  Interessen  vorausgeht.  Die  Ursache  dieser 
Differenzierung  liegt  in  den  Bedürfnissen  der  Menschen,  und  jene  des 
Wechsels  der  Lebensbedingungen  in  den  allgemeinen  Naturvorgängen 
mit  ihren  Konsequenzen  für  das  organische  und  soziale  Leben.  Das 
angeborene  und  erworbene  Interesse  ist  die  Quelle  aller  menschlichen 
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Bedürfnisse  und  in  seiner  wechselvollen  Vielgestaltigkeit  die  leitende 
Veranlassung  aller  Bewegungen  im  biologischen,  psychischen 
und  sozialen  Pro  zess  des  Einzelnen  und  aller  Men- 
sch e  n.  —  Das  »Interesse«  tritt  daher  in  der  positiven  Philoso- 
phie an  die  Stelle  des  so  widerspruchsvollen  »Zweckes«,  welcher 
Begriff  allen  irrtümlichen  Voraussetzungen  und  allen  Unklarheiten  über 
die  Beziehungen  von  Geist  und  Natur  seit  jeher  den  weitesten  Spiel- 
raum gab;  schon  das  Verschwinden  dieses  Begriffes  allein  ist  ein  weit- 
tragender Schritt  für  die  Förderung  der  metaphysischen  Erkenntnis.« 
Der  vierte  Hauptabschnitt  betitelt  sich:  »Der  soziale  Pro- 
zess  des  Menschengeschlechts«  und  erörtert  nacheinander 
die  »primitiven  Sozialgebilde«,  die  »Entwickelung  höherer  Sozialgebilde«, 
welche  »durch  Verschmelzung  des  gewaltthätigen  mit  dem  arbeitsamen 
Stamme«  den  »Staat«  gebracht  und  das  »Volk«  erzeugt  haben  soll,  — 
weiter  die  »soziale  Differenzierung  im  Staate«,  welche  nach  der  Ansicht 
^.'s  »die  Nation«  hervorbringt,  ferner  »die  soziale  Differenzierung  des 
Kulturkreises«,  endlich  die  »Ausbreitung  eines  sozialen  Hauptprozesses 
über  die  Menschheit«  (Verkehr,  Kolonisation,  Wanderung  u.  s.  w.). 
Alle  diese  Kapitel  enthalten  Gedanken  und  sind  lesenswert,  für  spätere 
»Lehrgebäude  der  Soziologie«  werden  sie  schwerlich  massgebend  wer- 
den. Doch  wollen  wir  nicht  verfehlen ,  zwei  Einzelauffassungen ,  die 
eine  ablehnend,  die  andere  zustimmend  hervorzuheben ;  sie  betreffen 
J^aizen/io/er's  »Nationi<  und  »Kulturkreis«.  —  Ueber  die  Entstehung  der 
Nation  meint  i?. :  »Indem  ein  Volk,  als  Massenzusammenhang  un- 
terwerfender und  unterworfener  Stämme  aufgefasst,  die  Differenzierung 
vollzieht ,  schreitet  die  Vermischung  der  stammlichen  Gegensätze  vor 
und  entwickelt  sich  eine  Organisation  von  leitenden,  wirkenden  und 
geführten  Sozialgebilden,  die  endlich  trotz  innerer  Kämpfe  eine  soziale 
Einheit  werden,  Nation  genannt.  Die  Nation  ist  die  Vollendung  des 
Prozesses,  welcher  durch  die  Gründung  des  Erobererstaates  eingeleitet 
wurde.«  Das  ist  doch  nicht  die  ganze  Wahrheit  über  den  Stufengang 
der  Entstehung  und  über  das  Wesen  der  »Nation«,  Beachtenswerte 
Anregungen  giebt  dagegen  Ratzenhof  er'' %  Kapitel  über  den  »Kultur- 
kreis« als  »das  Gebiet  zusammenwirkender  sozialer 
Entwickelung«.  Die  Staatswissenschaft  ist  vielleicht  veranlasst, 
den  Ä'schen  »Kulturkreis«  als  die  Materialgrundlage  konsonanter  und 
dissonanter  Staatsbildung  eindringlicher  als  bisher  zu  beachten.  R.  be- 
merkt:  »Alle  die  Interessenerscheinungen,  welche  bei  der  Differenzie- 
rung innerhalb  des  Staates  wirksam  werden ,  greifen  über  den  Staat 
hinaus,  um  innerhalb  der  verwandten  Kultur  Anlehnung  und  Befriedi- 
gung zu  suchen.  Dadurch  wird  manches  Sozialgebilde  auch  über  die 
Staatsgrenzen  hinaus  Anhänger  haben  und  es  wird  sich  überhaupt  un- 
geachtet des  Staates  eine  soziale  Differenzierung  des  Kulturkreises  er- 
geben. . .  Die   soziale  Differenzierung    des  Kulturkreises  ist  dem  Staate 
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als  Machtorganisation  stets  gefährlich  gewesen ;  sie  löst  das  innere  Be- 
dürfnis seiner  Abgeschlossenheit  auf  und  verweist  durch  soziale  Bezieh- 
ungen auf  Erweiterung  der  politischen  Schranken  und  Herrschaftsver- 
hältnisse. Wenn  auch  der  Eroberungstrieb  gewöhnlich  die  sichtbare 
Veranlassung  war,  das  staatliche  Herrschaftsgebiet  zu  erweitern  und 
grosse  Reiche  zu  schaffen,  so  ist  doch  die  Thatsache  einer  gleichartigen 
Kultur  und  noch  mehr  die  Thatsache  sozialer  Beziehungen  zu  äusseren 
Gebieten  die  innere  Ursache  zur  Ausdehnung  der  Staatsgebiete  ge- 
wesen. Diesem  Streben  ist  es  zuzuschreiben,  dass  ein  Staat  im  Wege 
politischer  Ueberlegenheit  innerhalb  eines  Kulturkreises  die  Hegemonie 
erreichte,  wie  Athen  oder  Sparta  im  griechischen  Kulturkreis,  —  oder 
dass  ein  Staat  seine  Herrschaft  über  den  ganzen  betreffenden  Kultur- 
kreis ausdehnte,  wie  Rom ,  das  fränkische  Reich  oder  das  Reich  der 
Chalifen.  Um  der  Bedrohung  durch  kulturverwandte  Völker  zu  ent- 
gehen ,  strebten  die  Staaten ,  ihre  politische  Individualität  auch  sozial 
abzuschliessen,  oder  wenigstens  die  Lockerung  ihres  sozialen  Zustandes 
durch  das  Herübergreifen  sozialer  Beziehungen  aus  fremden  Gebieten, 
die  sich  nur  zu  leicht  zu  politischen  Einmischungen  entwickeln,  zu  ver- 
hindern.« 

Der  fünfte  Hauptabschnitt  trägt  die  Ueberschrift  »Die  Grund- 
lehren der  Soziologie«  und  erörtert  nacheinander :  »Individua- 
lisierung und  Sozialisierung«  (Autorität  und  Anhängerschaft ,  Ordnung 
und  Freiheit),  »die  soziale  Differenzierung  und  das  leitende  Prinzip  im 
sozialen  Prozess« ,  die  »sozialen  Individualitäten«  (Gesellungsformen), 
»die  bedingte  Vervollkommnungstendenz  im  sozialen  Prozess«,  endlich 
»die  grundsätzlichen  Erscheinungen  des  sozialen  Prozesses«,  als  welche 
abgehandelt  werden:  Ernährung  und  Vermehrung;  Vervollkommnung; 
Variierung;  Daseinskampf;  absolute  Feindseligkeit;  Differenzierung;  Herr- 
schaftsverhältnis;  Individualisierung  und  Sozialisierung;  Interessenvari- 
ierung ;  Vergesellschaftung ;  soziale  Notwendigkeit ;  Staat ,  Gesellschaft. 
Am  Schluss  dieses  Abschnittes  wird  in  i8  Sätzen  eine  Quintessenz  der 
i?.'schen  Soziologie  auf  7  Seiten  gegeben  (S.  244 — 256) ;  dabei  kommt 
ein  zweiter  Staat,  der  spätere  Gleichheitsstaat  im  Gegensatz  zum  oben 
hervorgehobenen  Ungleichheitsstaat  R'%  zum  Vorschein  mit  der  Schluss- 
these (18):  »In  dem  Masse,  als  der  Kulturstaat  an  die  Stelle  des  Er- 
obererstaates tritt ,  gleichen  sich  die  Unterschiede  in  der  Interessen- 
befriedigung der  einzelnen  Menschen  wieder  aus ;  es  bildet  sich  die  po- 
litische, soziale  und  wirtschaftliche  Ungleichheit  unter  den  Menschen 
zur  Gleichheit  des  Genussanteiles  in  primitiven  Sozialzuständen  zurück. 
Die  allseitige  Vergesellschaftung  der  Menschheit  kompliziert  wohl  die 
Sozialgebilde,  nähert  sich  aber  der  Interessenübereinstimmung  durch 
eine  wachsende  Vervollkommnung  der  sozialen  Organisation,  ohne  je- 
doch bei  der  bestehenden  Verschiedenheit  der  Lebensbedingungen  je 
alle  Beweggründe  zum  sozialen  Konflikt  aufheben  zu  können.    Die  so- 
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ziale  Ordnung  ist  eine  Organisierung  des  Daseinskampfes  zum  Zwecke 
der  gesicherten  Ernährung  und  der  Fortpflanzung  gesunder  Generationen. 
Es  ist  daher  gerechtfertigt,  als  den  Abschluss  sozialer  Entwicklung  einen 
Zustand  anzunehmen,  in  welchem  trotz  Mannigfaltigkeit  der  Berufsindi- 
vidualitäten eine  kulturelle,  politische  und  soziale  Gleichheit  der  Men- 
schen eintritt,  unter  Führung  der  intellektuell  und  sittlich  vollkommen- 
sten Individuen.  Unter  diesem  Herrschaftsverhältnis  der  sittlichen  und 
intellektuellen  Autorität  wäre  die  soziale  Entwicklung  ohne  Ausartung 
der  angeborenen  und  erworbenen  Interessen  vielleicht  möglich ;  aber 
jene  Gleichheit  bliebe  unabsehbar  modifiziert  durch  die  Ungleichheit 
und  den  Wechsel  der  Lebensbedingungen.« 

Der  sechste  Hauptabschnitt  handelt  von  den  »sozialen 
Kräften«  —  nämlich  in  vier  Abschnitten  von  den  »sozialen  Trie- 
ben«, dem  »Einzelwillen«,  der  »Entwicklung  des  Einzelwillens«,  dem 
»Sozialwillen«.  Der  siebente  Hauptabschnitt  endlich  erörtert  näher : 
»Die  Bethätigung  des  E  i  n  z  e  1  willens  an  sich«  (hiebei  das  Problem 
der  Willensfreiheit),  weiter  »Die  Bethätigung  des  S  o  z  i  a  1  willens  an 
sich  und  in  seiner  Beziehung  zu  dem  Einzelwillen«,  ferner  »Die  Moda- 
litäten der  Entwickelung  des  Willens«,  endlich  »Die  alle  Willensäusse- 
rungen  umfassenden  Haupterscheinungen  menschlicher  Entwickelung« 
(Kultur,  Politik,  Zivilisation).  Der  allgemeine  Wert  dieser  beiden  letzten 
Hauptabschnitte  besteht  in  der  Rückanwendung  der  Soziologie  auf 
Psychologie,  Ethik  und  Aesthetik.  Im  Besonderen  sind  namentlich  die 
Ausführungen  über  »soziale  Regeneration«  (auf  Grund  der 
Weismann'schen  Vererbungslehre)  von  hohem  Interesse  (S.  271 — 284). 

Das  ganze  Werk  schliesst  mit  den  Sätzen :  »Die  theologische  Phase 
der  intellektuellen  Entwicklung  sozialisierte  die  Gesellschaft  auf  Grund 
einer  absoluten  Unterwerfung  des  Individuums ;  die  metaphysische  Phase 
erhob  das  Individuum  auf  Kosten  seiner  notwendigen  Sozialisierung; 
der  positivistischen  Phase  hingegen  fällt  es  zu,  der  Sozialisierung  die 
volle  Bedeutung  wieder  zu  erringen ,  damit  sich  die  Individuen  auch 
allseits  physisch,  intellektuell  und  sittlich  zu  vervollkommnen  vermögen. 
—  Die  theologische  Erkenntnis  ging  von  Gott  aus  und  endete  in  Un- 
wissenheit oder  in  Zweifel.  Die  metaphysische  Erkenntnis  ging  von 
dem  Glauben  an  die  Unfehlbarkeit  unserer  Vernunft  aus  und  endete 
mit  Pessimismus  und  Materialismus.  Die  positivistische  Erkenntnis  geht 
von  den  natürlichen  Thatsachen  unserer  sittlich  erweisbaren  Entwick- 
lung aus  und  endet  mit  der  Gewissheit  unserer  Vervollkommnung  im 
Rahmen  der  gegenseitigen  Abhängigkeit  aller  Dinge,  welche  den  Weg 
zeigt,  sich  innerlich  zu  einem  Glauben  an  Gott  zu  erheben.« 

Schäffle. 

Barth,  Paul.  Die  Philosophie  der  Geschichte  als  Soziologie.  Erster 
Teil:    Einleitung   und   kritische  Uebersicht.     Leipzig,    O.  R.  Reisland, 
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1897.  —  Der  vorliegende  erste  Teil  des  Werkes  enthält  ausser  einer 
Einleitung,  welche  die  Identität  der  Soziologie  mit  der  Philo- 
sophie der  Geschichte  behauptet,  weiter  eine  kritische  U  e  b  e  r- 
sicht  teils  der  »soziologischen  vSy  steine«,  teils  der  »ein- 
seitigen Geschichtsauffassunge  n«.  Der  zweite  Teil  soll 
die  Soziologie  als  Geschichtsphilosophie  im  eigenen  Sinne  des  H.  Ver- 
fassers bringen,  und  zwar  in  zwei  Abteilungen,  wovon  die  eine  »Die 
Natur  formen  der  Gesellschaft«,  die  andere  »Die  Kunst- 
formen der  Gesellschaft  und  die  Ergebnisse  der 
U  n  t  e  r  s  u  c  h  u  n  g«  zum  Gegenstand  haben  soll. 

Bevor  dieser  zweite  Teil  vorliegt,  lässt  sich  ein  abschliessendes 
Urteil  über  die  anspruchsvolle  Arbeit  Barth'?,  mit  Sicherheit  nicht 
fällen.  Allerdings  ist  schon  dem  vorliegenden  ersten  Bande  —  ausser 
einer  Zurückweisung  von  W.  Diitheys  »vermeintlicher  Unmöglichkeit 
der  Philosophie  der  Geschichte  (und  der  Soziologie)  als  Wissenschaft« 
eine  »Skizze  der  eigenen  Ansicht  des  Verfassers«  angehängt.  Dieser 
Skizze  wird  jedoch  die  Bemerkung  vorausgeschickt  (S.  376  f.),  sie  (die 
Skizze)  werde  »nur  die  allergröbsten,  auch  aus  weitester  Entfernung 
erkennbaren  Umrisse  [nämlich  der  eigenen  Auffassung  Z).'s]  zeigen«. 
Diese  Bemerkung  kommt  einer  Verwahrung  vor  voreiliger  Kritik  ziem- 
lich nahe;  unsere  Kritik  dieser  Skizze  kann  daher  selbst  nur  eine 
skizzenhafte  und  vorläufige  sein. 

Die  Uebersicht  der  »Skizze«  lautet  nun:  »Die  Horde,  der  Kern  der 
menschlichen  Gesellschaft,  von  dem  auszugehen  ist.  In  ihr  wahrschein- 
lich Promiskuität,  ihre  Weltanschauung  der  Geisterglaube.  Erste  Or- 
ganisation: der  Stamm  geordnet  nach  Punalua-Familien;  gleichzeitig 
der  Animismus.  Zweite ,  nächst  höhere  Organisation :  der  Stamm  or- 
ganisiert nach  Geschlechtern,  gleichzeitig  naturalistischer  Polytheismus. 
—  Durch  die  Gesetzgebung  entsteht  überall  aus  der  gentilen  die 
ständische  Gesellschaft;  aus  der  Naturrelgion  wird  eine  Gesetzesreligion  ; 
die  Erziehung  in  der  ständischen  Gesellschaft;  Verfall  der  ständischen 
Gesellschaft  der  Helenen  und  der  Römer  ;  Buntheit  der  Weltanschau- 
ungen im  sinkenden  Altertume;  Auflösung  der  ständischen  Gesellschaft 
des  Mittelalters  durch  den  Absolutismus;  trotzdem  im  16.  Jahrhundert 
grosser  Aufschwung;  Ursachen  desselben;  Herrschaft  des  Liberalis- 
mus teils  seit  Anfang,  teils  seit  Mitte  dieses  (des  16.)  Jahrhunderts; 
gleichzeitig  induktive ,  analytische  Geistesrichtung ;  Verkümmerung  der 
schöpferischen  Kraft  und  der  Persönlichkeit  in  der  Gegenwart.  Die 
Arbeiterbewegung  jetzt  weniger  idealistisch  als  am  Anfange,  unfrucht- 
bar an  positiven  Ideen  und  an  Anregung  zu  künstlerischen  Leistungen. 
Notwendigkeit  einer  neuen  Besinnung  auf  die  sittlichen  Werte,  aus  der 
eine  neue  soziale  Ordnung  und  eine  neue  Kunst  hervorgehen  werden«. 
Der  beigegebene  Text  zu  dieser  Skizze  enthält  nichts,  was  für  den 
Fachmann  nicht  schon  aus  der  Inhaltsübersicht  entnommen  werden  kann. 
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Die  bisherige  Entwickelung  ist  —  der  »Skizze«  zufolge  —  über  die 
»ständische  Gesellschaft«,  wenn  ich  Barth  recht  verstehe,  nicht  hinaus- 
gekommen; »die  Gesetzgeber«,  welche  am  Ende  der  alten  "Volkszeit  die 
Gesellschaften  den  Sprung  aus  der  »Gentil«-  in  die  »ständische«  Ver- 
fassung machen  Hessen,  haben  diese  ihre  Arbeit,  die  ganze  weitere  Ent- 
wickelung beherrschend ,  gethan ,  seitdem  ist  alle  gesellschaftliche 
(Gliederung  ständisch  und  sie  wird  es  wieder  sein,  da  Barth  —  darin 
nicht  der  Erste —  erwartet  oder  wenigstens  wünscht,  dass  eine  »neue 
Hierarchie  der  Berufe«  abermals  kommen  werde.  Ich  bin  der  letzte,  zu 
leugnen,  dass  »berufsgenossenschaftliche«  Gliederung  ein  Bedürfnis  ist 
und  bleibt,  auch  nachdem  in  der  Gliederung  der  Gesellschaft  ausserdem 
individualistische,  »staatsbürgerliche«  und  kommunalkörperschaftliche 
Formbestandteile  —  die  grosse  »ständische«  Arbeit  der  alten  »Gesetz- 
geber« ergänzend  — ,  zur  Geltung  gekommen  smd.  Allein  das  berufs- 
ständische Element  für  sich  betrachtet,  wäre  doch  zu  bemerken,  dass 
nicht  bloss  »qualitativ«,  sondern  auch  und  ganz  besonders  »quan- 
titativ« die  im  Sinne  Barih's  »ständische  Gesellschaft«  sich  durchaus 
nicht  gleichgeblieben  ist;  im  »Feudal«-,  Stadt-,  Territorial-,  Neuzeit- 
Staat  zeigen  »quantitativ«  wie  »qualitativ«  die  aufeinander  folgenden 
Abwandlungen  der  »ständischen  Gesellschaft«  so  gewaltige  Verschieden- 
heiten, dass  man  sie  kaum,  wie  B.  zu  wollen  scheint,  als  blosse  »Modi- 
fikationen« jener  ständischen  Gesellschaft,  in  welche  die  Gentilvölker 
durch  »die  Gesetzgeber«  hineingesprungen  sein  sollen,  wird  betrachten 
dürfen.  Darum  erlaube  ich  mir,  dem  H.  Verfasser  schon  vor  dem  Er- 
scheinen seines  2.  Bandes  ein  vorläufiges  Bedenken  auszusprechen, 
und  glaube  hiezu  durch  die  Bemerkungen  berechtigt  zu  sein,  welche  er 
(vgl.  Schluss  dieser  Anzeige)  meiner  Staatsentwickelungslehre  scharf 
entgegenstellt.  Barth's  »ständische  Gesellschaft« ,  welche  alle  dem 
»gentilen«  Gemeinwesen  gefolgten  Gesellschaftsstufen  in  sich  befasst, 
kommt  mir  wie  ein  zu  weiter  Stall  vor,  in  welchem  bei  zu  wenig  Abteilungs- 
beleuchtung alle  Kühe  grau  und  schwarz  werden;  aus  diesem  Dunkel 
ergiebt  sich  dann  wohl  auch  die  schwarze  Ansicht,  welche  Barth  über 
unsere  »der  PersönHchkeit  und  schöpferischen  Kraft«  ermangelnde 
Gegenwart  ausspricht.  Einzelnes  in  der  »Skizze«  verstehe  ich  vor- 
läufig überhaupt  noch  nicht;  wie  so  —  um  Einiges  herauszugreifen  — 
die  modern  individualistische,  selbst  von  Barth  »staatsbürgerlich«  ge- 
nannte Gesellschaft  sich  nach  Barth  zur  »ständischen  Gesellschaft« 
stellt,  namentlich  aber,  wie  der  Liberalismus  schon  im  16.  Jahrhundert 
mächtig  gewesen  sein  soll,  —  bleibt  in  der  »Skizze«  zu  unklar,  um  eine 
Kritik  jetzt  schon  zu  erlauben.  Im  Allgemeinen  vermag  ich  mich  der 
»Skizze«  gegenüber  der  Besorgnis  nicht  zu  entschlagen,  dass  Barth  — 
wenn  die  Skizze  wirkHch  den  Kern  seiner  »Geschichtsphilosophie  als 
Soziologie«  ganz  enthält  oder  auch  nur  »in  den  allergröbsten  Umrissen« 
andeutet,  denLesern  grosse  Enttäuschung  bereiten  wird,  umsomehr,  als  der 
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kritisch  hohe  Stelzgang,  welchen  der  H.  Verf.  im  ersten  Bande  gegen  alle 
»soziologischen  Systeme«  sich  erlaubt,  grössere  Erwartungen  zu  erwecken 
geeignet  wäre.  Damit  mag  »die  Skizze  der  eigenen  Ansicht«  ^.'s  bis 
auf  Weiteres  bei  Seite  stehen  bleiben  und  nur  der  eigentliche  Inhalt 
des  ersten  Bandes  ins  Auge  gefasst  werden. 

Da  ist  zuerst  die  Einleitung  mit  ihrem  kurzen  Versuche,  »Die 
Identität  der  Soziologie  mit  der  Geschichtsphilo- 
Sophie«  zu  begründen.  Ich  gestehe,  dass  mich  dieser  Versuch  nicht 
im  Geringsten  überzeugt  hat.  Es  wird  wohl  richtig  sein ,  was  Barth 
gegen  Wutidt  behauptet,  dass  es  eine  unzulässige  Zerreissung  sei,  wenn 
man  das  Wissen  vom  Zustand  und  Sein  der  Gesellschaften  der  So- 
ziologie, —  das  Wissen  vom  Werden,  von  der  »Herbeiführung«  der  so- 
zialen Zustände  aber  der  Philosophie  der  Geschichte  als  besonderen 
Wissenschaften  zuweisen  wolle.  Allein  die  Wundfsche  Austeilung  der 
Rollen  hat  mindestens  für  jetzt  und  wohl  noch  für  geraume  Zeit 
das  eine  Gute,  dass  das  Zustandswissen  von  der  Gesellschaft,  über 
welches  der  Weg  zum  Werdevvissen  führt,  überhaupt  zur  Geltung  kommt, 
während  es  bei  Barth  in  die  Brüche  fallen  muss.  Das  Richtige 
wird  doch  nur  dies  sein  und  für  absehbare  Zeit  auch  bleiben,  dass 
die  Soziologie  Beides,  das  sog.  Zustandswissen  und  auf  dessen  Grund- 
lage auch  das  genetische  Wissen  von  den  sozialen  Wechselbeziehungen 
unter  Menschen  zum  Gegenstande  nimmt.  Weder  das  eine  noch 
das  andere  allein,  sondern  beides  zusammen  wird  vermutlich  den  Inhalt 
einer  einst  ihrer  endgiltigen  Gebietsabgrenzung  entgegengehenden  Sozio- 
logie zu  bilden  haben  ;  ob  man  dann  die  letzte  Verallgemeinerung  einer 
empirisch  geordneten  Gesellschaftslehre  »Philosophie  der  Geschichte« 
zu  nennen  habe,  will  ich  nicht  entscheiden,  aber  desto  mehr  dies  be- 
zweifeln ,  dass  die  Soziologie  als  Sozialzustandswissenschaft  aufhören 
und  dafür  die  »Philosophie  der  Geschichte«  ganz  und  voll  die  Soziologie 
werden  könne.  Den  Vorwurf,  welchen  Barth  gegen  mich  erhebt  und 
mit  einem  Citat  Vanm's  belegt,  muss  ich  eben  deshalb  ablehnen.  Den- 
selben Vorwurf  wie  Wundi  macht  mir  Barth  zwar  nicht  und  kann 
er  mir  nicht  machen;  denn  ich  habe  der  Soziologie  beide  Aufgaben 
gestellt ,  einerseits  das  Nebeneinander ,  Miteinander  und  Füreinander 
der  Glieder  und  Funktionen  der  Gesellschaft  nachzuweisen,  andererseits 
das  Auseinanderhervorgehen,  das  Werden,  die  Entwickelung  samt  aller 
Interdependenz  der  Teile  in  der  Entwickelung  zu  erforschen ;  die 
Soziologie  ist  für  mich  zwar  auch  soziale  Zustandswissenschaft  (im 
Sinne  Wundfs) ,  aber  noch  mehr :  auch  soziale  Entwickelungslehre, 
weder  das  eine  noch  das  andere  allein,  sondern  Beides  zusammen; 
auch  nur  gegen  die  Verknüpfung  von  beschreibender  und  genetisclier 
Methode  bei  den  besonderen  Objekten  mich  auszusprechen,  ist  mir 
nie  und  nirgends  eingefallen.  Es  ist  also  ein  gründliches  Missverständ- 
nis,   wenn  mir  von  Barth  nach    Vafini  unterstellt  wird,    ich   wolle   die 
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Soziologie  von  der  geschichtlichen  Methode  {sioricitä),  der  Geschichts- 
philosophie »trennen«,  d.  h.  loslösen.  Es  bedarf  daher  für  mich  auch 
gar  nicht  der  Ermahnung,  Vannfs  »Königsstrasse«  der  »Storicitä«  zu 
wandeln ;  denn  auch  eine  genetisch  vollkommene  Erklärung  der 
menschlichen  Gesellschaft,  mag  man  sie  einst  allgemeine  soziale 
Entwickelungslehre  oder  Geschichte  der  Philosophie  nennen,  ist  von 
mir  gefordert  und  als  Krönung  des  Gebäudes  der  Soziologie  anerkannt 
worden.  Indessen  ein  Unterbau  an  soziologischer  »Zustandsforschung« 
wird  gerade  für  die  genetische  Soziologie,  für  die  Soziologie  als  »Philo- 
sophie der  Geschichte«  —  da  die  Geschichte  immer  neue  Zustände 
und  Zustandsformen  erzeugt  —  wohl  niemals  überflüssig  werden.  Man 
wird  nie  ungestraft  bloss  auf  der  Königsstrasse  der  »Storicität«  wandeln 
dürfen,  sondern  sich  immerfort  bequemen  müssen,  auf  den  Zufahrts- 
und Vorstadtstrassen  der  Zustandserkenntnis  auf  die  Vanm'sche  Königs- 
strasse zu  gelangen.  So  wenig  ich  Soziologie  und  Geschichtsphilosophie 
auseinanderreisse,  sondern  für  zwei  einander  fordernde  Projektionen 
eines  unteilbaren  Objektes  ansehe ,  so  wage  ich  doch  auch  nicht  mit 
Barth  in  Aussicht  zu  nehmen ,  dass  die  Soziologie  je  auf  blosse  Ge- 
schichtsphilosophie einschrumpfen  werde.  Ich  fürchte  für  Barth,  dass 
die  »Ergebnisse  seiner  Untersuchung«,  wenn  ich  darüber  nach  der 
Skizze  die  »entfernteste«  Vermuthung  wagen  darf,  meiner  Auffassung 
Recht  geben  werden.  Die  Berufung  darauf,  dass  in  der  Naturwissen- 
schaft die  Statik  der  Dynamik  weiche  (?),  hat  mich,  was  die  Auflösung 
der  Soziologie  in  Geschichtsphilosophie  betrifft,  nicht  überzeugt. 

Den  eigentlichen  Inhalt  des  vorliegenden  ersten  Bandes  bildet  die 
kritische  Ueb  ersieht  (S.  14  bis  363).  Belesenheit  und  philo- 
sophische Fachbildung  dürfen  diesem  Teile  des  Werkes  nicht  gerade 
abgesprochen  werden.  Manchem  Einzelnen  kann  man  zustimmen  und  ohne 
jeglichen  Nutzen  wird  kein  Leser  diesen  Teil  des  Buches  aus  der 
Hand  legen.  Gut  ist  die  Analyse  des  Cornte' %c\vt\\  Positivismus,  welche 
als  ein  Ergänzungsstück  zu  J.  St.  MiWs  Monographie  über  Comte  wird 
angesehen  werden  dürfen.  Fast  durchaus  treffend  finde  ich  die  Kritik 
des  »biologischen  Naturalismus«  von  H.  Spencer;  die  logische  Analyse 
der  Bedeutung  und  der  Grenzen  des  Analogieschlusses,  welche  dabei 
gegeben  wird,  erscheint  mir  wertvoll.  Viel  Richtiges  und  Zutreffendes 
ist  auch  in  der  ausführlichen  Zurückweisung  der  einseitig  ökonomischen 
Geschichtsauff'assung  zu  finden  (S.  285 — 364).  Allein  das  darf  doch 
nicht  gesagt  werden,  dass  Barth  die  abgeurteilten  Standpunkte  und 
Systeme  vollständig  vorgeführt  hätte  und  ihnen  entfernt  gerecht  ge- 
worden wäre.  Es  ist  schon  bei  der  kritischen  Revue  der  »soziologischen 
Systeme«  eine  starke  Lücke ,  dass  die  Werke  Ratzenhof  er'?,  ganz  uner- 
wähnt bleiben,  und  eine  starke  UnvoUständigkeit,  dass  L.  Gumplowicz 
nur  bei  der  Abweisung  der  einseitig  »ethnologischen  Geschichtsauf- 
fassung« Erwähnung  findet.     Ich  will  mich  jedoch  des  Weiteren  darauf 
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darauf  beschränken,  nur  über  die  Barf/i'sche  Kritik  meines  eigenen  sozio- 
logischen Systems  mich  antikritisch  auszusprechen.  Ich  erlaube  mir  das, 
nicht  um  selbst  von  mir  zu  reden,  sondern  um  in  Barth  den  Vertreter 
einer  ganzen  Anzahl  von  Gegnern  der  Soziologie  abzuweisen  und  einer 
fable  convenue  Vih&x  meinen  biologischen  Naturalismus  entgegenzutreten. 

Was  Barth  über  »mein  Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers«  sagt, 
giebt  nicht  nur  nicht  ein  auch  nur  »in  den  gröbsten  Umrissen«  vollstän- 
diges Bild,  sondern  ist  eine  —  gewiss  unbeabsichtigte  —  Verstümmelung, 
Verzerrung,  Entstellung  und  Falschmeldung  meines  »soziologischen  Sy- 
stems« ,  fast  durchgehends  unrichtig  und  irreführend  für  jeden  Leser, 
welcher  mein  Buch  nicht  selbst  gründlicher  angesehen  hat.  Ich  glaube 
dem  H.  Kritiker  der  soziologischen  Systeme  selbst  damit  zu  dienen,  wenn 
ich  ihm  die  Wurzel  seiner  Misshandlung  meines  Werkes  zum  Bewusst- 
sein  bringe.  Dabei  will  ich  nicht  sagen,  dass  mir  allein  Uebles  wider- 
fahre; die  Einteilung  aller  soziologischen  Systeme  in  »klassifikatorische«, 
»biologische«  und  »dualistische«  ergiebt  Gewaltthat  nach   allen  Seiten. 

Die  Wurzel  aller  Fehler  der  ^rt-rM'schen  Kritik  mir  gegenüber, 
ist  die  Voraussetzung,  die  er  wohl  von  den  Verächtern  jeder  Soziologie 
übernommen  hat,  dass  ich  mit  Spencer's  »soziologischem  Natu- 
ralismus« auf  derselben  Linie  mich  bewege,  dass  ich  rein  zu  den 
biologischen  Soziologen  zu  stellen  sei.  Barth  zählt  mich  wirklich  zu 
»den  Schülern  und  Nachfolgern«  Spencer  s  und  schliesst  mich  daher  in 
das  allgemeine  Verdikt  ein,  das  er  über  diese  Schüler  und  Nachfolger 
fällt:  dass  sie  über  Spencer  »prinzipiell  nicht  hinausgekommen«  seien. 
Die  Wahrheit  aber  ist,  dass  ich  weder  Schüler  Spencer  %  bin,  noch  Nach- 
folger ;  ich  habe  durchaus  nicht  die  Neigung  verspürt,  in  den  soziolo- 
gischen Naturalismus  Spencer's  hineinzugehen,  geschweige  ihn  zu  über- 
bieten. Als  1874  mein  erster  Band  erschien,  waren  mir  von  Spencer 
erst  die  ßrst  principles  und  die  sociology  descriptive  bekannt ;  aus  meiner 
Vorrede  konnte  Barth  ersehen,  dass  ich  nicht  von  der  Sociologie  aus, 
sondern  durch  die  nationalökonomische  Analyse  aller  sozialen  Einrich- 
tungen der  durchaus  geistigen  Auswirkung  sozialer  Lebensgemeinschaft 
veranlasst  worden  bin,  an  den  Versuch  einheitlicher  Systemisierung  aller 
sozialen  Erscheinungen  heranzutreten;  die  Auffindung  heuristisch  wert- 
voller physiologischer  und  psychologischer  Analogien  kam  bei  mir  erst 
in  zweiter  Linie  und  bin  ich  auch  darin  völlig  unbeeinflusst  von  Spencer 
geblieben.  Barth  legt  ganz  grundlos  mein  System  als  soziologischen 
Naturalismus  in  sein  kritisches  Streck-  oder  vielmehr  Abhackungsbett 
hinein  und  konnte  nur  so  dazu  kommen,  das  Viele  und  Allermeiste, 
was  bei  mir  mit  biologischer  Analogie  gar  nichts  zu  schaffen  hat  und 
aus  Spencer  weder  heraus  noch  über  diesen  hinaus  gekommen  ist,  gar 
nicht  wahrzunehmen,  dafür  aber  Lücken  der  biologischen  Analogie  zu 
finden,  die  nicht  zu  füllen  mir  nach  dem  »prinzipiellen«  Standpunkt 
meines  Werkes  frei  stand.    Bei  der  »naturalistischen«  Einbildung  Barth'?, 
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Über  mein  Buch  konnte  dann  die  völlige  Verstümmelung  und  Verzer- 
rung meines  in  »die  Kategorie  der  biologischen  Soziologie«  eingepferch- 
ten Werkes  freilich  nicht  ausbleiben. 

Ich  könnte  mich  dem  H.  Verfasser  gegenüber  damit  begnügen, 
mich  einfach  auf  das  Urteil  eines  Mannes  zu  beziehen,  welchem  Barth 
mit  vollem  Rechte  »grösste  Umsicht  und  Weitsicht«  zuerkennt,  auf  das 
Urteil  Katzer?,.  Dieser  hervorragendste  politische  Geograph  der  Gegen- 
wart hat  in  einer  Anzeige  der  2.  Auflage  meines  »Bau  und  Leben«  mich 
aus  dem  Banne  des  biologischen  Naturalismus,  in  welchen  ich  von  zahl- 
reichen Schulmeistern  so  hartnäckig  gelegt  worden  bin,  vollständig  frei- 
gesprochen ;  EatzelhüX  in  den  »Grenzboten«  sich  wie  folgt,  ausgesprochen  : 
»Als  Schaffte' s  Bau  und  Leben  in  i.  Auflage  erschien,  war  die  Zeit  der 
Darwin'schen  Gährung  in  allen  biologischen  Wissenschaften  und  der 
Anfänge  der  Beeinflussung  der  Staats-  und  Gesellschaftswissenschaft 
durch  die  Spencer  sehe  naturwissenschaftliche  Behandlungsweise.  Schaffte?, 
»»Bau  und  Leben««  ist  von  manchen  mit  den  phantasievollen  Schriften 
zusammengeworfen  worden,  die  damals  wie  Blasen  aus  der  Masse  der 
werdenden  Soziologie  emporstiegen.  Eine  gewisse  Ueberschätzung  Spen- 
cers wird  immer  zu  den  Merkmalen  der  geistigen  Physiognomie  der 
letzten  Jahrzehnte  gehören  und  wird  auch  noch  nicht  so  bald  über- 
wunden werden.  Aber  das  echt  Deutsche,  Lebensvolle  und  Warme  in 
Schafften  Werk  wird  immer  mehr  für  alle  die  heraustreten,  welche 
nicht  an  derOber  fläche  haften.  Schon  das  ist  ein  Verdienst, 
diesen  Charakter  gerade  in  der  Staats-  und  Gesellschaftswissenschaft 
der  eingeborenen  Formelhaftigkeit  undDürre  Spencer' s 
gegenüber  gestellt  zu  haben.  Aber  die  positive  Förderung 
der  Soziologie  durch  dieses  Werk  bedeutet  viel 
mehr«  (was  skizziert  wird).  Mit  der  Berufung  au{  Katzefs  Urteil  darf 
ich  mich  dennoch  nicht  begnügen,  und  zwar  deshalb  nicht,  weil  Barth 
in  der  Kritik  Spencer's  —  und  daher  von  seinem  Grundirrtum  aus  kon- 
sequent auch  meiner  —  andere  Wege  gegangen  ist,  als  sonstige  Kritiker, 
die  mich  in  den  Verruf  des  soziologischen  Naturalismus  zu  versetzen 
nicht  müde  geworden  sind. 

Barth  bestreitet  nämlich  nicht ,  dass  »die  biologische  Analogie« 
überhaupt  heuristischen  Wert  besitze,  was  ich  allein  vertreten  habe  und 
was  nachgerade  von  allen  Seiten  anerkannt  ist.  Er  betont  vielmehr, 
dass  es  gelte,  einerseits  dieAnalogie  vollständig  durchzu- 
führen, andererseits  des  Weiteren,  was  an  zwei  verglichenen  Objekten 
nicht  analog  ist,  sondern  bei  dem  einen  über  die  Eigenschaften  des 
andern  hinausreicht,  also  der  Differenzen  ebenfalls  positiv 
sich  bewusst  zu  werden.  Barth  macht  Spencer  nicht  den  Vor- 
wurf, dass  er  der  biologischen  Analogie  überhaupt  sich  bedient  hat. 
Er  wendet  ein,  dass  Spencer  die  Analogie  zwischen  organischen  und 
sozialen  Körpern    nicht    vollständig    durchgeführt,    und    weiter. 
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dass  Spencer  die  über  alle  vorhandenen  Analogien  hinaus  vorhandenen 
Differenzen  nicht  bemerkt  habe  —  daher  mit  seiner  Soziologie  und 
eigentlich  auch  mit  seiner  Ethik  im  biologischen  Naturalismus  stecken 
geblieben  sei.  Und  danach  werde  dann  auch  ich  abgethan.  Warum  ? 
Weil  Barth's  Kritik  von  dem  totalen  Missverständnis  geleitet  und  ver- 
leitet ist,  ich  sei  Schüler  und  Nachfolger  Spencer'?,  und  zwar  ein  über 
Spencer  »prinzipiell« ,  d.  h.  über  den  biologischen  Naturalismus  nicht 
hinausgekommenen  Schüler  und  Nachfolger. 

Diesen  kritischen  Grundirrtum  Barth\  darf  und  kann  ich  entschie- 
denst ablehnen.  Die  »biologische«  —  physiologische  und  individual- 
psychologische —  Analogie  habe  ich  allerdings  herangezogen,  aber  nur 
heuristisch,  mehr  noch  zur  Gewinnung  von  Anschaulichkeit  für  die  Dar- 
stellung. Bei  dieser  Analogisierung  vollständig  im  Sinne  des  soziolo- 
gischen Naturalismus  zu  sein,  wäre  also  gar  nicht  meine  Pflicht  ge- 
wesen, da  ich  »prinzipiell«  gegenüber  diesem  Naturalismus  die  funda- 
mentale Differenz  zwischen  der  organischen  und  der  sozialen  Welt  von 
Anfang  bis  zum  Ende  meines  Werkes  hervorgehoben  und  durchgeführt 
habe.  Es  ist  einfach  ein  oberflächliches  —  gewiss  nicht  absichtliches 
—  Uebersehen  Barih's,  wenn  er  mir  das  »Sehen«  dieser  fundamentalen 
Differenz  abspricht,  und  es  ist  völlig  unrichtig,  wenn  Barth  die  offenbar 
auch  auf  mich  gemünzte  Bemerkung  sich  erlaubt,  die  ersten  Nachfolger 
Spencer's  haben  lediglich  »teils  in  der  Bewunderung,  teils  in  derbreiten 
Ausführung  der  Analogie  geschwelgt«  (S.  127).  Im  unmittelbar  darauf 
folgenden  Satz  giebt  ja  B.  selbst  zu ,  diese  Nachfolger  hätten  »nicht 
der  allgemeinen  Einsicht  in  den  »»höheren  Charakter««  des  sozialen 
Organismus  ermangelt«.  Aber  die  »Wurzel,  woraus  dieser  höhere  Cha- 
rakter hervorwachse ,  haben  sie  nicht  erkannt«  ;  Barth  meint  die  gei- 
stige Auswirkung  von  Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers  durch  den 
Willen  unter  der  Erleuchtung  des  Intellektes.  Diese  Wurzel  habe  ich 
jedoch  so  breit  blossgelegt,  dass  ich  Barth  eine  wahre  Kunst  zuer- 
kennen muss,  darüber  nicht  gestolpert  zu  sein.  Es  ist  mir  gar  nicht 
eingefallen,  nur  ganz  im  allgemeinen  einen  »höheren«  Charakter  anzu- 
nehmen, ich  habe  diesen  Charakter  genau  bestimmt  selbst  für  jene  ge- 
waltigen sozialen  Interessen,  Strebungen  und  Wirkungen,  welche  durch 
biologische  Bedürfnisse  veranlasst  sind  (soziale  Erscheinungen  der  Er- 
nährung und  der  Fortpflanzung).  Wenn  Barth  (S.  114)  gegen  Spencer 
den  Vorwurf  erhebt,  dass  »die  zweite  Hälfte  der  sozialen  Entwicklung, 
welche  von  dem  bewusst  gestaltenden  Denken  beherrscht 
wird,  in  Spencer'  Darstellung  fehlt«  und  dagegen  an  Gidding  rühmt, 
dass  dieser  die  Horde  »nur  bis  zur  Bildung  des  Stammes  für  reines  Natur- 
produkt, nicht  für  das  Werk  zwecksetzender  (purposial)  Thätigkeit«  an- 
sehe ,  so  jhabe  ich  nur  zu  bemerken ,  dass  das ,  was  nach  Barth  bei 
Spencer  ganz  fehlt,  bei  mir  umfasscndst  erkannt  und  ausgeführt  ist  und 
zwar   in  dem  Grade,  dass   mir  »zwecksetzende  Zweckmässigkeit«  schon 
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vor  der  Gentilverfassung  wahrscheinlich  ist.  Die  »Macht  gemeinsamer 
Ideen«  ,  welche  Barth  als  Faktor  der  Gesellschaftsentwicklung  betont, 
ist  bei  mir,  z.  B.  in  den  Kapiteln  über  den  Volksgeist  und  über  die 
Grundlagen  staatlicher  Macht,  ausführlich  dargelegt.  Die  Einsicht,  dass 
die  Prozesse  der  Gesellschaft  real,  d.  h.  in  ihrem  wirklichen  Vollzug 
»Willensprozesse«  sind  —  allerdings  geleitet  von  Intellekts-  und  be- 
gleitet von  sozialen  Wertentscheidungen  —  hätte  Barth,  wenn  er  wirk- 
lich und  gründlich  gelesen  hätte ,  schon  vor  Gidding  und  Tömiies  bei 
den  »Soziologen«,  »die  an  die  untermenschlichen  Zustände  [mit  heuri- 
stischer Analogie]  anknüpfen« ,  antreffen  können ,  wenigstens  bei  mir 
und  bei  Ratzenhof  er.  Nicht  nur  bei  Spencer  will  Barth  den  Begriff  eines 
»geistigen  Organismus«  nicht  gefunden  haben  (S.  115),  sondern  »auch« 
bei  den  übrigen  »biologischen  Soziologen« ,  welche  Barth  abwandelt. 
Also  »auch«  von  mir  behauptet  er,  dass  ich  »das  eigentliche  Problem, 
den  Uebergang  aus  einer  natürlichen  in  eine  geistige  Kausalität  nicht 
gesehen  habe«.  Das  ist  reine  Einbildung  Barth's,  die  Folge  seiner  ober- 
flächlichen Einteilung  der  Soziologen.  Den  fraglichen  Uebergang  habe 
nicht  bloss  ich  mir,  sondern  haben  auch  andere  Soziologen  (Guitiplo- 
ivicz ,  Ratzenhof  er) ,  sich  vollständig  zum  Bewusstsein  gebracht.  Allen 
zusammen,  die  B.  bei  H.  Spencer  rubriciert ,  macht  er  (S.  164  ff.)  vier 
Grundmängel,  die  er  dem  soziologischen  Naturalismus  anhaften  sieht, 
zum  Vorwurf  Nun  trifft  mich  aber  kein  Teil  des  vierfachen  Vorwurfes, 
da  ich  eben  nicht,  mit  dem  Pfluge  des  Spencer' nchQn  Naturalismus  ge- 
ackert habe. 

Barth  ist  übrigens  ni  seiner  Kritik  meines  Systems  selbst  in  grobe 
Widersprüche  verfallen,  welche  ihn  hätten  warnen  sollen.  Einmal,  was 
die  angebliche  Unvollständigkeit  meiner  Analogien,  andrerseits  was 
die  Differenzen  der  sozialen  gegenüber  den  organischen  Erscheinungen 
betrifft. 

Barth  muss  nämlich  anerkennen,  dass  ich  in  der  Hervorhebung  der 
biologischen  Analogien  über  Spencer  h  i n  a  u  s  gelangt  sei;  er  bemerkt 
dies  bezüglich  der  von  mir  nachgewiesenen  »Schutz-  und  Stützapparate«, 
bezüglich  der  psychophysischen  Apparate  des  sozialen  Körpers,  die  ich 
»nicht  bloss  als  Regierung  dargestellt,  sondern  auch  als  das  Gebiet  des 
Geisteslebens  erkannt  und  ausführlich  betrachtet  habe«  (S.  140  f).  Also 
in  den  Analogien  doch  über  Spencer  hinaus !  ?  Ich  meine  bezüglich  der 
psychologischen  Analogien  auch  sonst  und  umfassendst  über  oder  besser 
seitwärts  von  Spencer  weiter  hinaus ;  bei  Rene  JVorms,  welcher  ganz  mit 
den  Analogien  operiert,  ist,  soviel  ich  sehe,  keine  Analogie  anzutreffen, 
welche  nicht  schon  in  der  i.  Ausgabe  meines  Werks  —  wenn  auch  in 
anderen  Worten  enthalten  wäre.  Hauptsächliche  Spencer'sche  Analogien 
dagegen,  insgesamt  diejenigen,  welche  B.  verwirft,  habe  ich  allerdings 
nicht  gefunden  und  nicht  beachtet.  Dennoch  soH  ich  dann  wieder 
einer  Mancrelhaftio-kcit    mich    schuldiij    gemacht    halben;    »für  die  erste 
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seiner  »»funktionell  verschiedenen  Grundverknüpfungen««  weiss  er 
(Schüffk)  keine  biologische  Analogie  anzugeben.  Das  wäre  die  Einrich- 
tung der  Niederlassung,  und  des  Transportes  (Wegewesens)  als  Grund- 
bestandteile des  sozialen  Körpers.  Hätte  ich  denn  sagen  sollen ,  ein 
Esel  habe  etwas  wie'  Häuser  und  Wege,  oder  die  menschliche  Gesell- 
schaft Knochen  und  Bänder  wie  ein  Esel  im  Leibe  ?  Ich  habe  aber 
gesagt:  der  soziale  Körper  hat  Stützorgane  wie  der  Tierkörper,  diese 
sind  nur  nicht  beweglich ;  die  Wurzeln  der  Pflanzen  habe  ich  bei  Seite 
lassen  dürfen,  da  ich  bei  dem  lediglich  heuristischen  Zweck  meiner  An- 
wendung physiologischer  und  psychologischer  Analogien  davon  einen 
Ertrag  nicht  absah.  Wie  salopp  —  mildest  gesprochen  —  Barth  mit 
der  Wahrheit  umspringt,  geht  an  derselben  Stelle  (S.  140)  aus  der  Be- 
merkung hervor,  meine  »Sozial  Organe  und  Sozialorgan  Systeme 
seien  nichts  weiter  als  Unterabteilungen«  der  fünf  von  mir  an- 
genommenen Spezial  g  ru  n  d  Verknüpfungen.«  Die  Systeme  Unter- 
abteilungen der  elementaren  Verknüpfungen ! !  Eine  so  unsinnige  Be- 
merkung habe  ich  nirgends  gemacht. 

Aber  nicht  bloss  mit  dem  Vorwurf  der  Unvollständigkeit  der  bio- 
logischen Analogien,  sondern  auch  bezüglich  des  anderen  Grundfehlers 
am  soziologischen  Naturalismus,  welchen  ich  mit  Spencer  teilen  soll, 
straft  Barth  verschiedentlich  sich  selbst  Lügen.  Denn  im  Widerspruch 
damit,  dass  ich  über  Speficer  nicht  hinausgekommen,  d.  h.  doch  wohl, 
dass  ich  ein  Vertreter  des  biologischen  Naturalismus  von  Spencer  und 
nichts  anderes  sei,  wird  behauptet,  dass  ich  eben  nicht  im  biologi- 
schen Naturalismus  stecken  geblieben  sei ;  Barth  hebt  nämlich  hervor 
(S.  139),  dass  ich  die  sozialen  Gedankensysteme,  welche  bei  Spencer 
ausserhalb  der  Analogie  sl^^hen  bleiben,  »einzuordnen«  gewusst  habe; 
das  kann  doch  kein  »naturalistisches«  Analogisieren  ä  la  Spencer  ge- 
nannt werden  !  Dann  heisst  es  aber  sogleich  weiter:  »es  ist  ihm  [Schäffle] 
nicht  bewusst  geworden,  dass  [mit  meiner  Ansicht  von  der  Modificier- 
barkeit  der  sozialen  Erscheinungen]  die  Gesetzmässigkeit  des  tierischen 
Lebens,  die  biologische,  verlassen  wird  und  eine  ganz  neue  an  die  Stelle 
tritt.«  Nun,  wenn  Barth  das  schreiben  kann,  so  ist  es  nicht  meine 
Schuld;  in  meiner  Soziologie  ist  von  der  ersten  bis  zur  letzten  Seite 
festgehalten,  dass  in  der  Welt  der  sozialen  Erscheinungen  eine  ganz 
andere  Gesetzmässigkeit  als  die  biologische  eigentümlich  auftritt.  Barth 
übersieht  das  alles.  Warum  ?  Weil  er  voraus  mit  seiner  klassifikatori- 
schen  Idiosynkrasie,  ich  sei  biologischer  Naturalist  wie  Spencer,  Scheu- 
leder sich  aufgesetzt  hat,  die  ihn  hindern,  das  Wesentliche  an  meiner 
Soziologie  noch  ins  Auge  zu  bekommen. 

Das  Unglück,  dahin  missverstanden  zu  werden,  dass  ich  ausser 
unvollständiger  Analogie  nur  noch  »tote  Last«  mitschleppe  (S.  141) 
hätte  mich  nun  allerdings  nicht  treffen  können ,  wenn  ich  mich  der 
Barth' ?,z\\t\-\    Terminologie    bedient    hätte;     die    fundamentale 
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Eigenart  der  Sozialwelt  ist  nämlich  von  mir  nicht  in  Barth'schen  Aus- 
drücken nachgewiesen.  Eine  Schuld  liegt  aber  hierin  nicht.  Einmal 
habe  ich  mich  vor  25  Jahren  nicht  schon  der  Ä;r//^'schen  Formulie- 
rungen auch  bedienen  können,  die  1897  für  einen  2.  Band  Barth' -s,  an- 
gedeutet sind.  Ich  würde  mich  auch  der  5ar//^'schen  Terminologie 
gewiss  nicht  bedient  haben,  wenn  ich  sie  hätte  voraus  ahnen  können, 
und  zwar  selbst  dann  nicht,  wenn  ich  meine  Mitarbeit  an  der  Begrün- 
dung der  Soziologie  nicht  einem  viel  weiteren  Publikum ,  als  demjeni- 
gen der  schulmässigen  Philosophen  hätte  vorlegen  wollen.  Beispiels- 
weise möchte  ich  das  Wort  von  der  »heterogenen  Kausalität«  dem  H. 
Verfasser  nicht  nachreden;  denn  ich  kann  es  wohl  verstehen,  wenn 
Wundt  von  der  »Heterogonie  der  Zwecke«  d.  h.  davon  spricht,  dass 
nicht  gewollte  Folgen  sich  einstellen,  welche  nicht  in  der  Absicht  einer 
bestimmten  zwecksetzenden  Person  lagen  —  sofern  das  Mitwirken  an- 
derer Zweckverfolgungen  oder  physischer  Ursachen  ,  auf  dem  Stand- 
punkte der  Nichtimmanenz  auch  transcendentaler  Ursachen  —  anderes 
hervorbringen  kann,  als  das  bestimmte,  den  Zweck  setzende  Subjekt 
für  sich  gewollt  hat.  Aber  eine  Kausalität,  die  für  sich  etwas 
anderes  hervorbringt,  als  ihre  notwendige  Folge,  verstehe  ich  nicht  und 
doch  könnte  die  »heterogene  Kausalität«  in  dieser  Richtung  nur  zu 
leicht  missverstanden  werden.  Uebrigens  will  ich  über  die  Vorzüge  der 
Ä7r///'schen  Terminologie  nicht  weiter  rechten,  da  ich  damit  dem  Leser 
lästig  fallen  würde. 

Zum  Schluss  habe  ich  noch  zwei  Anwürfe  BartJC^  ablehnend  zu 
berühren.  Ich  soll  nämlich  die  mit  der  Gesellschaftsentwickelung  fort- 
schreitende somatische  und  geistige  Entwickelung  eines 
der  zwei  ^d;r//^'schen  »Elemente«  der  Gesell^haft,  des  Individuums 
nämlich,  versäumt  haben  und  weiter  mit  meiner  Annahme  von  fünf  bis- 
her erreichten  Stufen  der  Staatsentwickelung  Barth  gegen- 
über im  schwersten  Irrtum  befangen  sein. 

Nun  hat  aber  Barth  unter  dem  vielen  anderen,  was  er  an  meinem 
System  nicht  wahrgenommen  hat,  auch  das  übersehen,  dass  ich  die 
sozial  fortschreitende  Veränderung  des  Individuums  nicht  vernach- 
lässigt habe.  Barth  spricht  gelegentlich  davon ,  dass  man  nicht  den 
nächsten  besten  Feuerländer  somatologisch  (anthropologisch)  und  geist- 
wissenschaftlich mit  einem  J.  St.  Mill  gleichwertig  annehmen  dürfe, 
Dass  das  irgend  einer  der  \on  Barth  abgewandelten  Soziologen  gethan 
hätte,  ist  mir  nicht  bekannt.  Für  meine  Person  habe  ich  auch  die  anthro- 
pologische Fundierung  der  Soziologie  und  die  soziologische  Fundierung 
der  Anthropologie  nachdrücklich  gefordert,  ebenso  den  sozialen  Einfluss 
auf  die  Psychogenese  des  menschlichen  Individuums  nicht  nur  allge- 
mein hervorgehoben,  sondern  für  besondere  Probleme,  z.  B.  den  ent- 
wicklungsgesetzlich notwendigen  Fortschritt  der  rechtlichen  Freiheit  und 
Gleichheit    der    Individuen   nachdrücklichst   vertreten;   vielleicht   wäre 
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Barth,  wenn  er  die  genetische  Behandlung  der  Probleme  der  Freiheit 
und  Gleichheit,    sowie  der  steigenden  Differenzierung  der  sozialen  Or- 
ganisationsformen beachtet  hätte,  auch  klar  geworden,  wie  in  der  Ver- 
fassung der  Gesellschaften  rieben  dem  berufsständischen  auch  das  staats- 
bürgerlich   individualistische,    sowie    das    kommunalkör- 
perschaftliche Element   sich  geltend   macht  und   geltend   machen 
muss.    Zur  vollen  Begründung  einer  Soziologie  der  Somatogenese  und 
der  Psychogenese  des  Individuums  halte  ich  die  Zeit  allerdings  noch  nicht 
gekommen  und  keinesfalls  meine  Kräfte  für  zureichend.    Es  kann  aber 
doch  nicht  gefordert  werden,  dass  unter  allen  Wissenschaften  ganz  allein 
die  Soziologie  fertig  und  gewappnet  wie  Minerva  aus  dem  Haupte  Ju- 
piters, so  aus  demjenigen  eines  oder  des  andern  Mitbegründers  hervor- 
gehe.   Vermutlich  wird  Barth's  zweitem  Band  die  soziale  Somatogenese 
und  Psychogenese  des  Individuums  auch  noch  nicht  ganz  gelingen,  rein  und 
ausschliesslich  durch  Geschichtsphilosophie  gewiss  nicht.  Vorläufig  fühle 
ich  mich  berechtigt,  auch  diese  Bemängelungen  Barths  zurückzuweisen. 
Meine  fünf  S  t  a  a  t  s  stufen  der  bisherigen  Gesellschaftsentwicke- 
lung, welche  Barth    abweist,    sind:    i)  das   Gemeinwesen   der  Völker- 
schaftszeit,   2)  der  Feudalismus  im    weitesten  Sinne   der  Vorherrschaft 
eines  Standes  oder  mehrerer  verbundener  Stände    aus  eigenem  Recht 
der  herrschenden  Schichte    über    allen    anderen  Ständen    (grundbesitz- 
licher oder  eigentlicher  Feudalismus,  Kastenstaat,  Aemterstaat  u.  s.  w.), 
3)  der  Bürgerschaftsstaat  oder  Stadtstaat  (griechische  Polis ,   römische 
Civitas,    spätmittelalterliches  Stadtgemeinwesen),    in  welchem  die  ver- 
schiedenen Stände   zu   einem  Gemeinwesen   aller    Stände,   zur  Bürger- 
schaft, lokal  verbunden  sind  (mit  oder  ohne  Zuziehung  der  Bevölkerung 
des  zugehörigen  Landgebietes);  4)  der  Territorial-  oder  Landstaat,  in 
welchem  die  Bevölkerung  einer  ganzen  grösseren  oder  kleineren  Land- 
schaft einschliesslich    des  Landvolks   zu   einem    noch   weiteren ,   zuerst 
landständisch,  dann  polizeistaatlich-absolutistisch,   schliesslich  staatsbür- 
gerlich freien,  alle  zu  dieser  Zeit  gegebenen  Stände  zusammenfassenden 
Gemeinwesen  verknüpft  ist,  mit  nicht  bloss  standesgenossenschaftlicher, 
sondern  auch  individualistischer  und  kommunalkörperschaftlicher  Glie- 
derung; 5)  der  moderne,  mehrere  oder  viele  Territorien  vereinigende 
Staat,    das   national  homogene  oder   national    heterogene  Reich  der 
neuesten  Zeit,   mit  den   ersten   grossen  Anfängen   im    17.  Jahrhundert. 
Nicht  alle  Völker   haben   sämtliche    fünf  Stufen   durchmessen,    was  B. 
von  mir  fordert,  aber  für  die  vorklassischen  Weltreiche  gelegentlich  selbst 
bestreitet ;  viele  sind  schon  von  der  3.  und  4.  Stufe  auf  pathologische 
Missbildungen  je  der   vorausgegangenen    staatlichen  Entwicklungsstufe 
durch  Entartung    zurückgefallen    und    mit  ihren    Trümmern  in    weiter 
führenden  neuen  Staatsentwickelungen  anderer  Völker  durch  Beimischung 
aufgegangen.    Dass  den  staatlichen  Entwickelungsstufen  diejenigen  der 
übrigen  sozialen  Lebensbereiche  genau  parallel  laufen,  habe  ich  nicht 
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behauptet,  sondern  als  eine  nach  dem  heutigen  Stande  der  Wissen- 
schaft noch  nicht  vöUig  lösbare  Frage  bezeichnet  und  behandelt. 

Gegen  diese  meine  Staatsstufenlehre,  welche  wie  gesagt,  bloss  eine 
Staats-,  keine  allgemeine  Gesellschafts-Stufenlehre  ist  oder  sein  will, 
behauptet  nun  Barth  (S.  241  f.) :  »Leider  sind  die  Stadien  nicht  Sta- 
dien des  Wachstums;  eine  ständisch-feudale  Gesellschaft  im  Gegen- 
satze zur  Völkerschaft  giebt  eine  i  n  n  e  r  e  Gliederung  der  Angehörigen 
einer  primitiven  Gesellschaft  und  die  bürgergemeinschaftliche  Polis 
bedeutet  ebenfalls  eine  Modifikation  dieser  Gliederung. 
Jedenfalls  ist  nicht  in  diesen  beiden  Namen  gesagt,  inwiefern  damit 
notwendig  auch  ein  äusseres  Wachstum  bezeichnet  werde.  So  ordnet 
also  diese  Skala  des  Wachstums  die  Gemeinwesen  nach  verschie- 
denen Prinzipien  und  ist  darum  verfehlt.  Denn  Wachstum  ist  ein 
quantitativer  Begriff;  Schäffle  mischt  qualitative  Bestimmungen  ein, 
die  gesondert  zu  behandeln  gewesen  wären,  und  zwar  unter  den  Struk- 
turen ,  so  dass  beide  Prinzipien  durch  einander  gewebt  werden  und 
nicht  rein  zum  Ausdruck  kommen.  Es  ist  dies  ein  ähnliches,  vorwissen- 
schaftliches Stadium  der  Einteilung  wie  etwa  das  der  heutigen  Littera- 
turgeschichte.«  Weiter  wird  in  einer  Anmerkung  beigesetzt,  mir  [Schäffle] 
scheinen  die  vier  ersten  Stufen  schon  im  Altertum  erreicht  worden  zu 
sein,  und  ferner,  dass  ich  nicht  berechtigt  sei,  die  Epoche  vom  troischen 
Kriege  bis  zu  Solon  »feudal«,  d.  h.  »in  Einzelgewalten  mit  privatrecht- 
licher Grundlage«  zersplittert  zu  nennen. 

Letztere  Einwürfe  der  Anmerkung  will  ich  weiter  nicht  beachten, 
sie  fallen  von  selbst  dahin ;  ich  habe  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass 
das  hellenische  und  das  römische  Altertum  über  die  dritte  civitätische 
Staatsstufe  nicht  hinausgekommen  und  pathologisch  auf  die  zweite 
Stufe,  zu  welcher  ich  auch  den  Beamten-  und  Soldatenstaat,  das  Spät- 
patriziat  des  Bas  empire  bei  rückfälligen  Bürgerstaatsbildungen  zählte, 
zurückgesunken  seien.  Es  ist  mir  ferner  gar  nicht  eingefallen,  zu  be- 
haupten, dass  »die  Zersplitterung  in  Einzelgewalten«,  die  einzig  mög- 
liche und  historisch  wirklich  gewesene  Form  der  ständeherrschaftlichen 
Stufe  darstelle ;  ebenso  wenig  kam  es  mir  bei ,  den  heutigen  Gegen- 
satz von  öffentlichem  und  privatem  Recht  schon  in  die  Verhältnisse 
meiner  zweiten  Stufe  hineinzutragen.  Die  fraglichen  Einwendungen  sind 
daher  teils  unrichtig  aus  Oberflächlichkeit,  teils  mir  gegenüber  völlig 
gegenstandslos.  Ich  habe  lediglich  behauptet,  dass  die  Griechen,  die 
Römer,  die  christlichen  Völker  auch  die  zweite  Staatsstufe,  auf  welcher 
ein  Stand  aus  eigenem  Recht  über  die  andern  herrscht,  sich  ein 
Uebereinander  freier  und  unfreier ,  nicht  ein  freies  bürgerschaftliches 
Miteinander  und  Zusammen  aller  Stände  vorfindet,  in  der  Art  ihres 
Volktums  und  unter  den  durch  ihr  Land  gegebenen  Bedingungen  — 
—  durchlaufen  haben,  bevor  daraus  das  stadtstaatlich  bürgerschaftliche 
Gemeinwesen  im  klassischen  Altertum   und  im   christlichen  Spätmittel- 


Litteratur.  ^5 1 

alter  hervorging.    Die  Richtigkeit  dieser  Annahme  widerlegt  aber  Barth 
nicht ;  er  scheint  sie  sogar  nicht  zu  bestreiten. 

Ich  möchte  dem  Herrn  Verfasser  schliesslich  noch  begreiflich 
machen ,  dass  auch  seine  Meinung  grundfalsch  ist ,  meine  fünf  Stufen 
seien  »keine  Stadien  des  Wachstums«,  meine  bürgergemeinschaft- 
liche Polis  bedeute  nur  eine  »Modifikation«  der  ständisch  feudalen 
Gemeinschaft«,  meine  Skala  sei  keine  Wachstumsskala  und  sei  verfehlt, 
weil  sie  nach  verschiedenen  Prinzipien  ordne,  qualitative  Bestimmungen 
einmische,  meine  Einteilung  bedeute  ein  »vorwissenschaftliches  Stadium, 
wie  etwa  das  der  heutigen  Litteraturgeschichte«.  Alle  diese  Behaup- 
tungen sind  ins  Blaue  hinein  geredet.  Meine  fünf  Stufen  bezeichnen 
durchaus  Stufen  auch  einer  quantitativen  Entwickelung  oder  wie  Barth 
zu  sagen  beliebt,  »des  Wachstums«.  Das  hätte  B.  schon  daran  er- 
kennen müssen,  dass  ich  ein  Fortschreiten  von  der  einen  zur  andern 
Stufe  für  unmöglich  erkläre  ohne  korrelate  Gebietszunahme  (A,  B,  C, 
D,  E),  weiter  daran,  dass  ich  jede  folgende  Stufe  durch  das  Wachstum 
der  Bevölkerung  bedingt  erachte ;  daran,  dass  je  mit  dem  bürgerstaat- 
lichen, territorialstaatlichen  und  modernen  Staate  nach  meiner  Dar- 
stellung immer  mehr  Stände  der  sich  differenzierenden  Volksgemein- 
schaft und  immer  grössere  Volksgesamtmassen  im  Ge- 
meinwesen auftreten;  daran,  dass  ich  den  Territorialstaat  nicht  quali- 
tativ aus  der  civitätisch  genossenschaftlichen  Schichtung  mehrerer  freier 
Stände ,  sondern  als  Aggregat  von  alten  Resten  der  Patriarchalstufe 
der  Volkszeit,  namentlich  aber  von  Gebilden  der  Vorstufen,  von  Feudal- 
herrschaften und  von  Feudalgerechtsamen,  sowie  von  Stadtgemeinwesen 
in  einem  auch  quantitativen  Wachstum  hervorgehen  lasse,  und  ähnlich  den 
modernen  Staat  aus  der  Agglomeration  ,  dann  aus  der  Verschmelzung 
von  Gebilden  der  Vorstufen,  namentlich  von  früher  autarken  Territorien  — 
mit  dem  ersten  Ansatz  in  aggregativen  Territorienreichen,  aus  welchen 
sich  die  modernen  Grossstaaten  der  alten  Welt  entwickelt  haben.  Da- 
nach ist  durchgreifend  und  fundamental  auch  das  durchgeführt,  was 
Barth  unter  dem  Namen  »äusseres  Wachstum«  fordert ;  Barth  sieht  es 
nur  wegen  seines  erwähnten  Scheuleders  über  meinen  vermeintlichen 
Naturalismus  wieder  nicht.  Mit  diesen  und  anderen  Wachstumser- 
scheinungen auf  jeder  meiner  Staatsstufen  stehen  dann  allerdings  ebenso 
Qualitätsänderungen  in  notwendigem  Zusammenhang  und  auch  diese 
habe  ich,  soweit  es  in  einer  absichtlich  gedrängten  Uebersicht  auf 
wenigen  Seiten  geschehen  konnte,  hervorgehoben.  Diese  die  »qualita- 
tiven Bestimmtheiten«  habe  ich  auch  nicht  »eingemischt«,  nicht  mit  den 
»quantitativen«  vermengt,  das  »Durcheinanderweben  beider  Prinzipien« 
besteht  wieder  nur  in  der  Einbildung  des  H.  Verfassers.  Meiner  Staats- 
stufenlehre haftet  eben  das  nicht  an,  was  Barth  willkürlich  hineinge- 
legt hat.  Auch  was  die  Benennung  meiner  fünf  Staatsstufen  betrifft, 
kann    ich    die  Barih\c\s.Q  Bemängelung    nicht    berechtigt   finden.     Die 
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Namen  sollen  fehlerhaft  sein,  weil  sie  das  zunehmende  »äussere  Wachs- 
tum« nicht  zum  Ausdruck  bringen;  mir  scheint,  dass  das  kein  Fehler 
ist,  weil  auf  den  fünf  Stufen  die  Qualitätssteigerung  durchaus  auf 
»äusseres  Wachstum«  zurückgeführt  und  an  sich  die  Hauptsache  ist. 

Ich  könnte,  wenn  ich  der  Kritik  des  noch  ausstehenden  zweiten 
Bandes  vorgreifen  wollte,  vielleicht  jetzt  schon  den  Nachweis  führen, 
dass  vielmehr  Barth\  Lehre  von  den  Gesellschaftsstufen  an  den 
schwersten  Gebrechen  leidet.  Er  kennt  nur  einen  Hauptunterschied 
zwischen  »Naturformen«,  die  übrigens  abstammungsgemeinschaftliche 
Formen  sind,  und  von  »Kunstformen«,  welche  der  »Gesetzgeber« 
durch  eine  für  alle  Folgezeit  massgebende  Diremtion  der  Gentilver- 
fassung  zu  ständischer  Gliederung  bewirkt  haben  soll ;  Barth  findet  erst 
in  der  ständisch-feudalen  Gesellschaft  eine  »innere  Gliederung  der 
Angehörigen«  und  alle  spätere  innere  Gliederung  ist  ihm  nur  Stände-, 
nicht  auch  Individual-,  Kommunal-  und  andere  Gliederung.  Ist  es 
denn  bloss  der  Gesetzgeber,  welcher  die  primitive  Gesellschaft  den 
Sprung  in  die  fortan  nur  ständische  Gesellschaft  machen  liess?  Hat 
denn  die  primitive  Gesellschaft  nicht  auch  eine  »innere  Gliederung?« 
Ist  in  der  primitiven  Gesellschaft  nur  eine  »Naturform«,  in  den  späteren 
Stufen  nur  die  »Kunstform«  der  Gesellschaft  vorhanden?  Wirkt  denn 
das,  was  B.  Natur  nennt,  aber  blosse  Gliederung  nach  der  Abstammungs- 
gemeinschaft ist,  nicht  äusserst  mächtig  in  die  modernste  Gesellschaft 
herein  fort,  wobei  man  nur  an  die  Erbmonarchie  staatlich  und  an  die 
Intestatvererbung  des  Kapitals  volkswirtschaftlich  zu  denken  braucht? 
Wäre  denn  nicht  eher  jener  fundamentalen  Diremtion  der  primitiven 
zur  ersten  ständischen  Gesellschaft,  welche  den  Zentralpunkt  der  ^.'schen 
Geschichtsphilosophie  bilden  zu  sollen  scheint,  der  Vorwurf  zu  machen, 
dass  das  quantitative  Wachstum  nicht  nachgewiesen  und  darin  eine 
bloss  qualitative  Aenderung  zu  einseitig  hervorgehoben,  »beide  Prin- 
zipien« nicht  geschieden  sind? 

Ich  könnte  noch  eine  Reihe  weiterer  Fragezeichen  machen,  deren 
jedes  einem  scharfen  Zweifel  entsprechen  würde.  Statt  dessen  will  ich 
lieber  schliessen  und  zwar  mit  dem  Wunsch  und  mit  der  Hoffnung, 
der  zweite  positive  Teil  des  Werkes  möge  nicht  selbst  eine  so  will- 
kürliche und  verzerrende  Kritik  jener  Art  erfahren,  wie  Barth  sie  in 
seinem  ersten  Bande  an  den  armen,  unglücklichen,  mit  der  Eintragung 
ins  Taufbuch  der  legitimen  Wissenschaften  ringenden  Soziologen  geübt 
hat,  die  vor  ihm  den  Plan  betreten  haben. 

Ob  es  Barth  gelingen  werde,  die  Soziologie  nur  als  Philosophie 
der  Geschichte  und  nur  durch  Philosophie  der  Geschichte  zu  begründen, 
ist  ein  Zweifel,  welchen  ich  vorläufig  nicht  lassen  kann  und  welchen 
mir  Barth  nicht  verargen  möge. 

Schäffle. 
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Archiv  für  Keligionswisscnscliaft,  heiausgegel)en  von  Dr.  Ths.  Aclieiis 
(Bremen).  Erster  Band,  i.  Heft.  Freiburg  i.  B.  Verlag  von  J.  C.  B.  Mohr 
(Paul  Siebeck)  1898.  —  Nach  der  programmatischen  Einleitung,  welche 
der  H.  Verfasser  giebt,  wivd  die  neue  Zeitschrift  die  Aufgabe  verfolgen, 
die  Religionswissenschaft  e  m  p  i  r  i  s  c  h  -  k  r  i  t  i  s  c  h  als  ein  Ganzes  zu 
begründen  und  auszubauen.  Die  religiös-kultlichen  l'hatsachen,  welche 
von  der  Sprachwissenschaft  und  Ethnologie  geboten  werden,  wollen 
wesentlich  mit  Anwendung  der  »psychologischen  Interpretationen«,  d.h. 
der  Erschliessung  der  Entwicklung  der  Religion  aus  den  wechselnden 
Entfaltungen  des  religiösen  Bewusstseins,  zu  einer  allgemeinen  Religions- 
wissenschaft verwertet  werden.  Diese  Wissenschaft  soll  nicht  bloss  be- 
schreiben, auch  nicht  das  chronologisch  vollständige  Nacheinander  und 
ethnographisch  vollständige  Nebeneinander  der  Religionen,  sondern  hi- 
storische Erklärung  und  philosnphische  Konzentration  der  Religions- 
geschichte ergeben.  Der  stattliche  Kreis  von  Mitarbeitern  aus  verschie- 
denen Ländern ,  welchen  Achelis  für  sein  Unternehmen  gewonnen  hat, 
lässt  einen  schönen  Erfolg  erhoffen,  jedenfalls  wünschen.  In  welchem 
Sinne  der  Begriff  Religion  gefasst  wird,  geht  aus  der  Einleitung  her- 
vor, in  \Nt\(z\\t\  Achclis  (S.  6)  bemerkt:  »Trotz  der  anfänglichen  Einheit 
von  Religion,  Mythus  und  Kultus  lassen  sich  vermöge  allmählicher  Dif- 
ferenzierung dieser  gleichartigen  Elemente  im  Laufe  der  Entwicklung 
mehr  oder  mmder  klare  Unterschiede  feststellen.  Der  Mythus ,  dieses 
ursprüngliche  Zentrum  einer  primitiven  Weltanschauung,  umfasst  alle 
Vorstellungen,  welche  sich  auf  das  Schaffen  der  Natur  beziehen  und  er 
sucht  dem  menschlichen  Kausalitätsbedürfnis  die  gewünschte  Erklärung 
in  irgend  welcher  poetischen  Form  zu  vermitteln.  Die  Religion  im 
engeren  Sinne  des  Wortes  aber  stellt  die  unausweichliche,  dem 
Menschen  sich  geradezu  aufdrängende  Beziehung  des  Einzelnen  zu  einer 
unsichtbaren  Welt  dar ,  welche  freilich  der  seneiblen  Anschau- 
ung des  Naturmenschen  sich  in  irgend  einer  sinnlich  greifbaren  Gestalt 
verkörpert.«  — Vom  Standpunkt  dieser  »Zeitschrift  für  die  ges.  St.W.«, 
welche  keinem  Zweig  des  gesamten  Wissens  von  Gesellschaft  und  Kultur 
gleichgültig  gegenüber  steht,  möchte  ich  das  Achelis''&z\\Q  Archiv  beson- 
ders deshalb  begrüssen,  weil  letzteres  einen  hauptsächlichen  Zweig  des 
sozialen  Gesamtwissens  zu  jener  konzentrierten  Bearbeitung  zu  bringen 
verspricht,  welche  allgemein  nötig  ist,  bevor  die  verschiedenen  Zweige 
des  sozialen  Wissens  zu  einer  vollständigen  Sozialwissenschaft,  unter 
Nachweisung  der  Interdependenzen  aller  Seiten  des  Volks-  und  Völker- 
lebens zu  werden  vermögen.  —  An  der  Spitze  der  Abhandlungen  des 
I.  Heftes  der  neuen  Zeitschrift  steht  ein  Beitrag  von  Hardy  (Freiburg 
i.  d.  S.)  mit  glänzenden  Appergus  über  die  Methodik  der  historischen 
Religionsforschung. 

Schäffle. 
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Ma han ,  N.  T. ,  Der  Einfluss  der  Seemacht  auf  die  Geschichte 
178J — 1812.  Die  Zeit  der  französischen  Revolution  und  des  Kaiser- 
reichs. Auf  Veranlassung  des  K.  Oberkommando's  der  Marine  übersetzt 
von  Vizeadmiral  Baisch.  Berlin,  E.  S.  Mittler  u.  S.  6.  Lieferung.  1898. 
Das  ganze  Werk  des  Amerikaners,  gründlich,  kenntnisreich,  fesselnd  in 
der  Darstellung  erweist  aus  den  traurigen  Erfahrungen  Frankreichs  zur 
See  gegen  England  während  der  ersten  Revolution  und  des  ersten  Kaiser- 
reiches den  Einfluss  der  Seemacht  auf  die  Geschichte  von  Staaten,  welche 
wirtschaftlich  und  politisch  bedeutende  Seeinteressen  haben.  Die  vom 
K.  Deutschen  Marineamt  veranlasste  Uebersetzung  Mahan'^  hat  offen- 
bar günstigen  Einfluss  auf  den  Erfolg  des  Tirpitz'schen  Flottenplanes 
geübt.  Die  vorliegende  6.  Lieferung  schildert  sehr  interessant  Nelson's 
Sieg  bei  Abukir.  Politisch  besonders  beachtenswert  ist  in  den  früheren 
Lieferungen  der  Nachweis,  wie  sehr  der  in  Marinesachen  insipide  Ra- 
dikalismus der  ersten  französischen  Revolution  Frankreich  England  ge- 
genüber geschädigt  hat.  S  c  h  ä  f  f  1  e. 

Alfred  Fo  uil  l  c ,  revue  internationale  de  Sociologie,  May  1898. — 
Ein  bemerkenswerter  Protest  gegen  die  Zuzählung  zu  den 
»Anthroposoziologisten«,  welche  die  R  a  s  s  e  als  den  be- 
herrschenden Faktor  der  Geschichte  ansehen.  Die  Verwahrung  ist  zwar 
mit  der  geistvollen  satyrischen  Liebenswürdigkeit,  welche  jP.'s  Feder 
eigen  ist,  getränkt,  aber  sehr  massvoll  im  Urteil.  Fouille  schliesst:  »Mein 
Schluss  ist,  dass  bei  aller  Bedeutung  gewisser  physischer  Charaktere 
in  anthropologischer  Hinsicht  es  dennoch  unmöglich  ist,  diesen  die 
psychische,  moralische  und  soziale  Wichtigkeit  darzulegen,  welche  ihnen 
von  den  Anthroposoziologisten  zugeschrieben  werden.  Nehmen  wir  ihre 
Thatsachen  als  Anzeichen  der  Subrassen  an,  nehmen  wir  ferner  gewisse 
psychologische  Eigentümlichkeiten,  welche  aus  der  Geschichte  der  Sub- 
rassen hervorgehen,  aber  übertreiben  wir  nicht  und  verwandeln  wir 
nicht  eine  Frage  des  Temperamentes  —  des  unruhigeren,  unternehmen- 
deren Geistes  der  Dolychocephalen  —  zu  einer  Frage  des  absoluten  Wer- 
tes. Wir  befinden  uns  merkwürdigen  Beziehungen  gegenüber,  welche  noch 
unvollständig  festgestellt  sind  und  deren  Auslegung  schwierig  ist;  man 
hat  nicht  das  Recht,  daraus  (Zunahme  der  Brachycephalie)  pessimi- 
stische oder  optimistische  Schlüsse  für  die  Zukunft  der  Zivilisation  zu 
ziehen.«  Schäffle. 
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